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Die volfswirtbfchaftlichen und finanziellen Zuftände des Zoll. 
Vereins und die Zolleinigung mit Defterreich. 


Nach 8.25 des Haubeld- und Zoll-:Bertrages zwifchen Defterreich und Preu- 
gen, welchem demnächſt die Zoll-Vereinsftaaten beigetreten find, folfen im Laufe 
diefes Jahres Kommifjarien der betheiligten Staaten zufammentreten, um über 
eine Zolleinigung oder wenigitens über jernere Verkehrserleichterungen zu berathen. 

Wenn nun die Städte ald die Sike der Induftrie und die Mittel- und 
Knotenpunfte des Verkehrs zu betrachten jind, fo find fie in ihren Lebens-In— 
tereffen um fo mehr bei diefer Angelegenheit betheiligt, als fich in ihnen im We— 
fentlihen die Vertretung der commerziellen und indujtriellen Intereffen concentrirt. 

Bon diefem Gefichtspunft aus glauben wir, daß die Aufnahme der folgenden 
Daritellung den Communalbehörden einen nicht unerwünjchten Ueberblie über bie 
. Handels» und Verkehrs-Verhältniſſe der betheiligten Yänder gewähren und ihnen 
einen Anhalt varbieten wird, um fich auf diefem die eigentliche Lebensſphäre ber 
Städte betreffenden Gebiete zu orientiren. 

Der Freiherr von Czörnig, ein angefehener öſterreichiſcher Staatsbeamter, 
widmet einen Theil feiner Schrift: „Dejterreichs Neugejtaltung” der Zollverfaffung 
feines Landes, und dem Nachweis der Notbwenpigfeit, daß Defterreich in den 
Zollverein eintrete. Nach der Schilderung der Schwierigkeiten (Seite 184), 
welche dem Abjchluffe des Zoll- und Handels-Vereins von 1853 voraufgingen, 
wendet fi) der Verfaſſer nicht etwa zu den Folgen, welche biefer anbahnende 
Bertrag im Berlauf von vier Jahren gehabt hat, fondern blickt nur nach dem, 
was das Jahr 1860 (eigentlich 1866) bringen fol. Dabei ſchließt er mit den 
Worten: „noch läßt fich heute nicht beurtheilen, ob zu jemer nicht mehr fernen 
„Zeit die won Dejterreich angebotene Zolleinigung zur Wahrheit werben wird; 
„allein die Macht der hierzu drängenden, die ganze Nation umfafjenden Intereffen 
„tt jo groß und nachhaltig, daß die fich dagegen erhebenden Sonderinterejjen 
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„den endlichen Sieg der großartigften Idee diefes Jahrhunderts wohl aufzuhalten, 
„nimmer aber zu vereiteln vermögen.“ 

Deiterreih hat allerdings Schritte gethan, um feinen Beitritt zum Zollver— 
ein möglich zu machen, wohin zu zählen ift, daß die Zolllinie, welche Ungarn 
umſchloß, aufgehoben ift, ferner, daß für den ganzen Staat ein gleihmäßiges 
Zollſyſtem angenommen wurde, und daß diefes neue Zollſyſtem in feinen funda— 
mentalen Bejtimmungen dem nahe gebracht ift, welches im Zollvereine Geltung 
bat. In allen ihren Aufgaben hat Dejterreichs Gefeßgebung vom Jahre 1848 
an das Streben zur Geltung gebracht, in den verfchievdenen Theilen des großen 
und aus jo heterogenen Völkern beitehenden Staats ganz gleiche Geſetze einzu: 
führen, fo daß alles Partilulare und Nationale verfchwinden folle. Bei der Ver— 
waltung des Rechts, bei dem Militaiv- und Polizeiwefen, bei allen Zweigen der 
Staatswirtbichaft, namentlich bei den direkten und indirekten Steuern ift diefe 
Gleichmachung konfequent durchgeführt worden. Die Tendenz, welche diefen An 
ftrengungen zu Grunde liegt, ift laut ausgefprochen die: aus der Gleichheit der 
Geſetze die Einheit des Staats zu conftruiren, und an Stelle des iveellen durch 
das Regentenhaus um die Landestheile gefchlungenen Bandes der Berfonal-Union, 
nunmehr eine fachliche Einheit des Staats durch die Gefege herbeizuführen; bie 
Pandestheile follen verfehmolzen und ein einiges Defterreich geboren werben. 

Allein man muß den ernfteften Bedenken Raum geben, ob auf dem Wege 
der Geſetzgebung ein einiges Defterreich gefchaffen werden kann; das aber tft un- 
zweifelhaft, daß aus dem Gedanken der Staatseinheit auch die neue Zollgefek- 
ebung Defterreichs .jtammt. Und nun drängt fich die Frage auf, ob denn ein— 
ach in ber gleichen Gefetgebung auch der Zollverein hinveichenden Grund finden 
fann, den Kaiſerſtaat aufzunehmen, oder welche Erwägungen etwa jonft dafür 
oder dagegen fprecdhen, die „großartigfte Idee diefes Jahrhunderts” in Ausfüh- 
rung zu bringen? 

Jede Zolleinigung verfchievener Gebiete bietet der Betrachtung drei Seiten 
dar, nämlich die der äußeren Politik, die des Staatseinfommens, und endlich die 
der Handelsverhältniffe. Daß dem Staatseintommen bei einer Steuerfrage hier 
erst die zweite Stelle angewiefen wird, könnte als eine Anomalie erjcheinen, weil 
bei Abgaben nur die Steuerfraft und der Bebarf des Landes zu Nathe gezogen 
werben jollten, und Nebenrüdfichten gemeinhin ſchädlich wirken; es handelt fich 
aber hier weniger um die Abgaben, die ja ſchon beftehen, als um den Vertrag, 
ber fie gemeinjchaftlich machen fol, und das gehört der höheren Politik an, wes- 
halb derſelben die erjte Stelle hier eingeräumt wird. 

I. Die jett in Kraft ftehenden Zollvereins: Verträge haben nur wenige fun- 
damentale Bejtimmungen, die jedoch in der Ausführung viele einzelne Anordnun— 
gen erfordern; diefe fundamentalen Beftimmungen find nämlich: 

1) gleiche Gefeßgebung für das ganze Zollwefen, und zwar in der Weife, 
daß in dem Beftehenden ohne Zuftimmung aller Mitglieder nichts geän- 
bert werben kann; 

2) Gemeinschaft der Einnahmen und Theilung berfelben nach der Kopfzahl 
der Bevölkerung jedes Yandes; doch find hierbei einige im Ganzen nicht 
erhebliche Bejchränfungen beliebt worden; biefe beiden Beftimmungen find 
bie Hauptpunfte, und erft nach und nach find verſchiedene Zufäte bazu 
gemacht worden; 

3) von biefen Zufägen find beifpielsweife zu nennen: Freiheit bes — 
und des Verkehrs, eigentlich nur eine nothwendige Folge der aufgehobenen 
Zollſchranken an den Grenzen ber ſich berührenden Vereinsſtaaten; Vor— 
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behalte wegen der Regalien (Salz und Spielfarten); Feſtſetzung von Ueber» 
gangs-Abgaben für Produkte einzelner QVereinsländer, wenn fie in andere 
übergeführt werben; Uebereinfommen wegen Höhe der Kommunikations: 
Abgaben; Verträge über die Einführung eines gleichen Münz, Maaf- 
und Gewichts-Syitems; Annahme gleicher Grundfäge zur Förderung der 
Gewerbjamteit, ver Mefjen, ver Märkte und des Seeverkehrs; Vereinba— 
rung wegen Gemeinſamkeit einzelner inneren Steuern ꝛc. 

Bon höchſter Bedeutung für das ganze Leben jedes einzelnen Staats ift nun 
die Forderung, daß durch dieſe Vereinigung dasjenige Hoheitsrecht aufgegeben 
werden muß, durch welches die bejtehenden Gejete jelbititändig geändert werben 
können. Diefe Entäußerung eines hochwichtigen Rechts ift vielen Mitgliedern des 
Dereins ſchon fehr nachtheilig gewejen. Drei deutfche Königreiche und viele Feine 
Staaten haben fih mit Preußen geeinigt, jedoch tm Hochgefühle ver eigenen 
Selbitftändigfeit, haben fie oft neue Einrichtungen um fo mehr zurückgewieſen 
als fonft, in den politifchen Berathungen, auf die Stimme der Mindermäch- 
tigen fein hoher Werth gelegt zu werben pflegt. Im Rathe bes Vereins findet 
es oft der kleinſte Landesherr dem Intereffe feines Fiscus angemeſſen, Verände- 
rungen abzulehnen; er verhindert 5. B., daß bie Durchgangs-Abgaben ermäßigt 
werden, wenn fchon feine große Handelsitraße fein Territorium durchſchneidet, 
und fragt nicht danach, ob der Großhandel darunter leidet, — oder daß ber in. 
ländifchen Zucerinduftrie die nothwendigen Konzefjionen gemacht werden, obgleich 
feine Fabrik der Art fich bei ihm findet; er aber legt fein Veto ein, unbeküm— 
mert um das Ganze. So machen ſich in vielen Fällen die Sonderintereffen gel- 
tend und verhindern, den neu entftehenden Verhältniffen gerecht zu werben und 
das Beraltete aufzuheben. 

Preußen hat in folcher Weife die unangenehmften Erfahrungen machen müffen; 
biefer Staat, der weit über die Hälfte der Vereinsbevöllerung umfaßt, dem bie 
anderen Staaten minbeftens in finanzieller Beziehung fo viel zu danfen haben, 
bem fie aber, jtatt ihm die gebührende Anerkennung zu zollen, oft fich widerſetz— 
ten. Nie bat Preußen feinen Verbündeten fein Uebergewicht fühlbar gemacht; ob 
biefes mit Defterreich ebenfo der Fall fein wird, ja ob Dejterreich nach feiner 
ganzen Staatszufammenfegung fo zurücdtveten kann, ift ſchwer worberzufehen, und 
noch ſchwerer vorauszufegen. Noch find nicht die Klagen der Heinen italienifchen 
Staaten verflungen, welche mit Defterreih — zwar auf anderen Grundlagen — 
eine Zolleinigung eingingen. Ja überhaupt, nach fo vielen Erfahrungen, muß 
bei fünftigen Verträgen, wenn ber Verein wirklich das Interefje des großen Gans 
zen förbern foll, Preußen nicht geftatten, daß jeder Heine Staat eine entjcheidende 
Stimme habe. Mit wahrem Schmerze iſt diefer fette Sat hier niedergeſchrie— 
ben worden, denn er enthält Anklagen, und die Angabe eines fchneidenden Gegen- 
mittel$; aber die Selbfterhaltung ift das erfte Geſetz im Stantsleben, und bei 
der notorifchen Förderung ber fpecififch öfterreichifchen Intereffen durch mehrere 
Mitglieder des Vereins, müßte Preußens nothwendiger Einfluß fonjt noch mehr 
verffeinnert und unferm Yande würben die tiefjten Wunden gejchlagen werben. Die 
Beſchränkung der Autonomie, welche von einem fremden Staate ausgeht, ift für 
ein größeres und felbftftändiges Land fehr gefährlih, und ehe nicht die große 
Aufgabe gelöft worden: den entgegenlaufenden Beſtrebungen eine gleiche Richtung 

zu geben, ven Willen der Einzelnen im Nathe des Vereins abzufchwächen und 
die Bebürfniffe jedes einzelnen Staats mit denen der Gefammtheit in Einklang 
zu bringen, ehe kann Preußen den Staat Oejfterreich nicht in ben Zollverein eine 
treten laffen, ohne fich felbjt aufzugeben. Denn Defterreihs Handel, Fabriken 
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Landwirthſchaft, geiſtige Bildung und die Lebensverhältniſſe der verſchiedenen 
Volksſtämme weichen zu weit von den Verhältniſſen Preußens und der Zollver— 
eins⸗Länder ab, als daß gleiche Zwede mit gleichen Mitteln in einem Zollverein 
beider Fändergruppen erreicht werden könnten. — 

Bon der politifchen Bedeutſamkeit der Zollverträge wurbe früher auch er- 
wartet, daß Länder, die durch bie materiellen Intereffen fo nahe verbunden wä— 
ren, auch in anderen jtaatlichen Vorkommniſſen Bundesgenofjen fein würden. 
Auch bierin hat Preußen fich oft getäufcht. Die materiellen Interefien der Bun- 
desglieder waren durch die Zoll-Verträge gefichert und daher konuten fie, unbes 
forgt um ihre Finanzen, beliebige politiiche Richtungen verfolgen. Die Gefchichte 
vor und nach 1848 zeigt diefes deutlich, und es foll feine betrübende Aufzählung 
von Einzelnheiten bier folgen. Was aber fteht von dem Beitritte Oeſterreichs 
in diefer Beziehung zu erwarten, jegt wo die politischen Anfichten Preußens und 
Defterreich8 jo weit auseinander gehen? Erwäge man nur die Berfaffungsfragen 
am Bunde, in den einzelnen Bundesstaaten und in jedem ber beiden großen Staa- 
ten felbft; oder die europäifchen Verhältniſſe: die Kriegeserklärungen und 
Triedensfchlüffe, die fich alle an den Börfen, im ers, in der Gewerbethätig- 
feit und in den Einkünften aus den Zöllen jo belle wiederſpiegeln. Ein folcher 
Bundesgenoffe, wie das große Dejterreich, riffe uns hin, feine Berwidlungen wür- 
den die unfrigen in unabweisbarer und empfindlicher Art. Haben fi dann bie 
Kräfte der beiden Staaten lange genug an einander gemeffen, ‚dann wird bie 
Auflöfung des Vereins folgen, und wenn nicht die traurige Zerjplitterung ber 
früheren Zeit eintreten, doch eine Auflöfung und neue Verbindungen. 

Ueber die Bedenken, welde daraus entjtehen, daß Oeſterreichs Finanzlage 
anerkannt die fchlechtefte in Deutfchland ift, und feine Baluta einem ftets ſchwan—⸗ 
fenden Kurje unterliegt, kann bier theils als eine allgemein befannte und zum 
Ueberdruß befprochene Sache hinwergegangen werben, theils aber auch um des- 
halb, weil mit Sicherheit anzunehmen ift, daß der Kaijerjtaat bei einer 
Zolleinigung gar nicht in die Lage fommen würde, aus feinen Zoll- 
einfünften Zahlungen an die Vereinsmitglieder zu maden, fon- 
dern feine Antbeile aus den eigenen Einnahmen und aus Zahluns 
gen des Vereins ſich zufammenjegen müßte! 

Endlich ijt hier noch der Blick auf ein Feld zu richten, welches der Hans 
delspolitif angehört und gute Früchte veripricht; es ift diefes Die Durch die Ver- 
träge bedungene Handelsfreiheit in allen Theilen des Vereins. Für den Handel 
werden bie verbundenen Staaten nur Ein Yand, denn die Zerritorial-Örenzen find 
für denjelben aufgehoben; dieſes hat nicht blos das Inland, fondern auch das 
Ausland anerkannt, denn England, Amerika, Frankreich, reden von ihrem Handel 
mit dem Zollverein. Diefe Hanvelöfreibeit würde auch Defterreich in feinen 
weiten Yanden gewähren, das liegt in feinem Willen; ja es ift zu vermuthen. daß 
diefer wichtige Umftand der Beweggrund derjenigen Defterreichifcehen Staatsmän- 
ner ist, welche zum Anfchluß drängen. Sie überhören aber dabei den Angftruf 
der inländifchen Gewerbe, die von dem Zuftrömen ber Zollvereins-Fabrifate ihren 
Untergang fürchten, und diefes oft und laut in letter Zeit ausgefprochen haben. 
Welche Kraft diefe induftrielle Macht entwickeln wird, ob diefelbe dem Anfchluffe 
Defterreih8 von innen her Hinderniffe bereiten Kann, viefes muß die Zukunft 
lehren; für den Handelsftand des Vereins ijt die Erweiterung des Markts nur 
willfonmen zu beißen. 

1]. Der finanzielle Theil bildet den zweiten Punkt dieſer Mittheilung. 
Zur Erörterung deffelben Liegen vollſtändige Materialien vor, indem vom Zoll: 
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verein und von Defterreih die Zolfitatiftifen für das Jahr 1857 veröffentlicht 
find, aus denen es Jedem freifteht zu fchöpfen. - 

Es muß zuerft angenommen werden, daß Defterreich feinen Beitritt zum 
Zolivereine im Wefentlichen an feine anderen Bedingungen fnüpfen will als bie, 
welche die Grundlage bes Zollvereins bilden, und es verlautet auch bisher nicht, 
daß andere Forderungen geftellt werden würden. Es iſt alſo bier die Gemein; 
ſchaftlichleit der Einnahmen, die zuerſt herantritt und weshalb geprüft werden muß: 
was Defterreich mit feinen Zolleinnahmen dem Bereine, und was der Verein 
mit feinen Zolfeinnahmen dem Kaiferftaate bietet? Die größte Schwierigfeit, wel- 
cher man bei diefer Gegeneinanberjtellung begegnet, entipringt aus der Verſchie— 
denartigfeit der Tabadebefteuerung; für Defterreich ein ſehr einträgliches Mono— 
pol, für den Verein ein wichtiger Gegenftand der Eingangs-Verzollung. Doc 
geht man darüber für den Angenblid hinweg, fo ergiebt die Vergleichung der 
beiderfeitigen Zolltarife, daß Oeſterreich fich weſentlich dem Vereinstarife ge- 
nähert hat, doch mit dem prinzipielfen Unterfchiede, daß Defterreich in Folge des 
früheren Brohibitiv-Syftemsd die Fabrifate ſämmtlich viel höher beftenert. Ein 
Beifpiel mag biefes verdeutlichen: der Kaffee wird in beiden Staatengruppen gleich 
hoch bejteuert, weil berjelbe nur aus dem gemeinfchaftlichen Auslande bezogen 
werden kann; Gewebe aller Art find aber wohl doppelt jo hoch in Defterreich 
bejteuert, um die Induſtrie des Inlandes zu ſchützen. Diefer Unterfchied kann 
von Seiten Defterreichs nicht ohne die ſchwerſten Opfer befeitigt werben, denn 
mit dem Zollfehuge wird der Gewerbthätigfeit eine Stüge entzogen, auf welcher 
zum großen Theil das ganze Gebäude ruht. Im der Finanz, Handels- und Ge- 
werbe-Politif des Vereins kann es aber nicht liegen, die höheren Steuern des 
Öfterrrichifchen Tarifs anzunehmen, weil unfehlbar dadurch die bejtehenden Han- 
delsverkindungen mit England, Frankreich, der Schweiz ꝛc. abgebrochen würden, 
weil unfere Fabrifen dadurch einen Schub erhielten, deſſen fie gar nicht bedürfen, 
die im Inneren erzeugten Waaren ohne Nothwendigfeit auf einen höheren Preis 
gefteigert würden, und weil die Erträge der Zölfe ſich minderten. Je höher bie 
Abgabe im Anfage, defto geringer ift fie im Ertrage, das iſt ein alter Erfah— 
rungsjaß. 

ber Zutritt Defterreichs erfolgen, jo muß daſſelbe die hohen Zollſätze 
auf Fabrikate fallen laſſen und fich mit feiner induftriellen Bevölkerung abzufin- 
den fuchen, und es muß ein gemeinfchaftlidher Zolltarif aufgeftellt werden. 
Außer einem Anfchluffe mit voller Gemeinfchaft der Einnahmen, von dem im 
Vorſtehenden die Nede war, giebt e8 auch fchon verſuchte Mittelwege, wie 3. B. 
wenn Defterreich dem Zollvereine zur Sicherung feiner Einnahmen das Anerbie- 
ten machte, die jegigen Zolferträge vorweg zu gewähren, alfo aus dem gemein- 
famen Einkommen vorweg 26'/, Million Thlr. zu überweifen — in ähnlicher 
Weiſe find die italienifchen Zollverbündeten Defterreih8 abgefunden worden; oder 
ein Präcipunm, wie e8 fi Hannover jett ftipulirt hat. Beides ift aber für 
den Zollverein nicht annehmbar, denn im Wefentlichen find die Zolleinnahmen 
ftets im Steigen geblieben, jo daß folche Abfindungen um fo mehr zum Nach— 
theile für den Verein ansfchlagen müſſen, als der fichere Vortheil der Mehrein— 
nahmen verloren geht. Defterreich bringt nur eine fehr geringe Summe in bie 
Gemeinfchaft, und feine finanziellen Kräfte bieten Feine Gewähr, drückende Bedin— 
gungen zu erfüllen. 

ALS zweiter Hauptfag der Verträge wurde die Gemeinfchaftlichkeit der Ein- 
nahmen bezeichnet; dieſe gründet fich darauf, daß bie Einwohner ber Bereins- 
ftaaten im Ganzen und Großen die gleichen Bebürfniffe an ausländiichen Gegen: 
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ftänden haben und durch deren Berzollung gleiche Beiträge zu den gemeinfchaft- 
lichen Einnahmen liefern. Beftände diefe Gleichheit nicht, fo würde bie gleiche 
Vertheilung des Zolls eine Ungerechtigkeit gegen die Staaten werben, welche 
mehre Bebürfniffe, unter ver Laſt des Zolls, beziehen — der minderbrauchende 
Staat aber eine höhere Einmahme auf Koften Anderer fich aneignen Die Zoll: 
erträge Defterreichs und des Zollvereins liegen amtlich befannt gemacht vor. 
Der Zollverein ift aus Staaten zufammengefett, welche umfafien 9,115 OM. 
Der Kaiſerſtaat hatte bis zu Ende des Jahre 1857 . . „12121 „ 
Die Bevölkerung im Zollverein beläuft fich auf 32,646,160 Einwohner 


und bie von Defterreih, nah Hr. v. Ezörnig, auf *) 39,411,309 u 
zufammen 72,057,469 Einwohner. 


An fremden Waaren find dem Gewichte nach eingeführt in 
den Zollverein über 47 Mill. Eentner, 


besgl. nach Defterreih. . . . .„ 17 ! 
zufammen 64 DA. Gentner. 


Schon dieſe wenigen Zahlen ergeben, daß vergleichsweife und auch in Wirk: 
lichkeit die Einfuhr in den Verein viel beveutender als in Defterreich ift; fie be— 
trägt dort etwa ein und einen halben Gentner auf den Kopf und in Defterreich 
noch nicht einen halben Gentner. Doc) ift diefes kein ficherer Mafitab, da es 
ja bei den Eingangsabgaben nicht allein auf das Gewicht, fondern auch auf bie 
Dualität der Gegenftände ankommt. Mitten in die Sache hinein führt aber die 
Vergleichung der beiderfeitigen Erträge der Eingangsabgaben, welche für den Ver: 

ein fih auf: 26,514,647 Thlr., 
für Oefterreich aber auf 19,179,777 Gulden oder 12,786,518 „ 
belaufen, zuſammen. ee 39,301,165 Thlr., 
oder die Einnahme Defterreichs ift um . . . 183,728,129 
geringer als die des Vereins. 

Die angegebenen Einnahmen betragen auf den Kopf der Bevölkerung im 
Zollverein: 0,81 Thlr. und in Oefterreih 0,33 Thlr.; vertheilt man aber bie 
Sefammtjumme ver Einnahme nach der Kopfzahl beider Yändergruppen, jo fommt 
auf jeden Kopf nur 0,54 Thlr. Der in anderer Weife ausgebrüdt, der Zoll- 
verein bringt 67,4 pCt. der Gefammteinnahme auf und Defterreich nur 32,6 pCt. ; 
ber Verein müßte, daher bei einer Theilung nach Köpfen 27,4 pCt. der Einnahme 
abgeben, oder endlich in bejtimmten Zahlen: Defterreich erhielte von der gefamm: 
ten Einnahme 21,500,000 Thlr. und der Zollverein nur 17,800,000 Thlr., To 
daß ber Verein den Beitritt Defterreihs mit einem Einnahmeverluft von etwa 
9 Millionen Thaler zu erfaufen hätte. Es wird aber nöthig fein, näher nad: 
zuweifen, wodurch diefe Verfchiedenheit in der Einnahme herbeigeführt wird. Be— 
fanntlich haben die fomplicirteften Zolltarife Doch nur wenige Süße, welche den 
Hauptertrag der Einnahme einbringen, und fo ift e8 auch mit ben beiden vorlie. 
genden Tarifen der all, wozu noch fommt, daß in Beiden faft diefelben Waaren 
annähernd gleiche Werthe bieten. 

1. Für beide Länder ift der wichtigfte Einfuhr-Gegenftand der Kaffee gewe— 
fen, beide Tarife haben gleiche Zollfäge, nämlich 5 Thlr. und 7, Gulden für 
ben Gentner; es find davon eingeführt: 








*) Diefe Zahl Iheint zu hoch gegriffen zu fein, unb nach ben Angaben in öffentlichen Blät- 
tern fol die Zählung im Jahre 1868 nur ergeben haben: 37,389,012 Civifeinwopner; mit Zu« 
rechnung der Armee: wird daun bie ganze Bevbllerung auf 38 Millionen Einwohner abgefhägt, 
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in den Verein 1,220,355 Etr. mit einer Abgabe von 6,101,775 Thlr., 
besgl. in Defterreih 394,451 Ctr., desgl. 2,958,382 Gulden ober 
1,972,253 Thlr. 

Im Zollverein gewährt die Steuer von Kaffee 23 pCt. der ganzen Einnahme 
und im Dejterreih nur 15 pCt. Im Zollverein vertheilt fich der Kaffee zu 
3,8 Pfd., in Defterreich aber nur zu 1 Pfd. auf den Kopf der Bevölferung. Der 
Kaffeeverbrauch tft in beiden Gebieten fteigend und betrug in Defterreich im Jahre 
1854 gegen 277,000 Gtr., vergl. 1855 aber 377,000 Gtr. u. 1856: 379,000 tr. 
Nimmt man hiernach an, daß jührlich der Kaffeeverbrauch ſich in Defterreich um 
40,000 Gentner fteigern könnte, fo würden doch über 20 Jahre nothwendig wer: 
ben, ehe der Verbrauch Defterreihs dem heutigen des Zollvereind gleichkäme. 
Durch den Kaffeezoll gewinnt der Lette eine Abgabe von 5,6 Sgr. vom Kopf ber 
Bevölkerung, Dejterreich aber nur von 1,4 Sgr. Würden beide Einnahmen zus 
fammengeworfen, dann fielen nur 3,3 Ser. auf den Kopf der vereinigten Bevöl— 
ferung, und ber Zollverein erhielte jtatt der bisherigen 6 Millionen nur 3Y, Mil- 
lion Thlr., Oeſterreich aber 4'/, Million Thlr., was fein bisheriges Einkommen 
um brittehalb Millionen Thaler vermehrte. 

2. Bei Eijen, Stahl und den daraus gefertigten Waaren haben die beiden 
Zarife nicht die große Stufenleiter der einzelnen Säge gemein, wohl aber wollen 
fie beide der inländifchen Induftrie einen erheblichen Schuß verleihen. Die be 
jteuerten Mengen betrugen für: 

ben Zollverein 6,315,374 Etr. mit einer Abgabe von 4,109,308 Thlr., 

Defterreich 1,924,554 Ctr., desgl.2,029,240 Gulvengleich 1,352,826 „ 
darunter für beide Länder fehr viele Eifenbahnfchienen. Diefe Erträge machen 
für den Verein 15%, pCt. und für Deiterreich 10%, pEt. der Gefammteinnahme 
aus. Eine nohmalige Erörterung, daß der Zollverein eine große 
Einbuße erlitte, wenn Defterreich beitreten follte, wäre bier wie 
bei den folgenden Gegenftänden unnöthig, da es in die Augen 
Ipringt, daß die Faktoren zu ungleich find. 

3. Für den Zollverein ift die Verzollung der Tabadsblätter und Yabrifate 
von hoher Bedeutung; in Defterreih wird der Tabad zu den Staatsmonopolen 
gerechnet; zieht der Staat daraus auch ſehr bebeutende Einkünfte, fo gefchieht es 
do& in verfchiedener Weife. Der Zoll von Tabaden betrug im Verein 7", pCt. 
der Hauptjumme, indem 442,326 Gtr. mit 1,973,309 Thlr. bejtenert wurden. 
In Defterreich find 311,019 Ctr. zum Regiegebrauch frei eingeführt und nur von 
895 Etr. find 22,375 Gulden Abgaben erhoben. Diefe letzte Summe ift zu une 
bedeutend, um bier befonders in Anfchlag zu fommen. Sollte nun der Zollver- 
ein ben Kaiferftaat mit umfchließen, dann muß zuvor erjt ins Neine gebracht wer: 
ben: ob Defterreih das Monopol fallen laffen und den Eingangszoll übernehmen 
ſoll, oder ob der Verein fich ben jegigen öſterreichiſchen Einrichtungen anzufchlie- 
Ben hat. Die im Jahre 1857 bei Deder in Berlin erjchienene Schrift: „ber 
Zollverein und das Tabadsmonopol" kann Jedem empfohlen werben, der fich 
eine nähere Keuntniß von biefer Sache verfchaffen will, weil das Werf mit. gro- 
fer Kenntniß und Schärfe verfaßt ift. Soviel ift aber gewiß, daß ohne Beſei— 
tigung biefer Frage eine wahre Zolfeinigung nicht beftehen fann; denn mit Bei— 
behaltung ber gegenwärtigen Sachlage würde der Berein 7, pCt. feiner 
Einnahme, ohne Entfhädigung, zur Thellung bringen und feine Grenzen dem 
öfterreichifchen Regietabad geöffnet haben; anderer Seits würde Defterreich, zum 

achtheile feines 5 Millionen Gulden aufbringenden Monopols, feine Grenzen 
bem Tabad aus dem Vereine eröffnen, und fomit auch eine veihe Quelle der 
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Einnahmen bedroht fehen. Sollten aber blos des Tabads wegen Die Grenzen 
befegt bleiben, jo würde die Vereinigung nicht ganz zur Ansführung kommen und 
die Koften der Verwaltung eine unleidlihe Höhe haben. Bon dem Zollvereine 
wird aber nicht erwartet werden, daß berfelbe das Tabads: Monopol einführe, 
weil nicht nur die Kultur des Tabads dann argen Beichränfungen zu unterwer- 
fen wäre, ſondern auch weil eime große Anzahl jelbftjtändiger Fabrikanten und 
Arbeiter aufer Nahrung kämen. Die Stimmen in Verein, welche fich für Ein- 
hass. des Monopols erhoben haben, brauchten den Vorwand der dadurch zu 
ewirfenden Einnahme-Steigerung, in Wahrheit aber wollten fie Defterreich ben 
Weg zum Beitritt eröffnen. 

4. Durch die Beftenerung bes ansländifchen Zuckers erhielt der Zollverein 
6%, und Defterreich 17%, pEt. der Eingangsabgaben. Diefer Eingangszoll läßt 
fi aber nicht mehr ifolirt betrachten, weil im Inneren der Länder ebenfalls 
große Mengen befteuerten Zuckers gewonnen werden. Bet der Verſchiedenheit 
ber bejtenerten Gegenitinde wird Folgendes zu bemerken fein: 

Es find eingeführt und an Zoll erhoben: 

in den Zollverein 


tr. It 
a. raffinivter Zucker zu 10 Thlr. 1356 13,56 
b. roher Zuder I 31 2,528 
c. besgl. für Siedereien zu 5 „ 339,743 1,698,715 
d. Syrup zu2u.4Xhl. 41,359 112,248 
in Defterreich: 
Ctr. Gulden. 
ad a. & 121, fl. 26,161 327,012 
„ba 9 „ 26,506 238,554 
n„ “a 6 „ 469225 2,815,350 
ir 3 5 5,597 16,791 
" Diefen nn die inlänbijche — ara 
nzu mit ungefähr: ‚500, t I 
zufammen: 4,897,107 7,508,051 Thlr. 
(3,265,138 Thlr.) 


Im Verein trat die Nothwendigfeit gebieterifch hervor: die inländiſche Zucker— 
ſteuer mit zu den Zolleinnahmen zu werfen, und diefes kann auch nicht umgan- 
gen werben, wenn Defterreich eintreten follte; die Folge davon wäre aber, baf 
7, Million gegen 3',, Million eingefetst würden, alfo gegen 3 Millionen Tha— 
ler verloren gingen. 

5. Aus dem baumwollenen Garn entnimmt der Verein 6", pCt. und Oefter: 
reih 4 pCt. ver Eingangsabgaben; die beiderfeitigen Tariffäge find nicht unwe— 
jentlich verfchieden und in Defterreich geringer. Won ben verfchiedenen Garn- 
arten find in den Verein 569,178 Gtr. gegen 1,724,332 Thlr. und 

nad Defterreih 167,408 „ 507,463 „ eingeführt worden, 
jo daß bie letzten Erträge um %% geringer als die des Vereins find. 

In beiden Gebieten befinden ſich Spinnereten, die aber noch nicht ben Um— 
fang gewonnen haben, um den Anforderungen der Webereien zu entiprechen; auch 
nähern fie fich diefem Ziele nur langſam. Die Einfuhr des englifchen Garne 
ift daher für beide Staaten eine Nothwendigkeit. Mag nun auch die Anduftrie 
bes Vereins diejenige Oeſterreichs überflügeln, fo wird doch ber Handel mit Ber- 
einswebewaaren nach Defterreich die Ungleichheiten in den Zollerträgen nur un— 
vollftändig ausgleichen Können, da das Bebürfnig fir bammmolfene Waaren in 
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Oeſterreich geringer als im Vereine iſt; ans dem Bezug von rober Baumwolle 
läßt fich dies ſchließen. 

6. Bom eingehenden Weine entnimmt Defterreih 5, der Zollverein 6°), 
Procent ber Eingange-Abgaben, mit je zwei Süßen, die für Defterreich etwas 
höher find; neben ll Normal-Sägen find aber noch eine Menge häufig be- 
nugter Nebenfüte im Kaiferftante angenommen, um den Nechbarftanten Conceffio- 
nen zu machen. So find denn eingeführt 

in den Verein: 276,591 Ctr. gegen 1,670,638 Thlr. Abgaben und 

in DOefterreih: 670,470 „ m 637,931 
der Verein brächte hiernach über eine Diillion Thaler ohne Gegenleiftung zu Gun- 
ften Oeſterreichs in die Theilung, und es läßt fich noch vorausfeben, daß dieſer 
Finanzzoll dadurch weientlich gefchmälert werben würde, daß bei den niedrigen 
Preifen der öfterreihifchen Weine dieſelben die franzöfifchen nach und nach ver: 
drängen würden. — würde ſich hierbei noch am leichteſten dadurch helfen 
laſſen, daß der Verein ſich auch gegen Oeſterreich durch Anordnung von Ueber: 
gangs-Abgaben fchütte. 

+7. MWollenes Garn und wollene Waaren gewähren dem Vereine 4 und 
Deiterreih 5%, pEt. der Eingangs-Abgaben, bei fehr verfchiedenen Zollſätzen, die 

r Waaren in Defterreich jehr hoch find. Von diefen Gegenftänden jind einge- 

hrt: in den Verein 167,774 Ctr. mit einen Zollbetrage von 1,076,573 Thlr. 

und in Defterreih 44,098 , 5 743,192 „ 
Diefe Beijpiele mögen genügen, um die großen Verſchiedenheiten darzulegen, 
welde in ben gegenjeitigen Verhältniſſen bejtehen, und es ſoll nur ſummariſch 
noch nachgeiwiejen werden, von welchen andern Objecten in beiden Staaten-Grup— 
pen ber wejentlichfte Theil der Eingangs-Abgaben bezogen wird. 










ae LH ereim Defterreid. 





„ — 
Bi 2 . 
Gegenftand * — u 
* Gewicht Zollbetr. 5* Gewicht Zollbetr. 83 
Einfuhr. ’ E 5 g 5 
Gtr. bh. & Str. Gulden. 2. 
8 Seide u. feidene Waaren 28,323 867,355 31, 8,807 541,525 3 





I Reis 659,1831658,382 21, 65,060 42,831 % 
10 Südfrüchte 174,8721608,40 2", 298,625 804,117 41, 
11 'baummolfene Waaren 11,613 577,790 2 8,539'946,806 5 

12 Del in Fäffern 630,623 478,335) 19, 437,1737818,230 41, 
13 Branntwein 46,030 446,920 1", 20,814235,451| 1, 
14 Bich — Stüde 726,933 406,879 17/,1&t. 627,040 632,666 3°, 
15 Gewürze 56,008 363,928 11, 36,040 327,652 1%, 


16 Drogen u. Barbewaaren 2,263,197'355,244 1'% 
17 Leinen, Garn u Waaren 165,827330,889 1", 45,635 164,279 9, 
18 'Heringe, Tonnen 296,932 206,281: 1 ICtr. 165,634 248,364 1%, 


Rechnet man Hierzu noch die ad 1— 7 amgenebenen Procentfäge und bie von 
Thee und Holzwaaren, fo ergiebt fich, daß diefe 20 Pofitionen, auf's genanefte 
‚bevechniet, etwas Aber 92 Procent aller Eingangs-Abgaben Des Zollvereins aus—⸗ 


983,339 327,373 1%, 
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machen, fo daß für alle andern Gegenftände nicht ganz 8 Procent übrig bleiben. 
Faſt ein gleiches Reſultat ftellt fich für Defterreich dar. 

Aus diefen Vergleichungen geht hervor: = 

1) daß von beiden Staatengruppen biefelben Gegenftände aus bem gemein- 
Ichaftlihen Auslande bezogen werben, 

2) daß, weil für beide Ländergruppen ein gemeinfchaftliches wichtiges Aus- 
land in diefem Sinne befteht, diefelben bei einer Zolleinigung ſich nicht 
fo ergänzen können, daß die Bezüge vom Auslande wefentlich wegfallen 
würden; fondern daß fie beide die jett bezogenen Waaren auch dann noch 
unter Erlegung der Eingangs-Abgaben beziehen müßten, mithin ber Ein- 
gangszoll noch ferner in etwa gleicher Höhe erhoben werben wird; 

3) daß die Bezüge Defterreihs aus dem Auslande aber fehr viel geringer 
find als die des Zollvereing, und zwar, weil das Bedürfniß ber öfterrei- 
chiſchen Bevölkerung geringer tft; dieſes aber hat feinen Grund in ber 
verfchiedenen Lebensweife der Bewohner beider Ländergruppen; weil nun 
aber dies geringere Bedürfniß in Oefterreih der Grund ber geringeren 
öfterreichifchen Zollerträge ift, fo fteht auch feit, daß dieſe Ungleichheit in 
ber näheren Zukunft fich nicht ausgleichen kann; ® 

4) daß, da bie beiderſeitigen Einnahmen fo von einander abweichen, daß bie- 
jenige Defterreihs um die Hälfte geringer als die Einnahme des Zoll- 
verein iſt, und die Volfszahl dabei in dem umgekehrten Verhältniſſe fteht 
(d. h. die Fleinere Volkszahl, die des Zollvereins, bringt die größere Ein- 
nahme auf), fo hat bei einer Vereinigung die Kleinere Volfszahl, die bes 
Zollvereins, einen Ausfall in ihrer fchwer aufgebrachten Einnahme zn er— 
leiden, und eine Ausgleichung ift in einer berechenbaren Zukunft nicht 
zu erivarten. 

Aus diefen Gründen ift es in finanzieller Beziehung unmöglich, daß Oelter- 
reich unter den Bedingungen in den Zollverein Fon sähe werde, welche bis⸗ 
ber die wefentlichiten Grundlagen vejfelben bildeten. Eine Theilung ber 
Einnahmen zwiſchen dem Zollvereine und Defterreich nad ver Kopf- 
"zahl heißt: dem Zollvereine einen großen Theil feines Einfom- 
mens entziehen, und es kann fich fein Staatsmann im Zollverein finden, der 
bierzu die Hand böte. 

Viele Wege fönnen betreten werben, um dem bon Defterreich nachgeftrebten 
Ziele nahe zu fommen, und fo mögen bier zwei derfelben in wenigen Umriffen 
angedeutet werden; Befriedigung gewähren fie aber nicht. Sie werden vielmehr 
zum Erweiſe deſſen angeführt, wie fehwierig e8 auch bei dem beften Willen ift, 
bie rechte Straße zu finden, und daß nicht Heinliche „Sonderintereffen” leiten, 
fondern das Prinzip einer gerechten Theilung, wo es fih um neun Millionen 
Thaler jährlicher Steuern handelt. 

Der erjte diefer Vorfchläge geht dahin: Defterreih von den gefammten Ein- 
een nur einen kleineren Theil zuzuweifen, als nach der bisher üblichen 

erechnung ihm zu Theil werden würde. Bei einer Vertbeilung nach Köpfen 
und nach den angegebenen Einnahmen won 1857 würde Defterreich davon 54,7 pCt. 
mit 21,495,000 Zhlr. zu fordern haben, obgleich daffelbe nur 12,786,000 Thlr. 
aufgebracht hat; dem Zollverein, welcher 26,514,000 Thlr. beitrug, würden nur 
17,806,000 Thlr. verbleiben. Es müßte daher von einer Vertheilung nach der 
Kopfzahl ganz abgeftanden und nur der Antheil Defterreiche nach ber bekannten 
Einnahme im Ganzen berechnet werden, welche 32, pCt. ausmacht. Es fteht 
biefem aber die Schwierigkeit entgegen, welche aus dem Tabacksmonopole erwächit, 


— 
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und bie, baf bei einer Vereinigung es fich nicht mehr überſehen läßt, ob bie 
324/, Procent den richtigen Divifor bilden. Beiden Theilen erwächit daraus 
eine große Unficherheit, welche Defterreih um fo weniger zufagen kann, als wirt: 
lich die Zolleinnahmen dort im Zunehmen find. Auch bleibt jo noch die Frage 
des Tabadınonopols ungelöft. 

Der zweite Vorſchlag geht dahin, auch noch die Erträge gewiffer inneren 
Steuern den Zöllen zuzurechnen; tim Vereine betragen die leßteren 26,514,000 Thlr. 

Dazu die Einnahme von Rübenzuder mit . . - . _5,681,000 „ 
zufammen 32,195,000 Thlr. 

Bon Seiten Defterreih® müßten angerechnet werben: 

bie Zölle mt .- -» » » . .. 12,901,000 Thlr., 
die Nübenzuder-Steuer mit etwa 1,000,000 „ 
und der Gewinn aus dem Tabacks⸗ 
Monopol etwa . . . . 16,000,000 „ 
29,901,000 , 
zufommen . % 2... 62,096,000 Thlr., 
wodurch bie Verhältniffe ähnlicher, aber doch nicht gleich würden. Vielleicht ließe 
fih die nöthige Gleichheit hierbei erzielen, wenn dem Vereine ein angemefjenes 
Präcipuum zugefagt würde. Die gute Löſung der Frage liegt aber doch nicht 
darin, weil es Defterreich nicht zufagen kann, feine ganz fichere Einnahme aus 
dem Zabads-Monopol fo ins Ungewiſſe geftellt zu fehen. 

II. Und fomit überlaffen wir gern die Löſung dieſer finanziellen Frage 
bemjenigen, welcher befjere Kenntniß des Gegenftandes hat, und wenden uns zu 
ber britten, zu ben Interejfen des Handels bei einer Zolleinigung mit Oeſterreich. 
Eine jo nahe Berfnüpfung ift dem Handel dann bejonders fürderlih, wenn da— 
burch der Befriedigung der gegenfeitigen Bebürfniffe ver Weg geebnet wirb; ha— 
ben aber beide Staaten Ueberfluß an denfelben Stoffen, und ein gemeinfames 
Ausland für das was fehlt, fo wird durch die Zollvereinigung nicht jo Großes 
gewonnen werden, ba von dem Durchgangshandel bier nicht die Rede zu fein 
braucht, weil er durch die bejtehenden Zollſchranken nicht weſentlich behindert 
wird. Seit dem Jahre 1854 ift der Handels. und Zoll-Vertrag in Kraft getre- 
ten, nach welchem Defterreich und der Zollverein fich erhebliche Verfehrserleich- 
terungen zugeftanden haben, ſowohl bei dem Uebergang der rohen Naturprodukte 
als bei den gewerblichen Erzeugnifien. In der öfterreichiichen Statiftif der Zölle 
ift nun genau angegeben, welche abgabenpflichtigen Waarenmengen aus dem Zoll 
vereine nach Defterreich entweder abgabenfrei oder gegen eine ermäßigte Abgabe 
eingeführt find; diefer Vermerk fehlt aber bei den Waaren, welche ſchon an fich 
frei eingehen, wie z. B. Steinfohlen, fo daß eine danach fir den Handel entwor— 
fene Weberficht doch bedeutende Lücken hat. Nach der bejagten Statijtif ergiebt 
fih, daß von verfchiedenen Waaren bes Zollvereins nach Defterreich übergeführt find 

abgabenfrei 1,268,831 Er. 

und gegen ermäßigte Abgaben 250,163 „ 

zufammen 1,508,994 Etr. 

und außerdem 6638 Stück Ochfen gegen ermäßigte Abgaben und 24,051 Stüd 
Vieh anderer Art ohne Abgaben. Von der Summe der zolffrei eingeführten Ge- 
enftände tommen aber 1,147,000 Etr. auf Getreide und ähnliche Gegenftände, 
bo daß für das Uebrige nur etwa 111,000 Etr. verbleiben, die fich im Wejentli- 
chen auf Brod, Steinarbeiten, Zint, hemifche Hülfsftoffe, Flache, Papier, grobe 
Holzwaaren, Glas, Thonwaaren, Bücher, Landfarten, Kupferſtiche ꝛc. vertheilen. 
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Die Gegenftände, welche gegen Zollermäßigung eingeführt wurben, find Waaren, 
die auch im geringeren Mengen werthvoll find, wie Eifen und Eifenwaaren 
117,000 Etr., Zintfabrifate 9,600 Etr., Kupfer: und Meffing-Waaren 58,000 Etr., 
baummwollnes Garn 37,000 Etr., wollene Waaren 5,990 Etr., feinene Waaren 
1,250 Etr., Bapier 12,000 Gtr., Leder und Yederwaaren 4,500 Etr., Holzwaa⸗ 
ren 6,800 Etr., Glas 4,000 Etr., chemiſche Produkte 28,000 Etr. ꝛc. Hiernach 
ergiebt fich von felbit, was der Zollverein dem Kaiferjtaat geboten hat. 

Was aber die ftatiftifchen Weberfichten des Zollvereins betrifft, fo laſſen 
diefe hier feine Vergleichung zu, weil nicht vermerkt ift, woher die Waaren, wel: 
chen Zollbegünftigungen gewährt find, ftammen. Im Ganzen find aber in den— 
felben eingeführt und zwar ganz zolffrei ar a Bi 3,112,000 Etr. 


und mit Zollermäßigung » » =» 2 2 186,853 „ 
denſelben treten aber 2 Millionen Tonnen Steintohlen ohne Zoll 
und über 12 Millionen Tonnen Steinfohlen gegen ermäßigte 
Abgaben mit dem abgefchäßten Gewichte von 2. . 56,000,000 
hinzu, wie auch 2,985,000 Scheffel Getreide, ohne Zoll, abge⸗ 
Shäßt U o » 0 0 0 0 0 0 2. 200000 „ 


zufammen 61,388,853 Ctr. 
und endlich noch 79,064 Stüd Vieh aller Art ohne Zoll und 99,647 Stück mit 
Zollerleichterungen. Die wefentlichen Gegenftände der ganz freien Einfuhr find: 
43,000 Etr. chemiſche Fabrifate und Vitriol, 17,000 Gtr. Mineralwafler, 
157,000 Gtr. Eifen, 2,400 Gtr. Flachs, 349,000 Gtr. Delfaamen u. bergl., 
2,200 Gtr. Kupferwaaren, 124 Gtr. kurze Waaren, 470 Gtr. Leder und Yeber- 
maaren, 28,000 Gtr. Leinwand, 133,000 Etr. Mehl, 6,400 Etr. Töpferwaaren, 
41,000 Etr. Böttcherwaaren, 24,000 Etr. Zinn, 30,000 Etr. Febern, 172,000 Er. 
trodenes Obſt xc. 

Mit Zolfermäßigung wurden folgende wichtigeren Gegenftände eingeführt: 
1,500 Etr. baummollenes Garn, 130 Etr. baummollene Waaren, 2,800 Etr. 
Alaun, 6,000 Str. Salz und Schwefelfäure, 61,000 Gtr. Eifen, 16,000 Etr. Glas, 
2,800 Etr. Holzwaaren, 16,000 Gtr. leinenes Garn, 31,000 Etr. Butter, 
295 Etr. Seide und Seidenwaare, 13,000 Etr. Talg u. f. w., wozu noch bie 
bereits erwähnten Steinfohlen treten. Hierunter befinden fich viele, die auch aus 
Deiterreich bezogen find, wie Vieh, chemifche Fabrifate, Miineralwafler, Getraide, 
Delfaat, Yeinwand, Mehl, Töpferwaaren, Böttcherwaaren, Zinn, Federn, trode- 
nes Obft, feidene und baummollene Waaren ıc., aber das Gewicht läßt fich nicht 
abjchägen, auch dann nicht eimmal annähernd, wenn man anf den Mefverfehr 
Rückſicht nimmt, obgleich die desfalffigen Aufzeichnungen ergeben, welche Waaren 
aus Defterreich abjtammen, weil bie Mengen fehr gering find. Auf alfen Meffen 
des Vereins find im Jahre 1857 an fremden Waaren 11,518 Etr. verkauft wor: 
den, aber nur 197 Etr. üfterreichifcher Fabrikate befinden fi darımter, welche 
eine Begünftigung genoffen, nämlich: 33 Gtr. Glas, 113 Gtr. feine Holzwaaren, 
14 Etr. Furze Waaren, 11 Etr. Leder und Lederwaaren, 12 Gtr. feidene und 
gemifchte Waaren und 9 Etr. beprudte mwollene Waaren; dieſes giebt den Be— 
weis, daß ungeachtet der großen Zollerleichterungen dennoch die öfterreichifchen 
Fabrifate nicht mit denen aus England, Frantreih und der Schweiz in Konkur- 
renz treten können. Indeſſen kann aber auch anderer Seit daraus entnommen 
werden, daß bie öfterreichifche Induftrie Gegenftände darbietet, an welchen ber 
Handel des Zollvereins Intereffe findet. Ehe aber auf diefe Hanbelsinterefjen 
näher eingegangen wird, ift es angemeffen, ven Ausfuhrhandel beider Staaten- 
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gruppen in großen Zahlen fich zu vergegenwärtigen, wie es bereits fchon mit dem 
Einfuhrhandel gejchehen if. Es find nämlich aus dem Zollverein ausgeführt 
2) ra) tr 


a EEE EU VEN EEE 64,665,000 & 
wovon bie Hälfte der Summe auf Steintohlen kommt; 
die Ausfuhr Defterreihs betrug nur „2.2 200er e een 13,200,000 Etr. 


Hanptfinnme 77,865,000 Gtr. 


wovon der Antheil Defterreihs nur 17 Procent beträgt. Nechnet man die Ein- 
fuhren und Ausfuhren zuſammen, alfo den ganzen Verkehr der Staaten mit 
dem Auslande, fo ergeben fich für Defterreih 30 Millionen, und für den 
Zollverein über 100 Millionen Centner. So geringfügig hiernach die Handelsver: 
hältniſſe des Kaiſerſtaats erfcheinen, fo ſoll doch nicht bezweifelt werden, daß nach 
Verlauf eines Jahrzehends ein Umfchwung darin eingetreten fein möchte, weil 
Defterreih durch Aufhebung des Patrimonial- Verbandes jegt erjt einen freien 
Stand von Aderbefigern gefchaffen hat, deren Bepirfniffe mit dem Wohlftande 
fteigen werden. Erſt wenn die fehr fchwere Periode des Uebergangs vom mit: 
telbaren zum unmittelbaren, freien Grimdbefige überwunden fein wird, erſt dann 
wenn die ſchlummernden Kräfte der großen aderbautreibenden Bevölkerung erwacht 
fein werben, erft dann wird auch Tefterreihs Handel größere Verhältniffe gewinnen. 
Auch bei diefen Andeutungen wird es nöthig fein, noch die einzelnen wich: 
tigeren Gegenftände hervorzuheben, fo wie fie das Jahr 1857 kennen lehrt. 
1. Garten: und Feldfrüchte. Es wurden davon in Defterreich 
3,343,000 Gtr. eingeführt, und 4,867,000 Ctr. ausgeführt; 
im Zollverein aber 7,739,000 „ dsgl. „  16,413,000 „ dgl. 
das Ausfuhrgefchäft ift daber doppelt fo groß als das Einfuhrgefchäft, und für 
Defterreich überhaupt nur halb jo beträchtlich als für den Verein. Der Wegfall 
der Zolljchranfen fann nur günftig hierauf wirken. 


2. Minerale. Der Hauptgegenftand find hierbei für beide Gebiete die Stein— 
fohlen, deren Bezugsland für den Verein wejentlich England, für Oeſterreich aber 
Preußen it. Es find davon 

nach Dejterreich 3,999,000 Etr. eingeführt und 4,353,000 Etr. ausgeführt, 
nach dem Zollverein 15,757,000 „  dögl.  39,208,000 „ döogl. 

Auch hier wird der freie Handel unr gegenfeitigen Vortheil bringen. 

3. Unter der Rubrif: Arzenei-, Parfümerie-, Farbe», Gerbe- und chemijche 
Hülfsſtoffe faßt der öfterreichifche Tarif ſehr viele Gegenstände zufammen, die fich aber 
doch annähernd mit den Sätzen des Bereinstarifs vergleichen laffen. Davon 
führte Defterreich 1,379,000 Etr. ein und... ...- 1,383,000 CEtr. aus; und 
der Zollverein  3,613,000 „ Dögl nee en. . 798,000 „ aus; bem 
Gewichte nach tritt hierbei das Salz fehr ſtark hervor, indem aus Dejterreich 
1,160,000 Gtr. ausgeführt und 1,264,000 Etr. eingeführt find. Preußen bezog 
bisher fehr große Mengen von Salz aus Wieliczka und aus England. Ein 
freier Salzhandel befteht in beiden Staatengruppen nicht; die Zollverbindung wird 
daher auf diefen Verkehr ohne wejentlihen Einfluß bleiben. Was die anderen 
Gegenstände betrifit, jo find bejonders anzuführen: Farbehölzer, Harze, Krapp, 
Aloe ꝛc., welche beide Theile aus dem gemeinfchaftlihen Auslande beziehen müſſen, 
und welche daher auch feine hohe Bedeutung haben, Anders verhält es fich mit 
Vitriol, Soda, Pottafhe und chemifchen Fabrifaten, wo beide Yünder einander 
manches barbieten werben. 

. Sm Zollverein find wiederum unter der Rubrik: Material» und Specerei- 
auch Gonditor-Waaren und andere Eonfumptibilien jehr verfchievene Gegenstände 
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zufammengefaßt, die nach dem öfterreichifchen Tarif mehreren Waarengruppen ats 

gehören, doch fich nicht ganz gleichitellen Taffen. Die folgenden Bergleichungen 

find aber für den vorliegenden Zwed doch genau genug. 

Es find in den Verein 4,786,000 Gtr. von obigen Gegenftänden eingeführt und 
1,697,000 CEtr. ausgeführt, 

in Defterreih 2,738,000 Etr. von obigen Gegenftänden eingeführt und 
1,133,000 Etr. ausgeführt. 

Die jehr wichtigen Gegenstände des Handels, als: Süpfrüchte, Gewürze, Kaffee, 
Gacao und Zuder werben übergangen, weil fie aus dem gemeinfamen Auslande 
bezogen werben müjjen. Der ze mit Getränfen ift für beide Kinder von Bedeu⸗ 
tung; von Beiden wird mehr Bier aus- als eingeführt, und zwar über 100,000 Etr. 
aus dem Verein und falt 30,000 Etr. aus Dejterreich; Baiern giebt dabei den 
Ausschlag; e8 gehen von dort Biere auch nach Defterreich; die Ausfuhr Oeſter— 
reichs ift mehr nach dem Dften gerichtet. Die Zollverbindung wäre bier gewiß 
vortheilhaft. Viel wichtiger iſt noch ber — mit Branntwein, es wurden 
davon nach dem Verein 44,000 Etr. eingeführt und 780,000 Etr. ausgeführt, 

nach Oeſterreich 20,000 Etr. a „ 125000 „ a 
Für beide Theile ift die Ausfuhr überwiegend; Defterreich fucht fich feine Aus— 
wege im Often, der Verein nach allen Himmelsgegenden. Die Einfuhr geſchieht 
für Beide aus Frankreich und den überfeeifchen Yändern. Die Fabrikation bes 
Branntweins ift im Innern beider Stauten hoch beftenert, und es wird daher 
noch le deftfeßungen bedürfen, wenn dem Handel ein offener Weg gejchaffen 
werden foll. 

Bon noch größerer Bedeutung ift der Wein, wobei der eigene Weingewein 
auch berücfichtigt werden muß. Der Verein bezog 

276,000 Etr. und er führte aus 252,000 Etr. 
Nach Defterreich wurden eingeführt 670,000 „ m — — 
Die in den Verein eingeführten Weine kommen meiſt aus Frankreich, der Schweiz, 
Spanien und Ungarn, die Verſendung geſchieht ebendahin, auch nach England 
und dem Norden, ja nach Nordamerika. Die eigene Produktion wird auf etwa 
21/,, Millionen Eimer oder 3%, Millionen Centner geſchätzt, und es wird ſonach 
auf den Kopf der Bevölkerung ein Verbrauch von 12 Pfund fich ergeben. 

Defterreich bezieht vielen Wein aus Serbien, Bosnien und aus der Moldau, 
Wallachei, Schweiz und ganz befonders aus Stalien (550,000 GEtr.); bie 
eigene Weinkultur ift fehr bedeutend und wird zu 34 Millionen Eimer oder über 
50 Millionen Gentner geſchätzt. Nach diefen Zahlen berechnet fich, daß auf jeden 
Dejterreicher etwa 1%, Centner Wein fallen, und dort der Konjum ungemein viel 
größer als im Verein ift. Diefer bedeutende Weinverbranch, gefördert durch bie 
reihen Gaben der Natur, erklärt auch zum Theil den geringen Verbrauch an 
Kaffee, Thee, Zuder zc. und es läßt fich nicht erwarten, daß darin eine wejent- 
liche Veränderung bald eintreten würde. Cine Befreiung des Weinhandeld von 
den Zolljchranten ließe bei den geringen Preifen des öjterreichifchen Gewächſes 
(2%, Fl. für den Eimer im Durchfchnitt) wohl einen vegen Verkehr nach dem 
Bereine vorausſehen. 

Heringe und andere gefalzene und trodene Fiſche find 
in Dejterreih 165,000 Etr. eingeführt und nur 60 Er. ansgeführt, 
in den Verein 936,000 „ 5 e 19, © BR 
Beide Theile gewinnen dabei nur Weniges durch eigenen Yang, fo daß mit biefen 
Meeresprobuften nur ein Spebitionshandel getrieben werden kann, wie berjelbe 
Schon jett vom Verein betrieben wird. 
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Mit Mühlenfabrikaten befteht für beive Theile ein etwa gleich großer Ein- 
fuhrhandel von 170,000 Etr. Aus Dejterreich werben 520,000 Etr. und aus 
bem Berein 445,000 Ctr. ausgeführt. Defterreich theilt von feinem Ueberfluffe 
Baiern und Sachſen mit, England empfüngt viel aus dem Verein, jo auch bie 
Schweiz. Dejterreich baut in Venetien Reis, und führte bisher nur 65,000 CEtr. 
ein; der Verein braucht 658,000 Etr., welche meiſt überfeeich bezogen werben; 
die Ausfuhr von Reis ijt nicht erheblich. Der Getreivehandel hat ein weites Feld. 
Mit bloger Erwähnung von Hefen, Effig, Del in Flafchen, Butter und Confituren 
fügen wir noch hinzu, daß Käſe in großer Menge (40,000 Etr.) in den Verein 
eingeführt und eben jo aus Dejterreich (40,000 Etr.) ausgeführt wird. 

5. Eine fernere erheblihe Waarengruppe wird unter der Nubrif Bein», 
Slas-, Stein und Holz. Waaren im öfterreichifehen Tarif zufammen gefaßt, und 
es können damit die meiiten Objecte auch aus dem Vereinstarif verglichen werben. 
Es ergeben fich dabei folgende Zahlen: 


Oeſterreich. Dollvereim 
Einfuhr Cir. Ausfuhr Ctr. [Einfuhr Etr. | Ausfuhr Etr. 
















Beinarbeiten. .-...... 824 — 
—— —— 52,195 33,944 155,098 
ee 35,810 26,888 122,306 
Steinarbeiten - --.- +». 4,351 8,242 15,817 
Thonwaaren aller Aıt ... 75,832 35,001 217,650 


zufammen | 169,012 417,372] 104,075 510,871 
So wie das treffliche böhmifche Glas auf der einen Seite die größte Wichtigkeit 
bat, jo auf der andern Seite für den Verein die Thonwaaren, und die Zolleini- 
gung wird den Handel mit diefen und allen andern Sachen nur beleben. 
6. Bon der höchſten Bedeutung für den Handel und die Inbuftrie find 
aber die Gewebe und bie dazu erforderlichen Stoffe, welche hier zufammengeftellt 
werben follen: 






Oeſterreich. Dollvereim, 

Einfuhr Chr. Ausfuhr Ctr.] Einfuhr Ctr. Ausfuhr Ctr. 
Baummwollene Waaren. . . . 8,539 14,251 11,613 192,495 
leinene Waaren ....... 4,991) 58,28 48,043 150,597 
wollene Waaren. ...... 16,838 38,355 28,153 220,586 
feivene Waaren ....... 3,181 10,242 9,533 24,823 
Wahstuh .-.... 2.2... 1,601 288 3,902 1,483 
Kleider und Pub ...... 1,566 8,989 284 13,529 
Baumwolle ...... „2. | 724,590 6,556| 1,041,408 263,094 
baummollenes Garn... . - 164,408 4,068| 569,178 51,243 
Bas, Hanf. ...... 192,765 54343| 457,979 365,575 
feinen Garn. 2.2... 40644 20411] 106,256 16,028 
Schaafwole.......:»- 229,170 185,585 373,111 81,672 
wollenes Garn. ....... 27,259) 3,186 16,579 11,495 
32 —— 5,6% 35,16 18,790 12/898 


ujammen u 440,323] 2,684,820  1,400,998 

und fommen von bief er Schluß⸗ | 
fumme Fabrikate 36,716 130, 101,528 609,513 
und auf Rohſtoffe und Garne | 1,387,462) 309,018] 2,583,301 791,485 
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Rechnet man nach den Angaben bes Herrn v. Ezörnig noch Hinzu, daß in 
Defterreich gegen 400,000 Etr. Schaafwolle, 1’, Million Etr. Flache, Hanf ıc. 
und 48 Millionen Pfund Seidencocons, was 120,000 Etr. Seide gleichfommen 
mag, gewonnen, im Verein aber über 500,000 Etr. Schaafwolle und auch 1, 
Pill. Ctr. Flachs erzeugt werben, fo ergiebt fich, daß im Defterreih 4', Mil., 
im Berein 5, Millionen Gentner Stoffe und Garne zur Weberei benugt find. 
Ueberhanpt geht aus diefen Zahlen das Uebergewicht der vereinsländiſchen Ju— 
duftrie unwiderleglich hervor, da fie im Stande war, fat eine halbe Million 
Gentner Waaren mehr auszuführen, al8 die Defterreichiiche. 

Die Induſtrie und der Handel mit den bezeichneten Waaren im Zollverein 
wird das Fallen der Zollfchranfen freudig begrüßen, die Induftriellen Oeſterreichs 
können aber nicht die gleichen Empfindungen dabei haben, fondern werden eine 
ichwere Aufgabe löſen müfjen. 

7. Ferner erfcheint der Handel mit dem Auslande in Bezug auf die nicht 
edelen Metalle von großer Bedeutung. Es fehlen die vollſtändigen neuejten Nach- 
richten über das was in beiden Staaten im Inneren gewonnen wird; wir füh— 
ven nur nachrichtlich einen Durchſchnitt für die Jahre 1849 und 1850 für Oe— 
fterreich und Preußen aus den Quellen an, wonach fich folgende Jahreserträge 
ergeben. Es find in Gentuern gewonnen: 

Zinn, Hüttenprodufte Rohlupfer, Hüttenprodufte Eifen unmittelbar 


von Zinf, von Blei, aus Erzen, 
in Oeſterreich 751 21,730 24,650 101,791 2,778,962 
in Preußen — 565,022 17,628 94,938 4,099,932 
Steinkohlen, 
15,682,666 
57,928,753. 


Schon ohne Zurechnung der Produktion der anderen Vereinsftanten, welche nicht 
bekannt ift, ergiebt fich das Webergewicht unbedenklich für den Zollverein. Iſt 
auch im Laufe der legten zehn Jahre der Standpunft des Bergbaus für beide 
Theile ein anderer und höherer geworden, jo wird doc im beiten Falle nur an- 
genommen iverben Können, daß der Fortſchritt ein werhäftnigmäßiger war, und fo 
können obige Zahlen uoch immer zum Maafftab dienen, jo wie zum Maaßſtabe 
der Inbuftrie, welche durch Eifen und Steintohlen vegulirt wird. Wir kehren zu 
der Ein- und Ausfuhr der Metalle zurüd, wobei ſich folgende Mengen 1857 
ergeben haben: 





Oeſterreich. 
Einfuhr Ctt. Ausfuhr CEtr. 


Dollverein, 
Einfuhr Ctr. Ausfuhr Eitr. 






een 8 wi 5,5 1,061,59 B 

as a 31,802 9,258 219,785 
Wlelwooren -»» -...:0% 366 1,248 10,120 
2 1,824,312 6,028,954 587,803 
Ellenwaarett ...::.... 100,042 286,758 401,321 
ee con 26,865 3,666 606,245 
alle andern nicht edelen Metalle 49,112 125,168 23,240 
und Waaren daraus... . . 4,676 13,777 116,094 


zufammen | 2,042,554 368,586] 7,530,426 2,349,005 
Fi beide Theile muß diefen noch eine ſehr große —** Erzeugniſſe ber 
eigenen Produlte beider Yänder zugerechnet werben, um eine Vorſtellung von ber 
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ungemein großen VBerwenbung der Metalle und von ihrem Werth für d 

gewinnen. Der Verein hat dabei in feiner Weife die ee — “ 
fürchten, und Defterreich hat bei einer Zolleinigung nur Vortheife durch den erde. 
terten Bezug zu erwarten. Bei diefem Artifel ift aber noch bie uüberwi 
Bedeutſamkeit der Einfuhr für beide Länder zu bemerken, vie wejertlich dur 
Bedarf an Eifenbahn- Schienen bedingt wird, welchen England fast aller & den 
ve gehört — — — * — N deckt. 

. Zum Scluffe dieſer Ueberſichten wird noch ver 
Betracht gezogen, wobei ſich folgende Zahlen ergeben: Handel mit Vieh in 


Oſterreiſch. — 


3 ollp re; 
Einfuhr St. Ausfuhr St. | Einfuhr Sr — — 








Ochſen und Stiere ..... 48,799 35,271 13,033 50,025 
Kühe und Jungvieh ..... 33,480) 23,29: 30,407. 37 054 
N 30,797 33,017] 39,995, 24.077 
Schaafe und Ziegen... .- 92,285 130,619] 131,347) 197,749 
Shmelne: :...:: 400% 399,342.  106,621l 335,949 39231 
5 12,554 2243| 138,739 23/614 
Pferde, Ejel und Maulthiere | 9,788: 13,3 7,46 7.263 


zufammen | 627,040) 369,649| 726,933] 379,816 


Für beide Länder ift auch hier wieder bie Einfuhr etwa doppelt fo groß als bie 

Ausfuhr, die Hauptzahlen werden aber durch das Schwarzvieh gebildet, und Bolen 

ift noch immer das Land, wo das Bedürfniß Befriedigung findet. Dann folgen 

Schaafe; von beiden Ländern werden davon mehr aus» als eingeführt, weil in 

Beiden ſich Gegenden befinden, wo die Schaafzucht einen hohen Grad der Kultur 

erreicht hat, wie Böhmen, Schlefien und ganz Sachſen. Im Verein hat, bie 

Kindviehzucht einen guten Stand erworben, wie die überwiegende Ausfuhr nach— 
weit, befonders in Baden; Preußen bedarf dagegen noch immer eines Zuſchuſſes. 
Was endlich die Pferde betrifft, jo führt Hannover mehr ein als aus, fo auch 
Preußen, obgleich von dort und aus Baiern viele Pferde nach Oeſterreich geführt 
werden. Eine Zollvereinigung wird hier bei manchen Anknüpfungspunkten taum 
ein großes Feld dem Handel eröffnen können. Um aber keinen Gegenſtand ber 
für den Handel höhere Wichtigkeit hat, unerwähnt zu lafjen, werden pie folgenden 
noch kurz aufgeführt: 






Oeſterreich. Sollverein. 
Einfuhr Etr. | Ausfuhr tr. [Einfuhr tr. | Ausfuhr Et. 


KRolontalwaaren u. Süpdfriichte | 1,268,398] 14,356] 1,909,711 413,613 


0 A 311,914 20,921] 442,926 235,966 
Felle, Häute und Peljwert . 100,168 132,688] 365,821 66,384 
X A 620,841 71,605] 276,668) 74,118 
Waaren aus Borften, Bait, | 

2. 32,563) 82,829 13,640) 14,459 
Leder und Lederwaaren. ... 53,621| 20,687 15,402 65,550 
hemifche Produkte... ... 92870 88,502] 406,351) 220,351 


fitterarifche Gegenftände ... | 27526]  11,7251 23,048 45,135 
zufammen | 2,597,901)| 443,313] — 1,135,576 
3 





Auch Hier zeigt fich der gefammte Handel des Vereins viel lebhafter als ber 
Tefterreih8, da der erftere eine halbe Million Gentner mehr umfaßt, und es find 
bierbei Gegenftände, die bei eintretender Vereinigung den Handel gegenfeitig be> 
Icben würden, wie bei Tabad, Fellen, Delen, chemifchen Produkten und litterari- 
chen Gegenſtänden. 

Faßt man nach diefen Einzelheiten das Ganze zufammen, und worauf bier 
ein befonderer Nachdruck gelegt wird, allein vom Standpunkte des Handels 
aus, fo werden fich feine erheblichen Bedenken gegen den Zutritt Defterreichs zum 
Zollverein ergeben; Defterreih kann jett dem Handel des Vereins mur mäßige 
Mengen bieten, und wird auch nur mäßige Anfprüche an die Produkte und Fa— 
brifate des Vereins machen, weil überhaupt ein großer Theil feiner Beröfferung 
noch geringere Anfprüche oder mindeftens andere Anfprüche an Nahrung, Kleidung 
und bergl. zu machen gewohnt ift, als fie im Vereine geboten und durch den 

andel mit dem Auslande herbeigezogen werden. Die Intereffen des Handels 
find daher dem Anfchluffe Defterreich8 nicht entgegen, jo beftimmt das politifche 
und das finanzielle Interefie des Staats ihm auch entgegen find; daher muf 
eine Gemeinfchaft der Einnahmen und eine Aufhebung der Zollſchranken noch für 
fange ein fronmmer Wunfch Defterreichs bleiben. Ob aber eine größere Annühe- 
rung zwifchen Defterreih ımd dem Zollvereine, als die bisher beitehenden Ber: . 
träge bewirfen, nicht möglich und zuträglich für bie Hanbelsbeziehungen beider 
Theile wäre, fit eine Frage, welche eigentlih nur eim nahe Liegendes Gebiet be- 
rührt, daher bier Feine Ausführung zuläßt, aber wohl eine Andeutung verftattet. 
Schließt man den ganz freien Grenzverlehr und die Gemeinfchaftlichkeit der Ein: 
nahme aus, um finanzielle Benachtheiligungen zu verhüten und Preußens Selbit- 
ftändigfeit aufrecht zu erhalten, fo können Doch große, weit umfafjende Zugejtänd- 
nijje gemacht werben, aber immer nur unter der Bedingung daß die Zolltarife 
ber Gontrahenten ganz gleichlautend find. Dann aber lafje man alle gering be- 
fteuerten Gegenjtände in gegenfeitigen freien Verkehr treten; vorbehalten blieben 
nur diejenigen, welche zu ber bezeichneten Gruppe von zwanzig Objecten gehören, 
und 92 Procent der Einnahmen bisher aufgebracht haben. Acht Procent der 
Einnahmen würden hierdurch allerdings in Frage geftellt und dieſe Forderung tft 
groß, aber doch wohl in den Grenzen der möglichen Gewährung, weil, wenn 
auch dabei nach dem erjten Anſchein mehr als zwei Millionen Thaler unficher 
werben, biefe Summe weder ganz noch zum größeren Theile verloren werden 
fann, indem Defterreich nicht im Stande tft, die dann befreiten Waaren dem 
Handel ſämmtlich zu bieten, jondern die alten Bezugswege noch zum großen Theile 
gewiß beibehalten werden müfjen. Dennoch aber wiirde dem Handel zwifchen 
dem Bereine und Defterreich ein neuer weiter Spielraum eröffnet, viele Schranken 
müßten fallen, Defterreih würde mehr wie bisher den Verein als Handelsftaat 
kennen lerne, der Verein bie weiten Gebiete des Kaiſerſtaats, und ein großer 
Schritt zur künftigen näheren Verbindung wäre gethan. 





Deutfchlands Städte vor hundert Jahren. 
Dritter Artikel, 
Der fränkifhe Kreis. 
In demfelben theilten fich die Kreisftände nach vier Banken ein, von bemen 


bie vierte, die Reichsſtädte Bank durch Nürnberg, Rothenburg, Windsheim, 
Schweinfurth und Weißenburg gebildet wurde. 
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Es gab in demfelden 4 Hauptmünzftäbte, Schwabach, Würzburg, Nürnberg 
und Wertheim und in feinen Ländern befanden fich vor Hundert Jahren an Städten: 


I. im Hochftifte Bamberg: 


1. Bamberg an der Regnik, der Dom in Lat. 49% 53° 28” N., Long. 
8° 32° 45 O. Paris. Es iſt zwar unregelmäßig gebaut, aber doch mit vielen 
geräumigen Straßen, ſchönen Plägen und Gebäuden verfehen. Zu den Tetteren 
gehören das Reſidenzſchloß und die Domticche, welhe Ah unter den 33 Kirchen 
und 15 Kapellen auszeichnet. 1648 itiftete Bichot Meldyier Otte (Voigt von 
Salzburg) die Otteniſche Univerfität, die, jo wie das gefammte Shulweien 
im Hochtift, non den Vätern der Geſellſchaft Jeſu geleitet wirrde, Eine öffent» 
liche re 52,000 ar er 

2. Forchheim an der Negnig, mo bie Wiefert mündet, 

Die Werte find jedoch im Verfall. war deftung. 
Ebermanftadt oder Neuded. 
Pottenſtein oder Bottenftein. 
Scheßlitz ober Giech. 
Waischenfeld, (Weischenfeld) mit altem Schloß. 
———— an der Wieſert mit der Vorſtadt genannt Türkel. 

eißmain, ober Niſten, Stadt ohne ſtaͤdtiſche Verfaſſung. Der 
Bach, an welchen diefe ummauerte Gemeinde liegt, heißt die Weißmain und ift 
von dem weißen Main, dem öſtlichen Quellfluſſe des Mains, wohl zu unterfcheiben. 

9. Burgfunftabt. 

10. Rupferberg. 

11. Teuſchnitz. 

12. Rranad eronach. Ueber ber Stadt erhebt ſich die Bergfeſtung Rofen- 
berg. Sie iſt der Geburtsort von Lukas Kranach. 

13. Lichtenfels am Main. 

14. Staffelftein. Ueber ver Stabt erhebt ſich der Staffelberg mit einer 
Wallfahrtskirche, einer der nördlichen Eckpfeiler des Franken - Jura. 

15. Zeil am rechten Ufer des Maine. 

16. Höchſtadt an der Aiſch, mit Schloß und vorzüglichent Hopfenban. — * 
burtsort des Alademilers Spix, Martius Geführte anf ven winenihottlige 
un . Mr 

; ber-Höchſtadt. 

18. ee an ber Aura, mit einem Schloß, Tuchweberel, 
Tabaks⸗ und Hopfenbau. 

19. Vilseck mit Schloß. 

Kaiſer Heinrich IU., der Heilige genannt, verwandelte die ihm b feine 
Graffchaft Babenberg 1006 in das Bisthum Bamberg, welches ihn 1m kin, zu 
Gemahlin, die Heil. Kunigunde, weil fie das Bisthum anfehnlich bereitjen! oo 
Schugheiligen annahm. erfte Bijchof zu Bamberg, am 1. Novembe N 
eingefeßt, war des Kaiſers Kanzler, Eberhard, YBurggraf von Magbebur8. ver 
Bamberger Bifchof war eremt, d. 5. er ftand unmittelbar unter dem ben ; m 
. in feinem ge wie ein Erzbifchef — und walten; 
empfing er vom Papſte das Pallium gegen gute Bezahlung. — 

Landſtände gab es im F ochitifte ———— nicht, deſſen Bewohner F = 
ſchließlich der römifch-katholifchen Lehre zugethan waren, wie noch un en 
der Pflege Bottenftein hatte die Neformation Eingang gefunden. Die g 
evangeliſchen Einwohner wurden jedoch 1591 vertrieben. 36* 


* — 


gehörige 
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1. Am SHochitifte Würzburg. 

1. Würzburg, der Jakobsthurm in Fat. 49% 477 48" N., Long. 7° 
35° 0“ ©. Paris, zu beiden Seiten des Mains; der größere Theil jedoch auf 
dem rechten Ufer des Fluffes, deſſen Niveau 499 F. über dem Meere liegt. 
Die Stadt ift befeftigt und hat eine hoch gelegene Gitadelle, der Marien» oder 
Frauenberg genannt, an deffen ſüdlichem Abhang die föftliche Rebe erwächſt, deren 
Prodult unter dem Namen des Leiſtenweins befannt iſt. Würzburg, einſt bie 
Hauptftadt von ganz Franken, ift eine der älteſten Städte Deutjchlands, daher 
auch unregelmäßig gebaut, mit engen winkfigen Gaſſen, an deren Stelle nur felten 
breite und gerade Straßen treten. 8 

Die Fürftbifchöfe refidirten in einem Schloße das man feiner Zeit für ein 
Wunder der Yaukunft erachtete. Seine Erbauung gehörte dem 18. Jahrhun- 
dert an. Biſchof Johann Philipp Franz (Graf von Schönborn) legte dazu den 
Grunpftein 1720 und vollendet wurde das Schloß unter Biſchof Friedrich, (auch 
ein Schönborn). Es zeichnen fich außerdem die Domkirche und das Julius-Spital 
aus und hat Würzburg überhaupt 33 Gotteshäufer. 

Im Jahre 1403 hatte Bifchof Johann I. (von Eyloffftein) in feiner Haupt- 
ftabt eine Hochſchule gejtiftet, die aber in der Folge wieder ie . Bilchof 
Julius (Echter von Mespelbrunn) ftellte fie 1582 mit reichen Ein J. wieder 
her und wurde ſie 1591 neu eingeweiht. 

Außer dem Leiſtenweine wächſt hier auch auf dem Berge, welcher der Stein 
enannt wird, der berühmte Steinwein; überhaupt liegt die Stadt mitten zwi— 
chen Weinbergen und iſt der Stapelplatz für den Handel mit Franken-Weinen, 
der durch die Schifffahrt auf dem Main befördert wird. 

2. ge: am Main. 

3. Karlſtadt, am Main, ihm gegenüber auf der andern Seite des Fluſſes 

pie Ruinen der Karlsburg. 

4. Rothenfels, am Main, mit einem Bergichlofe. 

5. Gemünden, an der Mündung der fränfiihen Saale in den Main. 

6. Kiffingen, an der fräntifchen Saale. Berühmt wegen feiner Heil» 
quellen, von denen ber Ragozi>, der Pandur- und der Maremilianbrunnen bie 

Hauptquellen find. 

7. Münnerftabt. Hier befand fich feit 1660 ein Gymnaſium, in dem 
ber Unterricht von den Prieftern des daſelbſt beftehenden Auguftiner Eremiten- 
Klofters ertheilt wurbe. 

8. Neuftadt an ber fränkifchen Saale. 

9. Bifhofsheim mit dem Zunamen „vor der Rhön.” 

10. Fladungen. #rüher der Sit eines eigenen Landgerichts. 

11. Mallrichſtadt (Mellrichitabt), früheres Ober- und Gentamt. 
er zupedeten, befeftigte Stadt mit dem Zunamen: „im Grabfelde.“ 
i eßlach. 
14. Ebern, an der Baunach, Ober: und Centamt. 
15. Eltmann, am linfen Ufer des Maine. 
16. genust, am Main. 
erolzhofen. 
18, Schlüfſelfeld. 
19. Iphofen. 
PR h Volkach, am Main, mit Weinbau, deſſen Gewächs von befonderer 
te iſt. 


21. Arnſtein mit Schlof. 
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22. Klingenberg, am Main, mit bergmännifchen Betriebe ber Thon- 
Gewinnung. 

23. Dettelbah, am Main. 

24. Kitzingen, zu beiden Seiten des Mains, mit lebhafter Mainfchifffahrt, 
die von F an mit größeren Gefäßen betrieben werden kann. 

ub. 

26. Röttingen, an der Tauber. 

27. Lauda, leining. Stadt an ver Tauber. 

28. Grünsfeld, ſalmiſche Stadt. 

ne ner — —— Stadt am Main. 

k ohheim, unfern des Maine, an der Strafe von s 
furt; berühmter Wein. ß Malnʒ nach Frant⸗ 

31. Ochſenfurt, am Main. 
32. Eubelſtadt (Eibelſtadt), am Main. 

Zwar fell der Heil. Killhan als Bifhof ums Jahr 686 nach Würzburg 
gefommen fein und den damaligen Herzog in Thüringen, Gozbert mit Namen 
durch die Taufe in den Bund der Ghriften aufgenommen haben, allein er ift, 
obwohl er der Schutzheilige des Bisthums ift, nicht der erſte Bifchof zu Würz- 
burg gewefen, ſondern dieſes Amt hat zuerſt der Heil. Burchard I. ums Jahr 
741 erhalten, indem er dazu von dem Heil. Bonifacius beftellt und auch von 
biefem geweiht worden ijt. Der vorlegte Bifchof zu Würzburg, zugleich Reichs— 
fürft im Deutfchen Reich, war Franz Ludwig Karl Philipp Anten von Erthal, 
der den Bifchofsftuhl 1779 beſtieg. Er war der 81. Bischof zu Würzburg, deifen 
Oberbirten (Episcopatus Herbipolitanus) ſich in ihrem Titel auch Herzoge von 
Dftfranten nannten. Den Ursprung dieſes Titels ijt man auf Pipin zuriczuleiten 
geneigt gewefen, ohne die Nechtmäßigfeit, welche man in Zweifel zu ziehen berech— 
tigt zu fein glaubt, erweifen zu fünnen. Die Biihöfe ließen ſich ein bloßes 
Schwert vortragen und Papft Benedikt XIV. hatte ihnen 1752 das erzbiſchöf— 
lihe Pallium und Kreuz bewilligt. 

Eine landftändifche Verfaffung gab es im Hochftift nicht und bekannte ſich 
bie große Mehrheit der Unterthanen zur römiſchen Kirche. 

11. Im Fürftentbum Kulmbach over Baireutb. m 

1 Baireuth, das Schloß in Pat. 49% 56° 42 D., \alt Maine, 
Meridian der Sternwarte zu Miünchen gelegen, am linken Ufer des ER nubes,® 
„in ber Mitte eines großen, weiten Luſtgartens des ſchönen Fran Sig einer 
1050 Fuß über dem Niveau des Weltmeers. Bairenth, einſt * Zue jeht 
glänzenden Hofhaltung, ift regelmäßig gebaut und hat viele — dt von Bai⸗ 
aber verödete Gebäude. St. Georgen am See wird als eine Borjta fe ©t- 
veuth angefehen und unweit davon die berühmte Eremitage bei ge N von bet 
Johannes, das Luſtſchloß Phantafie, alles Dinge, die Zeugniß g of Friedrich 
Bergänglichfeit alles Irdiſchen, Menfchlichen. 1743 verlegte Mar De hreuth ner 
die von ihm 1742 errichtete Friebrichs-Univerfität nach Erlang; in Ba 
bfieb ein Collegium illustre und eine Akademie ber Wiffenfchaften. iner fatel- 
2. Kulmbach, am weißen Main, mit Steinfohlengruben und € 
nifchen Schule. Ueber ver Stadt die gefchleifte Bergfefte Plaſſenburg . 

: Ser mi 6) ee) 

. Hof mit Gymnaſium. en; 

5. Wunfiedel mit lateinifcher Schule, Hammerwerfen und Alaunwerlen ; 
Geburtsort Jean Pauls. 

Lichtenberg. 


522 


7. Berned am fünmweftlichen Fuß des Fichtelgebirgs, wo der weiße Main 
in die Ebene tritt; Perlenftfcherei. 

8. Goldkronach mit einem Schloſſe und beträchtlichen Bergmwerfen, bie 
einft im eigentlichen Sinne des Wortes „goldene“ Zeiten hatten, baher auch der 
Name des Sädtchens. 

9. Kreußen. Eine fehr alte Stadt, wo bie erfte Burggräflih Nürnber— 
giihe Minze 1246 geprägt wurde. 

0. Pegnitz. Unterirbifcher Yauf des Pegnit- Fluffes. 

11. Erlangen, hübſche Stadt am rechten Ufer der Regnitz, 830 Fuß über 
dem Meere, bejtehend aus Alt- und Neu- oder Chriftian-Erlang, welches Letztere 
vom Markgrafen Chrijtian Eruft von Baireuth 1686 zu bauen angefangen wurde. 
1704 ftiftete Chriftoph Adam von Trodau eine Nitter-Afademie, an deren Stelle 
die 1743 nach Erlangen verlegte Friedrich - Aleranders » Univerfität getreten iſt. 
Bibliothef von 100,000 Bänden. 

12. Münchberg an der Pulsnig, mit lateinifher Schule. 

13. Neuftadt au ver Aifch, mit lateinifcher Schule. 

14. Bapersporf. 

Eine landſtändiſche Verfaffung im eigentlichen Sinne des Worts kannte man 
im Fürſtenthum Kulmbach nicht; indeſſen übte das Landfchafts-Kollegium zu Bai- 
reuth, aus einem Diveltor und mebreren Räthen beſtehend, eine gewiſſe Art der 
Landesvertretung aus. — Die zum Oberamt Münchberg gehörigen jogenaunten 
fieben vereinigten Dörfer hatten von alten Zeiten her das Gewohnbeitsrecht, daß 
ihre ſämmtlichen Bürgermeifter und Rathsverwandten fich jährlich am Tage ber 
unfchuldigen Kinder, den 28. Dezember, zu Ahornberg verfammelten, die erfedigten 
Stellen wieder bejegten, das Bürgermeijteramt bejtellten und über ihre gemein: 
ſchaftlichen Angelegenheiten verhandelten. 

Die IR Kirche war. die —— im Lande. 

IV. Im Hochſtifte Eichſtädt. 

1. Eichſtädt, im engen Thal der Altmühl, gut gebaute Stadt mit Vor— 
ſtädten, Schloß, Luſtſchloß Pfünz und Bergſchloß Willibaldsburg. Die Jeſuiten 
hatten darin eine lateiniſche Schule. 

2. Ohrnbau. 

3 errioden, an der Altmühl. 

4. palt an der jchwäbifchen Rezat. 

9. Abenberg, mit einem Bergichlofie. 

Das Bisthum Eichſtädt ift im Jahre TA auf Grund und Boden der Graf- 
haft Hirſchberg entjtanden, welche durch Vermächtniß des letzten Grafen Geb- 
hard, 1291, ganz ans Bisthum fiel. Der erite Biſchof war Willibald, den 
Papft DVenedict XIII. zum Schugheiligen des Bisthums erklärt hat. Raimund 
Anton, Graf von Strafoldo, ſaß von 1751—1781 auf dem bifchöflichen Stuble, 
Johann Anton II. aber, ein — von Zehmen, war, beim Ausbruch der franzö— 
ſiſchen Revolution der 68. Biſchof. — Eine landftändiſche Verfafſung gab es 


im —— nicht. 

. Am eg Dnolzjbach oder im marfgräflich 
Onolzbachſchen Ansbachſchen) Autheile an dem Burggrafenthum Nürnberg 
unterhalb Gebirge: 

1. Onolzbach oder Ansbach, (welcher letzterer Namen aus dem erjten 
aulgummengego en tft), an ber fränkifchen Rezat, der Hauptthurm in Lat. 49° 
18° 13“ N. Long. 8° 14° 12° DO. Baris, das Niveau des Fluſſes 1194 Pa- 
rifer Fuß über dem Meere, freundlich gebaut mit anfehnlichen Gebäuden und 
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hübſchen Epaziergäugen, Schloß, 4 lutheriſchen Kirchen und einem Fatholifchen 
Bethaufe, jo wie mit einem Gymnaſium illustre Carolinum, 

2. Schwabach. Seit 1686 haben fich hier reformirte Franzofen (Refu- 
gies) niedergelaffen. Auch die Ifraeliten genießen Religions⸗Freiheit. Am Orte 
befindet fich eine Iateinifche Schule und die in der Typographie unter dem 
Namen der Schwabadher Schrift befannten Yettern ftanımen aus diefer Stabt. 

3. Roth mit Schloß, an der Rednitz; Kupferhammer und Sig einer latei- 
niihen Schule. Das Schloß wird Natibor an der Nednik genannt, weil «8 
‘ Markgraf Georg 1535 aus den Einkünften feiner {chlefiüchen Büritenthlimer hatte 
erbauen tal. hauſ bee Altmuhl 

. Gunzenhauſen, an der Altmühl, mit Reſten römiſ 
— Gen sc © gute. — ſcher Schanzen und 

5. affertrübingen, an der Wernig, am füböftlichen Fuße des Heſſel— 
berges, ver fich 2124 Fuß über das Meer erhebt; (ateinifehe A er 

6. Windsbach mit Schlof. 

7. Feuhtwang mit lateinifcher Schule. 

8. Uffenhain, mit einem ſchönen Schlofe und lateinifcher Schule. 

9. Fürsh, am Einfluffe der Pegnig in die Rednitz, die von hier an Regnig 
heißt. Die Ifraeliten genoijen Religionsfreiheit und hatten in Fürth eine berühmte 
Gelehrtenſchule, ein eigenes Gericht und 2 Buchdruckereien, ausfchlieflich für 
hebräifche Schriften. 

10. SKreilsheim, ander Jart, mit lateinischer Schule und einer eine Viertel: 
meile von der Stadt entfernten Mineralquelle. 

11. SKreglingen, an ber Zauber. 

Im Fürftenthume, das während der Tage ber Klirchenverbeiferung der evan— 
geliſchen Yehre beigetreten war, fehlte es an einer landftändifchen Verfaffung. Die 
Yandes-Kollegien waren denen im Fürftenthum Kulmbach ähnlich eingerichtet. 

VI. Im deutfchen Ordens: Meittertbum Mergentheim: 

Mergentheim oder Mergenthal, d. i. Marienthal, Vallis Mariae virginis, 
a. d. Tauber von 1526 bis 1809 die Nefidenz des Hochmeijters des Deutſchen 
Ordens, in dem fchönen weinreichen Tauberthale mit großem Schloße, in welchem 
das Archiv des Deutfchmeifter-Ordens von großem Belang ift, und worin ich 
eine anſehnliche Bibliothek befindet. ' 

Außer dem * befanden ſich in Deutſchland —— = 
Deutfchen Ordens, die, wenn fie beifammen gelegen hätten, ein Furſtennmn n und 
anfehnlihem Umfange ausgemacht haben würden. Die Aemter, — weiter 
Commenthureien bejafen aber troß ihrer bedeutenden Zahl, Stünte m! vend die 
und übte der Öochmeifter die Yandeshoheit im Meiſterthum aus, "Rohnungen 
übrigen Sandcommenthure von den Finjten, in deren Gebiete ihre 
waren, als Yandjaffen angejehen und behandelt wurden. 2 

VI n der gefürfteten Graffchaft Henneberg? 
bem Kurhauſe Sacfen gehörig: (bes 

1. Schleufingen, am füblichen Abhange des Thüringer BaRy° 
einem Nebenflufie der obern Werra, ınit altem Schloß, Konfiftortum, 
hen Kirchen und einem 1571 eröffneten Gymnaſium. ahlreichen 

. Suhl (ESuhla), in einem Thal ander Aue oder Lauter, und z 
Eifen- und Stahlhüttenwerken. _ ehörig: 
B. Dem Herzogliden Haufe Sachſen-Weimar Eiſenach eo; Ranız 

1. Ilmenau, in deſſen Bezirke das großherzogliche Steinlohlenw ara 
merberg, 1 Braunfteinwert und 2 Eifenhämmer zu Unterpörlig ſich befinden. 


und an 
geli⸗ 
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2. Oſtheim oder Lichtenberg, beſonders befannt burch die bort wach» 
fenden Zwerglirſchen, deren erfte Stämme ein bafiger Arzt, Dr. Klinghammer 
1714 aus Spanten mitbrachte und anpflanzte. 

3. Ralten-Norpheim, an ber Felda, mit Schloß und Brauntohlenwerf. 


C. Dem Herzogliden Haufe anne ober Meiningen 
8 gehörig: 


1. Meiningen, an ber Werra, in Lat. 50° 53° 33” Long. 8° 4' 6 
O. P., freundlich gebauter Ort, worin die Elifabethen-Burg bemerfenswerth ift. 
An derfelben befindet fich eine Bibliothek von 24,000 Bänden, verfchievene Samm- 
lungen und das Hennebergfche Kommun-Archiv, welches der Krone Preußen, dem 
Großherzoglihen Haufe Sachfen-Weimar-Eifenah und dem Herzoglichen Haufe 
Sadhjen-Meiningen gemeinfchaftlich gehört. Unter den öffentlichen Gebäuden 
zeichnen fich die Stadt- oder Pfarrkirche, Nathhaus und Landſchaftshaus aus; 
ber engliſche Garten gehört zu ben ſchöneren in Deutfchland. 

2. Wafungen, Wahungen, an ber Werra. 

3. Salzungen, an ber Werra. Herzogliches Schloß, die unüberwindliche 
Schnepfenburg genannt, 3 Kirchen. Das Salzwerk ift theils Yandesherrlich, 
theils gehört e8 den Bürgern der Stadt. In der Nähe tft der See bemerkens— 
werth, in welchem man von Zeit zu Zeit außergewöhnliche Bewegungen bemerkt 
bat, wovon die Nachrichten bis 1670 Hinaufgehen; diefe Bewegungen find ohne 
Zweifel vulfanifchen Urfprungs; fo wurde das große Erbbeben von Piffaben, 
1. November 1755, in diefem See verfpürt. 

4. Römhild, an der Milg und am Fuß ber beiden Gleichberge, mit her: 
zoglihem Schloß, die Glücksburg. 

D. Den Herzögen zu Sadhfen- Gotha und Koburg-Saalfeld und zwar 
jenem zu einem Drittel, biefem zu zwei Drittel gehörig: 

Themar, an ber Werra. Bei der nahen Schloßruine Ofterburg bricht 
die Werra durch einen Engpaß, das Nabelöhr genannt. 

E. Das Herzoglihe Haus Sachfen-Hilbburghaufen 
hatte das Amt Behrungen. 
F. Dem Landgrafen zu Heffen-Raffel gehörig: 

Schmalfalden, in einem, von dem gleichnamigen Flüßchen bewäfferten 
Thale am ſüdlichen Abhange des Thüringer Waldes, mit drei Vorftädten und 2 
fürftlihen Schlöffern, der Wilhelmsburg und dem Heſſenhofe. Bund der pro- 
teftantifchen Fürſten Deutſchlands, 1531, und Luthers Artikel, 1537, von den 
Fürften bier beftätigt. Die reformirte Gemeinde hatte üffentliche gottespienft- 
liche Uebung. 

Die Bewohner der Grafſchaft bekannten fich zur evangelifch-Tutherifchen 
Lehre. Eine landftänbifche Verfaffung beftand nicht. 


VIII. In der gefürfteten Graffchaft Schwarzenberg. 

1. Marf-Schainfeld. In ber Nähe das Bergſchloß Schwarzenberg, 
bon welchem bie Fürften und das Land den Namen haben. 

2. Geiſelwind. 

3. Marf-Breit, am Main. 


X. Die Fürften zu Löwenſtein⸗Werthheim hatten un- 
mittelbare Reichsgüter in dieſem Kreife nicht, gelangten aber 1730 zu Sig und 
Stimme auf der Fürftenbant deſſelben. 


525 


X. Zn der Graffchaft Sobenlobe: 

1. Debringen, in Urlunden Oringowe, Orengawe, Orengow, Hauptftabt 
ber Graffchaft, an dem Heinen Fluffe Ohrn. Eine Hälfte der Stabt gehörte ber 
fürftlih Dehringifchen und die andere der fürftlich Waldenburgifchen Linie des 
Haufes Hohenlohe. Jene hatte auf dem biefigen Schloffe ihren Sit, auch ihre 
Regierung und Kammer. Das fogenannte Steinhaus gehörte der fürftl, Walden— 
burgichen Linie. Sonft war bier Alles gemeinfchaftlich, infonderheit das u 
lohe⸗Pfedelbachſche Konfiftorium, das Gefammt-Archiv des Haufes Hohenlohe und 
das Gymnasium illustre, 

2. Bartenftein mit Schlof. 

3. Sindringen, am Kocher; in der Nähe ber Marktflecken Pfebelbach 
mit Schloß und das Schlok Charlottenburg. 

4. Waldenburg und Schloß, Sig der fürftlichen Regierung, Schillings- 
fürftlicher Linie. 

5. Neuenftein, an ber Eppadh. 

x 6. Künzelsau, am Socher. 

7. Ingelfingen mit Schloß, am Kocher. 

8. Kirchberg, an der Jart, mit Schloß, dem Wohnfite der Fürften von 
Hohenlohe-Richberg und den Ruinen der Burgen Sulz und Yobenhaufen. 

Seit 1566 befennt fich das ganze Sand zur evangelifch-Iutherifchen Kirche; 
1667 trat aber Graf Ludwig Guſtav von Hohenlohe: Schilfingsfürft, in ben 
Schooß ber allein jeligmachenden Kirche zurüd und feine Nachkommenfchaft ift 
darin verblieben. 

XI. In der Graffchaft Caſtell befanden ſich mur die Märkte 
Caſtell, Remmlingen und Rüdenhauſen. 
XII. In der Grafjcbaft Wertheim: 

1. Wertheim, an der Mündung der Tauber in den Main, mit 2 Refi- 
benz. Schlöffern und einer lateinifchen Schule. 

. Freudenberg, am Main. 

XIU. In der Graficbaft Niened: 

1. Riened oder Rhiened, an der Sien, mit dem Bergſchloſſe gleiches 

Namens. (Wird heute von Baiern und Kurheſſen gemeinfchaftlich beſeſſen.) 
Lohr, am Maine. 
XIV. In der Grafichaft Erbab: — 

1. Erbach, an der Mümling. Im gräflichen Schloſſe befinden ſich eine 
Sammlung von Rüftungen und Waffen, römifche Alterthümer u. dgl. m. 

Michelftadt, an der Mümling, mit Eifengruben und Eijenhämmtern. 
XV. Zn der Herrichaft Limburg: 
r — am Kocher, mit zwei Schlöſſern, Vitriolwerk und Pottaſch— 
ebereien. 
xVI In der Serrfchaft Seinsheim befanden fih nur bie 
pas Henn Wäfferndorf, —— und Gnözheim mit dem Marktflecken glei— 
n Namens. 
In den zum fränfifchen Kreife gehörigen Herrfchaften: 
XVII. — —— 
XVIII. Wieſentheib. 
XIX. Welzheim. 
XX. Hauſen, auch Hauſſen 
befanden ſich Staͤdte nicht, wohl aber gehörten zu dieſem Kreiſe 
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XXI. die Meichsftadt Mürnberg, an beiden Seiten ber Peg- 
nig, in Pat. 49% 27° 31" N. Long. 8° 44’ 25” O. Paris. Das Nivem ber 
Pegnit beim batrifchen Hofe 887 Fuß über dem Meere, die Spite des Thurms 
der Feltung 1043 Fuß. Die Stadt iſt zwar in antifem Styl gebaut, bat aber 
boch viele breite, wenn uch unvegelmäßige Straßen und geräumige Plätze und 
macht überhaupt einen angenehmen Eindrud auf den Fremden. Sie war mit 
doppelten Mauern und vielen großen und Kleinen Thürmen, welche der Rath mit 
Kanonen befpict hatte, auch mit einem breiten und tiefen Graben umgeben, deſſen 
Umfang fait eine Meile betrug. Ende des 16. Jahrhunderts hatte Nürnberg an 
die 60,000 Einwohner, aber diefe Zahl war 1740 bis auf zwei Drittel und 
1780 bis auf die Hälfte zufammengefchmolzen. Zu den Denfmälern der Bau— 
funjt, welche den Blick fefieln, gehören die Sebaldus-Firche, das Rathhaus, Die 
alte Neichsfefte, einit der Sit der Burggrafen von Nürnberg. — Die Stadt 
wurde in 8 Theile, Viertel genannt, und in 131 Hanptmannfchaften abgetheilt. 
Die Viertel hiefen: am Weinmarfte, am Milchmarfte (mit der Neichsfeite), auf 
dem Hilgenhofe, am Sulzmarfte, bei den Barfüßern, am Kornmarfte, bei den 
Kartäufern und bei Elifabeth. 

Auf dem Neichstage hatte Nürnberg im Neichsjtädtifchen Kollegio auf ber 
ſchwäbiſchen Banf die dritte, beim Fränkiſchen reife aber auf der Reichsſtädte— 
Bank die erite Stelle und Stimme. Seine Berfaffung war die einer gemifchten 
ariftofratifch-demofratifchen Republik, in welcher jedoch die Ariftofratie oder das 
Patriciat, aus 20 rathsfähigen und 9 gerichts- und amtsfähigen Familien bejte- 
hend, mit feiner angejtammten ablichen Würde, ein entſchiedenes Uebergewicht 
ausübte. Man C t den Anfang des Nürnberger PBatriciats ins Jahr 1198, als 
Kaifer Heinrich VI. an einem Turniere zu Nürnberg Theil nahm, und bei dieſer 
Gelegenheit 38 bürgerliche Familien diefer freien Neichsftadt in den Apeljtand 
erhob. Anderer Seits ift behauptet worden, daß die Nürnberger Gefchlechter 
lange vor gedachtem Jahre den Adel gehabt haben. Die dazu gehörigen Fami— 
lien, welche im Gebiet ver Stabt zum Theil reich begütert waren und nad ih— 
ren Grundbeſitzungen ge! zu werden pflegten, waren vor 100 Jahren: Pfins 
zing von Henjenfelo, Tucher von Simmelsdorf, Holzſchuher von Asbach, Schurl 
von Dejersdorf, Ebner von Eſchenbach, Haller von Hallerftein, Kreß von Krefien- 
jtein, Löffelholz von Colberg, Grundherr von Altenthann, Gender von Herolds— 
berg, Pömer von Muffel, Waldftrömer von Neichelsporf, von Harsvorf, Welfer 
von Neuhof, im Hof (Imbof), Volfamer, Fürer von Heimendorf, von Behaim, 
von Stromer umd Gügel von Brand. Dief waren die 20 rathsfähigen Fami- 
lien, aus beren reife die Nathsherren gewählt wurben. Für den Fall, daß eine 
berjelben ausfterben follte, waren noch 3 adliche Gefchlechter vorhanden, von 
denen eins in die Stelle des ausgeftorbenen rüdte, nämlich die Oelhafen von Schel- 
lenbach, die Thill und die Peßler. Die 9 gerichts- und amtsfähigen Familien 
waren die Peller, Petzen, Dilherren, Murr, Fetzer, Wölker, Schleicher, Winkler 
von Wohrenfels und die Viatis. 

Der Rath zu Nürnberg beftand aus 34 patriciichen und 8 Rathsherren ver 
Zünfte. Yettere nannte man aber lieber Rathsfreunde. Jene theilten fich in 26 
Bürgermeifter und 8 Altgenannte; die 26 Birgermeifter in 13 Alte und 13 
Junge; alle vier Wochen regierte ein Alter und ein Junger. Von den 13 Alt 
bürgermeiftern bildeten die 7 erften das Septempivat, und von diefen wiederum 
wurden die 2 älteſten und vorderſten Lofungere oder Duumpviri genannt. Sie 
hatten fich die Berathung und Bearbeitung der wichtigften und geheimften Ange: 
legenheiten der Stadt ausfchliehlich vorbehalten. Sie nannten ſich auch in Ver- 
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bindung mit dem brittälteften Bürgermeifter, Obriſthauptleute ober Triumviri, 
waren beftändige kaiſerliche Rouͤthe, der erjte von ihnen auch Reichsſchultheiß, der 
auf der Reichsfeite Nürnberg wohnte und deren Gaftellan genannt wurde. Die 
6 folgenden, Dberbürgermeifter waren Appellationsräthe. Aus dem Kreife der 
13 Alt-Bürgermeifter ſowohl, als aus dem der 13 Jung-Pürgermeifter wurben 
alfe Stabtämter beſetzt und die 3 NAltgenannten bei verjchiedenen Aemtern als 

Deputirte zugezogen. Die 8 Zünfte, welche jährlich zu gewiffen Zeiten zu Rathe 

gingen, oder nach Belieben der regierenden Herren berufen wurden, waren bie 

Goldſchmiede, Bierbrauer, Rothgerber oder Lederer, Schueider, Metger, Tuch: 

macher, Bäder und Kürfchner. Diefe wurden der fleinere Rath genannt. Gr 

verbankte fein Dafein einem Aufjtande ver Bürgerfchaft gegen den Drud bes 

patricifchen Regiments, bei deſſen Unterdrückung die genannten 8 Zünfte dem 

Ratd — Hold und treu geblieben waren, der ihnen zur Belohnung biefer Treue 

eine Vertretung beim Rathe durch je Einen aus ihrer Mitte eingeräumt hatte. 

Der große Rath, welcher aus 200 Perfonen beftehen fellte, war ein Ausschuß 

ber geſammten Bürgerfchaft, vom höchiten bis zum niedrigiten Stande, hatte 

aber fein Dajein mehr auf dem Papier als in der Wirklichkeit. — Die Juſtiz— 

Behörden in Nürnberg waren: das Appellations- und Obergericht, das Stadt: 

und Chegericht, das Land- und Bauerngericht, das Untergericht für geringe 

Schuld- und das Fünfergericht für Injurienfachen; das Forftgericht des Sebulber- 

und bes Yorenzer Waldes, jo wie das Zeidelgericht im dem zulett genann— 

ten Walde. 

Der Verwaltungsämter gab es 28 in der Stadt. Die vornehmſten darun— 
ter waren: das Schultheigenamt, das Loſungamt, mit dem dazu gehörigen Schaue 
oder Zahl» und YLojung-Reftantenamt, das Yandpflegeamt als Oberamt ber 
Pflegeimter auf dem Yandtage; das Kriegsamt, das Obriftvormundfchafts- und 
Kirchenamt, das Bauamt, das Zoll und Mauthamt, das Waizenbrauamt u. |. w. 
Alle 28 Aemter waren mit Deputirten des Raths, Konfulenten, Affefforen, Pfle— 
gern und Amtleuten befegt. Für die Kirchenfachen der evangelifch-Lutherifchen 
Lehre, der fait alle Bewohner Nürnbergs umd feines Gebiets zugethan waren, 
gab es Fein befonderes Konfiftorium, jondern der Magiftrat übte in Hauptſachen 
alle Gonfiftorialvechte aus und zog im wichtigen Fällen die in der Stadt befind⸗ 
lichen 6 Prediger zu Rathe. Nürnberg hatte bei der lutheriſchen Kirche in der 
Ansbachſchen Hofmark Fürth das Patronatsrecht, und viele der dortigen Einwoh⸗ 
ner waren Unterthanen der Stadt. Der theologiſchen Fakultät der Univerfität 
u Altorf lag es ob, die neuen Geiftlixhen einzumweihen. Die wenigen Neformirten 
n Nürnberg hielten ihren Gottesdienft vor der Stadt in einem — Gartenhauſe, 
und im deutfchen Haufe wurde auch der römiſch-⸗katholiſche Gottesdienſt verſtattet. 

Die vorher erwähnte Hochſchule zu Altorf entitand aus einem Gymnaſium. 
welches 1575 angelegt, 1578 vom Kaifer mit alademiſchen Freiheiten verjehen 
und 1623 zu einer Univerfität erhoben wurde. In Nürnberg waren fünf Gym 
uafien, bei den Kirchen St. Sebalp, St. Lorenz, St. Eyivi, Ct. Elijabeth und 
ber heil. Geiftfirche; 1662 war eine Maler-Akademie geftiftet worden. Unter den 
Bibliotheken zählt die Stadt: Bibliothek 80,000 Bände. 

Ein Jahrhundert lang verforgte Johann Baptiit Homaonw s Kuuſtwerlſtatt 
Deutſchland mit Erd- und Himmelskugeln und Landkarten; aber vieler Zweig der 
feientifijep-artiftifchen Indufteie ift tief gefunfen, feit Hemann’s Nadıielger, c9 
nicht veritanden haben, mit den Anforderungen der Zeit gleichen Schritt * 
ten. Diele der wichtigſten Erfindungen haben in der alten ehrwürdigen 
Reichoſtadt ihre Heimath und die lebhaftejten Erinnerungen an altdeutſche Poeſie 
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und Kunſt knüpfen fich am dieſe wahre Mitte Deutfchlands, von ber aus bie Er- 
zeugnifje beutfchen Gewerbefleißes über die ganze Welt verbreitet werben (Albrecht 
Dürer F 1528, Hans Sachs FT 1576). Der fogenannte Nürnberger Kreis oder 
Bezirk, den die Flüſſe Schwarzach, Pegnitz und Schwabach einichloffen, welche 
die Nürnberger ihre Gränzwaffer nennen, begriff zwei anſehnliche Reichswälder, 
ben Seebalver- und Porenzer Wald, jemer zwifchen ver Schwabad und Pegnig, 
biefer zwifchen der Pegnig und Schwarzach, fo wie mehrere Marktfleden und 
viele Dörfer. — Pflegämter, welche innerhalb der Linien lagen und bie nächſte 
Gegend der Stadt umgaben, waren Wöhrd, Goftenhof, das Weiberhospital St. 
Johannes und Kafernen mit Pfarre. 

Außerhalb der Linien: die Weiberhospitäler St. Leonhard, St. Peter und 
St. Jobſt; die Städte 

Altorf mit Steinfohlenbau, 

Lauf, an ber Pegnitz, mit Schlof, 

eh an der Pegnitz, mit Stubienjchule, 

elden, mit Schloß 

und die Pflegämter Reicheneck, Engelthal, Hohenftein, Pegenftein, Hilpoltftein, 
Gräfenberg und Markt Yichtenau, welcher auf einer von der ſchwäbiſchen ober 
untern Rezat gebildeten Inſel liegt. 


XXII. Die Neichsftadt Motbenburg ob der Tauber, 
1233 Fuß über dem Meere. Sie hatte ihr Gebiet mit einer Landwehr umge: 
ben, welche aus einer lebendigen Hede, aus Gräben, hohen Thürmen und an 
einigen Stellen aus Seen, Bergen und Holzungen beftand. Die meijten und wich 
tigften darin befindlichen Dörfer waren aber gemifchter Herrichaft. Rothenburg, 
wo ein reiches Patriciertfum das Stabtregiment in Hänben hatte, und deſſen 
Rath in den innern und äußern abgetheilt und jener aus dieſem auf Lebenszeit 
ergänzt wurde, hatte auf dem Reichstage im Reichsſtädtiſchen Collegio auf der 
fhwäbifchen Bank die achte, und beim Fränkiſchen Kreife auf der Reichsſtädte— 
Bank die zweite Stelle und Stimme. Es hatte ein vworzügliches Gymnaſium 
Iutherifchen Bekenntniſſes, da feit den Tagen der Kirchenverbefferung bie Einwoh- 
ner biejer Stabt, ebenfo wie die der folgenden freien Neichsftäbte der evangeli- 
[chen Lehre zugethan waren. 


XXIL Die Neichsftadt Windsheim, an der Aifch, wurde 
von einem Oberrichter und 24 Rathsherren verwaltet, die fich ebenfalls in das 
innere und Äußere Kollegium theilten. Beider Oberhaupt war einer von ben 4 
Amts-Dürgermeiftern, die alle Vierteljahre in der Regierung abwechfelten. In 
all’ den Neichsftäbten, wo der Nath in zwei Collegien zerfiel, hatte ber innere 
Rath die Verwaltung, während ber äußere mehr die Eigenfchaft einer Kontrolf- 
Behörde beſaß. Die Stadt hatte auf dem Neichstage im reichsftädtifchen Kol: 
fegto auf der fchwäbifchen Bank die 2iſte und beim Fräntifchen Kreife bie britte 
Stelle und Stimme. Im 16. Jahrhundert find die meiften fränfifchen Neichs- 
tage in biefer freien Reichsſtadt gehalten worden. Zu ihrem Gebiete gehörten 
die Pfarrbörfer Wichelsheim, Altersheim und Oberntuiff. 


XXIV. Die Neichsftadt Schweinfurt, am Main, hatte von 
Alters ber, als hier ein kaiſerſiches Landgericht und ber fränfifche Oberhof war, 
noch einen kaiſerlichen Reichsvogt, welcher vom Rath gewählt wurde. Diefer 
bejtand aus 24 Mitglievern. Auf dem Reichstage hatte bie Stadt im Kollegio 
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ber Neichsftäbte auf der ſchwäbiſchen Bank die 19te, und beim fränfifchen Krei 

auf der reichsftäptifchen Bank die vierte Stelle und Stimme, * mhk 
war ein Gymnafium, welches nach feinem Stifter, dem Schweden-Könige Guftav 
Adolf, Gustavinum, genannt wurde. Ihr Feines Gebiet beftand aus den Dör- 
fern Oberndorf oder Ober-Reinfeld, Zell und Mapenhaufen. 

xXV. Die Neichsitadt Weißenburg, an der obern Rezat 
unb am weftlichen Fuß des Frankenjura. Sie theilte ihren Rath in ben innern 
und größern, davon jener aus 13, diefer aus 21 Mitgliedern beitand. Beim 
Reichstage hatte fie auf der jchwäbiichen Bank die 30. und beim Fränkischen 
Kreife auf der Reichsftädte- Bank die fünfte Stelle und Stimme. — Bon ber 
ehemaligen NReichspflege über die fogenannten königlichen Dörfer, welche die alten 
Grafen Hirfchberg vom Neich zu Lehn getragen, und die Stadt Weißenburg feit 
1530 als eine Neichspfandfchaft mit aller hoben und niedern Gerichtsbarkeit inne 
gehabt hatte, war ihr nur das einzige Dorf Wengen übrig geblieben; die andern 
aber waren 1680 durch einen Vergleich gegen Gritattung des Pfandjchillings an 
das Hochſtift Eichjtädt abgetreten worden. Weißenburg hatte eine lateinische Schule. 

Ueber der Stabt erhebt fich auf dem hohen Rande des Jura die Bergfeftung 
Würzburg, 1955 Fuß über dem Meere. 





Die Gemeinheitstheilnngen. 


Bon der höchiten Bedeutung für jede Gemeinde tft der Beſitz eines in Grund 
und Boden beftehenden Vermögens. Erſt ein folcher Beſitz macht die Gemeinde 
zu einer Gemeinde (communio). Derfelbe tft die Grundlage ber Gemeinde, 
die Wurzel, aus welcher diefelbe erwachſen. Ehe die Gemeinde bejtand, war ber 
— Boden gemein, erſt dann, als ſie gegründet wurde, ſchied man bie 

art in zwei Theile. Jeder der Anſiedler erhielt einen Antheil zu Sondereigen, 
zum Zwecke der Urbarmachung und Bewirthichaftung, feine pule; alles andere 
biteb gemein und bildete die Allmande oder die gemeine Mark. * 

So auf einfach natürliche Weife erwuchs das Gemeinde-Vermögen oder 
vielmehr erwuchs das, was wir jett Gemeinde nennen, nämlich der genofjenichaft- 
liche Verein von Menſchen mit feinem Sonder: und feinem gemeinfamen Beſitze 
aus einer urfprünglichen vollen Gemeinfchaft. 

Seit Jahren iſt man nun bemüht, den althergebrachten Gemeinbefig aufzu- 
beben und unter die Glieder der Gemeinde zu wertheilen. Es geſchieht dies 
theils ohne befondere Nöthigung, theils aber auch bei Gelegenheit ver Bertopplung 
ber Feldfluren. 


*) Bergleiche Landau, bie Territorien S. 111. v. Maurer, Geſchichte ber Martoerfoffung, 
folgt juerſ ga gar meiner Auffaffung, kommt aber ſhon &. 8 mit mir und aud — 
felbt in Widerſpruch, indem er Marken nur dann als ſolche anertennen will, wenn ihließen. 
aud gemeine Mark, alfo auch einen gemeinfamen genoſſenſchaftlichen ‚Defig in na rin Liegt, 
Dies ift indeß ein Irrthum. Mark ift jedes geithloffene Dorfgebiet mit allem was ba Acht. 
bie gemeime Mark aber ſtets nur berjenige Theil ber Mark, welcher ber — Din ente 

Es möchten fi aber auch wohl faum Marken nachweiſen laffen, welche aller a 
behrten; es find doch wenigftens Wege und Wafler Gemein-Ont. 
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Thut man nun aber wohl daran? Diefe Frage hat ſich mir oft aufgebrängt 
und fie zu beantworten, will ich in diefen Zeilen verfuchen. 

Ich muß, ich bemerke dies ſchon bier, ich muß darauf verneinend antworten, 
und wünjche deshalb zu warnen. Es ift das freilich ſchon mehr gefchehen, und 
ich befcheide mich gern, dap ich etwas Neues zu jagen fchwerlich im Stande fein 
werde; es giebt aber Dinge, die man nicht oft genug wiederholen kann und dazu 
zähle ich gerade auch diefen Punkt. 

Von dem Rechtsverhältniſſe könnte ich füglich Schweigen, weil daſſelbe hierbei 
am wenigjten in Betracht gezogen wird. Wenn bie Gemeindegliever einftimmig 
find, wer foll dann die Rechte dev Gemeinde wahren? Und dennoch follte man 
das rechtliche Verhältniß nicht gar zu leicht nehmen. Die jeweiligen Individuen, 
welche die Gemeinde in ihrem Berbande hat, find nimmer die Gemeinde; fie 
find eben jo wenig die Gemeinde, ls die eben in einem Staatsverbande lebenden 
Menfchen den Staat bilden. Beide find augenjcheinlich ſehr wejentlich verſchieden. 
Dazu kommt nun aber auch noch der Nechtötitel des Ortsbürgers. Der einzelne 
hat nur ein dingliches Necht an dem Gemeinde-Vermögen, er hat dies Recht 
nur als Ortsbürger; eine perfönliche Berechtigung ift nicht vorhanden. Seine 
Berechtigung beſchränkt fih immer nur auf den ihm als Ortsbürger zu: 
ftehenden ideellen Antheil an der Benutzung, das Eigenthum felbft aber ift der 
Gemeinde. Wohl kann die Gemeinde ihr Gemeinde» Vermögen veräußern. Sie 
kann es verleihen, verpfünden, verkaufen, und hat dies gethan, jo weit unfere 
Gefchichte hinaufreicht. Etwas ganz anderes aber ift es, wenn die Gemeinde 
glieder ihr bisher nur dingliches und nur ideelles Nugungsreht in ein perfün- 
liches und privatrechtliches Sondereigen verwandeln. Das ift eine Revolution 
gegen die Gemeinde, ijt eine Auflöfung der Gemeinde, denn man zerftört das, 
was die Gemeinde eigentlich erſt jchafft und bildet. Doch dies nur nebenbei; 
ich will hierauf fein zu großes Gewicht legen. 

Ein größeres Gewicht lege ich dagegen auf bie Frage, ob durch die Verthei- 
lung des Gemeinde-Bodens jowohl der Gemeinde als den Mitgliedern derſelben 
wirklicher Vortheil erwächit ? 

Was gewöhnlich gegen den gemeinjchaftlichen Beſitz geltend gemacht wirb, 
ift deffen geringer Nugen, und es ijt nur zu wahr, daß alle von einer Gemein- 
ſchaft bewirthfchafteten Güter jtetd einen geringeren Grtrag abwerfen werben, 
als dies bei Gütern der Fall ift, welche ein Einzelner unter feinen Händen hat. 
Jedes Opfer, jede Arbeit wird geſcheut, weil man den daraus entjpringenden 
Bortheil für fich nicht mit den Händen zu fafjen vermag, und man läßt es darum 
lieber gehen, wie es eben ift und wie es jchon von Alters war. Daß die Befeitigung 
diefes Uebelftandes im hohen Grade wünjchenswerth fei, kann gewiß Niemand 
verfennen, nur glaube ich nicht, daß hierzu gerade eine VBertheilung nothwendig 
ift, fo lange noch andere Wege ſich darbieten. 

Ein anderer Grund, welcher häufig zu Gemeinheitstheilungen geführt hat, 
war ber — auch dem armen beſitzloſen Dorfeinſaſſen zu einem Grundbeſitze 
u verhelfen. 

So anerkennenswerth dieſer Zweck auch iſt, ſo iſt das Mittel, welches dazu 
führen ſoll, doch ein durchaus verfehltes. Es hat ſich dies aller Orten durch die 
Erfahrung beſtätigt, wo in dieſer Weiſe Vertheilungen vorgenommen worden 
ſind. Und in der That durfte man dies auch kaum anders erwarten. Der 
Beſitzloſe, ohne Anſtrengung und Mühe zu einem Heinen Grundbeſitze gefommen, 
hat felten die Anhänglichkeit au benfelben, wie fich diefe bei dem Erwerbe 
findet, welcher durch Arbeit und Sparfamkeit errungen worden iſt. Bei ber 


geringften Verlegenheit, welche ihm in den Weg tritt, nimmt er zu biefem Grunb- 
befig feine Zuflucht, und es find mur wenige Jahre nöthig, um dieſen ſämmtlichen 
Heinen Beſitz in die Hände der wohlhabenden Nachbarn überzuführen. Der Arme 
dem man helfen wollte, ſteht dann wieder an derſelben Stelle, wo er früher 
geftanden, und — was das Schlimmite ift — auch die Gemeinde ift arm geworben. 
Es hat die unmittelbare Folge, Daß von nun an alle Einnahmen der Ge, 
meinde auf die Umlagen beſchränkt find. Alle Bauten, alle fonftigen Bedürfuiſſe 
der Gemeinde, alle Armenjteuern ꝛc. find ausfchlieglich auf ben Beutel des Orts: 
bürgers angewiefen. Dies geht, wenn die Bürger wohlhabend find, wenn Handel 
und Induſtrie am Orte blühen, nicht aber in der armen Dorfgemeinde. Ga fehlt 
dann ſelbſt an der Möglichkeit der Ausführung etwa nothwendig werdender fojt- 
fpieliger Bauten zc., denn e8 fehlt an Piandobjekten zur Erlangung eines Dar- 
lehns. Es folgen nothwendig Verlegenheiten auf Verlegenbeiten. Die Gemeinde 
als jolche ift Frevitlos. Man laffe einen Krieg kommen. Es werben Contribu— 
tionen begehrt, raſch, ohne Zögerung. In der ganzen Gemeinde ijt der Betrag 
nicht baar vorhanden, man muß die Summe aufnehmen. Wer wird aber unter 
folhen Umftänden leihen? Mögen auch ſämmtliche Ortsbürger mit ihrem Ver— 
mögen bafür haften zu wollen fich bereit erklären, fo wird man fich dennoch be- 
finnen, weil eine derartige Bürgfhaft immerhin fehr viel Unficheres hat. Vor 
allen folhen Mißftänden tft man dagegen gefichert, wenn die Gemeinde Grund— 
vermögen befigt. Diefelbe ift dann ftets in der Lage, fich ſchnell helfen zu Können. 
Sreilich iſt es dann aber auch nöthig, den Beſitz möglichſt gut zu verwerthen. 
Mit alleiniger Ausnahme des Waldes verpachte man alles und das auf nicht 
zu kurze Zeit, damit‘es im Intereſſe des Pächters liegt, das Grundſtück im 
Stande zu erhalten. Nur auf Erbleihen laſſe man ſich nicht ein, und ebenfo- 
wenig auf eine zeitweilige Bertheilung von Gemeindeland an bie Ortsbewohner. 
Beides führt zu leicht zu einer völligen Entfremdung, oder doch zu einer Benach— 
theiligung der Gefammtheit. Die für die Gemeinde ftets erfprießlichite und für 
bas * zugleich gerechteſte Nutzbarmachung bleibt unwiderſprechlich die Zeit- 
pacht. Sogar dem Armen wird dadurch am einfachften die Hand geboten, wenn 
er überhaupt einen ernten Willen hat, feine Verhältniffe zu bejjern. Es fteht 
ihm frei, ein feiner Kraft und feinem Bebürfniffe entfprechendes Stück zu pachten, 
und man kann fogar ficher fein, daß er dieſes Stüd in der Regel fleigiger bauen 
und in beiferem Stande halten wird, als wenn ihm ein Stüd Land als Eigen- 
thum zufällt, für das er feinerlei Opfer gebracht hat. So widerfinnig dies 
Scheint, fo liegt e8 doch tiefin der menichlichen Natur. Nur das mit Mühe und 
Koften Errungene hat bei den meijten Menfchen einen wirklichen Werth. 
Doch genug! Es war nicht meine Abficht dies Thema nach irgend einer 
Seite hin zu erfchöpfen. Ich wollte nur im Allgemeinen warnen und daneben 
zugleih auch eine Anregung zu weiterer Beſprechung geben. 2 


532 


Ju. 
UN 


Ueberfihtlihe Iufammenftellung und Vergleichung der Refultate bei der Verwaltung 
ded Armenwefend zu Berlin und zu Frankfurt a. d. D. für dad Jahr 1858. 


L Pie Armen - Verwaltung zu Berlin. 


Der Zahresabfhluß der Haupt - Armenkaffe für das Jahr 1858 Tiefert zunächſt folgende 
ſummariſche Ueberfidt: 
A. Einnahme. 
Tit. L An Miethen und Zinfen. . 2 2 2 2 nn. 5383 The. 9 Sgr. 10 Pf. 
Summa per se, 
Tit. U. Aus Beredtigungen: 
1) Aus den Nachläſſen verftorbener Almojen-Empfänger aus 
uud - 2 0 2 5 5 nn « . . 1815 Thle. 17 Sgr. 5 Pf. 
2) Aus den dem Armenweſen überwiefenen Strafgelvern . . 
3) Ueberſchüſſe aus den bei ben Pfanbleihern verfallenen 
Öffentlich verlauften Pfändern . . . u un 156 „ Lu In 
4) Aus gefundenen Gegenftänden, melde ven Armenfonde zu⸗ 
geſprochen worden wc 18 „ 6, 2. 
5) Aus der Wilppretflieur . » 2 2 2 2 0. +, BB „B „ 4, 


Summa Tit. I. . „ 17,290 Thlr. 11 Sgr. 1 Pf. 
gegen das Jahr 1857 1382 Thlr. 20 Sgr. 9 Pf. mehr. 
Tit. IL Hebungen aus anderen Kaffen: 
Aus der Königlihen Bolizei-Hauptlaffe.-. » » » . . 29,403 „ — = 
als Antheil von dem Königlihen Zuſchuſſe von jährlih 55,000 Thlr. 
Summa Tit. III. per se. 
Tit. IV. Unterfügungsbeiträge, Eollectengelder, Bermädtniffe und Ge- 
ſchenke: 
1) Beſtimmte jährliche Beiträge . . ..13,960 Thlx. 11Sgr 6 Pf. 
(Der größte Theil dieſer Beiträge beſtehl aus den Chatull· 
Beiträgen II. MM. des Königs und der Königin und ber 
übrigen Mitgliever ber Königlichen Familie. — Auch einige 
Privaten zahlen jährliche Beiträge unmittelbar zur Haupt- 


" ” " 


Urmentaffe.) 
2) Beiträge hiefiger Einwohner, welde buch bie Armen-Eom- 

miffionen eingezogen werben . «2 0 2 00000. 16867 „ 1. B„ 
3) Durch die Kirhen-Kollecten am 2, — ur 0 „ 16 „ 5„ 
4) Bermädhtnife . » .» . » ern A „MB „ 2, 
5) Sehne . - 2 2. . * "er 000. 26 u dB. —, 


————————— — — — — —— — 
Summa Tit. IV. . . 87,715 Thlr,. 1Sgr. 4Pf. 
zit. V. Erfattete Unterlü”ungen . 22.2... 670. 8 — 


Summa Tit. V. per se. 
En 329 Thlr. — Sgr. — Pf. 
Summa Tit. VI. per se, 


zit. VL Ertraorbinair und Insgemein 


__588 


Recapitulation. 


Te. I. Un Miethen und Zinfen-. » 2 2 2. .2.. 
» I Aus Beredtigungen 


5883 Thlr. 9 Sgr. 10 pf. 


— WERE we 
» TIL Hebungen ans anderen Kaffen . ». » 2 2.200. DE N — un —, 
»» IV, Unterflügungs-Beiträge ic. » 2 2 2 2 2 200. BT 5 1. 4 — 
Vo Erftattete Unterügungen Er Zu Zu 

VL 


. 2 2.20 0° 6, 770 7} 8 ff 
- . * * — 


1) An Ruldzahluugen. 


22. 807 Thir. ser. 9 
2) " Reften . 


[2 * [3 * ” * 218 " 
Summa ber Einnahmen — 7 in 1025 „ 21 „ 1, 


Summa ber eigenen Einnahmen 97,916 Ihr. 17 Sr. 37. 
Zur Dedung der Ausgaben mußten ans der Stabt-Haupt: 


Kaſſe zugeſchoffen werben (mit Ausſchluß von 23,048 Thlr. 25 Sgr. 
11 Pf. Befoldungen, welche aus der Stabt-Hauptlaffe direct gezahlt 
und bei der Haupt-Armenkaffe nicht zur Verrechnung gelangt find) 287,631 13 5 


Summa der Gelammt-Tinnapmen 380,548 Ihlt. — Sg. TE. 


B. Ausgabe. 
Adtheilung I. Zur allgemeinen Armenpflege. 
Tit. L Zurallgemeinen Armen-Unterflüßung: 
1) An die Armen» Eommiffionen zu monatlih laufenden unb 
ertraorbinairen Unterfligungen an bie Almojen-Empfänger 185,313 „ 24 » Bm 
2) am biefelben zu monatlich laufenden Pflegegeldern für ſolche 
Kinder, derem Väter verflochen - - 2000. . 898 „ Au 6 
3) monatliche und auferorbentliche Unterftägungen aus ben Bei- 
trägen ber Königlichen Familie, aus eingegangenen Ge- 
ſchenlen und aus bem allgemeinen Armenfonds » . . . 38,183 
4) zu Brennmaterialien-Unterflügungen .... 256. I 6m 


5) Erftattungen am andere Behörden für bie ber hiefigen Kom⸗ 
mune angebörigen Perfonen 


near na DU „ MB. Mn 
Summa Ct. 1. 278,599 Thlr. 12 Ser. i1 PH. 
Tit. U. Zur Unterflüßung für Kranle: 


1) Honorar der Aerzte und Wımbäzte » 2 2 200. TUE u Dun —n 
2) für Arzneien für die Stabt-Apothefer 


er... 1414 u 6 u 10m 
3) am die Königl. Eharitee für die vom berjelben für Rechnung 
ber Kommune verpflegte Krante 2% 2: 98369 „ in Tu 


4) an das chirurgiſche Univerfitäts- Klinikum für einzelne Kranke 
5) an das Diakoniffenhaus Bethanien für Kranke 
6) an das Gt. Hebwigs-Kranfenhans für vergl. . 
7) an bie Dr. v. Gräfefhe Augenlint . or 0. 576 m 26 — 
8) für Bruchbänder und — ꝛe. an — 
9) für Bäder ... ee ur 
10) für Brillen. . » de A nt a TR 211 » 1 re 
11) fir Entbinbungen a ———— u BE SEE 
12) für Rranken-Transporte - © 2 2 nenne Mn 22 " 
13) befonbere Kurloften . . . 


840 „ 18 „ 9 " 
u — Sa T II. 69,288 Tpir. St. 57. 


1,269 " 10 1) —— 
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Tit. IL Zu anderen fpeciellen Unterfügungen: 

1) am die Anftalt zur Erziehung fittlich verwahrlofeter Kinder 

2) an das Elifaberbflift zu Banlom . - » 2» 2 2 0. 

3) zum Kartoffelbau durch Arme. - » 2 2 2 0 0.“ 

4) zur Bürforge für erwachlene Blinde. . . 

5) zur Berichtigung der Sterbelafjenbeiträge für Amofen-Ein- 
Pfänger, Transport- und Reinigungeloſten für Nachlaffe 
berielben . . . . 

6) Zufhuß an bie Direction ber Armen-Speifungs-Anfaft . 


Summa Zit. II. 


zit. IV. Begräbniß- und Leichenkoſten: 
Dr Oi. 2 2 20 0 1 en. 
2) Beerbigungstoften ber in ber Charitee verftorbenen Kom⸗ 
munal-Rranten . . » s 
3) für die Beerbigungen em: unmittelbare Beranlaffung "der 
Berwaltun . » . » Be ee 


Summa Tit. IV. 
Tit. V. Ertraordimair und Insgemein. . ... 


1,848 Thlr. — Sgr. — Pf. 


1,000 » "nn "m 
5,493 Thlr. 14 Sr. 5 Pf. 


563 77 11 ” 6 n 


1,864 Thlr. — Sgr. 7 Bf. 
238 „ 17 „ 11. 


Recapitnlation ber Abtheilung I. 


Fit. L Zur allgemeinen Armenpflege . . 
Tit. U. Zur Unterflügung für Krane. ». - 2 2 2 0. 
Tit. IL Zu anderen fpeciellen Unterflügungen . . . 2... 
Tit. IV. Begräbniß- und Leihenlofen - - 2 2 2 2 0. 
Tit. V. Ertraordinair und Insgemeiin 2 2 2 2 20. 


. 278,589 ff) 12 " 11 " 
. 69288 „ 9 u 8„ 


5643 „14 „ 5„ 
1,864 n — 17 7 " 
25 „ 1 „ 1, 


Summa der Abtheilung I. 355,483 Thlr. 25 Sgr. 6 Pf. 


Abtheilung U. Aus der Armenpflege entipringende Berwaltungs- und anbere Koften. 


Tit. VI. Berwaltungstoften: 
a) Beloldungen und Diäten der Bilrean Beamten, incl. für 
Stelvertretung und incl, der Remumeration des Revifors 
ber Mpotheler »- Rechnungen, ferner Befolbungen und Emo- 
Iumente der Stadtjergeanten und Diſtriltsboten, einſchließl. 
für Stellvertretung, endlich ige Gratifitationen 
und Umterflügungen 2 un 2 2 2 2 en er 
ad a) werben jeit 1858 * der Haupt. «Armentaffe etats- 
mäßig nur die Belleivungstoflen für die Stabtjergeanten und 
Diſtriltoboten direct, die Übrigen Ausgaben aber bei ber Stadt⸗ 
Hauptlaffe geleiftet, welche letztere daher ſchließlich Hier ab- 
geſetzt werben. 
b) Büreau-Koften . . 
(für Schreibmaterialien, Drudtoften, Buchbinderiohn, Oelzung, 
Erleuchtung, Anfhaffung und Unterhaltung des Inventarii, 
bauliche Unterhaltung bes Dienfllofale). 
©) Prozeh-Roften . . 2. 2... . ’ — 
d) Nebenloſten für bie Verwaltung der Kirmıen - Gommiffionen 


Summa Zit. VL 


23,710 Thir. 18 Sgr. 5 Pf. 


455. 5. 8. 


197 " 6 nn "—" 
5,324 " 9 " 6 " 


33,817 Thlr. 19 Sgr. 7 Pf. 
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Transport 83,817 Thlr. 19 Sgr. 7 Bf. 
Tit. VIL Un Leibrenten aus Legatem . . 0. 0. 1379 „18 „ 8,„ 


(für ber Armenbirection auf Leibrenten überlaffene Capitalien 
oder auf teftamentarifche Befimmung ber Erblaffer aus ben 
Revenüen der Vermächtniſſe ad dies vitae zu zahlende 
Renten an beftiimmte Perfonen.) 


ö — — —ñ —— 
Summa Abtheilung II. 35,197 Tpır. 8 Sgr. 3 Pf. 
Hierzu Summa Abtheilung I. 2 2 0 2 20 nn nn. 355.489 


PR en) 
Summa ber etatömäßigen Ausgaben 390,681 Thlr. 3Sgr. I Pf. 
Außer dem Etat: 


Rüdgablungen » 2 2 0 2 nee. . . 118.8 8, 


— ñ — —ñ 
Summa aller Ausgaben 890,800 Thlr. 25 Sr. 5 Pf. 
Nachrichtlich wird bemerkt, daß nach Ausſcheidung der pro 


1857 beim Tit, II. litt. a. und pro 1857 und 1858 sub Tit. VL 
litt. a. mit in Anrechnung gebrachten, bei ber Stabt-Haupt- 
Kaſſe veransgabten Befoldungen mt 2 2 2 2 220. 23,048 „23 „1, 


bie von ber Haupt-Armentaffe getragenen Ausgaben nur betragen 867,751 Thlr. 29 Ogr. 6 Pf. 
Ferner wurben gegen ben Jahres-Raffen-Ab- 
ſchluß pro 1858 in ber IR-Ausgabe 
abgefest: bie 1868 nachträglich für die frühern Zeiten ger 
sablten „2 2 2 200. 49,843 Thlr. 21 Sgr. 7 Pf. 
binzugefeßt: bie 1859 nachträg- 
lid pro 1858 gezahlten Beträgemit 31,547 „ 1 „ 1, 


fo daß am abgefegten Beträgen pro 1858 noch . .» . . . . 1,96 „ 1, 1, 
— — — — — —ñ— es — 


hinzuzurechnen bleiben; wodurch die am Schluſſe der Einnahmen 

angegebene Summe, unter Ausſcheidung fänmtliher burdlaufen- 

der Poften, auch als Ausgabe-Summa, auf » » » =... 886,548 Thlr. — Ser. 7 BI. 
nachgewieſen wird, 


Am Schluſſe des Jahres 1858 betrug bie Anzahl der von ſämmtlichen 68 Armen- 

Commiſſionen Unterftügten: 

a) bie Zahl der Almofen-Empfänger: 6203; gegen Enve 1857 152 weniger. An 
durchſchnittlich monatlich laufenden Portionen wurben 622874,, gegen 1857 
302, Portion weniger gegeben. — An wöhentlihen Almofen wurben überhaupt 
im Jahre 1858 gezahlt 185,313 Thlr. 24 Sgr. 8 Pi, gegen 1857 5907 Thlr. 3 Ser. 
10 Pf. weniger. Jeder Almofen-Empfänger erhielt durchſchnittlich monatlich an Almofen 
im Jahre 1858: 2 Thlr. 13 Sgr., gegen 1857 1 Sgr. mehr. 

b) Die Zahl der Pflegelinder war am Schluſſe des Jahres 1858: 2445, gegen Ende 
1857 33 weniger. Diefelben erhielten an durchſchnittlich monatlich laufenden Por- 
tionen im Jahre 1858: 24833/,., gegen 1857 7214 Bortion weniger. An Rinder: 
Pilegegelderm wurden überhaupt im Jahre 1858 gezahlt: 38,918 Thle. 4 Sgr. 6 Pi; 
gegen 1857 1433 Thlr. 25 Sgr. O Pf. weniger. Es kommen auf jedes Pflegelind burd- 
ſchuittlich monatlich 1 Thlr. 9 Sr. 2 Pf., gegen 1857 3 Pf. weniger. 

e) An außerordentlicher Unterſtützung an Nict-Almofen-Empfänger wurben im Jahre 
1858 gejahlt: 88,183 Thlt. 21 Sgr. 5 Pf, gegen 1857 2646 Thir. 9 Gyr. — 

Davon lommen auf jeden Empfänger monailich durchſchnittlich 1Sgr. 3 Pf., gegen 
1 r. 
Pi. meh Ber 


” „ 6 ” 
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Die Gefammtkoften fir die Bekleidung armer Schulkinder und Confirmanden durch 
die Armenverwaltung haben im Jahre 1858 betragen : 
a) für arme Schullinder . . «+ 49 Thle. 26 Sgr. 3 Pi. 
b) für arme Confirmanden . . . » 2925 „ 14 „ 6. 


zufammen 3420 Thlr. 10 Sgr. 9 Pf. 


Zur UnterKüßung für Kranke find für das Jahr 1858 9573 Thlr. 4 Sgr. mehr 
als 1857 aufgewendet worbeu und beftehen bie wejentlichften Mehransgaben in Kur- und Ber 
pflegungstoften bei der Königl. Eharitee und bei dem Diatoniffenhanfe Bethanien. Als be- 
deutendfte, auf bie Mehransgaben in Anrehnung kommende Minder-Ausgabe iſt diejenige 
für Arzneien an bie Stabt-Apotheler hervorzuheben. Dieſelbe beträgt nämlich pro 1858 nad 
Ausweis des Tit. IL. Pos. 2. 14,114 Thlr. 6 Sgr. 10 Pf., gegen das Jahr 1857 1712 The. 
15 Sgr. 3 Pf. weniger, Im Einzelnen bleibt anzuführen : 


a) an die Königl. Eharitee-Kafje wurden für das Jahr 1858 an Sur- und Berpflegungs- 
BEN: Sn een nn. 32,369 Thlr. 4LSgr. TB. 
mit Einfhluß von . . . . : 808 „ du —n 
nachträglich pro 1857 migetandenet Erhöhung anf die Kur. 
und Berpflegungstoften für Kinder, alſo eigentlich für das 


— —— — — — — — — 
Jahr 1858 nur . . . nn 31661 The. — Sgt. 7 Pf. 
gezahlt. Pro 1857 betrugen biefe Koften era BEE 26. 24 


alſo pro 168... 2 2 0 2 er ee een 8, 103 Ehe. 4 Sgr. 5 Pi. 
mehr als für das Jahr 1857, 


Diefe Steigerung ber Ausgaben rührt daher, daß von den im Jahre 1857 durch 
kranke Kinder abjorbirten Berpflegungstagen noch 5668 zum früheren Sage von 6 Sgr., im 
Jahre 1858 aber fümmtliche Tage für Kinder zum erhöhten Satze von 10 Sgr. pro Tag bezahlt 
worden find, und daß im Jahre 1858 6230 Perfonen, gegen 1857 1319 Perfonen mehr, in 
bie Eharitee für Rechnung der Kommune anfgenommen wurben, don melden jebe im Jahre 
1858 durchſchnittlich 4202. Tag, gegen 1867 2Y, Tag mehr, in Behandlung und Pflege blieb. 
Uebrigens find die vorgedadhten, ver Königl. Eharitee-Kafe gezahlten Beträge diejenigen, welde 
biefelbe nach Abzug von 100,000 freien Berpflegungstagen und nad Abzug ber für 
Rechnung der Kommune auf die Koflen von dem verpflichteten Dritten wieder eingezogenen 
Gelder noch zu fordern hatte nud hat, ungeachtet diefe Wiebereinziehungen im Jahre 1858 bie- 
jewigen des Jahres 1857 um rot. 1750 Thlr. überftiegen, ber Metto - Koftenbetrag, wie oben 
beredjnet, im Jahre 1858 8103 Thlr. 4 Sgr. 5 Pf. mehr betragen als im Borjahre. 


Es muß nämlich bezüglich des Verhältniſſee der Armenverwaltung zur Königl. 
Charitee gleichzeitig hier bemerkt werben, daß in früherer Zeit, und zwar bis zum Jahre 
1835, diejenigen Armen, welche bei Krantheitsfällen in ihrer Wohnung nicht behandelt werben 
fonuten, oder fonft ber nöthigen Wartung und Pflege entbehrten, in bie Königliche Charitee 
umentgeltlih aufgenommen und bafelbft verpflegt wurden. Die ftäbtifhen Behörden hielten 
biefe Leiftung für eine ber Stiftung und ber Beftimmung biefer Krankenanſtalt entfprechenbe 
Berpflihtung, beren Erfüllung der vermehrten Bevölkerung der Reſidenz nngeachtet, nach dem 
jebesmaligen Bedürfniß in Anfprud genommen werben fönne; wogegen bie Königl. Behörden 
die unentgeltliche Verpflegung ber Armenkranfen in der Eharitee nur als eine Vergünſtigung 
betrachteten, bie durch die Räumlichleit des ſtrankeuhauſes und der demſelben zuſtehenden Mittel 
befchränft fei, mithin nicht einer, mit ber zunehmenden Bevölkerung vorſchreitenden Ausdehnung 
unterrorfen werben könne. Die von beiden Geiten flattgefunbene Ausführung diefer diver- 
girenden Anfihten hatte eine Allerhöchſte Entſcheidung vom 6. Juni 1835 zwe folge, nad 
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welcher bie Eharitee vom 1. Juli ej. ab, zu ber Armenverwaltung im eiu genau beſtimmtes 
Berhältniß getreten iſt. 

Es follen nämlich fortan, wie bis dahin, ſowohl ganz unentgeltlich alle unvermögenbe, 
ber biefigen Kommune angehörige Gemüthsfranfe, als auch gegen bie bisher mur theilweife und 
unter bem Betrage ber regfementsmäßigen Berpflegungsfäge erftatteten Koflen, bie veneriſchen 
feilen Dirnen, die zur Kur in den Kriminalgefängniffen ſich nicht eignenden Kriminalgefangenen 
umb bie Invaliden jeberzeit ummeigerlich aufgenommen werben; dagegen foll bie Aufnahme ber 
anbermweit ber Kommune angehörigen, ober nach ben beftehenben gefeglichen Beftimmungen, ihrer 
vorläufigen Fürforge anheimfalleuden bebürftigen Kranfen auf bie Gewährung vom jährlich 
100,000 freien Berpflegungstagen beicränft fein. 

Auf diefe 100,000 Berpflegungstage werden nicht nur alle diejenigen Kranken in An- 
rechuung gebracht, weldye der Charitee von ber Armenverwaltung überwiefen werben, fonbern 
auch alle diejenigen, welche das Polizei» Präfivium in Wahrnehmung der ortspolizeilihen Ber- 
pflitungen, der Charitee zuzuweiſen genöthigt if, ſowie alle diejenigen, die ſich zur Aufnahme 
felöft melden und beren Zuftand eine norläufige Zurückweiſung Behufs näherer Beicheinigung 
der Berechtigung zur Aufnahme nicht erlaubt. Für diejenigen Kranfen, bie von ber Charitee- 
Verwaltung über den Betrag der verwilligten freien Verpflegungstage angenommen werben, iſt 
der regelmäßige tägliche Bergiltigungsfag filr jeden Kranken aus dem Armenfonbs zu zahlen. 
Dagegen iſt es ber Kommune überlaffen, die Berpflegungstoften derjenigen Kranten, welche als 
Angehörige auswärtiger Kommunen, hier eine Krankenpflege mit Anrehnung auf bie Freiftellen 
der hiefigen Kommune haben erhalten müffen, von dieſen legtern für fich wieder einzuziehen. — 
Die Gejammt-Kranfeuverpflegungs » Tage in der Eharitee im Jahre 1858 betragen von 6230 
Berfonen A 40%, Tage durchſchnittlich 252,315, einſchließlich der gebachten 100,000 freien 
Berpflegungstage, 

b) Im chirurgiſchen Umtverfitäts-Klinikum wurben im Jahre 1858: 58 Kranke, gegen 
1857 15 weniger, verpflegt und betrug bie durchſchnittliche Berpflegungszeit eines Kranken 
im Jahre 1858 66%, Tag, gegen 1857 /. Tag weniger, Die Gefammt-Berpfle- 
gungstage bereuen ſich hiernach pro 1868 auf 88567, 

ec) Im Diakoniffenhanfe Bethauien mwurben im Jahre 1858 550 Kranke gegen 1857 12 
mehr verpflegt umd betrug die durchſchnittliche Verpflegungsgeit eines Kranken im Jahre 
1858 48%, Tage, gegen 1857 12%, Tage mehr. Die Gefammt » Berpflegungstage be» 
rechnen fich hiernach pro 1858 auf 26,812'%. 

d) Im St. Hedmwigs-Kranlenhaufe betrug die Zahl ber aufgenommenen Kranten im 
Jahre 1858 155, gegen 1857 6 weniger, wogegen bie durchſchuittliche Berpflegungdgeit 
eines Kranken im Jahre 1858 48% Tage, gegen 1857 1/, Tage mehr ausmacht. Die 
Sefammt-Berpflegungstage betragen hiernach pro 1858 6723 ",. 

e) Im bie von Gräfe'ſche Klinik wurden im Jahre 1858 78 arme Angenfrante, gegen 
1857 2 mehr, aufgenommen und abforbirte jeber berfelben durchſchnittlich 25%, gegen 
1857 %, weniger, Berpflegungstage. Die Geſammt - Verpflegungstage betragen hiernach 
pro 1868 1959. 

f) Die sub it. 11. Bof. 18. aufgeführten 840 Thlr. 18 Sgr. 9 Pi. beſonderen Kurtoften 
in verſchiedenen Heilanſtalten, welche diejenigen gegen das Jahr 1857 um 244 Thlt. 
7&Sgr. 3 Pi. überfleigen, haben hauptfählih in der nötbig geworbenen fürteren Benußung 
des orthopäbifchen Inſtituts des Sanitätsraths Dr, Behrend ihren Gmmd, — 
wurben in das fläbtifde Rranfenfaus an der Hallejehen Kommunitation, für 
arme unbeilbare Kranke weiblichen Geſchlechts, aufgenommen. 

Bei ber außerhalb ber Rranten-Heilanftalten fattgefunbenen Armen-Rranten, 
pflege wurben in Behandlung genommen im Jahre 1858: 
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a) von ben Armen-Herten . :» 0.00. . 
b) von ben Armen-Wunbärkten - » 2 2 20. 
6) von ben Armen-Angenärkten - « = oe een. 1106 BR 
d) von dem Armenarzte für rauen-Kranfheiten. » » + +» 12 „ 


zufammen . . 32,205 Berfonen, 


worunter biejenigen 1509 Kranken mitgezäplt, weldhe am Ende bed Jahres 1857 in das Jahr 
1858 hinein behandelt worben find, und zwar: ad a. 1196, ad b. 245, ad c, 30, ad d. 38, 


Die Anzahl ver ärztlihen Berorbnungen betrug: 
a) von den Armenärztennn. een een. . 121,665, 
b) von ben Armen-Wundärten . 2 2 2 00m een en. 7,226, 
6) von ben Armen-Ungenärdten - 2 2 0 0 0 nn 2844, 
d) von dem Armenarzte für Frauenkrankgeiten . » « «2... 1841, 


Summa . . . 133,076, 
alſo durchſchnittlich pro Kopf ad a. 4, ad b. 3,;, ad c. 2, add. 7,.. 


An Arzneiloften (ohne Abzug des Rabatte) find entflanden durch die Berorbnungen 
a) ber Armenärdte - 2 2 0 0 een ne. 16,945 Thlr. 13 Sgr. 9 Pf. 
b) der Armen-Wunbärkte -. » » co 0 0 0. . 118 „ 4. du 
e) der Armen-Augenärte ». - 2 2 0 0 0 0. 37T „ VI u —u 
d) des Armenarzte® für Frauenkrankheiten . . - Bar 300 5- 


Summa 18,652 Thlr. 17 Sgr. 2 Pf. 
alfo durchſchnittlich für jeden Kranken ad a. 17 Sgr. 7, Pf, ad b. 15 Egr. 10, Bi. 
ad c. 10 Sgr. 2,» Pf., ad d. 37 Sgr. 6,; Pf. und für jede Berorbnung ad a. 4 Sgr. 
2, Pf., ad b. 4 Sr. 6, Pf., ad c. 8 Sgr. 11, Pf, ad d. 5 Ser. 1. Bl. 


Nach Abzug des Rabatts haben biefelben betragen, ausweislich des Tit. II. Poſ. 2, 

8, 9, 10 und 11, — zufammen 15,733 Thlr. 1 Sgr. 4 Pf, — wovon im Durchſchnitt von 

ber Gefammt-Kopfzahl ver 32,205 Perſonen auf jeden Kranten 14 Sgr. 7,5: Pf. zu ftehen lommen. 
Bon ben überhaupt behanbelten 32,205 Kranken wurben: 

a) zu Spitälern abgegeben - » 2 2 2 2 0 ee 22412, 

b) geheilt entiflen. - - 0 2 0 0 0 0 0 0 265067, 

0) uugeheilt entlaſſſ. 556, 

d) blieben aus ber Kur a a Base ges 

e) farben . . ae ee. 0 

f) blieben Enbe 1858 no i in Behandlung „ee senn ec 14, 


find . . „ 32,308. 
Außerdem find für orthopädiſche Kranke, und zwar für SAL Verorbnungen bes Sanitäte- 
raths Dr. Behrenb 166 Thlr. 11 Sgr. 9 Pf. verausgabt worben, 


An Bermähtniffen find der Armenverwaltung im Jahre 1858 im Ganzen zuge 
fallen 4835 Thlr. 29 Sgr. 2 Pf., gegen 1857 3181 Thle. 26 Sgr. 11 Pf. mehr. 

Das Kapital-Bermögen ber Haupt» Armenkaffe betrug am Schluffe des Jahres 
1858 74,061 Thlr. 3 Pf. und hat fidh gegen da® Jahr 1857 um 1569 Thlr. vermehrt. 

Das Kapitalvermögen der Haupt-Stiftungslaffe betrug am Schluffe des Yahres 
1858 234,741 Zple. 20 Sgr. 5 Pf. und ift dabei gegen das Jahr 1857 eine Vermehrung von 
11,632 Thlr. 27 Sgr. 8 Pf. eingetreten. 

Das Kapital» Bermögen ber Stiftung des Geh. Staatsraths L'Abbaye erhöhte ſich 
fi bis Ende 1858 auf 101,510 Thlr., alfo um 2500 Thle.; das Bermögen ber Ebuarb 
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Kleemann'hen Stiftung auf 101,127 Thlr. 29 Ser. 5 Pf., alfo um 452 Thlr. 29 Sgr. 
5 Pf.; und das Vermögen ber Stiftung ber Frau Dr. Mebicns durch fortyefcgte Regulirung 
bes Nachlaſſes der Stifterin auf 7343 Thlr. 13 Sgr. 6 Pf., alfo um 693 Thlr. 18 Sir. 6 Pi; 
während bie Bermögensbeflände ber Stiftungen: bes Geheimen Ober- Finanzrathe Ludolff von 
9000 Thlr. und des Karl Friedrich Gottfried v. Barner aus bem Haufe Großen. 
Belgien in Medienburg- Schwerin von 12,000 Thlr., aud bis zu Ende bes Jahres 1858 um- 
verändert blieben, 

Das Bermögen ber Stiftung ber rau Präfidentin vom Schebe geb. vom Pedom, 
welches außer dem v. Scheve'ſchen Stiftshanfe, Friebrihsftraße No. 38. Ende 1857 aus 200,560 
Thlr. 25 Sr. beſtand, erhöhte fi während des Jahres 1858 durch Kapitals-Umfegungen auf 
200,579 Thlr. 27 Sgr. 2 Pf. Das gefammte Kapital-Vermögen beträgt 740,364 
Thlr. 9 Bf. 


II. Pie Armenverwaltung zu Frankfurt a. d. ©, 
Der Jahresabſchluß der Stadtarmen-Rafe für das Jahr 1868 Liefert zunächſt folgende 


ſummariſche Ueberficht : 
A Einnahme. 


Tit. L. Aus Riingeibenteie, Stöden, — * an — 


Beiträgen - 897 Thir. 17 Sgr. AP. 
Tit. I. Un Zinfen von ausftehenben. Gapitafien . en: „Dun Im 
Fit. II. An Binfen von Legaten — — . 8 1 8 8 9» . 449 73 24 " 8 " 


Tit. IV. An Hunde und Wilbpretiteuer: 
a) Hunbeflemer . » » . . 798 The. — Sgr. — Pi. 
b) Wilbpreifiener . . » . 76 u 28 „ 3, 
See!" rn er 2 
Fit. V. Un Bolizei- und fonfigen Strafgelvern . » » . . . 57 u 16 u dv 
Tit. VL. An Geſchenken und fonftigen Zuwendungen: 
1) aus den Heberjchüfjen des patriotifchen 
Wocenblatte® . -» 2 2 2. +. X Thlr.— Sgr. — =R 
2) aus zwei Streitfahen . » . - » 3 un " 
3) aus gefundenen Gegenftänden, welche 
dem Armenfonds zugefprodhen worden 5 „ 17 „ Tu 
4) Bermächtniß des verſt. Rentiers €. 9. 


Beer zur Gründung einer Stiftung 100 „u — v» 
Summa Et. VL 128 „ 17. Tu 


Tit, VL Firirte Hebungen aus anderen Kaſſen: 
1) faut rathhäuslichen Reglements aus 
ber Kämmerei . . 0. 56 Thlr. — Sgr. — Pl. 
2) von ber kurmärtifchen. Bonbarmen- n 


Direction Sublevationsgelder ._. 38 _ „ 4 u : 
umma Tit. Ah " A " > 


Tit. VIII. Erſtattete — und Begräbnißkoſten. . 77T m 


Ti. IX. Insgemein. .. DEE - 
Summa der etatemäßigen Einnabmen 4,005 Ehlt. 5 Sg. 10 I. 


Außer bem Etat: 
1) an Rüdzablungen . - = . . + 882Thlr, 5 Ser. — Pf. 
2) an Reften . f} * . F} . * 477 MD 11 [14 9 [1 16 


Summa der Einnahmen außer dem Stat 89 ‚ - 
Summa ber eigenen Einnahmen 5412 Fl. 2269 . TE. 


— 


Transport 5,412 Thlr. 22 Sgr. N Pf. 
Zur Dedung der Ausgaben mußten aus ber Stabt-Hauptlaffe 
zugeſchoſſen werben . . » ED 2 


Cumma ber Sefarımt- Einnahme 14,661 Thlt. 24 Sgr. 10 Bf. 


B. Ausgabe, 
Abtheilung I. Zur allgemeinen Armenpflege. 
Fit. L Zur allgemeinen Armenunterfüßung: 
1) an bie Armen-Kommiffionen zu ben laufenden wöchentlichen 
Unterflügungen an die Almofen-Empfänger . » » x. 557 u. 5 u 6 
2) an biefelben zu monatlich laufenden Pflegegelvern für bie 
Stabt-Bflegefinder . . » i .. 166 „ 5 u du 
3) außerordentliche Gelb», Gefonders Mieths-Unterflügungen .. 143 „ 4 
4) Erftattungen an andere Behörben für bie ber biefigen Kom- 
mune angehörigen Berfonen . . . -» I „6 mn du 
5) Für Naturaf-Unterftügung ber Stabtarmen vurch Belfeibung re re : 
6) Für vergleihen an diefelben buch Speile » » +» » 2800 „ 20 „ 2, 
7) KRoften ber Schreibmateriafien für Stabt-Pflegelinder . . . 11 Bi in 


Summa Zit. J. 9811 The. 11Sgr. 2 Pf. 
Tit. U. Zur Unterfügung für Kranke: 

1) Honorar der Aerzte, Wundärzte und Hebeammen. für bie bei 
ber Armen-Berwaltung zu verfehenden Funktionen . + + 864 Thle. — Sur. — Pi. 
2) für Arzneien an die Stadt-Apothelr . - u 0 0 0. 180 „ Tu Tu 
DI TE Bee 6 ee ee ee 
A) für Druchbänbee © 2 oo een 
5) für Bäder und Aubelür . - 2: 2: 2 2 een een 27 „ 16 u —n 
6) für Brillen und befondere Koften . . . .. 6 „Bu 
7) am bie Irrenanftalt zu Sorau für bie von berfefben für Red» 
nung ber Kommune verpflegten Geiſteskranlen incl. Trans» 


portloften in die Anftalt - >» 2 2 2 02. 150 „ 27 „ 4. 
8) an bie Kaffe der Königl. Lausfummen "Haft Es "Berlin 
Kofgelb für eine Taublumme . .» . « . Dun on 


Summa Tit. II. 3,453 Thlr. 12 Sgr. 11 Pf. 
Tit. II. Zu anderen fpeciellen Unterſtützungen: 
1) Zufhuß für das reformirte Waifenhaus . » 2 2 2 0. 2 u» — u 
2) Zufhuß an das Kinder-Krantenhaus . . - 0 „ — „ — 
(wogegen baflelbe die Berpflihtung hat, ertrautien Stabt- 
pflegelinbern umentgeltlih Aufnahme zu gewähren.) 


3) zur Unterftügung burcreifender Handwerler . . . -» Tu 6 —n 
4) zur Berichtigung ber — ie Yinefer-En- 
pfänger . Fe + 4 „ 20 n u 


gg 
Summa Tit, IL. 263 Thlr. 26 Ser. — Pi. 

it. IV. Begräbniß- und Leihenkoften: 
DIEBE 3. 5 erneuern Mar 
2) für den Transport ber Fiihen - - 2 2 2 2 0 20. 3 „ 2! u —n 
3) für Anfertigung der Gräber . - 2 2 2 0 2 0 00. 2 „ 0 u —u 


Summa it. IV. 98 Thlr. 27 Sgr. 6 Pf. 
it. V. Ertraorbinair und Insgemein » . 2... . 22:8 u. 4, 
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Recapitnlation ber Abtheilung I. 


it. J. Zur allgemeinen Armenpflege © oo + - 0 0. HELL THE. 11Sgr. 2Pf. 
Tit. II. Zur Unterftügung für Kranle . © 2 0 0 20000. 8458 „ 12 u 
Tit. III. Zu anderen fpeciellen Unterflügungen » » 2.28 „6 „ —, 
Zit. IV. Begräbnißs unb Leichenloſten ee... 98 „ 27 " 6„ 
Tit. V. Eprtraorbinaie und Insgemein - 2 2 20 0 en 20,383. 4, 


Summa ber Abtheilung I. 13,640 Thlr. 15 Sgr. 11 Pf. 


Abtheilnung II. Aus ber Armenpflege entipringende Berwaltungs- und andere Koften. 


Zit. VL Berwaltungsfoften: 
1) Zur Befoldung der Armendiener und verfciebener Kirchen. 
beamtenn. nenne BAT 6. IP. 
2) Verwaltuugskoſten für Einziehung der Wilbpretfteuerr . -. . 397.5, 5. 
3) für Revifion der aufgenommenen Sunbefteuer-Geberollen . . 2 „ — u -u 
4) Büreaufoften (Drudloften, Buchbinderlohn, Infertionen ıc-) . 66 — u Un 


Summa Tit, VI. 479 Tr. 2Sgr. 2 Bf. 
Tit. VI An Zinfen von fegaten . 2. 2 2 2 22.2. 94,9 u 2, 
Tit. VII. An nenbelegten Kapitalien . 2 2 2 22 226 — —,„ 


Summa ber Abtheilung I. 800 Thr. 1Sgr. 2 Bf. 
Hierzu Summa Abtheilung L. » » = 2 2. .,138640 „15 „ 1, 


Summa der etatsmäßigen Ausgaben 14,440 Thlr. 17 Sar. 1 Pf. 
Außer dem Etat: 
1) an Rüdgahlungen . . . . . . 211 Thlr. 12 Sgr. 1 Pf. 
BEE 5 ae En 26 8, 


Summa ber Ansgaben außer dem Etat 1 „ Tu du 


Summa aller Ausgaben 14,661 Thlr. 24 Sgr. 10 Pf. 
welche mit der Gefammt-Einnahme balaneirt. 
Im Jahre 1858 betrug die Anzahl der von fümmtlihen 11 Armen » Kommiffionen 
Unterftügten: 

8) bie Zahl der Almofen-Empfänger im Durchſchnitt nach wöchentlich laufenden Por- 
tionen 503, — gegen 1857 8 mehr. An wögentlihen Almofen wurden überhaupt 
im Jahre 1858 gezahlt 5577 Thlr. 25 Sgr. 6 Pf., — gegen 1857 186 Thlr. 27 Sgr. 
mehr. Jeder Almojen » Empfänger erhielt durch fhnittih monatlih 27 Sgr. 8%, Pi. 
gegen 1857 5%, Bf. mehr. 

b) Die Zahl der Pflegekinder hat im Jahre 1858 überhaupt betragen durchſchnittlich 
106, gegen 1857 11 weniger. An monatlich laufenden Pflegegelvern wurden im Jahre 
1858 gezahlt 1636 Thlr. 25 Sgr. 8 Pf., gegen 1857 127 Thfr. 14 Sur. 3 Pi. weniger. 

Es tommen auf jedes Pflegelind durchſchuittlich monatlich 1X. 8 Ser. 8 Pi. 
gegen 1857 1 Sgr. mehr. 











6) Außerorbentlihe Unterfügung an Wohnungsmiethe empfingen im Jahre 1858 
194 Familien reſp. Wittwen, zum Geſammtbetrage von 1543 Thlr. 4 Sgt. 9 Pi, gegen 
1857 5 Familien mehr umd 179 Thlr. 11 Spr. mehr. Davon kommen im Durchſchnitt 
auf jeben Mietbsempfänger 8 Thlr. 

Die Koften der Natural-Unterflügung haben im Jahre 1858 betragen: 2 
a) für Brob und Speiſe. rn er a 200 Thlr. 20 Sgr. Pi. 


gegen 1857 77 The. 24 Sgr. 9 Pf. weniger; 
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Transport . . 220 Thlr.20 Sgr. 2 Pf. 
b) für Belleibung armer Schulkinder und Confir- 
manden, einſchließlich ber, für bie * der — 
Sorau beförderten Geiflesfranten . . . R "08: 5: 2 2 1. 


gegen 1857 52 Thlr. 8 Sgr. 7 Bf. meh, 
jufammen 904 Chlr.13 Sg. I PT. 


Unterſtützung für Krante 
Im Jahre 1858 haben 194 Stadtarme, beren Kur nicht im ihren Wohnungen er- 
folgen tomnte, in das hieſige ſtädtiſche allgemeine Krankenhaus aufgenommen werden mäfjen, 
welche zufammen 6044 Kur» und Berpflegungstage in Auſpruch nahmen. Die hieraus er: 
wachſenen Koften belaufen fi auf 1410 Thle. 8 Sgr. wovon pro Kopf und Tag 7 Sgr. zu 
fiehen kommen. Diejer Koftenbetrag ift jeboch nicht bei der Stabt » Armenkaffe in Rechnung 
gefellt, fondern von der Stabt-Hauptlaffe bergeftalt getragen worden, baß berfelbe in dem ber 
Krantenhaus-Berwaltung pro 1858 gewährten Zufchuffe eingeichloffen worben if. 
Bei der außerhalb ber Krankenheilanftalt ftattgehabten Armen - Krankenpflege wurben 
im Jahre 1858 in Behandlung genommen, zufammen 1630 Berfonen, worunter biejenigen 
mitbegriffen, welche aus dem Jahre 1857 in 1858 hinein behandelt worden find. 
Die Zahl der ärztlichen Berorbnungen betrug: 
im 1, Ouartal 1858. . . . 2373, 
im? „ ae BR 


alfo durchſchnittlich pro Kopf 5,, Verordnungen. 
An Arzneikoſten (ohne Abzug des Rabatte) find durch bie Berorbnungen entſtanden 
im 1. Quartale 1858. . 533 Thlr. 8 Ser. — Pf. 
im 2, Pr „A. Un — 
im 3, iu „—:: ME Yun 
im 4, „ " . . 5832 „ 23 „ 3, 
zufammen . . Ir. 11 Sgr. 3 Pf. 
alſo durchſchnittlich für jeden Kranken 1 Thle. 8 Sgr. 3 Pf. und für jebe Berorb- 
nung 6 Sgr. 10, Pf. 

Nah Abzug des Rabatté haben biefelben betragen, ausweislih bes Tit. II. Bol. 
2 bie 6. — zufammen 1554 Thlr. 15 Ser. 7 Pf., wovon im Durchſchnitt von ber Gefammt- 
Kopfzahl der 1630 Perſonen auf jeben Kranken Netto 28 Sgr. 7,3; Pf. zu ftehen kommen. — 
Bon ben behandelten 1630 Kranken find 62 mit Tobe abgegangen. 

In der Irrenanftalt zu Sorau waren im Jahre 1858 für Rechnung ber Stabt- 
Armenkaffe untergebraht 19 Geiftestrante. Die Koften der Unterhaltung berfelben haben be- 
tragen 1504 Thlr. 27 Sgr. 4 Pf, wovon auf jeden Kranken im Durchſchnitt 79 Thlr. 
6 Sgr. kommen. 

In der Königlichen Taubftummen + Anftalt zu Berlin war im Jahre 1858 nur ein 
Mädchen untergebracht, wofür der Koftenbetrag von 30 Thlr. erwachſen if. 

Wegen verletzter Alimentationspflicht haben im Jahre 1858 15 Familienväter 
auf Grund des Geſetzes vom 21. Mai 1855 durch Refolut verurtheilt werben müſſen, in folge 
deſſen 6 Einfperrungen in das hiefige Arbeitshaus eintreren mußten. Es wurden hiervon durch 
Zahlungsleiftung erledigt 6 Fälle; im 4 Fällen find Abichlagszahlungen zugelaffen unb bei 5 
Fällen war der Erfolg am Schlufſe des Jahres noch zweifelhaft. 

Das Kapital-Bermögen ber Stabt-Armentaffe betrug am Schluffe des Jahres 1858 
18,689 Thlr. 1 Sgr. 1 Pf. und hat fi gegen das Jahr 1857 um 278 Thlr. vermehrt, 
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Vergleihung der vorſtehenden Wefultate beider Armen-Verwaltungen für das Jahr 1858. 


m [Nas Berhättn. der 
Einwohnerzahl. 








Berlin. 
deneunung 
ber 5 Geſammt⸗ 
2— xo Ropi, 
Gegenflände, 54 ET 
* MH See Auf TH Sor 9 
Durchſchnittezahl ber Almoſen⸗ 
u 2851 — —— — — 
Almoſen⸗Unterſtitzungsgelder — 11831324 8 — — 
durchſchnittlich monatlich — — — 1213 — 
Durchſchnitts zahl der Pflegelinderf2483,,]| — — —I__ — 
Pflegegelder IE EEE — ⸗ 38918 —— 
durchſchnittlich monatlichſ — EEE 
Außerordentliche Unterflügungen — | 3818321 H— — — 
Erftattungen an andere Behörden | 
für die ber Kommune ange- | ze 
börigen Berfonen....... — 3167 1211 — 
Zur Unterftügung für Krante || 
Überhaupt .... 2... ...] — |] 69288) 9 8 — — 
Im Einzelnen: | | 
für bie in Heilanftalten untergebradten: | | 
a) zu Berlin: | | 
Zn der Charite ....... 62301 31561 —| I—— — 
juf. 152,315 Verpflegungstageſ — — ———62 
Im chirurgiſchen Univerfitäts- | täglich 
N BIO — — 
zuf. 3857 Berpflegungstage. . — |—-1-| 910, 
Im Dialoniffenh. Bethanien . 501 821010 —] täglich 


— 26,812 Berpflegungstane . . 


Im St.Hedwigs-Krantenhaufel 158 
== 6723 Berpflegungstage . | — _ — 
In der v. Gräfe'ſchen Klinik . 78] 576 


— 1%0 Berpflegungstage . . 


auf. 191,667 Berpflegungstage 
burhiänittlih... . . . 
b) zu Sranklurt a. d. ©.: 
Im Rädtiihen Krantenhaufe . 
— 6044 Berpflegungstage . . 
Für bie außerhalb ber Heilanftalten 








7071] 43375 








175812 | täalih 













durchſchnittl. pro Berjon 
Auf jebe — Ast 
incl. Mebicinrabatt . 
excl. deſſelben. 
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Frankfurt a. d. D. 
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* ie u... 1; 
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65. Meber die Rehuungsd-Ergebniffe der unter Verwaltung und Aufſicht bed 
Magiftrats der Stadt Yugsburg ſtehenden Kaflen. - 


Der Magiftrat der Stadt Augsburg hat im den Beilagen zu No. 26, 27, 28, und 29 bes 
Intelligenz-Blattes der Stabt Augsburg bie wefentlichen @rgebniffe ber unter feiner Ver⸗ 
waltung ober Aufficht lebenden Kaſſen pro 1858 59 veröffentliht. Wir müffen uns wegen bes 
erheblichen Umfanges biefer Rechnungs-Ertralte bie vollſtändige Mitteilung berjelben verfagen 
und uns barauf beſchräuken, die nachfolgenden Bemerkungen, zu welchen bie vergleichende Sta- 
tiſtil anfforbert, daran zu knüpfen. 

Der Bermögens-Abjchluß der unter unmittelbarer magiftratwalifcher Verwaltung fle- 
benden Armen» und Wohlthätigleits-Stiftungen weift einen Activ-Stand won 4,177,175 El. 
47°, Kr. nad, giebt alfo ein überaus glänzendes Zeugniß chriſtlicher Mächftenttebe, bie, vom den 
Borfahren begounen, zur Nadeiferung aufgemuntert bat, da auch nuter ben Einnahmen bed 
laufenden Jahres 16,900 Fl. 54 Kr. an Legaten- und Yunbirungs-Zujhilffen eriheinen. 

Die Rehmungs-Aufftelung iR in der Weile erfolgt, daß die katholiſchen und bie prote- 
ſtantiſchen Stiftungen eben fo abgefondert aufgeſührt find, al® die paritätiihen Stiftungen. 

Dir glauben nicht irre zu geben, wenn wir annegmen, baß bie katholiſche Bevöllerung 

Augsburgs %,, die proteftantifche 2, der Geſammt⸗Bevöllerung von (1855): 40,695 Einwohnern 
beträgt. Wenn demnach von dem obigen Gefammt-Bermögen ben katholiſchen Stiftungen 
491,239 Fl. 26 Kr., ben proteftantifchen aber 1,119,050 Fl. 534, Kr, gehören, jo erfcheint im 
vorliegenden Falle der MWohlthätigkeits-Sinn der Proteftanten Überwiegend geweſen zu fein, und 
wenn wir uns bie frage vorlegen, worin biefe fonft nicht allgemeine Erfheinung ihren Gruud 
baben mag, fo glauben wir nicht fehl zu gehen, wenn wir annehmen, daß gerabe bie ziemlich 
gleihe Theilung der Bevölkerung bem gegemieitigen Eifer zu Stiftungen angeregt bat. — Mög- 
ich ift auch, daß die Katholilen einen größeren Theil ihrer Stiftungen ber unmittelbaren magi- 
ſtratualiſchen Verwaltung entzogen haben, was nicht erfichtlich wird, da bie Rechnungen über 
bie unter magiſtratualiſcher Reſpicienz ſtehenden ifolirten Stiftungen bie gefonderte Nachweifung 
nach Konfeifionen micht beibehalten. 
Immerhin aber ift es als ein erfremliches Zeichen bes verföhnlichen Geiſtes der Bevölle⸗ 
rung zw erachten, daß ber Bermögensftand ber paritätifchen Stiftungen ber Überwiegend größte 
iſt. Es entfallen auf ihn von dem Gefammt-Beftande 2,566,885 FI. 27°), Kr., alfo bei Wei» 
tem bie größere Hälfte. Auch von dem oben erwähnten Legaten und Yunbirungs-Zufhüffen des 
laufenden Jahres haben die paritätifchen Stiftungen ben Löwen-Antheil mit 15,948 BL. 45 Sr. 
bavongetragen, während ben latholiſchen Stiftungen 988 Fl. 24 Kr., dem proteftantiihen nur 
13 Fl. 45 Kr. zufloſſen. 

Die Gefammt-Einnahme ber Stiftungen pro 1858/59 betrug: 

bei den paritätifchen, — bei ben katholischen, — bei d. proteflantifchen, —= Überhaupt 
270,721 51. 293,8. 40,793 51. 46%, 8r. 81,512 8.19%, Kr. 393,027 81.36 ſer. 
bie Ausgaben 
dagegen: 242,186 „ 15',„ 831,93, Hı,„ 80, 834, Ti. 854,914. 7, 


fo daß Ueber⸗ 
ſchüfſe blieben: 28,585 “ 14 Yı ” 8,800 ” 24 ” 678 " 12, ” 38,103 ” 29 ” 
Diefer Abſchluß fehlt dem Rehnungs-Ertrakte, auch iſt aus demſelben wicht erfichtlich, ob 
unter ben vereinnahmten „Sufßentations-Beiträgen” in Höhe von 30,901 Fl. 3%, Kr. bei ben 
zur unmittelbaren Berwaltung und von 29,972 Fl. 7°, Kr., bei dem unter Aufficht ſtehenden 
Stiftungen — welche wie ſich weiter unten ergeben wirb, gleichfalls Ueberſchüſſe gewährt haben, 
— bie in ber Kommnnal:Rehnung zu Wohlthätigleits-Zweden als Ausgabe auftretenden Zus 
ſchüſſe mit begriffen find, 
Diefe Zuſchüſſe würben ſich bei ven Ueberſchüſſen der vorhandenen Stiftungsfonb® nur 
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damit erffären laffen, daß durch bie Stiftungen einzelne Zweige ber nothtwenbigen Armenpflege 
gar ticht berührt werden. Die Kenntniß dieſer Zweige wirde nicht ohne Jutereſſe fein, wicht 
ſowohl, um fie gleichfalls der Privar-Wohlehätigteit zu empfehlen, al® auch, um tonftatiren zu 
können, ob fie nicht zumeiſt Bebürfniffe der Armen-Pflege betweffen, bie erſt im neuerer Zeit zur 
Erſcheinung getreten find, 

Bon ben oben erwähnten Einnohmen der unter nunmitteibarer Verwaltung ded Magie 
firats ſtehenden Stiftungen kommen auf das rentirende Stiftungs-Bermögen an fi) 294,665 dl. 
56”, Ar. Bemißt man hierrtah die Berwaltungsausgaben mit 20,404 Fi. 6. Er., fo betra 
gen fie 6,92 pEt. der Mevennen des Stiſtungs ⸗· Vermögens. Ju das neue Nechnun ee . 
pen an rentirendem Stiftungs-Bermögen über 4,106,575 FI. 10 fr. ge 

UAnlangend die unter magifratualifher Refpicienz lebenden ifolirt 
Stiftungen, Io fließen die Rechnungen pro 1858,59 mit einem Vermögens-Beftaube —_ 
923,174 51. 5lY, Rr., wovon als rentirend 783,160 FI. 35 Ar. erfcheinen, ab. Der Einnah⸗ 
men an Suftentationd-Beiträgen iſt bereits oben gedacht; an Legaten und Fundirungs-Zuflüffen 
find 9037 Fl. 41 Ke. nachgewieſen; die Einnahme aus dem rentireuben Fundations- Vermögen 
aber betrug 33,348 #1. 15%. Kr. Im Berhäftniß zu ihr betragen bie mit 1712 Fl. 17 Rt. 
im Ausgabe geflellten Berwaltungs-Ausgaben 5,14 pCt. 

An Gejammt-Einnahmen bei diefen Stiftungen im abgelaufenen Rechnungs⸗Jahre wer- 
ben nadhgewielen . » o = 2 vn ne een een. 108,892 Fl. 19%, Mr. 
am Auegaben . 2 2 2 2 0.» 101801 „ 52Yı „ 


fo daß alfo auch bei diefen Stiftungen ein Ueberſchuß von 4,590 FI. 27’, Kr. 
verbfieben iſt. 

Die unter unmittelbarer Verwaltung des Magifirats flehenben Unterrihts-Stif- 
tungen weifen einen Bermögensfland von 1,185,498 Fl. 30 Kr. 3% Pf. und davon 
1,146,805 Fl. 27 Kr. 1 Pf. al® rentirend nad. An Legaten und Fundirungs-Zuflüffen gingen 
ihnen im Laufe bes Rehuungsjahres 1858 59 nur 721 FL. 1 Kr. 1 Pf. zu, und zwar 625 FI. 
hiervon der Kleinkinder-Bewahr- und Heil-Anftalt, aljo nicht einmal zu reinen Unterridhts- 
Zweden. Es wäre betrübend, wenn man hieraus fließen müßte, der Sinn für Unterricht und 
Bildung wäre im Abnehmen begriffen. 


Die Einnahmen aus tem ventirenden Stiftungs-Bermögen betrugen 58,080 Fl. 6 Kr, 

2 Pf., die Berwaltungs-Ausgaben 4712 Fl. 36 Kr. 1 Pf., aljo 8,87 p&t. ver Revenilen, 
Bringt man don der Gejammt-Einnahme per 154,695 FL 42 Kr, 3 Bf. 
bie Gefammt-Ausgabe per 144,917 „ 14 „ 2, 


im Abzug, fo weift das Rechnungsjahr an Ueberſchüſſen nnd . . 9,778 FI. 28 Mr, 7 Bf. 
Woher die in der Einnahme mit 52,626 #1. 25 Kr. 2 Pf. aufgenommenen Suftentations.Bei- 
träge fließen, ift eben fo wenig erſichtlich, als die Verwendung ber in ber Kommunal · Rechnung 
für Erziehungs · und Bildungszwede in Ausgabe erſcheinenden 29,589 Fl. 20 Kr. 2 Pf. Ohne 
Keuntniß der lokalen Berhältniffe, aus den uns allein vorliegenden Zahlen, laſſen ſich in dieſer 
Richtung Schlüffe nicht ziehen. Im Intereffe der Statiſtil würde es wünſchenswerth geweſen 
fein, den bedeutenden Fonds gegenüber die damit erzielten Reſultate in Berbindung bringen zu 
önnen. Da es und micht vergönnt ift, dieſe Aufgabe zu löſen, empfehlen wir fie einem in 
Augsburg heimiſchen Statiſtiler. Die Monatsſchrift wird ihm gewiß dazu Raum gewähren *), 

Uns bleibt im Bezug auf das Bermögen der Augsburgifhen Stiftungen für Unterricht 
und Wohlthätigteit nur noch übrig, bie Vergleichung mit bem Vermögensfiande früherer Jahre 
zu eimoglichen. 


—r — — —e — 


) Dies wird gern gefchehen. Der Herausgeber, 


Das reine Vermögen ber Unterrihtsftiftungen betrug: 
1833/34 *) 1856,57 1858/59 
1,113,673 $1. 1,168,603 Fl. 1,185,493 Fl., 
das ber Woh Ithätigkeits-Stiftungen aber 3,693,893 „ 4,110,240 „ 5,100,850 „ 

Das Bermögen ift benmad im fletigen Wachethume begriffen und wird für den Statiftiter nur 
noch zu ermitteln fein, im welchen Berhältniffen bie® Wachsthum zu den Beränberungen ber 
Einwohnerzahl ſteht. Augsburg hatte 1786 als freie Reichsſtadt: 32,500 Einwohner. 1855: 
40,69%. Das enorme Steigen der Wopithätigleits-Stiftungen erwedt die Vermuthung, baf 
das Bermögen ber unter Aufficht ſtehenden Stiftungen in die frügere Nachweiſung nicht aufge 
nommen worben if. 

Der Ausgabe-Zitel „an Kommunal- nnd Staats-Auflagen“, unter welchen reſp. 6004 FI. 
133, Ar., 1913 51. 26 Kr. und 505 Fl. 44%, Kr. fih aufgeführt befinden, frappirt nur fo 
lange, als man fi nicht jagt, daß dieſe Auflagen nicht auf den Stiftungen feld, fondern nur 
auf ben ihnen zugelommenen Realitäten ruben können. 

Die benugte frühere Nachweifung weift pro 1856,57 an Stiftungs-Bermögen für ben 
Kultus 1,245,342 Fl. nad. Die Rehnungsertrafte pro 1858,59 find uns noch nicht zugänglich 
geworben; wohl aber ergiebt die Kommunal⸗Rechnung, daß Zuſchüſſe aus ber Gemeindelaſſe für 
diefen Zwed nicht erforberlich geweſen find, 

Der Bericht über die Rehnungs-Ergebniffe des Lokal Krankenhauſes weifet pro 
1868,59 eine Einnahme von 48,950 Fl. 30%, Kr. nad. Eine Nachweiſung bes Bermögens- 
Beftandes enthält er nit. Gleichwohl kann das eigene Vermögen nicht unbebeutend fein, ba 
die Jahres-Revenuen an Activ-Rapital-Zinjen 13,108 Fl. 44%, Kr. unb aus Realitäten (Wal⸗ 
dungen) 8861 Fl. 11’, Kr. ertragen haben. — Die Kommunalrehnung wirft an Zuſchüſſen 
für die Gefundheitspflege 15,329 Fl. 35 Kr. aus, wovon dem Lolal-Krankenhaufe 5000 FL. 
zugefloffen find. Worauf die Übrigen Kommunal-Zufhüffe verwendet find, wird ebenfo nur dem 
folalen Statiftiter zugänglich fein, al® die Fefiflellung ber Quellen, aus welden bie mit 
13,459 $1. 21 Kr. in Einnahme aufgenommenen Krantenhaus:Beiträge gefloffen find. 

Mir unferer Seite müffen bei biefer Gelegenheit das Bebauern ausfpredhen, daß im All- 
gemeinen wenig baranf geachtet wird, bie ber Deffentlichleit Übergebenen Zahlen fir bie kritifche 
Statiftil zugänglich zu mahen. Die Rehnungs-Beamten beſchränken ſich zumeift darauf, ihre 
Zahlen im die Uniform ihrer Rechnungs-Titel zu Heiden, ohne fi darum zu kümmern, ob, was 
bie Uniformen bergen, für weitere Kreife verſtändlich iſt. Und doch follte gerabe ihnen, die Jahr 
ans Jahr ein mit Zahlen zu thun haben, daran liegen, es möglich zu machen, nachzuweiſen, 
welche umenblice Bedeutfamfeit ihre Thätigkeit hat. 

Die weientlihen Ausgaben am Folal-Kranlenhanfe bilden die Verwaltungs. ober viel» 
mehr Erhebungs-Koften mit 4011 BI 23” Kr. und die auf dem Zwed verwendeten 44,641 FI. 
17Y, Kr. Die erfleren betragen egel. der darunter befindlichen 418 Fl. 32 ,, Kr. Staats und 
Kommunal-Auflagen 7,39 pCt. ber Einnahme. Die letzteren würden zwedmäßiger Weife im 
Unter-Zitel abzutheilen fein, da ihr bebeutendfter Theil wiederum Verwaltungskoſten umfaßt. 
Es müßten unferer Anſicht nad) gefonbert reſp. zufammengeftellt werben: 

1) die Unterhaltungsloften der Stiftungs-Gebäude 663 FI. 29 Kr., 2) die Aufwenbun- 
gen für Utenfilien ꝛe. 5440 51. 29 Kr., 3) Heizungs- und Beleuchtungstoften 8988 Fl. 41 Kr., 
4) Kurkoſten für Aerzte und Medilamente 4302 Fl. 42”. Kr., 5) Kultus-Koften 423 Fl. 25 Kr., 
6) die Koſten des Beamten-Perfonals, an Beſoldungen und Liedlöhnen, Remunerationen und 
Lohnzulagen, Belöftigung des Warte-Perfonald und ‚der Dienfiboten incl, Getränt 9273 FL. 
39%, Ke., 7) Berpflegungstloften ver Kranlen 15,548 Fl. 51 Ar. 


*) Bergl, Jahrg. V. S. 675 fi. 
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Bon ben 2486 durch 48,236 Tage verpflegten Kranken kämen darnach auf den Ber. 


pflegungstag 
ad 1. 0,88 Ar, 
„% 67 
„8. 1118 „ 
„ % 586 „ 
„5. 08 „ 
„ 6 11,54 „ 
„7. 194 „ 
umma , 


Wenn dem gegenüber für geleiftete Verpflegung ꝛc. im ber Regel nur 36 Kr. pro Ta 
von vermögenden Kranlen wieder eingezogen worden find, fo involbirt dies einen tbeilweilen 
Erlaß der Sefbfioften, die ih hier höher flellen, als die höchſten zuiäffigen Koften in ber Cha⸗ 
ritö zu Berlin mit 10 Sgr. täglich. Die Roften bes Perſonals werden fich vorausſichtlich ver⸗ 
ringern, da daſſelbe nach Bezug des neuen Kraulenhauſes beſteht, aus zwei ordiuirenden Aerzten, 
vier ärztlichen Aſſiſtenten, zwei Pharmazeuten, 12 barmherzigen Schweſtern, 9 Dialoniffen, 2 
Kranfenwärtern, 2 Wärterinnen, 4 männlichen Dienftboten, 11 weiblihen dergl., einſchließlich 
der Waſchmägde, einem Portier und einem Verwalter, Die vorliegende Rechnung ergab eine 
Mehrausgabe von 357 Fl. 497, Mr. 

Die Ueberfiht der Pfand- und Leihhaus⸗Rechnung läßt auf einen ſich ziemlich 
glei bleibenden Verlehr fließen. Sie weift nad 

an heimbezahlten Pfand-fapitalien 195,527 Bl, 
an bergl, durch Pfand»Berfteigerung 5,531 „ 


— 201,058 Fl. 
Ausgeliehen find dagegen auf Pfänder 201,879 Fl., fo daß alfo mur mehr ausgeliehen als ein- 
gehoben find 821 Fl. Dieß deutet um fo mehr darauf hin, daß ſich bie Erwerbs Berhältnifje 
nicht verihlimmert haben Fünnen, als bie Einlöjung von 3%,, der Bänder das Streben bar- 
thut, ſich das Eigenthum zu erhalten. 

Als ventivendes Bermögen führt die Rechnung 183,857 Fl. 81Kr. auf, währenb abzüg- 
lich der Schulden das Vermögen überhaupt nur im 148,767 EL. 47 Ar. 2 Pf. beſteht. An 
Zinfen von Hypothel» und Pfand-Rapitalien find 10,821 Fl. 20 Kr, vereinnahmt, jo daß fi 
als Zinsſatz durchſchnittlich 5,88 pEt. ergeben. 

Die Einnahmen von verfleigerten Pfändern, Leihläufen und Lizitations-Ueberfhäffen mit 
2781 Fl. 33 Kr. fallen nicht ins Gewicht, da die Abhebung möglicherweife fpäter erfolgt. Im 
laufenden Rehnungs-Jahre find aus den Befländen der Borjahre 1236 Fl. 19 Kr. Mehr-Erlöfe 
abgeholt worden. : 

Redner man zu den Berwaltungstoften per 5619 Fl. 38 Kr. die Berfiherungs-Prämie 
für Pfänder, Bauten und Reparaturloften, Brand Affeluranz- Gelder und Kamintehrer-Löhne, fo 
erhält man an Berwaltungstoften überhaupt 5775 Fl. 11 Kr. oder 58,37 p&t. der Vermö⸗ 
gens-Revenuen, 

As zur Stadtlaffe abgeführt find 3793 FL. 22 Kr. 2 Pf. Renten-Ueberfchläffe in Au—⸗ 
gabe geſtellt. Die Kommunal-Rehnung läßt die Einnahme berjelben nicht beſonders erſehen; 
voraueſichtlich ift fie umter dem Tit. IL. der Einnahme aufgeführten Poften einbegriffen. 

Auf die Sommunal-Rechnungs-Ergebuiffe ift fhon im Vorftehenden wieber- 
bolt Hingebentet worden. Es tritt bei ihnen bie erfreuliche Erſcheinung zu Tage, daß birelte 
Gemeinbe-Anflagen nicht zu erheben nöthig waren. Die Haupt-Einnahme-Boft bilden die indi- 
recten Auflagen anf Getraibe, Malz, Fleiſch x. mit 173,022 Fl. 36 Kr. 2", Pf. und darunter 
ber Malzaufjchlag mit 181,652 Fl. 21 8. 2 Pf. — Man wirb zugeben müſſen, baß gerade 
biefe Abgabe am wenigften fühlbar if. 


— 


Als nächſte Haupt⸗Einnahme⸗Poſt erſcheinen bie Erträge bes rentirenden Kommunal⸗ 
Vermögens mit 65,288 Fl. 25 Kr. 3 Pf., zu denen für Aftermietheu, Privat-Brunnen⸗Arbeiten, 
fir Materialien aus dem Bau-Magazine 11,162 Fl. 52 Kr. treten. 

Woher die mit 24,816 Fl. 48 Kr. 1.Pf. in Einnahme erfcheinenden Sufentations-Bei- 
träge fließen, läßt fih ohne Kenntniß ber lolalen Verhältniſſe nicht feſtſtellen. — Der mit 
15,770 Fl. vereinnahmte Pflafterzoll ſcheint mehr eine durchlaufende Einnahme-Poft zu fein, da 
die Ausgaben fiir Gemeindewege, Wafjer-Briiden, Brunnen. uud Pflafterbau 50,560 FI. 7 Kr. 
3 Pf. betragen. 

Bedenklich für die Zukunft würbe bie Einnahme an neuen Kapital- und Vorfhuß-Aufnah- 
men mit 24,436 Fl. um fo eher erjheinen, als bie Rechnung noch überdies mit einem Deftcit 
von 6481 Fl. 5 Kr. 2, Pf. abſchließt, wenn man nicht annehmen dürfte, daß das Jahr 1859 
bedeutende außerordentliche Ausgaben herbeigeführt hätte. Als ſolche erjheinen denn auch in 
der That für den Onartier-Erleihterungs- Fonts u. dgl. 25,857 FL. 37 Kr. 3 Pf, und es ift 
damit die gemeinnüßige Berwendung ber Vorſchüſſe dargethau. 

Die Verwaltungsloften betrugen 82,930 Fl. 52 Kr. 1 Bi. 
Rechner man hierzu für Einhebung der Renten ꝛc. 6,3887 „ 37 „1. 


fo erhält man an Berw.-Ausgaben überhaupt 89,318 Fl. 29 Kr. 2 Pf., das ift nahezu ber 
vierte Theil der Gefammt-Ausgabe, jedenfalls mehr als der Ertrag des rentirenden Kommu—⸗ 
nal-Bermögen®. 

Der Ausgaben auf Zufhilffe für Erziehung und Bildung, Wohlthätigleit und Geſundheit 
ift bereits oben gedacht. Die Rechnung läßt eben nicht erkennen, worauf neben bem bedeutenden 
Stiftungsfonbs fo erhebliche Zuſchũſſe zu verwenden waren. 

Auf Schulventilgung find 33,289 Fl. 19 Kr. angegeben und blieben am Jahresſchluſſe 
nur noch 389,555 Fl. 50 Kr. verzinslihe Schulden, während das rentirende Kommunal-VBermöd- 
gen 655,951 Fl. 21 Kr. 2 Pf. betrug. Das geſammte ſtädtiſche Gemeinde-Bermögen abzüglich 
der Schulden betrug 1,013,516 Fl. 44 Kr. 1 Pf. ine fpecielle Nachweifung deſſelben ift ber 
Rechnung nicht beigegeben. 

Gleichwohl läßt fih Ihon aus dem Borangeführten genügend ertennen, daß die Finanz. 
zuflände Augsburgs höchſt glüdlidhe find, daß-fie den Bürger mit fühlbaxen Laſten nicht bes 
drücken, und vaß er jonad all feinen Erwerb auf Befriedigung feiner Lebens-Bedürfniffe und 
Genüffe, auf die Kapital-Anfanımlung verwenden unb einen Theil davon gleich feinen Borjahr 
ven wohlthätigen Anftalten für feine Nachfolger zuwenden Fan. 





Feftgeftellter Etat der Nefidenzftadt Weimar auf dad Jahr 1r60. 
Einnahme. 
586 Thlr. 27 Sgr. 8 Pf. Grundgefälle. 
351 „ 17 „ 3 „ Ertrag des Grundeigenthums. 
„ 29 „ 3 „ rtrag der Markt- und andern Berechtigungen. 


”„ 
51 » — » — „ Biürgerrehtegebühren, Sporteln, Strafgelber. 
150 „ — u — „ Beiträge Nenverehelihter zur Obftbaumzucht. 
130 „ — „ — „ Ehauffee- und Pflaftergelv. 
465 „8 „ 4 „ Beiträge zu den enerlöfchgeräthichaften, 


MR »„ 1 u » 6 Intereffen von Aftivfapitalien (62,098 Thlr. 26 Ser. 8 Pf. lünd⸗ 
bare Rapitafien, 464 Thlr. 9 Sgr. 3 Pf. eifernes Kapital‘. 
10 „ — „— » &rlös von verkauften altem Material. 
1000 „ — „— aa) von Minbfleifch, Lichten, Seife, Spirituofen, 
ier ic. 


649 


13,500 Tplr. —- Sgr. — Pf. Direlte Steuern, 424 Pfennige dom jedem Thaler des 


145 
6000 
20 


Gtenerrollen verzeichneten Einfonmens, incl. m 
m. Bm el. der Armenfteuer, 

— „— „Geœwährſchaft voriger Rechnung. 

— u. — „ Sonſt zufällige Einnahmen, 


47,656 Thlr. 11 Sgr. 5Pf. Summa der Einnahme, 


Ausgabe 


450 Thlr. — Sgr. — Pf. Öffentliche Abgaben. 


237 
6093 


” 


- 
- 
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20 „ 3 „ Gtipendien, Stiftungs- und Legatengelber. 
I u 6 „ Beloldungen, Benfionen, Kollelturgebühren. 
— — . Ürpebitionsaufwand, 
293 ° „ 8 „ uf die ſtädtiſchen Gebäube unb den Friedhof. 
— u — u Auf Holze, Obf- und Grunbfüdenugungen. 
1 „ 10 „ Auf Pflafter, Wege, Brüden, Kanäle, Brunnen :c, 
29 „3 Auf Gefundheits- und Armenanftalten (4000 Thlr, Beitrag zur 
Almofentaffe). 
25 „8, Uuf die Polizei- und Sicherheitsanftalten. 
2 u 3 „ Auf Kirhen und Schulen. 
— u —. Auf die Marktberedtigungen ꝛc. 
— un „» Auf Inventarienftüde, 
— „ — „Vrozeßloſten, Rehnungsrevifionsgebühren. 
— „— „Auf Berihönerung ber Stabt. 
4 Straßenbeleuchtungsaufwand. 
Remunerationen u. dgl. 


Imsgemein. 
Schuldentilgung. 

Erlaſſe und Kaduzitäten. 
Sonft zufällige Ausgaben, 


: Intereſſen von Baffivfapitalien (129,385 Thlr. 11 Sgr. 6 Bi.) 


” 
45,202 Thlr. 15 Sgr. 10 Pf. Summa der Ausgabe. 


Bergleidung. 
47,656 Thlr. 11 Sgr. 5 Pf. Einnahme. 
45,202 „ 15 „ 10 „ Uusgabe. 


2458 Thlr. 25 Sgr. 7 Bi. Gewährſchaft. 


Bergleihen wir biefen Etat mit dem pro 1858*) und ven Rehnungs-Ergebniffen pro 
1858, jo fnüpfen fi daran folgende Bemerlungen: 

Der Etat pro 1858 warf an Grunbgefälle-Einnahmen 926 Thlr. 22 Sgr. Yı Pf. aus, 
bie Rechnung ergab nur 731 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf. Einnahme und ber diesjährige Etat hat mur 
einen Boranfchlag von 586 Thir. 27 Sr. 8 Pf. Es entfteht alfo bie Frage mach bem Ber- 
bleib diefer fortlaufenden Gefälle? Borausfichtfich find fie durch Kapitale-Zahlung abgelöft. 

Der Ertrag ſtädtiſchen Grundeigenthums war 1858 mit 3635 Thlr. 9 Sgr. veranfhlagt, 
ergab aber eine Einnahme von 5582 Thir. 28 Sgr. 8 Pf. Trotz dieſer bebeutenben Mehr- 
Einnahme erjheinen im Voranſchlage pro 1860 wiederum nur 3751 Thlr. 17 Sgr. 3 Pf. Es 
frägt fi alſo, ob bie enorme Mehr-Einnahme nur eine vorübergehende und zufällige oder eine 
dauernde war? Iſt das letztere und namentlich auf Grund von Verträgen ber Fall, fo dürfte 





*) Band Iva. S. 225 b. Monatefär, 
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es fich rechtfertigen von ber Feſtſtellung ber Goll-«Eimmahme buch bie Fraltion abzugeben unb 
fie mit dem Berträgen im Uebereinſtimmung zu bringen. Aus dem Ertrage der Berechtigungen 
veranfchlagte ver Etat pro 1858 3474 Thlr. 11 Sgr. 9 Pf.; die Einuahme betrug 3676 Thlr. 
24 Sgr. 5 Pf. und ift demgemäß ber Boranfchlag pro 1860 mit 3622 Thlr. 29 Sgr. 3 Pf. 
der feigenben Einnahme entfprechend, 

Bürgerreihtsgebühren, Sporteln und Strafgelver erfjcheinen*) ungefonbert unter einem 
Titel, jo daß ſich nicht feftftellen läßt, woburd bie Steigerung bes Etats, der pro 1857 4601 Thlr., 
1858 5001 Thlr. und 1860 5221 Thle, in Anfa brachte, während bie wirkliche Einnahme 
ſchon 1858 5598 Thlr. 1 Sgr. 9 Pf. betrug, bewirft worben iſt. 

Die Beiträge zur Beförderung ber Obſtbaumzucht, welche in fehr finniger Weife von 
Neuverbeiratheten erhoben werben, haben gegen ben Voranſchlag für 1858 im Etat pro 1860 
eine Steigerung um 30 Thlr. (120—150 Thlr.) erfahren. Die wirkliche Einnahıne betrug 1858 
166 Thlr. 15 Ser. 

Für ſtädtiſches Ehauffee- und Pflafergeld waren 1857 1420 Thlr., 1858 1450 Zplr. in 
Boranjhlag gebraht, Die Einnahme pro 1858 betrug 1429 Thlr. 5 Sgr. 7 Pf.; der Etat 
pro 1860 ftellt nur eine Einnahme von 1300 Thlr. in Ausfiht. Gerade diefe Einnahme-Po- 
fition läßt auf das mehr ober minder lebendige Verlehrs⸗Leben fließen und es beutet alfo auf 
einen Rüdgang bes Verlehrs, wenn ber Etat pro 1860 120 Thlr. unter ben Boraufchlag von 
1857 zurüdgebt. 

Die Einnahme von Beiträgen zur Unterhaltung ber Feuerlöſch-Geräthſchaften umb zur 
Straßen-Beleuhtung war pro 1858 mit 415 Thlr. und ift pro 1860 mit 465 Thlr. 8 Ser. 
4 Bf. in Voranſchlag gebradt. Die wirkliche Einnahme betrug 1858 519 Thlr. 8 Sgr. 4 Bi. 

An Intereffen von Activ⸗Kapitalien waren 1858 2490 Zhlr, 15 Sgr. in Boranfchlag 
gebracht. Die Einnahme für diefes Jahr ergab 2786 Thlt. 3 Sgr. 3 Pf. Der Etat pro 1860 
bringt 2792 Thlr. 21 Ser. 6 Pf. vom 62,098 Thlr. 26 Sgr. 8 Pf. künbbarer Kapitalien in 
Anfhlag. Dies deutet fheinbar auf eine Vermehrung bes Kommunal«Bermögens, bie jedoch in 
Wahrheit nicht anzunehmen fein wird, wenn man ben Rüdgang an Grunbgefällen beachtet. 
Binfen umb Grundgefälle waren 1858 mit 3417 Thlr. 14 Sgr. ", Pf. veranidlagt, 1860 nur 
mit 3379 Thlr. 19 Sgr. 2 Pf. Es ift alfo eher eine Bermögens-Berminberung eingetreten. 

An inbivelten Abgaben von Rindfleifh (pro Pfunb 2 Pf.), Fichten, Seife, Spirituofen, 
Bier (pro Eimer 4 Sgr.) ꝛc. find gegen 9475 Thlr. pro 1858, 10,000 Thlr. pro 1860 veran- 
ſchlagt. Die HM-Einnahme pro 1858 betrug 10,280 Thlr. 15 Sgr. 10 Pf. Die Zählung von 
1858 ergab für Weimar 13,194 Einwohner**); es find alfo auf ben Kopf 22 Sgr. 8,85 Bi. 
Berbrauchsftenern veranſchlagt. 

Die direlten Steuern werben nad wie vor mit 4%. Pf, vom Thaler Einkommen nad 
dem Staatöftenerfuße erhoben. Sie waren 1858 mit 12,800 Thle veramfdhlagt, ergaben 
13,634 Thlr. 1 Sgr. 2 Pf. wirkliche Einnahme und find pro 1860 mit 13,500 Thlr. ins Soll 
geftellt. Darnach wlrbe eine Vermehrung des Einkommens gegen 1858 micht eingetreten fein 
und es kümen an bireften Rommunalftenern auf ven Kopf der Bevöllerung 1 Thlr. 8,85 Pf. 

. Bei ber Ausgabe ift eine Beränderung bei ber Bofltion „Öffentliche Abgaben“ jo wenig ein- 
getreten, als bei der Pofition „Stipenbien-, Stiftung®- umb Legatengelver.“ Dagegen find bie 
Befolbumgen x. gegen 5070 Thlr. 8 Sgr. 1 Pf. pro 1858 um 1028 Thlr. 1 Sgr. 5 Pf. für 
1860 höher veranſchlagt. Es ift micht erfichtlich, ob biefe Vermehrung eime Folge der Bergrd- 
Berung des Beamten-Perfonal® oder der Gehalts-Erhögungen iſt. 


*) Heft IIL pro 1860 ©. 209 fi. 
) Monatefär. Bd. V. S. 416, 
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Die Beranfchlagung für ven jühliihen Fonde Hat ſich gegen 1858 nice beränbert und 
— auch im Jahre 1858 die wirklichen Ausgaben 100 Thlr. weniger als bie Anſchlags 
An Ausgaben für Bauten am Aäbtiihen Gpbäuben] hat fich die Anſchlags-Summ 
660 Tpfe. 16 Spr. 2 Pf. (1868) auf 437 The. 29 Sgr. 8 Pf, (1860) ermäßigt: = bon 
beutenbere Ermäßigung aber follen anjhlagemäßig die Ausgaben für Pflafter, Wege, = be- 
Kanäle, Brunnen x. erfahren, während hierft 1858. 12,496 Tpir. 28 Sr. ——— 
13,145 Thlt. 10 &gr, 9 Pf. verauegabt wurden, find fü 1860 mur 8907 Th. 3 
im Boranfchlage. 10. 

Die Ausgaben auf Gefunbheits- und Armenanſtalten haben fich nicht, mohl aber die für 
bie Polizei- und Gicherheits-Anflalten yon 8523 pr. 17 Sgr. 2 Pf. (1858) auf 4009 Zplr 
25 Sur. 8 Pi. (1860) erhöht umd es exjheint fraglich, ob biefe Summe ausreichen wirb, ob- 
wohl 1858 die wirklichen Ausgaben bie Auſchlagsſumme noch nicht einmal erreichten, Auf Kir- 
hen und Schulen find 1860 60 Thlr. mehr als 1858 verauſchlagt. 1858 wurden aber 497 Thlr. 
über den Auſchlag verausgabt, | 

Für Morktbereihtigungen und das Vogelſchießen ift der Etat nur fcheinbar niedriger als 
1858. Damals waren untey 4140 Thlr. 600 Thlr. für eine neue Wollwaage-Bube einbegriffen, 
bie Ausgaben für den Zwed betrugen alfo mie 540 Thlr., mithin 145 Thlr. weniger als nad) 
bem Etat pro 1860, Freilich wurbe 1868 aber ber Etat um 86 Thlr. 13 Sgr. 9 Pf. über- 
ſchritten, wenn man annimmt, daß die Wollwaage⸗Bude in jenem Jahre nicht gebaut ward. 

Die Anfäge: auf Imventarienftüte, Reviſionsgebüühren und Prozeßloſten, auf Berihö- 
nerung ber Stadt» und Straßenbeleuchtung find fich im beiden der Bergleichung unterworfenen 
Rechnungs · Jahren gleich geblieben, obwohl bie wirkliche Ausgabe pro 1858 erhebliche Abwei- 
Hungen von ben Anfchlagefummen nachweiſt. Für das Inventartum find 52 Thlr. 2 Ser. 
9 Pf. mehr, für bie Reviſion ꝛc. 37 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf., Berfhönerungstoften leider 226 Thlr. 
19 Sgr. 3 Pf. und für Straßenbeleuchtung 416 Thlr. 1 Pf. weniger als veraufchlagt veransgabt. 

Die Ausgaben an Remumerationen erreichten 1858 die Auſchlagsſumme wicht und fie 
find im diesjährigen Etat wiederum ermäßigt. Wir unferer Seits können bieß nur billigen, 
weil wir ums leicht zu Gehalts⸗Erhöhungen, nur ſehr ſchwer aber zu Remunerations-Bewilli- 
guugen, als von jährlichen Bewilligungen abhängige Ergänzungen unzureihenb zu erachtenber 
‚ Gehälter würben beftimmen laffen. Obwohl nicht erfichtlid ift, daß biefe Remumerationen in fol- 
her Weiſe ober etwa für erhöhte ober vorübergehende Leiftungen verwendet werben, fo 
fünnen wir nad unfern Erfahrungen doch nicht genug gegen Remunerationen als Gehaltsbewil- 
ligungen warnen, Sie eutwürbigen. bem einzelnen Beamten, flören durch Neid und Mißgunft 
das Berhältuiß ber Beamten untereinander, vesaulaffen fie zu unwirthſchaftlichem Leben, inſoſern 
fie auf bie beflimmte Einnahme nicht rechnen kͤnnen, eine Remuneration vielmehr als einen 
Lotteriegewinn betrachten und bereiten bem Vorgeſetzten Berlegenbeiten, wenn jeiner Beurtheilung 
und Begutachtung von der Gemeinbevertretung nicht mubebingt Folge gegeben wir, 

Die Imtereffen von Paffiv-Rapitalien erforberm gegen ben Etat von. 1858 210 Zhlr. 
15 Sgr. 6 Pf. weniger und obwohl ber Etat pro 1860 zur Schulbentilgung 3000 Thlt. mehr 
als ber von 1858 ausmwirft, erreicht die Geſammtſumme bes Ausgaben pro 1860 bo Die von 
1858 nicht, benter vielmehr auf eine Erſparniß Yon 8729 Thlr. 8 Sgr. 4 Pf. hin und ftellt 
bei einer Minber-Einnahme von 1341 Thlt. 13 Sgr. 47. Pf. einen um 2887 Thlr. 25 Ger. 
höperen Ueberſchuß in Yusficht, | 

Im Allgemeinen ergiebt fih aus dem Vorſtehenden, daß bie Finanz-Berwaltung Wei⸗ 
mars eine höchſt ſorgſame und haushälteriſche in, die, ohne die Steuerkraft der Bürger anzu- 
ſpauuen, durch Sparſamleit bie Berbefieung der Bermögenslage ber Stabt anbahnt. 
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Deutſche Continental · Gas · Geſellſ chaft in Dean. 
Betriebs⸗ Reſultate des Monat Mai 1860. 











Lauf. 
Ne. | 


Gaspro- | 
buction, Ge 
Kubikf. engl. am 1. Mai a. 31. Mai Zunahme. 


Flammenzahl. 







Gas⸗Anſtalten. 





| 

'Kranffnta.d.D.. » +. 502,455 | 5,717 5,734 17 
heimad.R.. +...» 367,900 | 3,654 3,658 4 

ER ‚300 | 5,981 | 5,961 30 

Ka N nen ee 159,910 , 3,095 3,085 = 

Sudemalte -» : or 0... 79,700 , 1,986 1,989 3 


| Glabbadh-eybt KV: - : 
Hag . a. le 


bj jun 
NDHr,oovoashjanmakek 








a... 
\ Warfdau . 
Erfurt . - 
‚ Krakau —— 
Nordhauſen » 
Lembrg - - 
13  @othan . » 
Summa| 6,320,550 | 49,183 | 49,462 269 
In der gleichen Periode des Borjahre | 5,894,884 | ‚43,699 
Zaht | 425,666 | 5,753 
— 
pCt. Ta⸗ | 13,17 


Deffau, den 12. Juni 1860. 
Das Directortun der deutfchen Continental: Gas - Gefelljchaft. 





* 
Die Ueberſicht der Sparkaſſen-Rechnung zu Chemnig auf das Jahr 1859 ergiebt 
folgendes Refultat: 
Einnahme 
7826 Thlr. 10 Ngr. 4 Pf. Kaffenbeftand vom Jahre 1858. 
156816 „ 8 „ 6 „ baare Einlagen vom 9744 Perfonen — 1345 Thlr. in 656 Poſten 
mebr al® 1858, 
58,30 „ — „— „ zurlidbezahlte Kapitalien. 
23,09 „ 12 „ 4 „ Rapitalzinfen. 
4 „ 3°, 23 „ Imtgemein. 
3 „19 „m 5 „ Crlös fiir Sparlaſſenbücher. 
346,194 Thlr. 34 Nat. 6 Pf. in Summe. 


Ausgabe 
133,907 Thlr. 17 Ngr. 6 Pi. zurüdbezahlte Einlagen und Zinfen in 6481 Poften, 6027 Tpir. 
16 Sgr. 1 Pf. mehr als 1858, 
103,10, — „— „ausgeliehene Rapitalien. 
108 „8 „ 2. Erpebitionsaufwanb. 
283 „20 u 8 „ Imögemein, worunter 2755 Thlr. INgr. als die Häffte des Rein- 
überjchuffes vom Jahre 1868 an bie Stabtlaffe bezahlt. 


i Ir gr. ‚in Summa, 
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Bermögensbeftanud, 
541,380 Thlr. 12 Nor. 8 Pf. Activa. 
511 „1 „ 4 „ Paffiva. 


29,921 Thlr. 26 Nor. 9 Pf. Ueberſchuß und verbleiben nach Abzug von 2913 Thlr 


5 Ngr. 5 Pf., welche als die Häalft 
Reinüberſchuſſes pro 1859 an die u 
Laffe abgeliefert worden, 
27,008 Thlr. 21 Ngr. 4 Pf. Refervefond. 





Verwaltungs- Chronik. 


Provinz Schlefien. 
©. Breslau, Der Koften-Anfchlag fr das nen zu erbauende wielbeftrittene Stabt- 

Hans ift nun den Stabt-Berorbneten vorgelegt und erreicht mach ber Vorlage in runder Summe 
124,000 Thlr. für den Aufbau (man fheint alfo den Auſchlag in Höhe von 126,537 Thlr., wie ihn 
das Bau-Amt entworfen, im einigen Punkten gekürzt zu haben). Hierzu treten bie Koften für 
den Abbruch des „Leimvanbhanfes“ und anderer Laffirter Gebäude mit 2750 Thlr., woven je- 
doch Einiges durch den Verkauf ber gewonnenen alten Materialien abgehen wird; biele Rech⸗ 
nung wird von der Baurechnung geſondert geführt werden, um dieſe klar zu halten. Eudlich 
tritt, neuerdings nachbewilliget, noch der Ankaufpreis für einige des Weiteren angetaufte Ge 
bäude mit 22,000 Thlr., bie gleichwie einige der Stadt bereits gehörige ebenfalls abgebrochen und in 
den Bauplan hereingezogen werben, was im breifacher Hinſicht ſehr zwecimäßig iſt: einmal, weil 
dadurch ber Neubau an inneren Räumen gewinnt und zweitens ber Uebelftanb vermindert wird, 
bie fäbtifchen Bibliotheken nur theilweife darin unterbringen zu können; fobanın, weil bamit 
wieder eine Anzahl enger hochgiebeliger, gefahrvermehrender alter Bauwerke befeitigt wird; 
und endlich weil das projectirte Stadthaus, wenn e8 nun einmal durchaus bie „Elifabethftraße* 
abfehnitren fol, dod dann wenigſtens aud die unfhönen Durchgänge verbedt, zwei enge 
fonnenfofe Schluchten, welche man „Im Eiſenkrame“ und „Unter den Leinwandreißern“ benennt. 
Die Dedungsmittel zum Bau und Grunberwerb werben befhafft werben durch Uebernahme von 
75,000 Thirn. auf den Stabthaushalts-Etat pro 1861 und 1862, durch Verwendung des Dis- 
pofitions - Ouantums von 21,000 Thlen. im Etat pro 1860 unb ans ben muthmaßlichen 
Erfparniffen des genannten Jahres, und foweit dieſe die nod erforderlichen 50,000 Thlr. nicht 
bedten, ans dem Beftandgelder-Fonbs der Kämmerei. 

Nah dem entworfenen Plane müffen in ber erſten und zweiten Etage des Gebäudes 
die Eliſabethſtraße und die dom Ringe her zu dem Eiſenkram und ben Leinwanbreißer-Bubden 
führenden Eingänge Überbaut werben. Bei ben im Folge deſſen anzulegenden Durchfahrten und 
Durchgängen ift auf die erforberfihe Räumfichkeit und auf ein bem monnmentalen Charakter 
des Gebäudes entſprechendes Höpenverhältmig Vedacht genommen, ebenfo anf einen an ben Eifen- 
tram amgremgenden, vom biefem durch eime Mauer getrennten Hofraum, ber aus allen Theile 
des Gebäudes durch Treppen, Thilren und Thore zugänglich if, und anf dem zwei Brunnen, 
der eine für Onel-, der andere für Röhrwaſſer errichtet werben follen. Den übrigen Raum 
ver Bauftelle nimmt das nene Gebäude ein. Für bie zur Vermiethung beftimmten Räume im 
Kellergeſchoß, welche vermittelſt Unterkellerung der Durchfahrten und Durchgänge in Zuſammen⸗ 
hang gebracht werden, iſt auf Zugänge zu denſelben von allen Seiten de s Gebäudes vorgedacht. 
Daffelbe ſoll zur Abwendung von Grundfeuchtigkeit, ſowie um bie Kellerräume lichter und leichter 


554 


zugänglich zu machen, mit einem circa 3‘ breiten ausgemauerten Graben umgeben werben, ber 
durch eim Eiſengitter abgefchloffen oder mit durchbrochenen Eijenplatten verbedt wird. Das 
Erdgeſchoß, gleich dem Kellergefhoß durchweg fenterfeft gewölbt, enthält Läden und Pagerränme 
ebenfalls zur Vermiethung beftimmt und bie Treppen filr ven Zugang zu ben oberen Etagen. 
In dem erften Geſchoß befinden fi die mit Marmor zu pflafternden Säle zur Aufnahme der der 
Stadt gehörigen Bibliothelen, ein Pefezimmer und ein Arbeitszimmer fit r den Bibliothelar ; das 
zweite Geſchoß enthält ben Sigungfaal und die übrigen 10 Geſchäftslokale der Sta diverorbneten- 
Verſammlung. (Garberobe-Bilreat’für den Borfigenden, desgl. fiir den Büreau-Vorftcher, Regie 
ſtratur, Conferenzzimmer :c.) Das Gebäude fol aus Ziegeln und gutem Mörtel mit theifweifer 
Berwenbung von Granit, Sanbftein und Eifen ausgeführt werben; bie Façade, nach den von 
dem Geheimen Ober-Baurath Herrn Stüler dafür gegebenen Motiven und Skizzen entworfen, 
ſchließt fich der Baumeife des Rathhanſes und db früheren Leindwanbhanfes an; bie erhaltenen 
werthvolleren Architelturtheile des Leinwanbhaufes finden ihre Wieberverwenbung in ber erften 
Etage und am bem kleinen Trebpenaufgange in ber Elifabethſtrahe. Plan und Koftenanfchlag, 
beibe von einer aus brei Fach Commiſſionen combinirten Commiffion jpeziell geprüft und erörtert, 
wurben von ber Berfammlung genehmigt, desgleichen bie Borſchläge, betreffend die Aufbringung 
ber Gelbmittel, Bemerklih warb dabei gemacht, daß in Betreff einiger noch nicht fpeciell veran- 
ſchlagter Einrichtungen, wie beifpielsweife Anlage ber Gas-Röhrenleitung, Wafferleitung im Junern 
bes Gebäudes, bei Genehmigung bes Koftenanfchlages von der Borausjegung ausgegangen wor: 
ben fei, das im Anfchlage vorfindliche reichlich bemeffene Ertraorbiuarium (8000 Thir.) fei auch 
auf jene Einrichtungen berechnet. Für bie Art und Weiſe der Ausführung if, auf Grund des 
techniſchen Gutachtens, der Weg der Submilfion gewählt, ausgefchloffen hiervon bleiben nur 
biejenigen Arbeiten, welche eine befonbere mehr künſtliche Behandlung verlangen. Wie umfafjend 
bie Häbtifhen Bauten in biefem Jahre find, ergiebt fi daraus, daß dieſelben ein Capital 
von 125,469 Tple, (einſchließlich des oben bemerkten Antheils zum Stabthan fe) beanfpruchen. — 
Aus dem Stabt-Berorbneten-Collegium ift der — wie uns dünkt vollbere htigte — Antrag laut 
geworben, die Grundfteinlegung zum Stabthaufe mit einer angemeffene n Feierlichleit zu 
begehen. Sie braucht ja nicht gerade wer weiß was zu koſten. Man lann ja ohne „Diniren“ 
einen ſolchen Act begehen, oder privatim biniren laffen, wer will. — Uns dünkt, daß wir ſchon 
früher einmal des Alten und höchſt unklaren Verhältniſſes erwähnt haben, welches zwiſchen ber 
Stadt qua Patron und einigen eingepfarrten Lanb-Gemeinben bezüglich — der zur Zeit nicht 
vorhandenen, weil weggebrannten — „Salvator » Kirche“ befteht, deren Wieberaufbau fi auf 
Grund eben beffen fort und fort hinausſchiebt. Gelegentlich) Anlaufes eines Grundflüdes zu 
einem nothwendigen neuen riebhofe für bie genannte, aus Stadt und Fand combinirte 
Gemeinde hat fih bie befagte Unflarheit ebenfalls geltend gemacht. Der Magiftrat hat bie 
Kaufgelder aus dem Stabtjädel gegeben, da fie doch jebenfalls Irgenbjemand zahlen mußte 
und ber Berkäufer ſchwerlich bis zum Austrage jener ewigen Gtreitfrage zu crebitiren Luft 
gehabt haben wirbe. Auf die Anfrage der Stabt-Berorbneten wegen bes Befigverhältniffes an 
gebahtem Plage lautet die Antwort dahin, daß nach ber betreffenden Erwerbungs-Urtunde ber 
Befigtitel für bie zu der evangeliſchen Kirche zu Safvator und Chriſtophori (für welche eben- 
falls ein Theil des neuen Friedhofes beftimmt if) zu Breslau gewiefene Kirchengefellichaft be- 
richtigt worben fei. Das Autwortichreiben bemerkte hierzu, biefe Befigtitel » Berichtigung ent- 
ſpreche auch dem Kaufvertrage und bem einfchlägigen Stabtverorbueten-Befchluffe. In lehterem 
werbe ber Ankauf der bezilglichen Aderfläche mit der Maßgabe genehmigt, daß bie Kaufgelber- 
Summe von ben betheiligtem Kirchen- Meraren nach Verhältniß des ihnen zufallenden Flächen- 
raums getzagen werbe. Da das Kirchen-Herar zu Salvator zur Aufbringung feines Antheifs 
allein nicht vermögenb geweſen, habe ber biesfällige Zuſchuß die Stabtgemeinde als Pa— 
trom ber Kirche getroffen und zwar ohne Concurtenz von zugeichlagenen ober eingepfarrten 
Gemeinden, berem Rechte und Pflichten damals eben fo wenig als jetzt feſtgeſtellt geweſen wären. 
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Hiergegen wurbe nun eingewenbet, baß ber zuletzt hervorgehobene Grund bei ber im Folge 
eine® Rezefſes wirklich eingepfarten Landgemeinde micht zutveffe, und daß der Patron einer 
Kirche gefetglich nicht verpflichtet fei, zw den Koſten für Eriverbung eines Begräbnißplatzes bei- 
jutragen. Magiftrat warb angegangen, von bem Kirchen-Collegium zu Salvator eine rever⸗ 
firende Erklärung zu erfordern, mm das Eigentbumsverhättwiß am Grund vod Brhen 
Mar zu legen, bamit bie Stabtgemeiube über ben Plaß, wenn berjeibe vereint zu gegemmirtigem 
Zwede nicht mehr benutzt wird, frei verfügen könne. — Ein aus dem Schoofe ber Berfammlung 
tommenber, auf kirchliche Angelegenheiten bezügliher Antrag lautete dahin, den Magiftrat um 
Anstumft anzugehen, ob und welchen ändernden Einfluß ber allerhöchſte Etlaß vom 27. Februar 
b. 3. auf die feitherige Vertretung ver hieflgen evangelifchen Patromatöfirden ansübe, uud 
eventuell, im welcher Weile man mit Bildung lirhliher Gemeinde-Borfkänve im 
Sinne des Erlaffes hierorts vorzugehen gebente. Der Antrag wurbe zum Beichluß er- 
hoben, Ein anderer Streiwunkt zwifchen Magiſtrat und Stabt-Berorbneten iſt folgender. Gin 
Gartenbefiter hatte, wiber bie als hypothelariſches Onus übernommene Verpflichtung, in feinem 
an ber Promenade belegenen Bffentlichen Garten eine Colonade erbaut und war in bem feiten® 
der Stabt auf Abbruch angeftrengten Prozeſſe im erſter Inflauz umterlegen. Die eingelegte 
Appellation nahm er zuräd im der Hoffmumg, auf feine an Magiftrat und Stabt « Berorpmeten 
gerichtete Borflellung günftig beſchieden zu werden. Anf Grund biefer Vorflellung erbat ſich 
die Stabt-Berorbneten-Berfammiung vom Magiſtrate Anstunft Über die Sachlage; es erfolgte 
jedoch flatt deſſen die Mittheilung, bafı Magiſtrat ſich nicht bewogen gefunden habe, auf ba® 
Geſuch des qu. Gartenbefiter® einzugehen und ihn bereits abſchläglich beſchieden habe, dies er⸗ 
adhtete die Stadt - Berorbneten · Verſammlung für einen Eingriff in ihre Eompetend, 
da nach dem Gefet; dem beiden fläbtifchen Behörden ein gemeinſames Eingehen auf &e 
Angelegenheiten zuftche, hier aber vom Magiftrate einfeitig entfehieden worbem je. Die Stabt- 
Berorbneten- Berfammiung hat der qu. Eolounabe vorläufig für ein Jahr guuſtweiſes Wortbe- 
fliehen gewährt. — Soeben find zwei mene beſoldete Stadtrathſtellen geſchaffen wor⸗ 
ven. Der eine ber beiben neuen Gtabträthe ſoll das Decernat Über die Berwaltung ber Kaäm⸗ 
mereigäter (jedoch hauptſächlich nur im Betreff der Borwerlsländereien, da ein Forſtmaun 
die Forſien im fpecielle Aufficht nehmen ſoll) und über das gefammte ſtädtiſche Grund» 
eigenthum führen, welches in neuerer Zeit auſehnlich au Umfang gewonnen hat unb in bem 
Kreife der flätifchen Verwaltung eine immer größere Rolle fpielt. Nicht minder aber Haben 
auch andere VBerwaltungszweige an Umfang zugenommen, wie dies bei dem fieten Wachöthum 
umferer Eommune füglich wicht anders fein kaum, und namentlich führt hier ver Magiftrat das 
Armenmwefen au und in biefem Gebiete fpeciell bie Armen» umb Ucheitshaus » Berwaltung. 
Ueber einen Gegenftand von Wichtigkeit: Über bie rechtzeitige Beichaffung von Grunbftlden 
zu lommunalem Bedarfe bei der fortjchreitenben Vergrößerung ver Stabt unb ihrer 
Einwohnerzahl; Über vie Gewinnung von Mitteln hierzu, und über ben Berfaufber Lim: 
mereigäter verbreitet fich eim Artikel, verfaßt von bem Stabtverorbneten Dr. Weis, in ber 
„Breslauer Zeitung“, den wir hier zum größten Theile wiebergeben wollen. Derfelbe beginnt, 
om einen Specialfall anknüpfend, mit bem Hinweiſe, das fi) Thon zu mieberholten malen bie 
Notwendigkeit herausgeſtellt — und fie hat ihren ernften und warnenden Ansbrud in dem Stabt- 
verordneten · Collegium gefunden — daß man bei Zeiten au eine Bermehrung bes 
Räptifhen Grumbbefites innerpalb und am ben Örenmzen bes ſtädtiſchen 
Weihbildes denken möge, um nicht, wenn ber Augenblid des Bebarfs gelommen if, zu ums 
geheuren, den Stabtfädel zu fehr belaftenben Ausgaben gezwungen zu fein. Es ift (fagt er weiter) 
nicht zu zweifeln, baß bie Leiter der ſtädtiſchen Verwaltung von dieſer Ueberzeugung durchdruu⸗ 
gen find, aber — eimestheils unterliegt die Erwerbung von Terrain in dem bezeichneten Ge- 
* biete bebeutenben Schwierigleiten, wenn man nicht enorme Preife bezahlen will, amberniheile 
lönnen die einfchlägigen Operationen nur langfam und, jo zu jagen, bei poljenber Gelegenheit 
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ausgeführt werben. *) Ein Haupthemmuiß bleibt jebochp immer ber Mangel bexeiter und aus: 
veichenber Fonds, Zwar ifl ein Subſtanzgelder- und NRefervefonds in Höhe von umgefähr 
300,000 Then. vorhanden, allein bie Verwendung biefer Gelber zu dem obengebadhten Zwecke 
wärbe eine nicht zu rechtfertigenbe Sorglofigleit, einen tabelnswerthen Leichtfinn verrathen, 
ba fie die letzte und einzige Hilfe in Fällen der Noth bilden. Eine theilweife Berwen- 
dung würde aber dem Bebürfuiß nicht genägen, da die Fonds nicht flark genug find, um be- 
deutende Eapitale zu umfaffenden Anläufen abgeben zu können. Auch ließe fih das Flüffig- 
machen ber Gelder biefer Fonds nur allmählich und bei geeigneten Gelegenheiten bewerffielligen, 
wenn nicht das Vermögen der Stabt bebeutenbe Berlufte erleiden ſoll. — Eine anſehnliche Ber: 
mehrung biefer Fonds ift aber um beshalb nicht voranszufehen, weil bie nothwenbigen großen 
banlihen umb anderen Unternehmungen, betreffend ben Berlehr, das Sicherungweſen ꝛc. bie 
laufenden Einnahmen nicht allein vollftänbig abforbiren, ſondern mitunter auch zu Heinen An- 
leihen bei ben genannten Fonds nöthigen. Woher aljo das Gelb? Die Frage ift nicht ſchwer 
zu beantworten: man verwanble bie Kämmereigäüter in binnenftäbtifdes 
Grundeigenthum, d. h. man entäußere fih nah und mad buch möglichft vortheil- 
bafte Verläufe ber Kämmereigüter und ermwerbe bafür Territorium innerhalb und unmittelbar 
an ber Grenze bes Weichbildes der Stabt. — Der Borfchlag ift nicht neu, er iſt vom Berfafler 
biefe® und von Anderen jhon früher gemacht worben, wenn aber dennoch die Ausführung bie 
jetzt umterblieben ift, jo mag dies barin feinen Grund gehabt haben, daß man einerfeits ſich 
bie außerorbentlichen Vortheile, bie aus dieſer burchgreifenden Berwaltungs-Mafregel entipringen 
müffen, nicht recht Har gemacht hat, und daß man ambererfeit® mit großer Pietät an dem Her» 
gebraten hing, daß man Umänberungen in der Gliederung ber ſtädtiſchen Verwaltung hätte 
vornehmen milffen, (wie follte man 3. B. dem beſonders für bie Berwaltung der Kammereigüter 
angeflellten Delonomierath dann verwenden?) daß man glaubte, es fei bem Anſehen einer 
Stabt wie Breslau angemefjen, einen anfehnlichen Grunbbefig außerhalb ihres Weichbildes zu 
haben, welcher die Commune auch berechtigte, als Nitterfianb bei ben Provinzial⸗Landtagen ıc. 
zu figuriren, und noch andere Gründe, die an fich entweder gar kein Gewicht ober baflelbe 
unter ben gegenwärtigen Zeitverhäftniffen vollſtändig verloren haben. — Welches find aber bie 
Bortheile, die aus ber vorgejchlagenen Mafregel für bie Stabt erwachſen? — Antwort: 

a) die vollſtäudige Befriedigung bes obenbezeichneten bringenben Bedürfniſſes; b) eine ſehr 

beadhtenswerthe Vermehrung bes fäbtifchen Bermögens und ber jährliden Einnahme; 

c) eine größere Vereinfahung ber fläbtifhen Verwaltung. Der Punlt a folgt aus dem 
Bunkt b und wir haben baher die sub b angeführte Behauptung zuerſt zu beweilen. Wenn be- 
bauptet wird: Der Ertrag ber Kämmereigüter entfpredhe nicht ihrem wirklichen Geldwerth — 
fo dürfte dies Niemanb bezweifeln, deun es liegt ber Beweis fon in dem Umſtande: daß ja 
ber Pächter nicht allein das Pachtgeld, jondern auch den Lebens» Unterhalt und womöglich noch 
mehr aus den Gütern zieht. Es treten aber noch viele andere Umftände hinzu, welche bie Er» 
träge ber Kämmereigüter bebeutend jchmälern, bie wir hier nicht näher bezeichnen wollen. — 
Es giebt aber auch für dieſe Behauptung einen fchlagenden Beweis mit Zahlen. Das Gut Streh- 
Lig, welches gegenwärtig ber Stabt nicht mehr gehört, hat nad einer auf amtlichen Quellen 
beruhenden Durchſchnitts⸗ Berechnung ber Rein» Erträge in den Jahren 1840 bis 1849 feinen 
größeren jährlichen Ertrag geliefert ald 1604 Thaler 4 Sgr. 4 Pf. Es wurbe aber vor 
circa 3 Jahren verkauft für circa 78,000 Thle. Werben dieſe 78,000 Thlr. nur in ben ficher- 
fien Hypothelen zu 5 pEt. angelegt‘, jo giebt bie® ohne jebes weitere Nifico unb ohne jebe 


Leider aber läßt t de, rtheiſhafte Gel iten bor- 
ü — ce * ja S * — a für Geulaehänbe & Sn die. 
jem Augenblide ſteht wieber ein fehr geeignetes Grunbftüd feil, ber „ Humanität-Gefellfchaft * 
gehörig ; wird bie Kommune —— — Ref. 
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Mühe eine jährfiche Einnahme von 3900 Thaler, alfo eine Steigeruug ber Einnahme 
um faR 150 pCt Nun haben aber fämmtlihe Kämmereigüter und Borfteu nach derjelben 
Fractionsberechnung ber Rein⸗Erträge in den Jahren 1840 big 1849 jährlich durchſchnittlich keinen 
größeren Ertrag gewährt als 23,440 Thir. 29 Sgr. 7 Pf. Wilrde man fie unter 
benfelben Berhältniffen verlaufen als das Gut Streplig, \o müßte ſich, wenn vos Ser im 
oben angebeuteter Weife angelegt würde, der Ertrag auf 88,600 Thaver Reigern 
b. h. bie Kommune Breslau würde jährlich 35,160 Thlr. mehr einnehmen. Der Artiter weißt 
um weiter nach, daß dieſes Gut um beswillen veräußert worden, weil fein Rein-Ertrag unter 
ber fläbtifchen Berwaltung bisweilen gleih Null war, wogegen bei ben noch im communalen 
Befige befindlichen Gütern der Boden und ber ganze Zuſtand von befferer Qualität ift, ſchon 
jetzt relativ beffere Erträge liefert und demzufolge auch beffere Berfaufpreife erzielt werben würden, 
Es fei ſonach eine Steigerung bes Ertrages nicht nur auf 35, fonbern um 40 Taufend Thaler 
zu veranjhlagen, wenn man ben Kaufſchilling in zinstragenben Papieren anlege. Dies fei 
jedoch nicht darchaus räthlich, vielmehr ſolle man ihn, bie zur Hälfte etwa, zum Ankaufe vou 
Grundeigenthum obengedadhter Art berwenden, möge auch immerhin ber Nugertrag fih dann 
une auf 30,000 Thlr. fielen. Hiermit ſchon ließen fih ad a fucceffive die bereits nahe vor- 
liegenden großartigen Pläne ausführen: Herflellung eines zweiten großen Wafferbebewer- 
tes, einer ſtädtiſchen Gas⸗Anſtalt (zur Beleuchtung der öſtlichen, nördlichen und weſt⸗ 
lichen Borfläbte), maſſiver DOberbrüden, eines Mufenms und Bibliothel-Gebän- 
bes ıc. ꝛe. Obgleich ſchon an ſich durch dieſe Mehreinnahmen und durch die genannten Un» 
ternehmungen ber Bermögensbeftand der Commune wählt, fo fleigert ſich auch im Folge dieſer 
Moßregel daß Bermögen an Grund und Boden, Der Geldwerth der Kämmmereigilter kanu fich 
bei ben ohnehin ſchon hohen Güterpreifen Ihwerlich mehr fteigern, wohl aber würbe ber Grund 
umb Boben, den bie Verwaltung innerhalb und außerhalb des fäbtifchen Weichbildes fiir ben 
Erfö® ber verkauften Rämmereigüter erworben hätte, mit jebem Jahre in demfelben Berhältniß 
an Werth fleigen, in welchem bie Stabt fi weiter ausbehnt. Enblih wärbe c. bie Ver- 
waltung ſich vereinfachen, indem ein ganzer Zweig berjelben (die Kämmereiglter «Ber 
waltung) wegfiele. Es würbe baburd bie Stadt jährlich wiederum mindeftens 1000 Thaler 
(das Gehalt des Stadtrathe für die Delomomie - und Forfiverwaltung) erfparen, unb wenu 
fie die beſoldete Stabtrathftelle nicht eingehen laſſen wollte, eine neue, tüchtige Kraft für andere 
Berwaltungszweige gewinnen. — Das Eonfulat desjenigen Magiftvatchefs, (fo ſchließt der Artikel) 
ımter beffen umfichtiger und energifcher Leitung biefe heiljame Maßregel ausgeführt wlrbe, wird 
eine ruhmvolle Hera in ber Geſchichte Breslau's bilden, und bie Unternehmungen ſelbſt werden 
glängenbere Denkmale fein als Statken aus Erz und Marmor! — | 

Glogau. Zur Nachachtung zu erwähnen dürfte wohl fein, baß die Commumal-Bermwal. 
tumg in richtiger Würdigung der ans landwirthſchaftlichen Schauftellungen erwachſenden Bor. 
theile, für bie zu ben Thierſchaufeſten an- und abgeführten Thiere bie Befreiung vom Brilden, 
gelde auegeſprochen, ſowie aud im anberer Weife (Derleipung von Zribiine ꝛc.) förderlich "ent. 
gegengelommen iſt. 

Görlig. Vielleicht geht Görlit der Hauptflabt Breslau voran, wo man fi ſchon feit 
faft einem Decennium mit ber Sache herumf&lägt, unter Junehaltung von Generalpaufen freilich, 
Das görliger „Tageblatt” publicirt mämlich „Brundzüge einer Hypotheubant für Görlitz“, 
deren Hauptpunkte ſind: Jeder Defiger eines ſtädtiſchen oder ländlichen Grundftüds, deſſen zu 
ermittelnder Werth mindeſtens 1000 Thlr. beträgt, Tamm bem Credit-Verbande beitreten und 
bis zur Hälfte des Zarwerth® Darlehn erhalten. Die nöthigen Kapitalien werben durch Ber: 
ausgabung von Hypothekenbriefen Pfandbriefen), die auf jeden Inhaber lauten und für deren 
Sicherheit ber gauje Berband haftet, beſchafft. — Die Orundbefiger zahlen an das Ini- 
tut jährlich 5 Prozent Binfen iu viertefjägrigen Raten und außerdem ein halbes 
Prozent zur Amortiſation der Schuld. — Das Infitut zahlt an ven Inhaber ver 
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Hypothelenbriefe jährlich 4 Vrozent fee Zinfen, in halbjährfichen Raten verwendet außer⸗ 
bem zur Amortifalion der Schuld mittelſt jährlicher Ausloofung Prozent md als Prämie 
für bie ausgelooften Briefe no ',, Prozent, fo baß alſo jeber ansgeloofte Hypothelenbrief im 
Nennwerthe von 100 The. dem Inhaber mit 150 Thaler ausbezahlt wird. — Alle Zins + Er, 
fpamiffe und fonftigen bispomiblen Gelder werben auferbem zum Antanf von Hypothelenbriefen 
aus freier Hand verwendet ıc. x. 


Liegnig. Das Refultat der Petition des Mogiftrats Piegnig an das Haus ber Abge- 
orbneten wegen Entbindung ber ftäbtifhen Polizei-Berwaltung vom ber 
landräthlichen Controle kann ein günflige® genannt werben, infofern bie Petition zur 
Berüdfihtigung dem Staatsminifterium übergeben worden iſt. — Die Beſoldung ber Pehrer 
an der vereinigten Stadtſchule betreffend, hat die Regierung ſich dem Antrage des Magiftrats 
augeſchloſſen, baß diejenigen Lehrer, welche einen zur Erhöhung ihres Gehaltes feſtgeſetzten Zu- 
ſchuß erhalten, aud in der That am Orte fungirt haben müffen, daß ihnen, aber keineswegs 
ihre Wirlſamleit als Pehrer an anderen Orten zur Gratifilations-Beredtigung zu Ente lommen 
lann. — Wegen des höheren Beitrages, welcher jet von ber Stabt Piegnig zu ben Kreid- 
Kommunalloſten verlangt wird, wie beifpielsweife zur Stellung der Lanpwehr-Ravalleriepferbe, 
wo früher Y,, bes Duantums gezahlt wurbe, und jet '/, gefordert wird, fol gegen bie Ent- 
Iheibung bes Herrn Oberpräfiventen Recurs ergriffen werten. 


Zarnowig. Die Stabtverorbneten haben den Vorſchlag des Magiſtrats, ein neues 
Rathhaus mit einem Koftenaufwande von 24,000 Thlr. zu bauen, einfimmig abgelehnt und 
babur die Kommune vor einer großen Ausgabe bewahrt, vie um fo brüdender geweien wäre, 
als faſt das ganze Kapital hätte aufgebracht werben müſſen. Ein wichtiges Motiv der Ableh⸗ 
nung ber Borlage gab überdem die Ungewißheit des Beftanbes bes hiefigen gl. oberſchleſiſchen 
Bergamtes, eine Angelegenpeit, welche befanntlich ber Landtag auf 1 Jahr vertagt bat. Die 
Aufhebung des gl. Bergamtes wäre mit einem Ruin ber biefigen Kommune gleihbebeutend, da 
ber Werth der Grundſtücke mindeſtens auf bie Hälfte herabſiulen wärbe, und bie Eutfernung 
von ca. 40 Familien, bie dem Bergfadhe angehören, wohl die Entfernung einer eben jo großen 
Familienzahl anderer Einwohner nad ſich ziehen würbe. Selbfirebenb wäre au aldbann weder 
ein neues noch eim altes Rathhaus möthig, ba alsdann Tarnowitz — bie ehemals freie Berg- 
ſtadt — unbedingt aus ber Reihe ber Städte ausſcheiden und fi ben Dorfgemeinden aureihen 
müßte. Die biefige Kommune erfreut ſich inbeh nod ber Hoffnung bes Fortbeſtehens des tgl. 
Bergamtes, die dadurch noch beftärft wirb, daß belamntlidh ber Landtag, mehrere Berg-Amts- 
Direltoren und die zahlreichen Gewerle Oberſchleſtens ſich gegen bie Aufhebung ber Bergämter 
ausgeiprochen haben, — 

8. Trachenberg. Die Bevöllerung ber Stabt, deren Verwaltungsbericht pro 1859 
erftattet worben if, hat gegen ba® Jahr 1858 um 49 Seelen abgenommen und foll bies feinen 
Grund in bem flärkeren Abgange von Honbwerksgefellen und Dienftboten haben. — An Stelle 
bes verftorbenen Kämmerer Natus ift der Stabtjelretair Schliebig als Gemeiube-Einmehmer ein- 
geführt. Gegen Gras. und Ader-Paht-Reftanten haben 123 Klagen angefirengt werden müſſen 
und bentet dies allerbings micht auf große Leiftungsfäpigkeit der Einwohnerſchaft. Ein wider 
dem Juſtiz⸗-Fiskus wegen ber Kriminal + Koften-Rente angeftvengter Prozeß ift in erſter Juſtanz 
zum Nachtheil der Stadt entſchieden und gegen das betreffende Urtel die Appellation eingelegt 
worden. — Für die Ablöfung des Fiſchwaſſers im Steingraben erhielt die Stadt eine Abfindung 
von 20 Thlr. und die bisher gemeinſchaftlich beflandene Stadtwald - Hütung ift geheilt. Den 
Ban ber neuen evangeliihen Kirche glaubt man im Spätherbft zu vollenden und hat ber Fürſt 
Hatzfeldt die Koften des Altar, welcher von Marmor ausgeführt wird, Übernommen. Die etwa 
200 Thlt. betragenden Koften des Mittelfenfters im Presbyterium haben zwei Bürger ber Stadt be- 
ſtritten. Tie Schulen wurden von 645 Kindern befucht und konnte die vierte Lehrerſtelle, ohne bie 
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KRümmtereilaffe in Anſpruch zu nehmen, werbeffert werben. Die Induſtrie⸗ Schule, deren 
am Ende des Jahres 1085 Thir. 20 Sgr. 9 Pf. betrugen, wurde dom 41 Mädchen _. 
An Gewerbeftener hat bie Stabt 974 Zple. aufzubringen; an Klaſſeuſteuer 2020 Ihre, 15 ſucht 
— Die Geſellen-Kranken-Kaſſe zählte 218 Mitglieder, welche an Beiträgen 159 Thlr 6 es 
aufbrachten. Zur Erfüllung des Zweds wurden 126 Thlr. 16 Sgr. 10 Bf. ee 
Blieden 115 Tple. 10 Gyr. 3 Pi. Bermögen im Beflande. &e bilbet fid) aus der meklkliher 
Genoffeufhaft heraus allmälig ein bleibendes Monument für bie nachfolgende Generation, welge 
deßhalb nicht minder in Anfpruch genommen fein wird. 
Der Abſchluß der Kämmereilaſſe ergiebt eine VBerniehrung bes Activ- Berinögens um 
682 Thlx. 24 Sgr. 7 Pf., fo daß daſſelbe abzilglich der Schulden 11419 Thlt. 14 Ser. 7 Bf. 
betrug. Der günftige Ausfall der Grasverpachtung im Stabtwalde hat bei ber Forfilaffe gegen 
den Etat einen Ueberihuß vom 1556 Thlr. 28 Sgr. 3 Pf. ergeben, fo daß ber Ziegeleifaffe ein 
Zufhuß von 518 Thlr. 4 Sgr. 9 Pf. zu den Baufoften gewährt werben lonnte. Ueber bie 
Armenpflege, welche fortdauernd 81, vorübergehend 26, und außerdem 15 Waiſenlinder umfaßte, 
ift eingehend Rechnung gelegt. Sie beburfte eines Aufwandes von 1611 Thlr. 19 Ser. 5 Bi. 
oder mit Hingurchnung des Schulgelves 1781 Thlr. 28 Sgr. 4 Pf., und hatte bie Kämmerei- 
kaffe einen Zufhuß von 1441 Thlr. 5 Sgr. 5 Pi. zu tragen. Der Sorge für die Armen bictet 
fi in Trachenberg alfo noch ein weites Feld für die werkthätige chriſtliche Liebe. Die Wittwe 
Kohl hat fih im diefer Richtung ein bleibendes Audenlen gefichert. — Der Fürft Hapfelbt ge- 
währte den Armen 20 Mlafteru Holz und der Frauen-Berein vertheilte unter fie 179 Thlr. 4 Sgr. 
Der Sparkaffe floffen 4959 Thlr. 10 Spr. 3 Pf. neue Einlagen zu, zurüdgenommen aber 
wurden 5498 The. 5 Sgr. 7 Bf; es find alfo mehr zurückgenommen 538 Thlr. 25 Sur. 
4 Bf. Bei einem Rejervefonds von 414 Thilr. 26 Sgr. 9 Pf., und einem Bermögens-BeRande 
von 13,728 Thlr. 19 Sgr. 5 Pi. fol gleihwohl ſchon jegt mit ber Sparkaffe eine Darlehns⸗ 
kafle verbunden werben, aus welcher gegen pfanbweije Niederlegung pupillariſch fiherer Hypo» 
thelen-Inftenmente und außerbem bis zu 50 Thlr. gegen Bürgichaft durch Wechſel oder Hand» 
ſcheine Darlehne bewilligt werben folen. Wir möchten bei diefer Nugungs-Art audertrauter 
Kapitalien, die bei Not hſtänden odet fonfligen Krifen raſch zurückgefordert werben, die äußerfte 
Borficht empfehlen. Die Pfänder und Bürgichaften laffen ſich in ſolchen Zeiten entweber gar 
nicht oder nur mit bedeutenden Opfern flüffig machen, zumal dergleichen Krifen auch auf bie 
Nüderflattung ber Darlehne von Einfluß find; und dann ift die Nutzung im Berpältniß zu deu 
voransfihtligen Opfern zu gering, da ber gefegliche Zinsfuß micht überjchritten werben basf. 
Unferer Anſicht nach wäre ein Pfand-Leip-Amt eine zweckentſprecheudere Einrichtung und es dürften 
fi dagegen wohl Männer finden, die auf dem Boden ber Affociation eine Vorſchuß · Kaſſe in’s 
Leben riefen, welche ben jetzt von der Sparkaſſe augeſtrebten Zwed erfüllte. Die erfolgreiche 
Birkfamteit der Borfhuß-Kaffen und ihre vortheilpafte Einwirtung auf Hebung des Bürgerſiuues 
find Läugf durch die Erfahrung beflätigt. — Auf die Bermefjung des Stadtwaldes und bie 
Eintheilung der Grasloofe find 309 The. 1 Sgr. 8 Pi. ausgegeben, durch Robungen 
find mehrere Morgen Wiejenland gewonnen unb es ift ein Theil des Schmiebewintels eultivirt 
worben. Die desjallfigen Saaten haben jeboh durch bie Dürre fo gelitten, daß das Säen 
wiederholt werben muß. Bon den Graspachtgeldern if die erheblide Summe von 986 Zhle. 
20 Sgr. 9 Pf. im NRüdftande geblieben und wirb dadurch ber oben erwähnte Ueberſchuß zum 
Teil unfiherer Natur. Die Einnahme für vie Ziegelei ift eine reine Ref-Einnapme, An Ein- 
zugsgeldern find 24 Thlr. über den Etat eingegangen und haben die Mehr Einnahmen gegen 
dem Etat Überhaupt 2918 Thlr. 26 Sur. 9 Pf. mit leider 1529 Thlt. 9 Sgr. 2 Pf. am Repen 
betragen. Die Defekte des verflorbenen Kämmerer Natus find mit 404 Thlt. 2 Sr. 2 Pi. 
volfländig gebedt. Der Etat pro 1860 ſchließt mit 8500 Thlr. in Einnahme und Ausgabe 
ab. Forfgefäle, Kapital. und Bachtzinfen bilden die hauptſächlichſten Einnahme-Zitel. Kommu⸗ 
nalſteuern ſind nicht aufzubringen. An öffentlichen Abgaben iucl. der Kriminal » Koſten · Rente 
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treffen bie Stabt 952 Thlr. 20 Sgr. 3 Pf., Kreis-Kommunal-Beiträge 320 Thlr. Für Armen⸗ 
und Sanitäts-Anftalten find 1365 Thlr. 8 Sgr. 7 Pf. in Vorauſchlag gebracht, 


Sachſen. 


Halle. Schulhausbau. Im Laufe des Jahres 1859 warb bon dem ſtädtiſchen Be— 
hörden der Ban eines großen Vollsſchulgebäudes zunächft Behufs der Unterbringung ſämmtlicher 
Armenſchulen beichloffen. Der Stabtbaumeifter Herfchenz reichte die Zeichnungen und den An- 
ſchlag zu diefem Bau im November v. 3. ein. Die Schul-Eommiffion ſowohl wie der Magiftrat 
bielten bafitr, daß das Project des Stabtbaumeifters fi durch Einfachheit und Zweckmäßigleit 
der inneren Einrichtung des Gebäubes empfehle, und warb baffelbe der Stabtverorbnneten-Ber- 
fammfung mit dem Antrage vorgelegt, bie Ausführung des Baues nach dieſem Plane auch ihrer- 
feits mit ber Mafigabe zu genehmigen, daß ſtatt der weniger anfprechenben Façade bes Gebäubes 
eine neue angefertigt werde. Bon Seiten der Berfammlung warb jeboch vorgeſchlagen, zumächft 
noch den Verſuch zu machen, ob nicht vaburd ein noch vollfommenerer Bauplan zu erlangen 
fein werde, baß man unter Ausfegung eines Preifes von 40 Friedrichsd'ors für das befte 
Schulban : Project eine öffentliche Aufforderung zur Einreihung derartiger Baupläne erlaffe. 
Eine folde Aufforderung wurbe demgemäß im November v. 3. erlaffen, und bie Prämie von 
40 Friedrichsd'ors Demjenigen zugeſichert, deſſen Project im Wefentlihen zur Ausführung 
fommen werde. Im Folge diefer Aufforderung gingen 34 Bauprojecte ein. Mehrere berielben 
waren ganz unbrauchbar. Bei der Prüfung ber übrigen mußten ſich die ſtädtiſchen Behörden 
bald überzeugen, daß das eine berfelben, welches das Motto „wer nicht jäet, dem wächſt nimmer 
ein fröplicher Halm“ führte, im dem mwefentlichften Puncten mit dem vom Stabtbaumeifter auf: 
geftellten Bauplane in ber inneren Einrichtung übereinſtimmte, jedoch Berbefferungen gegen 
benfelben enthielt, während bie Façade noch weniger anſprach, als die bes letztern, fo daß bie 
Arbeit ſich ſchon deßhalb nicht dazu eignete, dem Bau zum Grunde gelegt zu werden, Bon allen 
übrigen Plänen, umter denen viele fi durch anſprechende Façaden ſehr empfahlen, bot feiner be- 
zügfich der inneren Einrichtung bie Bortheile, welche der urfprünglih vom Stadtbaumeifter auf- 
geftellte Plan, und noch mehr ber vorhin erwähnte Plan gewährte. Es wurden nun ber Herr 
Geh. Regierungs- und Baurath Ritter zu Merfeburg und ber Herr Bau-Infpector Herr hierfelbft 
um Prüfung und Begutachtung ſämmtlicher Pläne erſucht. Beide Herren hatten die Güte ſich 
biefer Mühwaltung zu unterziehen, umb über jeven ber eingereichten Pläne ſich auszufprechen. 
Nah dem Gutachten beider Herren ftand der vorhin erwähnte Plan „wer nicht fäet, 2c.“ durch 
befonders zwedmäßige iumere Einrichtung allen anderen Plänen vor, wogegen beffen Façade 
ale mangelhaft bezeichnet wurde. Neben ihm bezeichneten beide Herren den Plan mit dem 
Motto „das Aeußere eines Gebäudes fol feine innern Bebingungen in künſtleriſcher Sprache 
ansbrüden” als denjenigen, welcher bei zweckmäßiger innerer Einrichtung fih durch eine ge- 
ſchmackvolle Façade und durch eine geſchmackvolle Decoration des Saales vortheilhaft auszeichne. 
Bei biefer Page der Sache haben beide fläbtifche Behörden nad dem Antrage ber von ihnen ge- 
wählten gemifcyten Commiffion einftimmig befchloffen: 1) daß der Schulbau nach keinem der 
eingereichten Pläne ausgeführt werden könne, und fonad auf das urfprüngliche Project des 
Stadtbanmeifters zurückzugehen fei, für welches biefer jedoch eine andere Façade mit brei ftatt 
zwei Fenſtern für jede Klaſſe zu projectiven habe. Auch werde er, was bie innere Einrichtung 
betrifft, Ginzelnes cus dem beiden Projecten „wer nicht fäet ꝛe.“ und „ba Aeußere eines Ges 
bändes ıc.* zu benugen haben; 2) daß, da hiernach feinem der Concurrenten ein Anfpruch auf 
bie ausgeſetzte Prämie zuflehe, e8 aber der Stabt nicht wohl anftehen würde, ven Betrag ber 
einmal ausgefegten Prämie nicht auszuzahlen, den Berfertiger eines jeden ber beiden Pläne, 
welche die Herren ꝛe. Nitter und Herr für die beften erachtet hatten, ber halbe Betrag ber 
Prämie mit 20 Friebrih8d'ors zu zahlen ſei. In ber Öffentlichen Sitzung der Stabtverorbireten- 
Berfammlung vom 14. Mai wurden num die verfhlofjenen Couverts, mit denen die Concurrenz- 
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plänte eingereicht waren, eröffnet, und ergab fich: a) als Fertiget des Plans „wer widgt Vüet ac. 
Herr Stabtbaumeifter Herſchenz hier; b) al® Fertiger des Plans aber „das Yenkere eined Ser 
bäubes fol ꝛe.“ Herr Baumeiſter M. Nohl zu Iſerlohn. 


MHbeinland und Weftpbalen. 


8. Bielefeld. Uns liegt ver Berwaltungs » Bericht pro 1859 vor. — Im Rüdbtid 
auf dieſes Jahr Hält der Magiftrat bafür, daß vor Allem bie gewerblichen Bezirke und Gemeinden 
den Nachtheilen politiſcher Krijen ansgejegt find unb ihre Folgen am fpäteften verfchmerzen. Yu 
Bezug auf Bielefeld ſei dies um jo mehr zu Tage getreten, al® bie Stabt Iebiglich auf bie 
Steuerkraft ihrer Einwohner angewiejen jei. — Im Eingange werden bie Beränder ungen 
im Berfonal ver Gemeinde-Behörben mitgetheilt, umb e8 wird hervorgehoben, daß bei der Stabt- 
verordneten · Wahl eine rege Betheiligung der Wähler ftattgefunden habe. Rüdfüchtlich ver Bolizei« 
Verwaltung hat bie Königl. Regierung von ber Anwenbung bes $. 79 der Stäpte-Orbnung 
dom 19. März 1856 Gebrauch gemacht, indem fie gegen bie Weigerung der Stabtverorbneten 
das Gehalt für einen PolizeKommiffarius nıit 500 Thlr. an Stelle des Gehaltes für nur einen 
Poligei-Wachtmeifter von Amtswegen hat im den Hauspalts-Etat eintragen laffen. Der Rekurs 
bat eine Abänderung der getroffenen Entfcheibung nicht herbeigeführt. Das Erekutiv » Berfonal 
ber Polizei if auferbem um eimen Polizei» Sergeanten vermehrt worben. Auch bier hat eine 
Bau-Polizeiorbnung und ein Bau⸗ umb Erweiterungsplan für ben Stadtbezirk entworfen werben 
müffen und fiegen bie Entwärfe der Königl. Regierung zur Prüfung vor. Poligei-Strafgelber 
find 325 Thfr. 20 Sgr. (125 Thlr. 20 Sgr. über den Etat) für das Rechnungsjahr 1858 ein- 
gegangen. Dagegen find zu polizeilichen Sweden 2443 Thlr. 20 Sgr. 4 Pf. veransgabt. — 
In Betreff der Armen-Berwaltung rühmt ber Magiftrat die Regfamleit und Pflichttreue 
ber Mitglieber biefer Verwaltung, bie Mildthätigkeit der Privaten und bie trene Beihülfe bes 
Nãhe · Vereins. Der umngeflörte Fortbetrieb der größeren Yabril-Etablifjements hat 1858 eigent- 
lichen Mangel an Arbeit micht eintreten laffen und es wirb biefem Umftande unb ben günſtigen 
Bitterungs-Berhäftniffen zugefchrieben, daß die Ausgaben für die Armen-VBerwaltung 936 Thir. 
24 Sgr. 2Pf. unter dem Etat und 427 Thlr. 28 Sgr. 6 Pf. geringer als im Borjahre geblie- 
ben find. Nicht fo günftig geflalten fi) bie Verhältniſſe pro 1859, wiewohl ber Magiftrat 
glaubt, in den Grenzen des Etats bleiben zu können. Hauptfählich wirb über Wohnungsnoth 
gellagt. Dieſem Uebelftande, wenn. er eine dauernde Erſcheinung ift, meinen wir, wird bie un⸗ 
terftüßste Privat » Spekulation die ſchleunigſte Abhilfe ſchaffen. Der Armen » Berwaltung floßen 
1858 aus ber Kämmereilaffe 4246 Thlr. zu; es blieben aber am Jahreoſchluſſe 2265 Thlr. 
25 Sgr. 1 Pf. Beftand und belief ſich die Gefammt-Ansgabe ber Armentaffe ercl. des Kapital« 
Umlaufes 13,764 Thlr. 11 Sgr. Wegen ber Genehmigung und definitiven Einführung einer neuen 
Armen-DOrdnung dauern die Verhandlungen mit den Auffihts-Behörben noch fort. — An 
Schulen find vorhanden das Gymmaftum, die Provinzial-Gewerbefchule, die ſtädtiſche Töchter» 
ſchule, die erfle und zweite Bürgerſchule, die Stabthaiber Schule, die katholiſche Schule, bie 
Säule der jüdifchen Gemeinde und die Töchterſchule der Fran Dietrih. Sie wurden überhaupt vom 
2177 Schülern und Schülerinnen befucht und erforberten aus fläbtifchen Mitteln Bor- und Zus 
jhüffe 4280 Thlr. 11 Sgr. Die mit der Provinzial-Gewerbefäule vereinigte Haudwerker⸗Fort 
biſdungsſchule iſt bei der Schulenzahl unberüdfichtigt geblieben. Der Bericht beflagt, daß ihre 
Frequenz erheblich abgenommen hat. Esift dies eine Erſcheinung, bie faft Überall zu Tage tritt und 
rechtfertigte fi wohl eine Unterfuhung barber, welche Urſachen bieier Theilnahmloſigkeit zu 
Grunde liegen? Theilweiſe mag bie Organifation der Unterrichts-Extheilung, tbeilweiie aber auch 
die Bereinigung ‚der heterogenften, ſich im Leben fondernben Elemente zu ein und bemjelben Um- 
terrichte zur Nederhaltung des Strebens nach Fortbildung beittagen. Mit dem Gymnaftum if 
die als Privat · Anſtait beflandene Vorſchule des Gynmaſial ⸗ Lehrers Rothentamp vereinigt worden. 
Die räumliche. Abſonvernng der Felbmarlertlaſſen bei den Bürgerſchuien iſt auf heftigen Biber» 
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ſpruch gefioßen. Der Magiftrat hält benjelben zwar micht für begründet, wirb aber bie Hin- 
überleitung in einen angemeflenen definitiven Zuſtand nicht aus dem Auge verlieren, Da «8 
ſich hier um eine Vollsſchule handelt, fo halten wir ein Abfonderungs-Syftem im Allgemeinen 
nicht für gerechtfertigt, da das Recht auf Bildung für alle Gemeinde » Glieder ein Gleiches ifl. 
In den Berhältniffen der beflehenden Junung en hat ſich nichts geändert; der Plan, die Weber 
bes Kreifes zu einem Kaflenverbande zu vereinigen, hat aufgegeben werben müfjen. Dem Feuer— 
tdihmefen wibmet der Magiftrat eine fortbauernde Aufmerkjamleit. Bei den beiden flattge 
babten Feuersbrünſten ift auf die Allarmirung die Hülfsleiſtung raſch und nachbrüdfich erfolgt. Dies 
dürfte der befle Beweis für die Zwedmäßigleit der getroffenen Anorbnungen fein. Die Auf- 
wendungen auf Lölchgerätbidaften betrugen 469 Thlr. 2 Sgr. 7 Pf. Im Bezug auf das 
Serdvis- und Eingquartirungs-Wefeu bat da® Beftreben, ben Handbefigern bie Ein« 
quartirungsfaft zu erleichtern dahin geführt, ein neues Servis⸗ und Einguartirungs » Regulativ 
zu entwerfen. Darnach ſollen die Einguartirungsloften durd eine Kommunal»-Steuer nach Maaf- 
gabe der Eiulommen- und Klafjenftener von allem Steuerpflichtigen der Stadt unb Feldmart 
anfgebracdht werben. Auch von Bielefeld aus ift iu bem Sinne petitionirt worben, daß das 
Servis- und Einguartirungs-Wefen in der ganzen Monarchie buch ein umfafjenbes neues Geſetz 
geregelt werben möge, bamit bie Leberlaftung einzelner Lanbestheile unb Kommunen, bie bei 
größeren Goncentrationen unvermeiblich find, ausgeglichen, bie alten Sätze bes Servis⸗Megle⸗ 
mente, welche ben jetigen Berhältniffen nicht mehr entiprechen , rewibirt und ebenfo, wie bie 
Munbverpflegungsgelder al® eine wirlliche Eutſchädigung der Duartiergeber und nicht blos als 
ein Beitrag zu berjelben angejehen und auf die Staatslaffe übernommen würden. Wir wiſſen 
bereits, daß die im diefer Richtung eingegangenen Petitionen einen Erfolg nicht gehabt haben. 
An Bauten an Gebänden waren nur Reparaturen auszuführen, auf welche 628 Thlr. 11 Sgr, 
3 Bf. verwenbet wurden. Die größten Aufwendungen mit 2062 Thlre. 23 Sgr. 7 Pf. erfor- 
derten das Straßenflafter und bie Chauſſee und Wegebanten in ber Feldmarl. Mit dem Ab- 
bruche ber Stadtmauer wirb fucceffive fortgefahren und auf bie Unterhaltung ber Promenaben 
und ber Baumſchule wurben inch, Wächterlobn 184 Thlr. 6 Sgr. verwendet. Für bie Strafen. 
erleuchtung erhält die Betriebslaſſe der Gasanftalt ein Paufhquantum von 500 Thlr. Bei 
der Sparkajje betrugen bie Einlagen 1858 18,795 Thlr. 13 Sgr. 3 Pf., die Abhebungen 
nur 10,255 Thlr. 11 Ser. 4 Pf., und ergab bie Bilanz abzüglich der Berwaltungen zu Drud- 
Koften einen Reingewinn von 323 Thlr. 6 Sgr. 9 Pf. Ein renibirtes Statut ift dem Königl. 
Dber-Präfivio zur Genehmigung vorgelegt. Die ſtädtiſche Gasanftalt hat nach Zahlung 
aller Zinfen und Berwaltungsfoften, Rüdzahlung von 1 pCt. bes Anlage » Kapitals und ange 
meffenen Abſchreibuugen einen Meingewein von 447 Thlr. 7 Ser. 10 Bi. ergeben. Die Er⸗ 
mäßigung bes Gaspreiſes hat die Berwaltung noch vertagen zu müſſen geglaubt. — Die dem 
Berichte beigegebene Nadyweifung der vorhandenen ftäbtiichen Verwaltungen unb deren Mit- 
glieder bürfen wir, al® von zu lolalem Imterefie, am biefem Orte einer Beſprechung nicht 
unterziehen. 

Minden. Das Feſt der Feuerwehr Die freiwillige, nach Berliner Mufter aus- 
gerüftete Feuerwehr der Stadt Minben feierte am 13. d. M. ihr Stiftungsfeh. Die in unferer 
Nachbarſtadt Herford gebildete freiwillige Feuerwehr hatte fich diefer Feier und ben bamit ver⸗ 
bumbenen Webungen augeſchloſſen. Um 10 Uhr Morgens verfammelten fih die Mannſchaften 
der hiefigen Feuerwehr aım Sprigenhaufe, begaben ſich von bort zu ihrem Gommanbeur, bem 
Maurer und Zimmermſtr. Herrn Aßmaun, und zogen demnächſt mit Mufilbegleitung zum Bahnhofe, 
um ihre Herforber Kameraden zu empfangen. Nach Ankunft derſelben marſchirten beide Corps in 
bie Stabt, zogen in Parade vor ber Königl. Commandantur vorbei und marfdhirten mit Mufil 
bis zum Sprigenhaufe, wo die Utenfilien ber biefigen Feuerwehr aufbewahrt werben. — Der 
Chef der Herforber Fenerwehr, Herr Bilrger Stroſſer, war wicht mitgelommen, weil er einer 
anf denſelben Tag anberanmten Berfanunlung des Guſtav ⸗Adolph · Vereins beiwohnen mußte. 
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Um 1 Uhr fand auf dem Martini» Kirchhofe an dem Rönigl. Browiant » Mayanın eine 
gemeinſchaftliche Uehuug beiber Corps flatt, wobei bad Magazin al® brennennen Srhände 
nommen wurde. Der Herr Regierungs-Präftbent von Barbeleben, der Commandant der Fen 
Herr General Zigner, die Mehrzahl der Mitglieber des Regierungs - Collegiums, bie Mäbei, ng, 
Behörden, ſowie das Stadt · Offigier · Corps wohnten in Folge der am fie ergangenen Fiese 
diefer Uebung Hei, zu weider ib außerbenu noch eine große Bahl umferer Bitbürger eimgchnne 
hatte. Nach der Parade » Aufftellung und einem Parabemarjche in Eolonne wurden zunächft 
Uebungen im gewöhnlicher Weiſe vorgenommen; bann fand eim Anmarſch im Sturm Ratt: ber 
utenſtlieuwagen wurde abgeladen, Leitern angefiellt, das Gebäude in allen 4 Etagen befiegen 
Menfen im großen Rettungsfode 4 Stod hoch zur Exde befördert umd in Heinen Nettungs, 
fäden an Steiden aus dem 4. Stodwerte pinuntergelaffen, Spritzenſchläuche auf den Boden gezogen, 
Möbeln mitte einer Winde in wenig Minuten aus dem 3. Stodwerte geſchafft u. ſ. w. Die 
Wannjgaften der Feuerwehr entwidelten bei allen biefen Uebungen eine außerordentliche Ges 
waubdtheit unb Sicherheit; bie Feuerwehr von Herford ift erſt kürzlich organifirt, hat aber ſchon 
einen recht guten Anfang gemacht und bewieſen namentlich ihre Steiger und Fahrer, deren Zahl 
allerdings noch gering iſt, ſchon eine gute Fertigleit. 

Die Uebungen währten faſt bis 3 Uhr; nachdem der Herr Regierungs⸗Präſident von Bar- 
beieben ihren Leiflungen bie gebübrenbe Anerlennung hatte zu Theil werben lafjen, zogen beide 
Feuerwehr · Corps mit Mufil zum Rojenthale, wojelbft ein gemeinſchaftliches Mittag smahl arrangirt 
war. Der Eommanbeur ber hiefigen Feuerwehr, Herr Aßmann, brachte während des Mahles 
nachſtehenden Zoaft anf das Preufiiche Herricherhaus aus: 

„Kameraden! Nehmet vie Gläfer zur Hand und lafjet und unſeres Königs liebend ge- 
denlen! Bringet ein donnerndes Lebehoch dem Prinz» Negenten und erflehet vom Gott für 
Jhu ein langes Leben, dauernde Gefunbheit und eine fegensreiche, wirfjame Regierung ! Ber- 
ſprechet Ihm, meine Kameraden, daß Ihr Alle, im Fall das Preußiſche Banner von frevelnder 
Hand angetaftet würde, mit Preußiſchem Herzen Opfer fpenben und jelbft Euer Blut dar⸗ 
bringen werbet. Ich weiß, ba biefe Gedanken in Euch ohne Ausnahme tief wurzeln und 
bringet num zur Bekräfligung Enver vaterläudiſchen Betheuerung ein inbrünftiges Lebehoch 

‚ bem Herriherhaufe — bem Bring Regenten ! * 

Der Gfafer Herr Mohrien gedachte dann in einer gefälligen Auſprache ber Fremden, und 
ber Herr Oberbürgermeifter Poelmahu, welcher inzwijchen eingetroffen war und zunächſt fein 
Zurüdbleiben yom Befteffen mit feiner noch andauernden Kränklichleit entſchuldigte, brachte eimen 
Toaſt ans auf die Feuerwehren der Nachbarftäbte Herforb unb Minden, welchen ber Comman- 
deur ber Herforber Feuerwehr, Bere Menge, durch einen Toaſt auf den Oberbürgermeifter der 
Stadt Minden erwiberte. — Der Maler Herr Mohrien erinnerte dann in einem entſprechenden 
Bortrage am den Zwed ber Feuerwehren umb ben Nuten eines ſolchen Inſtituts; ingwijchen 
hatte ſich auch ber Herr Megierungs » Präfivent von Barbeleben in der Mitte der Feuerwehr- 
Mannſchaften eingefunden, welchem unmittelbar nach feinem Eintreten von Herrn Amann ein 
Toaſt ausgebracht wurbe, Der Herr Präfibent gebachte darauf im einer herrlichen Mebe bes 
Strebens ber Feuerwehren und ber erfvenlihen Bereinigung zweier Nachbarſtädte zu. gleichem 
Zwede und ſchloß mit einem Hoc auf bie Feuerwehren ber Städte Minben und Herforb. 
Hiernähft wurde ein Hoch ausgebracht auf ben Gommanbanten ber Feftung Minden, Gern 
General Ilgner, welcher gleichfalls noch während ber Mittagstafel eintraf, und fobann auf ben 
ebenfalls eingetrofienen Stabtmajor yon Minden, Herrn von Stephani. Herr General Ilgner 
brachte demnächſt ein Hod aus auf bie beiden Commandeure der Feuerwehren von Herforb und 
Minden, Herrn Menge und Amann, und ſprach fich dabei in anertennenber Weiſe Über vie 
Berbieuftlihleit des Unternehmens aus, freiwillige Beuerwehren aus freiwilligen Bürgern zu 
ſchaffen und zu gründen. 

Nach Aufgebung der Feftafel fand in dem ſfteundlichen Garten bes Roſenthals ein Concert 
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ftatt, zu welchem Jedermann Zutritt hatte. Während bes Concerts erjchien auch der Regierungs 
Rath Schüd, amerlannter Protector bes Feuerwehr⸗Corps, und wurbe mit einem breimaligen 
Lebehoch empfangen, worauf Herr Regierungs- Rath Schüd erwiberte: 

„Meine Herren und Mitbürger! Hingebendes Wirken für das Gemeinbewohl trägt 
in fi den fhönften Lohn. Den Dank in Worten empfingen Sie an anderer Stelle. Laſſen 
Sie uns der Tugenden nicht vergefien, ohme welche kein edeles Wert fi vollendet: 

Mannestraft und Eintradtl 
Sie find Ihres Bundes Grumbfänlen, der Städte Schutzwehr, des beutichen Vaterlandes 
Hoffuungsanter. Im diefem Sinne der Manneskraft und Eintracht ein breifah Hoch!“ 
Das Concert währte bis gegen 8 Uhr, bann wurbe ein improvifirter Ball im freien 
arrangirt, und trug. namentlich bie Polonaife durch die vielverſchlungenen Gänge bes ſchönen 
großen Gartens viel zur Erheiterung bei. Gleich nad 9 Uhr wurden bie Vorbereitungen zu 
dem beabfichtigten Fackelſtändchen getroffen; die Mannſchaften beider Feuerwehr »- Corps mar- 
jchirten mit Mufil bis vor das innere Feſtungsthor, zündeten hier bie von Pech, Harz unb 
Theer gefertigten Fackeln an und begaben fich zumächft zum Herrn Regierungs +» Präfidenten von 
Barbeleben, bann zum Commandanten, Heren General Ilgner, zum Herrn Oberbürgermeifter 
Boelmahn und zum Herrn Reg.⸗Rath Schüd. Ueberall fand Parade-Aufftellung flatt und wurbe 
ein breimaliges Hoch ausgebradht, dem bie genannten Herren mit dem Wunſche auf das fernere 
Gebeihen des Imftituts ber Feuerwehr daulten. Die Rebe bes Herrn Regierungs » Präfibenten 
von Bardeleben, welche uns durch einen glüdtichen Zufall mitgetheilt ift, laffen wir hier wörtlich 
folgen : 

„Meine Herren von ber Feuerwehr! Ich danke Ihnen von ganzem Herzen für bie 
Aufmerkjamteit, welde Sie mir durch dieſen Fackelgruß erweifen. Ich bin Ihnen um fo 
dankbarer, al® Sie ber Ungunſt der Elemente trogend zu mir gelommen find. Wenn ich 
auf biefen Zug leuchtender Fackeln blide, fo erkenne ich mit Vergnügen, daß Sie, meine 
Herren, nicht allein bie Kunft befigen, ver Gewalt des Feuers in feiner Wildheit Schranfen 
zu fegen, ſondern daß Sie fih aud eben wohl darauf verfiehen, das gezähmte Element 
fo zu beherrſchen, daß es wider feinen Willen uns zu Freude unb Luft gereichen muß. 

Was mid) aber vor allen Dingen erfreut, das, meine Herren, ift noch ein anderer Umſtaud, 
deſſen ih ſchon einmal heute vor Ihnen gedacht habe, der Umftand nämlich, daß ich hier 
Männer zweier, wenn aud benachbarter, jo doch verſchiedener Stabtgemeinben vereinigt vor 
mir fehe — vereinigt zu fröhlichen Feſte nicht nur, ſondern auch zu eruſtem Beginnen. 

Solche Bereinigung ber fonft getrennten Kräfte, ſolche BVerbrilverung zu Mblichen 
Streben aber ift e8, welche überall Bebeutendes wirkt, Mir Preußen bebürfen ihrer vor 
allen Dingen und jeberzeit, zumeift aber in dem gegenwärtigen Zeitpunkt, wo es, wie ich 
werigftens meine, mehr al® je zuvor darauf anlommt, was kräftig und wehrhaft ift in umferem 
Baterlande, von allen Seiten zuſammenzuſchaaren und durch Einigung zu flärten. Mer weiß, 
wie nahe bie Stunde ift, welche ums Alle zu den höchſten gemeinfamen Anftrengungen, welche 
dem Manne beſchieden find, aufruft? Und wenn biefe Stunde ſchlägt, dann Laffen Sie uns 
fer und tren bes gemeinfamen Banbes eingeben fein, welches uns Alle umfaßt, dann faffen 
Sie und freudig umb vereint umfere beften, unſere leiten Kräfte dem Einen, erhabenen Ziele 
zumenben, auf welches unfer Aller Auge ſtets gerichtet ift — dem Ziele, Sie kennen es, von 
befien Gipfel das ſchwarzweiße Banner der Hohenzollern weht! 

In diefem Sinne, meine Herren, begrüße ich Sie nochmals und bringe ben bereinigtei 
Feuerwehren der Stäbte Minden und Herforb ein Lebehoch!“ 

Die Mannfhaften der Fenerwehr-Eorps zogen nach Beenbigung des Fadelzuges, nachdem 
im Borbeimarih noch dem Herrn Stabtfecretair Hartmann, Herrn Polizei - Infpector Bruns 
und bem Gommanbenr ber Mindener Feuerwehr, Herrn Amann, ein Hoch gebracht war, mit 
Muſilbegleitung zum Rofenthal zur, kort wurde zum Schluß ein Feuerwerk abgebrannt unb 
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bemmächt marſchirte bie Herforber Feuerwehr. vom der hiefigen begleitet, mit Muft zum Bah 
bofe, unb fuhr Erflere mit dem um 12%, Uhr Nachts bier abfahrennen Zuge nad Seriord a 
währenb eim letztes Lebewohl ber Unfern fi mit bem ans den Eijenbapmwagen yurüd, 

Die Mitglieder beider Feuerwehr - Corps werben ſich biefes ſchönen 
lange erinnern; hofſen wir, daß bie Berbrüberung zweier — —e 8 —— noch 
ihre Folgen haben werde; möge eine ſolche Berbrüderung recht bald viele Gemeinden in — 
wie im weiten deutſchen Vaterlaude umfaſſen, und zur Eintracht, zur Einigung und zur — en 
Einheit beitragen I von 

Königreich Baiern. 

Münden, Aus den Berhanblungen ber im Mai flattgehabten Lanbratpsverfamm- 
lungen ber verichiebenen Kreife verbient Einiges bier mitgetheilt zu werben. In ber Sitzung 
vom 11. Mai des in München verſammelten Laudraths von Oberbayern wurden die Rechnungen 
ber Rreishilfgkafle und ver Kulturantenhilfstaſſe geprüft, Die Jahreseinnahme ber Kreispilfskaffe 
betrug 3799 fl., die Ausgabe 3498 fi., das Vermögen berfelben beträgt 16,706 fl. Die Jahres- 
einnahme der Rulturantenhilfslafe betrug 1942 fl., die Ausgabe 1808 fl, das Bermögen beträgt 
11,767 fl.— Für Iubuftrie- und Rulturgwede genehmigte ber Lanbrath bie Summe von 31,757 fl.— Iu 
ber Sitzung vom 14. Mai wurben die Rechnungen ber Brandafleluranz » Kaffe fiir 1858,9 vor- 
gelegt. Einnahme 467,434 fl, Ausgabe 181,689 fl. — Der Etat der Kreisausgaben für Er- 
siehung und Bildung wurde auf 122,415 fl. 56%, Kr, fegefellt. Im Kreife Oberbayern be- 
finden fi mit Ausnahme von Münden 819 Schulftellen an deutſchen Knabenfhulen; der Ge- 
halt beläuft fich bei den meiften auf 400 fl., bei 128 auf 500— 600 fl. und nur bei 60 auf 
250 fl. und weniger, Die Staatsregierung beabfichtigt bei der Fenftellung des Staatsbudgets 
für 1862/4 eine Summe zu beantragen, welche möglih macht, den Gehalt der Schullehrer an 
den deutſchen Knabenſchulen auf mindeflens 800 fl., den ber Verweſer auf 260 fl. unb ben ber 
Schulgehilfen auf 150 fl. feftzufegen. Um aber ven Schullehrern des Regierungsbezirls ſchon 
jetzt dieſe Wohlthat zuzuwenden, bewilligt ber Lanbrath für 1860/1 aus den Erübrigungen bes 
verflofienen Jahres bie Summe von 2733 fl. — Die Nadweifungen über bie beim Straßen- 
und Waflerbau fir 1858/9 verwendeten 69,000 fl, wurben für richtig befunden und für 1860/1 
zum Waflerbau 28,580 fl., für Wafferbauten und Uferſchutz 43,000 fl. bewilligt. — Ein Antrag, 
bie Königl, Regierung zu bitten, bie Einquartirungsgelder und Borfpannslaften gleichheitlich zu 
vertheilen, namentlich auf Berorbnungsweg dahin zu wirken, baß bie Diftrictdgemeinden bie 
Auslagen ber Einzelnen, die mehr betragen, ald vom Staate vergütet wird, dur Umlage von 
allen Gemeinbegliedern zu erheben und am bie wirklich Betroffenen zu vertheilen haben, wurde 
einfimmig angenommen, — In der Situng vom 15. Mai wurde ber Etat für Geſundheit auf 
42,012 fl. feſtgeſtellt. Kür die Kreisirrenanftalt wurben weit größere Summen bewilligt, als 
bie Regierung in Boranfchlag gebracht, auch eine zwiſchen biefer und bem Landrat wegen ber 
genannten Anftalt ſeit 30 Jahren beſtehende Differenz ausgeglichen. Die Staatsregierung hatte 
nämlich für den Umbau eines Gebäudes, das ſich ſpäter ald ungwedmäßig erwies, wiber ben 
Willen bes Lanbraths die Summe von 32,411 fl. aus ber Kreislaffe verausgabt, — Für Wohl- 
thätigleit bewilligte der Laudraih 8759 fl., indem er babei das Regierungspoftulat fiir Getreibe- 
anlauf von 10,000 auf 2000 fl. herabſetzte. — Die gefammten Kreisansgaben für 1860/1 ent- 
ziffern nah den für die verſchiedenen Etats genehmigten Bofitionen die Summe von 
283,639 fl., wonach fich eine Kreisumlage vom 12 pEt. ergiebt. 

Aus den Magiftratsfigungen des Monats Mai if folgendes hervorzuheben: 
Siyung vom A. Der Jahresbericht des Gemwerberaths fülr 1858/9 iR erſchienen und emthäft 
einen Auszug aus dem Ein- und Auslaufsjournaf über die dem Gewerberath unterftellten Out- 
achten. Die Zahl der Einläufe beträgt 187, ber Ausläufe 529 Nummern. — beſinden 
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x. an 61 Gewerbevereine (dieſe vertreten bie Stelle der Zünfte) dabier. In Folge der Be 
ſchuldigungen bezüglich der Dienftnachläffigkeiten, der ſich verſchiedene Perfonen bei Gelegenheit 
des Brandes bei Mevicns angeblih zu Schulden kommen Tiefen, wurde Unterſuchung eingeleitet, 
welche ergeben hat, daß bie Beſchuldigung, die Feuerwächter vom Petersthurme hätten den Brand 
nicht zu rechter Zeit ſignaliſtrt und die Herausgabe der Fenerjprige in ber Vorflabt Au fei 
verweigert worden, unbegründet iſt. Es wird fonftatirt, daß ber Brand zwilchen 3%, und 3% 
Uhr Morgens ausbrah und von den Thürmern um biefe Zeit auch entdedt wurde (dieſe haben jet 
nicht mehr alle Viertelftunde, jondern alle 7Y, Minuten den Umgang zu machen und zum Be- 
weife deſſen die Regiſter des Telegraphen zu vrüden), demnach auch bie Löſchmaſchinen aus dem 
Hauptfeuerhauſe am Anger rechtzeitig abgegangen find, Dagegen bat ſich herausgeftellt, daß 
der Mefiner Ettel wirklich das Läuten in der Mariahilfliche verweigert hat, „weil er die Wache 
nicht habe,“ und ftatt fofort in bie Kirche zu eilen, zum Mefiner Thun gelaufen ift und erft mit 
beffen Sohn ſich zum Läuten begeben hat. Er wird zu einer Strafe von 10 fl. und in bie 
Prozeßloſten verurteilt, — Gegen die Negierungsentihließung, wonach bie biefigen 12 Kamin- 
tehrer-Diftrilte um einen vermehrt wurben, haben die Kaminkehrermeifter die Berufung am das 
Minifterium ergriffen, find aber abgewiefen worben, da wirklich da® Bedürfniß der Vermeh⸗ 
zung der Diftrifte vorhanden if, Das Minifterium genehmigt die neue Diftriftseintheilung; 
was jebod die Regulirung der Kamintehrerföhne anbelangt, fo werden neue Recherchen angeorbnet, 

Beranlaft durch die beihränfenden Eeftimmungen unferer Gewerbegefege für Gewerbe im 
engeren Sinn und die größeren Befugniffe, welche fie den Fabriken einräumen, ift ein fehr bes 
triebfamer Bürger biefiger Stadt, der Zimmer- und Schreinermeifter Reifenftuhl, um eine Kon- 
zeifton zu einer „Häuſer⸗Fabrik“ eingelommen. — Die Bauten an ber neuen Marimilians- 
firaße nehmen einen überraſchenden Fortgang. Seit kurzem find wieder drei mächtige Wohn- 
gebäude bezogen und gleichzeitig die erften Kaufläden mit höchft eleganten und reich ausgeftatteten 
Schaufenftern eröffnet worben, Das weitlänfige Gebäude des bayeriſchen Nationalmufenms am 
Forum ift unter Dach und an feinem innern Ausbau wird rüftig fortgearbeitet. Viele Privat- 
häuſer find in Angriff genommen, aber bie bedentendſten Fortſchritte macht der Prachtbau, der 
anf der Höhe jenfeits des Fluſſes ſich erbebend, majefätiih die ganze Länge ber Strafie be 
herrſcht: das Marimilianeum, das in feinen äußern Umriffen biejes Jahr nahezu vollendet 
werben wird, Die großartige fleinerne Brüde, welde über die beiden Arme der Ifar führen 
wird, jehreitet im ihrem Bau jo raſch voran, daß mit der Ueberwölbung der einzelnen, meiſt 
ſchon zu ihrer vollen Höhe erwachſenen Pfeiler bereit begonnen wird und die Bollenbung biefes 
Werles für das nächſte Jahr in Ausſicht fteht. — König Ludwig hat aus feiner Kabinetslaſſe 
bie Gebäude ber fogenannten Hofgatten- und Seidenhauslaſernen um 220,000 fl. angelauft. 
Seit lange war erſtere dem Infanterie» Leib-Regimente, letztere dem Artillerie - Regiment zuge⸗ 
tpeilt und beide Gebäude von je als unzulänglich und fehr ungeſund belegen anerfannt. Fetzt find 
für den Neubau einer großen Kaferne die Mittel gegeben und nach deren Vollendung werben 
bie alten Gebäude geräumt, welde König Ludwig angefanft hat, um ihre Niederlegung und bie 
Ergänzung und Abrundung der Hofgarten-Arkaden zu bewerlftelligen. Aus dieſem Plan wirb ber 
Stabt ein auferordentlicher Gewinn für ihre Verſchönerung erwachfen. — Die Arbeiten zur 
Wiederherftellung ber am 12. April abgebrannten Medieus'ſchen Papierfabrik find duch ver 
einte Thätigleit mehrerer Baumeifler und beren zahlreichen Bauperfonals fo raſch vorgefchrittem, 
daß ſchon am 28, April der Dachſtuhl den umfangreichen Gebäuden aufgefeßt werben fonnte; 
auch bie Arbeiten im Innern der Fabrif find fo weit gefördert, daß mad) weiteren 5—6 Wochen 
bie Arbeiten in der ganzen Fabrik wieber aufgenommen werben können, — Der Wohlthätig- 
teitsfinn der Münchener Einwohnerſchaft zeigte ſich bei Gelegenheit des Brandunglüds welches 
im der Nacht des 3. Mai ben Lohukuefcher Ortner traf, in wahrhaft herzerfreuenber Weife und 
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verbient dechalb Erwähnung. Die Dienftboten des Ortner waren, unbelümmert um bie Rettung 
ihrer eigenen Habfeligteiten, mit dem erſten Feuerruf nah den Staltungen und Remiken greilt, 
um die Pferde und Wagen ihres Herrn zu vetten, was ihnen au volltommen gelang. Hi 
durch waren fie aber um ihre ganze Meidung und Habe gelommen, und kaum war bies ei 
fanut geworben, als die Wohlthätigkeit fich zur Hülfe bereit zeigte, und binnen wenigen Woche : 
waren 800 fl. freitwilliger Gaben beifammen, darumter viele von Dienftboten und vermögensfofen 
Perfonen. — Der Referent über die Reorganifation des Feuerlöſchweſens, Rechtsrath no 
iſt anf einige Monate in Urlaub gegangen und daher dem Rechtsrath Weber das betreffende 
Referat Übertragen worben. Die Rummulativfommiffion wird demnächſt aufammentreten, um 
bie Anträge bes Referenten entgegen zu nehmen. 

Den biefigen bürgerlihen Magiftratsräthen: Privatier Joſ. Teichlein und Wpotheter K. 
U. Schreyer ift der Berbienftorben vom heiligen Michael IL. Klaſſe, Buchbinder Friedr. Sauer 
und Peljwaarenhändler Joſ. Simmet die goldene Verdienſtmedaille verliehen worden. — Nach⸗ 
dem bie Anfangs Mai bekannt gewordene Abſicht ber Regierung, der noch im Laufe dieſes Jahres 
zufammentretenden Ständeverfammlung einen Gefegentwurf vorzulegen, über ben Bau einer 
Eifenbahn von München über Ingolftabt und Nürnberg auf birecteftem Wege nach Würzburg, 
eine durch ſtrategiſche Rückſichten hervorgerufene Maßregel, vom Nürnberger Magiftrat mit 
großer Genugthuung begrüßt worden war, weil Nürnberg hierdurch zum Knotenpunkt ber neuen 
Südweſtbahn wird, begab fi am 15. Mai eine. Deputation, beftehenb aus ben Bürgermeiftern 
ber Stäbte Nürnberg, Fürth und Weißenburg und mehreren Bürgern, mit bem I. Bürgermeifter 
von Wächter aus Nürnberg an der Spitze, in biefer Angelegenheit nad Münden. Der Lestere 
wurbe am 16. in einer längeren Aubienz vom König empfangen, welcher ber Deputation bie 
befriebigenbften Zufagen gab. Im gleicher Angelegenheit, und zwar die Bahnhofsfrage betreffend, 
war am 25. noch eine Deputation aus Kronach hier auweſend, beftehend aus bem rechtskundigen 
Bürgermeifter Mertel, dem Magiſtratsrath Cammerer und dem Gemeinde - Bevollmächtigten 
Reubel, 

Bei einer Einwohnerzahl von 137,095 hatten im Monat April hier 410 Geburten 
(185 Knaben und 225 Mädchen), 80 Tranungen und 402 Todesfälle (211 männlie und 191 
weibliche Perfonen) ftatt. 

Nürnberg. Ein beachtenswerther Artikel des Fränl. Kuriers vom 24, Mai „Das Veto 
der Gemeinben bei Anfäßigmahung und Verehelichung“ redet ber freien Berehelidung und An- 
fäßigmachung, als nothwendige Zugabe zur Gewerbefreipeit und Freizügigleit, dringend das 
Wort und bezeichnet das Veto oder Wiberfpruchsrecht ber Gemeinden als das größte Hinberniß 
ber natürlichen Berechtigung, den eigenen Heerb und eine Familie zu gründen. Es wirb näher 
ausgeführt (in Uebereinftimmung mit dem, was in bem für biefe Zeitfehrift beſtimmten Aufſatze 
„Der Stand der Gewerbefragen in Bayern“ gelegentlich gejagt worben), daß durch die Be: 
ſchränkung der Ehe die Sittlichleit nah und nad) gänzlich untergraben werbe und bei ben öffentlichen 
Gerichtofällen bie traurige Wahrnehmung zu machen ſei, daß ein erſchreclkend großer Theil ber 
Bergehen und größeren Verbrechen auf auferehelich Geborene und Erzogene (unb beren Er— 
geuger) fällt, 

Der hiefige Armenpflegihaftsrath veröffentlicht unterm 23. Mat die Rechnungsergebniffe 
ber Pocalarmenpflege für 1858/9. Die bemerfenswertheren Einnahme Poften find: Nein- 
ertrag des Stammpermögens 406 Fl. 14%, Kr., aus ben dem Stammvermögen nicht einder- 
leibten früheren Kaſſenilberſchüſſen 2029 FI. 22%, Kr., Zuſchüſſe aus den Hiefigen Wohlthätig- 
feiteftiftungen 27,819 Fl. 24%, Kr., geſetzliche Einnahmen des Lolalarınenfonde 71322 81. 
88%, Rr., (darunter: von Tanzmufilerlaubnißfgeinen 355 Fl. 12 Kr., von Kunftausfiellungen 
und dergl. 288 Fl. 56 Kr., für Iugblarten 830 Fl. 50 Kr., Polizeiftrafen 1327 Ft. 470, Rr., 
Geſchenle 580 Fl. 373, Kr., für das gegen Bezahlung abgegebene Brennholz 3763 Fl. 35 Kr. — größten- 


theils Abzige am Worhenalmofen —, Hälfte der Einlagen im Kirchenbeden 488 * > Kr.) , Erſat 
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gereichter Verpflegung 3969 Fl. 8%, Kr., Pilichtbeiträge ver Einwohner 58,567 Fl. 104, Kr, 
zurücdggnemmene Kaſſenüberſchüſſe 24,000 51. Bon ben Ausgabe-Boften finb zu erwähnen: 
an firirten Wocenalmofen in Geld 15,688 FI. 58 Kr., am vergleichen Hauszinsbeiträgen und 
Quartalalmoſen 8655 Fl. 59 Kr., an firirten Wocenalmofen in Brod 6316 Fl. 24 Kr., an 
Suppen 4993 Fl. 19 Kr., an DMebicamenten, Kur- und Wartkoſten 6685 Fl. 46 Kr., an Klei⸗ 
bern 8948 Fl. 13'/, Kr. (hierzu als Belag eine Kleiderrechuung), für Holz zur Naturalver- . 
tbeilung 5743 Fl. 40 Kr. (hierzu eine Holznaturafienrehnung), Schulgeld ꝛe. 632 Hl. 54%, r., 
an die Kreisirrenanftalt Erlangen 5416 Fi. 51'/, Kr, an das biefige Kraulenhaus 3608 Fi. 
44°/, Kr., an Erziehungsanfalten 4830 Fl. 28% Kr., au wöcentlihen Kranlenalmojen 955 Fi. 
42 Kr., am fonftigen vorübergehenden Unterftügungen 3256 Fl. 41 Kr., an bie freiwillige Be- 
Ihäftigungs- und polizeiliche Strafanflalt 5435 Fl. 31°% Kr., an Regieloften 6375 Fl. 23 Kr., 
verzinslih angelegte und verfügbar gehaltene Kafſenüberſchüſſe 43,000 FL. Abſchluß: Eim 
nahmen 128,108 Fl. 53%, Kr., Ausgaben 127,726 Fl. 5%, Kr., Beftand für 1859/60 382 Fi, 
48%, Kr. — Unterftügt durch die Munificenz des Könige Dar, hat man bier bereits vielfach 
ber einreißenden Wohnungsnoth durd Einrichtung von wohlfeilen Wohnungen für Arbeiter 
familien („Genofjenihaftshaus“) entgegengewirkt. Der Armenpflegichaftsrath bringt nun neuer» 
bings an bie läbtifchen Behörden den Borfchlag ein, weitere Urbeiterwohnungen für 50-60 
Familien zu erbauen, wozu ein Aufwand von etwa 60,000 Fl. in Anfchlag gebracht wird. 

Die Weigerung ber Königl. Regierung von Mittelfranten, ven Zufhuß der Stabt Nürn- 
berg zur hieſigen Schillerfliftung zu genehmigen, ift, wie nachträglich aufgellärt wird, nicht 
ſowohl auf Rechnung ber Regierung zu ſchreiben, als fie vielmehr die Folge eines bei dem bier 
gefaßten Beſchluſſe, wo bie Duelle nicht angegeben war, woraus bie betreffenden 600 Fi. ger 
nommen werben follten, begangenen Formfehlers gewejen if. Eine Remonftration am die Kgl. 
Regierung, welde das fehlende ergänzt, wird jebenfalls zu Gunften der Schillerfiiftung aus 
ſchlagen. 

Am 21. Mai war im hieſigen bayeriſchen Hofe die erſte Sitzung einer Verſammlung 
„deutſcher Gasſachmänner und Bevollmächtigter deutſcher Gasanſtalten“. Die Berathungen nah⸗ 
men drei Tage in Anſpruch. Es war dies die zweite Verſammlung dieſer Art und an ber 
gegenwärtigen nahmen folgende Städte Theil: Nirnberg, Fürth, Erlangen, Münden, Bamberg, 
Aſchaffenburg, Würzburg, Augsburg, Hof, Frankfurt a. M., Stuttgart, Cannflabt, Hanau, 
Gießen, Kaſſel, Freiburg i. Br., Bruchjal, Karlsruhe, Offenbach, Heidelberg, Homburg, Dresden, 
Zwiclau, Glauchau, Iusbruck. Die Berathungen erftredten ſich diesmal, außer auf Berwaltungs- 
fachen, auf wiſſenſchaſtliche Gegenflände, die das Gasweſen berühren, 

Die Ehronil des german. Mufjeums berichtet, daß die an Freunde beffelben ergangene 
Bitte, dem noch nicht hergeflellten Theil des Kreuzganges der Karthaufe mit gothiſchem, fteinernem 
Fenftermaßwerk zu verfehen, bereits gute Folgen hatte, indem von den 21 no berzuftellenden 
Fenſtern weit über bie Hälfte durch Uebernahme ber Koften (für 1 Fenfter 32 Thlr.) gebedt if, 
ja ſechs der Fenſter ſchon fertig daſtehen. Unter den Gebern berjelben befinden fih die Prim 
zeſſin von Preußen, welche außerdem 50 FL. Beitrag zum Mufenm gewährte, und ber Fürf 
don Hohenzollern »- Sigmaringen. Baron von Rothſchild in Franffurt a, M. gab ein Gefchent 
don 200 Fl. und der Gtabtrath von Göppingen zeichnete einen Jahresbeitrag von 5 5. Die 
in Berlin von bewährten wifjenfchaftlichen Kräften im legten Winter, gleihwie ein Jahr vorher, 
zu Qunften der Nationalanſtalt gehaltenen, durch ben bortigen Hülfsverein für das Muſeum an 
geregten Borlefungen haben einen Reinertrag von 150 Thir. gewährt, welder zur Beſchaffung 
einer mit Juſchrift verfepenen Gallerie in ber nenbergeftellten Kunſthalle verwenbet werben 
fol. — Im der am 10. Mai in Ansbach gehaltenen 6. Sitzung des Landraths von Mittel» 
franfen wurde in Folge eines von dem Sehen. von Crailsheim eingebrachten Antrags bezüglich 
bes germaniſchen Mufeums beſchloſſen, daß von 1860/1 an bie Pofltiou von 100 Fl. zur Un⸗ 
terſtützuug dieſes vaterländiſchen Inflituts auf den Etat bes Kreifes gebracht werben folle, 
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Augsburg. Ans den Verhandlungen bes Landrath® von Säywaben un Neuburg a 
nur folgendes hervorgehoben: für die in Liudau men errichtete Gewerke. und Dandeisichnie wird 
eine Unterftüung des Kreisfonds im Betrage von 500 Fl. genehmigt. Statt ber poftulirten 
3600 #1. zum Morimilianspütfsmagazin werden 2000 Fl. verwilligt, indem bas Geſammtver⸗ 
mögen dieſes Magazins bereits 59,871 Fl. 41 Kr. beträgt. Auf Antrag wird bie Auflbſun 
bes mit Frhru. vom Gaisberg am 21. Juli 1855 geſchloſſenen Vertrages wegen ber auf — 
Gute Neuded ſeit dem 1. November 1865 eingerichteten Ackerbauſchule vollſtändig genehmigt und 
ber Königl. Regierung anheimgeſtellt, ven geeigneten Zeitpunkt zur Aufhebung ber wenig mehr 
frequentirten Kreisaderbaufhufe zu beftiimmen. 

Am 28. April fand die Generalverfammlung der biefigen Feuerwehr flatt, in welcher ber 
Jahresbericht vorgelefen und bie Vorſtandswahl vorgenommen wurbe. Der Verein zählt gegen» 
wärtig 1513 Mitgfieber, wovon 384 Turner, 214 Retter und 915 von der Löſchmannſchaft 
find. Die Orgamifation des Vereins ift vorzüglich und gereicht der Gemeinde zur Ehre, Re 
gierungspräfibent Schr. vom Lerchenfeld war im ber Generalverjunmlung auwefend und hielt 
eine bie Berbieufte des Vereins würbigenbe Anſprache. 

Regendburg. Das Programm des Jubelſeſtes ber Wiedervereinigung Regensburgs mit 
dem Stammlande Bayern lautete wie folgt: Eröffnung ber Beierlichleiten am Pfingffonntage 
ben 27. Mai — bem Tage ber vor 50 Jahren geleifteten Huldigung — Nahmittags durch 
halbftündiges Glodengeläute. Am Pfingfimontage den 28, Mai: feierliher Schügenangzug vom 
Rathhaufe zur Schießflätte und Eröffnung des Feſtſchiehens. Der Plag unter ben Linben bient 
während des Weftverlaufes dem Voll als Feſtplatz. Abends Fefvorftellung im Theater, hierauf 
Gadelzug des Königlihen Lanpwehrregiments, Am 29. Fortſetzung bes Feſtſchiehens, Armen- 
ausipeifung, Abends Serenade der Gefangvereine. Am 30. Preifevertheilung, Schluß bes Feh- 
ſchießens; bie Kuuft- und wiffenfchaftlihen Sammlungen, ſowie das alte Rathhaus werben bem 
Publikum zur Befihtigung geöffuet. -— Leider war das Wetter ber eralten Befolgung bes Pro- 
axamms ungunſtig. Gleichzeitig hatte die Stabt am 28. Mai ihr feſtlichſtes Kleid angezogen, 
und nachdem in ber früheflen Morgenftunde Mufit und Geihügbonner bie Bebeutung bed Tages 
verlünbet hatte, wogten durch bie mit Bahnen und Gewinden gefhmüdten Straßen viele Tau- 
fenbe von Fremden und Einheimifchen dem Bahuhofe zu, um die Antunft der Könige Mar zu 
erwarten, beffen Befuch zuvor augefagt war. Gegen 10 Uhr fuhr derſelbe in ben geſchmückten 
Bahnhof ein, wo ex von dem Regierungspräfipenten Frhru. von Künsberg, ben Vorftänden ber 
Behörben umb bem Stabtmagiftrat empfangen wurde. Gegen 11 Uhr begab er fi zum feier- 
lien Hochamt in ven Dom, zu welchem ſich ſämmtliche Civil» und Militairbehörden, der Ma- 
giftat und eine große Menge Andächtiger und Neugieriger eingefunden hatten. Nach Beenbi- 
gung bes Gottesdienſtes begab ſich der König unter Vorantritt bes hohen Klerus zur Haupt- 
bforte des Dome, bei welcher ber erfle Stein zum Ausban der Thürme feflich verziert aufge- 
ſtellt war. Nach Bornahme ber üblichen Ceremonien that ber König die erften drei Hammerfchläge, 
worauf ber Biſchof eine kurze Anfprache hielt, mit den Worten beginnend: „Das 865. Jahr 
if «8, feit unfere Voreltern ben letzten Stein auf bie Thürme biefes Domes gehoben — ein 
langes Jahr, im melden Jahre Tage find!“ Der König erwiberte ein Paar Worte. Um 
1", Uhr bewegte fi) der Schützenzug vom Rathhaufe zur Schießftätte, und troß der unange- 
uehmen Witterung eilte Alles dem Feftplage zu. Gegen Mittag ergoß fih ber Regen in Strömen, 
Am Abend war Feftvorftellung im Theater, welder ber König anwohnte. Der beabfichtigte 
große Faclelzug der Laudwehr mußte unterbleiben. Auch am folgenben Tage, den 29., wurben bie 
Gehlicpleiten im Freien durch Wind und Regen verborben. Der Zug ber Gewerbe ging nad) kurzem 
Deflicen vor dem König auf dem Haibplate wieber auseinander, Am Nahmittage hielt das Wetter 
Stand, obwohl bei bevedttem Himmel, und eine große Menſchenmenge belebte ven Feſtplatz Kurze Zeit 
vor dem Feſte hieß es, man gebeufe zur Erhöhung ber Feier ven Grunbflein zu einem neuen all» 
gemeinen Kraulenhauſe zu Legen, befien Bau ſchon feit lange ale unabweisbares Bebürfmiß empfunden 
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wurbe, inbeß feither au bem Koſteupunlt ſcheiterte. So ließ man’s denn aud am Feſte bei den 
Thürmen bewenden. — Der Ausbau der Domthürme hat bei den Proteftanten ähnliche Beftre- 
bungen hervorgerufen. Sie haben einen Verein gegründet, ber theil® ben Ausbau, theils bie 
Reftaurirung ihrer Kirchen ſich zum Ziel gefegt hat. Un ber Neupfarrlicche (einer ehemaligen 
latholiſchen Wallfahrtskirche zur „ſchöuen Maria“) wird bereits rüftig gearbeitet; an ber Drei- 
einigleitsfirdhe follen die Thürme gleihmäßig erbaut und andere entiprechende Verſchönerungen 
vorgenommen werben; bie Oswaldlirche ſoll ftatt ihres bieherigen hölzernen Thurmes mit einem 
fleinernen gejhmiücdt werben. 
(Fortfegung im nächften Heft.) ' 


Königreih Sachen und fächfiiche Herzogthümer. 


Ehemnig. Der Stadtrath hatte mit dem Kaufmann Heyn einen Tauſchvertrag bis auf 
Genehmigung der Gemeindevertreter dahin abgefchloffen, daß der gedachte Kaufmann Heyn fein 
zwifhen ber Realſchule und dem neuen Poſtgebäude gelegenes Grunbftüd der Eommume gegen 
ein anderes von gleicher Größe daneben liegendes Grundſtück, welches ber Commune gehört, ger 
gen eine Seitens der Commune zu zahlende Entſchädigung von 100 Thlr. überfäßt. Zur Ber- 
Kündigung der Sachlage diene Folgendes: der genannte Kaufmann Heyn befitt ein zwiſchen ber 
Realſchule und der Poft gelegenes, auf beiden Seiten von communlihem Areal begrenztes 
Stadtgrabengrumbftüd. Da die Acquifition dieſes Grunbftüds für die Stadtgemeinde von nicht 
unerbeblihem Nuten gefhienen, war der Stabtrath mit dem Kaufmann Heyn bieferhalb bereits 
im Mai vorigen Jahres in Unterhanblung getreten; es hatte ſich aber bie Sache, weil über 
einige weſentliche Bedingungen feine Einigung erzielt werben konnte, wieber zerſchlagen. Num 
beabfihtigt der Kaufmann Heyn auf feinem Stabtgrabengrundftüd einen Kohlenablade- und 
Niederlagsplatz zu errichten und hat bereits bie hierzu nöthigen Arbeiten in Angriff genommen, 
nachdem ihm vorher auf das Borgeben hin, daß er zum Schutze des aufgefüllten Erdreichs eine 
Futtermauer aufführen laffen wolle, die Erlaubniß fowohl zu biefem Bau, als auch zur einſtwei⸗ 
ligen hölzernen Umfriebigung des Platzes Seitens des Raths ertheilt worben war. Der Stabt- 
tath, fpäter von dem eigentlichen Zwecle dieſes Baues in Kenntniß geſetzt, verbot beffen Fort 
fegung, indem er, abgefehen davon, daß ein derartiger Kohlenabladeplatz zwifchen bem Realſchul⸗ 
gebäude und der Poft einen höchſt unſchönen Anblid gewähren wirbe, ſowie abgefehen bavon, 
daß das Lagern von Kohlen auf dortigem Areal mit ber Beflimmung ber Berorbnung vom 
12. Dezember 1856 im Widerſpruch ſtehen würde, hauptfächlich den Umftand in Erwägung zie- 
ben zu müffen geglaubt hat, daß bie Eriftenz eines Kohlenablade- und Niederlagsplatzes in 
allernächfter Nähe ber öffentlichen Schule, diefer große Störungen und Benachtheiligungen ver« 
urfahen würde, deren Vermeidung im öffentlichen Intereffe liege. Der Kaufmann Heyn wen- 
bete gegen dieſes Berbot Recurs ein. Der Stabtrath aber, obihon in feiner Majorität am ber 
Anficht feftpaltend, daß er jenes Verbot in öffentlichem Imtereffe zu erlaffen berechtigt gewefen, 
war doch andererſeits, weil e8 am einer ganz flriften, ben Fall treffenden gefeglichen Beftim- 
mung fehlte, aud wohl hierüber andere Anfichten ſich denlen ließen, welche vieleicht in höherer 
Inſtauz zur Annulirung des Berbots führen könnten, welchenfalls bie Abwenbung bes Scha- 
dens von ber Schule um fo ſchwerer und mit großen Koften verknüpft ſein würde, ber Mei- 
mung, baß ber Weg freier Vereinbarung dem des firengen Rechts vorzuziehen fei. Es wurden 
baher neue Unterhandfungen angelnüpft, beren Refultat ber obenerwähnte Tauſchvertrag war. 
Die Stabtverorbueten hielten fich inbeffen durd die Gründe, welche der Stabtrath ſelbſt bei Er- 
laſſung feine® Berbots wegen Fortfegung des Heyneſchen Baues in Erwägung gezogen, von 
ber Rechtmäßigkeit dieſes Verbots zu ſehr überzeugt, als daß fie bem fpäter eingehaltenen Be- 
benfen ein Gewicht beilegen uud durch diefelben fich beftimmen laffen Fönnten, dem jet einge- 
ſchlagenen Weg ber Vermittelung gut zu heißen. Sie verweifen zumächft auf ben Wortlaut ber 
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Ranfurtunde vom 5. September 1823, uach welchen beim Berkauf des fraglichen Stabtgraben- 
Grundſtücks an den Kaufmann Heyn Seitens des Rath der ausdrückliche Vorbehalt gemacht 
worben jei, baf ohne feine Erlaubniß kein Acquirent auf dem ihm überlaffenen Stüde ein Ge- 
bänbe aufführen, noch einen Kegeligub anlegen dürfe, vielmehr blos Lauben oder Gartenniichen 
hiervon ausgenommen fein follen, und erinnern daran, daR bereit® ben Vorbeſitzern (Riedig 
und Heyn) ſowohl vom Stadtrathe als auch, nad) eingewendetem Recuts, von ber Konigi. 
Kreisdirection und endlich vom Königl. Miniflerium, alſo in allen Inſtanzen, die Bebauung bes 
Stadtgrabens unterſagt worden ſei. Nach ausführlicher Beſprechung des Hergangs der Sache 
und unter Widerlegung der dagegen erhobenen Einwendungen gaben die Stadtverordueten ihre 
Erklärung dahin ab, daß die Anlage eines Kohlenablabe- und Niederlagsplages auf bem Stabt- 
geabengrunbftüd des Kaufmann Heyn in mumittelbarer Nähe der Schule, wie auf dem zum 
Tauſche vorgeihlagenen communlichen Orundftüde neben ber Poft, ſchlechterdings zu unterjagen, 
geſchweige, da Heyn bie dermalige Anlage der geſetzlichen Beſtimmung und feinem eigenen Ber» 
ſprechen zuwider, errichtet habe, für deren Bejeitigung irgend welche Entſchädigung zu gewähren 
jei, daß vielmehr vom Gollegium der Stabtverorbneten bie Genehmigung des vorgeſchlagenen 
Tauſchvertrags abgelehnt und der Stabtrath erfucht werde, dem Kaufmann Heyn gegenüber auf 
ſchleunige Bejeitigung tes von ihm ohne Erlaubniß aufgeführten Lagerplates zu bringen, 

Bei dem fortfchreitenden Wachfen der biefigen Einwohnerzahl bat fih längſt ſchon ein 
Uebelftand bemerfhar gemacht, der in Hinficht auf bie öffentliche Wohlfahrt von erheblicher Be. 
deutung ift. Die im den entlegeneren Borftädten wohnenden ärmeren Bewohner haben nämlich 
jetgt in Rrankpeitsfällen, wenn fie entweber Almofenempfänger ober doch notoriſch ganz arm 
find, durch Bermittelung bes betreffenden Armenpflegers den Beiftand eine® ber vier Armen- 
ärzte je nach dem Diftriet, im dem fie wohnen, in Anfpruch zu nehmen. So gut auch diefe 
Einrichtung am fi if, fo kann man ſich doch nicht verhehlen, daß biefelbe nicht genügt, um ben 
ärmeren Kaffen bie ärztlihe Behandlung in einer Weife zu Theil werben zu laſſen, welche ge- 
rabe fie am meiften gebrauchen, da unzweckmäßige Ernährungsweife, ungefunde Wohnungen u. |. w. 
Krankheiten in biefer Klaſſe ber Bevöllerung häufiger auftreten laſſen, und bei ben daun unvermeid⸗ 
fichen Arbeitsbehinderungen boppelt empfindlich fein müſſen. Theile die fehr erffärliche Abnei- 
gung jebes fittlich befjern Menſchen, Armenunterflügung in Anſpruch zu nehmen, theil® bie 
Furcht, der wielbefhäftigte Armenarzt werbe ihnen weniger Sorgfalt zumenben, al® ein anberer, 
theils auch die Befürchtung, daß ihnen die Vermittlung des Armenpflegers nicht zu Theil wer- 
ben möchte, weil ihre Bermögensverhäftniffe fie unter die notorifch Armen noch nicht rangiren, 
führen fehr häufig dahin, daß die Kranken, fo lange e8 eben gehen will, die Sache hinhäugen 
faffen und erft dann mach eimem Arzte fdhiden, wenn bie Krankheit fo weit porgeläritten Du 
daß eine Tange Zeit zur Kur nöthig wird. Der berbeigerufene Arzt ift dann in ber Regel in 
ber Lage, derartige Leute, bei bem gewöhnlichen Mangel einer zmedmäßigen Wohnung und nd» 
thiger Pflege, dem Stadtkrankenhaufe zuzuweiſen und bezahlt in den mehrften derartigen Fällen 
das hieſige Armenverforgungsamt die nicht unbebeutenben Koften der Kur und Verpflegung ba 
ſelbſt. Es giebt jo viele Krankheiten, innerliche wie äufßerliche, deren Heilung in ber erften Zeit 
ihres Entſtehens wenige Tage, fpäterhin aber Wochen und Monate erfordern, oft vollſtãndig 
gar nicht mehr zu erreichen iſt. 

Es fehlt nach Vorſtehendem in hieſiger Stadt an einem Inſtitute, welches ben ärmeren 
Bewohnern, namentlich auch benen ber arbeitenden Klafſſen, rechtzeitige ärztliche Hülfe zu ge 
währen im Stande ift, ohne daß dieſe geradezu ber Armenverforgung anheim fallen, ober, ba 
dieſe vollflänbig nicht wird umgangen werben Können, doch in möglichft ſchonender Weiſe ſolche 
gewährt. Der Stadtrath hat im Folge dieſer Erwägungen anf Anerbieten von drei hiefigen 
Aerzten beſchloſſen, ein derartiges Inſtitut, ähnlich derjenigen in Dresden und Leipzig zu errich 
ten. Dieſe Bolichinit fol vorläufig fo eingerichtet werben, daß in einem zu biejem Zwede zu 
ermiethenden Locale wöchentlich drei Mal und zwar Mittags von 12—1 Uhr drei Aerzte ſich 
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aufhalten und ben fi aumeldenden Kranken ber befprochenen Art ihren Beiftand zu gewähren, 
zugleich aber auch fefort bie notgwenbigen Operationen vorzunehmen haben, zu welchem Behufe auch 
die erforberlihen Inftrumente und Verbandftüde vorhanden fein follen. Der Stabtrath beiwil- 
ligte auch bie hiezu erforderlichen Gelber, indem er zugleich die Hoffnung ausfpricht, daß biefes 
neue Inftitut das Öffentliche Intereffe in fo hohem Grade anregen wirb, daß durch freitillige 
Beiträge dem offen vorliegenden Bebirfniß im weiteften Sinne wirb genügt werben können, 
Chemnig. Die jüngften Verhandlungen der Stabtverorbneten brachten bei Gelegenheit 
ber Berathung eines unbedeutenden Brüdenbans eine Principfrage von befto größerer Wichtigkeit 
zu Tage. Der Stabtrath hatte nämlich zeither bei Herftellung üffentlicher Anlagen, bei Stra» 
benverbreiterungen, Herftellung von Straßenbeleuchtung zc. principiell tie zunächſt anwohnen⸗ 
den Hausbefiger zu Gelobeiträgen für ſolche Auſchaffungen herangezogen, ober ſolchen, welche 
Häufer bauen wollten, bie Baugenehmigung nur unter der Bebingung ertheilt, daß das zur 
Berbreiterung ber Straßen erforderliche Areal unentgeltlih an die Commune abgetreten würbe, 
ober baß der Bauende ein Stüd communlihen Grund und Bodens um einen vom Stabtrath 
beftimmten Preis kaufe und bergleihen mehr. Ein ähnlicher Fall lag wieber vor, indem in 
einer ber Borftäbte mehrere Grumbbefier um bie Genehmigung nachgeſucht hatten, Wohnhäufer 
erbauen zu bürfen. Die Anfiebelung am biefer Stelle machte aber den Bau einer Brüde über 
einen Bad nothwendig, welher Brüdenbau auf 1400 Thaler veranſchlagt war. Der Stabtrath 
ging num vom ber Auficht aus, daß, weil biefe Brüde, fireng genommen, wegen ber neuen Anbaue 
bergeftellt werben müſſe, bie Bauenben auch verpflichtet feien, einen Beitrag zu biefem Brüden- 
bau zu leiften und fnüpfte an die Gewährung ber nachgeſuchten Baugenehmigung die Bedingung, 
baf jeder der Bauenden von ber laufenden Elle der Bauparzelle 1 Thaler Beitrag zu dem ge⸗ 
baten Brüdenbau bezahle. Die Stadtverorbneten genehmigten nun zwar ben Brüdenbau, 
beantragten aber bie geforderten 1400 Thaler aus der Stabtlaffe zu entnehmen, bie Anwoh- 
nenden aber, beziehentlich die neuen Anbauer mit Abforberung eines Beitrages zu bem Brüden- 
bau zu verihhonen und begründeten bie durch das Anführen, daß die Kommune überhaupt, 
aljo auch im dem vorliegenden Falle verpflichtet jei, bie fülr das öffeutliche Bedürfniß erforber- 
lihen Anlagen und Banten, ohne Zuziehung britter Perfonen, aus eigenen Mitteln herzuftellen, 
und es ſonach als eine Ungerechtigkeit bezeichnet werben miüjfe, die Baugenehmigung an Bebin- 
gungen der obigen Art zu Inüpfen. Der Stabtrath ging aber hierauf nicht ein, bebarrte viel 
mehr bei feiner Eutſchließung, führte weiter aus, daß Seitens der Stadtgemeinde bem dffent- 
lichen Bebürfniffe an der fragliden Stelle durch die bereits vorhandene, Heine, Jedermann zu⸗ 
gäugliche Brüde vollſtändig Rechnung getragen jei, der dortige Verkehr bis jetzt in keiner Weife 
geftiegen, bie Nothwenbigkeit einer neuen fahrbaren Brüde aber lebiglid durch die bevorſtehen⸗ 
ben Neubauten herbeigeführt worben jei. Wenn es jonach in ber Natur der Sache läge, daß 
ber Stadtgemeinde, deren Budget ohnedies durch die won ihr nicht zurüchzuweiſenden Anfprüche 
jährlich ſich fteigere und folgerecht auch erhöhte Abgaben nothwendig made, bie Verpflichtung 
zur Uebernahme eines lediglich im Privatinterefje entſtehenden Aufwandes nicht amgefonnen 
werben lönne, während die Grunbftüde ber betheiligten Privaten durch beffere Zugänglichkeit 
im Werthe und im Preife bebeutenb gewinnen müſſen, fo beſtimme auch das beftätigte Baure- 
gulativ Über Herftellung von Straßen, Wegen und öffentlichen Plägen, welche in Folge neuer 
Anbauten nothwendig werben, daß biefelben ohne alle Ausnahme eutweber vom Bauunterneh- 
mer ober vom Befiger des Stammgrumbfüds berzuftellen fein — eine Beflimmung, beren 
analoge Anwendbarkeit auch nach ben zeither in ähnlichen Fällen von der fönigl. Kreißbirection und 
von dem Königl, Minifterium des Innern feflgehaltenen Grundfägen einem Zweifel nicht un» 
terliege, Bon biejer Anſchauungsweiſe ausgehend, habe daher der Stabtrath Bedenlen getragen, 
die Baugenehmigung zu erteilen, bevor die Frage eutjieden fei, wen der Bau ber Brilde 
obliege. Hierbei jei man zu ber Anficht gelommen, daß derſelbe nicht einem oder mehreren Ein- 
zelnen überlaffen werben könne, weil bie Zahl derer, in bevem Intereffe die Brüde herzuftellen 
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fei, zu groß fei, al® daß man anf eine bafbige Einigung und auf eine orbmmgemäßige Ber- 
ſtellung hoffen dürfte; es müffe daher die Stadtgemeinde ſich ins Mittel ſchlagen, bie Brücke 
aus eigenen Mitteln bauen, zugleich aber darauf bedacht fein, daß ſie durch die Auflegung eines 
ben Einzelnen micht brüdenven Beitrag® mad) und nad} wieder zu ihrem verlegten Geide komıne. 
Die Stadtverorbmeten geben mun zwar zu, daß vie Erbauung der Brüde haupfächlich durch die 
projectirien Neubauten veranfaßt werben fei und zum Theil ven Berteprabepürinifien ber dortigen 
Bewohner bienen werde; dem mächften und hauptſächlichſten Bortpeil aber, weichen bie Erbauung 
der Brüde biete, ertennen fie in ber Erhöhung bes Grund. und Bobeniwertpes und da biefer 
allen Grunbbefigern, wicht bios ben Neubanenben zuwachſe, ja letztere in den meiften Fällen 
erft das Areal um ven erhöhten Werth erwerben miüffen, fo Hielteu fie bie audſchließliche Her- 
beigiehung eben dieſer Neubauenven zu Tragung des Vamaufwandes für bie Brüde für eime 
Unbilligteit, welcher um fo mehr zu begegnen fei, als bei Neubauten ohnedies mandyerlei Lüftige 
Bedingungen zu erfüllen jeien. Bon der rechtlichen Seite biefer Differenz müfje man zu bem 
Schiuffe tommen, daß bie Etadtgemeinde weder von den ſtatutariſchen Beſtimmungen noch von 
dem Bauregulativ eine Berechtigung berzufeiten vermöge, den Bauaufwand für bie projectirte 
Brüde dur Beiträge der Neubauenden anfzubringen, es fei biefelbe vielmehr verpflichtet ben 
fraglichen Brüdenbau aus eigenen Mitteln zu befireiten, Aus biefem Grunde verweigerten 
dann aud die Stadtverordueten wiederholt, ben Neubauenden itgenb einen Beitrag zu dem oft 
erwähnten Brückenban abforbern zu bürfen. 


Kurfürſtenthum Heilen. 

Kaflel. Noch immer laftet der alte alles nieberhaltende Drud auf ben biefigen Ber. 
päftmifien. Es macht ſich derſelbe micht gerade in polizeilichen, das geſellſchaftliche Leben und die 
freie Meinungs · Aeußeruug beſchräukenden ober fühlbar fiörenden Maßnahmen geltend ; in biefer 
Beziehung fühlt man ſich hier im keiner Weile irgendwie beengt. Was vielmehr das Leben 
hemmt und zu Boden pteßt, ift eine alle öffentlichen Verhältniſſe durchdringende Stagnation, 
fo daß man jagen kann, umfer ganzes ſtaatliches Leben fei verfumpft und verfuöcert. Alles, 
was geſchehen fol, hängt zwei, drei und mehrmal vom höchſter Genehmigung ab und biefe 
Genehmigung läßt regelmäßig Jahre auf fi) warten. Alle Selbfifländigleit der Behörben if 
verihwunden, aud Über bie uubedeutendſten Dinge wagt feine ſelbſtſtändig und unmittelbar zu 
enticheiden. So zieht fi, um nur ein. Beilpiel anguführen, die Erneuerung des Anftriche 
Öffentlicher Gebäude oft Jahre hin, weil man über bie Wahl der Farbe am entſcheidenden Orte 
fich micht entfchließen kann. Auch jeder Privatbau unterliegt einer foichen Genehmigung wub 
wicht felten wirb eime foldhe Jahre lang vergebens erwartet, ſo daß man lieber den beabfihtigten 
Bau ganz umterläßt. Auch auf ber Juduſtrie Tiegt biefer Drud. Man fieht biefelbe ungern 
ober vielmehr fürchtet fie. Man überredet fi, Heſſen fei ein mur Aderbau treibenbes Lanb 
nnd es fei darum nothwenbig, alles größere gewerbliche Leben nieder zu halten. Gar mauche 
Fabritaulage iſt darum ſchon im Keime erflidt worden und wo trotzdem ein Geſchäft ſich durch- 
arbeitet, ſucht man daſſelbe eher zu hemmen als zu fördern. Alles Heil glaubt man dagegen 
im dem flarreften Zunftzwange zu finden. Wie über viele andere Dinge, jo lebt man demnach 
aud in Bezug auf bie Zünfte in den wunderlichſten Illuſionen. Ohne zu unterfuchen, ob bie 
Geſchichte andy wirklich alles das Große beflätigt, was man fi vom ben Zünften träumt ; ohne 
zu fragen, ob das, was biefe ehemals wirklich Gutes gewirkt, nur aus dem flarsen, jebes Leben 
erftidenben Zwauge hervorgegangen; ohne zu prüfen, ob das Abgeftorbene noch Ichensjähig fei, 
hebt man bod bie Zunftfahne empor und erflärt der großen Iubuftrie den Krieg, im Dahne 
durch Herflellung ober Feſthaltung abgeforbener Formen den Heinen Haudwerler retten und 
wieber aufrichten zu Zöumen. Es gehört wahrhaftig eine ganz ungeheuere Verrauutheit bazı, 
wenn man glaubt, auf ſolchen Wegen ein erjpriehliches Ziel zu erreichen. Conſequent smüßte 
man aud zur Befeitigung ber ſtehenden Heere wieberum bie Bafallen mit ipren Dinterjaflen 
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aufbieten, Hat man doch fogar noch neue Zünfte in jüngerer Zeit geichaffen und Haflenpflug 
fogar fein Mufterwahlgefeß, fo weit es die Städte betrifft, wejentlih auf die Zunftverfaffung 
bafirt. — Um fomehr mußte die neulich ſich verbreitende Sage Überrafhen, daß die Regierung 
bie Zünfte aufzuheben bie Abficht habe. Weber das Nähere verlautete nichts. Ebeufo wenig ift 
belannt , wa® biefen Umſchlag bewirlt. Schwerlich ift e8 durch die Ueberzeugung herbeigeführt 
worben, daß das bisherige Gebahren mehr geſchadet als genust hat. Wahrſcheinlicher vielmehr 
ift es, daß ter Schritt, welchen jüngft Defterreich gethan, ſtutzig gemacht und Zweifel ermedt 
bat, ob daß feither fo hoch gepriefene Heilmittel auch wirklich dieſe Heilkraft befige., Wie dem 
num aber auch fein mag, am einen entſchiedenen Willen zu glauben ift noch feine Beranlafjung. 
Unfere Berhältniffe find nicht darnach. Mit halben Maßregeln iſt aber nicht geholfen. Es gehört 
eine Entſchloſſenheit dazu, die nach allem, was bis jetzt gejchehen, nicht zu erwarten ifl. Unter 
den in menerer Zeit von ber fläbtifchen Verwaltung burchgeflihrten Berbefferungen ift vor 
allem bie Anlage von großen Waſſerreſervoiren hervorzuheben. Diefelben haben Iebiglih den 
Zwed, kei freuersbrünften die Feueripriten zu fpeilen. Man hat bis jetst 19 folcher Reſervoire in 
den verfchiedenen Theilen der Stadt hergerichtet, welche ſtets mit Waſſer gefüllt find. Aeußer⸗ 
lich find fie nicht zu bemerken, da fie unter der Strafe liegen und ein eiferner Verſchluß fie 
bedt. Bei einer Feuersbruuſt bedarf es nichts als nur ber Hebung dieſes Verſchluſſes und ber 
Anfhraubung eines Schlauches, durch welchen die Sprie das Waſſer einfaugt. Dan ift ba» 
mit des läftigen und meift unzureichenden Wafjerzutragens überhoben — Auch das Stra 
henpflafter ift in vielen Straßen auf eine treffliche Weile erneuert worden, Eine in jllugſter 
Zeit zu Darmſtadt eingeführte Einrichtung empfiehlt fih der Nahahmung. Dan hat dem 
Militair Feuerſpritzen zugetbeilt und biefes wird militairifch zu deren Handhabung eingeübt. 
Der Zweck ift weniger, fich bei ausbrecheudem feuer in der Stadt eine Hülfe zu verfchaffen, 
als die Leute mit der Handhabung vertraut zu machen, damit fie bdereinfl, wenn fie im ihrer 
Heimath ſich als Bürger niedergelaffen haben, mit den Sprigen umzugehen wiſſen. 


IV. Gefete und Berordnungen. 
Geſetz, betreffend das ſtädtiſche Einzugs, Bürgerrehtö- und Einfaufögeld, 
Bom 14 Mat 1860. 
Im Namen Seiner Mojeftät des Könige. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben Prinz von Preußen, Segent, 
verordnen, mit Zuftimmung beider Hänfer des Panbtages der Monardie was folgt: 

8. 1. Die Borjchriften in bem $. 52 der Stäbte- Orbnung für die ſechs öſtlichen Pro» 
vinzen der Monarchie vom 30. Mai 1858, in dem 8. 51 ber Etäbte-Orbnung für bie Provinz 
MWeftphalen vom 19. März 1856 und im $. 43 ber Städte - Drbnung für bie Rheinproving 
vom 15. Mat 1856, wegen Erhebung eines Einzugsgelbes, eines Hausflands- ober Eintritts- 
gelbes und eines Einkaufsgeldes, werben hierdurch aufgehoben. An Stelle derfelben treten nadh- 
ſtehende Beftimmunzen (88. 2 bis 10). 

8. 2. Die Stabtgemeinden find befugt, auf Grund von Gemeindebefchläffen, welche bie 
Genehmigung ber Regierung erhalten haben, bie Entrichtung vom: 1) Einzugsgelb bei Erwerb 
ber Gemeinbeangehörigkeit (8. 3 ber Städte» Ordnungen), 2) Bürgerrechtsgeld bei Erwerb bes 
Bürgerrehts ($. 5. a. a. O.), 3) Einkaufspreis anftatt oder neben einer jährlihen Abgabe für 
bie Theilnahme an ben Gemeindenutzungen (8. 50. No. 4., 8. 49. No. 4. und 8. 46, No. 4. 
ber betreffenden Städte-Drbnungen), anzuorbnen. 

8. 3. (Einzugsgeld). Das Einzugsgeld darf in Stabtgemeinden von weniger al® 2500 
Einwohnern ben Betrag von 3 Thlrn., von 2500 bis 10,000 Einwohnern von 6 Thlru., von 
10,000 bis 50,000 Einwohnern von 10 Thlen., vom mehr als 50,000 Einwohnern von 15 
Thlr., in der Stabt Berlin den Betrag von 20 Tpirn. nicht überfteigen, 
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8. 4. Bon der Zahlung des Cinzugsgelves laun bie Geſtatlung ber Mieberlaffu ig und 
bes ferneren Aufenthaltes abhängig gemadt werben, mit Ausnahme berjenigen Fälle, wo: 
1) der Zahlungepflichtige zur Zeit der erfien Zahlungsaufforderung bereits den Unterflügungs- 
wohnfig ($. 1 bes Geſetzes Über die Armenpflege vom 31. Dezember 1842 und Artilel 1. des 
Geſetzes vom 21. Mai 1855) erworben hat, ober 2) bei Ängetretener Hätjsbebürftigteit keine 
andere zur Aufnahme des Armen verpflichtete Gemeinde (Gutshegiet) vorhanden if. An ber 
Berpflicptung der Landarımen » Berbänbe wirb nichts geändert, 

$. 5. Befreit vom Cinzugegelbe find: 1) Berfonen, melde durch Ehe, Blutsverwandt- 
ſchaft, Stiefverbindung oder Schwägerfhaft zur Familie und zugleich audp zum Hausflande eines 
Hausheren, ober einer ſelbſtſtändig einen Haueſtand fügrenden Hausfrau gehören, ober ſolchem 
Hausflanbe bauernb ſich anfchließen; 2) Perfonen, welche einen von ihnen anfgegebenen Wohn- 
fig in berjelben Etabt innerhalb eines Zeitraumes vom zehn Jahren mach ihrem MWegzuge aus 
derfelben wieber ergreifen; 3) die ummittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, die Rehrer und 
Geiftlihen, melde gemäß bienftficher Verpflichtung ihren Wohnſitz in ber Stabt nehmen; 
4) Militairperfonen, bie zwölf Jahre im aktiven Dienfiftande fih befunden haben, bei der erſten 
Niederlaſſung, fo wie die unter No. 8. genannten Perſonen bei der erſten Verlegung bes Wohn. 
fitges nach ihrem Ausſcheiden aus dem altiven Dienfte. 

8. 6. (Bürgerrehtsgeld). Im denjenigen Stäbten, in melden ein Ditrgerrechtögefb 
eingeführt iſt, darf vor beffen Berichtigung das Bürgerrecht nicht ausgeübt werben, Abſtufun⸗ 
gen in dem Betrage ber Abgabe find ſtatthaft. Wo zur Zeit ein Hansſtandsgeld erhoben wird 
tritt bis zu anderweitiger Feſtſtellung das Bilrgerrechtsgeld mit gleichem Betrage an deffen 
Stelle. Die Berpflihtung zur Entrichtung beffelben tritt aber erfl mit bem Beitpuntte be 
Erwerbe® bes Bürgerredhts ein, 

$. 7. Das Vürgerrehtsgelb darf innerhalb berjelben Gemeinde von Niemandem zwei⸗ 
mal erhoben werben. Es gilt im dieſer Beziehung das bisherige Hausſtaudsgeld dem Bürger- 
rechtögelde gleih. Die im 8. 5 No. 3 und 4 genannten Perfonen find in ben bort erwähn- 
ten Fällen auch von ber Eutrichtumg bes Bürgerrechtögeldes befreit. 

8. 8. (Einlaufsgelb). Die Berpflihtung zur Zahlung des ‚Einkaufsgeldes, fo wie ber 
bemfelben entfprehenben jährlichen Abgabe ruht, fo lange auf bie Theilnahme an den Gemein- 
denutzungen verzichtet wird. 

8. 9. (Allgemeine Befimmungen). Hinfihtlih der Berjährung und ber Reclamationen 
findet das Gefe vom 18. Juni 1840, jedoch nur mit der Maßgabe Anwendung, baß die nicht 
zue Hebung geftellten Ginzugs-, Bürgerredhts- ober Einkaufegelder erft im zwei Jahren wach 
Ablauf desjenigen Jahres, im welchem die Zahlungs - Verbindlichteit entftanden it, veräneen 
Das Geſetz vom 11. Juli 1822, fo wie bie Kabineis -Ordre vom 14. Mai 1832 find auf 
bie genannten Abgaben nicht anwenbbar. 

$. 10. Die anf Grund ber aufgehobenen Paragraphen ber Stäbte- Orbnungen erlaſſe 
nen ober älteren mod; geltenden Regulative bleiben in Kraft, jo weit fie ben Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Geſetzes nicht widerſprechen. 

z. 11. Diefe Beſtimmungen find auch im denjenigen Oriſchaften ( Flecen) zur Anwen- 
bung zu bringen, welche anf Grund des 8. 1 Abjay 2 ber Stäbte- Orbuung vom 30. Moi 
1853 eine ber feßteren nachgebildete Ortsverfaffung befigen, welche ihnen bie Erhebung eine® 
Einzugegelbes, ober Hausftanbögelbes, oder Einkaufsgeldes geftattet. 

Urkunblih unter Unferer Höchfleigenhänbigen Unterfeprift und beigebructem Königlichen 
Infiegel. Gegeben Berlin, den 14. Mai 1860. 

(L. 8.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürft zu Hohenzollern» Sigmaringen. von Auerswald. von ber Heybt. 
Simons. von Schleinitz. von Batom. Graf von Püdler. von Bergmann. 
Sollweg. Graf von Schwerin von Roon. 
——— 
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Stein’d Denkmal in Berlin. 

Das Helbenbild des Minifters Freiherrn vom Stein, fein unfterbfiches Verdienſt um 
Preußen, Deutfhland und Europa, lebt in der dankbaren Erinnerung ber Zeitgenoffen und wird 
den Wechfel der Jahrhunderte überdauern. Gleich nach feinem Hinſcheiden haben bie Landftänbe 
Weſtphalens in ihrem Frievensfaale zu Münfter und König Ludwig don Bayern in ber Wal- 
halla bei Regensburg feine Marmorbäfte aufgeftellt; aber bie Stätte, worauf ein des ganzen 
Baterlandes würbiges Denkmal ſich erheben follte, findet ſich noch leer. Bei Ablauf des erften 
Jahrhunderts feit der Geburt des großen Mannes ermachte in vielen Gemüthern zugleich bie 
Ueberzeugung, daß es dringende Pflicht fei, die alte Ehreuſchuld abzutragen. Ein in Berlin 
anf dem vereinigten Landtage gebildeter engerer Berein, ber aus Wetter in Weſtphalen einen 
erften Aufruf zu freiwilligen Beiträgen erließ, erweiterte fih auf dem folgenden Lanbtage zu 
einem Centraf-Berein für die Leitung des Unternehmens. Diefer wählte einen geſchäfteführen⸗ 
den Ausſchuß und richtete am des Königs Majeftät eine Moreffe, welche bes Prinzen von Preu- 
ben Königlicher Hoheit Übergeben und mit den huldv often Bezeugungen der Anerlennung und 
Theilnahme entgegen genommen wurbe. 


Laut der uns feitdem eröffneten Allerhöhften Beſtimmung haben bes Prinz-Regenten Kö- 
nigliche Hoheit die großen Verdienſte des Minifters Freiherrn vom Stein durch ein Denkmal zu 
ehren beſchloſſen, und zu den nächſten Koften beffelben mit Zufimmung ber Lanbesvertretung 
eine Summe in das vorjährige Budget aufnehmen laffen, ſodann aber auch mittefft Allerhöchſten 
Erlafjes an das Königlihe Staats.-Minifterium vom 18, v. M. zu genehmigen geruhet, daß zu 
ben Koften dieſes Denkmals freiwillige Beiträge von uns gefammelt und angenommen werben ; 
das Stanbbilb von Erz fol in Berlin in der Nähe der Denkmäler Königs Friebrih Wilhelm IIL 
und ber Helden bes Befreiungsfrieges feinen würbigen Plag finden, 


Nachdem fomit das Zuflandelommen eines von König und Boll gemeinfam errichteten 
Dentmals gefichert ift, fo wenden wir uns nunmehr im Namen bed Baterlandes an alle Be- 
wohner bes weiten Preußifchen und Deutichen Landes zwifchen dem Memelſtrome und ber Saar, 
ben Alpen und dem Meer, und wer fonft über die Grenzen hinaus im ber Fremde bentiche 
Treue und deutſche Liebe bewahrt hat, mit bem Aufrufe zur Theilnahme am dem gerechten Werke, 
Es gilt bem Manne, der nur Gottesfurdt, nicht Menſcheufurcht kannte, dem Manne der Wahr- 
heit, der Klarheit und ber Kraft; dem Diinifter König Friedrich Wilhelms des Dritten, ber, 
am Rande des Abgrunds, in ber Entfeffelung des Laudmanns und der Stäbte, in ber Ber- 
eblung ber Berwaltung und bes Heeres, in bem gehobenen Pflicht- und Werthgefühl eines felbfi- 
fändigen Boltes, Preußen zum Kampfe „mit Gott für König und Baterlanb“ bereiten half; 
ber, in Acht und Baun, unabläffig auf Rettung bes Vaterlandes finnend, im Ruſſiſchen Kriege 
einzig entſchloſſen bem Kaiſer Alerander zur Seite land, ihn Niemen und Weichfel zu über. 
ſchreiten beftimmte, zu Preußens tobesmuthiger Erhebung unb bem Bündniß Europa’s bie Hanb 
lieh, die Kräfte des befreiten Deutſchlands aufbot, und auf bein letzten Zuge zur Befreiung Eu- 
ropa's, er fall der Einzige im Rathe, kühn nah Paris hindrängte. Dem großen Staatsmann, 
ber im Fürftenfanle mit gleichem Ernſte für die Völker, wie für bie Kronen ſprach, der im ber 
feften Begründung ber Preußiihen Macht und eines einigen Deutfchlands das ficherfie Boll, 
werk des Europäifchen Friedens zeigte; dem Greife, der Recht und freiheit zu erhalten auf ehr. 
lich gemeinte unb geübte Orbuungen in jedem deutfchen Lande, auf Gemeinbeverfaffung, Land- 
uud Reicheftände in Preußen hinwirlte und bie Landtage Weftphalens lenkte, und ber durch eine 
volllommene Sammlung der Geſchichtſchreiber der deutſchen Borzeit bie Kenntniß und bie Liebe 
des Baterlandes erweitern und beleben wollte, ihm, ber im Reben und Wandel untabfich, über 
Eigenfucht und Hader ber Staaten, Stände amd Eonfejfionen hinaus, mit ganzer Seele und 
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ungetheilter Kuaft dem ganzen Baterlande gefebt, gelitten und 

Daun, ihm fol das Werk der höchften Ehre gelten, geflegt hat, beim großen bentfchen 
Möge das Denlmal als Wahrzeichen folder Geflunung gegründet, bie folgenden Ge⸗ 

ſchlechter noch in fpäten Jahrhunderten zu gleich reinem thatträftigen Leben mahnen und ente 

zünben, unb möge das Baterlandb, wenn es deſſen bebarf, Seines Seien fehen! 





Die für das Denkmal beflimmten Beiträge werben p 


. urch Cinfendunz an die Schaymei- 
Rex des Bereins, Herren Geheimen Commerzienräthe €, ©. Brüflein und X, Menbele 
ſohn bier erbeten; die Empfangsbeieinigung erfolgt am Ifen jetes Monats durch Die öffentli- 
den Blätter. 


Berlin, ben 12. März 1860, 


Der Eentral-Werein zur Errichtung eines Penhmals für den Miniſter 
Steiheren vom Stein, 
dv. Auerswald, Staats.Minifter. v. Betbmann-Hollmeg, Minifter ber geiftlichen, 
Unterrichts · ꝛc. Ungelegenheiten. v. Bodum-Dolffe, Ober-Regierungs-Rath, Mitglieb bes 
Hanfes ber Abgeordneten. v. Brünned, Ober-Burggraf, Mitglied bes Herrenhaufes, Brüf. 
fein, Geheimer Commerzienrath, Schatzmeiſter. Degento Ib, Geheimer Cewmerzienrath. 
Freiherr v. Diergardt, Geheimer Commerzienrath, Mitglied des Hauſes der Abgeordneten. 
Graf Dohna⸗-Finckenſtein. v. Foller, Regierungsrath a. D. und Bürgermeifter. Dr 
Blottwell, Staats-Minifter a. D. und Ober-Präfident. v. Gruner, Unter- Stantsfeeretair 
Mitglied des Hanfes der Abgeorbneten, zweiter Schriftführer. Haffelbach, Ober: ; 
rath und Ober-Bürgermeifter, Mitglied des Herrenhaufes. Hering, Ober-Bülrg 
glieb des Herrenhauſes. Krufe, Altermann, Mitglieb des Hauſes ber Abgeordneten, Senne 
Beneral»Garten-Director. Dr. Lette, Präftdent, Mitglieb des Haufes der Abgeordneten, erfler 
Schriftführer. Mathis, Wirklicher Geheimer Ober-Regierumgsrath , Mitglied des Hanfes ber 
Abgeordneten. U. Mendelsfohn, Geheimer Commerzienraty, Schatmeifter. Molinari, 
Eommerzienrath und Präfident der Hanbelstammer zu Breslan. Naumann, Geheimer Res 
gierungsratb umb Ober-Bilrgermeifter, Mitglied des Hanfes ber Abgeordneten. Freiherr 
Dr. v. Patow, Fimanz-Minifler, erſter Borfigender. Dr. Berg, Geheimer Regierungsrath 
and DOber-Bibliothelar, ziyeiter Vorſitzender. Piefhel, Rittergutsbefiger, Mitglied bes Haufes 
bet Abgeotdneten. G. Reimer, Buchhändler, Mitglied des Haufes der Abgeorbneten, 
db. Saenger, Rittergutsbefiger, Mitglied bes Hauſes der Abgeordneten. v. Saunden-Im 
lienfelde, Gutsbefiger, Mitglied des Hauſes ber Abgeordneten. Graf v. Shwerin- 
Pugar, Minifter des Innern. Freiherr Georg v. Binde, Landrath a. D., Mitglied Des 
Haufes der Abgeordneten. Freiherr v. Bincke Olbend orf, Oberſtlieutenant a. D., Mit⸗ 
glied des Hauſes der Abgeordneten. dv. Wittgenſte in, Regierungs-Präfitent a. D. Graf 
Dort von Wartenburg, Mitglied des Herreunhauſes. 





In Gemaßheit des obigen Aufrufs und der von bes Königlichen Miniſters des Innern 
Grafen v. Schwerin Ercellen erteilten Ermächtigung beehrt ſich der gefchäftsführende Ansihuß 
bes Eentral»Bereines den Woplläplichen Magiftrat zu gefälliger Theilnahme und 
für dad Gelingen des patriotiſchen Zwedes, insbejonbere durch Bildung von LolalsBereinen, 
ganz ergebenft zu erfuchen, und verbindet damit bie Bemerkung, daß Einfendungen von Briefen 
ober Geldern am bie Unterzeichneten unfrantirt erbeten werben. | 

Berlin, am Tage von Belle-Alliance 1860, 

Per gefchäftsführende Ausſchuß des Central-Wereins, 
Ginanz-Diinifter Freiherr d. Pat ow und Ober-Bibfiothelar, Geheimer Regierungsrath Dr. Per, 
Borfigenbe. Präfident Dr, Fette und Unter-Staatsjecretair, Geheimer Legationsrath v. MEN: 
ner, Schriſtführet. Geheime Commerzienräte Brüfttein und Mendelsfohn, Schaymeifter, 
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Ueber die Heranziebung gewerblider Etabliffementd der Eiſenbahnen zur 
Gemeinde : Einfommen : Steuer. 

Die Stadtgemeinde N. erhebt in ihrem Bezirle eine Gemeinde » Einlommenfeuer. Die 
Bergiſch + Märkifhe Eiſenbahn befigt auf einem innerhalb des Stadt» Bezirkes belegenen Grund» 
Rüde der Zeche N. Eoalsöfen, verwendet aber bie gewonnenen Coal® wicht zum Kandel, 
fondern zu ihrem eigenen Gebrauche beim Eifenbahnbetriebe. Eine Station ber Eifenbahn ift 
in dem Stadtbezirle nicht befindlih. — Die flädtifhe Verwaltung hielt ſich für berechtigt, das 
Eintommen aus biejer im Stadtbezirke belegenen gewerblichen Anlage zur Commumaleinlom- 
menfteuer heranzuziehen, berechnete bie Höhe des Einkommens nad der Differenz zwiſchen ben 
Selbſtloſten und dem Kaufpreife ber Eoals, und wurbe die Bergiih-Märkifhe Eifenbahn dem⸗ 
gemäß zur Steuer veranlagt. 

Die hiergegen von ber Lönigl. Eifenbahndirection erhobene Beſchwerde wurbe bon ber 
tönigl. Regierung mit dem Bemerlen zurüdgewielen: daß es ber Stabtgemeinde gegenüber 
ohne Einfluß fei, ob die auf der Eoalsöfenanlage gewonnenen Probucte verlauft oder von bem 
Sewerbtreibenben zu einem anderen Gewerbebetriebe außerhalb ber Gemeinde benutzt würden. 
Das Lönigl. Oberpräfidium änderte indeß auf erhobenen Recurs dieſe Entſcheidung ab, indem 
«8 folgenden Beſcheid erließ: 

Bei ber Frage ob die Bergiſch⸗Maärkiſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft für ein ihr auzurechnendes 
Einkommen aus ven Coals-Oefen, welche fie auf einem bei N. gelegenen Grunbftüd der Zeche 
H. errichtet hat, von der Stadt zur Gemeinde-Eintommenftener herangezogen werben bürfe, — 
hängt, wie ich ber Lönigl. Regierung auf den gefülligen Bericht vom 14, d. M. I. IL M. 604 
ergebenft erwiebere , mach $. 4 der Städte-Drbuung bie Eutſcheidung bavon ab, ob bie Gewin· 
nung von Coats aus ben fraglichen Defen als ein ſtehender Gewerbebetrieb zu erachten iſt 
oder nit? Ih muß mid für bie Verneinung biefer letzten Frage ausjprechen, da nad ber 
von der Fönigl. Regierung nicht beftrittenen Angabe in dem Recurje bie Coals ausjhlieh- 
lich für die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahn fabrieirt werden, in biefer Eoaldgewin- 
nung bloß für ben eigenen Gebrauch und nit für. den Handel, aber nad bem 
für die Veranlagung zur Staats Gewerbefteuer maßgebenden Beftimmungen ebenfo wenig ein 
Gewerbebetrieb gefunden werben laun, als z.B. ein Fabrik: ober Gutsbeſitzer, der eine Bäderei 
nicht auf den Handel, fondern nur für feine Arbeiter und fein Gefinde anlegte, für das Bädere 
gewerbe betreibend und als Bädergewerbefteuer beziehungsweije communalfteuerpflichtig unzwei⸗ 
felhaft nicht erachtet werben Köunte, 

Ich muß hiernach den Recurs der Königlichen Eifenbahn-Direction für begründet erach⸗ 
ten, und erfuche, unter Aufpebung Ihrer Berfügung vom 31. Januar d. J., I. S. II. 158, bie 
Bönigl. Regierung ergebenft, die Freilaffung der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn- Gejellichaft 
von ber Gemeinde-Einfommenftener gefälligft anzuorbnen, die Königl. Eifenbahn-Dieeltion unter 
NRüdgabe der beifolgenben beiden Anlagen bes Recurſes vom 12, v. M. zu beicheiben und von 
dem Berfügten mir Anzeige zu machen. 

Eoblenz, ben 22, Mär; 1860. 
Der Oberpräfident der Rheinpropinz. 

Die ſtädtiſche Berwaltung wenbete fi noch an das Minifterium bes Innern mit ber 
Bitte, im vorliegenden alle die Entſcheidung bes lönigl. Oberpräftbinms wieder aufzuheben, 
und das Princip al® richtig anzuerkennen : 

baß vom mehreren gewerblichen Anlagen, die in verfchiedenen Gemeinbebezirken liegen umb 
mit einander in einer folden inneren Berbindung fliehen, daß die eine Anlage lediglich ven 
Aweden ber anderen bient, jebe in dem Bezirke, in welchem fie belegen if, der Gemeinde» 
einlommenfteuer unterliegt, ſofern fie, für ſich betrachtet, einen Gewinn abwirft, 

Es erging indeß ber nachſtehende Beſcheid, ber die Entiheidung bes lönigl. Oberpräfl- 
diums, wenngleich aus einem anderen Grunbe beflätigt. 
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Shre Neeurobeſchwerde vom 18. April d. I. gegen bie Eutſcheidung des’ Herrn Ober⸗ 

präfibenten vom 22. März cr. betreffenb die Commumal+ Befteuerumg ber Bergiſch⸗Märkiſchen 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in N., ann für begründet nicht erachtet werden. Der Gewinn, welchen 
die genannte Gefelljhaft durch bie eigene Fabrikation vom Coals mittelft der im dortigen 
Stadtbezirk belegenen Coalsofen gegen. vie bei dem Anlauf der Eoals aufzuwenvenven Mehrs 
toten erzielt, verfchafft ihr kein Einkommen, fondern nur eine Erſparniß, ift-alio überhaupt 
kein Steuerobject, Die Driginal-Anlage der Recursſchrift folgt zurück. 

Berlin, ven 2. Juni 1860. 


Der Minifter des Innern Im Auftrage gez. Sulzer. 





V. 


Literatur. 


Die Convente in Köln und die Beghinen. Cine Abhandlung über bie geſetzliche Beibe— 
haltung der Stiftungen für chriſtliche Wohlthätigkeit, zum Beſten des Convents Carthaus 
herausgegeben von Dr. 3. B. Haaß, Juſtiz-Rath und Advolat-Anwalt in Köln; Verlag von 
3. P. Bachem in Köln. 8. 

Der Herr BVerfaffer if Tangjähriges Mitglied der Armen-VBerwaltung in Köln und in 
dieſer feiner Eigenſchaſt it die Frage, ob das Stiftungs-Vermögen als ein integrirender Theil 
bes Städtevermögens anzufehen fei? vielfach am ihm herangetreten. Die fung biefer Frage in 
Bezug auf Köln hat die vorliegende Abhandlung zum Hauptzwede, Sie beihräntt fich indeß 
bieranf nicht allein, ſondern giebt eine allgemeine Gedichte der Eutſtehung der Eonvente und 
Inüpft daran eine kritiſche Erörterung Über das durch die franzöſiſche Geſetzgebung in der Rhein- 
provinz gebilbete Recht, ſowie eine Darftellung des Inflandes der Beghinen in Belgien. Cs 
hat nicht ausbleiben können, baß fid der Herr Berfaffer auf den Stanbpumtt ver allgemeinen 
Gefehgebuug über die Armenpflege fiellte und vom ihm aus ben Refler auf die Eingelfragen 
fallen ließ. Inſofern alfo gewinnt die Arbeit bes Herrn Verfaſſers auch in weiteren Kreifen 
Bebeutung. 

Für uns ift die Arbeit von um fo größerem Imterefje geweien, al® wir ſchon im Fe⸗ 
bruarheft des Jahrgangs 1859 eine eingehende Beiprehung bes Herrn Appellations-Gerichts- 
Rathe Bachem über die Organifation der Armen-Berwaltung in der Rheinprovinz bradten, 
und als bie Zufammenftellung beider Arbeiten, der Bachemſchen unb ber Haaßſchen, die Sade 
und das echt, um melde es fich handelt, in Mares Licht fell. Darnach kaun es nicht zweifel- 
haft fein, daß bie wohlthätigen Stiftungen am heine ihre Korteriftenz zur Erfüllung des Wil- 
lens der Stifter beanfprucdyen dürfen, und daß ihre Auflöfung Behufs der Verſchmelzung mit 
der allgemeinen Armenpflege eine gefetlich ungerechtiertigte iſt. 

Alen denen, welchen bie geſchichtliche Entwidelung der Wopltpätigkeite-Anftalten von 
Jutereſſe if, Können wir daher die Haaßſche Arbeit empfehlen. 

Einen befonteren Werth legt ber Herr Berfaffer auf bie firenge Feſthaltung bes ſprach- 
lihen Unterſchiedes zwiichen den Worten Höpitaux eivils unb Hospices eivils. Er fagt in 
biejer Beziehung: „vie beiden, in ber franzöſiſchen Geſetzesſprache getrennt gehaltenen Ausdrücke 
Höpitaux und Hospices eivils bürfen nimmermehr als gleichbebentend oder gar iventifch be- 
tradhtet werben. Die in deutſchen Ueberjegungen oder aud in deutſchen Verordnungen und 
Gejegen ſich vorſindende Ausdrucksweiſe Spitäler wird häufig fowohl von Kranken häuſern 
als Armenhäuferm unbeſchränlt und ohne genauere Unterſcheidung gebraucht; während das 
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fenugöfliche Wort Höpital nur auf Rranlenhäufer, uub das Wert Hospice civil auf Armen- 
anflalten, Armenhänfer ſich bezieht. Immerhin muß es als ein geſetzlich unguläffiger Irrthum 
begeichnet werben, zwei in einer fremben Sprache vorlommenbe unb zwei verjchiebene Gegen⸗ 
Hände bezeichnende Worte burd eine beliebige Zuſammenſchmelzung im ber Ueberjehung zu ei⸗ 
mem beliebig geflalteten Begriffe umzuändern. Das Wort Spital ſchafft wahrlid bie Kran- 
Lenhäufer nicht im beliebige Urmenanftalten um. Der häufig zur Anwendung gebrachte 
Ausbrud Hospice eivil anf vielerlei zum Armenweſen gehörige Anftalten würde eine Tragweite 
von unberehenbarer Wirkfamleit erhalten, wenn ſchon dadurch oder durch bie in den Regiſtra⸗ 
turen heimiſch gewordene Abfonderung ber einzelnen Stiftungen in fo viele einzelne Hospices, 
das binfichtlich ber einzelnen Stiftungen verfchiedene Vermögen ald Allgemeines Armen» 
vermögen betradhtet, unb fo das befondere Bermögen bes Hospitals in das allgemeine 
Bermögen ber Armen überhaupt und im jemes ber Stiftungen insbefonbere durch biefe bloße 
Ueberſchrift verwandelt werben Fönnte.“ 

Der Raum geftattet uns nicht, noch weitere Auszüge aus bem höchſt interefjanten Werke 
zu geben. 8. 





= Berlage ter -Hofbuchbruderei von Trowitz ſch u. Sohn in Frankfurt 
a. d. DO. iſt erſchienen und daſelbſt wie durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Preußiſchet Gefeh- Coder, 


Ein au cher Abdruck der in ber Geſetzſammlung für die Königlichen Preußi 
— 1806 bis auf die neueſte Zeit enthaltenen Geſetze, Be 
nungen, Kabinets-⸗Ordres, Erlaffe u. ſ. w. In chronologifcher Ordnung, 
mit Hucſich auf ihre noch jetzige Gültigleit und praltiſche Bedeutung 


für Suftiz wie Verwaltungs-Benmte 


zufammengeftellt von 
Paul Stoepel, 
Königl. Gerichts - Affeffor. 
I. Band 1806— 1832; II. Band 1833 — 1847; III. Band 1848 — 1854, 


nebft einem Nactrage, worin beſonders noch bie Beooingiagefesgebumg 
büch 


berückſichtigt iſt, ſo wie notationen zu den Preußiſchen R 
und einem Sachregiſter, mit vier Supplementbänden, enthaltend die 
Gefegfammlung der Jahre 1855—1859. 


Gr. 8° Preis complett 6 Thlr. 28 Sgr. 


Drud ber Hofsubruderei von Trowigfg m. Sopn in Frankfurt a, d. O. 


Monatoſchrift 


Deu tfch e 8 
Städte: un Oemeindeweien, 


Unter Beirath mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 


A. Piper, 
Oberbürgermeifler der Stadt Frankfurt a. d. O., Mitglied bes Preuß. Herrenhaufes, Mitglied 
des Vereins für Gefchichte der Mark Brandenburg. 


Unter Berantwortlichleit der Berleger. 
Heft VIU. Jahrgang VI. . Auguſt 1860. 


Osnabrück. 
Ein Stadtbild.) 


Osnabrück gehört weder jetzt, noch gehörte es im Mittelalter zu den größe- 
ren Städten Deutſchlands; aber es hat auf feiner weftfälifchen Scholle viel Eigen- 
thümlichfeit entwidelt. Als Biſchofsſitz und als Sit eines Fräftigen Bürgerthums 
bat es bie üblichen Kämpfe zwifchen Geiftlichkeit und Rath um Gerichtsbarkeit 
und Freiheiten, zwifchen Patriziern und Innungsgenofjen um das Entſcheidungs— 
wort auf dem Rathhaufe durchgemacht. Es hat eine gewiſſe Handels- und Hand- 
werfsblüthe entwidelt; es hat weltgefchichtliche Ereignifje und cufturhiftorijche 
Männer in feinen Mauern gefehen. Aber die Grundfarbe hat dem dortigen 
Leben ber Grund und Boden gegeben: anbauernder als um die Heilslehren wurde 
um Cinfämpung und Wegelegung geftritten; mehr als die Rathsherrnwahlen lag 
der Menge Wüjtenantheil und Stoppelhut am Herzen. Kurz wir haben es mit 
einer Stadt des Landbaues und der Viehzucht zu thun und wollen verfuchen, 
biefen Charakterzug in unferem Bilde zur Geltung zu bringen. 

Die alte Stadt an der Hafe theilt fich in die Freiheiten (Immunitäten) bes 
Doms und der Iohanniskirche und in die Bürgerei. Die Iohannisfreiheit fteht 
nur in Beziehung zur Neuftadt und tft von geringerer Bedeutung. Auf ber 
Domes-freiheit findet fich der Sit des Biſchofs und des Domcapitels; die Höfe 
und Wohnungen ver bifchöflichen Lehnsträger fchloffen fih an. Dem bürgerlichen 
Stabttheil gehörten ſchon in der Sate von 1348 die Burg (Binnenburg und 
Butenburg) Johannislaiſchaft, Hafelaifchaft und Neuftadt an. 

Im Mittelalter und bis zu Anfang des 18. Jahrhunderts concentrirte fich 
ber Verkehr in der Burg. Sie befafte den Marktplatz, und das ſtädtiſche Rad 
an den Straßenedten bezeichnete die Marktgrenzen; was außerhalb verkauft wurbe, 
wurde als Vorkauf geftraft. Der Handel gefchah hauptfächlich in ben Landes— 
probucten, Getreide, Rindvieh, Schweinen, Federvieh, Holz, Borke. Neben dem 
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Fleiſchhauſe und Brodhauſe ſtellten ſich dle Waaren dev Schuhmacher, Kürfch- 
ner, Schmiede u. ſ. w. wöchentlich nud in den Zahrmürlien auf. Die Gewand— 
ſchneider hatten im 14. und 15. Jahrhundert gegen 27, die Hofenhändler 12 
Hallen inne; im 16. und 17, Jahrhundert gab es nur 12 Tuchhändler, fpäter 
noch weniger. Dem weftfäliichen Städtebunde geht der Ladberger Marktbund 
vom I. 1246, von Münfter, Desnabrüd, Minden und Herford gejchloffen, vor: 
aus. Die hinfichtlich des einbehnifchen Marktbefuch® getroffenen Uebereinkünfte 
wurden auf den Beſuch der auswärtigen Handelspläge ausgedehut. 

Die Verfaſſung Osnabrüds entwickelt fih mit den Priblleg Kaiſer Friedrichs 
vom Jahre 1171. Doc iſt der Staptrichter noch kein Bürger, fordern ein 
bifchöflicher Dienjtimann. Erſt nach auegefochtenem Streit mit dem Burgvoigt 
des Bifchofs, dem Grafen von Tecklenburg und nah Ankauf der Voigtei von 
Seiten der Stabt im I. 1237 werden die Bürger neben den Dienftmannen ge- 
nannt. — Es heißt: Dienjtmanuen, Nitter, Bürger und Knappen fönnen das 
Boigtamt befleiven. Allmälig verfchwinden die Diewitmanuen nud die PBatrizier, 
die Gefchlechter, treten an ihre Stelle. Diejelben erhalten ſich in Anſehen, in- 
dem fie ihre Angehörigen in das Domcapitel zu bringen willen. Im 14. Jahr— 
hunderte bejtehen die Gefchlechter darauf, daß wer aus den Zünften in den Rath 
gewählt wurde, für das Jahr fein Handwerk niederlege: wohl wenige Bürger 
fonnten anf diefe Bedingung eingeben. Später erjcheinen zwar die Alterleute 
der Gilden als im Rathe zu Ansehen gelangt; allein noch im 16. Jahrhunderte 
behaupten die alte Gemeinde der Grundbeſitzer und die Kauflente die Mehrheit 
im Rathe. 

Auch darin macht jich die alte Gemeinde der Grundbeſitzer geltend, daß das 
Schützenweſen in Osnabrüd nicht wie anderwärts mit der Organifation der Gil- 
den zufammenfällt, die Schügen vielmehr im 15. Jahrhundert und fpäter eine 
fleinere, den Rath durch bejondern Eid verpflichtete Schaar ausmachten und aus ven 
nicht den Gilden angehörigen Elementen der Stadt, alſo aus den größeren unb 
Heineren Hofbefigern beftanden. 

Das Thal zwifchen Osning- und Süntelgebivge hatte ſich als ſehr frucht- 
bar eriwiejen, ſonſt würden die aderbauenden Mönchsorden des frühen Mittel- 
alters jich bier nicht nievergelafien haben. So bejah die Stadt Dsnabrüd ein 
ſchönes Areal von Höfen, Gärten, Aedern, Kämpen, Wieſen und Weidegrüns 
den. Außerdem veichte ihre Stoppelweide weit über ihre Feldmark hinaus; und 
die Stoppelweide war bis gegen das Ende des vorigen Zahrhunderts von um 
fo größerer Bedeutung, als bei damaliger Cultur die Garweide für die reichen 
Biehheerden nur bis zum Auguſt langte; daun die Stoppelweide bis zur Winter: 
bejtellung aushalf, bis wo fich die Garweide erholt hatte. Vor Mariä Himmel 
fahrt nach dem alten Kalender durfte deshalb nicht gepflügt werden; in ftrenger 
Ordnung wurden erjt das Nindvieh, dann die Gänfe und dann die Schweine 
über die Stoppelu getrieben. 

In alter Zeit galt das Aderland aber keineswegs als reines Eigenthum bes 
Beſitzers: es blieb in gewiljer Bezichung offenes Gemeingut, auf das der Be— 
figer nur Borzugsrechte hatte. Wer einen Ader in einer Flur befaß, hatte ba- 
mit in der ganzen Flur ein Necht auf die Stoppelweide. Mit dem Ende bes 
15. Jahrhunderts hörte die Einwirkung des Biſchofs auf die Markenverhältniſſe 
anf. Mit dem Uebergange ver Gerichtsbarkeit an die Stadt hatte ſich auch die 
Verwaltung des Grundbefiges der Bürgerfchaft verfelbititändigt, der Rath ers 
warb die Grundſtücke und dem Nüderwerbe durch die geijtliche Hand trat bie 
Stadt namentlich feit dem 14. Jahrhundert mit Entſchiedenheit entgegen 
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Der Rath erwarb, wie gejagt, Weidegrünbe weit hinaus und fiellte bie Hir⸗ 
tem an und jeder Bürger ſchidie fein Vieh zu dem Thore hinaus, welches ihm 
am bequemjten lag. Seit Mitte des 16. Jahrhunderts findet ſich biefer Zuſtand 
indeß geändert. Jetzt treten bie Laifchaften ala Weidecorporationen auf, wäh— 
rend der Name bisher nur die Stabtviertel bezeichnet hatte. Es gab eine Hager- 
laiſchaft, eine Laiſchaft der Altitadt, von St. Martin, St. Johann, des Herien- 
teichs, eine Natrupper- und Haſe⸗Laiſchaft. Doc war dieſe Eintheilung in agra- 
riſcher Hinfiht nie ganz conjequent durchgeführt; denn die Martins-Laifchaft z. 8. 
hatte berechtigte Hänfer auf der Altjtabt, jo wie in der Johannislaifchaft. Mit 
dieſen Laifchaften erſcheint inbeß eine neue Corporatiousverwaltung, nicht etwa 
eine Vertretung der Bürgerſchaft oder bürgerfchaftlicher Interefjen dem Rath 
gegenüber, vielmehr eine jelbftftändtg verwaltende, aber mit dem Rathe befreumn- 
dete, wahrfcheinlich vom ihm felbit eingefegte Behörde. Bruchherren und Wege- 
herren ftehen an der Spite der Laifchaften, denn um Rechtsentfchäbigungen und 
Brühe handelte es fich alle Tage, und Wegebau war bei ber dortigen Boden- 
beſchaffenheit eine unerläßliche Pflicht. | 

Denn längſt fuchten die privaten Grundeigenthümer, Geiftliche wie Laien, 
die Gemeinheitsrechte, namentlich in Bezug auf die Stoppelweide, zu befchränten, 
indem man unter ben verſchiedenſten Vorwänden einzäunte, Gräben zog, einen 
Heinen Teich ald Tränfe anlegte und das eigene Vieh Hier ausjchließlich weiden 
lief. Man legte auch gern nugbare Holzungen in den Kämpen an. Den Geift- 
lichen wurde namentlich vorgeworfen, daß fie mit ihren Haushälterinnen gar zu 
gern bevorzugte, einträgliche Wirthichaft betrieben. „Die Wirthichaft der Geift- 
lichen diene nur dazu, hieß es, überflüfjigen Lurus zu nähren, diene zur feiften 
Ausführung umzüchtiger Weiber und Concubinen.“ UÜeberdleß benutze die Geift- 
lichleit zu „ihrem unbilligen Ackerbau“ der Stadt Pforten und Steinwege ohne 
jede Gegenerzeugung und fuche bei jeder Gelegenheit Erbwinn in Zeitpacht zu 
verwandeln. Die Heinen Leite zeritörten die privativen Gräben, Zäune, Heden; 
und wiederholt Fam es zum hellen Aufruhr. Ein Vergleich von 1532 ſtellte bie 
Beſchwerden über Die verweigerte Nachweibe auf der Butterwiefe, ben Streit um 
bie Pagenmwiefe, den Zufchlag am Mühlenthove u. f. w. ab. 

Die Laifchaften Tuchten dann aber ihrer Seits ihr Feldgebiet von frember 
Weideberechtigung frei zu machen, Kämpe anzulegen, die Weide zu theilen, woge⸗ 
gen jich fodann der Kath fträubte. Kam biefer jedoch in Geldverlegenheit und 
mußte ev deshalb Landerei aus der tobten Hand ber ſtädtiſchen Stiftungen in 
Privatbefig übergehen laffen, fo wurde Separation dadurch erleichtert. 

Die wohlhabenderen Latfchaften zogen nach und nach aus ber Abgabe ein- 
zelner Ländereien an andere Laifchaften und Private anfehnliche Pacht und konn⸗ 
ten dann in der Theurung von 1698 und 1699 Roggen für ihre Mitgliever am 
kaufen; fie fchafften aus ihren Mitteln Fenerfprigen an, fie leifteten Beiträge 
zur Glode zu St. Marien; fie bauten Wege. Nur wollte der Magiſtrat wicht 
geftatten, daß die Laifchaft Auflagen erhöbe und daraus erwuchfen abermals 
manche Streitigkeiten. 

Zeigte fich fpäter wieder Luft, die Laifchaften zu theilen, jo trat der Magi— 
firat dem gleichfalls entgegen; wohl aber ſah diefer es gern, daß die Beſitzesge⸗ 
noffenfchaften ihre Gründe mehr und mehr einfriedigten, mit Holz befamten oder 
mit Feldfrüchten anbauten. 

Gegen das Ende des 18. Jahrhunderts war diefe Veränderung in ber Be 
meung ber Saifchaften, welche durch die Theilungsgebanfen, durch bie Sriegs- 
(aften um 1794, die Theuerung der Lebensmittel bei fteigender Benölferung 
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efordert und tig wurde, endlich durchgeführt. Seit dem breifigjährigen 

Rriege war die Bevölkerung im Sinfen gewefen und dazu paßte noch jene Wirth: 
fchaft, den Ader unter wechfelnder Weide zu erhalten. Im Jahre 1772 hatte 
Osnabrück nur 5923 Einwohner; 1801 dagegen wieder 8564. Da reichten bie 
Gärten zum Gemüfebau nicht mehr aus; man fing an, der Stadt nahe belegene 
Kämpe geradezu an die Häufer zum Gemüſebau zu vertheilen: zuerſt geſchah es 
in der Hagerlaifchaft, die übrigen folgten, doch iam die Martinslaifchaft damit 
erſt 1810. Es war das nicht Eigenthumsvertheilung, fondern allgemeine Ver- 
pachtung auf beftimmte Zeit; wie denn die Herrenteichslaifchaft 1818 die ver— 
pachteten Grundſtücke einzog und neue dafür ausgab. An vollftändige Theilung 
nach Triftzahl dachte man um fo weniger, als die Ungleichheit der Berechtigung 
zu groß war und in der Martinslaifchaft 3. B. 8 Häufer den vierten Theil als 
ler Triften befaßen. Ohne Zweifel hat aber jene Einrichtung den Pachtpreis des 
Gartenlandes in der Nähe ver Stadt zu Gunften der Heinen Leute auf mäßiger 
Höhe erhalten, die erit in neufter Zeit aufgegebeu werben mußte. 

Nachweisbar war der Laifchaftsvorjtand 1600 noch vom Magiftrat ernannt 
worben, fpäter trat Vereinbarung der beftehenden Gewalten wie beim Stabt- 
regiment ein. Die Wahl wurde ohne Neuerungsfucht betrieben, fo daß ein 
tüchtiger Buchhalter Jahre lang zum Nuten des Ganzen im Amte blieb. Bei 
wichtigen Angelegenheiten wurde ein Ausschuß aus den angefehenften und meift 
betheiligten Genoſſen berufen; die Gemeinde felbft erfchten mur bei der Rech— 
nungsablage und bei der Borftandswahl. Die Einnahme der Vorjteher war uns 
bedeutend: fie hatten das Recht, in jedem nen gebrochenen Kämpe ein Viertel 
Lein für fich zu füen; in dev Maftzeit einige Scheffel Eicheln fchlagen zu laffen; 
daß fie bei jedem Gange in die Laifchaft, wenn Kämpe, Holz oder Heu zu ver 
faufen waren, einen Trunk erhielten, wie dem Nathsherrn auf dem Rathhauſe 
fein Weinzeichen gereicht wurde, erfchien umerläßlih. Auch den Genoffen wurde 
bei foldher Gelegenheit ein freier Trumf gereicht. Von Zeit zu Zeit war aufer- 
dem ein Schnatgang zu halten, wobei Frauen und Kinder Salzfringel und Bier 
befamen, die Grenzen unter dem Ruf „Alle uſe!“ umzogen, die Örenzfteine mit Mufit 
begrüßt und die herfömmlichen Ohrfeigen der Ingend nicht vorenthalten wurden. 

Unter der wejtfälifchen und franzöſiſchen Municipalität hatten die Laifchaf- 
ten einen ſchweren Stand, indem fie Grundfteuer zu zahlen, fich einer Rechnungs» 
controle zu unterwerfen hatten. Ihre Forften wurden unter öffentliche Verwal: 
tung geitellt. Wohlmeinend aber unkundig wollten die Präfecten die Wirthfchaft 
der Wüſte verbefjern. Alles wurde aufgeboten, die Laifchaften nicht mehr als 
Glieder der Stadt und ber bürgerlichen Verfaffung, fondern als Privatgefellfchaf- 
ten zu betrachten, da nur in diefer Form die Möglichkeit lag, fie vor dem Ein- 
griff der Oberbehörden zu ſchützen. 

Zwar hörten diefe Zuftände 1814 unter Herftellung einer vaterländifchen 
Regierung umd der ftädtifchen Selbftftändigfeit auf; allein die Stadt war in ih: 
ren Finanzen hart bebrängt, die Bürgerfchaft war dem Lande fteuerpflichtig ges 
worden und neue Hülfsquellen zu eröffnen war dringend wiünfchenswerth, Die 
Regierung verlangte daher, daß die Yaifchaften zu den Kämmerei-⸗Laſten beran- 
gezogen würden; ber Rath widerjtrebte; und nun wurde die Eigenfchaft der Pri- 
vatgefellichaft auch von diefer Seite lebhaft in Anfpruch genommen. Die Lais 
ſchaften jelber befanden fich in umerquidlicher Lage: fie ſteckten in Schulden; bei: 
der Entwerthung der Producte jeit 1820 waren bie og gering. Um Ber- 
änßerung und Verſchuldung zu befehränfen, wünſchte ver Magiſtrat Oberaufficht 
zu üben, bie Laifchaften fügten fich nicht und es fehlte bei der neuen Zuſammen⸗ 
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fegung des Magiftrats bie alte Hanbhabe, durch Rathsglieder, welche zugleich 
ben Yaifchaften angehörten, auf dieſe einzuwirlen. Zwiſchen ver Martinilaifchaft 
und den übrigen entjtand 1822 ein hartnädiger Streit um die Wüjte, während 
Erftere 1811 felbft gebulvet hatte, daß Letztere ein erhebliches Stück verfelben 
verfauften, weil fie felber, die Martinilaifchaft, ein beträchtliches Städt zu halbem 
Preife erhielt. Man drang auf Theilung; und fchlieflih wurde die MWüfte in 
drei Theile zerlegt, in eine gemeinfam bleibende Pferdeweide, in eine Abfindung 
der Sogerlaifchaft, und ber Reſt blieb der Martinilaifchaft, jedoch mit einer Gelb. 
abfindung für die übrigen Yaifchaften belajte. — Unter dem 16. Nov. 1838 
wurde ein neues Taifchaftsftatut erlaffen. Durch Flüffigmahung des todten Ca— 
pitals, welches feit Jahren in dem nicht hinveichend ausgebeuteten Boden und 
in ben Holzungen ftedte, wurde das Finanzweſen ver Laijıyaften gehoben. Durch 
Regelung des Waſſers wurden die Wiefen verbeffert, und durch Aufhebung bes 
nächtlichen Draußenbleibens wom Vieh wurde es ermöglicht, die Kämpe zu ver- 
pachten und fie gegen bilfige Pacht den einzelnen berechtigten Häufern zuzumweifen. 
Gerechtfame und Pflichten der Theilhaber werben nun noch immer nach ven ih: 
nen zuftehenden Kubtriften bemeſſen. Sind die Grundftüde unentgeltlich ober 
egen geringe Abgabe den einzelnen Häufern zugelegt, jo können fie nur mit die— 
* felber veräußert werden. Das ganze Areal der Laiſchaften beträgt noch gegen- 
wärtig reichlich 3400 Morgen. Die als unzwedmäßig erfannte Wüftentheilung 
wurbe dadurch wieder befeitigt, daß die Martinslaifchaft das Ganze aufs Neue 
in einer Hand vereinigte. Hinfichtlich der Urbarmachung und Verbeſſerung von 
Zrift, Wiefe, Ader und Forſt haben fich die Laifchaften in der weiten Umgegend 
den Ruf der Muftergültigkeit erworben. — Während die einft kräftigen Zünfte 
ben veränderten Berhältnifien allmälig erliegen, urtheilt ver gründlichite Kenner 
biefer Zuftänbe, hat die Selbftthätigkeit des Bürgerthums in den Laifchaften ein fri- 
fches Gebiet bewahrt. Eine weniger ald die Gegenwart von der abftracten Theo— 
rie ergriffene Zeit würbe darin die Grundlage der Stabtverfafjung gefunden haben. 
Mit der Eröffnung der Eifenbahn (1854) hat fih in Osnabrück neues 
Verkehrsleben entwidelt. Auf allen Seiten der gegenwärtig gegen 14,000 Ein- 
wohner zählenden Stadt, namentlich auf der dem Bahnhofe zugewendeten, fteigen 
Neubauten empor. Schon 1855 waren 34 Tabadsfabrifen zu zählen, wenn auch 
nur eine (1858) über 100 Arbeiter befchäftigt. Cine Papierfabrif bejchäftigt 
gegen 130, eine Tapetenfabrit 70—80 Arbeiter. Die Wollfabrifation erzeugt 
Coatings und gröbere Tuche; fehr bedeutend ift die Tuchfabrif der Gebr. Böh— 
mer im benachbarten Hafte, welche auf 28 Stühlen feinere Waare bis zu 3 Thlr. 
die Elle, außerdem Caſtorine und Satin de Laine liefert. Der Leinenfabrifation 
ber Stadt fchlieft fi) die der Umgegend an; doch da fie meift auf Handgefpinnft 
beruht, fo werben vorwiegend nur gröbere Gewebe für Sad: und Segeltuch gefer- 
tigt. Im 93. 1852 kamen auf der Legge zu Osnabrüd, welche keineswegs bie 
umfangreichfte ver Provinz ift, 6050 Stüd oder 826,203 Ellen zur Schau, im 
Werthe von 83,421 Thlr. Die „Löwen-Leinwand” ging im vorigen Jahrhun— 
bert ſchon ſtark nach MWejtindien und Sübamerifa. 
Bon großer Bedeutung für die fernere induftrielle Entwidelung ift der nahe, 
im Beſitz der Stadt befindliche, Kohlenflöge haltende Piesberg, für deſſen Abbau 
DOsnabrüd im benachbarten Eversburg eigene bergmännifche Colonien angelegt 
bat. Die Kohle felbft wird mit Anwendung aller bergmännifchen Vortheile in 
reihen Duantitäten gefördert und unmittelbar auf die Eifenbahn gefegt. In der 
Nähe Osnabrücks befindet fih das Georgs-Marien-Hüttenwerf. In der Stadt 
jelbft arbeitet eine nicht unbedeutende Eifengieherei. 
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Als ſehenswürdig iſt ber alte ehrwürdige Dom zu Osnabrück zu bezeichnen 
per mit allen Capitelgebaͤuden noch gegenwärtig ein ganzes klerilales Stadtviertel 
ausmacht. Der eine Thurm des Donis ſtammt aus dem 12. Jahrhundert. Das 
Langhaus iſt byzantiniſchen Stils mit Säulen aus buntem Marmor und einer 
auferorbentlich zufammengefegten Portalhalle am der Nordſeite. Das © 
werbient eine gründliche Reftauration, um alle Ueberladung zu befeitigen und 
großen Berhältnife allein und in ganzer Kraft wirken zu laſſen. Auf dem Doms 
plate fteht das Broncebild Juſtus Möfers (1836 errichtet), Möfers, der, 1720 
geboren, dem eigenthümlichen , Herical angelegten, daun verweltlichten Heinen 
Staatswefen des Bisthums Osnabrüd bis 1794 feine fegensreiche Wirkjamfeit 
widmete, der die Schäke der Literatur und Die Vorzüge der feinen Welt kannte 
und nicht verachtete, zugleich den Bauer und feine Lage verftand und den Vers 
Hältniffen entfprechend zu heben fuchte, aber wenn er einen Verbeſſerungsvorſchlag 
nieberjchrieb, bereit8 mehr an die Ausführung gedacht hatte, als baran, ob ber 
Gedanke fich auf dem Papier ſchön ausnehmen werde. 

Die ebenfalls fehenswerthe Marienkirche tft nicht im Bau des reichen Klerus, 
fondern der mit ihm wetteifernden Bürgerſchaft. Das jegige Yanghaus ftammt 
aus dem 14. Jahrhundert und zeigt einen eblen gotbifchen Stil mit fchönen 
Säulenknäufen und zierlihen Schluffteinen der Gewölbe. Der Chor wird im 
15. Jahrhundert gebaut worden fein und ber ihn umgebende weite Umgang findet 
fih in der Architektur felten. Die Holzichnigerei des Altars ftammt aus dem 
15. Jahrhundert; das Ganze ift 1843 einfach und geſchmackvoll reftaurirt worben. 

Einfach und ſchmucklos fft das aus dem Anfange des 16. Jahrhunderts 
ftammenbe > auch im Innern hat es feine architeltreiche Eigenthüm— 
Tichkeit aufzuweifen. Es verdankt feine Berühmtheit allein dem Friedensfaal, in 
welchem die mwelthiftorifchen Verträge von 1648 unterzeichnet wurden. Cine für 
Deutfchland beflagenswerthe, erfchlitterungsvolle, an Umgeftaltung reiche Zeit 
wurbe bier abgefchloffen, eine neue Zeit wurde hier begründet, Der alte Reiche: 
verband war untergraben, die Religionszerwürfniffe zerriffen die Nation. Die 
Fremden hatten in deutſchen Angelegenheiten ein entjcheivendes Wort mitge- 
ſprochen und Tiefen ſich dafür mit unferen Provinzen bezahlen. Keineswegs 
—*— es damals an Männern voll Patriotismus und voll politiſchen Weitblicks: 

eides ift dem Kaifer Ferdinand III. und feiner Umgebung keineswegs vollſtändi 
abzufprechen; allein wern uns feine zur Eintracht mahnende Proclamation, vo 
Klugheit und Würde, ergreift, fo erfälten uns alsbald wieder ſolche Maßnahmen, 
wie die, Pommern lieber den Schweden als Brandenburg zuzuwenden. 

öchſt fprechend find bie den Friedensſaal zierenden Portraits der beim 
Weftfälifchen Frieden zufammentwirkenden Hauptperfonen. In Kaifer Ferbinand III., 
Lubwig XIV., Königin Chriftine erfennt man nicht bloß bie perfänlichen Gegen» 
fäße; die ganze Zeit Ipieget fih in dieſen ee Wie fchlan das Geficht des 
päpftlichen Yegaten Fabio Chigi, nachmaligen Papfts Alerander VI.! Wie edel Graf 
Zrautmannsborf, voll Bildung, Scharffinn, Friedensliebe, Würde, durch das 
Bewußtfein gehoben, trotz allen Widerſpruchs der Neichsfürften und ver Frem— 
ben, bem erſten Herrn ber Chriftenheit zu dienen. Stolz tft ver Spanier Comes de 
Primeranda, und ernft, proteftantifch, wohlberechnend, feft ver Schwede Orenftjerna. 

Das Schloß des erften proteftantijchen Biſchofs von Osnabrück entfpricht 
ganz bem prächtigen, freigebigen Sinne Herzogs Ernft Auguft. Schon die Ein; 
ron: ift großartig und die großen Saal» und Zimmerreiben würben in 

erem Zuſtande fürftlich impontren. Das Schloß follte feinem urfprünglichen 
Zwede gemäß reftaurirt werben wie die Marburg zu München. 
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Die Hädtifchen Unterbeamten. 


Wie nothwendig es fit, daß gefeglihe Vorſchriften erſchöpfend, Har und 
unzweideutig formulirt werben, hat ſich in mehrals einem Punkte bei ver Stäbte- 
Ordnung vom 30. Mai 1853 gezeigt, und zwar im einer Weife gezeigt, die dem, 
den Städten verliehenen Selbitverwaltungsrechte feineswegs die gebührende Aner 
fennung zu Theil werden läßt. Hierher gehört unter Andern der $. 56 Nr. 6 
ber Stäbte-Orbnung. Wie befannt, haben die Communalbehörden zu Stargard 
binfichtlich diefer VBorfchrift in einer Petition vom 11. Januar d. 3. den An 
trag gejtellt: 

„Ein hohes Haus ver Abgeordneten wolle die Geneigtheit haben unb bei 

der Königlichen Staats-Regierung dabin wirfen, daß die Verpflichtung ber 

Städte in Betreff der Militair-Anvaliden-VBerforgung unter Aufhebung der 

entgegenjtehenden Beitimmungen auf dasjenige Maaß beſchränkt werde, wel- 

ches für die zumächit verpflichtete allgemeine Staatsverwaltuug felber zur 

Anwendung kommt, und daß demgemäß zugleich zum Schuge des ben Städ— 

ten nach $. 56 (Nr. 6) der Städteordnung vom 30. Miai 1853 zujtändigen 

Rechts der freien Selbftverwaltung gegen mögliche Eingriffe, nachgelajfen 

werden möge, daß diefelben bei Anjtellung ihrer Subaltern-Beamten (Secre- 

taire und Secretariats-Affiftenten) zwifchen je einem Militair-Invaliden und 

Givil-Anwärter alterniven dürfen.“ 

Diefe Petitton tft in der 8. Sikung des Abgeorbnetenhaufes ber Staate- 
regierung zum Bertictfichtigung überwieſen und bamit nicht blos anerkannt worden, 
daß die Städte durch bie ihnen auferlegte Verpflichtung, ihre Subalternbeamten 
ausſchließlich aus der Zahl der verforgungsberechtigten Militair-Perſonen anzu 
ftellen, eine Befchränkung ihres Selbtwerwaltungsrechtes erfahren haben und 
überbürbet worben find, fendern anch — und das iſt die Hauptſache — gegrün- 
bete Hoffnung auf Abhülfe jener Mängel gegeben, mögen legtere nun tım Geſetze 
ſelbſt oder nur in miniſteriellen Anordnungen ihren Grund haben. 

Dies Reſultat vor Augen, muß jede Stadt es den Commumnalbehörden zu 
Stargard Dank wiffen, daß fie In diefer, für die Gefchäftsverwaltung jowohl, ale 
in finanzieller Beziehung wichtigen Angelegenheit bie Initiative ergriffen haben. 

HM nun jo viel über Subalteru-Beamte, folche, welche eine höhere oder 
eigenthinnliche Gefhäftsbiloung haben und haben müſſen, als Stadt- und Polizei⸗ 
Secretaire, Kalculatoren, Secretariats- und Kalkulatur-Aſſiſtenten ꝛc. geſprochen, 
— dürfte es wohl wünfchenswerth fein, daß auch ver eigentlichen Unterbeamten, 
olcher, welche zu erecutiven oder mechanifchen Dienſtleiſtungen bejtimmet find, 
nähere Erwähnung gethan, namentlich die Frage aufgerorfen werde, welche Uebel: 
ſtäude in Betreff ihrer bie Städte-Ordnung oder vielmehr die minifteriellen 
Anordnungen herbeigeführt haben, und inwieweit hierin Abhülfe Noth thut. 

Wenn $. 56 Nr. 6 der Städte-Orbnung beitimmt: R 

„der Magiftrat hat die Gemeinde-Beamten anzuftellen und zu beauffichtigen, 
fo ſieht e8 allerdings aus, als ob dem Magiftrate das Wahlrecht bedingungslog, 
alfo als ein durchaus nneingefchränttes Necht übertragen worden fei, und nicht 
ohne Grund tft in der gebachten zn in Beziehung auf die Minifterial- 
Inftructton vom 20. Sunt 1853 Nr. XIL (Min. Bl. ©. 133), nach welcher 
die Gemeinpebeamten nach wie vor aus der Zahl der verforgungsberechtigten 
Militairperfonen angeftellt werden müſſen, gejagt: 

„In einem Gefete, welches, wie die Städte-Ordnung, das Recht der freien 

Selbftverwaltung der Stäbte, gegenüber dem Organismus des ganzen Staates 
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regelt, hätte eine fo wefentliche und eingreifenbe Beſchränkung dieſes Rechtes 
nicht unerwähnt gelaſſen werden dürfen. 

Andererſeits darf nicht überſehen werden, daß jene Miniſterial-Inſtruction 
infofern doch mindeftens den Schein des Nechtes für fich hat, als fie nur die, 
in den Motiven zum Commiffionsberichte der II. Kammer ——— Anſicht 
feſthält, daß viele Subalternſtellen mit verſorgungsberechtigten Militairperfonen 
und Invaliden befegt werben müßten, weshalb denn auch ein in der Minorität 
gebliebener Theil der Commtffion ſich gegen die lebenslängliche Anftellung auss 
geiprochen hatte. 

Es läßt fich nicht wegleugnen, daß — Zweifel an dem Fortbeſtande 
der Allerhöchſten Declaration vom 29. Mai 1820 (G. S. S. 79) vorhanden 
find, daraus ergiebt ſich die Nothwendigkeit, daß dieſe Frage, welche die Inter: 
effen der Städte in jo hohem Grade berührt und feineswegs weniger integriren- 
ber Theil des Stäbtewejens, als der Armenverfaffung tft, in einer Haren gefeß- 
lichen Borfchrift ihre Beantwortung erhält. 

Verfolgen wir nun den $. 56 Nr. 6 der Stäbte-Drbnung weiter, fo finden 
wir die Beitimmung : 

„Diejenigen Unterbeamten, welche nur zu mech aniſchen Dienftleiftungen 
beftimmt find, können auf Kündigung angeftellt werden.“ 

Welche Dienftleiftungen find mechanifche? Des Wortes allgemeine Bedeutung 
iſt viel zu elaſtiſch, um im vorliegenden Falle einen ficheren Anhalt zu geben. 
Die Beantwortung der fo eben aufgeworfenen Frage muß daher in ber gefeklichen 
Vorſchrift felbft, der Städte-Ordnung und in analogen Vorſchriften gefucht werben. 

Der $. 56 Nr. 6 der Städte-Orbnung fubfumirt unter dem Ausdrud 
„Unterbeamte” auch die Subalternbeamten; es läßt ſich deshalb annehmen, daß 
der Paſſus: 

„biejenigen Unterbeamten, welche nur zu mechanifchen Dienftleiftungen beftimmt find“ 
— — eigentliche Unterbeamte im Gegenſatz von Subalternbeamten im Auge 
gehabt hat. 

Eine gleiche Vorſchrift, wie $.56 Nr. 6 der Städte-Ordnung, enthielt ſchon 
die Kab.-Orbre vom 28. Mai 1828 (G.⸗S. ©. 41 de 1829) nur mit ber, 
ohne Zweifel noch jet gültigen Erläuterung, daß bie Anstellung auf Kündigun 
nach Analogie der Vorſchrift der Regierungs-Inftruction vom 23. October 181 
8. 12 Nr. 2 (G.S. ©. 248) erfolgen folle. Der 8. 12 Nr.2 ver Regiernngs⸗ 
Inſtruction beſtimmt aber: 

„diejenigen Unterbedienten, deren Dienſt keine Ausbildung erfordert, ſondern 
größtentheils nur mechanifch iſt, find, fo viel möglich, auf Kündigung anzuftellen.* 

Auch nach diefer Vorfchrift können ſämmtliche eigentlichen Gemeinbe-Unters 
bedienten — gegenüber den Subalternbeamten — auf Kündigung angeftellt wer- - 
ben, denn man kann doch nicht fagen, daß z. B. der Dienft der Bofigeibiener und 
Öefangenwärter eine befondere Ausbildung erfordert, wie ſolche wohl aber für 
Subalternftelfen nothwendig ift, man würde ſonſt die Nothwendigkeit der Beſchäf⸗ 
tigung der Anwärter als Äpplicant oder Supernumerar anerkennen müſſen. Die 
Annahme, daß ſämmtliche Unterbedienten auf Kündigung angeſtellt werben können, 
findet dadurch Unterftügung, daß bie Schugmänner, deren Dienjt doch mit dem 
ber ftäbtifchen Polizeiviener parallel fteht, beftimmt aber nicht weniger mechanifch 
fein dürfte, auch auf Kündigung angeftellt werben. Aus welchem Grunde joll 
das Epitheton „mechanifch” Kir die Stadt-Commumen bei Ausübung ihres Selbft- 
verwaltungsrechtes nicht denſelben Begriff haben, wie für die unmittelbaren 
Staatsbehörben ? 


Diefe Auslegung, wie fie der Abſicht des Geſetzes allein zu emtfprechen 
fcheint, hat jedoch in einem Specialfalle an mafgebender Stelle fein Einverftänd- 
niß gefunden, vielmehr ift die Beſchwerde einer Commune darüber, daß fie einen 
ihrer Pollzei-Sergeanten, ver zugleich Gefangenwärter ift, nicht auf Kündigung, 
fondern auf Lebenszeit anftellen * von dem Königlichen Oberpräſidio der Bro- 
vinz Brandenburg zurücdgewiefen worben, weil zu den Verrichtungen eines Bolizei- 
und Rathsdieners und Gefangenwärters noch andere als blos mechanische Dienft- 
leiftungen gehören. Dies ergebe fich nicht nur aus ber Natnr der mit folchen 
Aemtern verbundenen Dienftleiftungen won felbft, fondern es finde biefe Annahme 
auch unter Anderem in dem $. 15 alin. 4 bes Disciplinargefeges vom 21. Zuli 
1852 (G.S. ©. 465) gefegliche Anerkennung, indem hiernach Erecutoren, 
Boten, Kaftellane und Diener ausprüdlich folchen Unterbeamten gegenüber ge: 
ftellt würden, die blos zu mechantfchen Functionen beftimmt feien. 

Der $. 15 des Disciplinargefeges beftimmt nun: 

DOrbnungsftrafen find: 

4) gegen untere Beamte auch Arreſtſtrafe auf die Dauer von höchſtens 
acht Tagen, welche jedoch nur in foldhen Räumen zu volljtreden ift, bie 
den Verhältniſſen der zu bejtrafenden Beamten angemefjen find. 

Zu dieſer Beamtenklaffe werden im Allgemeinen nur gerechnet: Erecu- 
toren, Boten, Kaſtellane, Diener und die zu Ähnlichen, * die zu blos 
mechaniſchen Functionen beſtimmten Beamten. Außerdem iſt das Staats- 
Miniſterium ermächtigt, in der Steuer-, Poſt-, Polizei- und Eifenbahn- 
Berwaltung diejenigen Beamten-Rategorteen fpeciell zu bezeichnen, gegen 
welche Arreftitrafen verhängt werben können.“ 

Es mag nun babingeftellt fein, ob das Disciplinargefeß eine folche ftrenge 
Unterſcheidung wirklich beabfichtigt hat, fo viel aber fteht unzweifelhaft feit, daß 
biefe doch nur eine nominelle fein würbe und daß in der Sache felbit die Erecu- 
toren, Boten und Diener von den, blos zu mechanifchen Functionen bejtimmten 
Beamten feineswegs unterfchieben, vielmehr nach dem Staatsminifterial-Bejchluß 
vom 6. October 1853 (Min.-Bl. ©. 263) Bolizei-Sergeanten und Polizei-Wacht- 
meifter ebenfo behandelt werben wie Ofenheizer und Straßenfeger. Ueberdies 
möchte man nicht ohne Grund bezweifeln können, ob jener fcheinbare Unterſchied 
im Disciplinargeſetz auch für die Art der Anſtellung — ob auf Lebenszeit oder 
auf Kündigung — alſo für eine ganz andere Materie maßgebend iſt, ſelbſt dann, 
wenn für letztere beſondere und entgegenſtehende Vorſchriften eriftiren. Aber — 
wird man fragen — kann e8 denn der Commume nicht gleichgültig fein, ob fie 
ihre Polizeidiener und Gefangenwärter auf Lebenszeit oder auf Kündigung anzus 
« stellen Hat? — Wäre biefe Frage zu bejahen, dann allerdings wiürbe man um 

des Raifers Bart ftreiten. Es handelt fich indeß um mehr und für bie mate- 
riellen Intereffen der Städte ift die Frage über den Umfang des Wortes mecha- 
nifch infofern nicht ohne geringe Bedeutung, als, je nachdem man ben Begriff 
extenbirt oder reftringirt, die Penfionslaft ver Städte ab- ober zunimmt. 

Die Kab.-Ordre vom 25. Mai 1828 (G.S. ©. 41 de 1829) beftimmt, 
daß biejenigen ftäptifchen Unterbedienten, welche blos zu mechanifchen Dienftlei- 
ftungen bejtimmt find und deshalb nach Analogie der Vorſchrift der Regierungs- 
Injtruction vom 23. October 1817 $. 12 Nr. 2 auf Kündigung angenommen 
werben bürfen, bei eintretender gänzliher Dienftunfähigfeit nad 
ihrer Entlaffung aus dem Communaldienfte auf den Penfions- 
Ausſterbe-Fonds übernommen werben (alſo aus Staatsfonds Pen- 
fion erhalten follen.) 


Diefer Grunbfag ift in folgendem MiniftertalsRefcripte vom 28. Auguft 
1835 (v. 8. Ann. Bd. XIX. ©. 757) recitirt worden: 

„Dabei wird ber Königlichen Regterung übrigens bemerflich gemacht, daß nur 
den im Communaldienſt auf Kündigung angeitellten Milttaivperfonen bei 
ihrer Entlaffung ein Anſpruch auf Wiedergewährung ihres früher genoffenen 
Militnir-Benefizii aus Staats- Fonds nach den Beitimmungen ber Allerhöchiten 
Kabinets-Ordre vom 25. Mat 1828 zugeftanben ift; bie Benfionirung ber im 
ſtädtiſchen Dienft auf Yebenszett angeitellten ehemaligen Militairperſonen 
aber Lediglich den Communen überlaffen werden muß, und keineswegs aus 
Staatsfonds erwartet werben kann." 

Es liegt in diefer Beftimmung eine billige Rüdfichtnahme auf das Antereffe 
der Communen, gewiffermaßen ein NAequivalent fir das den Städten zum From: 
men ber Armeeverfaffung auferlegte onus, ihre Unterbedienten aus der Zahl ber 
verforgungsberechtigten Militairperſonen anzuftellen, bie doch, mit geringen Aus- 
nahmen, den bejjeren Theil des Mannesalters hinter fih haben, der Commune 
alfo nicht mehr diejenige Zeit und Kraft widmen können, die wohl als nothiven- 
biges Erforderniß angejehen werden würden, wenn bie Stäbte ein uneingefchränk- 
te8 Wahlrecht hätten. 

Die Städte-Ordnung bat in diefer Verpflichtung des Staates zur Penſioni— 
rung nichts geändert, denn $. 65 evwähnt nur ber auf Lebenszeit angejtellten 
Gemeindebeamten, läßt es aljo binfichtlich der auf Kündigung angeftellten bei 
den bisherigen Borfchriften. 

Die Regierung hat denn auch in einem Specialfalle nach anfünglicher Weiges 
rung bie Verpflichtung des Staates, einen auf Kündigung angejtellten Polizeis 
Sergeanten (früher hat die Berechtigung zur Anftellung auf Kündigung feinem 
Bedenken unterlegen) nach eingetretener gänzlicher Dienftunfähigleit aus Militair— 
Fonds zu penfioniren, anerkennen müſſen. 

Das nab $. 56 Nr. 6 der Städte-Ordnung dem Magiftrate anfcheimenb 
bebingungslos gegebene Wahlrecht iſt aber noch in anderen Beziehungen Bejchräts 
kungen unterworfen. Die Städte-Ordnung fennt das Beftätigungsrecht der Regie— 
rung nur bei ver Wahl der Magijtratsmitgliever ($. 53); dagegen bejtimmt ber 
8. 4 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die Pollzeis-Verwaltung im zwei— 
ten Abſatze: 

„Die Ernennung aller Polizeibeamten, deren Anstellung den Gemeinbebehörben 
zufteht, bedarf der Beitätigung der Regierung.“ 

In der Städte Ordnung von Gräff*) heift e8 hierüber: 

„Bei der Berathung biefes $. in der erjten Kammer warb bie Fafſung bes 
zweiten Satzes als zu weit gehend angegriffen, indem nach ihr die Vejtätigung 
der Anitellung jedes ftäbtifchen Unterbeamten, dejfen Functionen in das Gebiet 
ber Polizei jchlügen, wie z. B. der Bezirksvorfteher und Nachtwächter herge 
leitet werden fünne. Der Berichterftatter gab zwar, wie dies fehon in bem 
Berichte der Commiffion hervorgehoben ift, zu, daß in ber Beſtimmung des 
Geſetzes eine erhebliche Beichränfung des Anftellungsrechtes des Magiftrates 


*) Die Städteorbnung für die ſechs Bflihen BPropingenbes Preuß. Staa- 
tes, mebft den fie ergänzenden Geſetzen und Berorbnungen, mit Berückſſichtigung ber ihrer 
Redaktion zum Grande liegenden Materialien bearbeitet und für bem praftifchen rauch kom» 
mentirt von W. Gräffl, Juſtizrath in Breslau, 1853 bei Aderholz — nach unferer Anſicht 

it das bei weitem zwedmäßigfte Handbuch für Anwendung des Röntgen Berwaltungsrechts, 
e beffen Ausarbeitung die ftäbtifhen Beantten den n Berfaffer dem größten Dant 
wiffen müſſen. 2 Der «A⸗ 
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ttege, vertheibigte aber die Faſſung, well fie ze Wahrung bes Principe, daß 
bie bei der Anftellung der Bolizetbemnten mitwirken müſſe, erfor- 
berlich fe. — Nach unferer Anficht dürfte die Frage über die Betätigung 
davon abhängen, ob ber Beamte vorzugsweife bei der Verwaltung ver Polizei 
felbft angeftellt ift, was fich von den angeführten Beifpielen nicht behaupten Takt." 

Wie jene Vorſchrift angewendet wirb, iſt belannt. Die Polizei-Sergeanten 
(Bolizeiiener) bedürfen der Beſtätigung ber Regierung, ‚nicht minder die Nacht- 
wächter, denn dieſe gehören ja auch zu den Polizeibeamten. 

Anh Hier ‚Könnte man Jagen, daß eine To weſentliche Beſchränkung des 
Wahlrechts nicht Hätte unerwähnt gelaffen werden bürfen. 

Inder läßt fich nicht behaupten, daß die in Rede ſtehende Vorfchrift des 
Gefetes vom 11.März 1850 durch bie eg ausdrücklich aufgehoben 
worden wäre, wie dies nach 8.59 der Einl. zum A. L. R. als nothiwendig ange⸗ 
ſehen werden Könnte; ſomit übt die Regierung nur ein ihr zuſtehendes Recht, ja 
noch mehr, eine Pflicht aus; wogegen es dahingeſtellt bleiben mo, ob nicht die 
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Grenzen diefes Rechts und dieſer Pflicht über die Abficht des etzes hinaus 
erweitert werben. 


Anders tft es aber, wenn bie Regierung auch bei Befegung ber Forftbeamten- 
Men das Beftätigungsrecht in Anfpruch nimmt. In diefer Beziehung wird 

ch das Minifterial-Refeript vom 20. Auguft 1858 (Min.Bl. ©. 184) 
angeordnet: 

„Auf die Communal-Forfttellen, welche eine weitergehende Qualification, als 
die eines Königlichen Förſters nicht erfordern und ein Einfommen von min» 
beftens 120 Tilr. jährlich gewähren, fteht den Forftverforgungsberechtigten ein 
ausfchließlicher Anfpruch zu, infofern dergleichen Berechtigte, welche die erfor: 
berlihe Gefchäftsbildung befigen, vorhanden find. 

Die Genehmigung zur Befegung von Stellen vorbezeichneter 

— einem Verſorgungsberechtigten ertheilt die Königliche 
egierung.“ 
uf welches Geſetz gründet ſich das hier beanſpruchte Beſtätigungsrecht der 
Regierung? Für die Provinz Sachſen würde man vielleicht in der Verordnung 
vom 24. December 1816 (G.-S. S. 57 de 1817) einigen Anhalt finden; für 
die übrigen öftlichen Provinzen aber fehlt es an einem Geſetz, das jener miniſte— 
riellen Anordnung zur Grundlage dienen künnte. 

Es liegt auf der Hand, daß das DBeftätigungsrecht gerabe bei den Forſt⸗ 
beamten in jedem Falle für die Städte läftig ift, nicht blos, weil es das Recht 
des Vetos in fich fchließt, ſondern auch Hauptfächlich um deshalb, weil Durch 
Einholung der Beftätigung Zeit verloren geht, die vacante Stelle in ber Regel 
eine Zeit lang unbefegt bleibt und dadurch Forſtſchutz und Forſteulturen vernach- 
fäjfigt werden; für eine interimiftifche Verwaltung der Stelle aber fich fehr jelten 
eine qualificirte und zuverläffige Perjon findet, derartige Interims vielmehr 
gewöhnlich von nicht geringem Nachteil find, mie dies wohl feiner weiteren 
Auseinanderfegung bedarf. 

Die Theorie mag alle diefe Nachtheile fehr leicht befeitigen können, für bie 
eig ehe fie leider beftehen, und ber practifche Erfolg wird ftets ent- 

enb fein en. 

Das gedachte Minifterial-Refeript vom 20. Auguft 1858 beftimmt ferner: 

„Fir alle Communal-Forftitellen ihres Beſirtes hat die Regierung Normal- 
Etats aufftellen zu laſſen und nach deren Prüfung zu beftätigen. | 
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Aenderungen des feſtgeſtellten Normal-Etats und Abweichungen von dem⸗ 
ſelben bei neuer Beſetzung von Stellen dürfen nur mit Genehmigung der 
Regiernng ſtattfinden.“ 

Auf welche geſetzliche Vorſchrift gründet ſich dieſe Anordnung? Der $. 64 
ber Städte-Ordnung fpricht nım bet Feititellung der Beſoldungen ber Bürger- 
meifter und befoldeten Magiftratsmitglieder von einer Genehmigung der Regierung. 

Der. Regierungs-Entwinf zur Städte-Ordnung forderte allerdings einen 
größeren Umfang des Genehmigungsrechts, indem er bejtimmte: 

„Der Normal» Etat aller Bejoldungen wird vom Magiſtrat entworfen, von 
den Stabtverorbneten feitgefegt und von ber Regierung genehmigt.“ 

Diefe Faffung wurde jedoch von den Kammern verworfen und in ben Moti— 
ven zum Commiffionsberichte der II. Kammer heißt es: 

„Sodann aber war es auch die Anficht der Majorität, daß bie Regierung 
war ein nahes Intereffe bei der Normirung ber Gehälter des Bürgermeiiters 
und ber übrigen befolveten Magiftvatsmitgliever habe, weil dem Magiftrat 
wichtige obrigfeitliche Befugniffe, dem Bürgermeifter für feine Perfon in ber 
Regel auch die Polizei-Verwaltung übertragen feien. Nicht ein Gleiches gelte 
dagegen von ben Gehältern der fonftigen Communal-Beamten. Diefe jtänben 
zu der Regierung in gar feiner unmittelbaren Beziehung. Sollte die Regie- 
rung das Gehalt eines jeden ftäbtifchen Unterbeamten bis zum Nachtwächter 
herab prüfen und beftätigen, fo würde dies einerfeit® bie freie Bewegung in 
der ftäbtifchen Verwaltung unnöthig befchränfen, andererfeit8 den Regierungen 
eine enorme Arbeitslaft verurſachen. Die Städte hätten felbjt das Intereffe 
und würden darauf bedacht fein, ihren Subaltern-Beamten feine ungenügende 
Befoldung zuzuweifen, um nicht fehlecht bedient zu fein. Zu hohe Befoldungen 
würden dagegen wohl nirgends, weder den Magiftrats-Mitglievern, noch den 
Unterbeamten durch die ftäbtifche Vertretung bewilligt werben, und die Con— 
trolfe der Regierung über die Gehalts-Beftimmungen ziele auch eben nur auf 
die Vermeidung zu geringer Befoldungen ab.“ 

Iene Anordnung jteht alfo mit der Städte-Ordnung direct im Widerfpruch. 

Möchten alle diefe Fragen bei der in Ausficht ftehenden Abänderung ber 
Städte-Ordnung eine für das Intereffe ver Städte befriedigende Löfung erfahren, 
möchte den Stäbten diejenige Freiheit des Selbftverwaltungsrechtes gegeben wer- 
den, die ſchon in der Städte-Ordnung von 1808 als ein nothwendiges Erfor- 
berniß der Wohlfahrt der Städte angejehen worben tft. 

Linfingen, Beigeorbneter. 





Der bayerifch :pfälzifche Landrath über eine Meform bes 
Gemeindewefens. 


In der vierten öffentlichen Sigung bed Kreislanbraths der Pfalz, ber vom 
7. bis 19. Mat in Speyer verfammelt war, ftellte ein Lanbrathsmitglied (Jor— 
dan) unter ansführlicher Motivirung den Antrag, den König um die Vorlage 
eines Geſetzes zu bitten, worin unter Berückſichtigung der pfälzifchen Verhältniffe 
die größere Autonomie der Gemeindeverwaltungen gegenüber ben Verwaltungs 
behörben, die freie Wahl der Gemeindevorfteher unter Vorbehalt der Beftätigung 
ber, Regierung und bie Unabfeßbarfeit der einzelnen Mitglieder der Gemeinbe- 
räthe ausgefprochen jet. 
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Ueber dieſen Antrag wurde in der vorletzten Situng Bericht erjtattet. Der 
Ausschuß machte ven Vorſchlag einer Erklärung in nachjtehender Faſſung: „Der 
Landrath, nachdem er den von feinem Mitgüede Jordan eingebrachten Antrag 
auf Verleihung einer Gemeindeverfaffung für die Pfalz auf dem Wege der Geſetz⸗ 
gebung geprüft, erkennt demjelben gemäß an, daß der Pfalz eine ihren Verhült- 
niffen entjprechende Gemeindeverfaffung, welche eine größere Autonomie ver 
Gemeinbeverwaltungen, eine Nase Wahl der Gemeindevorſteher und eine feftere 
Stellung der Bertreter der Gemeinden fichert, mangelt, und daß derſelben eine 
ſolche Gefeßgebung ein fchon lange .gefühltes Bedürfniß if. Indem nun ver 
Landrath ein folches Bekenntniß hier ausjpricht, verbindet er damit die unter: 
thänige Bitte, Se. Maj. der König möchten geruhen, dem nächſten Landtage ein 
Geſetz über die Gemeindeverfaffung der Pfalz vorlegen zu lafjen, in welchem 
Abhilfe des eben beiprochenen Beduͤrfniſſes geboten wird.‘ 

Das Mitglied Wand trat dem Antrage entgegen, weil das Gemeindegefet der 
Pfalz nicht fo fchlecht fei, als Hr. Jordan ſchildere, und das jenfeitige Gemeinde- 
geſetz, das er als Mufter anführe, nicht jo wünfchenswerth. Redner verbreitete 
ſich ausführlich über die Grundfäge der Gentralifation und der Decentralifation 
umd zeigte, wie alle pfälziſche Einrichtungen mit dem Gemeindegefeg enge zufanımen- 
hängen. Gewähre man den Gemeinden Autonomie, jo müſſe man als nothwen- 
dige Folge die Freizügigkeit, das Necht der Anfähigmachung und vieles Andere 
bejchränfen. Das Prinzip der Autonomie der Gemeinden habe in den jenfeitigen 
Kreifen fait vollſtändig Fiasfo gemacht und eine Verhandlung beim landwirth— 
Ichaftlichen Generalcomite in München, der er beigewohnt, habe die großen Nach: 
theile ans Licht treten laffen. Der Ortsvorjtand habe dort eine ganz andere 
Stellung als in der Pfalz und fei ein geplagter Mann; kein Neicherer gebe fich 
dazu ber, ja öfters wähle eine Gemeinde gerade einen allgemein verhaßten Bür- 
ger, gleichjam als Strafe, zum Ortsvorfteher. Wenn wir an unferen Gefegen 
anfangen wollen zu bejjern, jo hätten wir das Civilgefet, das Handelsgeſetz u. ſ. w., 
deren: Mängel anerfannt und fühlbarer feien, als die des Gemeindegejeges. 
Warum aljo gerade bei dem Gemeindegefege beginnen, das doch nicht jo ganz 
fchlecht fein müffe, da die Gemeindeverhältniffe in der Pfalz ausgezeichnet, das 
Gemeinderechnungswejen mufterhaft und das Gemeindevermögen bereits auf bie 
—* von mehr als 40 Mill. Gulden geſtiegen ſei. Nicht als Mitglied der 
egierung, ſondern als ein Mann von einer mehr als dreißigjährigen Erfahrung 

in den verſchiedenen Zweigen der Verwaltung rathe er von der Annahme des 
Antrages ab. 

Regierungs-Direktor dv. Bettinger erflärte: die Regierung wolle ven Gemeinden 
gern größere Freiheit zugejtehen; aber wenn man den Bürgermeiſter von ver 
Regierung unabhängig mache, müfje man ihr ein anderes Organ zum Vollzug 
ihrer Berfügungen geben, alfo zwei Biürgermeifter für jeve Gemeinde aufitellen. 
Ein folher Plan fei in der That einmal vollftändig ausgearbeitet, aber als zu 
monftrös bei Seite gelegt worden. 

Einer Bemerkung des Hrn. Böding, die Hauptabficht des Antrages fei wohl 
bie, daß die gefeglichen Bejtimmungen über die Abfegbarkeit der Gemeindener- 
treter einer Revifion unterworfen und hiefür fefte Grundſätze aufgeitellt werben 
follen, jtimmten mehrere Mitglieder bei. 

Schließlich wurde der Ausfhußantrag mit allen übrigen gegen vier Stim- 
men angenommen. 

Die Südd. Ztg. hat bie Argumentation, die Hr. Wand dem Antrage entgegeu⸗ 
ftelite, einer Beleuchtung unterzogen, und zwar ben Hauptzügen nach wie folgt: 
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1. Gegenüber dem faljchen Syſtem einer fchlechten Geſetzgebung, bie 
Gemeindebehörden mit Funktionen zu überladen, die ihrer Natur fremb find und 
fie dafür um fo unbedenkliher unter die Vormundſchaft des Staates zur ftellen, 
beiteht das Richtige darin, daß man die Gemeinde anf ihren natürlichen Wirfungs- 
freis einfchräntt und innerhalb biefes Wirkungskreiſes frei fein läßt. Ein Ass 
fluß des faljchen Syſtems ijt auch das Widerfpruchsrecht der Gemeinde bei 
Niederlaffungsgefuchen. In ihrer natürlichen Befugniß liegt nur die Entfcheibung, 
ob ein Individuum im ben engern Berband der Bürgerjchaft aufzunehmen, 

Theilnahme an der Verwaltung der örtlichen — und an den 

tzungen des Gemeindevermögens zuzulaſſen ſei. b aber dem Einzelnen 
geſtattet werden könne, auf irgend einem Punkte des Staatsgebiets feinen Hausſtaud 
zu geüuben und einen Nabhrungsziveig zu ergreifen, darüber mug — mo nicht 
unbebdingte Freiheit des Erwerbes und der Niederlaffung herrſcht — die Staats 
gewalt das entjcheidende Wort fich vorbehalten. 

2. Nicht das Prinzip der Autonomie hat in den diesfeitigen Kreiſen Fiaslo 
gemacht, fonvdern jenes widerfinnige Veto der Gemeindeverwaltungen und ein 
Mißbrauch, der mit dem Geift der Autonomie im ſchneidendſtem Widerfpruch 
ſteht. Theils durch die Schuld der bejtehenden, mangelhaften Gemeindeordnung, 
theils durch die Schuld der Bürger und Bauern jelbft, die fich ungefeglichen 
Zumuthungen zu oft mit jchlaffer Nachgiebigfeit unterwerfen, ift der Ortsvorftand 
vieffach zum Bebienten des Amtsvorftandes, ja zum Linterbebienten des Amts- 
dieners herabgewürdigt. Mit einer Menge von untergeorpneten Berrichtungen 
beladen, die feinem natürlichen Wirkungsfreife fremd find, fühlt fich diefer Orts— 
vorstand nicht mehr als der Erſte einer freien Körperfchaft, fondern als der Letzte 
auf der Stufenleiter der Stantsbureaufvatie, eine Stellung, die den Ehrgeiz tüch- 
tiger Männer wahrlich nicht verloden fanı. 

3. *Es kann zugegeben werben, daß das pfälziiche Kommumalvermögen, 
wäre es auf Grund einer freien Gemeindeordnung verwaltet worden, in biefem 
Augenblice anftatt um eine Million größer, vielleicht um jo viel geringer wäre. 
Allein wenn ein Vormund feinem großjährig geivordenen Mündel fagt: „Du 
ſiehſt, wie trefflich unter meiner Bormundjchaft dein Vermögen gedeiht, weshalb 
bie Fortdauer derfelben zu deinem Vortheil gereichen würde" — fo entgegnet der 
geokjährige Mündel, falls ex eim tüchtiger Menſch ift: „Es mag fein, daß bu 
der bejjere Haushalter bijt, aber ich ziehe vor, meine Geſchäfte jelbjt zu führen, 
meinen Gewinn der eigenen Thätigleit zu verdanken und die Verlufte, die aus 
meinen Fehlern entjpringen könnten, mit Faſſung zu tragen; die miuftergitltigfte 
Bormundfchaft fann mir den Werth der männlichen Selbſtſtändigleit, des eigenen 
freien Strebens und Wirkens unmöglich erfegen." Ebenſo könnte die Gemeinde 
dem bevormundenden Staate entgegnen, dem übrigens die Pflicht der Beauffich- 
tigung micht entzogen werben joll. 
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EL. 
Statiftik 


Dad Sparkaſſenweſen iım NRegierungsbezirk Arnsberg. 


Auf dem Gebiete der Provinzial-Statiftit Preußens nimmt der Regieruungébezirk Arus— 
berg eine hervorragende Stelle ein. Zwar befigen wir von mehreren Regierungsbezirken, wie 
Düffeldorf, Trier, Magdeburg, Erfurt und anderen flatiftifhe Beſchreibungen, indeſſen dürfte es 
faum einen Regier.-Bezirl geben, der jo fortdauernd und nach fo mannigfachen Richtungen hin von 
ſachverſtändigen Männern Patiftijh durchforſcht und bearbeitet if. An die im Jahr 1819 erjchier 
nene Beichreibung deſſelben ſchloß fih im Jahre 1841 vie Publication einer Ortfcafts- und 
Entfernungstabelle; 1855: eine geognofliiche Weberficht und eine Geſchichte beffelben; 1856 er- 
ſchien ein neues flatiftifches Handbuch; 1857 das Berg-, Hütten» und Gewerbemejen von bem 
Reg. Rath Jacobi; 1868: eim gewerbliches. Adreßbuch; 1859 eim Heft ſtatiſtiſcher Nachrichten, 
im .welden bie Hauptreſultate der ſtatiſtiſchen Erhebungen in einer überfihtfichen uud für das 
practifche Bebürfuiß geeigneten Weiſe zufammengeftellt find, In biejem Jahre find von. demjel⸗ 
ben Berfafjer mehrere beiehrende und gemeinnügige Aufjäge über die Berhältniffe der Hand» 
werden, ber Sparlaffen und ber Arbeiterwohnungen erſchienen. Alle biefe Arbeiten verfolgen 
ben Zwed, bie Bewohner des: Regieruugsbezirtd mit ‚ven fie umgebenden Berhältniffen bekannt 
und vertraut zu maden; fie find bemgemäß auf das practijche Bebürfuiß berechnet und daher vor» 
zugsweife geeignet, als Vorbilder und Mufter zu dienen. Bon diefem Gefihtspunft ans Fönnnen wir 
nicht umbin, auf die erwähnten Darftelungen bifonder® aufmerlſam zu machen. Indem wir 
uns eine näher eingehende Beſprechung derſelben vorbehalten, wollen wir für heute aus dem 
Mrzlich erfchienenen Aufſatz über das Sparkaſſenweſen die hauptſächlichſten Refultate 
mittheifen. 

Unter dem gemeinnüßigen Einrichtungen des Regierungs-Bezirls Arnsberg nehmen bie 
Sparkaffen eine bejonder® hervorragende Stelle ein. Es wird deshalb um fo mehr ber 

Mühe werth erſcheinen, venjelben eine näher eingehende Betrachtung zu widmen. 

Unfere Spartaffen erfüllen einen doppelten Zweck; fle mehmen einmal ihrer urſprüngli⸗ 
den und charakteriftiichen Beflimmung zufolge die kleinſten Erjparniffe, die Pfennige, ©ro- 
ſchen und Thaler auf, um fie zu Kapital anzufammeln, nnd find fo Sparlaffen im eigentfidherr 
Sinne des Worts. Dann dienen fie aber aud dazu, größere Eriparniffe, Wirthihaftsüber- 
ſchüſſe, verfügbare Kapitalien von Privatlenten jeberlei Art, jowie von öffentlichen und Privat- 
Anftalten, kurz Gelbfummen aus allerlei Händen und allerlei Urfprung, welche ber Beſitzer 
augenblidlich nicht anderweit nugbar machen kann, zinstragenb anzulegen, und löſen fo theil- 
weife die Aufgabe des bet uns noch mangelhaften Bankverfehrs. Es ift don Wichtigkeit, biefe 
beiden nad ihrer wirthſchaftlichen und moralifhen Tragweite ſehr verſchiedenen Zwecke ausein⸗ 
ander zu halten. Der eine wie bes andere iſt von unverleuubarer Gemeinnittzigkeit. 

Die Borlstoirthihaft hat, je größer ein vorräthiges Rapitaf iſt, ein deſto driugenderes 
Iutezefje an deffen ſchleunigſter Nutzbarmachung, und je mehr alle in ben Händen des jeweill- 
gen Befigers emtbehrfihen Gelbfummen nach der Sparkaffe umb von biefer aus wieberum in 
ben Berehr zurüdfließen, deſto beträchtlicher kann ihr materieller Erfolg ſein. 
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Die Königliche Verorbnung über bie Einrichtung des Sparlaſſenweſens vom 12, Dec. 
1838 warnt zwar vor einer folden „Ausartung der Sparkaffen zur Bequemlichkeit der Wohl« 
babenden Behufs augenblidlicher zinsbarer Anlegung größerer Summen,“ unb es pflegt baber 
auch in den Statuten der biefjeitigen Sparlaffen die Grenze, bis zu welder hinauf eine Ber- 
pflichtung zur Annahme von Gelobeträgen ftattfinden fol, ſehr miebrig, vielfach nur bie zu 
25 Thalern gezogen zu fein, um jebe Berlegenheit biefer Anftalten in Folge des Zuflrömens 
. zu großer, von ihnen micht zu verwerthenber Summen zu verhüten. Diefe Beforgniß vor ber 
Ausbeutung feitens der wohlhabenderen Klaffen ift jeboh durch die Erfahrung fo wenig beflä- 
tigt worden, es hat fi vielmehr bie ziemlich unbeſchränlte Zulaffung aud des größeren Kapi- 
tal® als jo vortheilhaft erwiefen, daß bei den meiften unferer Sparkaffen, wie wir unten ſehen 
werben, gegenwärtig ſchon der Schwerpunkt des Gejchäftsbetriebes in diefer bantmäßigen Wirt- 
famteit liegt, und zwar ohne zu erfihtlihen Bebenlen nad ber einen oder anderen Seite hin 
Beranlafjung zu bieten. Gemeinden, Kirchen, Schulen, allerlei Stiftungen und öffentlihe An- 
ftaften, Unterflügungslaffen, Privatleute jeder Art, und unter biefen ganz insbeſondere bie 
Landwirte, geben ben Sparkaffen gerne ihre erübrigten Kapitalien, bis daß fich zu deren An- 
lage eine vortheilhaftere Gelegenheit findet. Anbererfeits, wer eines Darlehns bedarf und Si. 
cherheit zu bieten im Stande it, Hopft natürlich zuerft bei der Sparlaſſe an, 


Indeſſen ber urfprünglihe Zwed und das eigentlihe Weſen ber Sparlaſſen ift doch nicht 
in dieſer Wirkfamkeit eines großen Geldinſtituts, fonbern in jener anderen Aufgabe zu finden, 
welche bie nebengebadhte Verorduung vom 12, Dec. 1838 mit nahbrüdlicher Betonung dahin 
erflärt: „bie ärmeren Klaſſen zur Sparjamkeit anzuregen.“ Sie follen den Heinen und Hein» 
fien Dann erſt zum Sparer maden, die Tropfen und Tröpfchen des befruchtenden Elements 
an ſich ziehen und zu kräftigen Gewäffern vereinigen. Diefe Beftimmung findet fi auch wohl 
an der Spite mandyer Statuten unferer Sparlaſſen beſouders ausgeſprochen, z. B. in benjeni- 
gen der Sparkaffe zu Siegen mit folgenden bezeichnenden Worten: 


Diefelbe werbe gegründet, 
„um ben weniger bemittelten Einwohnern Gelegenheit zur nußbaren und ficheren Un» 
„terbringung ihrer Erfparniffe zu geben und ihnen dadurch bie Möglichleit zu exleich- 
„tern: fi für den Fall der Berheirathung, für Zeiten der Krankheit unb des Alters 
„und andere fälle der Noth und des Bedürfniſſes das beruhigende Bewußtjein ſelbſt 
„erworbener Hülfe zu verjhaffen, und um überhaupt den Siun für Ordnung unb 
„Sparjamleit zu beförbern.“ 


Diefer heilfame Einfluß der Sparlaffen gegen die Berarmung und für die Selbflauf- 
bilfe ber niederen, ber befiglojen, der haudarbeitenden Klafjeu wird immer ihre tiefere Aufgabe 
von fütliher und politifder Bedeutung bleiben, und ihr wollen wir ebenbefhalb an dieſer Stelle 
bauptfählih unjere Aufmerkjamleit zumenden. 


Halten wir zuvörberft die Ergebniffe unſerer Sparkaffen gegen biejenigen des ganzen 
Staates, (vom welchen legteren uns Übrigens nur bi® zum Jahre 1858 Nachrichten vorliegen), 
fo finden ſich 

1) im Jahre 1856 innerhalb des preuß. Staates überhaupt 365 

Sparkaffen mit einem Einfage-Rapitale von . - „ .» . 32,340,000 Thlen.; 


im Jahre 1856 innerhalb des Reg.Bez. Arnsberg überh. 38 Spar- 
taſſen mit einem Ginlage-Rapitale von » » » » . 44160,000 „, 
d. h. mehr als Yıo al- 
ler Spartaffen mit mehr 
als. 's aller Einlagen, 
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im Jahre 1858 innerhalb des preuß. Staates Überhaupt 453 


Sparlaffen mit einem EinlagesKapitale von. . » » - » 44,693, 961 Thlrn. 
im Jahre 1858 innerhalb des Reg.» Bez. Arnsberg Überhaupt 
44 Sparlaffen mit einem Einlage-Kapitale von . » . .  6,152,924 Thlem. 


d. h. beinahe 0 aller 
Sparlaffen mit fap Y, 
aller Einlagen ; 
2) von fänmtlichen Einlagen berechnet fi auf den Kopf ver Bevbllerung: 
im preußifchen Staate 1856 burchfhnittih - oo. 2 2 20. ei — 
im Regierungs-Bezirt Arusberg 1856 durchſchnittlich . 2. . 


im preußiſchen Staate 1858 puchihnitih . . . 0 0. PF * Ze; 
im Regierungs-Bezirt Arnsberg 1858 burhihnittlih . . ... 
alfo mehr als * Mal 
fo viel; 

3) Ein Sparer (Sparkaſſenbuch) kam im preuß. Staate 1856 auf 39 Einwohner, 

„ " " non m " 1858 auf 81 Einwohner, 

u = „nn Reg Bez. Arnsberg 1856 auf 19 Einwohner, 

" „ " 7) " 7) 1868 auf 17 Einwohner, 

” " [7 " 1859 auf 16 Einwohner; 
4) Eine Ebenſſe — “ — Staate 1858 auf 11,,, OM. und 87,949 Einw., 

” ” m m Reg. Bez. Arnsberg 1858 „ Bun m m 15,208 „ 

" " 7} " " 1859 " 2,08 7) 7) 14,237 " 

Diefe Zahlen bemweifen (lagen, daß gerade in unſerem Regierungs-Bezirte bie Spar- 
taffen ihrer Verbreitung und ihrer Wirkfamkeit nah eim volkswirthfchaftliches Element von ber 
höchſten Wichtigkeit find. 

Gehen wir anf den Urfprung umnferer Sparlaffen zurück und verfolgen deren allmählige 
Ausbreitung und Entwidfung, fo finden wir, daß ber Stadt Soeſt (unb zwar weſentlich durch 
Rath und That des damaligen Landgerichts-Affeffors von Biebahn) der Ruhm gebührt, bie 
erfte, nämlich im Jahre 1825, gegründet zu haben. Ihr Borgang fand 12 Jahre hindurch 
feine Nachahmung ; erft 1837 folgte Arnsberg ; zwar griff bereits im Jahre 1821 der Lanbrath 
Thüflng mit voller Einficht in das Wefen der Sache die Errihtung einer Sparkaffe in Arnd 
berg anf und brachte die Angelegenheit tro des Wiberfirebens ber vorgeſetzten Behörbe fo weit, 
daß das Statut befchloffen, beflätigt und veröffentlicht wurbe. Deſſenungeachtet blieb bie Sache, 
aus micht weiter zu ermittelnden Gründen, ohme allen Erfolg auf fih beruhen. 1838 entflanben 
die Sparlaffen zu Bohum, Hattingen und Iſerlohn, im Jahre 1842 befaßen alle Kreife, mit 
Ausnahme von Meſchede (woſelbſt erft 1845 eine Sparkaffe errichtet wurde) und Wittgenftein 
(erft 1849) mindeſteus eine biefer nüglihen Anftalten. Die bedeutendſte Sparlaffe ift gegen- 
wärtig biejemige zu Dortmund mit 1,158,497 Thlr. Einlagelapital (am Schluſſe 1859), bann 
diejenige zu Soeft mit 791,683 Thlr. 

Bon fänmtlichen Sparkaffen find nur 3, nämlich diejenigen zu Meſchede, Berleburg und 
Laasphe, Anfalten der betreffenden Kreife, alle übrigen find von den Stäbten, beziehungs- 
weife ben Aemtern, in welden fle ihren Sit; haben, einzelne (zu Fröndenberg und Aplerbed) 
nur von einem Theil ber zu beim betreffenden Amte gehörenden, für biefen beflimmten Zwed 
zw einem befonberen Berbande zufammengetretenen Landgemeinden gefliftet worden. 

Seit dem Jahre 1848 Haben die Sparkaffen fi im folgender Weile vermehrt und 
vergrößert: a 


— 









Durchſchnittlich fielen 
lagen auf 


deẽ 

jebe & ar⸗ 
Sparlaſſe taffenbuch 
<hlr. | The. 











Ende 1843 beftanden 14 Sparkaffen mit 607,724 Thlr. Einlagen db. h. : 

1,1, Thlr. anf deu Kopf der — des Regierungs-Bezirts | 43,410 nicht zu 
„„ 1846 beftanden 19 Sparlafien mit 1,135,984 Thlr, Einlagen d. h. ermit- 

2,03 Thlr. auf ven Kopf ber Bevöllerung - » = 2. 0... 59,790 ,) tem. 
„ 1849 befanden 21 Sparkaffen mit 1,678,032 Thle. Einlagen d. h. 

2,00 Thlr. anf ben Kopf ber — ar ee BO. SAAB 
or 1852 beflanden 25 Sparkafjen mit 2,55 ‚867 Thlr, Einlagen d. h. | 

4, ZThlr. auf den Kopf der Bendlkerung . » » 2... . [103,235 129 
„ 1855 beflanden 39 Sparkaffen mit 4,162,228 Thlr. Einlagen d. h. | 

64: Thir. auf den Kopf ber — ee ..1106,720 139 
„ 1858 beſtanden 44 Sparlaſſen mit 6,152,924 Thlr. Einlagen d. h. | 

9,2 Thlr. auf den Kopf ver —— ee er Se . ] 139,840 156 
‚„ 1859 beflanden 47 Sparlafjen mit 6,748,199 Thlr. Einlagen d. h. 
vr 19,05 Thlr. anf den Kopf der Bevöllerung. » » « . . + . [185% 163 


Der Anwachs der Einlagen hat alfo nicht nur gleichen Schritt mit der Errichtung neuer 
Sparkaffen gehalten, fonbern ift mod; weit darüber hinansgegangen, jo daß ungeachtet der Ber- 
mehrung ber Kaſſen der Durchſchnitt des eimer jeden amvertranten Kapitals nicht bloß gleich groß 
geblieben if, fondern von Jahr zu Jahr zugenommen bat. 

Der Gefammtbetrag ber in ben Spartaffen aufgefpeicherten Summen hat fih in ben 
16 Jahren (1843—1859) von 607,724 Thlr. anf 6,748,199 Thlr. gehoben, mithin mehr ale 
verzehnfacht. 

Würde gleich bie hierin ausgeſprochene Kapitalbildung zum großen Theile auch ohne bie 
vermittelnde Einwirkung der Spartaffe flattgefunben haben, fo kann doch fein Zweifel barüber 
obwalten, baß ihnen biefer Fortſchritt des allgemeinen Wohlftandes weſentlich zu ver» 
danten ift. 

Beſonders überrafchend erfcheint es, daß felbft das Jahr 1859, ungeachtet ber weitrei- 
enden Lähmung ber gewerblihen Verhältniſſe, ber vielfachen Stodung im Handel und Wau⸗ 
bel, deunoch feinen Rüdgang zu beffagen, ſondern ſich eines amfehnlihen Zumadjes der Ger 
fammteinlagen zu erfreuen gehabt hat. Lebiglih 3 Sparkafjen: zu Bohum, Brilon, Unna ba» 
ben im Jahre 1859 eine Schmälerung bes Einlage-Kapitald gegen 1868 erlitten, bie beiben 
fetten unbebentend, bie erftere jedoch um faft 13 pCt. 

Ein fprechendes Zeugniß einerfeits bafülr, daß bie ungünſtigen Zeitverhältnifje glüdlicher- 
weile doch der tieferen Wurzel unferes Nahrungsftandes noc feinem erhebfihen Schaben zuge 
fügt haben, anbrerfeits aber auch bafür, daß die Sparkaffen eine Anziehungskraft ausüben und 
ein Vertrauen befigen, welche feft begründet find und baher nicht bloß im rofenfarbenen Zeiten 
fih wirkfam erweiſen. 

Uebrigens ift bie Vermehrung von 1858 auf 1859 in bem verſchiedenen Gegenden fehr 
verſchieden geweſen; am geringftien im Kreije Bodum — Q,, Thlr. auf deu Kopf, am höchſten 
um Kreife Arnsberg 2,2, Thlr., durchſchnittlich im Regierungs-Bezirle O,., Thlr. 

Hienach erfrent fih unfer Regierungs-Begixk im Großen und Ganzen einer Eutwidiung 
ber Öffentlichen Sparlaffen, der Zahl und dem Umfange nad, weit über alle urjprüngliche Er- 
wartung hinaus, Belehrenb wie nun obige Durchſchnittsberechnung auch if, um das großar- 
tige Steigen der Sparkaſſen⸗Einlagen vecht deutlich vor Mugen zu ftellen, geftattet biefelbe doch 
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natürlich feinem Schluß anf eine entſprechende durchgehende Betheiligung umferer Bebbiterung 
an ben Sparkaſſen, d. h. wir Lönnen darnach auch nicht einmal aunäpernb vermuthen, daß je- 
der Einwohner wirffih fo ober fo wiel im bie Sparlaſſe eingelegt hat. Um biefer Frage nahe 
zu kommen, werben wir bie einzelnen Gategorien ber Einlagen ſchärfer in® Ange fafjen milſſen. 

Betrachten wir zuerſt die aus ber obigen Nachweiſung erſichtliche Zahl der Sparkaffen. 
bücher nach Berſchiedenheit der Größe ihrer Einlagen. 

Es befanden fi am Schluffe des Jahres 1858 im Umlauf Sparlaffenbüder mit einer 
Einlage: 








a. b. | c. @ —— e. £. 
| is von bo bis via —— 
bie 20Thir. dor 20 bis, yon bis 200 [2 nr 
| 50 Tpfr. 100 The.) "Eur | Darlım überhaupt 


\ 
im ganzen Staat „| 188,656 | 185,101 109,879 | 79,008 | 44,558 657,697 





dagegen im Regierungg-Br- 

zirt Arnsberg, . . » 7,829 8,847 8,033 7,494 7,146 | 39,349 
ferner am Schluſſe des Yah-! - . 

res 1889... ..» 8,392 | 9,224 8,340 | 7,707 1,609 11, 41,272 


Im ganzen Staate fielen alfo damals von dem Gefammteinfagelapital auf 1 Spartaffen- 
buch 80 Thlr., dagegen im Regierungs-Bezirke Arnsberg faft doppelt fo viel, mimlid 156 Thlr.; 
am Schlufſſe 1859 Hatte letztere Summe ſich noch weiter gehoben auf 163 Thlr. Während um- 
fer Regierungs-Bezirt am Höhe der Einlagen von keinem andern Regierungs-Bezirle erreicht 
wurde, flanb berfelbe im Jahre 1858 hinſichtlich der Zahl der Helnften Sparkaffenbücher (bis 
20 Täler.) in 8. Rethe (j. B. Potsdam mit Berlin zählte mehr ald vier mal fo viel) und mit 
den Sparlaffenbüchern bis 50. Thlr. in 6. Reihe (Potsdam hatte boppelt fo wief); dagegen über⸗ 
traf er alle andern um fo bedeutender durch bie Zahl ber größten Sparkaſſenbücher (über 
200 Thlr.) und befaß deren beinahe 1% von ber geſammten Zahl im ganzen Staate. 

Auch in dem Zuwachs der Sparkaffen während bes Jahres 1859 zeigt fich daſſelbe Ber- 
häftmiß; denn während die Zahl der Sparkaffenblicher überhaupt fi) gegen 1858 um kaum 
5 pCt. vermehrt hat, iſt die Zahl der Sparkaſſenbücher von 200 Thlr. Einlage und darüber 
beinahe am 6), pEt. geftiegen. 

Ein unzweidentiger Beweis baflix, welch überwiegende Rolle in unſeren Spartaffen das 
größere Kapital fpielt, und wie fehr es für daffelbe ein Bepiirfnig war, ſolche Gelegenheit zur 
banktmäßigen Anlegung eröffnet zu erhalten, 

Zu wefentfich demfelben Refultate führt die Betrachtung ber oben {hen erwähnten be- 
fondesen Angaben über die Einlagen der hanbarbeitenden Slafie. Folgendes it dabei beſürwor⸗ 
tenb vorauszuididen, 

Denn gleich aus dieſen Schichten ber Bevöllerung hauptjädlic bie Heinern Ein 
lagen heruorgehen, jo gehören ihnen doch natürlich die Sparkafſſenbücher der geriugeren Beträge 
teineswegs ansihließlih an, Much audere Bernfsſtände machen nom ben Sparlaſſen nicht 
Bloß zur Anlegung größerer Summen Gebraug. Es find namentlih z. B. eine Einlagen 
für Kinder aus ber bemitteltem Klaſſe ſehr verbreitet; ber eine ober ambere Thaler, welder fonft 
den Weg alles Fleiſches gehen würde, wird im das Sparlaſſenbuch ber Rinder eingeſchrieben, 
uub hier erfühlt die Sparkafle gewiß eben fo gut wie ſonſt irgendwie ihre eigentliche Auſgabe. 
Andrerfeits werben aud der banbarbeitenpen Mafie io manche Gpaxtafienbüdher mit Höheren 
Beträgen angehören, ſei's bafı durch nachhaltige Sparſamileit hie Einlagen allmälig fo hoch ge, 
wachſen find, fei's daß ungewöhnliche Umſtände (Exbiepaften z2c.) dem Sparer eine jo hohe Ein; 
lege möglich machten. | 

Cs zählten die Sparlaffen am Schluffe 1869 im Garzen 21,266 Theilnehmer aut ven 
arbeitenden Klaſſen mit 8,924,084 Thle. Minlagen, IR dies auch wicht ne Dont 
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fämmtiicher. Spartaffen-Einlagen, fo dürfen wir doch nicht anftehen, dies Ergebuiß ſchon 
als eim recht erfremfiches zu bezeichnen. Einmal im Hinblid anf bie Höhe ber Summe jelbft 
unb bie daraus ben Zaufenden von Sparern erwachfenbe wirthſchaftliche Erftartung für allerlei 
außerorbentlihe Anfprüche ber guten und der böfen Tage; dann noch mehr im Gefühle fittli- 
cher Befriedigung. Denn in jenen 2 Millionen Thalern ftedt ein Reichthum muthigen Wiber- 
flandes gegen vielerlei Berjuhung der Schnappsiheute, des Kleiderlurus, der Schügeufefte und 
allerhand Lodungen der Sinnlichkeit; es find darin unzählige Beweife ver Charakterfeſtigleit, der 
Selbſtüberwindung, der Eitern- und Kindesliebe, der Tugenb und bes frommen Sinnes mit 
Thalern und Groſcheu aufgeipeichert. | 
In diefem Gefühle der Genugthuung beftärft uns ein Rüdblid auf den fletigen und 
ftarken Fortſchritt der Einlagen aus ben arbeitenden Klaffen. Es wurben berem ermittelt: 
Ende 1853: 851,824 Thaler Kapital bei 10,669 Sparern, 

„ 1855: 1296017 „ Pr „13628 „ 

„ 1857: 1,996,6%65 „ re „18,021 „ 

„ 1858: 2,097,081 „ . „ 0342 „ 

„ 1859: 2.224,08 „ M „ 212 u 


Mithin 1859 mehr als 1853: — 1,372,260 Thlr.Einlagelapit. u. 10,586 Sparer. 
Die Zahl der Sparer belief fi unter ben 


| | Hand» | it Berg· und anderen 
| Hliten. | Dienfibo- 





brif 
Gejellen | werlsmei⸗ B Hanbar- 
| ftern | Arbeitern | aber beitern 
| | | | | | 
im Jahre 1859 auf | 1,791 | 2,894 | 1,979 | 3,286 | 6,788 | 4,547 
vw... 4853.» 798 |. 1,425 | 685 | 1,34 | 3817 | 3,599 
1859 mehr 993 | 1,469 | 1,294 | 1,912 | 341 | 948; 


bucchweg aljo eine mehr ober, minder beträchtliche Steigerung. 
Die auf: ven Kopf des einzelnen Sparer fallenden Beträge haben fih im Wejentlichen 
auf ziemlich gleicher Höhe gehalten. Es betrug durchſchnittlich die Einlage eines 
| Hand» Fabrik nr * und ie, | amberem | im allge» 


| Geſellen * Hand- | meinen 
| Arbeiterd | Yrheite tere Gier | arbeiters Durchſchu. 





— a ze | Te | Ehe | Ehe. | Te. 
n ben | | | | | 
1855 — “4 | 158 108 14 | 6 133 | 108 
1859 | a ee | 1 106 


Die allein erhebliche Abweichung bei den Berg- umb Hüttemarbeitern erllärt fih in er- 
freulicher Weife dadurch, daß die Zahl der dahin gehörenden Sparer durch den unten zu erwäh- 
nenben Ramsbeder Sparverein im legter Zeit einen Zufhuß von 1000 Perfonen mit eben 
erft beginnenden Einlagen erhalten Kat, und daher ber Durchſchnittsſatz pro Kopf ſich nothwen⸗ 
big vermindern mußte. 

Das leiste Jahr zeigt zwar gegen 1858 keine fo flarle Zunahme in der Zahl der Sparer 
und ber Geſammtſumme ver Einfagen, wie die VBorjahre, immerhin dürfen wir jedoch, in Ueber- 
einftimumung mit ber gleidhjartigen obigen Weußerung, die Wahrnehmung, daß bie inbuftriellen 
Erjhätterungen und Mißftimmungen der letzten Jahre wicht nur keinen Rückſchlag in dem 
Sparkapital der arbeitenden Klaſſen hervorgerufen, ſondern ſelbſt noch eine Vermehrung deffelben 
möglich gelaffen haben, eine jehr beruhigende nennen, 

Bird alfo -— möchte man hiernach annehmen — von ben überall verbreiteten Sparlaffen 
ein fo ficherer umb kräftiger Anreiz auf die Wirthlichkeit umfere® Volles ausgellbt, daß berfelbe 
ſchon ſolchen größeren zeitweilen Hinderniflen der Anſammlung von Eintommensüserihfien das 
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Gleichgewicht Halten kann, fo werben fie ber Löfung ihrer Aufgabe, der Erwedung einer wahr. _ 
haft voltsthilmlichen Sparjamteit, nahe fein. 

Es kann nun zwar leineswegs bie Abfiht fein, den wirthſchaftlichen Sinn eines Volkes 
überhaupt, ober auch nur ber arbeitenden Klaſſen insbeſondere, mad ber Ebbe ober Fluth der 
Sparkaffen allein, ober vorzugsweiſe ermeſſen zu wollen, als ob außer ben Sparkaffen gar nicht 
geipart würbe. Denn einmal barf doch unter Sparen nicht bloß das baare Zurücklegen 
einer erübrigten Geldſumme, ſondern es muß auch jede andere Anlage, jede andere Erſparniß 
zur Vermehrung des Bermögen® barumter verſtanden werden; und wie unzählig viele folder 
Gelegenheiten bieten ſich auch ben arbeitenden Maffen in der Anfbeflerung und Ansbehnung 
der Hauswirthſchaft oder des Gewerbebetriebes bar! Seien beifpielsweife nur zwei Biele ge. 
nannt, nad denen ber wackere Arbeiter ringt: ein Stüdchen Land und eine Kuh. Dann ſcheut 
ſich aber auch fo Mancher, wie oben bemerkt, mit der Hand voll Gelb zur Sparkaffe zu geben 
und feinen Meinen Reichtum dem Stenerfistu® ober wem ſouſt zum verratben, und hält feine 
Truhe oder einen alten Topf oder — wie es unfere Lanblente noch im ber Augſt bes Jahres 
1848 thaten — vielleicht gar den Schooß ber Erbe für dem beften Hüter feiner Schätze. Der 
Andere leiht feim Geld — an Berwandte und Bekannte gegen Handſchein, am Fremde gegen 
gute Sicherheit — anf höhere Zinfen aus, als fie die Sparkaffe bietet. Dies und Anderes 
reichlich zugegeben, bleiben bie Sparlaſſen doch immer der am beutlihften erfennbare 
Höhenmeffer für bie Sparſamkeit umferer arbeitenden Bevöllernng, und daher glauben wir auch, 
für die Zahlen der obigen vergleichenven Weberfidhten eine befonbere Anfmerlfamkeit in Auſpruch 
nehmen zu bürfen. 

A. Zumähft von ben Handwerko⸗Geſellen bes Regierungs ⸗Bezirls finden wir 
18° pEt. bei den Sparlaffen-Einlagen vertreten. Den einzefnen Kreifen nach ift ihre Bethei- 
ligung eine fehr abweichende. Recht günftig und ziemfich gleichmäßig in 6 Kreifen: Lippftabt 
unb Olpe (35 pEt.), Soefl (34', pEt.), Dortumnb (30 pEt.), Hamım (29%, pEt.), Meſchede 
(28%, pEt.); fehr unbebeutend im ben Kreifen Siegen und Wittgenftein (2 pEr.). Sollte es 
fih nicht für die umſichtige Einwirkung ber Ortsbehörben nnd ber Meifter als eine banfbare 
Anfgabe empfehlen, den Geift der Borforglichleit und ber Selbfibeherrfhung unter den Gefellen 
überall auf die gleiche Stufe zu erheben, mie berfelbe un® aus ben Sparlaffen-Einlagen ber 
erfigenannten 6 Rreife entgegentritt? Da bie Gejellen mit wenigen Ausnahmen Tebige Leute 
find, jo bilbet für fie die Sparkafle ben rechten Sicherheitshafen, um dasjenige zu bergen, was 
fie aus ben gefährlichen Stürmen ber Jugenbzeit für künftige Jahre, für die Begründung bes 
eigenen Heerdes retten wollen. 

B. Was die Hanbiwerts-Meifter betrifft, fo left Hagen mit 28%, pEt. obenan; am tief» 
Ken Brilon mit 1'/, pEt., dicht daneben Siegen und Wittgenftein mit 2 pEt.; in ber Mitte 
und gegenfeitig ziemlich nahe finden wir Dortmund, Hamm, Soeft (18 pCt.), Jſerlohn 16, pCt.), 
Dipe (14, pEt.); der Durchſchnitt des Negierungs-Bezirts if 11%, pCt. Hinfichtlich ber 
Handwerks · Meiſter gilt nun ganz befonders die obige Erwägung, daß ſowohl die Hauswirth⸗ 
(haft, wie der Gewerbebetrieb mannigfach die allernächfte und zwedmäßigſte Gelegenheit zur fo« 
fortigen Anlegung von Erfparniffen darbieten, und es würde daher am allerwenigften zu recht. 
fertigen fein, bie Wirthlichleit berfelben lediglich mach ihrem Sparkaſſen-Guthaben beurtheilen zu 
wollen. Bedenken wir babei, daß heutzutage das Handwerk im Allgemeinen fi feiner beſonde⸗ 
ven Blüthe zu rühmen bat, daß Tauſende von Meiftern, wenig befler geftellt als bie Tagelöh— 
ner, fi} unter dem Drud des Lebens nur mit Ah und Krach hindurchwinden, fo bürfen wir um 
fo lauter die Thatfache betonen, daß man einer ſo anſehnlichen Zahl berjelben (2894) und mit 
ber beträchtlichen Durchſchnitisſumme von 166 Thlen. Einlage in den Sparlaffen begegnet. 

C. Ein Gleiches läßt fich leider nicht von den Kabritarbeitern melden; denn (and 
nach Abzug ber jugendlichen Arbeiter unter vierzehn Jahren) erfheint nicht wiel mehr als Yun 
von ihmen in unferer Ueberficht, was mm fo betrübender, ale ein großer Theil berieben 
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unverheiraihet ift und bei ven hoben Verdienſten der Borjahre fich reichlich in der Lage befand, zu 
ſparen in ber Zeit, bamit er habe in ber Noth. Doch wollen wir ba® alte Klagelied über den 
Leichtfinn biefer Leute bier nicht von Neuem bed Breitexen anflimmen, fondern uns barauf 
befchränfen, wieberholentlih den Mahuruf an die Arbeitgeber zu richten, wie ſehr es im ihrem 
Intereſſe und in ihrer Pflicht liegt, ben Einfluß, welchen jeber von ihmen auf feine Arbeiter 
ausüben ann, für deren fortbauernbe Ermahnung, Anleitung, Angewöhnung zur Sparfamleit 
unermüblich zu benugen. Im mandherlei Art mag das geſchehen, doch als beſonders wirlſam 
bat e8 fich bewährt, einen fürmlihen Sparverein unter bem Arbeitern befjelben Werles zu 
gründen und jo ben Geift der Genoflenfhaft zum Verbündeten für bie gute Sade zu wählen, 
Dies if in verjchiebener Weife erprobt worden; jei’s, daß der Fabrilherr nur das Gewicht fei- 
ned Wunſches und Lobes und die Macht des guten Beilpiels wirken läßt, ohne förmlich eine 
Berpflichtung bes Beitritts auszufpredhen, ſei's, daß berielbe die Gewährung von Arbeit and» 
brüdtich unter die Bebingung ber Theilnahme am bem Sparvereine fiellt und das regelmäßige 
Zurücklegen eines beftimmten Lohnautheils (3. B. 1 Sgr. vom Thlr.) vom jebem Arbeiter ale 
Pflihtabgabe verlangt, 

D. Die Berg. und Hütten Arbeiter haben von ihrer Geſammtzahl 9%, pCt. zu 
ben Sparlaffen geftelt. Zum großem Theil ift dies ein Verdienſt ber Sparvereine von Hüften 
und Ramsbed, unb fehlten nur die 1000 Perſonen, welche ber letztere für bie Sparlaſſen ge- 
wonnen bat, fo flände bie Theilnahme biejer Leute auf berfelben tiefen Stufe, wie bie Spar- 
famleit ver Fabrilarbeiter, obwohl gerabe die Löhue ber Berg. und Hittenarbeiter in ben letzt⸗ 
verwichenen Jahren eine Höhe erreicht hatten, welche über bie wirkliche Nothdurft des Lebens 
weit binausragte. Darum erheben wir auch bier ben bringenben Ruf an bie @ewerkichaften, 
nach den von uns hingeſtellten Borbildern das Gewicht ihres perjönlichen Einfluffes nachhaltig 
auf bie Sparfamfeit ver Arbeiter wirlen zu laffen. 

E. Auch das Geſinde ſucht hier und flieht bort die Sparlafien. So befigt ber Kreis 
Soeft beinahe '/, aller an ben Sparkaſſen betheiligten Dienfiboten bed ganzen Regierungsbe- 
zirla. Da das Gefinde bie Vergütung feiner Leiftungen nur zum Theil in Baar empfängt, und 
biefer baare Lohn, wenigſtens für die weiblichen Dienftboten, in dem größten Theil unferes Be- 
zirls, laum ober micht viel Über die nothwendigen Anſchaffungen an Kleidungsftüden hinaus- 
gebt, fo if es im ber That eine wohltyuenbe Erſcheinung, im bem Kreije Soeft 30 pEt., im 
Rreife Lippflabt 22 p&t., im Kreife Arnsberg 21 pCt., im armen Kreife Wittgenflein 18 pCt. 
bes gejammten, bajelbft vorhandenen Geſindes bei dem tapferem Heere ber Sparer zu finden. 

Mögen vorflehende Mittheilungen — fo fließen wir mit dem geehrten Herrn Berfaffer 
— bazı beitragen, bie allfeitige Aufmerkſamleit und Fürſorge des Publilums und der Behörben 
für bie in den Sparlaffen gegebene Seilanftalt gegen wirthichaftlihe Berwilderung und Ber- 
armung und bie baraus entipringenben fittlichen Schäden zu befeftigen und zu beflärken ; mögen 
fie namentlich den Erfolg haben, baf diejenigen, welche durch ihre Stellung ben arbeitenden 
Klafjen gegenüber zu einem maßgebenben Einfluß berufen find, benfelben dazu anmwenben, 
immer don Neuem bie gute Botſchaft von der Sparſamleit zu prebigen und berfelben unter 
ipren Schugbefohlenen neue Anhänger zu verſchaffen. D. 


— 


Deutſche Continental · Gas-Geſellſchaft in Deſſau. 
Betriebs - Reſultate des Monat Juni 1860. 


Gaspro- 
Gas⸗Anſtalten. buetion. nu 
Kubikf. engl. am 1. Juni 'a. 30. Juni | Zunahme. z 


Flammenzahl. 























1Frankfurt a. d . 20. 362,153 5,784 | 5,887 I! 1583 
2 em ad. R..: -» : 278,00 | 3,668 3,659 | 1 
3 | Potsdam a ! 5,961 5,979 | 18 
4 Deſſau 100,360 3,095 3,09 | 4 
5 I @udenwalte . . 73.300 | 1.989 | 189 | — 
6 | Gladbach Rheydt . Aa? 291,300 4,168 4,170 | 2 
Than ne na 264,439 2,691 2,706 | 15 
8 |Warkbau - 2 2 0 0 0. .][ 1,455,900 | 6,598 | 6,855 257 
9 | Erfurt x — 295,600 4,311 4,344 33 
10 |ratar . Em — 567,600 | 2881 | 2,938 57 
11 |Nordbaoufen 2 2 = = 0. .| 108,768 | 2,228 | 2,928 —_ 
12 \8emberg auch rei 493,800 2,7838 ı 2,775 42 
13 | ®otha Se ee 192,905 3,405 | 3,441 36 
| | 

Summa | 4,913,025 49,452 | 50,070 618 

In der gleichen Periode des Borjahre | 4,312,112 43,833 

\ Zahl | 600,918 | 6,287 


Deffau, ben 16. Juli 1860. | 
Das Directorium ber deutfchen Continental» Gas - Gefellichaft. 





Normalbeftimmungen zu den Statuten für Einrichtung und Verwaltung ber 
Berliner Bezirks., Barlehnd:, Vorfhuß- und ähnlichen Kaflen; redigirt 
nad den Beihlüffen der Abgeordneten einer Anzahl diefer Kaflen vom 
Borftande ihres Central: Bereind. 

Ark 

Die beſtehenden oder zu errichtenden Bezirks-, Darlehns- umb Borſſchuß—⸗ 
Kaffen beruhen auf einem freien Bereine von Bewohnern besjenigen Gtabt- 
bezirts, fir dem bie einzelne Kaffe beftimmt ift und haben zum Zwed, ben Mitgliedern bes 
Bezirkabereind die zur Wieberbefebung und Ethaltung oder zur Erweiterung und Berbefferung 
ihrer Gewerbs- und Nahrungsverhäftniffe benötigten Geldmittel darlehneweiſe zu beſchaffen. 

Art. IL 

8. 1. Mitglied eines folhen Bezirksvereins kaun in ber Regel jeber 
ortSangehörige Einwohner im Bezirke werden, welcher ſelbſtſtändig ift, d. h. ein eigenes Geihäft 
ee oder boch einer eigenen Haushalt befitt. Abweichungen bleiben ben einzelnen Statuten 

erlaffen. 

5.2. Es iſt jedoch jebes Mitglied zur Entrichtung eines im Statut des einzelnen De 
zirlovereins zu beſtimmenden mottatlidjert Beitrages verpflichtet. Diefer Beitrag kaum aber auf 
längere Zeit boransbezahft werben. Derfelbe wierd dem zahlenden Mitgliede, ala feine Eintage 
zur Kaffe, gut geichrieben und bleibt deſſen Eigenthum und Guthaben. 
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8.3. Ob und welde Cintrittögelber vom neu hinzutretenben Mitgliebern zu erheben 
find, bleibt dagegen ter Beflimmung der einzelnen Statuten überlaffen, 

5. 4. Jeder barf mur einem Begirkövereine als Mitglied angehören. Verzieht ein 
Mitglied in einen anderen Bezirk, fo kann baffelbe mach Ermeflen des Vorſtandes mit beffen 
Genehmigung im bisherigen Bezirksvereine bleiben. 

Art. M. 

$. 1. Zur Berwaltung ber Angelegenheiten feiner Bezirte-, Darlehns⸗ und Bor- 
ſchußlaſſe beftellt der Bezirlsverein buch Wahl feiner Mitgliever aus beren Mitte einen 
Vorſtaud, welcher einſchließlich eines Borfigenden und Schriftführers nebſt Stellvertretern, 
bes Kafjenführers und Kontroleurs, aus einer ſtatutenmäßig zu beſtimmenden Anzahl von Mit- 
gliedern oder Bertrauensmännern zu befichen unb wenigftens alljährlich einmal ben nach Bor- 
ſchrift der allgemeinen Geſetze oder des befonberen Statuts einzuladenden Mitgliedern in öffent- 
licher Berfammlung Rechnung abzulegen, fowie vollſtändige Einficht in ben Kaffenzuftand zu 
geben hat. 

$. 2. Zu einem gültigen Beſchluſſe des Vorſtandes if bie Theilnahme ber Mehrheit 
feiner Mitglieber erforberlich. 

$. 3. Alle Borftanbsmitglieber find zur Verjhwiegenheit über Darlehnoſucher und Dar- 
lehns- Empfänger verpflichtet. 

Urt. IV, 


8.1. Auf Darlehne und Borjhäffe aus der Bezirlslkaſſe haben im ber Regel 
nur Diejenigen, welche dem Bezirksvereine ſchon einige Zeit (drei bis ſechs Monate) als beitra- 
gende Mitgliever angehört haben, einen Anfprud. 

8. 2. Diefe Darlehne und Borfchüffe werben nur 

a) gegen Berzinfung, 

b) unter Bebingung prompter Rüderftattung, 

o) gegen hinlängliche perfönliche ober anderweitige Sicherheit 
gewährt. 


$. 3. Die näheren Beflimmungen über das minimum und maximum der Darlehne und 
Borfhüffe, Über bie Höhe der Zinfen, wie über bie Mobalitäten der Rüderflattung (im wöchent- 
lien oder monatlichen Abzahlungen, ober nach beftimmten Friſten, wegen Prolongationen u. ſ.w.), 
ferner über die Art ber Sicherheit (Wechſel, Schuldſchein mit Bürgen, Pfand) bleiben ben 
einzelnen Statuten ber verſchiedenen Bezirksvereine überlaffen. 

$. 4. Die Höhe des Zinsfußes für Darlehne am Mitglieder kann von Zeit zu Zeit 
burd bie General-Berfammlung bes Bezirlsvereins anberweit feſtgeſetzt werben. 


Art V. 
$. 1, Bei jeder Bezirls⸗, Vorſchuß- und Darlehnstaffe wird ein angemefſener gemein. 
ſchaftlicher Fonds, als Vereinsvermögen, gebildet. 
$. 2. Ueber bie Art und Weiſe ber Bildung, wie über ben Betrag dieſes Bereinsver- 
mögens beflimmen Statuten und Beſchlüſſe ber einzelnen Bezirksvereine. 
$. 3. Zu dieſem Bereinsvermögen follen in der Regel 
a) bie bisherigen eigenen Fonds ber Bereine, 
b) Geſchenle und wohlthätige Zuwenbungen, 
c) bie etwa vorgefchriebenen Eintrittsgelder neuer Mitglieber, 
d) nad Bebürfnig auch Ueberſchüſſe der Raffenverwaltung beftimmt und geſchlagen 
werben. 
5. 4. Das Bereinsvermögen bient zur Dedung don Ausfällen bei gewährten Darlehnen 
und Borjhüffen, ferner zur Sicherheit und Dedung ber vom Berein etwa gemachten Anlehen, 
wie ber feiner Kaffe anvertrauten Spargelber nebft Zinſen. 
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8. 5. Mit dem Zeitpunkt des Ausſcheidens eines Mitgliedes aus dem Bereine erliſcht 
jebe® Anrecht beffelben am Bereinsvermögen. 


Art. VL 


Bom Kaſſen-Ueberſchuß und Gewinn kommen am Schluffe des Rechnungsjahres 
vorweg in Abzug: 
a) bie Berwaltungstoften, 
b) die Zinfen etwaiger vom der Kaffe aufgenommmener Anlehen und ihr anver- 
trauter Spargelber, 
c) etwaige Zufchüffe zur Verſtärlung oder Wiederherſtellung des mac Art. V. zu 
bildenden Vereinsvermögens. 


Art. vl. 


$. 1. Bon dem alsdann verbleibenden Reing ewinn wird ben Mitgliedern für ihre, 
in bie Kaffe eingelegten Beiträge (Art, 2 $. 2) nah Berhältniß berfelben, ein Gewinn Antheit 
(Dividende) für jeden vollen Thaler und refp. jedes volle Rechnungsjahr berechnet, 

8. 2. Diefer Gemwinn-Antheil wirb jedoch der Einlage (dem Guthaben) jedes Mitgliedes 
fo lange zugeſchrieben, bis deren Gefammtbetrag das flatutenmäßige Maximum, der Einlage 
eines Mitgliedes erreicht, aldvann aber jebesmal ausgezahlt. 

8. 3. Früher und ohne Unterfchieb ber Höhe der Einlagen lönnen Beiträge und Ge- 
winnantheile nur in dem Falle zurüdgeforbert werben, wenn das Mitglied verſtirbt, ober nach 
vorandgegangener Aufkünbigung, ans bem Bezirlsvereine ausſcheidet. 

8. 4. Im beiden Fällen kann jedoch die Auszahlung der Einlagen erſt am Schiufje bes 
Rechnungsjahres verlangt werben. 


Art. VIII. 
$. 1. Den Glänbigern der Kaffe eines Bezirlsvereins haften außer bem Bereins- 
vermögen indeß auch bie im derſelben befindlichen Einlagen (Beiträge und Gemwinnantheile) ber 
Mitglieber dieſes Bezirlsvereins, und zwar nach Verhältuiß des Betrages der Einlagen. 
$. 2. Eine weitere, namentlich eine perſönliche und ſelidariſche Verhaftung der Mit- 
glieder findet nicht flatt, *) 
Berlin, den 30. Mai 1860, 


Der Vorftand des Eentral-Wereins der Berliner Bezitko-, Vorfhuß-, Darichns- 
und ähnlichen Aaflen. 
(gez.) Dr. fette. Dr. Mügge. Earl Frohlich. Schirme. Benſemann. 


*) Die perfönliche und folidariihe Verhaftung gegen Gläubiger wird hingegen für ſolche 
Borfhuß- und Darlehnsvereine empfohlen, welche aus den Genoffen einer gleihartigen Berufs- 
Abätigleit, insbefonbere aus dem ‚Gewerbtreibenden überhaupt oder ans gewifjen Arten von 
Handwerkern, fei es für dem ganzen Stadtbereich oder für einzelne —5 deſſelben be- 
ſtehen ober eingerichtet werben, dieſerhalb Schulze-Deligih Borichuß- und Treditvereine als 
Bollsbanten; praftifhe Anweiſung zu deren Gründung uud Eintichtung (mebft angehängten 
Statuten) 2. Auflage. Leipzig 1859 bei €, Keil, und deflelben Afjociationsbuch für deutſche Hanb- 
werler und Arbeiter ; beides im Buchhandel zur beziehen. 
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Baupt Zuſammenſtellung der legten Jahres: Abſchlüſſe der zum Eentral Verein 
(Aufgeftellt im Mai 1860 von bem 


NB,. Es gebören zum Gentral-Bereine 47 Kaſſen, es fonnten jedoch nur bie Zahlen- Angabe 





No. des Bezirke. 


Spezielle 
Bezeichnung 


der Kaſſe. 


1Worſchuß⸗ u. Unterftügungs- 


Kaſſe (heil, Geiftftr.-Bezirt) 
Borf. Kim. Meyer Magnus 
Burgfir. 16., Rend. Hotel- 
BefigerBocquet, Burgſtr. 20. 


3WBorſchußlaſſelnene Marlt Bez. 


16 


19 


Vorſ. Km. Kralau, Biſchof⸗ 
ſtraße 17., Rend. Kfm. Sei- 
bel, Papenſtraße 11..... 
orfhußverein (Rathhaus - 
Bez.), Vorſ. Kfm. Markwald, 
Spandauerſtr. 52., Rendant 
W. Wulff, do. 51. .... 
orfhußverein (BoRt-Bezirh), 
Vorſ. C.F. Lehmann, Königs: 
ſtraße 16,, Rend. L. de Laval, 
Königsſtraße 14a. .... . 
arlehnslaſſenverein (Ma- 
rienfirch-Bez.) Vorſ. Frifeu 
Löſchhorn, Papenftrage 19. 
Rend, Wegener, Bapenftr. 4. 
orſchußverein (Brübderfir. 
Bez.) Borf. Kürſchnermeiſt 
Leztus, Brüberftr. 21., Ren. 
Ludwig, Spreegaffe 7... . . 
arlehns · u. Unterſtützungs⸗ 
Kaſſe (Infel-Bezirl; .... 
orſchußverein (Köln. Fiſch⸗ 
markt ⸗/ Bez.) Vorſ. Sanıtäte- 
rath Dr. Schulze, Köln. Fiſch⸗ 
markt 5., Rendant Renti 
Bath, ebendal. ..-.... 
arlehnskaffenverein (Nitter- 
affen-Bezirt) Vorſ. u. Reud. 
echnungs · Nath Schirmer, 
Roßſtraße 13. ....... 
orihuß- und Hilfsverein, 
(Rouleshof - Bezirt) Vorſ. 
Direktor Bonnellim Fürften- 
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aehörlgen 46 Berliner Bezirks · Vorſchuß· Barlehns⸗ und äbnlihen Kaſſen pro 1850 


Fentralvorſſande gedachter Kaſſen. 
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Bemerkungen zu der Hauptzufammenftellung pro 1859. 

. 1. Im Jahre 1859 find bem Gentralvereine neu hinzugetreten bie Bezirketaflen Nr. 3 
und 39, dagegen ift ausgeſchieden bie Bezirlslaſſe Nr. 46, welche fi auflöjen und ſodann nen 
umgeftalten will; endlich hat die Kaffe Nr, 21 wegen Krankheit ihres Rendanten bie erbetenen 
Auskünfte nicht ertheilen können. Es find aljo im der Hauptzufammenftellung pro 
1859 46 Kaſſen aufgeführt. Die Hauptzufammenftielung pro 1858 enthält dieſelbe 
Anzahl von 46 Kaffen, mit dem Unterſchiede, daß darin flatt der Bezirle 3 und 39 bie 
Bezirke Nr. 21 und 46 figuriren. Da bie Legteren im ihrem Bermögen und ihrer Leiftungs- 
fähigkeit mit ben Erfteren beinahe gleidhftehen, jo ift es gerechtfertigt, die Refultate pro 1868 
und 1859 von je 46 Kaſſen zu vergleichen. 

2. Das Vermögen ber 46 Kaſſen hat fi von 74,198 Thlr. zu Anfang des Jahres 1869 
auf 79,975 Thlr., zu Ende defjelben alſo um 5777 Zhlr. vermehrt. 

3. Mit diefem Bermögen find 104,054 Thlt. Darlehne (2375 Thlr. mehr al im Bor- 
jahre) gewährt. 

4. Hiernach hat (wie im Jahre 1858) auch 1859 das Gejammtvermögen ca. 1'/, mal 
roulirt und iſt burchfchnittiih auf 8 Monate ausgeliehen geweſen. 

5. Diejenigen Kaffen, weiche im Berhältniß zu ipren Mitteln das Meiftein Bezug auf gewährte 
Darlehne geleiftet haben, rangiren nad) folgenden Orbnungsmummern: 1. Bank ber ſelbſtfläudigen 
Handwerker 11,822 Thlr. Vorſchüſſe bei 1573 Thlr. Vermögen; 2. Bezirk 51 (Böhm. Kirchbezirl) 
1492 Thlr. Vorſchüſſe bei 421 Thlt. Vermögen ; 3. Bezirt 95 (Landsbergerfir.-Bezirt) 8226 Thlr. 
Vorſchüſſe bei 2564 Thlr. Vermögen; & Bezirk 102 A—D (Oranienburger Borftabt) 8496 Thfr. 
Borfchüfje bei 2679 Thlr. Vermögen; 5. Bezirk 88 (Prenzlauer Thor-Bezirt) 2602 Thlr. Bor- 
ſchüſſe bei 970 Thlr. Vermögen ; 6, Bezirk 66a. (1. JacobirKirhhof-Bezixt) 4671 Thlr. Bor- 
ſchüſſe bei 1878 Thlr. Vermögen; 7, Bezirk 49a. (Leipziger Plag-Bezirt) 2335 Thlr. Vorſchüſſe 
bei 1003 Thlr. Vermögen; 8. Bezirk 60 (1. Markgrafenftraßen » Bezirf) 3551 Thlr. Borfhüffe 
bei 1626 Thlr. Vermögen; 9. Bezirt 80 (Gipsftraßen-Bezirt) 908 Thlr. Vorſchilſſe bei 586 Tplr. 
Bermögen; 10. Bezirk 744., b., c., (Thierarzueifhul-, Unterbaume, neue Thor-Bezirk) 7082 Thlr. 
Vorſchüſſe bei 4953 Thlr. Vermögen; 11. Bezirk 48 und 48a, b., c., d. (Linteftr.-, Pots- 
damerfir.-, Anhaltthor-Bezirt) 4847 Thlr. Borjhüffe bei 3674 Thlr. Vermögen; 12, Vorſchuß⸗ 
verein für bilfebebürftige Mitglieder der hiefigen jüdiſchen Gemeinde 8500 Thlr. Vorſchüſſe bei 
6281 Thlr. Vermögen; 13. Bezirk 36 (Franzöfifceftr.-Bezirk) 791 Thlr. Vorſchüſſe hei 640 Thlr. 
Bermögen; 14. Bezirt 100 (Ratheholzmarkt-Bezirk) 1545 Thlr. Vorſchüſſe bei 1259 Thlr. Ber- 
mögen ; 15. Frauenverein zur Unterftügung Heiner Babrilanten und Handwerker 17,151 Tphlr. 
Vorſchüſſe bei 14,492 Thlr. Bermögen; 16. Bezirt 101 und 101a. (Brunnen. und Aderfir.- 
Bezirt 512 Thlr. Vorſchüſſe bei 451 Thlr. Vermögen; 17. Bezirk 6 (Rathkaus-Bezirk) 1261 Thlr. 
Vorſchüſſe bei 1136 Thlr. Vermögen: 18. Bezirk 91 (Schügenplag » Bezirk) 1417 Thlr. Bor- 
ſchüſſe bei 1302 Thlr. Vermögen; 19, Bezirk 70a. und b. (1. und 2. Schleſiſcher Ihor-Bezirk) 
1547 Thlr. Borihüffe bei 1533 Thlr. Vermögen. Die Übrigen Kaffen haben ihre Vermögen 
nidt ganz, fonbern nur zum Theil verborgt gehabt; es erjcheinen indeß im Jahre 1859 
19 Kaflen, welde ihr Vermögen ein» oder mehrmal® umfeßten, während im Jahre 1858 nur 
15 Kaſſen dies ermöglihen konnten. 

6. Nah Höhe des Bermögens rangiren die Kaffen fo: 1. Frauenverein 
14,492 Thlr., 2. jüdiſche Gemeinde 6281 Thlr., 3. Bezirk 74a., b., c., 4958 Thlr., 
4. Bezirt 48 und 48a, b., c., d. 3674 ZThlr., 5. Bezirk 102 A—D 2679 Thlr., 
6. Bezirt 95 2564 Thlr., 7. Bezirk 94 und 94a, 2181 Thlr., 8 Bezirk 66a. 1878 Thlr., 
9. Bezirk 60 1626 Thlr., 10. Bezirk 64 1574 Thlr., 11. Handwerkerbant 1573 Thlr., 12. Be 
zirt 37 1559 Thlr., 13. Bezitk 70a. und b. 1533 Thlr., 14. Bezirk 55 1460 Thlr. 15. Be- 
zirt 77 1395 Thlr., 16. Bezirk 91 1802 Thlr., 17. Bezirk 16 1279 Thlr., 18. Bezirk 100 
1259 Thle., 19. Bezirk 32 1159 Thlr., 20. Bezirk 6 1136 Thlr., 21. Bezirk 26 1097 Thlr. 
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22. Bezirk 71 1066 Thlr., 23. Bezirk 22 1059 Thlr., 24. Beirf 81 1022 Tprr., 25. Be 
zirt 49a. 1003 Tülr. Die Übrigen Bereine haben ein Vermögen unter 1000 — 

7. Dagegen entfiehen folgende Orbnungsnummern, wenn man bie gewährten Dar- 
Lehne in Betracht zieht: 1. Frauenverein 17,151 Thlr., 2. Handwerlerbant 11,822 Tpir., 3. jüdifche 
Gemeinde 8500 Thlr., 4. Bezirk 102 A—D 849% Thlr., 5. Bezirk 95 8226 Thlr., 6. Be 
jirt 74 a., b., c. 7082 Thle., 7. Bezitk 48 und 48a. b., c., d. 4847 Zhlr., 8. Bezirk 66a. 
4671Thlr., 9. Bezirt 60 3551 Thlr., 10. Bezirk 88 2602 Thlr., 11. Bezirk 49a. 2335 Thlr., 12, Be- 
zit 70a. und b. 1547 Thlr., 13, Bezirk 100 1545 Thlr., 14. Bezirk 51 1492 Thlr. 15. Be- 
zirt 94 und 94a. 1485 Thlr., 16. Bezirk 91 1417 Thlr., 17 Bezirk 64 1279 Thlr., 18. Be- 
zirk 6 1261 Thlr., 19. Bezirk 55 1153 Thlr., 20. Bezirk 16 1100 Thlr., 21. Bezirk 37 
1079 Thlr. Die von dem übrigen Kaſſen gewährten Darlehne find unter 1000 Thfr. geblieben. 

8 Im Berhältniß zu ihren Mitteln haben nur Weniges geleitet: 

1. Bezirl 23 bei 737 Thle. Vermögen nur 188 Thlr. Darlehne, 


2. :» 8 + 102 » . „ 242 » 5 
3. ⸗ 1 ⸗ 570 ⸗ * 140 ⸗ ” 
4, ’ 76 E 37 7 ⸗ ⸗ 107 ⸗ ⸗ 
6. : 89 + 8 » 5 ., 1% » . 
6. . DD «+ 698 + # :» 2923 =» . 
7. ⸗ 26 ⸗ 1097 ⸗ ⸗ I 388 ⸗ ® 
8 » 47 . 224 ” ⸗ “ 90 ⸗ 
9. ⸗ 82 — 518 z ⸗ E 243 » * 


9. Es find an 4034 Darlehnsempfänger 104,054 Thlr. Darlehne gewährt, durchſchnittlich 
alſo an dem Einzelnen 25 Thlr. 23 Sgr. 9 Pf. Im Jahre 1858 mar der Durchſchnitisſatz 
nur 23 Thlr. 28 Sgr. 8 Pf, es tritt alfo eine Erhöhung im Jahre 1859 ein von 1 Thle. 
25 Sgr. 1 Pf. Ungefähr %, aller Kaffenmitglieber haben Darlehne empfangen. 

10. Die Zahl der Mitgliever (4910) beträgt unter ungefährer Schägung ber Mitglieder 
ber von 3 Bezirken 70a. und b., TI und 82, nicht angegebenen Zahl auf 90, etwa 5000, alfo 
ebenfoviel wie im Vorjahre. Diefe haben 6223 Thlr. Beiträge (59 Thle. mehr al® 1858) ge⸗ 
zahlt, fo daß durchſchnittlich auf jedes Mitglied jährlich 1 Thlr. 1 Sgr. 4 Pf. Beitrag füllt, 
d. i. 4 Pf mehr ala 1858, 

11. Die höchſten Beiträge der Mitglieverzogen ein: Bezirk T4a., b., c. (Thierarzneiichule, 
Unterbaum-, nene Thor « Bezirt) mit 672 Thlr., Bezirt 102 A—D (Oranienburger Borftabt) 
mit 650 Thlr., Frauenverein mit 387 Thlr., Bezirk 66 (1. Iacobitichgof-Bezirt) mit 363 Ttlr., 
Bezirk 48 und 48 a-d. (Finls-, Potsvamerfir.-, Anhaltthor- Bezirk) mit 250 Thlr., Bart 
95 (Landöbergerfir.-Bezirt) mit 245 Tple., Handwerterbant mit 219 Thlt. Die geringfen Beir 
träge wurben gezahlt: Bezitt 82 (Haatſche Markt» Bezirk) nichts, Bezirt 40 (Wilpelmeplah- 
Bezirk 2 Thlr., Bezirk 39 (Mohrenfir.-Bezirk) 3 Thle., Bezirt 47 (Sernfalemerlich- Bezirk) 6 zul 
Bezirk 76 (Augufftr.-Bezirk) 28 Thlr., Bezirt 63 (Salzpof-Bezirt) 32 Thlr., Bezirt 23 (Ritter 
gaffen-Bezirt) 35 Thlr., Bezixt 99b. (2. Frankfurter Thor-Bezirt) 35 Thlr. . 

12. Die Rüdzahlungen auf gewährte Vorſchüſſe haben im vorigen Jahre In erfreuliher 
Höhe flattgefunden, indem 101,096 Thlr. zurüdgezahlt find. An Borjhäffen bewilligt find 
104,054 Thit., e8 find alfo nur 2958 Thlr. weniger zurüdgezahlt als gewährt. 

13. Zinfen von Darlepnsempfängern find, da.bie meiften Kafjen vie Darlehne unver- 
zinslich geben, nur 1056 Thlr. vereinmahmt. Beinahe bie Hälfte dieſes Betrages haben bie 
Daztehnsbant jelbfifändiger Handwerker (260 Tpfr.) und die Bezixtstaffe 102 A- D (257 Thfe.) 
an Zinfen eingenommen. Diefer Einnahmetitel dürfte indeß im ber Folge eine höhere — 
nachweiſen, da mehrere der zum Centraiverein gehörigen Kaſſen, welche bisher unverzindl ” 

Darlehne gewährten, beabfichtigen, in Zulunft Zinſen zu erheben. Denn übrigens bie regel⸗ 
mäßigen Beiträge als Entgelt für! Die unverzinslichen Darlehne ber meiften Kaflen angejehen 
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werben müffen und am ſolchen Beiträgen 6223 Thlr. bezahlt, Dagegen 104,054 Thlr. Darlehne 
gewährt wurden, fo berechnet fi) die Bergütigung auf ca, 6 pEt, 

14. Die aufgenommenen Darlehne (Schulden) der Vereine find im Verhältniß zu dem 
Bermögen derſelben jehr gering, ba fie nur 4488 Thlr. betrugen, bei welchen bie Bezirkelaſſe 
102 A—D mit 1%0 Thlr., die felbfiftändigen Haudwerler mit 1685 Thlr. (zufammen mit 
8685 Thlr.) participiren. Es wurden übrigens 8668 Thlr. Darlehne (Schulden) zurüdgezahlt, 
bie meift aus früheren Jahren herrühren, fo daß bie bejahlten Schulden die neu contra 
birten beinahe um das Doppelte überfleigen, was für eine gute wirthſchaftliche Verwaltung 
Zeugniß giebt. 

15. Sparkaffeneinlagen find wur von 7 Kaffem angenommen im Gejammtbetrage bon 
2535 Thlr., wovon allein auf die Bezirkstaffe Nr. 60 1067 Thlr. kommen. Dann folgen bie 
Bezirke Nr. 66a. mit 581 Thle., Nr. 102 A—D mit 538 Thle., Nr. 68 mit 244 Thlr., 
Nr. 48 und 48a—d. mit 59 Thli., Hanbwerterbant mit 42 Thlr. und Bezirk Nr. 96 mit 4 Thlr. 
Zurücdgezahlt wurden an Spargeldern 814 Thlr., alfo ca. der Eirflagen. 

16. Die Berwaltungsloflen betrugen 2011 Thlr., alfo nicht ganz 2 pCt. ber gewährten 
Darlehne. Die Bezirke 39, 63 und 91 haben gar keine Verwaltungsloften liquibirt, 

17. Die Ausfälle und Berlufte belaufen fih im borigem Yahre auf 1815 Thlr., 
alfo auf ca, 1?', pEt. des Kapitalumſatzes von 104,064 Thlt. 

18, Die meiflen der zum Gentralverein gehörigen Kaflen firid in den Jahren 1848u nd 
1849 geftiftet und ber Betrag aller ſeitdem ans benfelben gezahlten Darlehne beträgt 786,171 Thlr., 
ober, wenn man bie von 5Rafjen nicht anzugeben gewejeren Beträge überſchläglich hinzurechnet, 
ca. 800,000 Thlr. Die Verluſte und Ausfälle feit dem Beftehen der Kaffen betragen 15,275 Thir., 
oder, nah Hinzurechnung eines, von 4 Kafjen nicht angegebenen, tungefähren Betrages, rund 
ca. 16,000 Zhlr. Das find genau 2 pEt. und wird dies Refultat um fo befriebigenber erfcheimen, 
wenn man erwägt, wie liberal im Allgemeinen mit der Einziehung der Darlehue bei ven Ber- 
liner Kaffen verfahren wird. 

Berlin, im Mai 1860, 
Der Eentral: Borftand 
der Berliner Bezirks⸗ Darlehnd, Vorfhup- und ähnlichen Kaſſen. 
Dr. kette. Benfemann. Dr. Th. Mügge C. Fröhlich. Schirmer. 





Der Final: Abfchluß der Stadt: Haupt: Kaffe zu Berlin pro 1850. 

Der zweiten Nummer des Kommunal» Blattes ift der Final⸗Abſchlußß pro 1859 mit 
Ausiheidung der durchlaufenden Poften beigefilgt. Die darnach nachgewiefene Summe ber Kaffen- 
und Dispofitionsfonds-Beflänbe per 1,108,621 Thlr. 26 Sgr. 6 Pf. hat bereits zu verſchiedenen 
Anträgen wegen ihrer Verwendung und zu lebhaften Debatten über diefe Anträge Beranlaffung 
gegeben. Es rechtfertigt fich daher wohl, daß man fih den Beſtand in Bezug anf feine Ent 
ſtehung und Verwendbarleit näher betrachtet. Er würde unter allen Umflänven der Beweis filr 
eine unrictige und zm hohe Stenerumlage fein, wenn er ſich urplötzlich herausgeſtellt hätte, 
Dem ift jedoch nicht fo. Noch im Jahre 1855 befand ſich die Kommune in ber Rage, eine Ans 
leihe machen zu müfjen, beren Verwendung nicht durchweg nothwendig war, und bie demnach 
zum Theil ald Dispofitionsfonds referwirt wurbe, Aus biefem Reſtbetrage einer Anleihe und 
aus den Zinfen zeitweife angelegter Kaſſen ⸗Beſtände, beſteht der größere Theil des Beftandes 
634,482 Thlr. 3Sgr. I Pf. Erwägt man, daß vor dem Beflande außerdem allen 221,600 Thfe. 
zur Dedung rückſtändiger fächlicher Polizei⸗Koſten reſervirt werden müſſen, und daß es fi) mehr 
empfiehlt, Rückſtände laufender Ausgaben durch die Tanfenden Einnahmen als durch ein Zurück⸗ 
greifen auf eine micht vollſtändig abforbirte Anleihe zu decken, fo ſchmilzt ver Beſtaud ans ber 
Berwaltung fermerweit zufammen; es entgehen ihm 856,082 Thlr. 8 Gyr. 9 Pf, uub e6 
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bleiben aus ber Berwoltung num, eimjchliehlih 63,090 Thlr. Hundeſteuer, 247,539 Thh. 22 Sgr. 
9 Bi. zus Dispofition, Dieler Fonds if bei einer laufenden jährlichen Ausgabe von etwa brei 
und einer halben Million Taler um fo weniger von all zu großer Erheblichleit, als das Konto 
für das Bauweſen in näher Zeit erhebliche Ausgaben erfordern wird. Der Etat pro 1859 
hat eine Einnahme bei biefem Conto nicht machgewiefen. Sie betrug außer demfelben 244 Tylr, 
10 Sgr., während die Ausgaben 48,838 Thlr. 27 Sr. 1 Pf. erreichten. Der Rathhausbau 
wird noch bebeutendere Summen abforbiren, 

Immerhin aber ift der Reſervefonds wicht ganz ohne Bebentung. Es gingen in bie Ber- 
waltung bes Jahres 1859, abzüglich der Reſtausgaben nur 481,212 Thlt. 7 Sgr. 6 Pi. über, 
während der vorliegende Abſchluß nachweift, daß die Reſtausgaben per 203,978 Thlr, 5 Sur. 5 Bi. 
durch die Einnahme» Reſie per 263,272 Thlr. 28 Sgr. 4 Pf. urchr al® gededt werben und 
auferdem ber bisponible Beftand von über 1 Million Thalern verblieb. Nimmt man aber am, 
daß ſchon im Jahre 1858 der Reſtbetrag der Anleihe von 1855 nicht durch die Rechnung ge 
laufen if umd rechnet man ihm ben Ueberſchuß zu, der aus ber Rechnung pro 1858 übertragen 
wurbe, jo erhält man als Beftand für Ende 1858 die Summe von 

1,065,694 Thlr. 11 Sgr. 3 Pf. 
Zieht man bieje von dem jetzt nachgewiefenen Beftanbe per . 1,108621 26 9„ 


Sun Bien ———— 
ab, ſo bleibt ans ber laufenden Berwaltung nur Ueberfhuß . 37,927 Thle. 15 Sgr. 6 Pf. 
Auch dieſer Ueberſchuß iſt noch problematiſch, wenn man annimmt, daß der Hundeſteuer⸗Dis⸗ 
pofittonsfonds ebenfalls nicht durch bie Rechnungen pro 1858 gelaufen if, und fi fomit nicht 
unter den Beträgen ber Reſtberwaltung befindet. 

Denn wenn man von ber Reſtverwaltung und don ber Berwaltung ber Anleihe und 
Humbefteuer » Ueberſchüſſe ganz abftrahirt und fi lediglich an die laufende Verwaltung bält, fo 
weifet diefelbe eine Soll-Einnahme von . >... 8,195,202 The. 19 Sgr. 1 Pi. 
und eine Soll-Ausgabe von. » » een en 3,161,070 „ 10 „ > 


nah, fo daß bie laufende Verwaltung nad ihren Soll-Be- 

trägen nur überhaupt einen Ueberfänß von. . » + 34,132 Thlr. 8 Sgr. 2 Pf. 
gewähren würde. — Die Stabtverorbneten haben daher, tmjerer Anfiht nad, ſeht wohl daran 
gethau, ſich nicht durch das ſcheinbare, rapide Steigen der Ueberſchüſſe und durch die Gruppirung 
des Final⸗ Abſchluſſes zur Bewilligung dauernder erheblicher Ausgaben bewegen zu laſſen. 

Abgeſehen von der Hundeſteuer bringt der Kommunal⸗ Antheilam der Mahl-, 
Schlacht- und Braumalzfieuer etwa den dritten Theil der Einnahmen aus der Steuer« 
Verwaltung auf. Nahe zum zwei Drittel bringt die als Kommunalfteuer auftretende Haut» 
und Mieths-Steuer zum Soll, Nach der Mittheilung ©. 18 des Kommunalblattes Melt 
fi) am Ende des Jahres 1869 nad amtlichen Ermittelungen die Bevöllerung Berlins auf 
466,423 Seelen heraus, von ber IR-Einnahme ber Haus und Mierhsftener 1,021,205 Zhlr, 
19 Sgr. 6 Pf. kommen aljo auf den Kopf der Bevöllerung 2 Thle. 5 Sgr. 10,77 Pf, was 
eine fo bedeutende Abgabe if, daß man fie nicht füglich ohne Noth erhöhen darf. 

Gehen wir weiter bie hernorragenbfien Bofitionen des Abſchluſſes durch, fo erforberte bie 
Servis- und Militair-Berwaltung einen Zujguß von 207,179 Thlr. 10 Sgr. 4 Pi. 
die Polizei- und Gerihts-Berwaltung einen Zuſchuß von 448,178 Thlt. 3 Ser. 
6 Pf., alfo nahezu eimen Thaler pro Kopf ber Benölterung und ziemlich die Hälfte ber direlten 
Kommunalftener. Pro 1859 wurden für kirch liche Zwede nur 1792 Eile. 17 Sgr. 11 Bi. 
veransgabt. Das KRommunalblatt zeigt jedoch in einem bejonderen Artikel zum Etat Über das 
Rädtifche Kirchenweſen, ©. 17, daß in ben zwölf Jahren von 1848 bis 1859 aus Kommunal» 
Fonds 193,678 Thlr. 18 Sgr. 9 Pf. und davon inebejondere für Kirchenbauten 164,137 Thlr. 
5 Sgr. 5 Pf. ausgegeben worden find. — Die Schul—⸗ und Armenſchul-Berwaltung 
hat 206,076 Thlt. 6 Pf., die Armen verwaltung, fir welde überhaupt 597,742 Thlr, 

5 . 
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11 Sgr. 11 Pf. ausgegeben wurben, 370,625 Thlr. 11 Sgr. 1 Bi. Zufcüffe erfordert. Das 
Kommunalblatt enthält S. 15 ff. den Jahresbericht und Rechnungs-Abſchluß über die Verwal⸗ 
tung bes Friebrih-Wilhelms-Hofpitals, welches allein einen Zuſchuß von 24,482 Thlr. 22 Sgr. 
6 Pi. aus der Stadt-Hauptlaffe erforderte. An Arznei für außerhalb ber Kranfen-Heilanflalten 
behandelte Kranke wurden 18,209 Thlr. 3 Sgr. 4 Pf., reip. 156 Thlr. 6 Sgr. 8 Pf. veraus- 
gabt. — An Berwaltungsloften und für Gejhäfte » Bedlirfniffe war die Summe 
von 202,509 Thlr. 21 Sur. 1 Pf. erforderlich ; fie abforbirte alfo nicht ganz den fünfzehnten 
Theil der gefammten Einnahme ber laufenden Verwaltung. — Das Gasunternehmen hat 
im Rehnungsjahre pro 1. Juli 1858 — 59 zwar einen Ueberſchuß von 249,659 Thlr. 27 Sgr. 
9 Pf. ergeben; zur Erweiterung ber Gasanlagen, jo wie zur Erbauung einer dritten Gasbe⸗ 
reitungs⸗Anſtalt in der Sellerſtraße und zum Ankaufe der noch dazu erforderlichen Grundſtücke find 
jedoch der Erleuchtungs-Kaffe 327,590 Thlr. 21 Sgr. 1 Pf. gezahlt worden, fo daß auf den an- 
gefammelten Dispofitionsfonds der eingezahlten Ueberſchüſſe hat zurüdgegrifien werben müſſen. 
An Schulden hatte die Stadt Berlin am Schluſſe des Jahres 1859 5,085,704 Thlr. 
4 Sgr.; das Activ-Bermögen aber weifet ber Final-Abjhluß nicht nad. Wir glauben nicht zu 
irren, wenn wir annehmen, daß es den Schuldenbetrag bei Weiten überfleigt. Giebt ber Final» 
Abſchluß auch nur einen ganz generellen Ueberblick über die Finanzlage der Refidenz - Stadt, fo 
läßt ſich doch wicht verfennen, daß fie fih in einem höchſt georbneten Zuflande befindet und es 
trägt hierzu, abgefehen von der Tüchtigleit der Finanzbeamten, fiher nit wenig ber Umftanb 
bei, daß fih von Jahr zu Jahr die Zahl der Steuerzahler vermehrt. In nächfter Zeit ſteht eine Erwei⸗ 
terung bes Meichbildes der Stadt hervor. Diefelbe dürfte jedoch mit fo erheblichen Koften ver- 
nüpft fein, daß für den Augenblid aus der Bevöllerungs ⸗Zunahme auf dieſe Weife finanzielle 
Bortheile ſich nicht erwarten lafjen. Später werben fie ſicher nicht ausbleiben. 88. 





Salbjabrberiht über die ſtatiſtiſchen WVerbältniffe, die gemeinnügigen und wohl- 
tbätigen Anftalten und Bereine der freien Stadt Frankfurt und ihrer Landgemeinden 
(1. Januar bis 30, Juni 1860), erflattet von Dr. med. W. Strider in Krauffurt a/M.*) 


1. In der Stadtgemeinde find im Jahre 1859 getraut 409 Paare, geboren 1488 
Kinder und geftorben 1287 Perfonen. Da bie Durchſchnittszahl der Ehen aus ben drei Jahren 
1856—58 berechnet, 352 betrug, fo zeigt ſich 1859 ein Mehr von 57. Zwiſchen Lebigen wurden 
336 Ehen geichloffen und bei 145 biefer Ehen fanden die Männer zwifhen 25— 30, bei 76 
zwifhen 30— 35, bei 42 zwiſchen 21 — 25, bei 35 zwiſchen 35 — 40, bei 24 zwiſchen 4045, 
bei 9 zwifhen 45— 50, bei 3 zwiſchen 50 —55 und bei 2 unter 21 Jahren. Unter den 409 
getrauten Paaren zeigten fih 6 rauen, 4 biefige ( unter 270) und 2 frembe (unter 139) al®, 
des Schreibens unkundig. Die Zahl der Ehen, durch melde Kinder legitimirt wurben, betrug 
1859: 44, die Gefammtzahl ber legitimirten Kinder 68. Eheſcheidungen fanden 9 flatt. Unter 
ben Kindern waren 74 Tobtgeborene und 311 Uneheliche, darunter 218 von fremden Müttern. 
Es tamen 21 Zwillingspaare vor. Die meiften Kinder wurben im Mai geboren (141), bie 
wenigften im Auguft (98). Da bie Durchichnittsgapl ber Geborenen aus ben brei Jahren 
1856—58 nur 1323 betrug, fo ergiebt ſich für 1859 ein Mehr von 160 Geburten. Die Zahl 
ber Berflorbenen, einfchließlih ber Tobtgeborenen und ber erterritoriellen Bunbestruppen und 
beren Angehörigen, betrug 1287, wovon bie meiften im Januar (183), die wenigften im Of» 
tober (78) flarben, 264 davon hatten das erfte Lebensjahr noch nicht erreicht, 5 das 90. bereite 


Zu näheren Berfländniß verweilen wir auf ben Jahrgang 1857 biefer Monateihrift, 


*) 
wo in vier A i 
Bere * —— geſchichtliche Notizen Über bie hier erwähnten Anſtalten, Stiftungen und 
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Überfritten. Da der Durchſchnitt aus bem brei oben genannten Jahren 1815 betrug, fo ergiebt 
fi für 1859 ein Minus der Geflsrbeuen von 28, 

In den Landgemeinden find 84 Paare getraut, 467 Kinder geboren und 277 Perfonen 
geftorben. 

Die Zahl der Selbftmorbe betrug in ber Stadt 22, auf dem Lande 5, bie ver töbtlichen 
Unglüdsfälle in der Stabt 9, auf dem Lande 3, 

2. Die Sparkaffe hatte am 31. December 1858: 7292 Einleger, welche an Capital 
und Zinfen 2,251,416 Fl. 20 Kr. gut hatten, und am 1. Januar 1859: 7463 Einleger mit 
2,424,017 Fl. 86 Kr. Capital und Zinfen. 

8. Der Almoſenkaſten der ifraelitiihen Gemeinde hatte am 1. Januar 1859 ein 
Bermögen von 57,743 Fl. 22 Kr., bazu find im Laufe bes Jahres eingegangen 13,635 Fl. 57 
Kr.; die Ausgabe betrug 8855 Fl., jo daß das Vermögen am 1. Januar 1860: 63,024 Fl. 
18 tr. betrug. 

4. Die „Allgemeine Männer-Rrankenkaffe zur Brüberlichleit“ hatte am Schluffe des 
Berwaltungsjahres 1859, des neunten ihres Beftehens, 557 Mitglieder und ein reines Bermögen 
von 11,732 Fl. 32 Kr. Die Gefammteinnahme 1859 betrug 3260 Fl. 48 Kr., die Ausgabe 
2853 Fl. 21 Mr. 

5. Der Hülfsperein für Gewerbtreibendbe hat nad feinem fünfzehnten Jahresbericht 
in 1859: 62,711 Fl. 20 Ker. ausgeliehen und 50,174 Fl. 19 Kr. zurüderhalten; ber Berluft 
betrug 46 Fl. 19 Kr. Das Reinvermögen betrug am Schluß des Jahres 31,000 Fl. 

6. Die Zahl der Mitglieder bes (1813 gegründeten) Frauenpereins betrug 671, 
melde 4506 Fl. 14 Kr. an regelmäßigen Beiträgen zahlten. Dur das fogenannte Kranten- 
fach mwurben 328 Familien unterftügt, 230 in Frankfurt und 98 in Sachfenhanfen ; 66 davon 
ſtehen nicht im Bürgerverbande, Die barauf verwendete Summe betrug 2892 Fl. 54 Kr. 
Außerdem wurden 81 Wöchnerinnen mit dem Aufwande von 721 Fl. Al Pr. unterflägt. 
Die Unterflügungen auf den Dörfern nahmen 1672 Fl. 22 Mr. in Anfprad. Im Fade der 
weibliden Handarbeiten wurben an 155 Näberinnen 8381 FI. 22 Kr., an 125 Stride- 
rinnen 1097 Fl. 2 Rr. Arbeitslohn bezahlt. Die Schule des Wereins, wozu biefelbe einen 
jährlihen Beitrag von 800 FI. leiftet, erhielt Leyate im Gefammtbetrage von 2200 Fl. und 
wurbe von 28 Kindern befuht. Dur die Suppenanflalt find in ben Monaten Februar, 
März und December 1859 und Januar 1860: 57,547 Portionen vertheilt, und zwar 29078 
Portionen für Rechnung bes Frauenvereins. Die Gefammteinnahme betrug 6984 FI. 30 Kr., 
die Ausgabe 6424 FI. 21 Kr. 

T. Im dem Waifenbanfe befanden ſich zufolge der 182. Nachricht im Jahre 1859 
216 Kinder, 106 Knaben und 110 Mädchen, außerdem waren 22 (12 Knaben, 10 Mädchen) 
für Rechnung der Auftalt außerhalb des Hanfes in Koft und Pflege gegeben und 52 im ver 
Lehre ſtehende ehemalige Zöglinge erhielten Unterſtützung an Kleivung und Wäſche. 

Im Ganzen hat alfo das Waifenhaus für die Bedürfniſſe von 290 Kindern ganz ober 
theifweife zu forgen. Der Betrag ber Legate und Gefjchente 1859 betrug 1718 Fl. 

8. Die katholiſche Armenanflalt vertheilte 1859: monatliche Gelvfpenden an 302 
Familien und Perfonen, an 26 Berfonen Holz, an 193 Familien und Perfonen Kohlen, am 
180 Perſonen Kartoffeln, an 286 Kinder Meiver und 14,882 Portionen Suppe. Außerdem 
wurden 68 Kranke auf Koften der Anftalt behandelt. Die Einnahme an Geihenten und Ber 
mächtnifjen betrug 2416 FL. 

9. Der evangelifch-Iutheriihe Almofenkaften hatte am 31. März 1859 ein Ber 
mögen von 120,579 Fl. 2 Kr. und außer den Capitalzinfen 11,801 #1. 3 Kr. Einnahme (worunter 
5692 Fl. jährliche Beiträge gegen 5778 Fl. im Jahre 1858). Die Ausgaben betrugen in 88 
regelmäßigen und 4818 außerordentlichen Spenden vom 1. April 1858 bis dahin 1859: am 
Geld 5339 Fl., an Exziepungsbeiträgen 226 Fl., an Miethginfen 3982 Fl. an Kleivungstäden 


1340 FL, an Nahrung: für 15,951 Pfund Prob 888 Fl. 11 Mr, für 1024 Portionen Suppe 
34 Fl. 8 Kr., für 220 Malter Kartoffeln 4 Fl., an Erwärmung für 342 Malter Steinlohlen 
550 Fl. zufammen 12,842 Fl. 42 Ker. 

10. Der allgemeine Almofenkaften hat vom 15. December 1868 bis dahin 1859 an 
auferorbentlihen Berehrumgen 1519 Fl. 24 Kr. eingenommen, Die Gefammteinuahme ber 
Spendefection beffelben betrug 62,982 Fl. 12 Kr. und bie Geſammtausgabe 61,818 FL 
23 Kr., fo daf ein Saldo von 1163 FI. 49 Kr. verbleibt. 

Außer vorflehenden Leiftungen im Betrage von 61,818 FL. 12 Ar. werben buch bie 
Spenbefection vertheilt: 88,963 breipfünbige Laibe Brod, nah dem Durchſchnittspreiſe bes 
Jahres 1859: 14,827 FI. 10 Kr., 200 Klafter Eichenholz ex aerario im Werth von 2500 Fl.; 
freies Schulgeld für 1209 proteſtantiſche Kinder nebft Schulbüchern und Schreibmaterialien im 
Werth von 11,925 Ft. 20 Kr., fo daß, ausſchließlich ber noch nicht aufgeftellten Schlußrehnung 
für das Schulgeld Latholifcher Freiſchüler der Gefammtbetrag ber durch die Spenbefection ver« 
mwilligten Ausgaben beträgt 91,070 1. 53 Ar. 

11. Das Berforgungshaus hat vom 16. December 1868 bie zum 15. December 
1859 Geſchenle und Berehrungen im Betrage von 3365 Fi. erhalten. Die Oefammtausgaben 
für das Berwaltungsjahr 1859,60 betrugen 17,716 Fl. 16 Kr., nämlich 12,370 51. 6 Kr. für 
Berköſtignug, Feuerung, Beleuchtung, Wäſche ıc., und 5846 FI. 10 Mr. für Kleidung, Unter- 
haltung der Gebäulichteiten und des Mobiliars, Arzneien, Berwaltungstoften ꝛc., wozu nad 120 
Klafter vom Staate überwiefenes Holz im Werthe von 1560 Fl. 1436 Pfund (wegen Verſuchs 
der Einf hmuggelung mit Umgehung der Fleifchaccife) eonfiscirtes Fleiſch und kleinere Beträge 
von confiscirtem Brod, Mehl und Reis lommen, fo daß die Geſammtſumme ber Einnahmen 
auf 19,558 FI. 10 Kr. fleigt. Die Verpflegungstoften für eine einzelne Perjon berechnen ſich 
bei einem Perſonalſtande von durchicpnittlich 102'/,. Köpfen auf 190 Fl. 28 Kr. jährlich, gegen 
176 Fl. in 18589, 1691, Fl. in 1857/8, 1674 Fl. in 18567, 166%, Fl. in 185516, 162’, 
Fl. in 1854/65, 158%, Fl. in 18634 ıc. 

12. Die am 2%6. November 1869 flattgehabte Berloofung zum Anfauf von Brenn» 
holz für biefige Arme lieferte 2363 Fl. 6 Kr. Ertrag, wovon Brennholz und Kohlen an 657 
Familien vertheilt wurden, 

13. Der Befalozzi-Bereim hat nach feinem dreizehnten Bericht in beim Geſchäfts⸗ 
jahre vom 1. October 1858 bis 30. September 1859 für 59 Pfleglinge au ſorgen gehabt. Am 
Schluß des Jahres 1858 waren 68 Kinder in Pflege, davon wurben während 1859: 14 ent» 
laſſen, und 5 neu aufgenommen. Hiervon find 34 in Privatfamilien untergebradt, und zwar 
11 als Pfleglinge und 28 als Lehrlinge und 25 im Rettungsonflalten. Bon biejen 59 Pfleg- 
fingen berechtigen nach dem Inhalt der eingegangenen Berichte 33 zu guten Hoffnungen, 20 
find noch ſchwankend in ihrem Betragen und 6 im Zuftande der fittliden Verwahrloſung. 

Die Einnahme, nach den beiden Klaffen zur Verwendung und zum Capital gefonbert, 
zerfällt nach der erflen Beſſimmung in ein Saldo von 1434 FL, einen Betrag an Geſchenken 
und nicht regelmäßigen Beiträgen von 1341 Fl., an Rüdvergütungen und Koſtgeld für befon- 
ders bezeichnete Pfleglinge 686 FI. 30 Kr., an Zinfen von Obligationen 581, Fl., am regel» 
mäßigen Beiträgen 1990 Fl., zuſammen 6033 Fl., der zweiten Beſtimmung (zum Gapitalfonde) 
find 1275'/, FL. zugeführt worden. Die Summe ber Ausgaben war 5805 Fl., fo baß fi eim 
Saldo von 228 Fl. ergab. 

14. Der am 9. November 1858 verftorbene Herr Reinharb von ben Belden hat 
in feinem am 15. Iumi 1850 verfaßten und am 15. November 1858 gerichtlich eröffneten legten 
Willen ein Regat von 30,000 Fl. dermadt, „um damit eine fiir ſich beſteheude Rettuugsanſtalt 
für arıne fittfich gefährdete oder verwahrlofte Kinder evangeliſcher Confeſſion zu errichten“. Diefe 
Stiftung if am 11. März 1859 vom Senate beflätigt worben. Einftweilen ift das Capital auf 
Binfen angelegt, bis es bie zu feinem Zwed exforberliche Grbße erreicht haben wirb. 
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15. Na dem 16. (zweijährigen) Bericht über die Verwaltung ber Mleinkinber- 
Säulen war am 1. Mat 1858 vie Frequenz ber drei Schulen (Peter - und Mylius ·Schule 
Frantſuri, Schule in Sachſenhaufen) 446, am 1. Mai 1860: 455. Im Ganzen find feit 
Gründung der Anfalten bis zum 1. Mai 1860: 4475 Kinder in die Schulen aufgenommen 
und 4029 dataus entiafjen worben. Am 31. Dezember 1858 betrug bas Bermögen ber brei 
Schulen 31,708 1. 86 Rr., am 31. December 1859: 31,696 Fl. 11 Pr. Die Unterhaltung 
ber Schulen koftete 1858: 6041 Fl., 1859: 4615 Fl. 


16. Na dem achten Bericht über ben Bereim zur Errichtung und Erhaltung ber 
Rrippen zeigt ſich bei biefen neuen Anſtalten ein großes Mißverhältniß zwiſchen der Wirk: 
ſamkeit und den Mitteln. Die Berpflegungstage waren: 

in Frankfurt: in Sabfenhaufen: 
DB a en BI 
16. 0 00 000 BO, .- 0 re BR, 
186808...... 4406.... .. 62389. 

Dagegen das Gründungscapital, welches 1853 8600 Fl. betrug, war 1860 auf 4000 Fl. 
detmindert, und and bie jährlichen Beiträge zeigen eher eine Abnahme (1853: 1175, 1857: 
1160, 1859: 1150 $1.) Im Rechmungsjahre vom 1. Mai 1859 bis 30. April 1860 betrug 
bie Einnahme, einſchließlich des Erlöſes einer 31, procentigen Frankfurter Obligation von 1000 
Fl. 600 Fl. Geſchenle, 1100 Fl. Beiträge und 750 5. eigne Einnahme der Krippen: 3598 Fl., 
In der Ansgabe figurirt die Deiethe und Unterhaltung der Krippen mit 8530 5. 

17. Die Taubflummen-Erziehungsanftalt, welde gegenwärtig 18 Zöglinge 
zählt, erhielt in dem Zeitraum vom 15. November 1858 bis bahin 1859: 1597 Ft. Geſchenle 
und 117 Perſonen haben ſich zu jährlichen Beiträgen verpflichtet. 


18, Der ſechtzehnte Bericht Über Dr. Chriſt's Kinderkranlenhaus und Entbindungs · 
Anſtalt, das Jahr 1859 betreffend, meldet eine erfreuliche Erweiterung der Anſtalt. Dr. Theobald 
Chriſt Hatte nämlich mit feinem Kinderkranlenhauſe zugleich bie Stiftung einer Entbindungs · 
Auſtalit fr arme, im hieſtgen Bürgerverbande ſteheude Ftauensperſonen beabſichtigt, indeß 
reichten die Mittel zur Erreichung beider Zwecke nicht zu, und mur das Kinderkrankenhaus trat 
in’® Leben. Später veranlaßte der Gedanke, braven, unbemittelten Bilrgersfrauen, denen eim 
Wochenbett im eigenen Haufe eine große Laft aufbürdet, Zuflucht durch eine dieſem Zwecke ge» 
widmete Anftalt zu verſchaffen, die Freifrau Henriette von Mühlen geb, von Lersner, in 
ihrem Zeflamente dem vom Dr. Chriſt geftifteten Kinberhofpitale und Entbindungspaufe 21,000 
BL zu vermachen, mit ber Beftimmung, daß aus den Zinfen des Capitals „die Koften ber 
Nieberkunft hiefiger armer Frauen chriſtlicher Religion, welche in dem Haufe biejer Stiftung 
entbunben werben, beftritten merben möchten“. Obgleich mun aber in ber teflamantariichen 
Berfügung ausgefproden war, daß diejes Bermächtniß ganz nach den Grunbjägen ber uripräng« 
den Stiftung behandelt werden folle, jo war eine völlige Vereinigung beider deßhalb micht 
möglich, weil nah $. 9. bes Gprifttihen Teftamentes das religidje Belenntniß bei der Auf» 
nahme keinen Unterjchied machen darf. Man bat fidh daher feit der Eröffnung ber v. Mühlenjgen 
Stiftung am 1. Januar 1855 mit einem proviforiichen Statut beholfen, welches eine relative 
Berbindung feffegte, in dem verfloffenen Jahre if aber durch das Geſchenk von 3050 51. zu 
dem Zwede einer ohne Coufeſſions · Unterſchied zugänglichen Entbinbungsanftalt, bie Möglichteit 
geboten worben, jene beſchränkte Beftimmung ber zweiten Stifterin auf bie urfprünglice Abſicht 
des Dr. Chriſt zu erweitern. In der Mühlen’fchen Stiftung find 1857: 7, 1858: 14, 
1859: 23 Kinder geboren. 


In dem Kinderkrankenhauſe wurden 130 Kinder verpflegt, wovon 22 farben; 
bie Gefammtzapl der Berpflegungstage war 9207, die mittlere Berpflegungszeit 71 Tage Die 
Oeſammttoſten des Rinbertcantenhaufes betsugen 4675 FI. 
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19. Aufolge ber 40. Nachricht von dem Fortgang und Anwachs ber Dr. Senten- 
berg’ihen Stiftung „zum Beften der Arzneilunde und Krankenpflege“ vom 1. Juli 1857 
bis 30. Juni 1859 hat die Stiftung, mit welcher durch bie VBermächtniffe von Brönner und 
Kröger bereits männliche Pfründnerfiftungen verbunden find, zum Zwecke einer weiblichen 
Pfründnerfliftung „zur Berpflegung lebiger, mehr denn 60 Jahre alter, gut beleumunbeter bie- 
figer Bürgerstöchter evangelifch-Tutheriicher Confeffton“ von einer Bürgerstochter Kath. Elifabeth 
Klingling (1796— 1857) dur Teftament vom 27. October 1856 ein Capital von gegen 
20,000 Fl. erhalten, welches aber erft mad dem Tode einer umverheivatheten Schwefter ber 
Erblafferin liquid werben wird. Bom 1. Juli 1867 bis 30. Juni 1858 wurben 751 Kraule 
mit 21,469 Berpflegungstagen behandelt, wovon 105 flarben; vom 1. Juli 1858 bis 30. Juni 
1859: 627 Krane mit 18,876 Berpflegungstagen, wovon 78 flarben. — An Geihenken gingen 
in ben genannten beiden Jahren ein: für das mebicinifhe Juſtitut 123 Fl. 20 Ker.,, für das 
Bürgerhofpital 1092 Fl. 32 Kr., für den Baufonds deffelben 570 Fl. 36 Fr, 

20. Nach dem 24. Bericht des Pflegeamts der Anftalt für Irre und Epileptiihe betrug 
beren Vermögen am 31. December 1859: 51,212 /, F1.; die Gefammtausgabe während 1859: 
26,644 '/,, die Gefammteinnahme 24,579, Fl., aljo ein Deficit von 2047 EL, das aus ber 
Staatslaffe gebedt wird. Der Baufonds betrug am 31. December 1869: 36,546 Fl. 50,8. 
Die Zahl der Kranfen während 1859 betrug 140: 124 Geiftestranfe und 16 Epileptifche, ba- 
von flarben 15. 

21. Nah dem 14. Jahresbericht über die Augenheilanftalt wurben vom 1. October 
1858 bis 30. September 1859: 1007 Augentrante durch die Anftalt behandelt, davon 115 
in der Anftalt und 892 ambulatorifh. Die jährlichen Beiträge beliefen fi auf 473, die Ge⸗ 
fhente auf 231 Fl., die Zinfen des Vermögens auf 160 Fl., vie Ausgaben dagegen erhoben 
fi bis 980 Ft. 

22. Der Frankfurter Hauptverein der Guftav-Adolfs-Stiftung hatte in dem Geſchäfts- 
jahre 1858/9 eine Einnahme von 4867 Fl. 33 Kr., nämlich einen Saldo von 300 FL. aus 
1857/8, 112 Fl. Gejchente mit befonberer Beftimmnng, 850 FI. Legate, 331 Fl. Geſchenle und 
einmalige Beiträge, Ertrag der Kirchencollecte beim Reformationsfeft und bem Bereinsfefle 
(11. December) 668 Fl., Jahresbeiträge vom 1202 Mitglievern 3048 Fl., Erſparniſſe 58 Fl. 
Nah Abrehnung der Geihäftsausgaben, Legate und Gefhenfe mit befonderen Beſtimmungen 
wnrben 3300 Fl. zur Verwendung gebracht, fo daß 867 Fl. Eaffa-Safdo verblieben. Bon dem 
erften, birect verſandten Drittheil (1100 FL.) famen 200 Fl. nah Ried (Naſſan), 125 Fl. nad 
Paris, je 100 Fl. nah Rüdesheim (Naffan), Herbflein (Heffen-Darmftabt), Offenburg (Baben), 
an die Waldenfer (Piemont) 2c.; von dem 2. Drittheil (über Leipzig) nah Hallſtadt (Defterreid) 
250 Fl., an bie ungarifhen Schulen 200, nad Ferdinandsberg (Siebenbürgen) 200 Fl., nad 
Goſau (Defterreih), Wallern (Oeſterreich), Lofig (Böhmen), je 100 Fl. Das lehte Drittel zu 
vertheilen, fteht im Ermeflen des Gentralvorftandes in Leipzig. 

23. Die „Gefeltfchaft zur Beförderung nützlicher Künſte und deren Hülfswiffenfchaften” 
batte am 1. Januar 1859 ein Vermögen von 18,373 Fl. 16 Kr., einen Baufonbs von 13,096 
Fl. und 448 Mitglieber (mit 11 Fl. Beitrag). Die Gefellfchaft hat zu der 1852 errichteten 
Gewerbſchule 1240 Fl., zu dem Aſyl fir bienftlofe® Gefinde 200 Fl. beigetragen. Außer den 
baaren Zufhüffen zur Gewerbſchule, welche feit der Errichtung berfelben zwiſchen 1000 — 1500 
Fl. geſchwankt haben, hat die Gefellfchaft für diefelbe das Schuflocal zu flellen, für Heizung, 
Licht, Bedienung fowie für andre Schulmittel zu forgen. Der Staat giebt dazu jährlich 2500 
Fl. Die gemietheten Räume, welche die Gefellihaft einnimmt, find feit Errichtung ber Schufe 
zu enge geworben, deren Lehrthätigleit, fowie bie Benugung ber Bibliothel, Modellſammlung sc. 
dadurch beeinträchtigt wird; auch fehlt e8 an Räumen zu Berfammlungen der Mitglieber ; es ift 
baber von dem Borfteber (Dr. Souchay) als dringend nothwenbig erfannt und auf feinen Aus 
trag auch beſchloſſen worden, mit dem Aufwand von 50 — 60,000, höchſtens 80,000 Fl. ein 


625 


Geſellſchaftshaus mit Berfommiungsräumen, einem Schuflocal für 120 Schülern; einem Local 
für Sparlaffe und Erjparungsanftalt von etwa 4 Zimmern ac. zu erbanen, Ein Bauplatz ba- 
für ift am der durch ven ehemaligen Junghof zwifchen bem Roßmarkt und ber neuen Mainzer- 
ſtraße anzulegenden neuen Straße, wo auch ber Feſtſaalbau, daB Gebäude bes Kunftvereins ꝛc. 
ihren Play finden werden, angelauft und noch im Laufe dieſes Jahres fol der Bau in Angriff 
aenommen werden. Dr. Souday, welher jeit 1851 beftändig zum Präſidenten des Bereing 
wieber gewählt worben war, hat eine fernere Erwählung abgelehnt; unter den obwaltenden 
Berhältniſſen if es nicht unwichtig, daß eiu Verein, welcher fo zahlreiche Danbwerlsmeifter zu 
feinen Genoſſen zählt und auf bie Gewerbsverhältaiffe fo manchen Einfluß übt, zu feinem Nach⸗ 
folger den Dr. jur. E. Paſſavant gewählt hat, welcher in feiner Schrift „Betrachtungen über 
bie Berechtigung zum Gewerbebetrieb in Frankfurt a. M.“ bei Jügel 1860, fi) als entſchiedener 
Anhänger der Gewerbefreiheit belannt hat. — Es folgen in dem Berichte nun die Darlegungen 

des Zuſtandes der einzelnen Geſellſchaftsinſtitute. Ueber bie Sparfaffe haben wir oben Ion 
unter No. 2. berichtet; die Erfparungsanftalt hatte am 31. December 1859 gegen 2300 

Einfeger mit 255,700 Fl. Guthaben. Die Gewerbeſchule hatte am 1. October 1859: 101 

Schüler in 4 Kaffen. Die Schüler fanden meift im Alter zwifchen 12 und 18 Jahren. Die 

Sonntagsſchule war von 218, die Abendzeihnenihule von 89 Schitlern befucht. Der Gewerbe» 

verein hat Borlefungen über Chemie und Mechanik veranlaft. Endlich hat die von ber Ges 

felihaft unterhaltene Blindenanftalt, welde am 1. October 1858 im ihre neue und ihr 

eigenthilmlicd; gehörige Räumlichkeit verlegt worden ift, durchſchnittlich 8-9 Blinde unterrichtet, 

wovon 4 in ber Anflalt wohnten. Gin großer Berluft war ber im Frühjahr 1860 erfolgte 

Tod des Blinden» und Arbeitslehrers Barthel, welcher durch ausgezeichnete mechaniſche Be» 

gabung und Erfindungsgeiſt viel zur Verbeſſerung der betreffenden Apparate geleiftet und auf 
mehreren Ausftellungen Anerkennungszeihen davon getragen hat. 

24. Bir halten es für pafjend, hier bie verwandte Thätigleit bes neu gegründeten 
„vollswirtbfhaftlihen Bereins“ anzuſchließen, welche bie Pflege und Berbreitung 
voltöwirthichaftlicher Kenntniffe unter befonderer Rückſichtsnahme auf Frankfurts wirthſchaftliche 
Entwickelung bezweckt und in monatlichen Sitzungen ſich vereinigt. 

Seine hauptſächliche Thätigleit nah außen hat ſich bis jetzt in vier Flugblättern dar⸗ 
gelegt, melde folgenden Titel und Inhalt haben: No. 1. Bericht des Ausſchuſſes über vie 
Gewerbefrage, genehmigt am 8. März 1860. 14 ©. 40. Durch Sauerländer zu beziehen zu 
12 Kr. (Intereſſantes itatiftiiches Material über die Entwidelung ber Gewerbe - Gefeßgebung 
und ihre Früchte; vergl. auch dieſe Monatsfchrift Jahrg. 1869 &. 1003.) 

No. 2, Ueber die Eingabe der Ziünfte am ben Senat. (Verf. des Flugblatts Frz. 
Birth.) 2 ©. 40. Preis 8 Mr, 

No. 3. Bericht Über die vermeintlichen Gefahren der Gewerbefreiheit und die Mittel 
zur Abhilfe, erftattet von Mar Wirth am 8. Mai. 4 S. 40. Preis 6 Ar. 

No. 4. Bericht über das Eoncejfionsweien in Frankfurt, erflattet von Hrn. Dr. Souday 
am 14, Zuni 1860, 6 ©, 4o, Preis 9 fr, 

25. Nach dem zehnten Jahresbericht der Anftalt zur Nahmweifung von Arbeit 
find in den zwölf Monaten vom März 1859 bis Februar 1860: 4610 Beftellungen einge: 
gangen, wovon 4601 (723 für Arbeiter, 3878 für Arbeiterinnen ) ausgeführt werben konnten. 
Die Einnahme belief ſich auf 2100 Fl., die Ausgabe nur auf 1081 Fl. 

26. Bon dem „Archiv für Frankfurts Gedichte und Kunſt“, neue Folge, herausgegeben 
bon dem Bereine für Geſchichte und Alterthumskunde zu Frankfurt a. M. ift ber erſte Band 
in Commiffton bei H. Keller, 885 S. gr. 8. ftart, mit 2 Tafeln Abbildungen erjchienen. Bon 
feinem Inhalt machen wir als wichtig für Stäbtewefen und zwar nicht allein für Brankfurt, 
nur folgende Aufjäge namhaft: 


a. „Ueber bie Verfaffungsgeichichte der deutſchen Städte“, von Dr. jur. &, 9. Euler 
(Director des Vereins). Es iſt dies ein Bericht und eine Kritik über das Werl von K. W. 
Nitzſch.“ „Miniftrialität und Bürgertum im 11. und 12. Jahrhundert, ein Beitrag zur 
deutſchen Stäpte-@efchichte*, Leipzig 1859. 

b. „Der Bogt und Schultheiß zu Wetzlar, ein Beitrag zur ſtädtiſchen Berfaffungs- 
Geſchichte“, von Dr. Euler. Der Berfafjer behandelt die verwidelten Berhältniffe eines Gemein; 
weſens, welches aus verjhiedenen Corporationen zufammen geihmolzen ift, mit Rüdficht auf 
analoge BVerhäftniffe in Friedberg, Golnhaufen, Frankfurt, Zürich sc. mit großer Marheit und 
GSelehrjamteit. 

c. „Frankfurt um bie Mitte des breißigjährigen Krieges“, von Prof. Dr. Kriegl, 
behandelt die Zuflände am ganzen Mittelrhein nach gleichzeitigen Quellen, 

d. „Die Wahrzeichen von Frankfurt a. M.“, von 8. Th, Reiffenfein, mit einer 
Tafel Abbildungen. Der Berfaffer hat eine auf den Artikel „Stäbtewahrzeichen “* im ber 
Illuſtrirten Zeitung vom 14. Septbr. 1859 bezügliche Anmerkung beigefügt, beren Beachtung 
dringend zu empfehlen ifl. 

e. „Das alte Jubenbab in Frankfurt“, von Dr, Euler, mit Rüdfiht auf bie Stäbte 
Andernach umd Friebberg, und der Mittheilung eines höchſt eigenthümlichen Berichtes des hiefigen 
Bauamts Über den Zuftand des Judenbads zu Frankfurt vom Jahre 1771. 


f. „Ein Schneidergebot” von Dr. Karl Oppel, nach münbficher Mittheilung gefchilperte 
höchſt eigenthümliche Handwerlagebräuche. 

g. „Berzeichniß der Häuſernamen in Frankfurt und Sachſenhauſen“, von K. Th. 
Reiffenftein. ine Höhft fleißige Zufammenftellung, welche für alle alten Städte von 
Interefje fein muß. 

27. Bon dem durch feine gemeinnützigen Beftrebungen, zumal im @ebiete der Gefängniß- 
kunde, wohlbekanuten Hoſpitalarzt Dr. G. Barrentrapp if erſchienen: Aufforderung zur 
Gründung einer gemeinniligen Bangefellichaft in Frankfurt a. M. 30 ©. Boo. Es heißt 
barin: „Allerwärts tritt die Wohnungsnoth ber ärmeren Klaſſen (d. h. nugenügende Zahl kleiner 
Wohnungen, Ungefundheit und fonftige Mangelbaftigleit derſelben, hoher Miethpreis 2c.) zu 
Tage. Gtüdlicherweife wird fie aber au mehr und mehr erfannt und ruft Beftrebungen zur 
Abhülfe hervor. Auch namentlich für unſer Baterland gilt dieß. Die im ihrer Organifation 
mebr ober minder vorgefchrittenen gemeimmüßigen Baugeſellſchaften in Bremen, Hamburg, 
Stuttgart, Heilbronn, Mürmberg sc. beflätigen es. Bon einem Nachweis ber aud in Frankfurt 
befiehenden Wohnungsmoth glauben wir abjehen zu Fünnen, ba fie allgemein amerlanıt ifl, 
und e8 handelt fih um die Erwägung ber Frage, welder Weg zu ihrer Abhülfe einzufchlagen 
ift. Zunähft handelt es ſich dabei nicht um eine bem bereits Berarmten zu bringende Hülfe, 
fonbern es ift die große Zahl derjenigen Perfonen ins Auge zu fallen, welche aus eigenem 
Erwerb fi eine gejunde freunblihe Wohnung zu beſchaffen außer Stande find. Diefen Ar: 
beitern foll der Eapitalift helfend zur Seite fichen und ihnen, unter gleichzeitiger Wahrung der 
Intereffen beider das verſchaffen, wozu allein fie nicht befähigt find. Es handelt fi ſonach 
nicht um ein Almofen, nm ein Gejchent, wicht um eine Unterftügung im gewöhnlichen Sinne 
des Wortes.“ 

Nah Ferftellung diefer allgemeinen Grundfäge folgt ein Statutenentwurf, dem wir fol« 
gende Hauptbeflimmungen entnehmen: Das Geſellſchafts-Capital ift auf 500,000 Ft. in 1000 
Actien zu 500 Fl. feſtgeſetzt, doch beginnt die Geſellſchaft ihre Thätigleit, ſobald 50,000 Fl. 
gezeichnet find. Die Jahres» Dividende ift anf höchſtene 4 Procent feftgefet. Der weitere 
Neinertrag wirb zur Bildung eines Refervefonds verwendet. Sobald biefe 10 Procent bes 
Hctiencapitals erreicht hat, foll er micht weiter vermehrt, ſondern (nad Beſchluß der General» 
Berfammlung) entweber zu einer Ermäßigung ber Miethen oder zur Errichtung auberer Auſtalten 


a 


für die Bffentlihe Gefundheitepfiege (Üffentliche Waih- und Babennflalten) geſchritten werben, 
Der Anlauf Meiner Geſellſchaftehäuſer durch ven bisherigen Miether ſoll möglichſt erleichtert 
werben. Es folgen „Einige Worte über die beflebende Wohnungsnoth der Minderbemittelten 
und über die zu ihrer Abhilfe unternommenen Beftrebungen“, worin nachgewieſen if, daß and 
in Frankfurt anf viele Wohnungen an friiher Luft noch kein Zehutel des Rauminhalts kommt, 
welcher in Hofpitälern für erforderlich gehalten wird, und worin eine interefjante Ueberſicht ber 
bezügliden Beſtrebungen in Deutſchland, der Schweiz, Holland, Belgien, England und Frauk⸗ 
reich gegeben if. — Da glei beim Erſcheinen des Büchleins 13 Perfonen 100,000 Fl. ge- 
zeichnet hatten, jo ift am ber Verwirklichung des ſchönen Plans nicht zu zweifeln. 








III. 
Verwaltungs-⸗Chronik. 


Provinz Schleſien. 

0. Breslau. Wie belannt, hat in Folge einer Cabinetsordre vom 27, Februar e. ber 
evangeliſche Oberlirchenrath Ordre erlaffen, daß nunmehr, nachdem eine längere Friſt für die 
freie Aneignung ber „Orundzüge“ zur neuen kirchlichen Gemeindeordnung gegeben war, überall 
ba, wo eine folde Aneignımg noch nicht erfolgt ift, mit ber Ausführung vorgegangen werde. 
In Breslan num ift das Verhältniß der politifhen zur evang.-lirchlichen Stadtgemeinde ein 
hiſtoriſch eigenthämliches, deſſen Geftaltung bis im die Reformationszeit und im bie hafbfrei- 
reichsſtädtiſche Stellung, welche Breslau auch damals fich wahrte, zurückreicht. Breslau führte 
die Reformation frübgeitig bei fi ein, und zwar geſchah bies auf organifhe Weiſe durch den 
Rath ſelbſt. Die Kommıme ift Patrom der flädtifhen Kirchen, und bie Gefammtheit der evang. 
tirchlichen Imtereffen wird noch hent unter einem „Gtabt-Eonfiftoriam”, in welchen Magi- 
firatualen und Geiftlihe figen, zufammengefaßt, ehedem gleihfam bie Euftus-Abtheilung im 
ſtädtiſchen Regimente. — Das Stabt-Confiftorium hat gegenwärtig anf jeme dur das Königl. 
Provinzial-Conflflorium übermittelte oberkicchenräthliche Anfinnen befunden, „daß ein Kirchen» 
vorftand‘‘, wie die vom Prinzregenten in Vertretung des Königs als landeslirchlichen Biſchofes 
erlaffene obengebachte Orbre ihm zunächſt in allen evang. Gemeinden, wo er noch nicht bor- 
handen, einzurichten heißt, in Breslau noch nicht beftehe, und ift fonach zu Vorbereitungen 
fie die Wahlen zu demſelben gefchritten. Der Magiftrat hat hierzu feine Mitwirkung eintreten 
laffen, weil er die Rechte der Patrone, alfo and der Kommune Breslau, durch eine Stelle der 
betreffenden Orbre felbft gewahrt glanbt, Aus ber Stabtverorbneten » Berfammlung warb bier- 

“Über, nachdem fie ohne amtlhiche Mittheilung über dieſes Borgehen geblieben, eine Au— 

frage am denſelben gethan, und bie hierauf ergangene Ermiederung bejagte (laut dem amtlichen 

Situngsberichte) Folgendes: „Nachdem der Allerhöhfte Erlaß vom 27. Februar d. I. beftimmt 
hatte, daß in allen evangelifchen Gemeinden, in welchen ein für bie inneren und äußeren An- 

gelegenbeiten derſelben beftellter kirchlicher Gemeindbevorftand (Bresbyterium, Gemeindelicchenrath) 
noch nicht befteht, ein folder einzurichten und demnächſt mit Einrichtung und Berufung vom 
Kreis-Synoden vorgegangen werten folle, find auf Verordnung des evangeliſchen Oberfichen- 
raths don dem Königl. Confiftorium fämmtlihe Königl. Superintendenten ver Provinz nnd für 
Breslau das Stabt-Eonfiftorium wegen Ausführung jenes Erlaffes infirnirt worden. Da nad 
biefer Inſtruetion in denjenigen Gemeinden, im welchen fonft durch kirchliche Local Be rfaf- 
fungen eim für bie Interna und Erterna der kirchlichen Gemeinde beſtelltes Kirchencollegium, 
Presbpterinm, Nepräfentanten- Collegium ıc. unter dem Borfie bes Pfarrers beftcht, es bis 
anf Weiteres bei ber beſtehenden Berfaffung verbleiben ſoll, hatte das Stabt-Eonfiftorium zumächft 
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zu prüfen, ob dieſe Vorausſetzungen nicht auch bei den hieſigen evang. Kirchen zutreffen und 
daher auf fie der Erlaß feine Anwendung finde. Es mußte ſolches verneint werben. Denn 
die vorhandenen kirchlichen Vorfteher-Aemter oder Kirhen-Collegien, beftehend unter dem Borfige 
des Patronats:-Commiffarius als Ober-Borftehers, aus dem Paftor und zweien vom Magiftvat 
ernannten Borftehern, baben hergebrachtermaßen und in Uebereinftimmung mit $. 157 IL 11 
Allg. Landr. nur die äußeren Rechte, das Vermögen ber betrefienden Kirchen zu verwalten, und 
find keineswegs, wie die zu errichtenden Gemeinde-Kirchenräthe, berufen, die chriſtlichen Ge- 
meinbethätigleiten zu fürbern und zu pflegen und bie Kirchengemeinde im ihren innern und 
äußeren Angelegenheiten zu vertreten. Daß aber das Borhandenfein von bloß für vie Eyterma 
verorbneten Sirchenvorfländen die Errichtung ber Gemeinde-Kirhenräthe nicht ausfhließt, gebt 
{dom daraus bervor, daß nah Nr. 5 des Allerhechſten Erlafjes die bisherigen Kirchen-Vorſteher 
in den Gemeinde-Sirhenrath aufgenommen werben ſollen. Hiernach, und ba nad ber aus 
drüctlichen Allerh. Zufiherung in dem Bekeuntnißſtande der Gemeinde und ihrer Stellung zur 
Union nichts geändert werben foll, wohl aber bei einer, jet fehlenden, georbneten kirchlichen 
Gemeindevertretung eine heilfjame Erhöhung des firdhengemeinblihen Lebens gehofft werben 
dürfe, ift das Stadt-Confiflorium zu der ihm aufgetragenen Ausführung geſchritten, bat bie 
Wahl von je zwölf Gemeinde + Repräfentanten für jebe ber brei Haupt-Pfarrlichen und von 
neun Repräfentanten für bie Pfarrkirche zu „11000 Jungfrauen“ angeorbnet und ben Magiftrat 
mit Bezug auf Nr. 2 und 5 der Jufteuction erfucht, dabei in geeigneter und förderlicher Weiſe 
mitzuwirken. Diefe Mitwirtung bat Dagiftrat auch buch Aufftellung der Parodianenliften 
bereit8 eintreten laffen, in ber Erwägung, daß im Uebrigen nah Nr. 5 und 6 bes Erlafjes 
die verfafjungmäßigen Attributionen ber kirchenvegimentlihen Behörden, bes geifllihen Amts, 
und die Gerechtfame des Patronats durch die neue Einrichtung nicht berührt werben, auch bie 
unmittelbare Verwaltung des Kirhenvermögens durch die bisherigen Kirhenvorfleher fortgeführt 
werben fol, durch Nr. 7 a. a. O. endlich ben evang. Patronen das Recht gefichert if, perſonlich 
oder durch Einſicht in die Sigungsprotofolle von den Verhandlungen der Gemeinde-Kirhenräthe 
Kenntniß und ihre gejeglichen Rechte möthigenfalls im Wege des Recurjes an das Königl. 
Eonfiftorium wahrzunehmen.“ — Hiergegen hat fih in motivirter Nebe der Vorfigende bes 
Stabtverorbneten-Collegiums, Juftizratb Hübner, in ber Sigung vom 12, Juli ausgeſprochen. 
Derfelbe machte in ausführliher Darlegung geltend, daß einer Bildung neuer Gemeindelir- 
henräthe nad Nr. 2, 3 des Allerh. Erlafjes vom 27. Febr. d. 3. am biefigen Orte erhebliche 
Bedenken entgegen träten. Diefelben lägen eben in ber oben berührten eigenthilmliden Local» 
verfafjung, wonad die hieſige Stadtgemeinde in Bezug auf die evang. Kirchen ihres Patrenats 
feineswegs bloß die Berpflihtungen, wie fie gemeingefeglih aus bem Begriffe bes Pa⸗ 
tronats folgen, zu erfüllen, fjondernm ohne jeve Heranziehung von Kirchengemeinden für bie 
Unterhaltung jener Kirhen allein nad allen Beziehungen zu forgen habe, Diejer, ber 
politiihen Gemeinde der Stadt ohne Rüdfiht auf das religidfe Bekenntniß ihrer Mitglieder 
obliegenden äuferft umfangreichen Berpflihtunmg correfpondire andererfeits die Befugniß 
ber fläbtifchen Behörden, ala joldhe die Verwaltung des Bermögens, der ftäbtiihen Patro- 
natslichen entfheidend zu leiten, und bie MWechfelbeziehung zwiſchen jener erceptionellen 
Berpflihtung umd biefer Befugniß dürfte jeve Schmälerung ber letzteren ohne gleichzeitige Min- 
derung ber Verpflichtungen der Stadt ausfchließen. Im biefem durd bie beftehende Localver- 
faffung althergebrachten Verhältniſſe müffe nothwendiger Weife eine Aenderung fi begründen, 
fobald Gemeinde-Kirhenräthe nah Nr. 2, 3 des Erlaffes hierorts ins Leben gerufen würben. 
Den Kirchenvorftehern verbleibe allerdings aud im bieiem alle die unmittelbare Verwaltung 
bes Kirchenvermögens in demſelben Mafe wie früher, aber bie Leitung ber Bermögensverwal- 
tung werde aldbann von ben ftäbtifhen Behörben auf das new geſchaffene Organ übergeben 
und nicht mehr die Beſchlüſſe ber erfteren, fondern bie Befchlüffe des neu gefhaffenen Gemeinde⸗ 
Kirchenraths wilrben die Baſis ber Berwaltung bilden. Denn nah Nr. 4 a. a. D. ſollen bie 
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neu gebilveten kirchlichen Gemeinbevorftände ben Beruf haben, die Kirchengemeinde in ihren 
inneren und äußeren Angelegenheiten zu vertreten und da zu dem äußeren Angelegenheiten 
der Kirche mwejentlih die Wahrnehmung der Bermögensrechte gehört, jo dürften bie neuen Or⸗ 
gane nicht mit Unrecht auch den Beruf für fi in Anfpruh nehmen, die Vermögensverwal- 
tung der Kirche zu leiten und fomit über Anlauf und Berlauf von Grundſtücken, Eapitalien- 
Berfuren, Prozeffe zc. eben fo zu bejchließen, wie dies either von den Vertretern der Stabtge- 
meinde al® folhen gehandhabt worden. Wenn nun auch nah Nr, 6 des Erlaffes durch die 
neuen Einrihtungen die Gerechtſame des Patronats unberührt bleiben jollen, fo möchte hierin 
doch eine genügende Bürgſchaft für den Wortbeftand der von ben hieſigen ſtädtiſchen Behörden 
feither ausgeübten umfangreihen Berwaltungbefugniffe wicht zu finden fein, weil dieſe Befug- 
niffe nicht als bloße geſetzliche Conſequenzen ded der Stadtgemeinde gebührenden PBatronats 
fih auffaffen laſſen, ſondern ihre Rechtfertigung nur aus einer beflehenden beſonderen Berfaf- 
fung entnehmen fönnen. Auch bürfte die Vorſchrift in Nr. T a. a. O., wonach ber Patron, 
wenn er durch Beſchlüſſe des Gemeinde⸗Kirchenraths feine gejeglihen Rechte beeinträchtigt glaubt, 
auf den Recurs an das Königl. Eonfiftorium verwiefen wird, wohl unzweideutig beweiſen, daß 
ber Erlaß sub Nr. 6, 7 nur die Rechte des Patronats, welde bie allgemeinen Geſetze an 
daſſelbe fnüpfen, vor Augen hat, und daß jedenfalls die Stellung ter ſtädtiſchen Behörden, in- 
fofern die Durchführbarleit vermögensrechtliher Beſchlüſſe des Gemeinbe-Rirhenraths nicht ein- 
mal an ihre Zuftimmung gebunden, fonbern ihnen eventuell nur die Beſchwerde überlaffen 
wirb, eine völlig veränderte fein würde. — Die bedeutenden hieran möglicher Weije ſich Inil- 
pfenden Imconvenienzen brängten ‚zur Beantwortung ber Frage, ob durch dem Allerh. Erlaß 
vom 27, Bebr. d. I. in der That für ben hiefigen Ort die Nothwendigfeit einer Bilduug neuer 
firchlichen Gemeinde-Borflände nah Nr. 2, 3 a. a, D. begründet werde? Go weit bie Sache, 
nad bem zu Gebote geftellten Material ſich überjchen laffe, fei die Frage zu verneinen. Denn 
Nr. la, a. O. ordne die Einrichtung‘ von Gemeinde »Kirchenräthen nur für dieje— 
nigen evangelifhen Gemeinden an, in welden ein für bie inneren umb äußeren Angelegen- 
beiten berfelben beftellter kirchlicher Gemeindevorſtand noch mit befteht. Breslau befite 
aber in ven bereit® beftehenden Organen, nämlich in dem Stabt-Eonfiftorium und in den Kir⸗ 
hencollegien, denjenigen collegialiih formirten firhliden Gemeindevorfland, welder bie inueren 
und äußeren Angelegenheiten ber hiefigen evangeliſchen Kirchen, beziehungsweife der gleihfam 
eine evangelifche Gefammtgemeinde "bildenden hiefigen Kirdhen-Gefellihaften zu vertreten habe. 
Zwar fei es richtig, daß biefer Gemeindevorftand nicht buch Wahl der Mitglieder der Kirchen- 
gemeinde hervorgehe und fich ergänze, allein biejed werbe auch in der Beftimmung sub 1 a.a. D. 
nicht erfordert, und bei Prüfung der geſetzlichen Borausfegung, an melde die Einrihtung neuer 
Gemeinde-Kirchenräthe geknüpft ift, werde man ſich lebiglih am den Wortverſtand des Geſetzes 
zu halten haben. — In der aus biefer Darlegung entfpringenden Debatte mit dem Oberbür- 
germeifter verwahrte der Reduer fi noch gegen bie Anſicht, als wolle er eine Einmiihung ber 
Stabtverordneten in innere kirchliche ober fogenannte Tirhenregimentlihe Fragen anregen, ficherte 
aber der Berfammlung mit Entfhievenheit das Recht der Competenz für bie in Rebe ſtehende 
Angelegenheit. Im Uebrigen erblidte er auch in der beabſichtigten Einwirkung ber projectirten 
neuen Behörde auf das innere firhlihe Leben wenig Beriprehendes bei dem jebe Sta- 
bilität ausſchliehenden Wandel in den Mitgliedern großfädtifcher Gemeinden, welche durch Umaug 
aus einer Parodie in bie andere in fortwährendem Fluffe bleiben. — Der Oberbürgermeifter 
ſeinerſeits erflärte fi Übrigens auch für die volle Wahrung der flädtifchen Patronatrechte. — 
Die Verfammlung trat ber vorfiehenden Auffafjung ver Sade bei, und indem fie dahin geftellt 
fein ließ, inwiefern bei dem Mangel flabiler Kirchengemeinden im hiefiger Stabt Diejenigen 
feſten Beziehungen zur Kirche fich wilden begründen; laffen, welche buch bie vorausfichtlich 
ebenfalls einem häufigen Wechfel unterliegenden Mitgliever des Gemeindelirchenraths angebahnt 
werben follen, — ward beſchloſſen, den Magiſtrat zu erjuchen, im geeigneter Weife die Sifti- 
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rung ber bereits eingeleiteten Wahlen der Mitgliever file die neu zu bildenden Gemeinde- 
Kirchenräthe vorzufehren und höheren Orts die Auerlennung zu erwirten, daß gemäß Nu 1 
des Allerh. Erlaffes vom 27, Febr. d. I. zur Einrichtung neuer Gemeinde⸗Kircheuräthe im 
Sinne der Beftinmungen Nr. 2, 3, 4 1. c. bierorts eine Veranlaſſung nicht votliege, Dabei 
ſtellte ſie, ohne feloft eine Commiſſionsberathung zu beantragen, in voller Anerkennung ber tief 
einngreifenden Wichtigkeit der Sade, anheim, eine Vorberathung des Gegenftandes durch eine 
gemiſchte Commiffion einzuleiten, falls Magifttat foldes für wünſchenswerth erachte. — Noch 
anf dieſem Mijchgebiete bewegt fi die Frage der Stoltar-Orbnung. Es ift zwiſchen den ſtäd⸗ 
tiihen Behörden eine nene dergleichen berathen worben (welche hoffentlich da8 Geborenwerben 
und Sterben ꝛc. etwas erleichtern wird) und hat nunmehr die minifterielle Beftätigung erhalten, 
In derſelbeu findet ſich wie fie nun vorliegt, jedoch ein Punkt der alten Stoltare, nämlich die 
Befreinng aller auswärtigen Geiftlihen von Entridtung der Tranungsgebühren, wieder aufgenoms» 
wien, über den bei der Vorberathung feine Vereinbarung und kein gemeinfamer Beſchluß ftatt- 
gefunden; bie Verſammlung beantragt Über diefen Umſtand Auskunft beim Magiſtrate. — Bei 
diefer Gelegenheit fönnen wir den hiftorifhen Vermerk nicht unterlafen, daß bei einer ver bie 
figen ebangelifden Stabtgemeinden, der zu „Bernhardin“ bereits vor etwa einem Jahrzeheud 
Beſtrebungen fowohl zur Bildung eines ordentlichen, lebendigen firhliden Gemeindewefens, 
wie zu einer verfländigen Ordnung des Stolgebührenwejens gewaltet haben und weit gebiehen 
find, daß diefe pontanen Regungen aber vor der Ausführang dutch unüberwindliche in ben 
Weg geihobene Hinderniffe todtgemacht wurden. Wir lönnen uns bier auf dies „gemiſchte“ 
Gebiet nicht weiter einluffen, obwohl es recht vielen Stoff zu Betrachtungen über die Folgen 
der Confundbation von Weltlihenm und Kirchlichem and in feinem Meiiten Rahmen barbietet. 
Das auf Grund des Geſetzes vom 14. Maid. 3 entworfene Regulativ über die Er- 
hbebung eines Einzugs- und Bürgerrehtsgeldes in der Stadt Breslau 
ftellt das Einzugsgelb auf ben Betrag von 15 Thlen., das Bürgerrechtsgeld nad drei Abftu- 
füngen bes Einlommens, und zwar bei einem Jahreseinlommen bie ausſchließlich 300 Thlr. 
auf 10, bei einem Einlommen von 300 bie ausſchließlich 660 Thlr. auf 15, bei einem Ein- 
tommen von 650 Thle. und mehr auf 20 Thlr. feft. Die zuleht erwähnte Abgabe wird bei 
Erwerbung des hiefigen Bürgerrechts ($. 5 der Stäbteorbuung vom 30. Mai 1853) entrichtet, 
von ber Zahlung des Einzugsgeides ($. 3 a. a. DO.) wird die Geflattung ber Nieberlaffung 
und des ferneren Aufenthalts im hiefigen Stabibezirt abhängig gemacht, mit Ausnahme der 
im Gefege vom 14. Mai d. 3. sub 8, 4 bezeichneten Fälle. — Seitens der Stadt war Prozeß 
angeftrengt worben in einem ber Fälle verweigerter Zahlung eines der dem allgemeinen ftäb- 
tifchen Krankenhospitale gehörigen wiederkäuflichen Zinjes. Ueber den Ausfall dieſes Prozefjes 
und über ben Stand ber vorbereitendenn Maßregeln zur Ablöſung dieſer Zinfe hatte die Stabt- 
verorbneten-VBerfammlung den Magiftrat um Auskunft angegangen, Diefe Auskunft lautet 
dahin, daß die Einleitungen zur Ablöſung der Zinfe in Folge bes Gefeges vom 15. April 1857 
fiftirt, und daß bei dem angefirengten Prezeſſe in erſter Inftanz ein ginftiges Urtel er 
firitten worben fei, Berllagter jedoch tie Appellation angemeldet habe und vermutbli auch das 
Rechtsmittel nicht fallen laſſen werde, Für die Kommune handele es ſich bierbei um die prim 
eipielle Frage, ob fie zur Begründung des Klagefundaments der Acgni- 
jitiv-Berjährung auf die von dffentlihen Beamteten geführten Rech— 
nungen der Hospitäler ſich berufen Fünne Es erſcheine daher von Wichtigkeit, 
vorerſt diefe Frage durch alle zuläffigen Inftanzen in judicando zum Anttrage zu bringen, um 
zu wiffen, ob bei Einziehung der Übrigen Nüdftände von dergleichen Zinien die Klagen in ähn- 
licher Weife zu jubftantiiren feien. Webrigens babe man wegen ber auderweitigen Nüdflände 
überall die Klagen rechtzeitig amgemelbet, jo daß während ber Dauer des ſchon ſchwebenden 
Prozefjes der Ablauf der Berjährungsfrift fiir die andern Nüdftände nit zu fürdten fei. Im 
Rüdfiht darauf, daß ber angeftellte Prozeß nicht bloß rüdftändige Leiftungen, und alfo nicht 
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bloß die Anaführung ber Jahres-Etatd, fonbern das Recht auf dem flreitigen Zins jelbf zum 
Gegenftande hat, in welchem falle mach (bereits früher im unferem Monatsbericht erwähnter) 
zwiſchen Stabtverorbneten und Magiftrat getroffener Bereinbarung bie Berfammlung mit 
ihrer Meinung vor Anftelung der Klage zu hören ift, warb Magiftrat angegangen, jener 
Bereinbarung lünftig Rechnung zu tragen. — Ein anderer Rechtsfall ift folgender: 
Magiftrat verlangte Zuftimmung zur Auflelung des Prozeſſes wider zwei Grundftüdbefiger in 
dem an bie Stabt grenzenden Dorfe Lehmgruben, welche vie geforderte Eutſchädigung für be 
bautes, der Stadtgemeinde als Gutsherrihait von Lehmgruben gehörige Auenterrain aus bem 
Grunde verweigern, daß fie die Zutheilung ber betreffenden Auenparzellen nicht beantragt, 
daß die Behörden vielmehr für nothwenbig erachtet hätten, ihmen biefelben zur Regulirung ber 
Straßenflugtlinie beim Neubau ihrer abgebrannten Häufer zu überweifen. Gin Vortheil 
fei für fie aus der Ueberweifung nicht erwachſen, indem fie lieber auf ihre alten Branpftätten 
gebaut hätten, Die Berfammlung erklärte fih für die Anftellung des Prozeſſes, mobificirte 
aber die Preisforderung (pro Morgen von 1000 auf 900 Thaler) und beantragte, danach die 
Klageobjecte zu berechnen und bie Forderung an einen britten Grunbbefiger, welder zur Ent- 
ſchädigung nach dieſem Preife ſich bereit erklärt, zu bemeffen. Einem vierten Betheiligten, von 
befien Befigung im Folge der gegebenen Fluchtlinie ein Meiner Streifen zur Dorfaue gefallen 
if, wurbe bie dafür arbitrirte Vergütigung bewilligt. Uebrigens ward Magiftrat erjucht, im 
künftigen verartigen Fällen bie Entihäbigungsfrage gleichzeitig mit der Feſtſtellung der Flucht⸗ 
kinie zum Austrage zu bringen. — Gin fernerer Rechtsfall iR die Klage in Saden bes vor- 
jährigen Shütentönige. Wir haben ben auf der frage, wie bie Beflimmungen ber 
Schützenerduung und bie keine „Bürger“ im Sinue der Städteorbnung von 1808 mehr fen- 
nende neue Gemeinbeorbnung zu einander Neben, bafirenden Streitfall feinerzeit mitgetheilt, 
and neu anzufügen, daß ber Hagende Kronprätendent, Schuhmachermeiſter Rofjinsty, den Proceß, 
obwohl exrft kurz vor Ablauf des Regierungsjahres, in beiden Inflangen gewonnen unb 
mithin den Anipruch nicht nur auf die Würde, jondern auch auf die Prämien erftritten bat, 
Uns feinen fih hieran bie gewichtvollen und ernflen weiteren Fragen zu Impfen: Aus 
weſſen Sädel deun nun die abermalige Prämienzahlung (denn bie eine hat ja der Concurrenz⸗ 
fönig bereits empfangen) fließen ſolle, und ob der Beflätigte Damit aud das Recht reip, bie 
Pflicht erworbeu babe, einen Königsſchmaus zu veranftalten? — Gin früherer Jahrgang diejes 
Blattes bat in bejonderem Artikel die in Arbeit begriffene umfafjende Chartirung der Stabt 
beſprocheu. Das unter Leitung des Mathematilers Dr. Sadebeck (Brofefjor am biefigen Mag⸗ 
dalenen · Gymnaſium) ftehende, hierfür eingerichtete Büreau ift foweit mit ver Ausführung vor« 
geihritten, baß ber Generalplan Michaelis c. zu Ende gebracht fein kann. Man hat es mit 
Recht für nothwendig erkannt, ben Plan in jeinen einzelnen Sectionen für verſchiedenartige Ge— 
brauhszwede zu vervielfältigen. Nachdem bie Proben in Yutographirung ungenügend 
ausgefallen, hat man, !vem Gutachten tes Profefjors Sadebed folgend, ſich für die nur wenig 
theurer kommende Fithographirung entſchieden. Die colorirte Lithographie jeder der 30 Sectionen 
wird ſich bei 50 Auflage von 50 Eremplaren-auf26 Thlr. belaufen. — Endlich hat unjere Stabt 
Ausficht, zu einer zweiten, mit der befiehenven Gatanftalt, welche einer Actiengeſellſchaft ger 
hört, in wenigſtens theilweiſe Concurrenz tretenden Gasbereitung» Stätte zu gelangen, Die 
Borlage eines Planes dafür fleht im Ausficht. Diefe zweite Anftalt würde ſich fürnächſt darauf 
zu beſchräuken haben, diejenigen Theile der Stabt zu verforgen, welche bis jegt mur Del ober 
gar feine Beleuchtung hatten, da fir die anderen die Actien-Gefellihaft auf noch eine Reihe von 
Jahren das Exeluſivum befigt. Im Ausſicht auf das Unternehmen hat man für einen Theil 
ber Promenaden, der nicht füglich länger ohme Licht bleiben kaun, ein Proviforium in Od 
hergeftelt. — Zur Berforguug der Strafen und Pläte mit Flußwaſſer, welches mittelſt Hebe⸗ 
werles durch die Leitungen gedrückt wird, find ſtatt der alten Schwengel - und Ventilpumpen 
ſog. Schlauchſchraubenſtänder in großer Zahl aufgeſtellt. Man — den Verſuch 
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mit einem weitern Fortſchritte durch Anjhaffung von fog. „Hydranten“ ober Feuerhähnen. Die 
Koften für einen Schlauchſchraubenſtänder ftellen fih auf 120 Thlr,, die für einen Hydranten 
anf ca, 36 Thlr. — Für das münfterberger Schullehrer⸗Seminar find auch 
file 1860,61 die drei Stipendien zu 40 Thlr. an drei hiefige Seminariften angewiejen worden. 
Die Stabtverorbneten traten dem Vorſchlage des Magiftrates bei, die Bewilligung auf bie 
Periode der weiteren drei Jahre ebenfalls auszuſprechen, da die Verhäftniffe, welche diefelbe das 
erfie Mal motivirt haben, noch fortwalten. (Wir haben feiner Zeit darüber berichtet.) — Zum 
Dentmale für den Freiherrn vom Stein find Seitens der Kommune 1000 Thlr. geipen- 
det. — Aus dem ten Gtabiverorbneten vom Kämmerer Herrn Pläfchle über die Ver— 
waltung und ben Stand der Gemeinde » Angelegenheiten in 1858 und 59 erftatteten Berichte 
geben wir, da uns berfelbe origimaliter noch nicht vorliegt, nach der „Breslauer Zeitung” bie 
bauptfählichften Punkte in rumden Zahlen. — Der genannte Zeitraum kann für bie ſtädtiſche 
Berwaltung als ein in jeder Beziehung günſtiger bezeichnet werden. — Die Einwohnerzahl ift 
von 121,345 auf 129,813 Civilperfonen (ausſchließlich von 5855 Militär) gefliegen. — Auch 
im Binanziellen gewährte die Verwaltung ein jo ginftiges Refultat, daß am Schluſſe der ge- 
nannten Gejhäftsperiode der Kämmerei ein verwenbbarer Beftand von 209,089 Thlr. verblieb. 

Bei den einzelnen Berwaltungen flellten fi) mehr ober weniger ähnliche günftige Re» 
fultate heraus. So bei der Armen-Berwaltung, indem bie Zahl der Hilfebenürftigen eine bes 
bentend Heinere war, Auch der Gejundheitszuftand war ein befferer als in den vorhergehenden 
Jahren, fo wie aud das Mortalitäts-VBerhältniß ein günftigeres. Der Bericht kommt bier zu ber 
Folgerung, dab es fih aus den gemachten Erfahrungen als gewiß berausftelle, die übelflänbige 
Ohlau „jei mehr unangenehm als ungefund“, (??) Nun, wir find mit der Breslauer Zeitung 
doch der Anſicht, daß man eudlich einmal Auftalten made, dieſen großen, von der gelammten 
Einwohnerihaft perhorreseirien „mehr unangenehmen als ungefunden“ Uebelſtand zu bejeitigen. 
An Legat-Empfänger wurden 9683 Thlr. vertheilt. Die Kämmerei zahlte eine Summe von 
23,288 Thlr. als Zufhuß zu ber Verwaltung der Elementarfhulen, an Almofen und Unter 
fügungen wurden vertheilt 34,966 Thlr.; zur Armenhaus-Berwaltung wurde ein Zufhuß von 
10,753 Zhlr., zur Arbeitshaus-Verwaltung gar kein Zuſchuß gezahlt, Die Gejammtloften bei 
der Verwaltung des Armemvefens beliefen fi auf 93,430 Thlr. — Bei ber ſtädtiſchen Feuer- 
Societät waren ca. 3200 Participienten mit einem Werth-Capital von ca. 38,700,000 Thir. 
verfihert. Die Brandſchäden beliefen fih im genannten Zeitraum auf 12,048 Thlr. Der 
Refervefond der Societät belief fih anf 50,077 Thlr. — Im Nädtifchen Leihamt wurben ca. 
189,000 Thlr. ausgeliehen und 172,000 Thlr. zurüdgezahlt. — Bei der Kirchen · Verwaltung 
mußte die Kämmereilaſſe einen Zuſchuß von 9349 Thlr. leiſten, die Reparatur und Reſtauration 
ber Eliſabethlirche koſtete 38,865 The. — An directen und indirecten Steuern wurden 
536,498 Thlr. eingenommen. Die Realſtener (es werden 5 pCt. vom Brutto-Ertrage gezahlt) 
teng allein ca. 126,000 Tplr. ein, die Einzugsgelder 10,500 Thlr., die Hausflandsgelber 
7200 Thlr., die Brennmaterialienftener 32,600 Thlr., die Wildftener 6200 Thlr. ꝛc. Erecu- 
tionen mußten über 10,000 vollzogen werden, von deuen über 400 fruchtlos waren. — Das 
Nachtwachtweſen mit circa 200 Beamten koftete ca. 15,700 Thlr. — Das Feuerlöfhwefen er- 
forderte bei einer Ausgabe von 12,348 Thlr. einen Zuſchuß von 10,620 Thlr. — Die Strafien- 
Beleuchtung koſtete ca. 26.500 Thir. - Das Morftallweien erfordert bei einer Ausgabe von 
ca, 18,400 Thlt. einen Zuſchuß von ca, 12,000 Thlr. Der Marftall beſitzt 37 Pferde, — 
Bei ber ſtädtiſchen Bau-Deputation wurden in genannter Zeitperiode mehr als 800 Baupro- 
jecte geprüft. Für Pflafterungen wurden ausgegeben ca. 39,500 Tblr. — Bei der Hädtifhen 
Bank machte man einen Ueberfhuß von ca. 28,800 Thlr. — Au Grfhenten und Bermädt- 
niffen floffen in den Jahren 1858—59 der Stabt zu 106,796 Thlr. — Auch hat die Stadt 
Aueſicht, das Grundftüd des verflorbenen Fräulein Scholz (auf der alten Taſchenſtraße) zu er- 
halten, da bie gemelbeten (mehr als 120) Erben fih nicht haben legitimiven Finnen. — Ueber 
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bie Sanitätsverhäftniffe und über bie neue Einrichtung bes Arbeitspaufes wollen wir nächftens 
ein Specielleres mittheilen. Bezüglih der biefigen Hundefleuermarken ift auf Beſchluß ber 
ſtädtiſchen Behörden eine Abänderung bed betreffenden Reglements (v. 8. Septbr, 1852) vor- 
genommen, dahin lautend, daß Erfagmarfen für verloren gegangene, nicht mehr zwei, fonbern 
15 Sgr. often follen. Die Hundefteuer beträgt hierorts 3 Thlr. pro Kopf und Jahr. Die 
in Görlig waltende Einrichtung, deren Zwedmäßigfeit auf der Hand liegt, Hündinnen mit 
einem niedrigeren (dem halben) Sate zu belegen, ift bier leider noch nicht aufgenommen, 
Sonad find die Hündinnen in einer für die Geſundheit der Hunde und mithin der Menſchen 
gefährlichen Weife verfhwunden, Einer Eingabe vieler hundebefigenden Einwohner, einem Ans 
trage aus der Mitte der Stabtverorbnneten - Berjammlung, mad einem Gutachten des biefigen 
ſchleſiſchen Thierſchutz ⸗Centralvereins, ſämmtlich auf Abſchaffung ter Maultörbe lautend, ift 
feiten® ber Stabtverorbneten » Berfammlung nicht machgegeben worden. In Münden dagegen 
bat man auf Grund ärztlihen Gutachtens von der ihrem Zwede niht im entjernteften 
entſprechenden, vielmehr die Gefahr erhögenden Mafregel [ofort Abftand genommen, 
Aus der Zahl der unbefoldeten Stadträthe find filnf und einer durch den Tod ansgejchieben. 
Es liegen aljo Neuwahlen vor. Der eine ber erfteren, Stadtrath Weisbach, ward übrigens 
in die nengefchaffene bejoldere Stadtrathfielle für Verwaltung des Arbeithaufes gewählt. 

Beuthen i. Ob.-Schl. Die Kommunalfteuer ift von 4575 auf 9609 Thlr. erhöht 
worden. Man hat in Organen der Deffentlichkeit die Verwaltung dieſer Kommune einer nicht 
genügenden Sparſamleit geziehen. 

Brieg. Nah der veröffentlichten Ueberfiht über die Verwaltung bes Dereins 
zur Unterflügung der Wittwen und Waiſen verarmter Bürger und Kommunalbeamten 
pro 1859 betragen bie Einnahmen 349 Thlr. 22 Sgr., wovon auf Beiträge ber Mit: 
glieder 106 Thlr. 10 Sgr. Gefchente 21 Thlr. 14 Sgr. 6 Pf. und Gapitalzinfen 221 Thlr. 
27 Sgr. 6 Pf. kommen, und bie Ausgaben 259 Thlr. 17 Sgr., worunter an Unterftügungen 
für 17 Wittwen und ein Kind 242 Thlr. 5 Sgr. und an Verwaltungsfoften 17 Thlr. 12 Ser. 
Es wurden mithin mehr eingenommen 90 Thlr. 5 Sgr. Am Schluffe des Jahres 1858 be- 
trug das Vermögen bes Bereins 4677 Thlr. 21 Ser. 11 Pi. — Zur Sammlung von Bei- 
trägen für Steins Denkmal wurde anf Anregung des Berliner Comite's eine gemiſchte Com- 
miffion erwähft, bie jedoch nicht amtlich, fondern privatim wirken wird. (Vermeinen bie Brieger 
noch unter dem vor. Minifterium zu fliehen, welches der liberalen Stadt jeine Unguade zu Theil 
werben ließ?) Einem emeritirten faft erblinveten Bürgermeifter (Golz ?) wurde aus perſönlichen 
Beiträgen der Stadtverorbueten eine Unterftügung gewährt, welcher bie Herren Magittratualen 
bie ihrigen beizufügen verhießen. Zur Einführung bes Gefeges vom 14. Mai d. S- über das 
ſtädtiſche Einzugs - und Bürgerrechtsgeld (ein Einkaufsgeld if hier nicht zu erlegen) wurden 
die Vorſchläge des Magiſtrats durchweg angenommen, nämlich, wie bisher ein Einzugsgeld von 
6 Thlru. zu erheben und davon außer den ſchon im Geſetz ausdrücklich genannten Perjonen 
auszunehmen: die Euftusbeamten aller Übrigen Religionsgeieligaften, alles Geſinde, Geſellen, 
Lehrlinge, Commis und in ähnlichen Dienſtverhältniſſen ſtehende Perſonen. — Statt bes bis. 
herigen Hausftanbsgelves von 8 Then. follen erhoben werben da® Bürgerrechtsgeld in zwei 
Klafjen von 8 Thlr. und 12 Thlr. bei Erwerbung des Bürgerrechts, unb zwar das niebrigert 
von 8 Thlru. vom allen hier anziehenden Penfionären ohne Unterſchied ihrer Benfionshöhe und 
von den Bürgern, bie nicht über 500 Thlr. Einnahme haben; von den Bürgern, bie mehr als 
500 Thix. Einnahme haben, 12 Thir. Wer weniger als 250 Tplr. Einnahme hat, ift zur Er— 
werbung bes Burgerrechts nicht verpflichtet. Denjenigen, welche feit Aufhebung ber alten Stäbte- 
Orbnung bisher das Bürgerrecht ohne Ertheilung eines Bürgerbriefes erworben haben, foll ein 
folder, jedoch nur auf ihren Wunſch, gegen Erlegung von 2 Thlt. Stempel» und Ausferti- 
gungsgebühr ertheilt werden. — Im Bolge früherer Verordnungen mußten im ſchleſiſchen 

Städten bem Handwerlern, welche Häufer bauten oder auch nur baufüllige reparirten, aus 
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den Kämmereifaffen fogenannte Baubeneficten gegeben werben. Die Winanzlage ber 
Stadt Brieg, namentlich mach den Kriegen von 1806—1815 Tieß micht zu, biefe Beneficien fo 
gleich zu gewähren, e6 wurden den Betreffeuden fchriftliche Documente Über Künftig zu zahlende 
Gelbfummen ausgehändigt, welche vealifiet werben follten, fobald nad der Reihenfolge eine 
jährlich hierzu beftimmte Summe auf fie reichen wilde. Nach diefem Turnns konnte ein Be- 
fiser folder Documente die Hoffnung haben, frübeftens in 50-60 Jahren nad dem Ban 
Zahlung zu erhalten, Im Jahre 1829 wurde von den Stadtverorbneten beichloffen, vom Jahre 
1830 ab Leine neuen Beneficienm mehr zu bewilligen, und es handelt fih nun mm 
Abſtoßung der bis dahin verjprochenen, auf welche die Stadt jet noch 11,965 Thlr. ſchuldet, 
beren Tilgung bis zu Ende diejes Jahrhunderts erfolgt fein dürfte. Der Magiftrat 
bat nun in feinem Finanzplan erflärt, daß er alle nah Einführung der Städteorbnung ver- 
fprochenen Baubdeneficien für gefeglih widerruflide Schenkungen anfehe, ben Stabt- 
verorbneten aber ben Vorſchlag gemacht, ſämmtliche Beneficien nah Abzug des Zins anf Zins, 
zu 5 pCt. gerechnet, zu Ende dieſes Jahres anf einmal zu bezahlen, und biefe haben er» 
Märt, daß, wenn nur eine widerruflihe Schenkung vorliege, fie nur 50 pCt. gunftweife hiervon 
bewilligen wollten, wonach Befiger folder Documente, welche faft fiberall durch läftige Berträge 
in die Hände Dritter gelommen find, oft nur den zehnten Theil der verſprochenen Summe er- 
halten würden. Es find nun bereits viele Protefte bei dem Magiftrat eingegangen, in welchen 
die Anfiht und, wie wir glanben, mit Recht befiritten wird, daß biefe Verſprechen der Stabt- 
Kommune nur widerruflihe Schenkungen find. 

Dber-Glogau. Auch in unferm Städtchen von 4200 Einwohnern bat -fih nach dem 
Muſter größerer Städte ein Feuer-Rettungsverein von 140 Mitgliedern gebildet. Obgleich tiefe 
Einrihtung mit vielen Geldkoſten verbunden war, fo ift e8 uns doch gelungen, durch eime 
Sammlung von freiwilligen Beiträgen, einem Zuſchuß aus unferer Kämmereilaſſe, fo wie durch 
ein Geſchenk der Magdeburger Fenerverfiherungs-Gefellihaft von 25 Thlr. die nöthigſten Uten- 
ſilien anzuſchaffen. 

Groß⸗Glogau. Die Kommunalbehörden haben vor längerer Zeit ber freien Ge— 
meinde daſelbſt 100 Thlr. zur Unterflügung bewilligt, die Könige, Regierung zu Liegnig 
jedoch die Auszahlung inhibirt. Die erfteren recurrivten an ben Ober-Präfidenten der Provinz, 
welcher jedoch entfchieven bat, daß das Mefcript der Regierung aufrtecht erhalten bleibe und daß 
die Auszahlung der 100 Thlr. an die freie Gemeinde nit genehmigt werden könne, Wie wir 
hören, werben bie Kommunalbehörden fi jet an da® Miniftertum des Innern wenden, 

Görlitz. Die Ausfiht, es würde die Zinsgarantie für die Aectien ber projectirten Ge- 
birgseifenbahn von ben Kommunen nnd Kreifen, deren Intereſſen zunähft dadurch berührt 
werben, bereitwillig übernommen werben, ſchwindet von Tage zu Tage mehr. Man verhehlt 
fi) Hier nicht, daß für den möglichen Fall der Nichtrentabilttät der Bahn bei der Armuth der 
Gebirgefreife und Städte für die begüterten Kommunen, reſp. für bie unfrige eine ſolidariſche 
Berpflihtung zur Webernahme der von jenen garantirten Summen erwachſen dürfte: eine Laſt, 
ber man fi bier um fo eher entziehen wird, als vie Einführung der Kommmnalftener, ein 
ohnehin ſtündlich drohendes Gefpenft, die unausbfeiblihe Folge einer derartigen Eveutualität 
fein müßte. Die Finanzquellen unſerer Stadt find, fo reichlich fie auch fließen, durch die ſtei⸗ 
genden Bebürfnifje und einen gewiffen liberalen Aufwand, ben man bem Namen der Stadt 
ſchuldig zu fein glaubt, dennoch im hohem Maße in Anſpruch genommen, und man bemerkt 
beutlich eine gewiſſe Aengflickeit Seitens der Stabtverorbneten oft bei ben unbedentendften 
Geldbewilligungen. Die von dem jetigen Oberbürgermeifter in allen Zweigen der Verwaltung 
angebahnte neue Orbnung der Dinge hat vor Allem einen größern Aufwand von Mitteln für 
bie Bermehrung ber fläbtifchen Beamten nöthig gemacht. Die heilfamen Wirkungen dieſer orga- 
niſatoriſchen Thätigkeit werben erft viel fpäter zu Tage kommen, — bis jest fühft man durch 
die Mehrausgaben gegen früher meiſtens mm Nachtheile. Man beſchloß im leiter Stabtver- 
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orbnetenfigung, daß als Bedingung für bie Erwerbung des Bürgerrechts anflatt ber in 85 
Nr. 4 der Stäbte-Drbmung geforberten Klafjeuftener fortan ein Fahreseinfommen von 250 Ihr. 
gelten jolle. 

Geftorben ift Bürgermeifter Fiſcher in Görlig, Mitglied des Herrenhaufes. Seit 1833 hat 
er mit feltener Treue, Hingebung und mit Aufopferung aller perjönlihen Intereffen nur feinem 
Beruf gelebt —, insbejondere duch bie Durchführung ber Forftablöjung der großen Kommu- 
ualhaide fi ein Denkmal gejegt, und Gerabheit, Biederleit und freundliches Wohlwollen 
als Nachruhm binterlaffen, 

Köwenberg. Zum Bürgermeifler wurde ber Bürgermeifter Rüppell von Prausnig 
gewählt. 

Ohlau. Bei Fortfegung des Wafferleitungs- Suftlems ift Die Frage zur Sprade ge» 
loinmen, ob die Stadt befugt fei, das hierzu erforderliche Wafler, welches der Ohlaufluß her- 
zugeben babe, in beliebigem Umfange ohue den Wideripruch anderer Stauberechtigten zu benutzen 
oder ob das, in dem Geſetze vom 28, Januac 1843, über die Benugung der Privatflüffe, 
vorgejchriebene Verfahren einzuleiten fei. Auf eine Anfrage des hiefigen Magiftrats hat num 
mehr die Königl. Regierung eine Entſcheidung dahin getroffen, daß, nachdem zur Aulage ber 
Waſſerkunſt ſelbſt, dur deren Betrieb die Beipeilung der Stadt mit fließendem Waffer ber- 
beigeführt wird, bereit früher die Genehmigung auf dem vorgejhriebenen Wege der Stabt 
ertbeilt worden, es eimer foldhen zur Erweiterung des Röhren-Syftems im Rayon ber Stabt 
nicht mehr bedarf, und daß Einwendungen von folhen Stauberedhtigten, welchen eim gleiches 
Recht zur Benugung der Ohlau zufteht, ihrer privatrechtlichen Natur wegen auf ben Rechtsweg 
zu verweifen jeien. 

Liegnig. Die zum Zwede ber im Novemder flatfindenden Stabtverorbneten » Ergän- 
‚zungswahlen berichtigte Lifte ber Aimmfähigen Bürger ergiebt 1039 Wähler mit einem 
Gejammteintommen vou 580,817 Thlr., von denen 120 der I. Abtbeilung, 286 der Il. Abthei⸗ 
lung und 633 der III. Abtheilung angehören. Die III. Abtheilung umſchließt alle diejenigen, 
welche ein Einfommen von 250 - 500 Thaler Haben, die II. Abtheilung alle diejenigen, welche 
ein Einfommen von 500—1000 Thlr. haben und die I. Abtheilung alle diejenigen, deren Ein: 
fommen über 1000 Thlr. beträgt. — Bei deu im Jahre 18568 erfolgten Stabtverorbneten- 
Ergänzungswahlen betrug die Zahl der Wahlberechtigten 1041 mit einem Geſammteinlommen 
von 565,876, von deuen 111 der J., 277 ver IL. und 653 ber III. Abtheilung angehörten. 
So wie aljo factiſch die hiefige Bevölkerung in fortwährendem Zunehmen begriffen ift, jo ſcheint 
aud deren Wohlftand im Steigen. — Ein eigenthümliches Licht auf unjere Ortszugehö rig: 
teitsverbältniffe wirft das Borhandenfein zahleeiher Zigeumerbanden, die teiner 
Gemeinde, keiner Heimath angehören, fih als preußiſche Unterthanen ausgeben, aud im Be: 
fie preußifcher Päffe find, weder Schul» noch Religionsunterrit genießen und gemoffen 
haben, nicht confirmirt find, und die belfannten Beichäftigungen der Zigeuner treiben, incluſive 
des Kinderſtehlens. Van ſollte meinen, Solcherlei Lönne bei unſeren geordneten und polizirten 
Zufländen und trotz der Mängel unſerer Heimaths- und Hörigleitsgeſetze nicht vorlemmen. 
Doch iſt neuerdings der Fall des Kinderraubs durch Zigeuner im Grünbergiihen eingetreten 
und im Folge hierdurch gefhärfter Aufmerkfamteit hat man im Ohlauſchen bei einer vom zwei 
dergleichen Banden ein vierjähriges Mädchen gefunden, über beifen Herkunft auch Dunkel zu 
liegen ſcheint. Jeder Strauch, jede Hütte und Barade muß ja einer Gemeinde ange 
hören; warum niht auch jeder Menſch? 

8. Schweidniz. Wir haben ſchon im Juniheft, S. 483, Einige® aus dem Berwal- 
tungsberichte für das Jahr 1858 mitgeteilt, Können und aber nicht verfagen, noch einmal und 
jpegieiler auf den gedachten Bericht zurldzulommen. — Trotz der Verminderung bet Kopfzahl 
ber Bevöllerung um 190 Köpfe gegen die Zählung von 1855, weiſet ber Bericht doch nad, 
daß eine jährliche Vermehrung der Einwohner um 27, pCt. flattgehabt Habe. Dieh wird dadurch 
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erflärt, daß im Jahre 1855 1032, im Jahre 1858 aber nur 597 Gefangene zur Zählung 
gelommen find. — Das Zurückgehen des Handels und bes Gewerbe-Betriebes wird damit bar- 
gethan, daß gegen das Vorjahr 57 Thlr. 20 Sgr. Gewerbefteuer weniger aufgebradht wurden. 
— Das Kaffenweien ift in der Weiſe geregelt, daß die Kämmerei-Kafje das unmittelbare Eigen- 
thum ber Kommune verwaltet, die Fundations- und Inftituten-Kaffe die Rechnungen über bie- 
jenigen Kafjen führt, welche ihre Bedürfniſſe aus eigenen fonds beftreiten follen, und bie 
Steuerkaffe endlich diejenigen Gelder erhebt, welche nur durchlaufen und an ben Fiskus abzu- 
führen find. Außerdem fteben unter unmittelbarer Verwaltung der Kommune, aber getrennt 
von ber Hauptlaffe: die Sparkaffe und das Pfandleihamt. — Die Bebürfniffe der Kommune 
werben aufgebracht durch: 1) Real-Kommunal» Steuer, 2) Perfonal-Kommunal-Eintommen- 
Steuer, 3) Kommunal» Zufchlag zur Mahl- und Schladht-Steuer, 4) ein Drittbeil des Rober- 
trages ber Mahlſtener, 5) Einzugs- und Hansflande-Geld, 6) Hunte-Steuer, 7) Nachtigallen⸗ 
Steuer und 8) Wildpret⸗Steuer. — Die Real- Kommunal» Steuer wird vom Brutto - Ertrage 
ber ſtädtiſchen Grundftüde, abzüglich eines Drittel®, welches auf Bauloften gerechnet wird, mit 
6 pCt. erhoben und hat eine Einnahme von 5720 Thlr. 14 Sgr. ergeben. Hiervon wurde 
zubörberft bie Grumbfleuer an den Staat (ver Servis) mit 4287 Thlr. 15 Sgr. entrichtet und 
es blieb ein Weberfhuß von 1432 Thlr. 29 Sgr. für die Kämmerei- Kaffe. — Die Perfonal- 
Kommunal-Eintommenftener ift noch nach dem älteren, inzwiichen abgeänderten Regulativ erbo- 
ben, ertrug die Summe von 7924 Thlr. 2 Sgr. 1 Pf. und kamen fonah auf ben Kopf ber 
Eivil-Bevölkerung durchſchnittlich 19 Sgr. Der Bericht hebt hervor, daß bie zahlreichen Eivil- 
Beamten und Benfionäre noch nicht 600 Thlr. jährlih zur Dedung ber Kommunal» Stener 
beiſteuern. — Der Kommunal- Zufchlag zur Mahl- und Schlaht-Stener beträgt 25 PCt. und 
brachte eine Netto » Einnahme von 3915 Thlr. 18 Sgr., pro Kopf ber Benölferung 11 Sgr. 
6% Pf. — Das Drittheil des Rohertrages der Mahlftener ertrug 3,303 Thlr, 10 Sur. 7 Pf., 
pro Kopf alfo 9 Sgr. 8,8 Pi. — Das Ginzugs- und Hausftands-Geld betrug bei 130 Nieber- 
laffungen 1200 Thlt. 25 Sgr. Der Bericht will nicht unerwähnt laffen, daß erfahrnngemäßig 
die Erhebung biefer Abgabe leichtſiunigen Niederlaffungen und dem Andrange des Proletariats 
nad den Städten, in welchen bie Armenpflege mit vorforglicher Wärme gehandhabt wird, micht 
wirfjom entgegen tritt. — Die Hundefteuer hatte ein Erträgniß von 296 Thlr.; die Nadhti- 
gallen-Stener fam gar nicht zur Hebung. — Wildpret-Steuer wurben, abzüglich der Tantieme, 
181 Thlr. 17 Sgr. 1 Pf. erhoben. — Außer biefen Abgaben erhob die Stadt an Geſchoß, 
Renten, Erb- und Grundzinſen 740 Thlr. 9 Sgr. 10 Pf. und an biverfen anberen Gefällen 
1399 Thlr. 29 Sgr. 10 Pf. — Mit der Berwaltung der ſtädtiſchen Ziegelei jcheint die Stabt 
eben jo wenig wie andere Kommunen Glüd zu haben. Es gab eine Zeit, in welcher man fid 
aus bem Ziegelei-Betriebe überall die erheblihften Vortheile verſprach. Heute ift man hiervon 
fängft zurüdgelommen; man hat die Erfahrung gemacht, daß ein einzelner Induſtriezweig fich 
nicht auf die Dauer über dem gewöhnlichen Gewinnjage erhält, daß die Konkurrenz ihm viel- 
mehr früher ober fpäter darauf hinabbrüdt, und daß ſchließlich die induftriellen Unternehmungen 
ber Gemeinden durch ihre ſchwerfälligere und Loflfpieligere Berwaltung fih im Nachtheile befin- 
ben. Der Berwaltungs-Bericht des Magiftrats liefert die Betätigung unferer desfallfigen Behaup- 
tungen. Ein neu erbauter Ziegelofen follte bei bebeutender Erfparung an Brennmaterial ein 
außgezeichnetes Fabrilat liefern. Die Erfparung am Brennmaterial blieb problematifh; das 
erzielte Fabrikat aber mit Sicherheit ein unvolllommenes. So darf es denn nicht Wunder neb- 
men, daß das Grund. und Anfage-Kapital per 18,000 Thlr. fih nur etwa mit 2;,, pCt. ver- 
zinft hat, an Bildung eines Amortifations-Fonds aber gar nicht gebadht werben kann. Unter 
ſolchen Umftänden dürfte es ſich wohl empfehlen, vie Ziegelei im Privat-Befig übergehen zu 
loffen, da e8 allgemein für angemefjener gehalten wird, eine nicht mehr lohmende Induſtrie bei 
Zeiten aufzugeben, ftatt ihr fort und fort Geld und Mühe zuzuwenden. Bei ber Steinbrud- 
Berwaltung bat man dieſen Grundſatz bereits befolgt. — Um fo erfreufidher find die Reſultate 
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ber Forftverwaltung, welche einen Reinertrag von 3 Thlr. 14 Ser. 8 Pf. pro Morgen ergeben 
hat, — Die Verwaltung der der Stadt gebdrigen Domainen erjcheint für dieſelbe mehr als Laſt. 
Sie befigt außer den Forften darin feinen Grundbeſitz und es And ihr nur die Dominial- und 
Patronats-Redte verblieben, die, unferes Wiffens, nur im Geben beftchen, 

Unter den Ansgaben nimmt das Armenweien bie erfte Stelle ein und der Bericht beginnt 
mit der Klage, daß die Zahl derjenigen, die Öffentliche Uuterflägung verlangen und bebürfen, 
faft täglih wäh. Demnächſt enthält der Bericht folgenden Paſſus: 

„Was auch immer für die perfönlihe Freiheit gejagt werben kann, fir die Armenpflege 
ift der Ausfluß diefer perfönlihen Freiheit bei Schließung Teichtfinniger Een im hohen Grabe 
verberblih, weil ſchon von vorn herein die Mittel für die Griubung eines Hausftandes und 
fpäter noch weit mehr für bie Erhaltung einer Familie fehlen, und bie Erziehung ber Kinder 
meift dem Schidjale überlaffen if. Im einer Stadt, welche einer großartigen Induſtrie ober 
reiher Hanbelsverbindungen entbehrt, machen ſich die Folgen weit fühlbarer, als in großen und 
reihen Städten. Im Großherzogthum Oldenburg ift das Heirathen der Gefellen nad $. 65 
der Hanbwerlsorbnung verboten und ber Gejelle, welcher mit der Heirath nicht bis zur Erlan⸗ 
gung des Meifterrehts warten kann, muß fein Handwerk nieberlegen.” 

Der Magiftrat jagt zwar, daß fih biefe Maßregel zur Nachfolge nicht empfehlen laſſe; 
gleihwohl hält er dafür, daß gerade bei Geſellen eine Beſchränkung im Heirathen Noth 
thue, weil fich micht beftreiten laffe, daß fie vom &emeinwohle gefordert werde. Wir unferer 
Seite möchten die micht geradehin zugeben. Es find im Gatızen 99 Paare in Schweibnig 
getraut und es käme darauf an, feftzuftellen, wie viel Heirathen von Gejellen fih bierunter 
befänden. Wir meinen, daß dieſe Zahl nicht groß fein dürfte. Ginge das Geſetz aber auch 
in ber angebeuteten Weife vor, fo würde dieß nur eine Beranlaffung fein, es zu umgeben. 
Der Gefelle würbe vor der Heirath fein Handwerk nieberlegen und die Eigenfchaft eines Hanb- 
arbeiter annehmen; nach ber Heirath würde man e8 nicht verhindern können, daß er ben befjern 
Erwerb als Gewerbs-Gehiilfe wieder aufnehme. Wir halten vielmehr dafür daß eine Bermin- 
berung der Laſt der Armenpflege mit der fortichreitenden Erziehung des Volles zu höherer Sitt- 
lichkeit eintreten wird. Was man für die Vollsbildung mehr ausgiebt, wird man für Armen» 
pflege weniger auszugeben haben. — Im der That haben die Jahresberichte, welche uns im 
letzten Zeit zugegangen find, in den meiften Fällen eine Verminderung der Ausgaben für das 
Armenweſen dargethan. Schweibnig madt hiervon keine Ausnahme. Der ordentlichen Unter- 
ſtützung fielen 1858, 11 Perfonen weniger als 1857 anheim. Noch auffallender aber fiellt ſich 
das Berhältniß rückfichtlich der außerorbentlichen Unterſtützungen, welche 1858 von 117 Berfonen 
weniger als im Jahre 1857 in Anfprudh genommen wurde. Kömmt hierzu, daß das Vermögen 
ber Armenverwaltungen fortwährend im Zunehmen begriffen ift, fo theifen wir bie Anficht nicht, 
baß bie Armenverwaltung zu einer bedenklichen Laſt wird. Als neue Zuwendung erſcheinen 
200 Thlr. für das Hospital, welche bei Gelegenheit des HOfen Geburtstages des Stabtwerorb- 
neten Jane von ibm und feinen Freunden eingezahft worden find. Der Sinn für Wohlthä- 
tigkeit iſt micht erftorben und es gilt alfo nur, ihm rege zu erhalten und bie der Armenpflege 
zugewendeten Kapitalien für die nachfolgenden Generationen zufammen zu halten. Wir habem 
im vorigen Hefte aus den Rechnungsergebniſſen für die Stadt Augsburg dargethan, zu welcher 
enormen Höhe der Wohlthätigkeits-Sinn der Benölterung die Fonds für die Armenpflege anwad- 
fen laſſen kann, und daß dieſer Wohltpätigkeitefinn au in Schweidnig vorhanden, ergiebt ber 
Bericht über die Privat-Armenpflege und das Bürger-Rettungs-Infitut. — Das Schulweſen 
iſt fortwährend Gegenſtand vorzüglicher Aufmerkſamkeit. Die geſammten Schulen der Stabt 
wurden im Jahr 1858 von 1982 Schülern und Schülerinnen beſucht und erfordert bie evan⸗ 
liſche Stadtſchule einen Zufhuß von 2686 Thlr. 11 Sgr. 11 Pf. Die katholiſche Knabenſchule 
erhielt nur 6 Thlr. 8 Egr. 9 Pf. Zuſchuß, erzielte aber einen Ueberſchuß von 70 Thlr. Die 
im Jungfrauenlloſter der Urfulinerinnen beftehende Mädchenſchule, die von 547 Schilerinnen 
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aller Konfeffionen beſucht wurde, erhült feinerlei Beihülfe Seitens ber Kommune; bagegen 
erforberten bie Provinzial» Gewerbe» Schule 1041 Thlr. 26 Sgr. 4 Pf. und das Gymnaſium 
5000 Thir. Zuſchüſſe. — Ohne daß im Jahre 1858 ein Neubau von irgend einer Erheb⸗ 
(ichkeit ausgeführt wurde, abforbirten bie gewöhnlichen Unterhaltungs» und Reparaturbanten, mit 
Ausſchluß der Zinfen und Amortifatione-Sunme für ven Baufouds den Betrag von 7,779 Thlr. 
4 Sgr. 8 Pi. Der Magiftrat glaubt, daß andere als hölzerne Nöhren bei ber Wafferleitung 
den besfallfigen Koftentitel ermäßigen würden. — Die Straßenbeleuhtung erfolgt noch immer 
durch Del und erforderte einen Aufwand von 1388 Thlr. 8 Sgr. 8 Bi. So lange die Stadt 
als Feſtung beftebt, hält der Magiftrat die Einführung der Gasbeleuchtung für ein jehr gewagtes 
Unternehmen. Die Eriftenz der Feſtungen jcheint neuerdings Gegenftand ernfter Berathung ge- 
wejen zu fein. So viel wir willen, ift die Aufhebung ber Feftungseigenihaft von Schweibnit 
dabei nicht in Frage gelommen und es Könnte fi dort nur um Erweiterung bes Feſtungs- 
Rayons handeln. Soll alfo die Einführung der Gasbeleuchtung bis zur Aufhebung der Beftungs- 
eigenfhaft warten, jo würde wenig Ausficht vorhanden fein, fie jemals zu erlangen, während 
Heinere Städte ſchon längft damit vorgegangen find. Die Oechelhäuſerſche Statiflit der deutſchen 
Gar-Anftalten *) dürfte dem Magiftente die Wahl der Art der Ausführung eines derartigen Unterneh- 
mens erleichtern und bemerken wir ımır, daß, wo die Städte die Gasanſtalten für eigene Rechnung ge- 
baut haben, fie bisher faft überall erhebliche Zuſchüſſe erzielten. —- Daß das Theater bie Koften 
feiner Anlage nicht trägt, iſt eime micht auffallende Erſcheinung. — Die feit dem Jahre 1819 
errichtete Spartaffe ſchloß 1858 mit einem Reſerve-Fonds von 13,889 Thlr. 11 Ser. 4 Pf. 
und mit einem Gefammt-VBermögens- Veftande von 156,423 Thlr. 10 Sgr. 2 Pi. Während bes 
Zabres 1858 erfolgten am Einzahlungen 55,940 Thlr. 15 Ser. 6 Pf., dagegen wurben Ein- 
lagen zuriidgenommen 44,112 Thlr. 20 Sgr. 3 Pf., fo daß bie Einlagen bie Zuriduahmen 
überfliiegen um 11,827 Thlr. 25 Sgr. 3 Pi. Der Magiftrat glanbt, daß ter Verkehr ein wiel 
vegerer und bedeutender fein würde, wenn das Statut nicht die beichränfende Beſtimmung ent- 
hielte, daß mur von Einwohnern der Stadt Schweibnig und ber ihr zugehörigen Kämmerei- 
Derfihaften Einlagen angenommen werben bürfen. Die Annahme ift gewiß zutreffend umb 
meinen wir, daß ſich der Magiſtrat ein Verdienſt erwerben wird, wenn er bei einer ber Älteften 
der beftehenden Sparkafjen anf Bejeitigung diefer Beihräntung hinwirkt. — Das Pfandleihamt 
Datirt fein Beftehen ſchon aus dem Jahre 1757 und ift feine Frequenz fortwährend im Steigen 
begrifien. Im der That find am Darlehen 1858 nur 21,598 Thlr. zurüdgezablt, 24,073 Thlr. 
aber nen gewährt. Es bat fi bei der Pfandleipamts-Kaffe nicht nur ein eiſernes Stammfapital 
von 2000 Thlr. gebilvet, ſondern es haben auch 501 Thle. 20 Sgr. 6 Pi. Ueberihuß an 
bie Armenkaffe abgeführt werden können, Die Eriftienz dieſes Inftituts über ein Jahrhundert 
ift der deutlichſte Beweis für feine Nothwenbigfeit. Ter hohe Zinsjag, 12', pCt., hält von 
einer leichtſinnigen Benutzung ber Pfand» Darlehne ab und da der Ueberſchuß gerade ben Armen 
zu Gute fommt, fo wird man ben Städten bei ber Einrichtung von Pfandleip-Inflituten micht 
ben Borwurf des Betriebes von Wuchergefchäften machen fünnen. — Wunderbar genug eriftirt 
in Schweidnitz kein Privat» Bankier» Geihäftl. Die Stadt bat daher im Jahre 1845 mit 
zinsbaren Vorſchüſſen der Sparkaffe ein Dislonto » Lombard » Gejhäft errichtet, ans welchem fie 
bis längftens 1 Jahr bis 1000 Thlr. Darlehne gegen Berpfändung von üffentlihen Papieren 
oder pupillarifch ficheren ſtädtiſchen Hypothelen Darlehne gewährt. Aus dem gewonnenen Weber- 
jchilffen hat ſich bereits ein Umlaufs-Rapital von 1749 Thlr. 10 Sgr. I Pf. gebilvet und es ift 
dieſes Umfanfs-Kapital im Jahre 1858 mit 1124 pCt. verzinft worden. Der Betrieb bes Dis- 
conto » Geihäfts ift der Stabt aljo eben fo vortheilhaft als den Bewohnern berfelben bequem 
nud nützlich geweſen. — Die Polizei-Berwaltung abforkirt einen nicht unerheblihen Theil ber 
Arbeits » Kraft des Oberbürgermeifters, da im Jahre 1858 5496 Bortragenummern zur Bear- 
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beitung gelangten. Es iſt nicht zn verlennen, daß bie Verwaltung ber Stadt Schweidnitz mit 
manceriei lokalen Schwierigkeiten zu fämpien hat. Gleichwohl überrafcht es, daß der Jahres⸗ 
bericht Schulden der Stadt nicht zu erwähnen bat. Sie bat für ihren Forfl-Grundbefig und 
ihr angelegtes Kapital-Bermögen keinerlei palfive Berbinblichfeiten. Ihre Lage ift alfo bei fort- 
danernder geregelter Verwaltung eime viel Beruhigung gemährende Während in Berlin durch 
Haus⸗, Mietbs-, Mahl- und Schlacht» Steuer x. ber Kopf ver Bevöllerung über 3 Thlr. auf- 
zubringen bat, fommt in Schweidnitz kaum die Hälfte dieſes Betrages auf den Kopf; es wird 
affo dadurch der minderen Erwerbsfähigleit Rechnung getragen. Wenn wir die Gruppirung 
der Zahlen eine Kleinigkeit anders als im Reſumé des Berichts vornehmen, fo ftellt fi das 
Kapital: und Banr-Bermögen der Stadt wie folgt: Angenommen nämlich, baß fi die Ein- 
nahme» und die Ausgabe-Refte bei der Kämmerei — ſo beſitzt dieſelbe: 


ausſtehende Kapitaliee. . . . 192,165 Thlr. 16 Sgr. 11 Pf. 
Baarbefland . . - er NE Er Be 
Refervefonbs unb Beftand ber Spartaffe. FE | °F ı Ge 0” 
Bermögen der Bfanbleibamts-Rafe -» » - ne 2,000, — nn 
Bermögen ber Disconto⸗Kaſſe... u“ 179 „ 2% „ 9. 


und erhält man an Kapital-Bermögen aljo die Summe von . 227,358 Thlr. 20 Sgr. 3 Pi. 
Kapitaliftrt man demnächſt die Forftfläche von 5,068 Morgen bei 

der Annahme von nur 3 Thlr. Reingewinn pro Morgen, fo 

repräfentirt fie ein Kapital von. . - 0. 3804,000, — um 

und rechnet man hierzu das mittelbare Vermögen ver Stabt — 

die Activa der Fundations-Kaſſe — deren Nuten ber Stabt 

zufließt mit . . » >... 1811 16 du 

fo erhält man an Räbtifehem fhuldenfreien Bermögen, ohne den 

Werth ber fonftigen Immobilien, der Ziegelei, ber Schulen, bes 


se. 

Rathhauſes 2c., dem nicht unerheblichen Betrag von . - . . 636,610 Thir. 5 Sgr. 11 Bi. 
Diefe Gruppirung ſcheint ums geeignet zw fein, wenigftens ‚für bie nächfte Zeit jede 

ängftlihe Beforgniß niederzubalten. 88. 


Provinz Brandenburg. 


A Berlin. &s war bisher ſchwierig, Ihnen zuverläſſige Mittheilungen fiber bie hiefige 
Kommunal-Berwaltung zu mahen. Wir konnten nur bödft jelten etwas Weiteres erfahren al® 
was man zur Mittheilung in den Zeitungen geeignet fand. Das feit bem 1. Juli hierſelbſt er- 
ſcheinende Kommunalblatt dagegen muß für Sie fortan eine vorzäglihe Duelle in Bezug auf 
bie Kommunal · Verhältniſſe der Refidenz werden. Die bis jet vorliegenden 3 Nummern geben 
Zeugniß von einer fehr wmfichtigen Rebaction. Im einem Artikel: das frühere Monateblatt 
und das jetzige Kommmmalblatt wird febr treffend auseinander geſetzt, welcher langjährigen Kämpfe 
€6 bedurfte, um bie Breffe endlich im ihr Rech treten zu laffen. Man ſuchte nächt bios in 
Berlin, man fucht zumeiſt noch heute in den meiften Roınmunalverwaltungen trotz ber geſetzlich 
proffamirten Oeffentlichkeit dieſelbe mit einem Schleier zu verhüllen. Wie ſchwer es hält, 
dieſen Schieier zu lüften und über bie Brüde des Amisgeheimniſſes hinwegzukommen, das 
werben Sie in Ihrer nun ſechsjährigen Wirkſamkeit zur Genüge erfahren haben umb mir glauben, 
daß Sie mit ım8 in den Wunſch einfiimmen werben, daß das Borangehen ber Gauptfabt eine 
Mahnung zur Nachfolge auch für die Übrigen Kommamal-Bermaltungen fein möge. Das Kom⸗ 
mimalblatt if} teinegfalls "blos amtliches Bubfilations - Organ; es gebt dirett an einzelne Ber- 
waltungsfragen heran und bringt ſchon in den erflen Nummern reichhaltigen Stoff, ber len 
Ihrer Monatejärift verarbeiten läßt. Ich mache Sie aufmerlſam auf ben 
Ereintions-Rommiifion, auf die Petition vom 30, Uprit, wegen des ben Schlacht. un ahl- 
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Stenerpflictigen Kommunen zuftehenden Ertrans.Antheil®, anf bie Mittheilungen über bie Ber- 
wenbungen zu firhlihen Zmweden, auf bie ſtatiſtiſchen Notizen über die Zunahme der Bevölte- 
rung und Inbuftrie Berlins, auf den Bericht des Sparkaffen » Kuratorii, auf die intereffanten 
Notizen über die Mafhinenbau-Arbeiter-Kranfen-, Sterbe » unt Imvaliden Kaffe, fowie endlich 
auf die Mittheilnngen Über die Berbältniffe ber von dem König. Polizei-Präfidio refortirenden 
Kranken. und Sterbe-Kaffen. Es find dies alles Fragen, die erft dann das allgemeine Jutereſſe 
weden, wenn fie durch eingehende Beiprehung auf ibre wahre Bebeutung hingeführt werben. 
Läßt ſich auch nicht für jeden einzelnen Fall eine kritiſche Beſprechung rehtfertigen, fo werben 
Sie doch nicht felten am das Ihnen dur das Kommunalblatt gebotene Material anknüpfen 
fönnen und Sie werben in Bezug auf Berlin bes mühevollen und ſtets unfiheren Material- 
Sammelns überhoben werben und ſich mehr Ihrer eigentlihen Aufgabe widmen können, als 
welche ich immer erlannt habe, darzuthun, daß das deutſche Städteleben noch immer und überall 
wo bie deutſche Zunge Mingt, ven Character ber freien Selbfl-Regierung ſich erhalten hat, und 
baß aus ihr heraus fich die focialen Fragen wie immer fie in ber fortfchreitenden Zeit zur Er- 
ſcheinung treten mögen, am ficberfien und gebiegenften löſen. Auf einem gefunden Organismus 
ber beutfchen Gemeinden ruht nmehr oder weniger die Kräftigleit des ganzen Staats-Organismus . 
unb wenn wir erft über tie Kämpfe hinaus fein werben, welde die Landgemeinde und Kreis. 
Ordnung noch befürchten laffen, wenn auch das gefellfhaftliche Leben viefer Staateglieber im 
Sinne der freien Selbftverwaltung geregelt fein wird, dann erft werben fi) bei treuem ef. 
halten an der Berfaffung, Stürme, wie fie die Bergangenbeit mit nachhaltiger Erſchütterung 
herauf beſchworen hat, micht Teicht wiederholen Fönnen. Fortan werde ich mir bie Mittheilungen 
des Kommunalblattes zur Unterlage für meine Korreſpondenzen bienen faffen und einzelne Fragen 
daraus ber Beiprehung für Sie unterziehen; mein heutiges Schreiben bitte nur ben Zwech, 
unfer Kommunalblatt bei Ihnen einzuführen. 


Königreih Baiern. 


Münden. Aus den im Monat Juni gehaltenen öffentlichen Magiftrats-Sigungen läßt fich 
Folgendes ala bemerlenswerth hervorbeben. Sitzung v. 5. Bürgermeifter v. Widder macht bekannt, 
daß der rechtsfundige Magiftratsrath Hemmer um Quiedzenz auf 1 Jahr nachgeſucht bat, feine 
Stelle wird ſowohl beim Magiftrat als beim Bauamt der rechtsfundige Funktionär Dr. Sad 
fenhaufen vertreten, welcher der heutigen Sitzung auch bereits angewohnt hat. — Sitzung vom 8, 
Der Wagenfabritant Gmelch dahier hat, um das Andenken und den fetten Wunich feines verflorbenen 
Sohnes zu ehren, dem Magiftrat 100 Ft. übergeben zum Zweck der Stiftung eines Sitten- 
preifes für einen Schüler des III. Kurfus der heiligen Geiſtpfarrſchule. — Sitzung vom 12. 
Die Kirhenrehnung ber proteftantiihen Kirchenverwaltung entziffert für das Ctatsjahr 18589 
eine Einnahme von 62,645 FI. nnd eine Ausgabe von 56321 Fl., ſomit einen Activrefl von 
6324 Fl. Das Aftiovermögen beträgt 132,130 Fl. — Den Gewerbepiftriftspolizei » Behörden 
machen gegenwärtig bie Aufnahmen über bie Schätzung realer Gewerbsrechte auf 40 Jahre 
zurüd viel zu ſchaffen, indem tabellarifche Meberfichten über ben Schätzungswerih bei freiwilligen 
Berläufen, Erbſchaften, hypothekenamtlichen Schägungen und Zwangsverkäufen anzufertigen find, 
ferner ber jetzige muthmaaßliche Werth der Realrechte durch Berathung ber Diftriftspoligeibe- 
amten, Rentbeamten unb Branbverfiherungsinipeltoren ermittelt werben fol, Es ſtellt ſich 
übrigens heraus, daß ber Werth der Realrechte erheblich geſunlen iſt. Es beißt, daß der Bür- 
germeifter unferer Stadt an ben Bürgermeifter von Wien, Wreiberrn von Geiler, 
bie Einladung gerichtet hot, ber bevorftebenden Eröffnung der bireften Eiſenbahnverbindung 
zwilhen Wien und Minen beizumohnen, Frhr. von GSeiller fol im Namen des Gemeinbe- 
raths ber Einladung auf das freundlichſte entiprochen und ſich bereit gezeigt haben, mit bem 
Gemeinderathe fih an den Feflichkeiten zu betheiligen.‘ — Am Nahmittag bes 18. Juni fand auf 
ber Menterſchwaige ein feftliches Diner des Magiſtrats uud der Gemeindebevollmächtigten ftatt, 
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wozu ſich die Mitglieder beider Collegien faft vollſtändig eingefunben hatten. Einer amtlichen 
Zufammenftellung bezüglich des Schuldenſtandes der Gemeinden für 1858/69 ift zu entnehmen 
daß ſämmtliche Gemeinten des Königsreichs Ende 1857,8 einen Schuldenftand von 13,797,604 Fi 
42 Kr. hatten. Im Laufe des Jahres 18589 wurden für Zinszaplung 539,891 Fl. 55 Kr, und 
auf Schuldentilgnug 1,218,427 Fl. 23 Kr. verwendet; Betrag des neuen Schuldenzugangs 
1,552,361 Fl. 13 Kr., jo daß fi Ende des Jahres ein Schuldenftand von 14,131,538 Fl. 31 Kr. 
ergab. — Nach dem oberbayriihen Kreisamtsblatt betragen die Fundationen und Fundations⸗ 
zuflüffe der Stiftungen des Regierungsbezirls im Jahre 1869 zu Kultusſtiftungen 197,967 FL. 
zu Unterrichtsftiftungen 5409 Fl., zu Wohlthätigleitsſtiftungen 129,093 Fl. unter fegteren bie 
Stadt Münden allein mit 75,495 Fl. und das Landgericht München I. d. 3. mıt 10,000 Ft. 
Gefchent des Königs Ludwig für die Nymphenburger Ortsarmen. Aus der dem Staate vertrags- 
mäßig zulommenben Hälfte des Reingewinns der Münden» Aachener Mobiliar Feuer-Berfiherungs- 
Geſellſchaft hat der König für 1859 eine Summe von 30,000 Fl. zur Unterftügung verfchiedener 
Gemeinden in fämmtlihen acht Regierungsbezirien bewilligt, und zwar zur Herftellung von 
Brunnen und Wafferleitungen an 24 in wafjerarmen Gegenden gelegenen Orten, fo wie zur 
Anſchaffung von Löſchgeräthſchaften. Den größten Anıheil erhält die Stadt Moosburg mit 
10.000 Fl., die Stadt Rain und die Stadt Hemau erhalten je 5000 Fl. Zur Herftellung von 
Bafjerleitungen erhält das Kinderfpital dahier 200 Fl., das biefige Geſellenhaus 100 Fl. und 
das Diftriftstrantenhaus zu Schnobenhaufen 500 Fl. Ju der Pfalz befommen zur Herftellung 
von Brunnen Schwedelbach 300 Fl., Esthal 340 Fl., Oberwieſen 150 Fl.; zur Anfhaffung von 
Löſchgeräthſchaften: die Tiftriltsgemeinde Annmweiler und die Stadt Pirmafens je 500 Fl., 
bie Gemeinte Affenheim 250 Fl., Erpolzheim 100 Fl. — Die für Errichtung einer 
freiwilligen Feuerwehr dahier gebildete Commiſſion ift mit ihren Borarbeiten nunmehr 
fo weit vorgefhritten, daß an dem Zuſtandekommen eines folden Inſtituts fein Zweifel 
mehr obwalten kann. Cine privatim im Umlauf geſetzte Aufforderung zu Beitrittserflärungen 
zählt bereit8 gegen 200 Uunterſchriften. Demnächſt joll unter Bekanntgabe der allgemeinen Bor- 
ſchriften über Rechte und Pflichten der Feuerwehrmänner ein Öffentlicher Aufruf zur allgemeinen 
Berheiligung erfolgen. — Auch ein Turnverein ımter dem Namen „Berein zur körperlichen 
Ausbildung * (unabhängig von der Turnanftalt) ift jüngft dahier zu Stande gelommen, wie 
dergleichen Bereine aud in andern Städten Baierns: Nürnberg, Fürth, Bamberg, Schwein» 
furt 20. ſeit Kurzem fich gebildet haben. Bis jetzt zählt Baiern 15 Bereine mit etwa 2000 
Zurnern. — Es ſcheint nunmehr an hoher Stelle definitiv beichloffen zu fein, bie neu zu er« 
bauende Kaferne in das Nymphenburger Feld bei Neuhauſen zu verlegen, gegen ben Wunſch der 
Stadt, obwohl zur großen Befriedigung der Bewohner des angrenzenden Stadttheils. — Bon 
ber früher gebrachten Mittpeilung, daß König Ludwig die Hofgartenkajerne zum Abbruch ange» 
fauft habe, iſt vorläufig nur fo viel pofitiv, daß die angeordnet gewejene Unterfuhung und 
Bauberftellung viefer Kaſerne auf höchſten Befehl eingeftelit worben ift. — Zur Erweiterung bed 
biefigen Militairfpitalg wurde das Hans Nr, 1 an der Frauenhoferfiraße um 33.00 SI. vom 
Militär-Aerar käuflih erworben. — Bei Gelegenheit des furchtbaren Pagelwetters am 3. Juni, 
das an biefigen Staatsgebäuben allein einen Schaden von etwa 4000 Fi. an zertrünmerten 
Fenſterſcheiben und an Privatbauten viekeicht zum vier» bis fünffachem Betrage anrichtete, tam 
die Frage zur Discuffion, im wie weit die Hanseigenthiimer oder die Miether zur Tragung 
folchen Schadens verpflichtet ſeien. Die aufgeſtellte Behauptung, daß laut oberſtrichterlichen 
Erlenntniſſes vom Jahre 1855 die Hauseigenthümer den Schaden allein zu tragen hätten, und 
zwar ohne Unterjhied, ob bie Fenfter mit Läden verfehen feien oder nicht, wurde von anberet 
Seite beftritten, und wie es fcheint mit Grund, — Wie man vernimmt, hat Det Stabt« 
magiftrat das von dem Hausbefigern am Rindermarkt geftellte Geſuch, dieſe Etrafe —— 
St. Petersftraße zu bemennen, zuſtimmend begutachtet. Die kgl. Genehmigung bleibt mn 
erholen. — Im ber legten Zeit empfing man bei der Gemerälvireltion der tgl. Verlehrsanſta 
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nicht weniger als 30 in Eifenbahmangelegenbeiten hier anweſende VBürgermeifter verſchiedener 
Gemeinden des Landes, fo auch bie Bertreter der Städte und Märkte des Altmühlthals, melde 
für die Fortführung der Ingolftädter Bahn durch dieſes Flußthal zu wirken ſuchen. Anderſeits 
wollten im jüngfter Zeit die Repräſentauten verfchiedener oberpfälziiher Gemeinden bier bie pro— 
jettirte neue Oftbahnlinie von Amberg nah Bayreuth befürworten. Um ben eventuellen Nad- 
theil für die Staatsbahn einigermaßen zu begegnen, wird auch ſchon daran gebadht, die Ingol⸗ 
ſtädter Bahn auf dem kürzeften Wege uach Nürnberg fortzuführen. 

Dadau. Dem 2, Jahresbericht des St. Marien -Bereind von Oberbayern für arıme 
verlaffene Kinder, welchen der Ausihuß unterm 7. April von bier ans veröffentlicht, entnehmen 
wir Folgendes: Die Mittel des Bereins wurden zuuächſt dazu verwenbet, bie Lolalitäten ber 
in Indersborf beſtehenden Anftalt fo herzurichten, daß eine vollftändige Trennung der Geſchlechter 
ermöglicht werde. Dieje Anftalt wird unter Leitung des Ordens ber barmberzigen Schweftern 
wie im Borjahre mit einem Stande von 120 Kindern fortgeführt. Der Verein hat. od 
2300 Fl. Schulven zu deden, deren Tilgung nunmehr feine erfte Aufgabe fein wird. Unter dem 
Schentungen befinden ſich 1000 #1. einer Ungenanuten und 100 Fl. des Abts von Scheyern. 
Rehnungsauszug für 1859: Einnahmen-Activreft vom Borjahre ATI Fl. 28 Kr., an Beiträgen 
1492 51. 35 Kr, an Schenlungen 1137 #1. 21 Kei, Summa 3101 Fl. 24 Kr.; Ausgaben: 
auf bauliche Herftellung der Lolalitäten 761 Fl. 2 Kr., auf innere Einrichtung 75 Fl. 25 Kr. 
auf Anlauf von Grund und Boden 700 Fl., auf bezahlte Zinfen 220 Fl., auf zurüdbezablte 
Baifiva 1206 Fl. 9 Kr., Summa 2962 Fl. 36 Kr.; Altivreft für das Nachjahr 138 Fl. 48 Kr. 

Nürnberg. Der Mogiftrat veröffentlicht unterm 28. Mai eine Belanutmahung, bie 
Bertheilung der Nürnberger Univerfitäts- Stipendien für 1859,60 betreffend. Es werben darin 
nicht weniger als 114 verſchiedene Stipendien » Stiftungen genannt, welche zur Vertheilung ge: 
fommen und im Ganzen au 140 Studirende, worunter 43 müruberger und 97 auswärtige, ver- 
liehen worden find. Bon den Nürnbergern findiren Theologie 18, die Rechte 10, Mevicin 8, 
andere Fächer 7; von ben Ausmärtigen Theologie 88, die Rechte 5, Medicin 3, andere Fächer 1. 
Die Nürnberger erhielten an Stipendien (theild durch Erelutoren und auf Präfentationen, theils 
unmittelbar vom Magifirat) 7803 Fl. 40 Kr., die Auswärtigen 6278 Fl. 10 Kr. Hiervon er- 
hielten die Theologen 9767 Fl. 59 Kr., bie Juriften 2174 Fl. 5 Kr., die Mebiciner 1485 FI. 
22 Kr. die Stubirenven anderer Fächer 651 FI. 24, Kr, Summa 14,081 Fl. 50'. Kr. — 
Mit obrigteitliher Genehmigung hat ſich hier unter Borfig des zweiten Bürgermeiſters Hilpert 
ein Comitö zum Zweck von Nachforſchungen über das Schidial des Reiſenden Dr. Bogel ger 
bildet. Am 24. Juni, dem St. Johaunistage, Morgens 7 Uhr, fand dahier die Einweihung 
bes erweiterten Kirchhoſs zu St. Johannes flatt. Die Spigen ber flädtifhen Behörden, bie 
Geiſtlichleit und bie Kirhenvorftände nebit einer großen Zufchauermenge wohnten der feierlichen 
Handlung bei. Diejelbe befland aus Mufil- und Gejangvorträgen, ſodann einer Rede des 
Pfarrers Port, welcher die neue Briephofftätte, vie feit Jahıhunderten als Schießplatz der Schüten- 
gejelliaft zu St. Johanuis diente, zu ihrer jegigen, fo ungleihen Beftimmung einſegnete. — 
Bereit im Juni v. 3. richteten mehrere frühere Deutichlatholifen oder vielinehr Mitglieder 
einer freien Gemeinde hierſelbſt eine Eingabe an das Minifterium für Kirden- und Schulan- 
gelegenheiten, um die Erlaubniß zu erhalteu, wieder eine Gemeinde bilden zu dürfen. Da lange 
keine Antwort erfolgte, jo erlaubten fie fih im April I, 3. wieder an die Sache zu erinnern, 
aber auch diesmal erfolgte feine Antwort. Am 25. Juni nun trug eine Deputation der Mit- 
glieber der aufgelöften Gemeinde dem Minifter Zwehl die Sache perfönlich vor, ber fie freundlich 
empfing und ihnen wmittbeilte, daß die Alten noch bei ver Regierung lägen, die Sache aber be» 
ſchleunigt und bem Gejege gemäß erledigt werben follte. — Das german. Mufeum erfreut 
fih eines ſtets im Wachſen begriffenen Fremdenbeſuchs, und namentlich ift derfelbe diefen Sommer 
ungewöhnlich lebhaft. Das Fremdenbuch zeigt die Namen vieler bedeutender und hochſtehender 
Perfönlicpleiten, und wer ber „Herrentrintftube” der Karthanfe, wo fih an Montage- und Don- 
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nerflags:Abenden Freunde des Mufenms und des bairifchen Biers gefellig zufommenfinben (denn 
auch des Vefiges einer eigenen Kueipfube rühmt ſich das germanifche Mufenm, und mag wohl 
auch barin einzig bafleben), einen abendlichen Beſuch abftattet, hat nicht felten das Vergnügen, 
ben Träger eines berühmten Namens zum Tiſchnachbarn zu befommen, wird aber gebildete Ge- 
jellihaft nie vermiffen. — Die Junt-Nummer des „Anzeigers“ berichtet Einiges von den Re— 
fnltaten der von dem Frhrn. von Aufſeß verwichenen Frühiahrs im Intereſſe des Muſeums un- 
ternommenen Reifen, Im Wllgemeinen bradte er die beſten Hoffnungen anf fkräftigere 
Unterſtützung aus den Staatsfaffen mit. Zu Frankfurt a. M. gelang es ihm, einen filr bie 
Erlangung ber längft angefirebten Poftportofreiheit günftigen Bundesbeſchluß zu erwirten, ver 
freilich die Erfüllung noch nicht herbeiführt. Es dauert eben lange, die fänmtlichen deutſchen 
Staaten im einer nationalen Angelegenheit zu einem einheitlichen Entihluß zu vermögen. Im 
Wien wurde die Bildung eines Hülfsvereins, ähnlich dem in Berlin beftehenden, angebahnt, und 
in Berlin ein Frauenverein geftiftet, der das Ziel feiner gemeinfamen Thätigkeit zumächft darin 
gelegt bat, für die Ansihmüdung und Bervollftändigung der Frauenhalle im Mufenm bei- 
zutragen. Als Frucht der Reiſe ftellen fich ferner verichiedene werthvolle Geihente und An—⸗ 
fänfe für die Sammlungen dar. Die in Berlin auf Anregung bes Hilfsvereins zu Gunften 
des Mufenms im legten Winter gebaltenen Borlefungen haben im Ganzen einen Reinertrag 
von I50 Thlt. gewährt, welde zur Beſchaffung einer mit Imfchrift verjehenen Gallerie in ber 
Kunfthalle verwendet werden follen Bon ben neuen Unterftügungsbeiträgen finb zu erwähnen : 
200 Fl. vom Baron von Rotbichild in Frankfurt a. M., 100 Fl. vom Hofbanguier Joſ. von 
Hirih in Münden, 100 Fl. vom Handelsvorfieber ©. 3. Blatner dahier durch Schenkung feiner 
Altie. Unter den beigetretenen Städten findet ſich auch die Stadtgemeinde Karlernhe mit einem 
Zahreebeitrage von 15 Fl. Auch ift mun bie Herflellung ver ſämmtlichen, im Kreuzgange an« 
zubringenden 21 gothifchen enfter von Gönnern und Freunden des Mufeums übernommen 
mworben, 

Fürtb. Der feitherige I. rechtslundige Bürgermeifter AU. John wurde bei ber am 
14. Juni vorgenommenen Erneuerungswahl einftimmig in gleiher Eigenihaft wieder gewählt. 

Aunsburg. Der Magiftrat hat auf Anorbuung der Regierung den Werth jümmtlicher 
bier beſtehender Realrechte, wobei die Lage des Hauſes und die Einrichtung nicht in Betracht lamen, 
im Benehmen mit dem Gewerberath feftgeftellt und in der Öffentlichen Sigung vom 23. Juni das 
Refultat mit dem Bemerlen veröffentlicht, daß bei diefer Anorbnung an eine Ablöjung nicht 
gedacht werbe. Es wurden geſchätzt: 6 Apothelen, jede zu 15,000 Fl., 14 Babereien a 1200 Fl., 
85 Bäckereien a 3009 Fl., 17 Badereien a 1000 Fl., 98 Brauereien (wovon aber nur 86 
betrieben werben) a 6000 Fl., 24 Branntweinbrennereien a 2000 F1., 1 Buchhandlung a 1200 Fl., 
11 Buchdruckereien a 500 Fl., 2 Eiſenhammerſchmiede a 2000 Fl., 16 Färbereien a 1000 Fl., 
2 Gerftenrändelmüplen a 1000 Fl., 2 Gewürzmühlen a 1000 Fl., 3 Gold» und Silberbraht- 
ziehereien a 500 1., 9 Hufſchmieden a 2500 Fl., 24 Käuflerrechte a 1800 Fl., 8 Kaffeeſcheulen 
a 10,000 Fl., 2 Kallbrenuereien a 1500 Fl., 8 Küchelbädereien a 1200 Fl., 28 Lohnkntichereten 
a 1500 Fl., 1 Karrengerechtſame a 300 Fl., 1 Kupferhammerſchmiede a 500 Fl., 11 Matl- 
miühlen a 10,000 Fl., 8 Perrüdenmadpereien a 100 Fl, 2 Poliermühlen a 600 Fl., 4 Schleif- 
miühfen a 1000 Fl., 2 Plogwirthfpaften a 1500 Fl., 14 Rein» und Gaſtwirthſchaſten a 5000 Fl. 
3 Weinſchenlen a 3000 Fl., 1 Weinwirthſchaft a 5000 Fl.; als wertblos wurden begeihmet: 
3 Delmühfen, 3 Papiermüblen,; 3 Sägemühlen, 1 Seifenfieverei und 1 Ziegelbrennerei. Im 
Ganzen ergeben fih 418 Realrechte, weiche einen Werth won 1,501,900 FI. repräfentiren. — 
Das Kollegium der Gemeindebevollmächtigten hat das vom ben Städten Friedberg, Schroben- 
haufen und Aichach eingereichte Projekt, von Augsburg dur das Paarthal cine Eiienbahn nah 
Ingolſtadt zu bauen, dem betreffenden Comits zur Berathung und Antragfiellung iberriejen. 
— Der von ben biefigen Gemeindebehörben mit dem Militär » Uerar wegen Nieterfegung ber 
Stabtmaner am Göggingerthor geſchloſſene Vertrag hat die höchſte Genehmigung erhalten. 
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Negensburg. Aus der Berbaublung des Landraths ber Oberpfalz ift al® bezeichnend 
zu erwähnen, daß berfelbe einen Antrag auf Revifion des Gemeinbe-Eovifts zur Befeitigung des 
Uebelſtaudes flellte, daß „dur den Abfliimmungsmobus nach der Kopfzahl bei Gemeindebeſchlüſſen 
in Armen» und Anfäßigmabungsjachen die Befigenden mehr und mehr gefährdet und im ber 
Folge von den Nichtbefigenden jogar überflägelt werden.” — Um 11. Juni ging eine mas 
giſtratiſche Kommiſſion von hier nah Augsburg und Nürnberg, um die dortigen Schlacht- und 
Fleiihverlaufsrealitäten in Augenfhein zu nehmen. Die Kommifflon hatte auch die dortigen 
Wohlthätigleits und Armenbefhäftigungs-Anflalten zu befichtigen. — Die biefigen Aerzte jollen 
an den Magiftrat ein Promemoria gerichtet haben, worin fie die Urfache des jet fo herrſcheu⸗ 
den Scleimfieberd in ber fehlerhaften Auflage der Abzugslanäle und in deren nachtheiligem 
Einfluffe auf das Brunnenwaffer angeben. — Im ber Öffentlihen Sigung des GStabtmagiftrats 
vom 1. Juni probuzirte ber Referent, Rechtsrath Mayr, im einer Berufungsfadhe gegen bem 
Magiftratsbeihluß von 25. Februar I. 3. wonach den Stridern dahier der Verlauf von Näh- 
garn micht zufteht, nicht allein bie hiefige alte Strickerordnung, fondern auch eine beglaubigte 
Abſchrift derjenigen Orbnung, welche Kaijer Ferdinand sub dato Regensburg, den 11. Juni 
1653 den Gtridern in den oberrheiniihen Städten Straßburg, Hagenau, Schletſtadt, Oberkirch, 
Biihweiler, Zabern, Malzheim, Andlau, Dambah u, a. gegeben hat. ine traurige Erinne- 
zung, da alle dieſe Orte jegt von Deutichland abgetrennt find. — König Mar bat bei feiner 
jüngftien Anwejenheit dahier zum Ausban der Domthürme ein Gefchent von 10,000 Fl. au⸗ 
gemiejen. 

Würzburg. Der erft vor Kurzem in Rubeftand verjegte II. Bürgermeifter unſerer 
Stadt, Philipp Schwint, iſt am 25. Juni im Folge eines fhon geraume Zeit andauernden Ge: 
hirnleidens verſchieden. Er war geboren am 31. Juli 1807 zu Würzburg, wurde im Jahre 
1840 als II. rechtstundiger Bürgermeifter erwählt und hat durch feine unermüdliche Thätigleit 
fi) große Berbienfle um bie Stadt erworben. — Nach dem Rechenjchaftsbericht der hiefigen frei- 
willigen Feuerwehr zählt tiefer Verein gegenwärtig 172 Mann. Kommandant derfelben ift ber 
Pofamentier Scheuering. 

Ansbach. Der hiefige Magiftrat hat beichloffen, für die Feuerwehr ein fogenanntes 
Kletterhaus errichten zu laffen; jodann: einen tüchtigen Zeichnenfehrer für die Vollsſchulen an- 
zuftellen. — Im hiefigen Landgerichtöbezirte beftehen 153 radizirte und 104 andere Realgewerbe 
mit einem ungefähren Gefammtwerth von 114,000 Fl. 

Landöhut. Wenn das Rathhaus, beffen Umbau raſch vorwärts fchreitet, vollendet fein 
wird, fo kommt das nächſtſtehende Magiftratsgebäude und das GStabtlommiffariatshaus zur 
Reftauration, Alles im gotbiihen Styl. Nach dem bildlich vorliegenden Projeft wird ber ganze 
Bau in der That eine neue Zierde der Stadt werben. 

Ingolftadt. Die verſuchsweiſe dahier errichtete Gewerbsihule wurde vom König definitiv 
genehmigt. Zugleih wurde geftattet, daß die neue Auftalt im die Reihe der ſelbſtſtändigen, der 
unmittelbaren Reipicienz ber fgl. Kreisregierung unterftellten, und bezüglih bes öfonomifchen 
Theils am die Zufimmung und Erinnerung des Stadtmagiſirats gebundenen öffentlichen tech- 
niſchen Unterrictsanftalten diefer Kategorie mit vorerfi zwei Kurſen eingewieſen werde. 

Schweinfurt. Am 19. Iuni fand im Ritterfaal des hiefigen Rathhauſes die feierliche 
Inſtallation des neuernannten fgl. Stabtlommifjärs und Landrichters Meyer aus Nürnberg ſtatt. 
— Fir die durch Hagelſchlag und Ueberſchwemmung ftart beſchädigten Gemeinven Caſtell, Wie- 
fenbrunn und Rüdenhaufen haben die Grafen Caſtell 2000 Fl. geſpendet. 

Berhteögaden. Zu ber filr September l. 3. projektirten Yubelfeier ber 5Ojährigen 
Bereinigung des vormals reihsunmittelbaren Ländchen Berchtesgaden mit der Krone Bayer 
wird ein Becher für den König gearbeitet mit dem Wappen von Bayern und ber gefürfteten 
Probftei Berchtesgaden. Darilber, ob das für lettere übliche Wappen (ein vwiergetheilter Schild 
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mit dem Schlüffeln: Petri auf rotgem und ſechs fübernen, Lilien auf blauem Grunde) hiftorifch 
und heraldiſch richtig fei, iſt vom Landgericht Berchtesgaden eine Anfrage an bas germaniſche 
Muſeum in Nürnberg. ergangen. 

Paflau. Rad dem von Riebinger in Augsburg veröffentlichten Programm ber biefigen 
Gasbeleuchtung iſt ber Preis des Gaslichts bei einer Gejammtbetheiligung von 1000 Privatflammen 
nad folgender Skala beflimmt: Gin Gasliht, welches bie Helle von einer Steariulerze hat, 
wovon 6 auf ein Pfunb gehen, koftet während einer Stunde Brennzeit Yo Kr., eines von ber 
Helle: zweier Stearinfergen ’/, Kr., 5 Stearinlerzen 1 Rr., 7 Stearinfergen 1%, Kr., 10 Stearin- 
lerzen 1,,u Rr., 14 Stearinlerzen 1%, Kr., 18 Stearinlerzen 2 Kr., 25 Stearinfergen 2, Kr. 
Das Unternehmen findet allgemein freubigen Anklang: 

Sweibrüden. Am 14. Juni erfolgte der Abſchluß des Vertrags zwiſchen unferer 
Stadt und dem Imgenieur und Gasdireltor E. Spreng in Nürnberg über die Erbauung eines 
Gaswerls dahier. 

Speyer. Bei Gelegenheit der Anweſenheit des Königs dahier fanden fih am 10. Juni 
aus ben Stäbten Pirmafens, St. Ingbert, Blieslaftel, Zweibrüden, Kaiſerslautern und Kirch» 
‚heimbelanden Depntationen ein. Der Deputation aus Zweibrüden hatten fich auch viele Ver- 
treter aus ben Landgemeinden bes bortigen Landlommiſſariats angeſchloſſen. Die aus St. Ing- 
bert bat um ben Bau ber Zweigbahn von Homburg nad ihrer Stadt und um bie Erhebung 
berjelben zu einem Kantonshauptorte. Die von Kirhheimbolanden brachten das Projelt ver 
Naiſerolautern · Alzeyer · Bahn wieder in Anregung. — Die Penfionsanftalt für das Lehrerperfonaf 
an ben beutihen Schulen ber Pfalz hatte im Jahre 1858,9 37,088 FI. Einnahmen, 37,113 Ft. 
‚Ausgaben (darunter 5568 El. Benfionen an 43 Lehrer, Berweier und Gehülfen und 29,040 Fl. 
Rapitalanlagen) und einen Bermögensfland von 86,975 Fl. j 

Kaiſerslautern. Durch einen Beſchluß des Stabtraths vom 2. Juni wird die Be- 
folbung ſämmilicher hiefigen Lehrer, 20 an ber Zahl, durchſchnittlich um je 50 Fl. jährlich er- 
höht. Bom 1. April 1.3. an erhalten nämlid nunmehr Lehrer unter 10 Dienftiahren 450 Fl., 

unter 15 Tienfjahren 475 Fl. und über 15 Dienfjahren 500 FL, Schuigehülfen im 1. Jahre 
325, in ben folgenden Jahren 350 Bl. Baargehalt; außerdem jeber fir Abhaltung ber Sonntags, 
ſchule 25 St. 

Haßloch, Landlommiffariat Nenflabt.: Auch der hiefige Gemeinberath hat auf Anregung 
‚bes Tgl. Regierungs » Afjefjors Dr. Jordan und durch nachdrückliche Befürwortung bes Bürger- 
meifters. Diehl ben nuteren Gehülfen, ſowie dem israelitifhen Lehrer bajelbft entiprechenbe 
Gehaltszulage aus der Gemeinbelafle bewilligt und eine weitere in Ausficht geflellt. 

Bierbach (Bliedgau). - Ebenfo hat die hiefige aber nicht veiche Gemeinde beſchloſſen, ihren 
beiden Lehrern fünf Morgen guten Wiejenlandes um einen äußert nievern Anſchlagpreis für 
immer als Schulgut in Nutznießung zu überlaffen, auch bie jährlichen Beiträge der beiben 
Lehrer zum Benfionsfonds mebft der Einlage des erſt nenangeftellten datholiſchen Lehrers in dieſen 
Fonds für alle Zukunft auf die Gemeinbelafje zu übernehmen. Das Beilpiel, weldes bie 
Stadt Zweibrüden unlängft gab, ſcheint auch in den Landgemeinden günſtig zu wirken, 

Berabaufen. Durch Regierungsbefhluß vom 7, Juni it der Hiefige Bürgermeifter 
Dennhardt auf Anſuchen feiner Funktion enthoben und ber bisherige Adjuntt Jalob Lehmann 
zum Bürgermeifter ber Gemeinde Berghauſen ernannt worben. 

Bamberg. Die Gemeinde Marktleugaft verweigerte einem Literaten Findel in Leipsig 
die Erfaubniß zum Heiraten zum zweiten Male, weil feine Brant eine Auslänberin ſei und 
„bie Übrigens fehr verarmte Gemeinde eine Lutherifche durchaus nicht in den Gemeindeverband 
aufnehme.” Uber fo begiebt man ſich ja auch der Ansficht, fie zu belehren. 

Erlangen. Das hiefige Gemeindekollegium hat die Streitfeage, ob in Zukunft Juden 
fich dort mieberlaffen bürfen, mit 24 gegen 3 Stimmen bejaht und fofort mit 25 gegen ß 
‚Stimmen, der Magiftrat aber einſtimmig ben erfien Juden aufgenommen, 
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Lindau. Am Nahmittage des 13, Mat fand Hier die feſtliche Uebergabe ber von 
Lindau's Iumgfrauen geflifteten Fahne an das feit längerer Zeit orgamiiinte Hiefige Beuerwehr- 
forps flatt. Obwohl die Witterung der eier wenig günftig war, fo konnte doch während regen⸗ 
freier Stunden bie Entfaltung des geſchmüldten Bauners und deſſen Uebergabe unter dem Zu- 
drange einer großen Menge erfolgen, Reden, Gejangs- umb Mufitftiide wechſelten ab. Umzüge 
der zum fefte eingetrofjenen, an 300 Mann ftarten Abtheilungen, gebilbet aus der Feuerwehr 
von Lindan, und dem Vertretern ber Feuerwehren von Augsburg, Kempten, Kaufbenern, Jeny, 
Konftanz, Rorſchach und St. Gallen (Turn » Rettungs+ Corps), mit ihren DMufitlorps und 
Fahnen erhöhten die Feier. Die neue Fahne zeigt auf weißem '&rumde das Stadtwappen mit 
dem in goldenen Buchftaben glänzenden Motto: „Gott zu Ehr; dem Nächſten zu Wehr" Der 
Umzug des Kouſtanzer Nettumgsvereins, von 110 kräftigen Männergeflalten gebildet, ‘mit ent- 
ſprechender Koſtümirung und Ausſtellnng von Feuerwehrutenſilien, feflelte bie allgemeine Auf» 
mertſamleit. 

Kempten. Am 20, Mai wurde hier die Lolal⸗Induſtrie und Gewerbe ⸗Ausſtellung, zu 
welcher ter biefige Gewerbeverein durch bie vor einigen Momaten erlaffene Öffentliche Ein⸗ 
ladung an bie Gewerbtreibenden die Antegung gegeben hatte, in feierlicher Weiſe eröffnet. Zu 
diefer Handlung begaben ſich Bormittags 10 Uhr vom Rathhauſe amd, unter Bortritt bes Gtabt- 
tommiſſars und des Bürgermeifters, fänmtliche Auofeller und zahlreiche Eingeladene (barımter 
das Rehrerperfonal der Landwirthichafte. und Gewerbeſchnle) nach dem vom Baurath Paul ger 
ichmadooll reftaurirten Saal der „Weberzunft,“ einem für die Austellung vorzüglich geeigneten 
Lolal. Der Borfland des Gewerbeverein® richtete hier an bie Verſammelten eine Nängere Au» 
fprache, worin er ſich über Zweck und Nugen folder Ausſtellungen verbreitete, und erllärte fobamtı 
die Ausfiellung für eröffnet. 

Kronad. Hier hat fih ein Berſchönerungsverein ;gebilbet, deſſen ſtatutenmäßiges Be⸗ 
ireben dahin gerichtet If, die-Umgebung der Stadt mit Anlagen und Spaziergängen zu verjchen 
und diefe, wie aud bie Singvögel zu fügen. Wufgenommen wirb jeber Einwohner unbe⸗ 
ſcholtenen Rufes, der eine Aufnahmegeblibr von 12 Kr. und einen monatlichen Beitrag von 
6 Kr. zahlt, 

Weiden. Der biefige Magiftrat ſandte dem Nürnberger Anzeiger folgendes als -anit- 
liche Berichtigung zu: „Weiden, am 4. Mai 1860. Der Stadtmagiſtrat Weiden an die Rebal- 
tion bes Nürnberger Anzeigers. Auf die im jemfeitigen Blatte Rr. 114 enthaltene Mittheilung. 
daß der Weidener Stabtmagiftrat das Herumftreumen ber Jugend mad ber Dienfiboten auf ven 
Straßen und in ber Allee in ben Abenb- und Nachtſtunden verboten und dabei mit Polizet- 
dienern und Arrefificafe gebroht habe, wird auf Grund des Art. 47 des Geſetzes vom 17. März 
1850 zum Schute gegen den Mißbrauch wer Preſſe zur Berichtigung der vom Magifirat unterm 
12. April 1860 erlaffenen und im Amtsblatt fir das kgl. Bezirksgericht Weiden ıc. vom 21. 
April aufgenommenen Belanntmacmug niedergelegt: Belanntmahung. Der Beſuch von Wirthe- 
bäufern und Tamzplägen buch Schul- und Chrifteniehrpflichtige, dann das Herumflreunen ber 
Jugend und Dienfiboten auf den Strafen und im der Allee in den Abend - und Nachtflunden 
ift werboten und find die Polizeidiener zur genaueften Kontrolle und Anzeige vorlommender 
Uebertretungen angewiejen. Dies wird mit dem Bemerken zur Warnung bekannt gegeben, daß 
bei geihehener Anzeige mit Arrefiftrafe vorgeſchritten würde. — Weiden, am 18. ‚April 1860. 
Stadtmagiftrat Weiden. Meyer.” — Dies fcheint doch eher eine Beflätigung als eine Berich- 
tigung zu fein, 

Königreih Hannover. 


Hannover. Der für das Jahr 1860 feſtgeſtellte Haushaltsplan ber hieſigen Stabt- 
‚Lümmerei, zufammengeftellt mit dem Haushaltsplane des Jahres 1859 und einer Ueberſicht ber 
wirllihen Einnahmen und Ausgaben bes Känmerei-Megiflers vom Jahre 1858, if jet ber 
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Bärgerihoft mit einigen erläuternben Bemerkungen befannt gemacht. Die laufenden Einnahmen 
find insgefammmt zu 164,085 Thir. 27 Gyr. 5 Pf. pro 1860 verauſchlagt, während fi der 
Auſchlag pro 1869 nur auf 135,878 Thlr. 7 Sgr. 8 Pf. belief, mithin um 28,145 Thlr. 19 Sgr. 
T Pf. geringer war. Dagegen bat die effective Einnahme des Jahres 1859 142 828 Thlr. 
5 Ggr. 1 Pf. betragen. Die laufenden Ausgaben find insgefammt pro 1860 zu 163,035 Thlr. 
16 Sgr. 6.Pf. verauſchlagt. Mithin ergeben die zu 164,023 Thlr. 27 Sur. 5 Pi. veranſchlagten 
Einnahmen mod einen Ueberſchuß von 988 Thlt. 11 Sgr. 9 Bi. Für das Jahr 1859 belief 
ſich der Aufchlag der Ausgaben auf 127,898 Thir. 28 Sgr. 9 Pf., war mithin um 35,136 Thlr. 
16 Sgr. 7 Pf. geringer als der für das Jahr 1860, während die effective Ausgabe des Jahres 
4868: 180,799 he. 12 Sgr. 7 Pf. bettug. Als muthnigaßliche Beträge der im 
Saufeuden ‚Jahre zur Berausgabung kommenden Summen find in bem Haushaltsplan aufge- 
nommen: Behuf des Menbaues ber Brüdmühle 62,000 Tpir., der zweiten Staditöchterſchule 
20,000 Zhlr., ber Bürgerfchule an der Goſeriede 20,000 Thlr., Behuf der Anlage eines neuen 
Kirchhoſs auf der Bult 10,000 Thle,, der Kanalifirung des Stadtgrabens au ber Prinzenftraße unb 
des Faulgrabens 13,500 Thlr., Behuf Erbauungeines neuen Spritenhaufes etwa LOOO Thlr., Behuf 
Neupflaſterung nach den abgerundeten Special ⸗-Anſchlagsſummen 33,560 Thlr., Behuf Begran- 
Wumg verſchiedener Wege im ber Eilenriede, wozu Königliches Minifterium des JIunern nad 
einer beſonderen Uebereinkunft etwa die Hälfte der Koften zahlt 4000 Thlr., Behuf Weiterführung 
der ſtädtiſchen Wafjerleitung auf der Schillerfiraße 4186 Thlr. 10 Sgr. und auf der Marien. 
Mrabe 5772 Thlx. 15 Sar. Die ertraordinären Ausgaben find hiernach zu der außerordentlich 
hohen Summe von 174,018 Thlr. 25 Sgr. veranſchlagt, welche bie Geſammtſumme aller ver 
auſchlagten laufenden Einnahme noch um 9994 Thlr. 27 Sgr. 5 Pf. überfleigt. 


Königreich Sachfen und ſächſiſche Herzogthümer. 

Leipgig. Raipscommunicat am die Stabtversrbneten, ben Schulbau 
"betreffend. Den Herren Stabtverorbueten überreihen wir sub I—-IV. bie Pläne und 
Koſenauſchlãge zur vierten im ber Alexanderſtraße zu erbauenden Bürgerfchule. 

Denn wir bei deren Beihaffung dem früßer ausgefprocdhenen Wunfche der Herren Stabt- 
merorbneten, baflir eine allgemeine Eoncurrenz auszujcreiben, nicht nachlamen, fo veranlafte 
uns hierzu theil bie Dleinung, daß es für einen fo einfachen, mad ganz beflimmt gegebenen 
‚Beblrfnifien auszuführenden Bau einer folhen in der That nicht bebürfe, da vielmehr die ge- 
eigneten Kräfte hierzu and am Ort und im nächſter Nähe zu finden feien; hauptſächlich aber 
— und bie war maßgebend — bie Dringlichkeit der Sache ſelbſt, die bie Herren Stabtver- 
orbneten mit uns anerkamıt haben, 

Es ift ſelbſtverſtändlich, daß bei Concurrenz⸗Ausſchreiben eine längere Zeit verloren 
gehen muß, al® bei directer Berfländigung mit einem oder einigen gemeinſchaftlich arbeitenden 
Architekten ; denn es muß die Zeit zur Ausarbeitung und bie Zeit für Einholung eines Super- 
arbitrinms für eingehende Pläne gegbnnt werden; ganz abgefehen davon, daß bie Erfahrung 
gelehrt, daß von eingehenden Eoncnrrenzarbeiten höchſt felten eine allen Wünſchen und Anfor— 
berungen entſpricht und fehließlih dann immer noch eine, wenn auch nur theilweife, doch immer 
wieber zeitraubende Umarbeitung nöthig wird. 

Bir Haben uns deshalb und da unfer Bauamt ohnedies mit Arbeiten Überhäuft ift, To- 
fort an bie in unferem engeren Baterlande anertannteften Architecten, bie Herren Lanbbanmeifter 
Hähnel und Profeffor Nicolai in Dresden gewandt, denen wir mad gehaltenen mehrfachen per- 
fönligen Beipregungen, und nach Berüdfitigung aud der von den Ihrem Collegium auge- 
hörenden Mitgliedern der gemifchten Banbeputation geäußerten Wünſche, die heute vorliegenden, 
allen Anfprücen entſprechenden Pläne verbanten. : 

Hierdurch bürfte ſich zugleich der Inhalt Ihres Communicates vom 8. vorigen Monats 
erledigen. 

44* 
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Nach diefen Plänen andgeführt würde ber Schulbau ſelbſt 56,000 Thlr. koſten, wozu 
noch für Einfriedigung des Platzes an ber Straßenfront mit eiferner, zwiſchen Sanbfleinpfeiler 
geftellter, auf jeder Seite mit einem Thore verjehener Stadeterie 375 Thlr., für Einfriebigung 
der übrigen Seiten des Schulplages mit wtaffiver halbelliger Mauer 1400 Thlr. und für Er- 
richtung einer Interims- und Bauplanke 140 Thlr. Fimen, fo daß ſich, da Sie für Herftellung 
der Strafe und Pegung einer Thonröhrenfahrt bis zur Schleuße ber Promenadenftraße bereits 
das Nöthige bemilligt haben, bie Geſammiloſten nad ben Anfhlägen der Herren Architelten 
(was den Schulban felbft) und des Bauamtes (was bie Einfriedigungen betrifft) auf 57,915 Tpfe. 
ftelfen würden. 

Hierzu würde allerdings noch eine im Augenblic nicht präcis aufzuftellende Poft kommen, 
nämfich für Auffülung des Platzes. Derjelbe muf, um bei der Höhe ber Weft-, Eifter- umd 
Promenadenſtraße fünftig eutwäffert werben zu lönnen, micht unbedeutend (ca. 2 Ellen) aufge- 
füllt werben. Nun wird zwar ba® Material theilweife aus ber Gründung gewonnen; zum 
größeren Theile aber wird es herbeigeführt werden müffen und bie größere ober lleinere Ent 
fernung, von welcher es zu beziehen, maßgebend fein. Kann baffelbe von ben allerdings mod 
ſchwebenden Schleufenbanten der Zeiger Borftadt gewonnen und die Fuhrlöhne auf beide Eon- 
ten, Schul- und Schleußenbauten, gleichmäßig vertheilt werben, jo würden fih die Auffülunge 
foften Bei Bedarf von ca. 12,000 Eubit-Ellen Boden auf 400 Thlr. ftellen. 

Es dürfte alſo die mögliche Differenz in biefem Punkte überhanpt nicht von großer 
Bedeutung fein, und gewiß wicht eine folhe, die die Imangriffnahme des Baues ſelbſt noch 
fänger verzögern dürfte. 

Erläuterungsmweife bemerten wir noch zu den Plänen, daß, wenn auch ber Riß zu den 
Sonterraind noch fehlt, bei den genannten Koften doch auf vollſtändige Untertellerung des ganzen 
Gebäudes und fonftige Mittel zu Befeitigung von Feuchtwerben ber Barterre-Pocalitäten Bedacht 
genommen ift, fo wie daß, wenn von Einbauung einer eigentlihen Anla abgejehen wurbe, bie 
Räumtichleiten, welche in der dritten Etage auf beiden Seiten buch Zuziehung des Corribors 
zum Klaſſenraum gewonnen find, vollſtändig für Schulprüfungen und Feierlichleiten ausrei- 
hend ericheinen. 

Daß der Schulpfan, wie er hier borfiegt, bereit von Seiten der Schul-Infpection ale 
zwedentiprehend anerfaunt worden, braucht nicht erft der Erwähnung. 

Nachdem wir befchloffen, mit dem Baue ſelbſt noch nach diefem Plane, und zwar mit 
aller Kraft vorzugehen, fo richten wir an bie Herren Stabtoerorbneten das Geſuch: 

um Zufimmung zu Verausgabung obengenannter Koften. 


Bericht des Ausſchuſſes zum Bauweſen hierüber. 

Als der Rath unter dem 12. und 18. März d. I. ben Stabtverorbneten bie Ermie- 
thung des Lüdersſchen Haufes zu Schulzweden angezeigt hatte, beantragten bieje, wie fie ſchon 
bei dem umfänglien Baue eines Waiſenhauſes und einer in deſſen Nähe zu fielenden Be- 
zirlsſchule vergeblich gethan die Ausſchreibung der Concurrenz rüdfichtlih bes Bauplaned. In 
Rüdfiht auf bie ihnen befannt gewordene, ber Soncurreuz abholde Auſicht des Rathes fügten 
die Stabtverorbneten jedoch noch dem weiteren Antrag hinzu, daß ber Rath, wenn er zur Bau- 
concurrenz fi) nicht eutſchliehßen Fünne, mindeftens bie Kräfte der biefigen Gewerlen und Ar 
chitelten bemuten möge. 

Diefer am 19. März d. 3. am bem Rath gelangte Antrag if fiber als ein rechtzeitiger 
anzufehen, ba die nun fertigen Zeichnungen erft im Juli 1860 an die Stabtverorbneten gelangt 


find. 
Einer von einem Rathsmitgliede erhaltenen Mittheilung zufolge find bie Anträge ber 


Stabtverorbiteten um beswillen nicht berüdfichtigt worben, weil bie Entwürfe ſchon beftellt ge- 
weſen feien, als ber Antrag der Stabtverorbneten eingegangen. Die Beauftragung bes Herrn 
Profeffor Nicolai muß hiernadh vom Rathe ſchon zu einer Zeit ausgeführt worben fein, wo 
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ex noch gar wicht wußte, ob der Kauf des Areals, auf welchem gebaut werben folle, auch ge» 
nehmigt werben werde, Während nämlih am 14-19. März ſchon der Autrag * > le 
venzausichreiben, reſp. Beuutzung hiefiger Kräfte geftellt war, iſt ber Kauf bes Areals erft 
am 14—17, April d. 3. bewilligt worden. Die im neueften Communicate angegebenen Gründe 
find jebocd andere, Denn na ihnen it Comeurrenz um beswillen nicht ausgeſchrieben worben, 
weil einfache, befimınt gegebene Bebürfniffe vorliegen, (— es wirb wenig Schulhausbane geben, 
von welden ſich nicht Daffelbe fagen ließe, —) und hauptſächlich weil anerkannte Dringlicpleit 
vorhanden fei. Dieje Dringlichkeit eines ſchon im Jahre 1854 für mothwendig befunbenen, 
feitbem wiederholt erinnerten Baues hat nicht verhindert, daß bis zum Gingange ber Zeidh- 
nungen des Herrn Profeſſor Nicolai bei ben Stabtverorbneten feit bem Tage bes Eingangs 
des Antrage der Stadtverordneten beim Rathe ein Zeitraum von [uf 3 Monaten vergangen 
if, ein Zeitraum alfo, welcher faft noch einmal fo groß if, als bie Erlangung ber Zeichnungen 
für einen nach einfachen, beflimmt gegebenen Berhältniffen ſich richtenden Bau im Wege ber 
Goncurrenz, und ungefähr breimal fo groß ift, al® die Benutzung ber Kräfte der Stadt Leipzig 
erfordert haben würde. Ja wir bilrfen micht verhehlen, daß die Zeichnungen bis heute noch 
nicht eingegangen, aljo muthmaßlich noch gar wicht fertig find; bie vier den Stabtverorbneten 
mitgetheilten Heinen Blätter enthalten mehr Skizzen als Zeihnungen; bie Zeihnung bed 
Baues in der Erde fehlt fogar noch ganz, obſchon biejer nichts weniger als eine unwichtige 
Nebenſache iſt. 

Wenn nun einmal ber Rath zur Benutzung einer Coneurrenz ſich nicht entjchließen 
kounte, jo lag ihm ber zweite Theil des Antrages ber Stabtverorbneten , wonah er nm Be- 
augung der hiefigen Gewerke und Architekten erjucht worben war, nahe. Das jetzige Ratbe- 
communicat fagt daher auch im voller Uebereinflimmung mit dem Munfde ver Stabtverorb- 
neten und im Gegenjage zur Concurrenzbenugung, daß vielmehr bie geeigmeten Kräfte aud) 
„am biefigen Orte und in nächſter Nähe zu finden,“ und barum hat ber Rath ſich nah — 
Dresden gewendet und bie eigene heimathliche Stabt, bie. „nächte Nähe“ in einer Entfernung 
von 13", ſächſiſchen Meilen gefunden. 

Der Ausihuß kann, da bie Stabtverorbneten auch bie Benugung ber hiefigen Kräfte 
empfohlen, ſich darauf bejchränten, gegen bie vom Rathe geihilberte Unthunlichteit der Benugung 
einer Concurrenz darauf hinzuweifen, wie wunderbar hiernach es fei, daß dennoch jo Biele unb 
insbefondere auch faft die meiften Magiftrate Sachſens dieſen Weg einſchlagen — wie ferner 
derfelbe betreten zu werben pflegt, um das Beſte unter mehreren erlangten Ideen ſelbſt zu 
wählen, nicht aber, um das Exlangte noch einem Superarbitrium Anderer unterwerfen zu laſſen 
und enblidh, wie leicht die Notwendigkeit einer nohmatigen Umarbeitung des gewählten Planes 
zu vermeiden if, wenn man unter bem eingegangenen, auf ein ſeſtes vorhergegangenes Pro 
gramm gearbeiteten Plänen nur einen ſolchen wählt, welcher einer Umarbeitung nicht bedarf. 
Der Audſchuß befcheivet bei Refung-folcher Anfichten über Behandlung ber Ergebnifie eined 
Goncurrenzausfchreibens fi nunmehro, daß darnach dieſes ein unpraltiſches Mittel fein wird, 
als, wenn die Architelten wiffen, daß ihre Arbeiten noch einem Superarbitrium Anderer, daß 
die gewählte Arbeit jogar einer nochmaligen, wenn aud nur theifweifen Umarbeitung unter 
worfen werben folle, fie ald Männer von Reputation fih hüten werben, eine Einladung zum 
Berjuch ihrer Kräfte zu befolgen. . 

Den umvollftändigen- Borlagen fehlt ein Koſſenanſchlag. Das beiliegende Berzeihniß 
entpäft wicht etwa wirklich berechneie, ſondern mur nad allgemeinen Sägen gegriffene Diode 
muthmaßliche Ausgangspunkte. So it rüdfichtlih des Mittelgebäube®. welches 30 Ellen = 
und 30%, Ellen Breite und zwei Etagen hat, nichts angegeben al® 14’. Thlx. per D-EÜt 
umb bei den, den Gchulzweren beftimmten lügeln von je 69 Ellen Länge 18 Ellen Tiefe, 
weldje in jeder Etage drei Schuizimmer von je 10 Ellen Tieſe und 18 Ellen Breite, — 
Gorriber von 44 Ellen Breite, auferbem je zwei Treppenhäuſer von 6 Ellen Tiefe um 
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Ellen Breite mit nur 2%, Ellen breiten Treppe zu 24 Stufen enthalten, find 12 Thlr. per 
Q. Elle gegriffen. Außerdem ift die Q.Elle ber vier Treppen & 13 Thfr. veranſchlagt. 

Der Ausſchuß weiß, daß das Collegium mit folhen vorläufigen muthmaßlichen Rech⸗ 
nungen ſich einverſtauden bezeigen wird, fpätere Mittheiluug ber ſpeciellen Berechnung border 
haältlich; ex hebt dieſen Mangel aber hervor, weil, wenn man ſich vorläufig mit der bloßen 
Bauffizze, mit diefer fogar ohne Souterrainzeihnung begnitgen muß, bie Einfieferungefrift der 
Pläne um fo kürzer fein konnte. 

In der vorliegenden Skizze präfentirt fi die Ditectorialwohnung als das Hauptſäch⸗ 
lie. Im Parterre find für ben Director eingezeichnet eim Zimmer von 8 Ellen Breite unb 
10 Ellen Tiefe, ein vergl. von 3 Ellen Breite und 10 Ellen Tiefe; die erfte Etage gehört ihm 
ganz; in dieſer ftehen ihm zır Gebote ein Zimmer & 7, Een Breite und 10%, Ellen Tiefe, 
ein gleich großes, ein A 81, Ellen Breite und 10 , Ellen Ziefe, ein Salon von 19%, Ellen 
Tiefe und I1Y, Ellen Breite, eine Küche von 6',, und 8', Ellen, eine Speifelamitier und 
Mädchenkammer; diefe Wohnung wird von einem 6'/, Ellen breiten Corridor durchſchnitten, 
welcher ben fhon an bem früheren Nicolatfhen Waifenhausplane vorhandenen Fehler der Dini- 
telheit hat, während, wie bemerkt, bie Corridors ben Schulzimmern entlanz, auf denen bie 
Kinder fich oft drängen, nur ca. 4’, Ellen breit find. Außerdem waren anfänglich aud Theile 
ber zweiter Etage noch für den Director eingezeichnet; bieje enthält außer einen gleichen noch 
dunkleren Corridor: ein Zimmer à 11 und 1814, eins à 10, und 16 Ellen, eins a 
und 11 und eins a 11 und 13 Ellen in Breite und Tiefe. Nachdem ſchon im gemifchten Bau- 
ausfhuffe Bemerkungen hiergegen gemacht worben, zeigen fh jet biefe vier legten Zimmer 
als zur Dispofition gehaltene Schulzimmer eingezeichnet. 

Es Hilft nichts, fih über die große Koffpiefigkeit der ganzen onfteuction, welche nicht 
einmal durch Schönheit Erfa findet, insbefondere über einen Plan, welcher fünf Treppen im 
Ganzen enthält und vier ſchmalen Zreppem zu den Schufftuben ben Vorzug vor zwei breiten 
im Gentrum der Flügel anzubringenden Zreppenaufgängen giebt, zu beflägen; foll; wie dem 
Ausſchuſſe officiell verfihert worden, das Gebäude bis Herbſt dieſes Jahres unter Dach de 
bracht werben, jo mag ber Bauplan fein wie er will, er muß berilliget werden. 

Die Nothlage, in welche der Rath zu Leipzig durch das jahrelange Säummiß, bie ers 
—— Schulgebäude zu bauen, ſich verſetzt ſieht, empfiehlt den Plan, wie wenig er auch 
befriedige. 

Da jedoch ein Logis von 400 Thlr. Miethwerth, eine übet 900 D. + Ellen umfaſſende 
Wohnung für einen buch Schlichtheit des Weſens gualificitten Director einer Vollsſchule, 
weicher Wohnung und Arbeitsftuben, nicht aber Silons braucht, vollkommen genügend if; 
für die Lehrer hingegen ein Abtretegimmer recht wünſchenswerth erfcheint, fo ift der Ausſchuß 
ber Anſicht, daß die im Parterre befindfihen zwei Stuben, welche jet als Directorialzimmer 
eingezeichnet find, ausjchlieflich zu jenem Zwede für die Lehrer und aljo nicht für den Director 
beftimmt werben. Da ferner bie vier Zimmer in ber zweiten Etage zunächſt nicht gebraucht 
werben, infofern fie zur Wohnung bes Director® nunmehro nicht geſchlagen werben biltfen, 
für die erfte Zeit ber Eröffnung der Schule die Schilfergahl nicht fo groß fein wird, daß jene 
Zimmer als Kiaffenzimmer mit gebraucht werben, da ferner bie Berwendung einer gamjen über 
900 D,-Ellen umfaffenden Etage zu einer Aula oder zu Feierlichteiten eine zu große Ueber⸗ 
treibung in Berwenbung der Gelbmittel fein würde, fo if der Ausſchuß der Anficht, daß fie 
vorläufig nicht ausgebant werben oder daß fle nach borgängiger genauer Beranſchlagung Ber 
Koſten und mach neuer Beſchlußfaſſung Seiten der Stadtverorbneten darüber za Wohnnugen 
für Lehrer eingerichtet und vermiethet werben, 

Zur Bollendung des Schulplatzes wird von Seiten des Raths eine Erd-Mırffüllung 
von zwei Ellen Höhe nöthig erachtet. Dieſes Erfordemiß if anzuerlennen. Aber um fo mehr 
muß es befremden, wie es hat gefchehen Minen, daß der Worbefiger bes Ateals lach der Kaufs⸗ 
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geuchmigung uoch gutes Erdreich im ber Ziefe von Y. Eile-umdb darüber hat wegfahren Können: 
Das Erdreich gehört jelbfiverftänblich zur Subftanz des Grunpftüde, es bildet dieſelbe und ift 
daher nichts weniger als eine beweglihe Sache. Erſt einen Theil der Erbe wegfahren zu 
laſſen uub jegt mit einem vorläufig auf 800 Thlr. insgefammt berechueten Aufwande Erdreich 
wieber anzufahren, ift ein Verfahren, welches der Ausihuß nicht übergehen zu bürfen glaubt. 
Bielmehr iR ex der Anſicht, daß dieſes Erdreich erjetst werben muß, veip derjenige, welcher das 
Begfahren des Erdreichs zugelaffen oder machzufehen hat, den dadurch ber Stabt verurjachten 
Schaden: erſehen muß. 
Der Ausihuß it daher entfchloffen, der Verſammlung anzuempfehlen, 

gegeu den Rath zu erflären, daß man murgebrängt burch die Kürze der Zeit und bas 

Bedilxfniß, ohne bie vorgelegten Zeichnungen als befriebigcud anzuerkennen und mit 

lebhaften Bedaueru barüber, daß ber Rath die Entwerfung ver Pläue nicht minbeftens 

biefigen Gewerten ober Architelten anvertraut, endlich auch unter ber Vorausſetzung, 
baß der Rath noch im biefem Jahre das Haus unter Dad bringen werbe, ben übers 
fendeten Plan gemehmige, bie jedoch nur unter der Bedingung, baf die Directorial» 
wohnung ausichließlid im bie erfle Etage gelegt, die beiden Parterrezimmer zu Gonfes 
venz- und Abtretezimmern ber Lehrer verwendet, ber Ausbau ber zweiten Etage aber 
vorläufig ausgeſetzt und vom Rathe weitere Borjchläge zu deren Verwendung, entweber 
zu Schulzweden ober zu Wohnungen für verheiratbete Lehrer gemacht werben, ferner 
bie für den Bau geforderten Koflen mit der Abminberung, welche durch ben Nichtaus- 
bau ber zweiten Gtage erzielt wirb und zwar zunächſt mit bem 40,000 Zhlr. aus ber 
Anleihe von 1856 zu vermilligen, aud 
das Boftulat für Ausfülung zu verwilligen, jedoch um fo viel weniger, al® bie Wieber- 
auffüllung des von Kern Neubert nad der Raufsgenehmigung feinerjeits weggeführten 

Landes ausmachte. 

Diefer ganze Vorſchlag wurbe mit Ausnahme des Paffus wegen ber Genehmigung 
bes Plans (— eine Stimme verlaugte Aenberung des Treppenhaufes und Beſchränkung bes 
Baues auf zwei Haupttreppen —) und bes Paſſus wegen bes zu unterlaffenden einftweiligen 
Ausbaues der zweiten Etage (wogegen fi zwei Stimmen erflärten) in allen übrigen Theilen 
einftimmig angenommen. 

Endlich ſchlägt der Ausſchluß einftimmig vor: 

auch die Beichlüffe des Raths wegen der Einfriebigung zu genehmigen, 

Bei ber Berathung ber vorftehenden Vorlagen in der Situng ber Stabtverorbnieten vom 
26. Juli erklärte zuvörderſt Herr Fecht: Der Einbrud, welden ſowohl das Ratkscommunicat 
als der Bericht des Ausſchuſſes auf ihm gemacht, fei ein umbefriebigender. Mau eriehe aus dem 
letsteren, daß ber Ausihuß nur durch die Noth gedrängt bie Genehmigung des Bauplanes 
beantragt hat; wenn die Noth fo drängend fei, daß ein weiterer Verzug nicht flattfinden bürfe, 
fo fliehe er ſich dem Ausſchußantrage au; wenn jedoch überhaupt der Bau verjhoben werben 
könne, fo werde er, ba er verhindert geweſen jei, an ber betreffenden Sigung des Bauausſchuſſes 
Theil zu mehmen, einen Anteng ſtellen. Er wünfche vorher insbejonbere von Mitgliedern bes 
Schulausſchuſſes zu hören, ob wirtfich eine dringende Nothwendigleit vorliege, den Ban fofort 
zu beginnen; erhalte er hierüber nicht genügende Auskunft, fo werde er beantragen: 

ben vom Rath; mitgetheilten Bauplan abzulehnen und dagegem zur beantragen, freie Eoncut- 
zen; auszuicreiben, ſerner dem Rathe zu erleunen zu geben, daß man auch bie Ausführung 
bes Baues der Gonenrrenz allein übergeben zu jehen wünſche. 

Mit dem Grundſatze, ſich am eine einzelne anerkannte Autorität zu wenden, habe es, wie 
vorliegender Fall zeige, nicht immer gute Wege Zu dem, was ſchon ber Ausſchuß über bie 
Wahl des Mittels der Gomcureemausichreibung ſage, wolle ex noch Einiges hinzufügen. Es 
babe 2: B. die Stadt Halle ben Bauplan einer neuen Schule umlängf ausgeſchrieben, in Berlin 
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babe ber Rath zur Cimeichung von Zeichnungen für das neue Rathhaus, eben jo bie Borſe 
daſelbſt im Betreff eines Börſengebäudes und im ganz nenefter Zeit bie beigiihe Regierung 
wegen eines großen Regierungs. Gebändes Coneurrenz ausgeſchrieben. Letztere habe bie Aufforderung 
auch an das Ausland gerichtet und eine Friſt von, wie er glaube, 3 Monaten gefiel. Der 
Berliner Magiftrat habe, wie er nebenbei bemerfe, wenigfiens Y, Dutend Stadt - Banräthe zu 
feiner Verfügung, ver belgiſchen Regierung fleht eine große Anzahl Ingenieure und Architecten zu 
Gebote, dennoch fchreiben fie Concurrenz aus, weil da wo es gilt, unter eröffneter Concurrenz 
einen Preis zu erringen, die menfchliche Tätigkeit und Fähigkeit weit mehr entwidelt wird, ale 
da, wo eine Arbeit auf fefte Beftellung zu liefern iſt. 

Im Einzelnen bemerfe er gegen das Ausihußgutachten, daß es ihm fehr auffällig fei, 
wie man ben Einban von Wohnungen für Lehrer alternativ babe bevorworten Fünnen. Dies 
ſchlage einem früher wiederholt aufgeflellten Grundjag, wonach den Beamten und Lehrern Woh⸗ 
nungen Seitens der Stadt nicht gewährt werden ſollen, ins Geſicht. Durch Gewährung freier 
Amtswohnungen werde die Verwaltung des Amtes in ber Regel nicht gefördert. Nur in ein- 
zelnen Fällen, wo die amtliche Wirkfamkeit nicht bios auf beſtimmte Geſchäftsſtunden bejchräntt 
und eine fortwährende Aufficht micht allein bei Tag, fondern auch bei Nacht erforderlich if, wie 
bei Thorwärtern, Hofpitafwärtern, Caftellanen feien Amtswohnungen zu empfehlen. Wohne 
doch ber Bilrgermeifter nicht im Nathhanfe und der Präfivent eines Gerichts in der Negel nicht 
im Gerichtsgebäube. 

Die Schülerzahl in der neuen Schule werbe ſchnell wachſen, man werde daher bie Zimmer 
ber 2. Etage fehr bald zu Schulgimmern nöthig haben, Zu ber Anficht, daß fie mur für folche 
referbirt werben dürften, führe ihm auch bie Vorlage wegen Ankauf der Schneiderherberge. Nach 
der Berathung diefer Vorlage im Bauausſchuſſe fei fehr wenig Chance einer Annahme dieſes 
Kaufs vorhanden, dabei aber ſei nothwendig auch das Bedürfniß ber vereinigten Ratha⸗ und 
Wendlerſchen Freiſchule in Erwägung gelommen und man fei dabei ver Anſicht geweſen, daß 
bie Kinder, welche über bie Stiftungszahl hinaus diefe Schule befuchten, ihr entnommen und 
in ben andern Schulen untergebradht werben follen. Werbe biefe Anficht realifirt, fo werde 
ber Raum der 2. Etage ber neuen Schule zu Maffenzimmern gewiß willlommen fein. 

Es werde vom Laufe der Debatte und ben näheren Auſſchlüſſen, welche er von biefer 
erwarte, abhängen, ob er den erwähnten Antrag uoch ftelle. 

Herr Hädel erflärte: daß er — bafern er in der betreffenden Ausfhuhfigung zugegen 
geweſen — bei dem Mangel fpecieller Pläne gegen den Bau geflimmt haben würde. Er be- 
antragte: 

Die Verhandlung heute auszufegen und ſich vor alleın bie Borlagen fpecieller und volltän- 
diger Pläne vom Rath zu erbitten. 

Der Antrag wurde ausreichend unterftüt. 

Herr Dr. Reclam ftellte folgenden Antrag: 

bie Pläne nicht zu genehmigen und ben Antrag auf Concurrenzausſchreibung für Anfertigung 
neuer Pläne zu wieberhofen. 

Zur Entgegnung auf die Aenferungen Herrn Fecht's bemerkte er, baf die Schule nicht 
er ap Zahl der Schiller, fondern nad der Zahl der ſyſtematiſch beſtehenden Kaffen einzus 
richten fei. 

Nah der vom Rathe vorgenommenen Ermiethung des Ludersſchen Haufes umd den 
ſonſtigen fürziich getroffenen Maßregeln fei eine dringende Nothivendigkeit für weitere Schul- 
ränme augenblicklich nicht vorhanden, Bis Oftern über's Jahr fei reichlich Zeit, gute, ange 
mefjene Pläne zu erhalten ; jegt aber folle man die als unzureichend und nur ala Stizzen zu 
betrachtenden Pläne nicht genehmigen. Auf ſolche Stiggen würde der Rath feine Banconceffion 
ertbeilen, auf Grund folder Stizjen fafje fi fein Koſſenauſchlag machen, keine 8 
ausſprechen. Er fei daher offen für Berwerfung ber Pläne, ſelbſt auf die Gefahr bin, bie 


noch biefen Gkiggen anszuführende Schule in folge etwaiger Berichterflattung bes Raths 
octroyirt zu erhalten. Der Reelamſche Antrag wurde zahlreich unterflügt. 

Herr Dr. Heine wies auf die eigenthümliche Lage hin, im welcher fih der Ausſchuß be» 
funden habe, indem er ber bringenben Nothwendigleit einerjeits und andererfeits auch ber leiten 
Erwägung des Herrn Dr, Reclam Rechnung habe tragen müſſen. Daber habe der Ausihuß 
nicht zu einem emergifhen Antrage gelangen fünnen. Er geftehe aber zu, baß man, je weiter 
man fi in bie Pläne einarbeite, deſto mehr zu der Erkenntnif komme, daß fie faum annehmbar 
feien. Der Aueſchuß ſelbſt war zur Zeit feiner Berathungen nicht in der Lage, etwas Beſſeres 
an bie Stelle bes ihm vorliegenden Planes zu ſetzen; von bem Rathe ſei mit Starrfinn in 
ber Hanbhabuag des Wunſches der Stabtverorbneten, verfchiebene Ideen zu erhalten, verfahren 
worben, unb er habe heute, wie bie Verſammlung gejehen, das Referat abgelehnt, weil er jelbft 
nad der Zeit ber Berathungen des Ausichuffes mach und mach zu der Anficht gekommen jei, 
baf man zu einem energifchen Bejchluffe vorfchreiten müſſe. Bei jenen mehrftündigen Berathungen 
bes Ausichufles fei man von ber Dringlichkeit des Baues zu fehr beherrſcht geweien, jet aber, 
bei näherer Prüfung der Zeichnungen, welche jo unvollſtändig find, daß fie nicht einmal bie 
Höhe ber Zimmer im Lichten erlennen laffen, jei er zu ber Ueberzeugung gelommen, daß man 
den Plan nicht zur Ausführung kommen laffen dürſe. Man möge vielmehr dem Rathe fagen, 
daß er nur den von Hrn. Fecht beleuchteten Weg der Concurrenz betreten möge. Eswilrbe rein 
umerflärlich fein, wie anerfaunte Künftler zu einer folhen Arbeit gelangen Fönnen, wenn man 
nicht annehmen müßte, daß der Plan eben ohne Rückſicht auf die Koſten einfah nach dem er- 
haltenen Auftrage gemacht worben jei. Der ganze Plan zeige weniger Schulhaus als vielmehr 
und bauptfächlih eine Directorwohnung und ein Treppenhaus, nebenbei ſei es auch zu Schul- 
zweden beflimmt. Derjelbe Zwed laffe ſich aber weit einfacher und billiger erreihen, Bei einer 
anderen Konftruction fomme man mit nicht viel über bie Hälfte aus, 

Ueberhaupt fei dies Ganze unerbört; — um einen folhen Plan wie ben vorliegenden 
zu machen, brauche man ein Paar Tage, nicht aber fo viel Zeit, als der Rath fi genommen; 
e8 giebt in ber Welt fo unendlich viele Schulen und es giebt daher auch fo unendlich viele 
Schulhauspfäne, deren Anpaffung zum gegebenen Plate allein noch einige Zeit erfordert, Man 
babe daher fiher darauf rechnen fünnen, in kurzer Zeit viele Pläne eingejendet zu erhalten, 

Die Koftipieligkeit nun, welde an dem vorliegenden Plan zu tabeln fei, komme haupt- 
ſächlich daher, daß die Entwerfer des Planes ?,, ihres Plages zur Directormohnung und Treppen 
und nur %, für bie Schule verwendet; bei anberer Eintheilung laffe ſich aber, wie bemerft, 
mit einem weit geringeren Raume auslommen. Diejes Iufammenftellen langer Fagadenlinien 
fei es, welches den Bau unmöthig theuer mache und nüte wenig. Eine quabratifhere Geftal- 
tung fei weit zwedmäßiger und billiger. Die projektirte Herftellung zu vieler Mänme werde 
den Herrn Director nur in Berlegenheit bringen. Der ihm vom Ausihuß nachgelaffene Raum 
enthalte über 900 Quadrat» Ellen und fei daher fehr groß. An Treppen jeien 5 vorhanden, 
4 bavon zur Schule; von fegteren würben im der Regel nur 2 benutzt werben, dieſe würben 
bei ihrer Schmalheit überfült werben; viel praftifcher fei e8, 2 Treppen anzulegen, aber breite 
Treppen; bei der Schule feien auch breite Eorridor® am Platse, nicht aber 70 Ellen lange, ſchmale 
Eorridors. Bei einer forgfamen Einteilung des Raumes Mönne man leicht 993 Quadrat⸗Ellen 
erfpaten und indem ber Plan des Nathes bei 3613 Duabrat- Ellen Grundfläche nicht mehr 
Raum für Schulzwecle gerähre, al® eine deshalb von ihm entworfene Skizze von 2620 Duabrat- 
Ellen, die ſonach bei acht Ellen breiten Gängen und Treppen 993 Quadrat-Ellen weniger Be 
bauung erfordern, was nach dem Koflenanfchlage des Rathes von ca. 15 Thle. pr. Quadrat 
Elle die Bautoflen um 14,895 Thlr. verringere ohne Nachtheil für Schulzwede. Dieſe Differenz 
ſei ſchon der Mühe werth und wolle er fie fieber zu Schlenfen und zu anderen nützlichen 
Zweden verwendet fehen, al nutzlos und unpratiif verbauen. Weberpaupt Lnne eimen ſolchen 
Plan, wie ber vorliegende, nur ein Architet machen, weldher fühle, daß er bei ven Eommun« 





anlagen und Abgaben ber Stabt nicht betbeilinet Tel. Das Syllem der fangen Mauern ımit 
wenig Inhalt, welchem dieſer Architet huldige, jet nun das toftipieligfle, maß es geben Löme, 
benn es entflcht dadurch, abgefehen von dem verhältnißmäßig geringeren Raume im Innern 
eine fange Façade, melche die Koften bebeutenb erhöht. So ergebe der Plam des Rathes 367 
Ellen, feine gedachte Stiyge nur 246 Ellen Fagade. Dies mache einem weſentlichen Unterſchied 
in den Baufoften. Es zeige ſich bier, daß man nicht gerathen handele, wenn man fi) am 
Autoritäten um ber bloßen Untorität willen wende; man werde viel beffer handeln, wenn man 
da, wo ber Gelbbentel empfindlich berührt wird, mehr ben gefunden Menſchenverſtand zu Hülfe 
nehme. Dan möge daher dem Rathe fagen, daß es noch andere Leute giebt, welche einer gutem 
aber fparfamen Plan zu einer Schule entwerfen Fönmen; dies ift Commmreny) Mit jebem tie« 
ferem Einblide in die vom Rathe vorgelegten Pläne wachſe mit Nothwendigleit die Energie des 
zu ftellenden Antrags; mit dem unenergiſchen Autrage des Ausſchuſſes fei der Feſtigleit des 
Rathes, welche nicht lobenswerth fei, in Borenthaltumg des zweckmäßigſten Mittels der Coueur- 
venz nicht entgegenzutreten. 

Herr Brofejfor Bırrfian erinnerte an bie dringende Nothwendigleit ber Beſchaffung weiterer 
Schuiräume, welcher die Ermiethung bes Lildersſchen Hauſes nicht werde abhelfen könne. Weile 
man bie Pläne zurüd, fo könne der Bau im dieſem Jahre rum begonnen werben und mar 
werbe wahrfcheinlich erſt 1862 die neue Schule beziehen können. Dazu komme, daß man bei 
Berwerfung der Pläne eine Berichterſtattung und in deren Folge die Ausführung nad ben vor 
liegenden Plänen in umgeänberter Form zu erwarten habe. Er empfehle daher die Annahene 
des Ausſchußgutachtens al® des Heineren Uebels unter zweien, 

Herr Erfagmann Näfer — heute einberufen — glaubte auch bei Ausſchreibung von 
Concurrenz feinen Zeitverfuft befürchten zu müſſen; ex bezweifelte, daß das Collegiunt gezwun- 
gen werben lönne, den Bau nad Plänen zu genehmigen, die eigentlich noch gar nicht vorfägen. 

Herr Udvokat Helfer erwähnte, daß ja die Königliche Kreisbirection erft kürzlich ihre 
Geneigtbeit, dem fläbtiichen Schulweſen aufzubelfen beihätiget und das Verfahren be Raths 
mittelbar gemißbilligt babe, daß aljo gegenwärtig der Entſcheidung von dieſer Seite ruhig eut⸗ 
gegengefehen werben lönne. 

Herr Stadtverorbneter Fecht, weder die unbebingte Dringlichkeit der Sache, ned bie Ber- 
wenbbarteit der Pläne anertennend, jhloß fih dem Reclamſchen Antrage an; Herr Dr. Heine 
ſchlug vor, dem leßteren noch beizufügen, 

ber Rath möge fih mit möglichfter Beſchleunigung mit dem Collegium wegen bes für das 
Conenrrenzausſchreiben feftzuftellenden Programms in Vernehmen jegen. 

Auch diefer Antrag fand zahlreiche Unterftügung. 

Nachdem Herr Dr. Reclam auf Herm Hädels Wunfh in feinen Antrag die Bezeichnung, 
ber Pläne als „unvollländige” aufgenommen, z0g Herr Hädel feinen Antrag zuriid, 

Der erfle Antrag des Ausſchuſſes wurde darauf gegen fünf Stimmen abgelehnt, wodurch 
fi die übrigen Ausihußanträge erledigten. Der Reclamſche Antrag mit obigem Zufate wurde 
gegen 2 Stimmen, der Heiniſche aber einflimmig angenommen. 

Ehemnig. Nachdem die biefigen Stabtverorbneten feit einer Reihe von Jahren nuab- 
läffig dahin gewirkt hatten, daß bie Gehalte ber Lehrer an biefigem Schulen eine den Zeitbe- 
bürfniffjen angemefjene Aufbefferung erhielten und deshalb flets fih im Widerſpruche mit dem 
Stadtrathe befanden, auch mır in Ausnahmefällen einzelne Gehaltsaufbeflerungen erzielen tonn» 
ten, ift enblid Seitens des Stadtraths eine umfaiiende Vorlage für allgemeine Regulirung ber 
Lehrergehalte eingegangen. Hiernach bat der Stabtrath, ven ber Nothwendigteit einer dem Ber 
bürfniffen und gegenwärtigen Verhältniſſen entipredenden Regulirung ber Lehrergebalte überzeugt, 
mit ber bevorſtehenden Reorgamifation der mittleren und nieberm Bürgerichule, folgende Erhöhung 
biefer Gehalte eintretem zu laſſen beichlefien. Es jollen: 
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af für die medte Butgerſchule der Knaben 2 Stellen zu je 500 Thlr., 2 Siellen zu 
je 470 Thfr., 4 Stellen zu je 480 Thlt, 4 Stellen zu je 350 Thlr.; 

B)- für bie niedre Burgerſchule der Welchen 2 Stellen zu je 500° Thfr., 2 Stellen zu 
je #70 Thlr., 4 Stellen zu je 480 Thlr., 4 Stellen zu je 350 Thlr.; 

e) fir Die mittlere Bürgerſchule 2 Stellen zu je 500 Thlt., 4 Stellen zu je 420 
Alx. 6 Stellen zu je 480 Thlr., 7 Stellen ju je 850 Thle; 

d) fü bie höhere Birgerſchule 2 Stellen zu je 560 Ehfe, 2 Stellen zu je 500 
Thlr., 4 Stellen zu je 470 Thlr., 4 Stellen zu je 430 Thlr., 2 Steffen zu je 
400 Thlr,, 8 Stellen zu je 850 Thfe;; 

e) 14 Hifsiehrerfiellen zu je 300: The. genrlinbet ; 

f) bie Gehalte der Zeichnen und Schteibelehrer von 5 Nor. auf 6 Ngr. Pro Stunde 
erhöht werben, 

Bei der Berathung hieriber hatte fich im Rathseollegium eine Meinungsverfcieberiheit 
über das Prineip ergeben, nad welchem bie fraglichen Gehalte normirt werben follet. Der 
eitte Borfchlag, geſtützt auf die Beſtimmungen des @ejeges vom 28. October 1868, bie Gchafte 
verhäfttiiffe ver Lehrer betreffend, war dahin gegangen: 

1} man- firite das Minimal + Einkommen eines ſtändigen Lehrers anflatt wie bisher 
atıf 300 Thlr. auf 894 Ehlr. eimihlieflih 70 Thlr. Logiegeld⸗Aequivalent. 

Mach der zweiten Votlage ſollten feſtdotirte Stellen nach folgendem Verhältniß ges 
geinbet werdet: 

%4 Theil der Lehrerfiellen mit 350 Thaler jährliden Gehalt, 
Ya 7 7) 7) [2 " " 
Ys " " # 7 460 1 " n 
Ya " " " " 500 " " " 
Us " " " " 550 ” " " 

Der thatſachtiche Unterſchied Hefteht darin, daß in ber erfleren das Aufrlcken lediglich 
von ber Anciennität, in ber zweiten aber von Talent, Befähigung umb Befonderer Berufsliebe 
abhängig gemacht wurde. Zu vertennen iſt zwar num nicht, baß durch das Geſetz vom 
28, October 1858, wonad bie Minimalgehalte der Lehrer nah auffteigender Dienftzeit von 5, 
10, 15 und 20 Jahren durch eine Scala infofern geregelt worden find als auch dabei auf dem 
Unterjhieb größerer und Meinerer Städte Rüdfiht genommen iſt, bie Stellung ber Lehrer, 
namentlih in Meineren Städten, befonder® aber auf dem Lande, in mehr als einer Beziehung 
eine beffere und gewifjermaßen gefidhertere geworben ift, und daß dieſe Gehaltsfcala ihre haupt« 
ſächlichſte Berechtigung fhon darin findet, daß Vernachläſſigungen der Schule, wie fie früher 
nicht jelten vorgelommen fein mögen, gewiſſe Schranten gezogen worben find, zu befireiten iſt 
aber, daß eine Gehaltsfcala, wie die in ber erften Vorlage angeführte, ſich für eine Auftalt, wie 
bie biefige Bürgerſchule eignet und ift hierbei anf folgende weſentliche Vuntte aufmeriam zu 
machen, Als Vorzüge der Anciennität find befonder® hervorgehoben worden, daß dadurch bem 
gebadhten Geſetze am einfachften eutſprochen werde und daß biefelbe für die Zukunft zur Ge- 
winnung tüchtiger Lehrkräfte beitrage. Die Tendenz jenes Geſetzes geht aber unzweifelhaft mur 
bahin, ein Minimum der Lehrergehafte ferzuftellen und es wird auf die Dienftjahre mur deshalb 
befonibere Rüdficht genommen, weil an vielen Orten, wo nur wenige ober gar nur ein flänbiger 
Lehrer angeftellt find, ein Aufrüden im beffere Stellen auch dem firebfamften und beflen Lehrer 
deradezn abgeſchnitten if, Die Gewinnung tildjtiger Lehterfräfte arlangend, fo ließe ſich dieſelbe 
viel eher von der Füuglichteit bevorzugte Krüfte und höbere Leiſtungen berildfichtigen zu Lünen, 
ale von ber Ancientität erwarte ti. Andretſeits verdient Beachtung, daß bei Einführung feh- 
botirter Stellen im Gegenfage zur Auciennitätsſcala für die Schule ein größerer Nupen er- 
wethſen Wird, ale dat das fidyere Geftihl, mit voreiltenden Dieuftjahren, ohne deſondere Ai 
Arengung, bei einfacher allgemeiner Pflichterfüllung, im beffere m ſahliehzlich die beſen Stellen 
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einzurüden, bei weitem nicht bie Anregung, wenigſtens nicht für bie berfelben Beblrftigen ge- 
geben ift, und beshalb bie Wirkfamkeit in ver Schule eine nicht jo belebende jein wird, als 
wenn nur höhere Kenntniffe, wie überhaupt hervorragende Tüchtigleit auf bie beffer botirten 
Stellen der Anftalt Auſpruch machen können, Halte man dagegen ein, daß es immer eine Un» 
zahl geiflig weniger befähigter Lehrer geben werbe, bei denen ein Aufrücken in eine befiere 
Stelle nur fehr langfam erfolgen wird, ja daß die Möglichkeit eintreten lan, daß aud an 
biefiger Schule dann Gehalte nah dem Geſetze vom 28. Dftober 1858 anfgebefjert werben 
müſſen, weil fi einer ober der audere Lehrer zum Aufrücken nicht eignete, fo werden beftimmt 
ſolche Fälle zu den Ausnahmen gehören, und Mumen folhe Ausnahmen nicht maßgebend fein, 
Bei den gegebenen finanziellen Verhältnifien der Stabt hat das Stabtverorbneten » Collegium 
bem Stabtrathe umſomehr beizupflichten gehabt, als derſelbe im ber vorliegenden Frage das 
Mögliche gethan und anbrerfeits anfer Leipzig, welche Stadt man ihrer bedeutenden finanziellen 
Mittel wegen nicht in Vergleich ziehen kann, in ganz Sachſen, auch Dresden nicht ausgenommen, 
bie hieſigen Lehrergehalte dann am beften botirt fein werden, Im Dresden z. B. iſt der Durd- 
ſchnittagehalt der Lehrer bei einer Stumbenzahl von wöchentlich 30, jährlich 338 The, im 
Chemnitz nah Einführung der neuen Normirung bei einer Stundenzahl von wöcentlid 32, 
jährlich 426 Thlr. Die Stadtverorbneten befchloffen daher auch einftimmig, bie Lehrergehalte 
in ber angegebenen Weife normiren zu laffen. Einem weitern hierher gehörigen Beſchluſſe des 
Stadtraths, das Schulgeld in ber niedern und mittleren Bürgerſchule in folgender Weiſe zu 
erhöhen, daß in ber niedern Bürgerſchule das Schulgeld von wöchentlich 12Y, Pfennig auf 15 
Pfennige, in der mittleren Bürgerſchule aber, wo jet das Schulgeld duch alle Claſſen bie 
Woche 21, Ngr. beträgt, 
in Claſſe V. und VL auf 3Y, Ngr., 
.: Ian » 
" LE, .:% % 

erhöht wird, treten bie Stabtverorbneten, in Berüchſichtiguug ber veränderten Zeitumflänbe und 
im Hinblid auf den erhöpten Bedarf der Schulen ebenfo einftimmig bei. 


Ein anderer Berathungsgegenfland, ebenfalls bie Schule betreffend, Lam wieberholt zur 
weitern Erwägung an die Stabtverorbneten. Diefelben hatten nämlih anf die Vorſchläge des 
Stabtrathes, wegen veränderter Einrichtung ber Schulgelder-Einnahme beantragt, es follte künftig 
das Schulgeld in den Bürgerſchulen durchgehens vierteljährlich bezahft werben und zur Bei⸗ 
treibung ber Reſte ein befonberer Reſtelnnehmer beftelt werben. Die Stabtverorbneten waren 
überzeugt, daß hierdurch einerfeits fo bedeutende Manko's bei den Schufgelvereinnahmen nicht 
mebr vorkommen könnten, wie dies jüngft geſchehen und anderſeits auch eine größere Orbnung 
in das Reſtweſen fommen würde. Der Stabtrath ift diefen Anträgen nit nur nicht nachge⸗ 
tommen, fondern hat fofort die Ausführung feiner abweichenden Beſchlüſſe angeorbnet. Zur 
Begründung feiner Anficht führte der Stabtrath an, daß es ben Eltern mehrerer ſchulpflichtiger 
Kinder zu fhmer fallen würde, das Schulgeld für ein ganzes Vierteljahr auf ein Mal zu 
bezahlen, die Anflellung eines befondern Refteinnehmers aber bereits erfolglos verſucht worben 
ſei. Gegen dieſes Berfahren bes Stadtraths legten die Stabtverorbneten Berwahrung ein, 
blieben bei ihren früher diesfalls geftellten Anträgen fliehen und trugen auf Verichterftattung an 
bie Kreisbirection an. 


Die Rechnung Über bie Verwaltung der fläbtifchen Speifeanftalt auf das Jahr 1869 
wurbe vn. befunden und juftificirt. Mach diefer Rechnung betrug bei biefer Anflalt: 
bie Einnahme . » : 3206 Thlr. 24 Sur. 6 Pf., 
. bie Ausgabe © © =». . 8998 Tplr. 24 Sgr. 9 Pin, 
das Bermögen 1787 Thlr. 18 Sgr. 3 Pf. abzüglich des nad obiger Zufammenftellung fich 
ergebenden Borjchufles des Rechnungsführere, 
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Im Jahre 1858 find 77,811 Portionen mit einer Einnahme von 2615 Thle. 10 Ngr., 
im: Jahre 1869 85,502 Portionen mit einer Einnahme von 3167 Thir. 15 Ngr. 6 Pf. ver- 
worben, 





Vermiſchtes. 


Der nachfolgende Abdruck aus der Reichs ⸗Stadt ⸗Vogt ⸗Amts⸗JInſtruetion: „Wie man bie 
Häufer nad) der Stadt Gebrauch beſtehet, auch auf- und abſagen fol“ wird alljährlich in Angs- 
burg wiederholt republicirt und mag als Beweis gelten, wie lange alte, deutſche Mechts- Feſt⸗ 
fegungen ihre Wirkſamleit bewahrt haben. 

' 8.1. Erfilih, wann einer ein Haus ober Gemach von einem anbern beflanben hat, 
das if, von einem halben Jahr zum andern, das verftehet fich auf eim ganzes Jahr, und mag 
bie Auf und Ablünbigung nad) Verfließung eines halben Jahres zu beiberfeits geſchehen. 

8. 2. Ferner, mann eimer bem andern das Haus will auf» oder abfagen, muß «6 all- 
wegen in den vierzehn Tagen vor oder nach Georgi oder Michaelis gefchehen, dann nach Aus 
gang ber vierzehn Tag ift es micht mehr güftig, es feye dann Sach, daß beide Partheien fich 
gültig mit einander vergleichen Fönuten. 

8. 3, Item, wann ein Hausmann einem Hausherren zwifchen dem Ziel will ansziehen, 
welches er zu thun befugt, jo muß er feinem Hausherren nm dem Zins, was ihm noch gebührt 
zu bezahlen, entwebers mit Pfand oder genügſamer Bürgichaft cavieren, baß vor allen Dingen, 
wann der Hausmann will ausziehen, ift er jhulbig und verbunden, feinem Hausherren das Haus 
anzubiethen; wann ber Hausherr das Haus annimmt, fo ift ber Hausmann bes Zins erledigt, 
wo nicht, fo mag ber Zinsmann einen andern Mitbürger ober Immohner an feiner Statt 
Rellen, fo lang fein Beftand währt, doch nichts deſto weniger muß ber Hausmann um den 
Zins und ummefentliches haufen, abgehörter Maffen mit Pfand oder Bilrgihaft gehalten ſeyn, 
im Fall verjenig, fo der Hausmann fielen will, dem Hausherren nicht annehmlich feyn follte, 
fo ift der Hausmann bes Zinfes entlebigt, und muß aldbana, der Hausherr feine Behaufung 
ober Gemach ohne Widerreve annehmen. 

8. 4. Item, wann acht Tage nad Michaelis oder Georgen vorüber, hat der Hausherr 
Madıt, feinen Zins zu fordern, gibt er den Zins, wohl und gut, wo nidt, und fommt ber 
Hausherr zum Herrn Stabtoogt, und Magt feinen Zins, fo Ihafft man dem Hausmann in 
drei Tagen, nnd folgende nad Ausgang drei Tagen vor Nachtszeit zu bezahlen. Da aber 
der Zins in berührter Zeit micht follte abgelegt werben, tragt man ihm fo viel Pfand 
aus, biefe Pfand mag ein Hansherr behalten, fo fang es ihm gefällt, wo mit, mag es mit 
Bewilligung eines Eprlöbfihen Stadtgerichtes oder bes Herrn Stadtvogtes verganten ober ver⸗ 
fübern laffen, und fi) dabei nm den ausflänbigen Zins jammt allen aufgewandten Unfoften 
bezahlt machen. i 

8. 5. tem, wann vierzehn Tagen nach dem Ziel, das if, nach Georgi ober Michaelis 
vorüber, fo muß ber Beſtands⸗Mann (auf zuvor befchehene, rechtmäßige Auffündigung etiam im 
eontinent; ausziehen, wo nicht, jo wird ber Hausrath durch des Herm Stadtvogtes untergebene 
Baht (mit Abtrag der verurfachten Untoften) auf vie Gaſſen geſeht. 

8. 6. Item, warn ein Hausherr feinem Zinsmann das Haus zu rechter. Zeit anfgelagt, 
und ſich hermach wieber eine® neuen Beflandes verglichen, gleich bald baranf werben fie mit 
einander frittig, und will der Hausherr, daß der Zinsmanu vermög geſcheheuer vechtemäßiger 
Aufliindigung das Haus anf das nächfte Ziel einräumen’ fol, der Hausmann jagt: „Rein, er 
ziehe nicht ans, zwar ſeye micht wenig, daß ihm das zu Nedht, wie oben vermelt, anfgejagt 
worben, doch hernach habe er ſich wiederum eines neuen Beſtande mit jeinem Hausherrn ver» 
gficen, auf ben Fall foldes der Hausherr nicht geftänbig, unb der Zindmann ſolches nicht be» 
weiſen kaun, verbleibt es bei obiger Anflünbung. 


8. 7. Stem, wann einer ein Haus befianben hätte, und wäre noch licht daxein gezogen, 
und bas Haus würde dazwiſchen verlauit, jo kann derjenig, ſo es beflanben, nicht mehr darein 
ziehen, doch entgegen iſt der Berläufer ſchuldig, fi mit ihm nach billigen Dingen zu vergleichen, 
oder ſich vor der orbentlidhen Obrigkeit entfcheiden laffen. 

8. 8, Item, wann ein Hausmann feinem Hausherrn oder einem aubern Inwohner 
etwa® eutfrembet, und der Hausherr kommt umd tlaget, und will demjenigen das Haus zwiſchen 
dem Ziel bergefalt aufiagen, daß er wegen feines begangemen Diebfiahis ‚gleich anf das nächſte 
Ziel ausziehen fol, hat aber keinen Verfang nicht, dann Anflünbiguug muß zu geblhrenber 
Zeit geichehen; was aber deu Diebſtahl belangt, gehört es für beu Herrn Bilsgermeifter im 
Ant, umd nicht für den Herrn Stabtoogt. 

8.9. Item, wem ‚ein Haus zwiſchen bem Ziel verlanft, vertauſcht, ober vergantet 
erben foll, jo ift ber Zins. ober Beflaubsmann, jo barin wohnet, nicht ſchuldig, auf Das 
nächſte daranflolgenbe Ziel auszuziehen, fonbern man muß ihm zu rechter Zeit und Weil, id get 
anf Georgi oder Michaelis auffagen, es jeye denn Sad, daß beide Partheien fi eines andern 
mit einander vergleichen lönnten, 

$. 10. tem, wann ejn Zinsmann für einen Zins längnen follte, fonbern fürgebend, 
als hätte er feinen Hausherrn den Zins zu gebührender Zeit bezahlt, und fagt bar Haushert: 
Rein, dem ſey ‚wicht ‚alfa, ſo muß ‚der Haus» oder Zinsmann beweilen, daß er ſalchen Zins 
hezablı habe, wo wicht, und ber Hauskere gelobt au Eides ſtatt, daß er den Zins nicht ‚emp 
pfangen, in der Zinsmann ſchuſdig, den Zins zu bezahlen, 

$. 11. NB. Einem FEhrjamen Stadtgeriht fol angezeigt werben, hiufüro auf ‚Zalällen, 
daß bie Häufer verkauft werben, bie Beſtaudsleute nicht auszutreiben, es werde ihnen dann ber 
Beftaud ein halb Jahr vor dem gewöhnlichen Ziel abgekündet. 

Decretum in Senatu Secr. 5. April Auno 15%. 


IV. 
Literatur. 





Dad Preußiſche Waſſerrecht von E. Scheele, Rechtsanwalt. Lippflabt, 1860 8. 
Berlag von Aug. Staats, 

Der Herr Berfaffer hat ſich die Aufgabe geftellt, daB preußiſche Waſſerrecht im Gangen 
ſyſtematiſch barzuflellen und hofft durch Löfung biefer Aufgabe einen doppelten Zwed zu er- 
zeichen, zunächſt durch eine Zufammenftellung ber pofitiv geltenden Beftimmungen und deren Ber- 
deutlihung dem practifchen Juriften bei Handhabung berfelben behilflich zu fein; ſodann aber 
einer küuftigen Revifion unſerer Wafler » Gefegebung vorzwarbeiten, von welcher ex zweifaches 
erwartet. Sie joll: 

a) materiell ſolche geſetzliche Beftimmungen in's Leben rufen, wie fie bie Jutereſſen ber 
Bobencultur und ber Induſtrie erheifchen, unter mögliher Wahrung ber beſtehenden 
Brivatreihte; 

b) formell durch Feſtſtellung bes Waſſerrechts in einem Geſetze bie Uebelſtände befeitigen, 
welche nothwendig die Folge der Zerftüdelung find, 

Der Herr Berfoffer hat feine Aufgabe auf das Würdigſte geloͤſt. Gr gründet fein 
Syſtem auf die Verſchiedenheit der Beziehungen ver Perſon zum Mafler, welche durch die ver⸗ 
ſchiedenen Kräfte des Waflers hervorgerufen werden. In Folge der Cultur⸗ und Triebkraft 
des Mafjers benutt der Menſch daſſelbe zu feinen Zweden und es entwideln ſich ‚hieraus bie 
Rechte der Perfon über das Waſſer. Im Folge der zerſtörenden Kraft bes Waſſers jucht ‚ber 
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Menjch deſſen nachtheilige Wirkungen zu bejeitigen und es entwideln ſich hieraus die Rechte 
der Perjom zum Schutze gegen das Waller. Ju Folge der Kraft des Waſſers, Beräuderungen 
au ſeinem Behälter zu bewirlen, bringt der Menſch das Neugeftaltete unter feine Herrſchaft und 
ed entwideln ſich hieraus bie Rechte ber Perſon über dieſe Beränberungen am Ufer und Bluß- 
bett. Das Waſſerrecht wird demnach vou dem Herru Berfaffer in vier Theilen behandelt. — 
Der erfte Theil handelt nom Objekte des Waflerrehts und nennt als ſolches: das Meer, bie 
Flüſſe, Seen, Teiche, Quellen, Gräben und Kanäle, wilpfliegendes Wafler. Der zweite Theil 
behandelt die Rechte der Perjon über das Waſſer und tritt darin bie Unterfceidung der öffent 
dien von ben Privatflüfien zur Geltung. Es wirb bargethan, daß das Laudrecht Beftim- 
mungen über das rechtliche Verhältniß der leßteren zu geben dergeſſen hat, und daß ſonach bis 
zum Erlaß des Geſetzes vom 28. Februar 1843 auf das Gemeine Recht zurüdgegangen werben 
mußte, Die Lüden und Unklarheiten des gedachten Gefeges vom 28. Februar 1843 werben 
‘ Mar gelegt und bie einfchlägigen Entſcheidungen des Obertribunals kritiſch beleuchtet. Namentlich 
wird bellagt, daß Streitigkeiten über Privatrechte dem orbentlihen Richter entzogen werben, 
wa® leider jo oft durch die Geſetzgebung geſchehe. Der dritte Theil, der die Rechte zum Schuge 
gegen das Wafler behandelt, erörtert ven Schuß der Ufer gegen Wegipülung, ben Schuß ber 
Felder gegen Ueberſchwemmung, die Beihaffung der VBorfluth, die Entwällferungen und Troden- 
legungen. Im vierten Theile endlich werben bie Veränderungen am Ufjer- und Flußbette, 
Houlfion, Alluvion, bie Rechte an Infjeln, zugelandeten und verlafjenen Flußbetten abgehandelt. 
Das Werlchen ift nicht blos von ganz unzweifelhaftem Werthe für Juriften, fondern auch 
feiner Maren, verfländfichen und überzeugenden Sprache wegen für Uferbefiger und Beſitzer von 
Triebwerlen ıc. Es erfüllt ſonach den erften angeftrebten Zweck vollſtändig und wir wünſchen 
aufrichtig, daß es auch auf bie Erfilllung des anderen Zweckes der Revifion der Waſſer ⸗Rechts- 
Geſetzgebung, deren Nothwendigleit und Dringlichkeit micht bezweifelt werben fanıı, von für» 
derndem Cinfluffe fein möge. Die Ansflattung in Papier und Drud von Sam. Lucas in 
Elberfeld Täßt Nichts zu wünſchen übrig. 88. 





Beiträge zur Lehre vom Spebitiondgefhäfte für Juriften und Kaufleute, ge- 
liefert von Friedrich Albert Wengler, Hilfsarbeiter am Königl. Sächſ. Appell.- 
Gerichte zu Budiſſin. Chemnitz, Berlag von Ednard Bode, 1860 8. 146 ©, 
Die Lehre über das Spebitionsgejhäft emtbehrt bisher noch der geſchriebenen ftriften ger 
fegligen Grundlagen und «8 ift daher unter allen Umſtänden ein verdienſtvolles Unternehmen, 
Beiträge für die künftige Regelung der betreffenden Geſetzgebung zu liefern. Der Herr. Berl. 
ſucht zuerft die Entſtehung ber Speditionsgeſchäfte geſchichtiich zu erörtern, geht dann über zu 
Duellen und ber Literatur ber Lehre vom Speditionsgeſchäfte und nennt zur Begriffs ⸗ Feſtſtellung 
Spedition diejenige Gattung gewerblicher, bezieheutlich kaufmäuniſcher Erablifjements, welche ſich 
mit ber Bermittelung für dem Transport von Waaren beſchäftigt, jedoch mit biefer Bermittelung 
im eigenen Namen und für Rechnung eines Dritten, fei dieß nun der Abiender ober Empfänger 
ber Waaren, fi befaßt und die deßhalb nöthigen Eontracte mit Frachtſuhrleuten ober Schifferu 
abſchließt. Daß der Spediteur für ſeine Bemuhungen eine Vergültung erhält, iſt zum Begriffe 
deſſelben nicht ſchlechterdings erforderlich, indem dadurch in der Hauptſache an ſeinen Rechten 
und Pflichten Nichts geändert wird. — Ju der Hauptſache ſtehen ſich, wie ausgeführt wird, 
das reine Speditionsgeſchäft und das Frachtgeſchäft als zwei weſentlich verſchiedene Geſchäfte 
gegenüber; das Speditionsgeſchäft wird im Allgemeinen als ein Mandatscontract angeſehen und 
erſcheint neben bem Mandate bald als negotiorum gestio ober locatio vonductio, bald ale 
Hinterfegungscontract, ober es vereinigt die Elemente biefer verſchiedenartigen Rechtegeſchäfte 
in ſich. Die Fefiftelhung ber Rechtsverhaͤltmiſſe des Gpebiteurs zu bem Abfender und Empfänger 
ber Waaren wird unter eingehender Würdigung der verſchiedenen Rechtsaufichten eben ſo Mar 
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‚erörtert, ale bie Fragen Über die von dem Spebiteur zu beſtreitenden Anslagen, über feine 
Haftung für den Zwiſchen⸗Spediteur und Fuhrmaun, über fein Recht anf Vergütung und Re» 
flitution der Auslagen, fowie über das Retentionsrecht, defjen Ratur und Wirkung. - Der Herr 
Berfaffer Hält unter Anderem den Spebitenr nicht für befugt, eime höhere als bie mit beim 
Frachtführer oder Schiffer bedungene Fracht zu berechnen und giebt in einer Beilage eine lokale 
Verordnung der Stadt Mürnberg ilber das Spebitionsweien, die, abgeiehen vom ihrer fonfligen 
micht zur verlennenden Tüchtigleit, ein intereffante® Beiſpiel der Neuzeit if, wie bie Städte das 
ihnen in fo geringem Umfange verbliebene Berordnungsrecht dazu benugen, bie Lücken ber 
Landes ⸗Geſetzgebung auszufüllen und ihren alten deutſchen Ruf der Fortbildung des Rechte zu 
wahren, ⸗ 

So lange die Geſetzgebung der dentſchen Staaten die Lehre vom Speditionsgeſchäfte 
nicht in ihren Bering zieht, wird das vorliegende Werk die Eigenfchaft eines unentbehrlichen 
Hilfebuchs für Juriſten und Kaufleute mit vollem Recht beanſpruchen dürfen. 88. 





Deutiher Gaskalender. Kurzgefaßte Gefhichte der Gasbeleuchtung nebſt Abhand⸗ 
lungen über Fabrikation, Betrieb, Materialien sc. und ausführlicher Gebrauchs⸗ 
Anweifung. Bon Theodor Remlein. Nürnberg, Steinſche a an 1869 8, 
VIu 138 ©, 


| Ohne Zweifel ein zeitgemäßes Unternehmen, das aber ſchwerlich große Theilnahme findet; 
dem Fachmann bietet es kaum etwas Neues, für den größten Theil der Laien ift das Thema 
uiemlich unerquictlich, und was dem Gaskonſumenten zu wiſſen nützlich iſt, ließe ſich auf ein 
paar Seiten zuſammendrängen. — Nach einer kurzen Einleitung und einigen Worten über bie 
verbefjerten Beleuchtungsmittel der neuern Zeit überhaupt bringt der Verfaffer, an die Namen 
der einzelnen Erfinder anfnüpfend, die „Geſchichte ver Gasbeleuchtung“ und als Fortſetzung der⸗ 
felben die Abjchnitte: Gasbeleuchtung in Frankreih, Le Bon’s Thermolampe, Winfor in Frauk⸗ 
reich, Benfrey in Nordamerika, Gasbeleuchtung in Dentihland; ben Schluß biejes hiſtoriſchen 
Theils bildet die „Geſchichte des Holzgaſes“. Es folgen bie Abhandlungen: das Gas, feine 
Beftandtheile und Eigenjhaften, Babrilation des Gaſee, Behandlung des Gafes beim Gebraud, 
Rechte und Berbinplicleiten (der Gasfabrifen und Konfumenten); bie Steinkohlen; bie 
ftaatsölonomifhe Bebeutung der Steinlohlen, Torf und Braunkohlen, Nebenprodulte (Coals, 
Theer ꝛc.). Ob ber Gegenfland unter den bier mitgetheilten Weberfchriften eine geſchichtlich 
und ſachlich richtige Darflellung gefunden, barüber mögen Fachmänner entfheiden; ums inte- 
reffirt vor Allem die angehängte „Statiflit der beutfchen Gasanflaften, von W. Dedel- 
bäufer, ©eneral-Director der deutſchen Continental-Gasgefellihaft“, welche die Monatsichrift 
im SIanuarhefte pro 1859 S. 22 ff. vollſtäudig gebracht hat, fo daß aud damit etwas Nenes 
nicht geboten wird. 


Drud der Hofbuhbruderei von Tromigih u. Sohn in Frantſurt a. d. O. 
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Unter Berantwortlichleit der Verleger. 


Heft IX, Jahrgang MW. September 1860. 
ig Se er ey 


Bericht der Eommiffion für das Gemeindewefen, 


betreffend die wegen Abänderung ber Stäbteordnung für die ſechs 

öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853 eingegangenen Petitionen, 

fowie den Antrag ber Abgeordneten v. Fordenbed und Genoffen, 
denjelben Gegenftand betreffend *). 


In der vorjährigen Seffion hat das Haus der Abgeorbneten in feiner 
Sigung vom 11. Mai 1859 befchloffen, die Petitionen des Magiftrats und ber 
Stabtverorbneten zu Driefen und ber Abgeordneten des Elbing- Marienburger 
und bes Stargarbter Wahlkreifes, welche Abänderungen der Stäbdteorbnung * 
bie ſechs öſtlichen Provinzen vom Jahre 1853 verlangten, dem Staatsminifterium 
in ber Erwartung zu überweifen, daß 
zur Förderung einer freien Betheifigung der Bürgerfchaft an der Stabt- 

verwaltung die Städteordnung vom 30. Mai 1853 einer Revifion werbe 
unterworfen und zur Förderung möglichit ausgebehnter Selbftverwaltung 
ber Städte die Frage einer legislativen Prüfung werde unterzogen wer— 
ben, welche in jener Stäbteorbnung enthaltenen Beſchränkungen ber 
Selbftverwaltung der Städte ohne Verlegung der allgemeinen Staat®- 
Interefjen aufgehoben werden können. 

Der biefen Antrag enthaltende Bericht ver Commiffion für das Gemeinde 
weien, vom 18. März v. J., der, weil bie jet zur Berathung ftehenden Bor- 
lagen fi an ihn mehrfach anfchließen, in der Anlage beigefügt ift, ſtützte fich 
babei auf folgende Motive: 

Er nahm an, daß in ben nachftehend näher bezeichneten Punkten eine Ab- 
änderung ber gebachten Städteorbnung dringend geboten fei: 

1) e8 fei nötbig, die Befugniß, Beichlüffe des Magiftrats und der Stabt- 
verorbneten ( 5. 57 ber Städteordnung von 1853) zu fuspenbiren, auf 


*) CM auch Me.» Schr. pro 1869 S. 757 ff., Juniheft 1860 ©. 7 fl. 











die Fälle micht auszubehnen, in benen angeblich das Gemeindewohl 

benachtheiligt fei; Ä ' 

2) das Recht, die Wahlen von Magiitratömitglievern höheren Orts zu 
beftätigen, fei auf die Wahlen des Bürgermeiſters und feines Beige— 
orbneten zu befchränfen ($. 33 der Städteorbnung); 

3) die Betätigung dürfe nur verfagt werden, wenn die Behauptung, daß 
das gewählte Subjekt nicht qualiftcirt ſei, fich begründen laffe ($. 33); 

4) zur Veräußerung von Gemeindegrumbjtüden und Realberechtigungen Felle 
die Genehmigung ‚der Regierung nicht weiter erforderlich fein (8.60% 

5) der 8. 36 der Stübteorbnung vom Jahre 1853, welcher bei Differenzen 
zwifchen dem Magiſtrat und der Stabtverorbneten» Berfanumlung ber Re- 
gierung die Entfcheidung in die Hand gebe, fei abzuändern und ein Weg 
nee ung zu fuchen, welcher die Entfcheivung der Regierung aus- 
chließe; 

6) 8. 11 Nr. 2 der Städteordnung von 1853, welcher die Heranziehung 

gewerblicher Genojjenfchaften bei der Bildung der Wahlverfammlungen 

und der ftäbtifchen Vertretung anorbne, fei zu bejeitigen; 

an Stelle des Dreikfaffen- Syftems bei den ftädtifchen Wahlen ($. 13 der 

Stäbteordnung von 1853) fei das Wahlfpften der Städteorbnung von 

1808 mit der Maßgabe wiederherzuftellen, daß der Unterfchied zwifchen 

Bingern und Schußverwandten aufgehoben bleibe; : 

bei ven Wahlen zur Gemeindevertretung ſei ftatt der mündlichen öffent- 

lichen Abjtimmung die geheime Zettelwahl wieder einzuführen (Städte: 

ordnung von 1853, 88. 21, 24, 25, Städteordnung von 1808, 

88. 87— 107); 

die Wahl des Wahlvorftandes bei den Stabtverorbneten- Wahlen, welche 

jegt dem Magiftrat allein überlafjen fei, fei wefentlich in die Hände ber 

Wahlverfammlung zu legen; 

10) ein Drittheil der Stabtverorbneten habe nicht, wie gegenwärtig, alle 
zwei Jahre, fondern wie nach ber Städteordnung von 1808 jährlich 
auszufcheiden. 

Außer dieſen Punkten waren in den damals vworliegenden Petitionen noch 
eilf andere angegeben, in welchen die Petenten eine Abänderung wünfchten. Der 
Commiffionsbericht führt aus, aus welchen Gründen auf die Anficht der Petenten 
bei diefen Punkten nicht eingegangen werden fünne. 

In Bezug auf den vorjährigen Beſchluß des Hohen * erffärte ber bei 
ber gegenwärtigen Berathung anmwefende Regierungscommilfar, in Vertretung des 

erın Minifters des Innern, die Staatsregierung habe die Bebürfniffrage in 

etreff einer Revijion und Abänderung der Städteordnung fir bie öſtlichen 

Provinzen vom Jahre 1853 aus DVeranlafjung des im vergangenen Jahre erftat- 

teten Gommijfionsberichtes und des darauf von dem hohen Haufe gefaften Be— 

fchluffes einer forgfältigen Erörterung unterzogen, babe indeß ein Beduͤrfniß zu 
einer Revifion des erſt feit noch nicht fieben Jahren in Geltung ftehenden Ge- 
fees nicht anzuerkennen vermodt. Erſt dann werde eine Reviſion und Abände— 
rung an der Zeit und gerechtfertigt fein, wenn in der praftiichen Anwendung ber 

Stäbteorbnung fih dazu ein Bedürfniß zeige; ein folches ſei bisher in feiner 

Weiſe hervorgetreten. Hieraus ergebe fich zugleich der Standpunkt, welchen er 

der Erörterung der verſchiedenen jet vorliegenden Anträge gegenüber einzunehmen 

babe. Die Staatsregierung fei, bei ihrer Auffaffung über die Bedürfnißfrage, 
nicht veranlaßt, fich Über die einzelnen gegenwärtig zur Berathung gejtellten 
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Anträge zu erflären. Die Eommiffton, welche aus den im vorjährigen Berichte 
angegebenen Gründen die Bebürfniffrage auch heute noch mit Entſchiedenheit 
bejaht, behielt fih vor, nach Erörterung der einzelnen Punkte fih am Schluß 
des Berichts über jene Frage eingehender zu äußern. 

Da in den Petitionen, welche in diefer Angelegenheit gegenwärtig einge- 
gangen find, bie im vorigen Jahre zur Sprache gebrachten Punkte vielfach wie- 
der aufgenommen find, jo nahm die Commiffion zunächft jene Punkte noch ein- 
mal in Erwägung und fand fich dabei mit den vorjährigen Befchlüffen einver- 
ftanden. Die nähere Motivirung liegt in dem vorjährigen Berichte. 

In der gegenmwärtiger Seffion tft ein Antrag des Abgeordneten v. Forden- 
bed und Genoffen eingegangen, welcher in 32 Artikeln eine Nachtrags-Novellfe 
zur Stäbteorbnung von 1853 in Antrag bringt. Außerdem find Petitionen ein- 

gegangen von den Stabtverorbneten in Stargarbt vom 11. Januar d. J., Zie— 
lenzig vom 12. Januar, Grüneberg vom 9. Februar, Luckau vom 29. Februar, 
Thorn vom 10. März, Sommerfeld vom 11. April, Forft vom 13. April, 
Sonnenburg vom 10, April, Kirchhain vom 17. April, Lübben vom 20. April 
und Landsberg a. d. W. vom 28. April d. I. 

Die Commiffion zog die Frage nicht zur Erörterung, ob es ein Verftoß fei, daß 
die Staptverorbnieten» Berfammlungen bie Petitionen unmittelbar und nicht durch 
ven Magiftrat eingereicht haben, da, wenn dies zu rügen ſei, jedenfalls dieſer 
Umjtand feinen Einfluß auf die Pflicht und die Befugniß des Haufes habe, die 
Petitionen zu feiner Beſchlußnahme zu ziehen. 

Es fam jodann in Erwägung, ob dem hohen Haufe vorzufchlagen fei, in 
biefer Angelegenheit nach dem Antrage ber Abgeorbneten v. Forckenbeck und 
Genofjen die Initiative zu ergreifen und ob es für die Commiſſion die Pflicht 
fei, den vorgelegten Gefetentwurf nicht blos materiell, fondern auch formell als 
ein eimzubringendes Geſetz zu berathen, Die Commiffien war ber Meinung, 
daß eimmal mit Rüdficht darauf, daß die Imitiative bei umfaſſenderen organifchen 
Geſetzen zwedmäßigerweife nur von ber Regierung ausgehen könne, der das ge- 
fammte Material vorliege, und zweitens, mit Rückſicht darauf, daß bei ber vor- 
gerückten Zeit der Seffion es jedenfalls nicht möglich fein werde, ben Gefet- 
Entwinf durch die beiden Häufer des Landtages zu bringen, von einer Bera— 
thung Abftand zu nehmen fei, welche über die Erörterung des materiellen 
Inhalts jenes Antrags hinausgehe. Die Commiffion beſchränkt fich deshalb 
darauf, die in dent Gefegenttvurf liegenden materiellen Beftimmungen als Ab- 
Anderungsvorfchläge in Betracht zu ziehen. 

Indem die Commiffion wegen der allgemeinen Principien, denen ihrer An- 
ficht nach in diefer Angelegenheit zu felgen ift, auf den vorjährigen Bericht Be— 
zug nimmt, wendet fie fich zunächſt zu dem, die Angelegenheit am vollſtändigften 
erichöpfenden Antrage des Äbgeordneten v. Fordenbed und Genoffen. 

Ein Theil der Artikel, welche der v. Forckenbeckſche Antrag enthält, for- 
muliet Punkte, welche in dem vorjährigen Bericht als Motive für den 
Hauptantrag aufgeführt worden find. Es find dies die nachitehenden: 

Artikel 3, welcher die Nummer 2 des $. 11 der Stäbteorbnung vom 
30. Mai 1853 (Berüdfichtigung der gewerblichen Genofjenfchaften bei den 
Gemeinde -Mitglievsrechten) aufgehoben wiffen will. 

Artikel 6, 7, 8, 11, 12, 13, 16 und 17, welche, im Wefentlichen und 
den Principien nach, das Wahlverfahren in der Weife georpnet wiſſen wollen, 
wie der vorjäßrige Bericht es beantragt hat: namentlich alfo Aufhebung des 
Dreikfaffen- Syſtems und Wiedereinführung ver Zettelmahl. 


45 * 


664 


Artikel 10, welcher die Periodicität des Ausſcheidens der Stadtverordneten 
aus der Verſammlung den vorjährigen Beſchlüſſen gemäß ordnet. 

Artikel 15, welcher den Wahlvorſtand in Uebereinſtimmung mit jenen 
Beſchlüſſen zu bilden vorſchlägt. 

Artikel 18, welcher das höhere Beſtätigungsrecht auf die Wahl des Bürger- 
meifters und Beigeordneten bejchräntft. 

Artikel 20, welcher bei freiwilliger Veräußerung von Grundftüden und 
ſolchen Gerechtfamen, welche jenen gleichgejtellt find, die höhere Genehmigung 
nicht weiter verlangt. 

Zu einer Bemerkung gab nur diefer lettere Artifel 20 eine VBeranlaffung, 
welcher in feinem Vorſchlage in jo weit eine Abweichung von der Städteordnung 
von 1808 enthält, als er von einigen Bedingungen Abjtand nimmt, welche dieje 
nach der Meinung der Commiffion mit Recht forderte. 

Diefe Bedingungen find erſtlich die Einwilligung der Stabtverorbneten zur 
Beräuferung, während der Entwurf des Antrags fie lediglich zum Zufchlage 
erfordert, zweitens die Bekanntmachung der Gründe, welche eine ſolche Ver— 
äußerung nothwendig oder nüglich erfcheinen laſſen. 

Die Commiffion war der Meinung, daß in diefen Beziehungen der Vor— 
fchlag des Artikel 20 einer Ergänzung bebürfe, da einerfeits bei ihrem Mangel 
dem Magijtrat leicht die Befugniß vindicirt werden Fönnte, mit ſolchen Veräuße- 
rungen einjeitig vorzugehen und eine Befugniß, die Veräußerung an fih — ab- 
gefehen von der Höhe des Kaufpreifes — zu verlangen, geltend zu machen, und 
anbererjeit8 es wohl heilfam jet, vie ftädtifchen Behörden durch die Pflicht der 
Bekanntmachung der zum Verkauf veranlaffenden Gründe zu einer um jo jorg« 
fültigeren Erwägung zu nöthigen. 

Die bisher nicht erwähnten Vorjchläge des Antrags find theils folche, für 
welche die Gemeinde» Commiffion in ihrem vorjährigen Berichte 
fih nicht Hat ausſprechen können und theils ſolche, welde bei der 
damaligen Berathung nicht zur Sprache gekommen find. 

Artikel 1 will ven Cenſus für das Wahlrecht auf das Maaß der Stäbte- 
Drbnung vom Jahre 1808 zurüdgeführt jehen. In den Motiven wird ange: 
führt, daß, wenn es auch richtig fe, daß der Geldwerth feit den legten funfzig 
Jahren fich erheblich gemindert habe, und es deshalb an fich gerechtfertigt er- 
feine, gegenwärtig zu einem höheren Cenſus überzugehen, befjenungeachtet andere 
Umftände in Betracht kämen, welche für die Erniedrigung des Cenſus fprächen. 
Als folhe Gründe werden angeführt: einmal die auch in den niederen Schichten 
der Bevölkerung gewachjene Intelligenz, zweitens der Umftand, daß in den Vor- 
ftädten Befiger ganz unbedeutender Häufer das Wahlrecht haben, ohne das von 
bem Genfus geforderte Einkommen zu beziehen, daß ihnen aljo ein Wahlrecht 
ufteht, welches denen, die mit ihnen fich in fonft ganz gleicher, ſelbſt beſſerer 
Lage befinden, entzogen fit. 

Die Commiffion ift indeß in ihrer Mehrheit der Anficht gewefen, daß es 
fih nicht vechtfertige, von dem Befchluffe, welcher im vorigen Jahre gefaßt 
wurbe, abzugehen. Es ift dabei befonders das Verhältniß in den größeren 
Städten in's Auge gefaßt worden. Man konnte es nicht gerechtfertigt halten, das 
ſtädtiſche Wahlrecht auf alle Diejenigen auszudehnen, die bei einem fo überaus 
geringen Einfommen, als der Cenfus der Stäbteordnung von 1808, bem heu- 
tigen Gelbwerthe nach, fordert, unzweifelhaft aller Selbitjtändigfeit entbehren und 
buch ihre Lage den beftimmenden Einflüffen Anderer ausgejegt find. Wolle 
man einmal jo weit geben, als nach dem heutigen Gelbwerthe ver Cenſus bes 
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Jahres 1808 das Wahlrecht ausdehnen würbe, dann fei im ber 

zufehen, weshalb man nicht Allen das Wahlrecht ertheile, Erg Au 
fiche Armenunterftügung erhielten. Auch der aus den Verhältniffen der Vor— 
ftäbter entnommene Grund jet nicht durchgreifend, da überall, wo verſchiedene 
Bedingungen für bie Berechtigung zu einem Wahlrechte aufgeftellt würden, eine 
ungleichartige Behandlung einzelner auf der Grenze liegender Fälle, wie einer 
folchen die Motive gedächten, unvermeidlich fei. 

Bon einem Mugliede der Commiffiou wurbe eine abweichende Meinung 
geäußert. Die Stäbteorbnung dom Jahre 1853 habe, fich an bie Gemeinde- 
Ordnung von 1850 anſchließend, den Unterfchied zwifchen Bürgern und Schuß- 
verwandten aufgehoben und Alfe in eine unorganifche Maſſe verfchmolzen, um 
ſodann wieder durch daß, auch von der Commiſſion gemißbilfigte Dreiflaffen- 
Spitem, ganz willkürliche Scheidungen hervorzurufen. Mit ber erftellung ber 
Beftimmungen der Stäbteorbnung ben 1808 an Stelle des Dreiflaffen- Shitems 
fei nicht abzubelfen. Die allein brauchbaren Elemente für bie Verwaltung und 
Bertretung der ftäbtijchen Antereffen fünden fich fehr felten in ben begütertften 
Klaſſen der Gemeinde und ſehr jelten in ber durch Nahrungsforgen gebrüdten 
unteren. Denn jene wie biefe würden nach von einander verfchtedenen Richtungen 
hin durch eigene Interefjen von den öffentlichen ftädtifchen abgezogen. Es fomme 
darauf an, in biefer Beziehung die Stäbteorbnung vom Jahre 1808 nicht in 
einer äußerlichen Beſtimmung in Betreff des Wahlmodus allein, ſondern ihrem 
Wefen und ihrem Geifte nach wieverherzuftellen. Dies könne nur dadurch ge- 
ſchehen, daß man aus ber jetst verſchwimmenden Maffe der mit der nicht gerabe- 
hin ganz bürftigen Einwohnerichaft zufammenfallenden Bürgerfchaft den Kern, 
die eigentliche Bürgerfchaft im älteren Sinne, wieder heraus fonbere, dadurch 
allein ſei der Character Deutſcher Städteverfaſſung aus ihrer beſten Zeit wieder 
zu gewinnen. Das Anrecht zu der Mitgliedſchaft in dieſer Bürgerſchaft beginne 
da, wo bie Befähigung zur thätigen Mitwirkung in der Sorge für bie ſtädti⸗ 
ſchen Intereffen fih im Allgemeinen vorausſetzen faffe. Es könne vielleicht in 
gegeben werben, daß dieſe Auffaffung ihre Berechtigung mur für bie Berhältniffe 
der größeren Städte habe. Für diefe aber fei es ein dringendes Bedürfniß, ihr 
Geltung zu verſchaffen, wenn nicht aller Gemeinſinn erſterben und eine allge⸗ 
meine Auflöfung eintreten ſolle. Die Ausführung dieſes Gebankens fordere in 
den größeren Stäbten einen höheren Genfus als den von 300 Thlru. Eintom- 
men, minbeftens den von 500 Thlrn., ba bei einem minderen Einfommen bie 
jenige Unabhängigkeit von ber Sorge für das eigene Bedürfniß nur iR aus⸗ 
nahmsweiſe anzutreffen fein werde, welche eine Bedingung für bie Betgeiligung 
hei den öffentlichen Intereffen fei. Diefer höhere Cenſus müfje dann das volle 
und ganze Bürgerrecht beitimmen. Keineswegs aber folften diejenigen, beren 
GEintommen denfelben nicht erreiche, von aller Berechtigung ausgefhlofjen fein, 
vielmehr durch gewählte Repräfentanten ihre Vertretung bei ben ſtädtiſchen 
Wahlen finden. Eine ſolche Anordnung ſei beides, conſervativer und liberaler, 
ais die jetzige Verfaſſung, jenes, weil fie bie unmittelbare Beteiligung an den 
ftäptifchen Gefchäften auf diejenigen befchränte, welche durch ihre Berhältniffe 
an die ftäbtifchen Interefien gebunden feien, diefes, weil fie eine, freilich mur 
mittelbare Betheiligung bei den Wahlen nad unten weit ausdehne und nicht 
durch einen willfürlichen Cenſus abf chneide. 

Die Commiffion verfannte keineswegs, daß ber entwidelte Gebanfe nad) 
mehreren Seiten bin eine für fich einnehmenve Kraft habe, nicht Teichthin abzu⸗ 
weifen, ſondern ernſter Erwägung werth ſei, fonnte ſich aber auch nach einer 
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eingehenden Erörterung nicht davon überzeugen, daß fie fich in dev gegenwärtigen 
Berathung demfelben anfchliegen und feine Verfolgung empfehlen könne. Die 
Commiffion hielt fih das erhebliche Bedenken gegenwärtig, das es habe, bie 
ganz großen Städte, für welche der Gedanke jedenfalls allein anwendbar fein 
möchte, in ihrer Berfaffung von den übrigen zu fcheiden, und das noch erheb⸗ 
lichere, wenn auch in modificirter Weiſe, ein dem ehemaligen Verhältniſſe der 
Dürgerfchaft und der Schugverwandten ähnliches wieber einzuführen. Es werke 
dies nicht nur zu einer Scheidung, fondern zu einer Spaltung in der Einwohner: 
Ihaft führen, die, immer beflagenswerth, zu gewilien Zeiten ſehr bedenklich 
werden könne. Wären jegt erft Inftitutionen in Bezug auf die ftäbtifchen Ver: 
hältnifje neu zu jchaffen, jo würde der Gedanke die vollfte Beachtung erfordern, 
aber auf der jegt vorhandenen Bafis finde er ſchwerlich eine Stelle. Ganz be: 
ſonders ſei hervorzuheben, daß feine Ausführung für eine ganz große Zahl, welche 
jegt allen übrigen gleich das volle Bürgerrecht mit der unmittelbaren Ausübung 
dejjelben gehabt hätten, die Entziehung dieſes vollftändigen Rechtes und das 

Adrängen zu einem halben Bürgerrechte mittelbarer Ausübung zur folge 
haben würde. Einmal eingeräumte Rechte — möge dabei auch weiter als an- 
gemejjen gegangen fein — wieder entziehen, das gehöre zu den allerbevenklichften 

aßregeln, zu denen nur in der unausweichlichiten Noth eine Berechtigung 
liegen Fönne. Dazu komme nun noch, daß der Gedanke ich vereinzelt in bie 
beftehende Stäbteordnung nicht einfüge, fondern die Grundlage einer- neuen Ber 
faffung, die auch in anderen Beſtimmungen auf fie die nothwendige Nückficht 
nehme, bilden würde, daß er deshalb auch aus diefem Grunde von der Goms- 
miffion, welche in biefem wie im vergangenen Jahre davon ausgegangen ſei, 
daß die Stäbteordnung von 1853 durch eine Novelle zu ändern fei, nicht ver: 
folgt werden könne. 

Artikel 2 jchlägt vor, das Bürgerrecht, welches demjenigen, der in Gon- 
curs verfällt, entzogen wird, dann wieder aufleben zu lajjen, wenn er durch 
Accord feine Gläubiger befriedigt hat. Gegen eine folche der neueren Gejek- 
gebung entjprechende zweckmäßige Beſtimmung waltete unter zwei Vorausjegungen 
fein Bedenfen ob, erjtlich unter der, daß bei dem Schulöner auch nach dem 
Accord die gejeglihen Bedingungen des Bürgerrechts überhaupt nicht fehlen 
birfen, zweitens unter dem, daß ber Kridar nachweiſe, die accordmäßige Summe 
ſei von ihm auch wirklich gezahlt worden. Zu ber legteren Bedingung ver- 
anlapt die Erfahrung, daß fich jehr häufig leichtfinnige Schuldeumacher durch 
Scein=Accorde mit Gläubigern, denen bei ber Ueberzeugung, doch nichts zu 
erhalten, ber Ausgang gleichgültig ift, den Nachtheilen eines Concurjes zu ent- 
ziehen wiſſen. 

Dev Artikel 4 des Antrags will den $. 12 ver Stüdteordnung vom 
30. Mai 1853 aufgehoben und an feine Stelle die Beitimmungen des $. 70 ber 
Stäbteorbnung von 1808 wieberhergeftellt, alfo die Zahl der Mitglieder der 
ne jenen leßteren Bejtimmungen gemäß erhöht 
willen. 

Der Bericht des vorigen Jahres enthält die Gründe, aus denen der Gom- 
miffion damals eine folche Beſtimmung nicht erforberlich erfhien. Sie bat ſich 
aus den für den Vorfchlag angegebenen Gründen zu einer andern Meinung nicht 
beftimmen laſſen können. Es fam dabei insbeſondere in Erwägung, daf in der 
bei weiten größeren Beh der Städte ber öftlichen Provinzen die Zahl der Stabt- 
verorbneten eine größere iſt, als der $. 12 der Städteordnung von 1853 be- 
ftimmt, und daß e8 bei diefer höheren Zahl auf Grund ber Beftimmung 
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geblieben ift, daß überall, wo die Zahl der Stabtverorbneten bisher eine andere 
geweſen, als die im $. 12 angegebene, es bei der bisherigen Zahl verbleiben 
folle, bis durch ftatutarifche Anordnungen ein Anderes feftgefett if. Es läßt 
ſich alfo ein mwefentliches Bedürfniß für die vorgefchlagene Abänderung nicht er- 
fermen; vielmehr wird es in der an fich micht fehr beträchtlichen Anzahl ber 
Stäbte, welche von der vorgeichlagenen Aenderung betroffen werden würde, ein 
Leichtes fein — liegt anders ein Bedürfniß dazu vor — bie Zahl der Stadt: 
verorbneten ftatutarifch zu erhöhen. Es kann nur als zweckmäßig anerkannt 
werben, daß in diefer Beziehung der Autonomie freies Feld gelaffen worden ift. 

Artikel 9 fchlägt vor, den Geiftlichen, Kirchendienern und Elementarlehrern 
die Befugniß, Stadtverordnete zu fein, alsdann einzuräumen, wenn fie bie Ge- 
meinbeabgaben bezahlen. 

Diefer VBorfehlag gab in der Commiffion zu einer längeren Discuffion Ver- 
anlaffung. Allfeitiges Einverſtändniß war darüber, daß es am zureichendem 
Grunde fehle, die nicht in einem Pfarramte befindlichen Geiftlichen, fo wie die 
Kirchendiener von der Stabtverorbneten- Verfammlung anszufchließen. Getheilter 
Meinung war man über den VBorfchlag in Betreff der Geiftlichen im Pfarramte 
und der Lehrer. Bon einer Seite wurde geltend gemacht, in Betreff ihrer würbe 
der Vorfchlag des Art. 9 nur dann gerechtfertigt fein, wenn ber Grund bes 
Ausſchluſſes der gedachten Perfonen aus der Stabtverordnieten - Berfammlung 
eben nur in ihrer Befreiung von den Gemeindeabgaben läge. Diefer Grund 
fet aber keineswegs der entjcheidende: er liege vielmehr darin, daß es nothwendig 
ericheine, die Geiftlichen und Lehrer zu ihren Mitbürgern nicht in Berhältniffe 
u fegen, in welchen, wie die Erfahrung es zeige, nicht felten fchärfere Gegen- 
like bervorträten, in deren Kampf man diejenigen nicht hineinziehen müffe, wel- 
hen ein gleihmäßiges ungetheiltes Vertrauen der ganzen Einwohnerfchaft erfor- 
derlich ſei. Es trete in Betreff der Geiftlichen auch noch ein anderer Grund 
hinzu. Ueberall, wo die Geiftlichen an Kirchen ſtädtiſchen Patronats angeftellt 
feien, feien ihre äußere Verhältniffe, Gehalt und Wohnung, unter Umftänden 
von den Beichlüffen ver Stabtverorpneten abhängig, und es fei nicht unbedenk— 
fh, fie in die Lage zu bringen, die Beſchlüſſe einer Corporation, zu ber fie 
jelbjt gehören, als in ihr Schickſal erheblich eingreifend anfehen zu müſſen. 
Auch das ſei nicht außer Acht zu laffen, daß auch auf dem Firchlichen Gebiete 
Gegenfäge vorhanden jeien und daß je nachdem ein Geiftlicher Vertreter der 
einen oder der andern Richtung in der Stabtverorbneten-Verfammlung fel, die 
Beichlüffe der Ietteren, welche dies Gebiet berührten, dem Verdachte ausgeſetzt 
fein würden, ihren Urfprung perfänficher Einwirkung zu verdanfen. Das Ber: 
hältnig der Stabtverorbneten-Berfammlung zur Gemeinde könne dadurch nicht 
minder berborben werden, als das ber Geiftlichen unter einander. 

Die Mehrheit konnte indeß diefe Bedenken nicht theilen, fie fieht jebe De 
fchränfung des paffiven Wahlrechtes als ein Uebel an, bas auf fein geringfte, 
umerläßlichites Maaß zurücgeführt werben müffe. Würden Geiftliche und Lehrer 
durch das Vertrauen ihrer Mitbürger in die Stadtverordneten-Verſammlung 
gewählt, fo könne man auch mit Sicherheit von ihnen vorausfegen, daß ihr Ber- 
halten in biefer den Anſtoß zu vermeiden wiffen werde, auf ben bie geäußerten 
Bedenken hinweifen. Ahr Amt werde darımter nicht leiden, da ihre Vorgefegten 
darüber zu wachen hätten, daß ihm genügt werde, und die Geiftlichen und Lehrer 
dann jelbft ermeffen würden, ob ihnen neben dem Amte noch die Zeit zur Bes 
theillgung an ben ſtädtiſchen Gefchäften bleibe. Aus diefen Grünen erflärte ſich 
die Commiffion in Betreff der Geiftlichen im Pfarramte mit vier Stimmen gegen 
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drei, und in Betreff ber Yehrer mit fünf Stimmen gegen zwei für ben Art. 9. 
bes v. Forckenbeckſchen Antrags. Die Frage: ob der Eintritt diefer Perfonen 
in die Stabtverorbneten -Berfammlung von der Genehmigung ihrer Vorgefegten 
abhängig zu machen fei, wurde mit fünf Stimmen gegen zwei verneint. 

Im Schoofe der Commiſſion wurde bei diefem Punkte noch der Antrag 
geftellt, fich für das paffive Wahlrecht der. richterlichen Beamten zu erklären, 
und biefer Antrag einftimmig angenommen. Es fehle nicht nur an jevem Grunde 
zu ihrem Ausjchluffe, fondern es fpreche gegen den legteren, daß bie Stabt- 
verorbnneten-Berfammlungen bei den nicht felten vorkommenden Rechtsfragen ſich 
nur ganz ausnahmsweiſe des Rathes rechtökundiger Mitglieder zu erfreuen hätten, 
da die Rechtsanwalte durch ihre Geſchäfte an der Theilnahme in der Regel ge- 
hindert ſeien. 

Artikel 22 will das Einzugs- und, Hausftandsgeld aufheben. Diefer 
Punkt wurde ald durch das von dem hohen Haufe bereit8 angenommene Geſetz 
für die gegenwärtige Berathung erledigt betrachtet. 

Artikel 23 Schlägt Abänderungen in Betreff der Ernennung der Gemeinde 
Beamten vor. $. 56 der Städteordnung von 1853 orbnet unter Nr. 6 an, 
daß der Magiftrat die Gemeindebeamten, nahdem die Stabtverordneten 
darüber vernommen worden, anzuftelfen habe. Der Vorſchlag des von 
Fordenbedfchen Antrags geht babin, die Anjtellung der Gemeindebeamten dem 
Magiftrat nur für den Fall ohne eine Genehmigung der Stabtwerorbneten 
zu überlaffen, wenn das Gehalt bes Anzuftellenben das des gneringjt bejolbeten 
Magiftratsmitgliedes nicht erreicht. 

Die Commiffion konnte fich diefem Borfchlage nicht anfchließen, ift viel 
mehr der Anficht, daß es bei den Vorfchriften der Städteordnung von 1853. 
verbleiben müſſe, gleichviel, ob die nach dem Vorjchlage den Stabtrerorbneten 
vorbehaltene Genehmigung als ein eigentliches Wahl- oder Ernennungsrecht anzu- 
ſehen fei, was fich füglich behaupten laffe. Die Erfahrung zeige, daß bei den der 
ftädtifhen Vertretung eingeräumten Wahlen perfönliche Einflüffe, nicht zum Bor: 
theil der Sache, oft leichten Eingang fänden. Es ſei aber auch principienwidrig 
der Vertretung einen Einfluß auf die Beamten-Ernenmnung einzuräumen, der über 
‚ bie im $. geftattete Befugniß vorgängiger Aeußerung hinausgehe. Der 
Magiftrat fei für die Verwaltung verantwortlich und könne diefe Verantwortlich: 
feit billiger Weife nur tragen, wenn er in der Auswahl der Organe ber Ber: 
—— unbeſchränkt bleibe. 

Der Vorſchlag wurde deshalb einſtimmig abgelehnt. 

Wenn der Artikel 24 des Antrages die gänzliche Aufhebung des 8. 
der Städteordnung vom 30. Mai 1853 vorſchlägt, fo kann ſich in dieſer Aus— 
dehnung die Commiffion in ihrer Mehrheit damit nicht einverftanden erklären. 
Es ſoll nach diefem Vorfchlage das Recht und die Pflicht des Vorfigenden auf: 
gehoben werben, einen Beſchluß des Magiftrats, welcher deſſen Befugniß über: 
ſchreitet, gefeg- oder vechtöwibrig ift, das Staatswohl oder das Gemeinbeinterefje 
verlegt, zu beanjtanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. In dem 
vorjährigen Berichte ift ausgeführt, daß die Ausdehnung dieſes Rechtes und 
diefer Pflicht auf diejenigen Fälle, in.weldhen das Gemeinbeintereffe verlegt 
fcheint, zu weit gehe, und dem Vorfigenden Rechte einräume, die über das Be— 
dürfniß hinaus bie ftäbtifchen Behörden in ihrer freien Bewegung befchränfen. 
Diefer Anfiht war die Commiffion auch bei der diesmaligen Berathung, glaubte 
indeß, mit einer Mehrheit von vier gegen brei Stimmen in fo fern weiter gehen 
zu müfjen, als ihr die Beſeitigung des Wortes „Staatswohl” erforderlich 


erſchien. Das, was in diefer Beziehung Bedürfniß fei, werbe durch das Auf: 
ſichtsrecht erreicht, welches gegenwärtig bei ber Deffentlichfeit der Verhandlungen 
und ber größeren Lebhaftigkeit der Preſſe leichter auszuüben fei. Suspenfion 
um des „Staatswohls" willen, eines ganz allgemeinen Begriffs, in den bie 
Willfür, was ihr beliebe, hineintragen könne, dürfe nicht geftattet fein, wenn 
man nicht Alles, was man an jtäbtifcher Freiheit einräume, mit biefem einen 
Worte wieder in Frage ftellen wolle. Die Zeit, in der dies Wort tebenzids 
gr Perg worben, liege noch zu nahe — es brauche nur an bie Verhältniffe 
n Elbing erinnert zu werden — um nicht für alle Zukunft einer Gefahr vor- 
zubeugen, welche für jett freilich ver Charakter der gegenwärtigen Staatsregierung 
ausfchließe. Dagegen war die Commiſſion fchlieglih darin einftimmig, daß es 
bei der Suspenfions- Befugniß bleiben müffe, wenn der Magiftrat feine Befug- 
—* unzweifelhaft überſchreitet, ſowie, wenn er geſetz- ober rechtswidrige Be— 


e faßt. 

Arttilkel 25 will die Pflicht ver Bürgermeiſter, die Verrichtung eines Polizei— 
Anwaltes zu übernehmen, auf die Städte unter 10,000 Einwohner bejchränfen. 
Die Commiffion zog in nähere Erörterung, inwieweit das Amt eines Polizei: 
Anwaltes mit dem eines Bürgermeiſters überhaupt verträglich jei, und konnte 
fich nicht verhehlen, daß die Verbindung an ſich im höchſten Grade unzwecdmäßig 
fei. Der Bürgermeifter foll fi das Vertrauen der ganzen Einwohnerfchaft er- 
werben und erhalten. Es kann nicht fehlen, daß dies Vertrauen gemindert und 
erfchüttert wird, wenn er das Organ ift, welches gegen einzelne Einwohner eine 
polizeiliche Verfolgung zu veranlaffen verpflichtet wird. Eben jo wenig ift bas 
Berhältniß, in welches der Bürgermeifter zu dem Polizeirichter, in der Regel 
einem ber jüngeren Yuftizbeamten, gebracht wird, ein feiner amtlichen Stellung 
angemefjenes. Es könne nicht ſchwer fallen, überalf ein geeignetes Subject für 
die Uebernahme des Amtes zu finden; daß eine ſolche Schwierigkeit in ben 
Städten von 10,000 Einwohnern und darüber nicht obwalte, bebürfe feines 
. Beweifes; aber auch in den Fleineren Städten werde fie nicht vorhanden und 
der Regel nach der Stabtfecretair dazu wohl geeignet fein. Bon einer Seite 
wurde noch darauf. aufmerkfam gemacht, daß auch dies ein Gegenftand fei, für 
ben fich das Ausfunftsmittel fogleich ergeben werde, fobald man zur Bildung 
von Sammtgemeinden fehreite. Mit fieben Stimmen gegen zwei erflärte fich bie 
Sommiffion für die gänzliche Beſeitigung der Vereinigung des Amtes eines 
Polizeianwaltes mit dem eines Bürgermeijters. 

Artikel 26 fchlägt vor, die Beſtimmung des $. 64 ber Stübteorbnung 
dahin zu ändern, daß bie Beſoldung der Bürgermeifter und ber befolveten 
Magiftratsmitgliever ver Genehmigung der Regierung nicht weiter unterliegen, 
daß die Regierung nicht ferner befugt und verpflichtet jein folle, darauf zu achten, 
daß ihnen bie zu einer zweckmäßigen Verwaltung angemejjenen Beträge bewilligt _ 
werben, fowie endlich, daß auch die Beitimmung aufgehoben werbe, nach welcher 
bie Bewilligung der Entſchädigungsbetrüge für die nicht befolveten Beigeorbnefen 
einer Regierungs - Genehmigung unterworfen fein folle. Der Commiffionsbericht 
bes vorigen Jahres fpricht fich über diefe Frage in feinem Vorſchlage ablehnend 
aus. Die Mehrheit der Commiffionsmitglieder konnte bei der diesjährigen Berathung 
von ber damals ausgefprochenen Anficht nicht abweichen. Sie tft der Meinung, 
daß diefe Beftimmung erforderlich fei, um, wie einerjeit® die Stabtverorbneten- 
Berfammlung in Unabhängigkeit von dem Magiftrate erhalten werben muß, 
anbererfeit8 den Magiftrat nicht unter die Abhängigkeit der Stabtverorbneten- 
Berfammlung zu. bringen. Cine gefegnete Wirkung beider Staptbehörben für 
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das gemeinfame ftädtifche Intereſſe ſei nur dann zu erwarten, wenn beide Be 
hörden in angemejjener Selbitftändigfeit neben einander beftehen. Wenn bie 
Commiffion ſonach in diefem Punkte dem v. Kordenbedfchen Vorſchlage nicht 
beitreten konnte, fo verfannte fie doch nicht, dak die Beftimmung zur Erreichung 
tenbenziöfer Zwecke gemißbraucht werben könne, und ſchloß fich einftimmig bem 
aus ihrem Schoofe eingebrachten Antrage an, es zwar bei der im $. 64 * 
fenen Beſtimmung zu belaſſen, jedoch im dritten Abſatze vor den Worten: „ 
zu einer zweckmäßigen Verwaltung angemeſſenen Beſoldungsbeträge,“ einzu— 
ſchalten: „innerhalb des von ihr feſtgeſtellten Normaletats.“ Ein Mehreres als 
ein in ſolcher Weiſe eingeſchräukter Vorbehalt werde jedenfalls nicht erfordert, 
da bamit die Sicherung ebenfowohl dagegen erlangt fei, daß die Stelle dem 
Mindeftfordernden gegeben, als auch, daß durch die Bewilligung eines unverhält- 
nigmäßig hohen Gehaltes der Stabthaushalt geführbet werde. 

Aus den oben angeführten Gründen konnte die Mehrheit der Commiffion 
fich denn auch für den Vorfchlag des Artikel 27 nicht erflären, welcher bie 
Genehmigung der Regierung zur Gültigkeit beſonderer VBerabrebungen wegen 
der Penfion nicht weiter für erforderlich erklärt. 

Der Artikel 28 erhält das Necht aufrecht für ven Fall, daß die Stabt- 
verorbneten es unterlaffen oder verweigern, die der Gemeinde gefeßlich obliegen- 
den Leiftungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu be 
willigen, die Eintragung in den Etat von Amtswegen zu bewirken, oder bie 
auferorbentlichen Ausgaben feftzuftellen, und weicht von dem $. 78 der Stübte- 
Ordnung nur darin ab, daß, während diefer ausfpricht, daß dieſe Verfügung 
„unter Anführung des Gefetes“ geſchehen müſſe, der Vorfchlag verlangt, daß 
das diefe Feiftungen begründende Gejeg anzuführen fei. Die Commiffion 
erfennt in dieſem Vorſchlage eine wefentliche Verbeſſerung. Sowie der $. 78 
der Städteordnung gefakt ift, läßt er die Auslegung zu, daß die Regierung unter 
Anführung eben diejes $. 78 als „des Geſetzes“ jedwede Yeiftung, welche fie 
nach ihrem nicht näher begründeten Urtheile für gefetlich erklärt, auf den Etat 
bringen laſſe. Es ift dies Feine haltlofe Annahme. Der Gemeindecommiffion 
bat eine Petition vorgelegen, die fich über eine ähnliche Auslegung in einer Re 
gierungsverfügung bejchwerte. Die Abficht des Gefeges kann aber nur dahin 
gehen, ſolche Yeiltungen als — zwangsweiſe auf den Etat bringen zu 
laſſen, für. welche ein ſpeciell anzuführendes Geſetz die Beſtimmung enthält. 
Die Commiſſion iſt der Meinung, daß der Vorſchlag nichts Anderes enthalte, 
als was die Stäbteorbnung gewollt habe, und erfennt in bemfelben eine zweck 
mäßige Declaration. 

Artifel 29 weicht von dem $. 79 der Stäbteorbnung nur darin ab, daß 
er bie Anordnung vorſchlägt: werbe eine Stabtverorbneten- VBerfammlung durch 
Königliche Verordnung aufgelöft, jo müſſe die Neuwahl binnen 30 Tagen 
nad Vollzug der Auflöſungs-Verordnung erfolgen, während ber $. 79 eine 
ſechsmonatliche Frift beftimmt, und ferner darin, daß nad) der Gtäbte- 
Ordnung während biefer Friſt eine commiffarifche Vertretung der Stabtverorb- 
m rc folf, in vem $. 29 des Entwurfs aber von einer ſolchen abge 

en wird. 

Die Commiffion erfennt diefe Vorſchläge als zwedmäßig an. Es mag fein, 
daß die Beftimmung der Stäbteorbnung ihren Grund darin hat, daß man von 
der Anficht ausging, die Nothiwendigkeit, eine Stabtverorbneten = VBerfammlung 
aufzulöfen, werde immer nur da eintreten, wo eine größere oder minbere Auf: 
regung in der jtäbtifchen Einwohnerichaft vorhanden fei, werde dieſe auch zum 
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Theil noch vermehren, und daß man gewünfcht habe, durch Anordnung eines 
längeren Zeitraumes dieje Aufregung fich befchwichtigen zu laſſen. Dieſer Grund 
erſchien indeß der Commiſſion nicht durchgreifend, und die von einer jolchen Be: 
jtimmung ungzertrennliche Anorbnung einer fommijjariihen Berwaltung 
der Functionen einer ftädtifhen Vertretung an fich jo unzweckmäßig 
und jo abnorm, daß fie dem Vorſchlage des Entwurfs unbedingt beizutreten für 
gerechtfertigt hielt. Die Commiffion erinnerte fich dabei, daß gerade dieſe zu 
befeitigenbe, allen gefunden Principien widerfprechende Beitimmung die commifja- 
riſche Bertretung der Stadtverorbneten » Berfammlung in Elbing und damit bie 
Berwirrung der dortigen Zuftände herbeigeführt habe. 


Endlich ſchlägt der Artitel 30 vor: das Geſetz vom 25. Februar 1856, 
welches es für zuläffig erflärt, die Wahl des Pürgermeifters und der übrigen 
befoldeten Magiftratsmitglieder auch auf Lebenszeit erfolgen zu laffen, wieder 
aufzuheben. Jenem Gefete hat nur das Motiv unterliegen können, ben betref- 
fenden ftädtifchen Beamten eine größere Selbftftändigfeit zu gewähren. Erwägt 
man indeſſen, daß diefe größere Selbftftändigfeit in der Negel eben nur auf 
Koften der ftädtifchen Freiheit zu erlangen ijt, fo empfiehlt fie fich um fo weniger, 
als auferdem alle die Nachtheile damit eintreten, welche die Ernennung auf 
Lebenszeit mit fich führt. Die periodifche Ernennung fichert die Gemeinden vor 
Beamten, vie ſchon um ihres hohen Alters willen für ihre Gefchäftsführung 


unfähig werden. Die Commiffion erklärt fich deshalb in ihrer Majorität für 
diefen Vorſchlag. 


Die in den Eingangs gedachten Petitionen enthaltenen Vorjchläge und 
Anträge find theils folche, für welche fich der vorjährige Commiſſions— 
Bericht, wenn auch im Einzelnen abweichend, ausgefproden Hat, 
theils folche, welche er abuelent hat, theils endlich folche, welche bei der 
vorjährigen Berathung gar nicht zur Sprache gekommen find. 

Was die eritere Kategorie anlangt, fo erklärt fich die Petition aus Forſt 
und Kirchhain für die Beftimmung, daß das Suspenfionsrecht des Vorfigenden 
in den Fällen aufzuheben fei, in welchen es fih um Beſchlüſſe handelt, welche 
für das Gemeindewohl nachtheilig find. Die Petitionen aus Yudau und 
Eommerfeld gehen weiter und wollen Das Euspenfionsrecht ganz aufgehoben 


wiffen. Aus den oben angegebenen Gründen konnte die Commiffion fich für das 
letztere nicht erflären. 


Die Petitionen aus Stargardt und Grünberg greifen das Beftätigungsrecht 
in Betreff ver Wahlen der bejolveten Gemeindebeamten überhaupt an. Die 
Petition aus Lübben greift es zwar in Betreff feines Umfanges nicht an, will 
aber, daß die Etadtbehörben vorher über die Gründe der Verfagung gehört 
werden. Die Commiffion bezieht fich im Betreff viefer Punkte auf pas oben 
deshalb Angegebene, macht aber überdies auf das Unangemefjene eines ſolchen 
Borfchlags in allen den Fällen, in welchen das Beftätigungsrecht dem Könige 
vorbehalten ift und darauf aufmerkjam, daß auch in den andern Fällen bie am 
fich vielleicht fehr begründete Berfagung der Beftätigung eine unverbiente Kränkung 
des Betheiligten mit ſich führen fünnte, wenn, der projectivten Beftimmung ge 
mäß, bie Öründe mitgetheilt werden müßten, aus welchen er nicht für qualificirt 

halten wird. Die Petition aus Stargarbt will die Beftätigung nur für ben 


mangelnder Qualification der Gewählten unterfagt wiffen, ein Vorſchlag, 
welchen bie Commiſſion adoptirt hat. 
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Daf, wie auch die Commiſſion fir angemeffen erklärt, die Regierungs- Ge- 
nehmigung bei Veräußerung von Gemeindegrundftücden und NRealberechtigungen 
nicht weiter erforderlich fein foll, wird in den Petitionen aus Grünberg, Luckau, 
Sommerfeld, Forjt und Kirchhain verlangt. 

Die von der Commiffion getheilten Bedenken .gegen bie Beitimmung bes 
$. 36 der Stäbteorbnung von 1853, welcher die Entfcheidung ber Differenzen 
zwifchen Magijtrat und Stabtverordneten- Berfammlung in bie Hände der Re— 
gierung legt, wird in ben Petitionen aus Stargardt, Zielenzig, Luckau, Sommer- 
feld, Forſt, Kirchhain und Yandsberg a. W. hervorgehoben. Der vorjährige 
Commiffionsberiht hat diefen fehr erheblichen Punkt umftändlicher befprochen. 
Die Commiffion war auch bei ihrer gegenwärtigen Berathung der Anficht, daf 
er ganz bejondere Aufmerffamfeit verdiene. Es erjchien ihr gerathen, daß wenn 
es nicht gelingen follte, ein Auskunftsmittel zu finden, welches die Entjcheidung 
ber Regierung in folchen, rein ſtädtiſche Angelegenheiten betreffenden, Differenzen 
unnöthig mache, die desfallfige Beftimmung des $. 36 aus der Stäbteorbnun 
ohne Erfat ganz zu entfernen, und das Geſetz, wie die Stäbteorpnung von 1 
gethan, von folchen Differenzen ganz jchweigen zu laffen. Das Bewußtfein 
jeden Theiles, daß er bei einer höheren Inſtanz gegen den andern feine Mei— 
nung nicht burchfechten könne, werde jchlieglic immer und zwar je nach Lage 
ber Dringlichkeit ver Sache, mit mehr oder minder zwingender Nothiwenbigteit 
zu einer Ginigung führen. Der Nachtheil einiger Verzögerung dieſer Einigung 
falle gegen ben größeren, daß gerabe in den erheblicheren Angelegenheiten — als 
welche denn boch in der Negel nur zu Differenzen Anlaß geben — bie Stabt 
von ber Regierung verwaltet werde, nicht in's Gewicht. 

Die Befeitigung der Nr. 2 des $. 11 der Stäbteorbnung von 1853 wird 
in ber Petition aus Thorn beantragt. 

Gegen bie Beibehaltung des Dreiklaffen- Spftems und für die Wiebers 
beritellung des Wahlſyſtems der Städteordnung von 1808, fowie für die Wieder: 
einführung der geheimen Zettelmahl jprechen fich die Petitionen aus Thorn und 
Lübben aus, mährend die Petition aus Zielenzig von der Nothwendigkeit das 
Dreiklaſſen-Syſtem aufrecht zu erhalten fpricht. 

Die Zurüdführung der Dauer der Amtszeit der Stabtverorbneten auf bas 
Maaß, welches die Städteorbnung von 1808 beftimmt, wirb in ben Petitionen 
aus Luckau, Sommerfeld, Forft, Kirchhain und Yübben beantragt. 





Was num zweitens Anträge anlangt, bie in ber vorjährigen Berathung 
feine Zuftimmung gefunden haben, fo gehören dahin: der Antrag ber Petition 
aus Grünberg, den $. 66 der Stäbteorbnung von 1853 aufzuheben, welcher die 
Einreihung des auf die Zufunft berechneten Voranfchlags zum Haushaltsetat 
an die Regierung anordnet. Die Commiffion hält die Gründe des vorjährigen 
Berichts gegen einen ſolchen Antrag auch heute für burchgreifent. 

Die Petition aus Lübben will den $. 57 ver GStäbteorbnung von 1853, 
welcher die Befugnif des Magiftrats-Vorfigenden, Beſchlüſſe des Magiftrats zu 
fuspendiren, anorbnet, aufgehoben willen und geht in diefem Punkte mit dem 
vd. Forckenbeckſchen Antrage zuſammen. Die Commtiffion bezieht ſich in biefer 
Beziehung auf das oben Angegebene. 

Die Petition aus Grünberg verlangt die Aufhebung der. Beitimmung des 
$. 79 der Stäbteorpnung von 1853, nach welcher: die Stabtverorbneten - Ver- 
fammlung durch Königliche Verordnung auf den Antrag des Staatsminiſteriums 
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aufgelöft werben fan, und geht im Diefer Beziehung alſo viel weiter, als ber 
v. Hordenbedjche Antrag. Die Commiffion kann fih auf die gegen einen 
ſolchen Vorſchlag in dem vorjährigen Berichte enthaltenen Gründe — 


Die Städteordnung von 1853 beſtimmt, daß für den Fall, daß die Mahl 
eines ftäbtijchen Beamten nicht beftätigt wird, bis zur Beftätigung der zu jeder 
Zeit vorzunehmenden anderweiten Wahl, feine Stelle commifjarifch zu verwalten 
jei. Die Petitionen aus Luckau, Sommerfeld und ‚Kirchhain verlangen die Auf- 
bebung biefer Beſtimmung und die Wiederherftellung der Städteordnung von 
1808, welche von einer folchen commiffarifchen Vertretung Nichts enthält. Der 
vorjährige Bericht entwidelt die Gründe, aus denen die Beftimmungen von 
1853, in ihrem Zufammenhange aufgefaßt, fir die ftäbtifche Freiheit 
fihernder find, als die Beftimmungen aller ihr vorangegangenen Städteorbnungen, 
auch der von 1808. Diefer Anficht ift die Commiffion auch bei der diesjährigen 
Berathung beigetreten. Die Petition aus Lübben geht nicht jo weit als die vor- 
gedachte, erklärt fich aber gegen die commiffarifche Verwaltung des Bürgermeifter- 
Amtes für den Fall, wenn neben dem Vürgermeifter ein Beigeordneter vorhan. 
ben ift. Die Commiffion konnte nicht verfennen, daß diefem Vorſchlage Erheb- 
liches zur Seite fteht; es ift nicht wohl abzufehen, weshalb der gefetliche Vers 
treter des Dürgermeliters, als welcher der Beigeorbnete ift, nicht in den Fällen, 
in benen das Amt des Bürgermeiſters unbeſetzt ift, zu feiner Vertretung ebenfo- 
wohl ausreichen follte, als er in allen den Fällen ausreicht, in welchen der 
Dürgermeifter fein Amt zu verwalten durch Krankheit oder aus anderen Gründen 
verhindert ift. Weshalb in diefem Falle eine commiffarifche Vertretung des 
Bürgermeiiteramtes eintreten folle, dazu fehlt es an allen Gründen. Der Com: 
miffion erfchien e& daher zwedmäßig, eime gefegliche Beftimmung zu treffen, 
welche ausnahmsweiſe für den gedachten Fall von einer commiffariichen Vers 
tretung abfieht. 


Nicht minder muß fich die Commijfion der Anficht der Petitionen aus 
Ludau, Kirchhain und Lübben anfchliegen, welche zu dem $. 56 Nr. 8 ber 
Städteordnung einen Zufag dahin verlangen, daß zur Anftellung von Procefjen 
die Genehmigung der Stabtverorbneten erforderlich fei. $. 183 der Städte- 
Ordnung von 1808 verlangte eine ſolche Genehmigung, und fie erfcheint um fo 
mehr nothiwendig, als durch jeden Proceß mehr oder minder zu Gele zu veran- 
ſchlagende Rechte in Frage geftellt werden, es ſich alfo — auch abgejehen von 
den aufjuwendenden Procekkojten — um einen Gegenjtand handelt, welcher in 
das Gebiet der Stadtverorbneten- Beichlüfje fällt oder daſſelbe nahe berührt. 


Die Petitionen aus Grünberg, Luckau, Sommerfeld und Kirchhain erflären 
fih gegen ven $. 50 der Städteorbnung von 1853 infofern, als verfelbe * 
Reglerungs⸗Genehmigung zur Aufnahme von Anleihen, welche den Schulpbeitan 
ber Gemeinde belaften, oder den vorhandenen vergrößern, — Die Com—⸗ 
miſſion mußte auch bei ihrer gegenwärtigen Berathung die Gründe gegen dieſen 
Antrag, welche der vorjährige Bericht enthält, für durchgreifend erkennen. 


Die Petitionen aus Grünberg, Ludau, Sommerfeld, Forſt und — 
erllären ſich in Uebereinftimmung mit dem v. Forckenbeckſchen Antrage gegen 
die Beitimmung des $. 64 der Stäbteorbnung von 1853, welcher bie Bejtfekung 
ber ———— befoldeten Magiftratsmitgliever der Regierungs-Genehm ger, 
unterwigft. Die Petition aus Thorn will nur die Beftimmung aufgegoben wil- 
ſen, daß bie Regierung die Gehälter erhöhen dürfe. Die Petition aus 
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erflärt fich zwar gegen bie ganze Beitimmung, will aber den Vorbehalt ein« 
räumen, daß je nad der Größe der Städte und dem Umfang ber Gefchäfte 
Minimalfüge feftgeftellt werden. Die GCommiffion kann ſich in Betreff viefer 
Anträge nur auf ihre oben bargelegte Anficht beziehen. 





Es folgen endlich drittens diejenigen Anträge und Vorfchläge aus den 
Petitionen, welche weder in dem vorjährigen Berichte eine Beleuchtung noch in 
bem vd. Forckenbeckſchen Autrage eine Stelle gefunden haben, noch endlich in 
dem Vorſtehenden erwähnt find. Dahin gehört: 

Das Verlangen der Petenten aus Grünberg, Zielenzig und Lübben, daß 
nicht, wie nach $. 62 der Städteordnung dem Bürgermeifter, fondern, wie der 
$. 166 der Städteordnung von 1808 anorbnet, dem Magijtrat die Verwaltung 
ber Ortspolizei wieder überwiefen werde. Die Petition aus Yübben will außer 
bem den Erlaß localpolizeilicher Verordnungen an die Zuftimmung der Stabt- 
verorbneten binden. Die Commiſſion konnte fich mit diefer Anficht nicht einver— 
ftanden erklären. Die Abänderung der Stübteorbnung von 1808 in biefem 
Punkte ift das Refultat der. Erfahrungen, welche eben aus ben burch die früheren 
Anordnungen berbeigeführten Mipftänden gemacht worden find. Daß die Leitung 
der Polizeiverwaltung zwedmäßig in einer dafür allein verantwortlichen Hand 
einheitlich zu concentriren, daß fie nicht den mehr oder minder fchwerfälligen 
Beſchlüſſen eines vielköpfigen, für die perſönliche Verantwortung ſchwer angreif- 
baren Collegiums zu überlaffen ift, das liegt ſehr Har zu Tage. Das Bebürf- 
nig einer Abänderung in diefer Beziehung und einer Wiederherftellung des 
früheren Zuftanbes ift von feiner anderen Seite irgendwie angeregt worden, unb 
die Commiſſion Fonnte ſich nicht dafür ausfprechen. Den Erlaß localpolizeilicher 
Anordnungen von der Genehmigung der Stadtverordneten abhängig zu machen, 
die bei folcher Genehmigung oder Verweigerung mit ihren perfönlichen Intereffen 
in Confliet kommen können, erfchten ganz unzuläffig, und dagegen die Vorfchrift 
8. 5 des Gefeges vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung ganz aus— 
reichend, nach welcher die örtliche Polizeibehörde — alfo der Bürgermeiſter — 
vor dem Erlaß der Localpolizeilichen Anordnung mit dem Gemeinbevorftand — 
dem Magiftrat — darüber zu berathen bat. 

Die Petitionen aus Luckau und Kirchhain richten fich weiter dagegen, daß 
der Stadtgemeinde Verpflichtungen auferlegende Urkunden nach $. 56 Nr. 8 ber 
Städteordnung allein ven bem Bürgermeifter und Einem Magiftratsmitgliede 
zu vollziehen find, und jtellen diefer Beftimmung die Vorfchriften ver 88. 108 
und 126 der Stäbteorbnung von 1808 gegenüber. Sie leiten aus der neueren 
Beitimmung ab, daß der Bürgermeifter mit Einem Magiftratsmitgliede hiernach 
berechtigt jei, die Stadt in allen Beziehungen zu verpflichten. Das Monitum 
beruht anjcheinend auf einem Mißverſtändniß. Die Beſchlüſſe, in deren Folge 
eine Urkunde auszufertigen ift, find nicht von dem Bürgermeiſter und Einer 
Magiftratsperfon, jondern von den Stabtbehörben und überall, wo es fih um 
ben Stabtjädel handelt, wefentlid von den Stabtverorbneten abhängig. Die 
Beitimmung, welche von den Petenten mit Unrecht auf das Materielle eines 
Beichluffes bezogen wird, bezieht fich lediglich auf —* formelle Seite, und 
irgend ein praktiſcher Uebelſtand iſt aus dieſer Vorſchrift in keiner Weiſe bemerk⸗ 
lich geworden. 

Die Petition aus Luckau richtet ſich weiter gegen ben 8. 59, welcher dem 
Bürgermeifter das Recht giebt, die Deputationsmitglieber zu ernennen, und 
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meint, fie könnten zwedmäßiger aus Wahlen hervorgehen. Die Commiſſion 
konnte fich diefer Anjicht in Feiner Weife anſchließen; diefe Anficht überfieht ' 
was eine collegialifche Behandlung von Gefchäften notbwendig verlangt. Die 
Vertheilung der Gejchäfte gehört wefentlich zu dem Amte eines Borfigenden, 
und es wirbe mit der äußerjten Verwirrung verbunden fein, wenn fie in bie 
Hand des Collegiums ſelbſt gelegt werden follte. 


Eben jo unhaltbar ift der Antrag derſelben Petition, bie Beitimmung des 
$. 35 ber Städteorbnung aufzuheben, welche den Stabtverorbneten ben Beſchluß 
in Gemeinde-Angelegenheiten nur jo weit einräumt, als ſolche nicht dem Magiftrat 
gan find; diefer Antrag verlangt alfo ausdrüdlich, daß die Stadtverordneten 
in den Gefchäftsfreis des Magiftrats jollen eingreifen dürfen, und wilf die Unter: 
fheidungslinte zwifchen der dem Magiſtrat zuftehenden Verwaltung und ber ben 
Stadtverorbneten obliegenden Controle, fowie deren Beſchlußbefugniß, infoweit 
ihre Beichlüffe die Grundlage der Verwaltung bilden, aufgehoben wifjen. Daß 
eine ſolche Anordnung die Verhältniſſe gänzlich verrüden und Verwirrung in 
die Gefchäfte bringen würde, unterliegt feinem Zweifel. 


Wenn diefelbe Petition darüber Hagt, daß der $. 59 die gemifchten Depu- 
tationen den Magifträten unterordnet und die Beſtimmung bes $. 175 der 
Städteordnung wieder hergeftellt fehen will, fo überfieht fie, daß die letztere 
Vorſchrift die Wahl der Mitglieder aus der Vertretung fogar von der Beitä- 
tigung des Magiftrats abhängig macht, daß alfo die Städteordnung von 1853 
die ſtädtiſche Freiheit in diefem Punkte in viel höherem Grade fichert als die 
Städteordnung von 1808. 

In der Petition aus Thorn wird hervorgehoben, wie unzwedmäßig es fei, 
daß die Bejchlüffe der Stadtverorbneten feine aus der Stabtverordneten - Ver 
jammlung hervorgehende Vertretung in dem Magiftrate fünden, daß deshalb 
yaufig wegen diejer mangelnden Beet Beſchlüſſe von dem Magiſtrate nicht 
betätigt wilden, die in anderen Fällen bei ihm Eingang gefunden haben würden. 
Sie verlangt deshalb einen Zufag zu $. 47, der anordne, daß bei der Uebergabe 
von Stabtverorbneten=Bejchlüffen oder auch zur Vorberathung verjelben es ber 
Verjammlung gejtattet jei, eins oder mehrere ihrer Mitglieder in die Magiftrats- 
Verfammlung abzuerdnen, in der dieſen auf ihr Verlangen das Wort zu ge- 
ftatten fei. Die Commiffion fonnte ein Bebürfnig hierzu nicht anerkennen, fie 
fonnte auch nicht annehmen, daß ein folder Anfpruh um deswillen begrünbet 
jei, weil bei den Berathungen der Stadtverorpneten-Berfammlung der Magiftrat 
das Recht einer Vertretung durch Abgeordnete habe. Diefe letztere Befugniß iſt 
nach der Anficht der Commiſſion wejentlih um deswillen eingeräumt, weil Die 
Verfammlungen der Stadtverordneten öffentlih find, und weil deshalb unter 
Umftänden eine Herabfegung des erforderlichen magijtratualiihen Anfehens dann 
eintreten könne, wenn bei ber öffentlichen Discuffion der Magijtrat eine Ver— 
tretung nicht finde. Diefe Rückſicht fällt bei ven magiftratualifchen Berathungen 
der StabtverorbnetensBefchlüffe hinweg, und dasjenige, was bie Petition auf 
dem von ihr ng Wege zu erreichen wünjcht, foll durch die Ernennung 
— Deputatlonen erreicht werden und wird in der Regel auch erreicht 
werben. 

Wenn in der Petition aus Lübben barüber geklagt wird, daß $. 58 ber 
Stäbteorbnung dem Bürgermeiſter geftatte, in fchleunigen Fällen Geſchäfte Br. 
zu beforgen, nn konnte eine folche Beſchwerde in der Commiffion von feiner Seite 

gung finden. 
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Die Petition aus Landsberg a. d. W. will die Beftimmung des $. 48 ber 
Städteorbnung von 1853, mach welcher die Gefchäftsordnung der Stabtverord- 
neten der Zuftimmung des Magiftrats bedarf, aufgehoben wiffen. Bei der engen 
Verbindung, in der die Gefchäfte beider ſtädtiſchen Behörden zu einander ftehen, 
bei der Abhängigteit der Geſchäftsführung der einen Körperfchaft von ber ber 
andern, welche eben diefe Verbindung nothwendig mit fich bringt, erfcheint das 
Berlangen nicht zu begründen. 

Diefelbe Petition fpricht die Forderung aus, daß die Stabtverordneten- 
Verfammlung bie für ihre eigenen Gefchäfte beftimmten Beamten, Boten, Re- 
giftratoren und Schreiber mit Zuftimmung des Magiftrats felbft wähle, welcher 
vor Anjtellung der andern Beamten die Stadtverorpneten zu hören habe. Die 
Commiffion hat ſich in Betreff einer vorzunehmenden Veränderung derjenigen 
Beitimmungen, welche von der Ernennung der Beamten handeln, oben geäußert 
und fann für das bier ausgefprochene Verlangen ein Bedürfniß nicht erfennen. 

Schließlich erflärt ſich diefe Petition gegen die Vorfchrift des $. 77, welcher 
der Auffichtsbehörde die Befugniß giebt, unter den öfter erwähnten Umftän- 
den einen Stabtverorbneten - Befchluß vorläufig zu beanftanden. Die Petition 
ſucht auszuführen, daß, da auf Verlangen ver Auffihtsbehörde der Vorftand 
der Stabtgemeinde den Beſchluß zu fiftiren und über den Gegenftand fofort an 
die Regierumg zu berichten habe, aus diefer Gejegesftelle folge, daß unmittel- 
bar über den ſtädtiſchen Gorporationen eine andere Auffichtsbehörde als die Re— 
gierung ftehe. Diefe Gefegauslegung wird indeß in ihrer Unhaltbarfeit durch 
den $. 76 eriviefen, welcher ausprüdlich anordnet, daß die Aufficht des Staates 
über die ſtädtiſchen Gemeinde-Angelegenheiten in erſter Inftanz von ber Regierung 
geführt werde. Iſt nun auch hierin von der früheren Verwaltung in Betreff 
der Yandräthe inftructionsmäßig etwas abgeändert worden, fo kann eine folche 
von ber Commiſſion allerdings für fehr umgerechtfertigt eruchtete Abänderung 
feine Veranlaffung geben, an den Beitimmungen der Städteordnung felbft etwas 
zu Ändern. Die Commiffion konnte fich für den Lediglich aus einer unrichtigen 
Auslegung des Gefeges hervorgegangenen Antrag der Petition nicht erklären. 

Es wird endlich bemerkt, daß die Petitionen hin und wieder Wünfche ent- 
halten, welche fich nicht jowohl gegen die beftehende Städteorbnung und für ihre 
legislative Abänderung erklären, als vielmehr gegen Verwaltungsvorfchriften ge» 
richtet find, die in der Städteorbnung felbjt nicht begründet, das — 
betreffen. Dahin gehört die in einem früheren Berichte der Commiſſion be- 
leuchtete Klage der Stadtverordneten-Verſammmlung zu Lübben über die eben 
erwähnte Unterordnung ber Gemeinde- Angelegenheiten unter die Candräthe, eine 
Klage, welche mindeftens theilweife in dem Minifterialerlag vom 26. Januar d. 9. 
ihre Erledigung gefunden hat, wenngleich die Petition aus Landsberg a. d. W. 
wünjcht, daß auch diefer Miniſterialerlaß in Betreff deſſen, was er in polizeilicher 
Beziehung dem Landrathe vorbehält, modificirt werde. Eben fo — war bei 
der Berathung näher in Erörterung zu ziehen, was die Petition aus andsberg 
a. d. W. über das ſeit etwa vierzig Jahren beſtehende Erforderniß Hagt, daß 
bie Mitglieder der Schuldeputation Döberen Orts beftätigt werben müfjen, und 
eben fo wenig die aus anderer Veranlaſſung von der Commiffion bereits erörterte 
Beſchwerde in der Petition aus Landsberg a. d. W. gegen bie Verpflichtung 
ber Städte, die Beamten gewiffer Kategorien aus den verforgungsberechtigten 
Invaliden zu nehmen. 


— —— 
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Die Anträge ſämmtlicher Petitionen geheu ziemlich Übereinir; 
die Städteorbuung von 1853 einer forgfältigen Reviſion nach ee babin, 
welche die Petitionen durch ihre Erinnerungen andeuten, zu unterwerfen u . bin, 
ein. Ergänzungsgefeg den Stübten diejenigen Freiheiten wieder zu fichern wg 
fie nach der Stübteordnung von 1808 hatten. Sinn und Bedeutun ſa elche 
licher Anträge, die nur in der Wortfaſſung abweichen, ift ein und —** — 
die Petition aus Zielenzig wünſcht die Rückgewähr der Stãdteordnung von 1808 
mit den nöthig ſcheinenden DVerbefferungen in erfter Yinie und nur für den Fall 
der Ablehnung eine Novelle, weiche die zwedmäßigen Zufäge zu dem Gefete von 
1853 gebe. Der Commiffionsbericht des vorigen Jahres fpricht fich für Die 
— Form aus, welche auch der v. Forcken beckſche Antrag für den richtigen 

eg hält. 


Die Commiſſion betrachtet auch in dieſem Jahre diejenigen Punkte, in 
welchen: fie nach dem vorſtehenden Berichte für Abänderung der Städteordnung 
non 1853 ſich erflärt Hat, nicht als ſolche, welche einer Specialberathung und 
Beſchlußnahme des hohen Haufes zu unterbreiten wären, ſondern fie ſieht fie, 
wie dies der vorjührige Bericht thut, als ſolche an, welche die Nothwendigkeit, 
die Städteorbnung von 1853 einer. jorgfältigen Reviſion gi unterwerfen, motivi- 
ren follen. Schon ber vorjährige Bericht hebt diefe Nothwendigkeit dringend 
hervor und die Commifſion fann nur lebhaft wünſchen, daß das hehe Haus auch 
feinerfeit8 diefe Nothwendigfeit anerkennen und der Staatsregierung die Löſung 
biefer legisfativen Aufgabe dringend empfehlen möge. 2 


Es ift nicht zu verfennen, daß in vielen, namentlich Eeineren Kommunen, 
die Ruͤckſchritte, welche in Bezug auf bie ftäbtifche Freiheit die Stäbteorbnung 
von 1853 im Verhältniß zu ber von 1808 gethan hat, Gutmuthigung hervor- 
gebracht haben, eine Entmuthigung, welche vielleicht noch mehr burch die Deutlich 
erfaunte Abficht veranlaßt tft, als die einzelnen Beftimmungen dazu eine tiefer 
begründete Beranlaffung geben. Die nicht unbeträchtlihe Anzahl von Petitionen, 
welche gerabe aus Eleineren Städten gefommen find, giebt den Beweis, daß bie 
— Mängel der Städteordnung ſich gerade bei ihnen vorzugsweiſe zeigen. 
Es iſt nicht unbelanut, daß in größeren Städten, namentlich auch in Berlin, 
Vorbereitungen für ähnliche Petitionen in dieſem Winter gemacht worden find 
und daß mehr zufällige Umftände ihre Einbringung gehindert haben. Mögen 
gleih in ben größeren Städten die Mängel der gegenwärtigen Stäbteorbnung 
um beswillen weit weniger als in dei feinen empfunden werden, weil bie Def- 
fentlichleit der Stabtverordneten » VBerfammlungen in den größeren Städten uns 
zweifelhaft eine ganz andere und in vielen Beziehungen aushelfendere Bebeutung 
bat, als in den Eleineren, jo iſt es doch kaum einem — unterworfen, daß 
für die nächſte Seſſion des Landtages eine erheblich wachſende 
Zahl von Petitionen um Abänderung ber Stäbteorbuung, und dann 
auch wohl aus ben größeren Städten, einlaufen werden. Daß burd 
biefe Petitionen ein erfprieflicheres neues Material werde befchafft werben, als 
zur Zeit ſchon vorliegt, ijt nicht wohl anzunehmen. Die Staatsregierung bürfte 
deshalb wohl in der Lage fen, das Bedürfniß in Betreff der einzelnen ange- 
regten Punkte ſchon jegt überfehen zu können, und es dürfte geeignet fein, im ber 
Sade Seitens ihrer die Initiative zu ergreifen und nicht bie Belt abzuwarten, 
wo das Drängen nach einer Abänderung fich in unruhigerer und dann unflarerer 
Weiſe von allen Seiten zeigen Könnte. Die Commiffion fann deshalb aus allen 
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diefen Gründen dem hohen Haufe mur empfehlen, im Anfchluß an den am 

11. Mai v. 3. gefaßten Beſchluß: 
ven v. Forckenbeckſchen Antrag, ſowie die ſämmtlichen Petitionen ber 
Königlichen Staatsregierung in der wiederholt ausgeſprochenen Erwar- 
tung zu fiberweifen, daß die Staatsregierung in der nächſten Seffion 
des Yandtages dem Haufe einen die Städteorbnung vom 30. Mai 1855 
abändernden und ergänzenden Gefegentwurf nach derjenigen Richtung 
bin, welche der worjährige Bericht angegeben bat, und welche der gegen- 
wärtige bezeichnet, vorlegen werde. 


Die der Nheinprovinz angehörigen Mitglieder der Commiffion erklärten am 
Schluß der Berathung, daß eine Revifion der Städteordnung ber beiden weit- 
(ihen Provinzen ein gleich großes und gleich empfundenes Bedürfniß jet, als die 
Commifſion ein folches in Betreff der Städteordnung ber öſtlichen Provinzen 
erkenne, daß eine Abänderung in derfelben Richtung und zum großen Theil in 
venjelben Beziehungen dringend gewünfcht werde, welche von der Commiſſion in 
Betreff der Erädteorpnung für die öftlichen Provinzen bezeichnet worden jei, und 
daß fie deshalb den Antrag ftellten, 

die Revifion in dem angegebenen Sinne auf die Stäbteordnungen ber 
beiden weftlihen Provinzen auszubehnen. 

Die Commiffion ſchloß ſich diefem Antrage in der auch von den Rheiniſchen 
Mitgliedern getheilten Ueberzeugung an, daß eine nähere Vergleichung der Städte: 
Ordnungen der öftlihen und der weitlihen Provinzen zu dem Nejultate führen 
werde, daß es gejonderter Städteordnungen für jene und dieſe nicht bebürfe, daß 
mit geringen Zufägen bei den wenigen Punkten, wo eigenthümliche Verhältnifje 
es forderten, eine und diefelbe Städteorbnung für die ganze Monarchie erlaſſen 
werben könne, und fie ftellt ſchließlich aus allen den Gründen, welche einer von 
der Noth nicht gebotenen Sonderung in der Gefeggebung entgegenftehen, den 
zweiten Antrag: 

das hohe Haus wolle der Königlichen Staatsregierung dringend empfeh- 
(en, bei der beantragten Revifion die Frage zu erörtern, ob nicht für 
die gefammte Monarchie — unter Abänderung der in den verſchiedenen 
Geſetzen enthaltenen Beftimmungen im Geifte der im vorjährigen und 
im gegenwärtigen Berichte enthaltenen Vorſchläge, — eine und biefelbe 
Städteordnung zu erlaſſen fei. 


Berlin, den 16. Mai 1860. 


Die Commifion für das Gemeindewefen. 


Grabow (Borſitzender). Matbid (Barnim), [Berichterftatter). Delius. Dr. Kette. 
Eongen. v. Diederihd. Allnoch. Dr. Morgen. 


(Die Anlage folgt im nächften Hefte. ) 
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Zur Gefbichte des Deutfchen Städterechts.*) 


Bis auf Heinrih den Sachfen, den einige Gefchichtsfchreiber den 
Bogelfänger nennen, der aber ver Große zu heißen verdiente, fand man in 
Nord» und Mittel-Deutfchland nur offene Dörfer, vereinzelte Höfe, Klöſter, 
Schlöffer ꝛc. Heimrih überwand die alte Scheu der Dentfchen vor der Be- 
wohnung der Stübte und pflanzte innerhalb der Ringmanern und Thürme, welche 
gegen Feindes-Angriff ſchützten, den Keim der Gefittung und der Freiheit, welchen 
die nachfolgenden Jahrhunderte zur fruchtbariten Entwidelung brachten. 

Gleichwohl hat faft jede deutfche Stadt ihre eigene Gefchichte, und es find 
nur einige Hauptzüge, welche den Urfprung aller aus Einem Stamme und die 
FSamiltenähnlichfeit in dev Verwandtſchaft mehrerer untereinander zeigen. 

Es waren drei verfehledenartige Gewalten, von welchen die Entwidelung 
ber Inneren ftäbtifchen Verhältniffe ausging; die landesherrliche der Fürften; die 
eigentlich vichterliche des Vogts, und die bingerliche, urfprünglich nur verwal- 
tende, dann mit der Gemeinde die inneren Ordnungen durch Wilffüren feft- 
jtellende der Rathmänner. 

Der Fürft erhielt von den Städten feine ordentlichen und, nach bem 
Willen der Bürger oder, wo man fie nicht zwingen konnte, erbetenen außerorbent- 
lichen. Steuern; er erhob feinen Zins von Grundſtücken und Gerechtigfeiten, fo 
weit er diefe nicht veräußert hatte, befaß die oberfte Gerichtsbarkeit, wo er fie 
nicht aufgegeben hatte, ertheilte Freiheiten und Nechte für die Bürger, infofern 
dieje nicht beftehenden Rechten und Freiheiten entgegen waren, beftätigte bie 
durch Wilffüren getroffenen Anordnungen für Innungsjachen und andere Gegen: 
ftände der Verwaltung und des Verkehrs, -obgleich diefe Willfüren für die Ge- 
meinde in ber Regel ohnehin gültig waren. 

Die Fürftlihe Gewalt war fohin nach der einen Richtung bin eben fo uns 
beftimmt und ausbehnbar, als fie früher nach der anderen Richtung Hin feftge- 
ftellt und begrenzt war; es mochte dies nun ausgefprochen ober nur gefühlt 
werben. Immer mochten, fo lange noch Gefühl für Freiheit und Necht bei ven 
Bürgern allgemein lebendig war, die Fürſten die Freiheiten und echte ver 
Städte vermehren, nicht aber beeinträchtigen, ohne ben jtärfften Widerftand zu 
finden. Doch blieben ihnen noch immer größtenteils diejenigen Rechte über die 
Städte, welche fie im Allgemeinen über Landſtädie hatten, da mur wenige Ge- 
meinden fich zu der hohen Selbftftändigfett der deutſchen Reichsſtädte erheben 
konnten. Webrigens kümmerte man fich im Mittelalter weniger um allgemeine 
abftrafte Begriffe, als um Thatſachen; es handelte fich nicht um mögliche, unter 
irgend denkbaren Umftänden auszuführende, ſondern um beftimmte Rechte, deren 
Bebürfnig man fühlte, die entweder jchwantende Verhäftnifje ordneten oder ſonſt 
von augenblidlicher Wichtigkeit waren. 

Der Anleger einer Stadt. zu deutſchem Nechte war feinem Stande nad 
ewöhnlih vom Adel. Er übernahm die gefammte Einrichtung der alten ober 
nlage der völlig neuen Stadt. Für feine Mühe und aufgewenbeten Koften 

erhielt er die Erbvogtei. Die Erbvogtei war ber Vögte erbliches, auch) 


auf Frauen und Kinder beiderlei Gefchlechts übergehendes, felbit theilbares 
Eigenthum. 








*) Als Quellen find vorzugsweife bemutst: Geſchichte des deutſchen Recht® von 
G. Beleler I, Bandes, N 1860. Urkundenſammlung aut — 
des Urfprungs ber Städte von Tjiſchoppe und Stengel. Hamburg. 1882. Geſchichte 
don Stengel, J. Theil. Bresfau. 1858. 46* 
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Es Fonnte indefjen das Amt des Erbvogts meift nur einer ber Befiter oder 
ein beftellter Verweſer, oder auch ein ftellvertretender Unterpogt verwalten. Die 
Erbvogtei oder auch einfach Vogtei in den deutichen Städten umfaßte Freiheiten, 
Rechte, Befitungen, Einkünfte, Nutzungen, Befugniffe und Pflichten ſehr ver: 
fchiedener Art. Alle deutfchen Städte wurden von der gewöhnlichen Gerichts” 
barfeit der Kaftellane und anderer fürftlichen Beamteten ausgenommen. Sie 
itanden in diefer Beziehung nur unter den Fürften und bilveten unter ihren 
Bögten als Erbrichtern für die Verwaltung des Rechts, und bald unter ihren 
Nathmännern für die Verwaltung des Gemeinweſens ein gefchlofjenes Ganze. 

Ueberall hatte der Erbvogt ein Freihaus, welches von allen Abgaben, 
Leiftungen und Dienften befreit war. Es gebörte ihm ſodann faft überall ein 
Antheil an den Fleiſch- Brod- und Schuhbänfen der Stadt. In einigen Städten 
gehörte dem Vogt der Kuttel- oder Schladht-Hof, das heit der Ort, wo alles 
Vieh geichlachtet wurde. ferner hatte der Vogt einen Antheil an den Tuch— 
fammern, den Kramlävden, dem Schrotamte, d. h. dem Bierverlage im Ganzen, 
dem Grundzinje und dem Marktzolle. In einigen Städten erhielt er das Recht 
zu jagen und zu fiſchen, das Fährrecht, und durfte Mühlen und Fiſchteiche 
anlegen. 

* Grundſtücken erhielt der Vogt einen Theil der zur Stadt gehörigen 
Aecker, in der Regel die ſechſte bis zehnte * oder eine beſtimmte Anzahl der— 
felben von vier bis zwölf Hufen, ferner einen Theil der fogenannten Gärten, 
auch wehl Wald und Gehölz, Alles zufammen frei vom Zehnt und Zins. Bor 
Einführung des Magdeburger Rechts hatte der Erbvogt auch die meiften Be— 
fugniffe der machherigen Rathmänner. Die Aufficht über Speifefauf, faljches 
Maaß, Scheffel, Elle und Wage und die Einnahme der gewillfürten Strafen, 
die Aufnahmen in die Innungen und den Erbzins, den die Handwerker ent- 
richteten. 

Der Vogt hatte dafür urfprünglich die Verpflichtung, die Stadt nad 
deutſcher Art einzurichten, ſie jelbjt, wie die ihr zugehörigen Aeder zu —* 
den Grundzins einzuſammeln und an die Grundherrſchaft — e 
Hauptſache aber blieb die Gerichtsbarkeit, welche ungetheilt beſeſſen oder 
doch verwaltet werben mußte. In der Regel hatte der Vogt die niebere, nur 
ausnahmsweife und meijtens erſt jpäter durch befondere Verleihung, die obere 
Gerichtsbarkeit in der Stadt und ihrem Weichbilde. N. 

Das Wort Weichbild kommt feit dem zwölften Jahrhundert beſonders in 
Norddeutſchland vor; im nicht ſächſiſchen Quellen entjpricht ihm‘ burgbann, 
stadtfriede. Die Ableitung des Wortes ift auch jegt noch nicht ganz Har. Nach 
Eichhorn, deſſen Anficht jet als allgemein aufgegeben bezeichnet werben kann, 
füne e8 ber von weich-sanctus und bezeichnete Heiligenbild, das Bild des Stifte- 
Heiligen, welches auf den Grenzen jedes geiftlihen Territoriums aufgeftellt war, 
und dann abgeleitet die bifchöflihe Immunität, an deren Grenzen bie Heiligen- 
bilder ftanden, und die Stadt. In einer jpäteren Auflage m Nechtögefchichte 
jtellte Eichhorn eine andere Ableitung auf: Wie, ‚Weich, ſoviel als ‚Stadt, 
Weichbild, foviel als Staptbild, Rolandsbild, welches als Symbol des Könige- 
friedens in den Städten ftehe. — Nah Mone iſt das Wort feltifchen Urfprungs 
und jtammt her von gwig, Ort, Wohnplag, und pill, Feftung, alfo b 
Ort, d. h. eine Stadt. — Die vichtigfte unter alfen Erflärungen feheint diejenige 

fein, welche Möſer in feiner Ösnabrlchifepen Geſchichte Ti gl 

ammte bas Wort von Wich, Dorf, Stapt, und bilden oder bolen, d. h. & 
zirleln, alfo ein bezirktes Dorf, eine abgefchloffene Gemeinde. — Die am 
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eingehenditen von Gaupp burchgeführte, von Vielen vertheidigte Anficht, daß das 
Wort urjprünglih Stabtrecht bedeute, und daß Bild foriel als Recht entweder 
von demjelben Stamme herfomme, wie das englifche bill (echt, Geſetz; ver 
Gegenſatz unbill, unbilde; ferner billig), oder ſoviel wie Spiegel in Sachfen- 
jpiegel u. ſ. mw. bedeute, kann nicht ‚befriedigen. Denn e8 würde dann Weich- 
bilosrecht, eine Tautologie enthalten, und außerdem iſt es auch umvahrfcheinlich, 
daß man nach der abjtracten Bedeutung Jus eivitatis dazu gefommen wäre, and) 
die Yocalität, in welcher das Recht gilt und dann auch das einzelne Grundſtück 
mit bemfelben Wort zu bezeichnen. — Stobbe endlich jagt, daß das Wort nicht 
on urfprünglich das Stadtrecht bezeichnet habe, gehe daraus hervor, dag man 
r Stadtrecht meiſtens nicht Weichbild allein, jondern Weichbildrecht fage, 

Recht, welches in einem Weichbilde herrfche; und er kommt durch Aufführung 
verfchiebener Urkunden dahin, daß das Wort zu der Bedeutung: das in dem 
erimirten Bezirk geltende Recht gelangt fei. 

Der Vogt hatte aljo die Gerichtsbarkeit im Weichbilde der Stadt. Wer 
im Gerichtsfprengel der Stadt wohnte, mußte vor. dem Erbvogte zu Recht jtehen, 
und burfte vor fein anderes Gericht, außer in Appellationsfällen, geladen werben. 
Der Vogt bezog von allen Strafgefällen feines Gerichtsfprengels den dritten 
Theil oder dem dritten Pfennig, weshalb die Erbvogtei oder das Erbgericht auch 
zuweilen der „dritte Pfennig” genannt wurde, weil eben die Rechtsverwaltung 
immer das Wefentliche der Erbvogtei blieb. Die oberite Gerichtsbarkeit über 
die Städte hatte der Fürſt. Er übte fie durch feine Hofperichte (judieia curiae). 
Nur ausnahmeweife erhielt, wie es jcheint, gleich bei der eriten Bewidmung ber 
Stadt Breslau mit deutſchem Rechte, der Erbvogt die obere Gerichtsbarkeit. 
Auch in allen bifchöflichen Städten hatte der Vogt vom Anfange an das Gericht 
über Leben und Tod. Gleichwohl hatte aber auch dann noch das Bogteigericht 
kr Juſtanz, von welcher der Zug oder die Appellation an das Hof- 
gericht ging. 
Es finden fich fichere Spuren vor, daß der Vogt außer den bisher bezeich- 
neten Befugniffen, deren noch im großen Umfange und anfänglich vor der Ein- 
führung des Magdeburger Rechts auch Alles, was wir Polizeiaufficht und Straf- 
gewalt nennen, übte. In manchen Stäpten hatte er fogar das Recht, den Rath 
und die Schöffen zu ernennen, jo daß fait das ganze Stadtregiment in feiner 
Hand war. | 

Die Urtelsfinder in alfen deutſchen Gerichten, alfo auch in den Vogtei- 
Gerichten der Städte, waren die Schöffen, ihrer Zahl mach fieben oder eilf, 
welche mit Zuziehung ber wißigften Bürger gewählt wurden und dem Erbvogte 
ſchworen, das Recht zu finden und zu geben, d. h. Urtel zu füllen, welche der 
Bogt dann verkündete und vollzog. Wahrfcheinlich bilveten die Schöffen in der 
Regel ein dauerndes gefchlofjenes Collegium; fie hatten an der Rechnungsabnahme 
der Rathmänner und am ber Aufficht über die Inmungen Theil, und wie ver» 
ſchiedenartig auch und auf wie Lange oder furze Zeit die Schöffen gewählt wer: 
den mochten, ſoviel ftand wenigftens feft und gab den Bürgern Rechtsficherheit, 
daß fie aus. der Bürgerſchaft genommen wurden. Die Schöffen wurden durch 
ihre Sprüche und Weisthümer die eigentlichen Fortbilder des deutſchen Rechts. 

Den eigentlichen Hauptbejtanbtheil, ven wahren Stern aller Grundlagen 
ftädtifcher Einrichtungen bildete aber die freie Gemeinde der Bürger. t 
ihrer völligen Entfaltung wurden die e ganz und die Fürſten fait ganz bes 
feitigt. Allerdings entwickelte fich das Wefen der Bürgergemeinde, als ſolcher, 


in jever Stadt nad) derſchiedenen Richtungen hin nicht immer zu gleichmäßiger 
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Höhe. Dennoch tritt bei großer Mannigfaltigkeit auch bier das allen Gemein— 
ame deutlich hervor. Die Heineren Städte verhalten fi zu den größeren, wie 
der im Wachsthume durch mancherlei Ungunſt im Boden, der Lage unb anderes 
Mißgeſchick gehemmte und zuweilen verfrüppelte und darnieder gebrüdte Baum 
zu dem, welcher alle Hinderniffe befiegt hat, dem vom Scidfale die Gunft r 
Theil wurde, durch immerfort erhaltene und vermehrte Nahrungskraft ſich mächtig 
und frei zu entfalten. 

Die Bürger der Stabt bildeten eine gefchlofjene Gemeinde. Bon ber 
Bürgergemeinde ging die Erwählung ihrer VBorftände oder Behörven, der Rath- 
männer, der Aelteften, der Gefhworenen und Innungsmeifter, oft 
ſelbſt der Schöffen, entweder völlig aus, oder fie hatte doch Antheil an der 
Wahl, welche fie nach und nach mit größerem oder geringerem Erfolge ganz in 
ihre Hand zu befommen ftrebte. Don den Vorftänden der Bürger wurben bie 
Ordnungen ihres Gemeinweſens eingerichtet, Geſetze, welche gegeben, Strafen, 
welche verhängt werben follten, berathen und von den Bürgern felbjt dann ges 
nehmigt. Es ift mit Ausnahme des Vogtes fein Gegenstand ber ftäbtifchen Ein: 
richtungen innerhalb der Mauern, welcher nicht unmittelbar oder mittelbar von 
der Gemeinde ausginge, oder woran fie nicht wenigſtens Theil hatte, es mochte 
Handel und Gewerbe, Ordnung und Sicherheit der Stadt, deren Beſitzthum und 
Rechte, oder fonft etwas betreffen. 


Die Bürgerverfammlung ift der Mittelpunkt des gefammten ſtädtiſchen 
Lebens. Sie trug in fih die Keime zur freien Verfaffung und Verwaltung, die 
fih nach und nah, unter mannigfachen Bewegungen und jelbft Stürmen, aus 
ber urfprünglich in den Städten vorhandenen Ariftefratie immer mehr zur Demo» 
fratie entwidelten. 


In den Urkunden des 13. Jahrhunderts und noch fpäter finden wir bie 
Bürgerverfammlungen unter den Namen: Bur-Gericht, Bur-Ding, Por-Ding, 
Par-Ding, Bur-Sprache, Bur-Richte, 

Der Name bedeutet offenbar ein Bürgergericht oder Ding, urfprünglich ge- 
wiß in der weiteren Bedeutung von Berfammlung. Dies beweift die Urkunde 
des Herzogs Boleslaus III. vom Jahre 1325 für Goldberg, in welcher diefer 
Inat: confirmamus civibus in Goltberg omnia jura, quibus cives nostri 

egnicenses, sive in plebiscito judicio, quod vulgariter Voytding dicitur 
sive in Judicio civitatis, quod Burgerding vocatur, perfruuntur. In Osna- 
brüd finden wir bereits im Jahre 1225: judicium nostrum civile civitatis 
Ösnabrugensis, quod Burichte vulgariter dieitur. ine altteutfehe Gloſſe 
giebt: Municipale congestum durch: Gebure Gedinch, 


Als Bürgergericht faßte das: Bur-Ding Ende des 14. Jahrhunderts auch 
Nicolaus Wurm in feiner Blume auf, indem er auf die Frage: was eyn Por: 
bing fei, erwibert: Eyn Pording ift, das man außer rechten Dingetagen hegit, 
alfo umbe Gabe adder Schult eyme wegefertigen Manne adder Gafte adbir zu 
eynir andern Weyſe, zo mag ber Richter einis fottan Orteild fragen: N. ſeht 
umbe eyn Recht gefraget fint das man won mir Gerichtes mutet und begert, ab 
is Dinges Gzeit ſey? worauf er den Schöffen antworten läßt: Es iſt Gzeit 
fint man i8 begeret von Rechtiswegen. Daher fagen die Markgrafen Otto und 
Konrad von Brandenburg in einer Urkunde für Stendal vom Jahre 1297: ut 
nostri consules Stendalienses judicium cum universitate habeant, quod 
Burding dieitur et omnino teneant sicuti Burgenses Magdeburgenses tenere 
in omnibus dinoscuntur, 


« 
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Beim Rathewechfel und fonft wenn es möthig war, wurden bie Bürger 
durch die Sloden zur Bürgerverſaumlung oder bem Burdinge eutboten. Auf 
dem rings von Saͤulengängen oder Lauben umgebenen Marlte, ober vor bem 
Rathhaufe mitten auf dem Marlte erfchienen fie. Der alte Rath dankte für bie 
ihm bewieſene Freundſchaft und für dem ihm geleifteten Gehorfam und wies bie 
Gemeinde an den neuen Rath. Der neue Bürgermeifter jtand mit dem neuen 
Rathe bewies ſich demüthig gegen die Gemeinde und fragte ſie, ob ſie wolle 
bei den Geboten bleiben, welche er verfünben werde, alte oder neue. Sagten 
die Bürger: Ja, fo verfündete der Stadtfchreiber ftehend, won ber Stabt wegen, 


jedes Gebot mit feiner Buße (der darauf gefegten Strafe). 
So wurben die Bürgerverfammlungen die eigentliche Quelle der Aus- und 


Fortbildung ftädtifcher Ordnung und Freiheit durch Willfüren. 
die Bürgerfchaft in den verſchiedenſten Beziehungen 


man die Satungen, welche 


So nannte 


machte. Häufig gewährten die Fürjten ausdrücklich den Städten dieſe mit dem 
Magdeburger Rechte eng zufammenhängenden Rechte zu Willfüren, wie fie auch 
manche Wilffüven der Städte ausprüdlich beftätigten. 


Um durch ein Beifpiel die Form und den Anhalt felcher merkwürdigen 
Willfüren deutlich zu machen, wollen wir das Wefentliche einer der älteſten an- 


führen, welche auf und gekommen ift. 


Anno domini millesimo trecen- 
tesimo undecimo, in octava sancti 
Martini, judices, magistri civium, 
consules et jurati universitasque se- 
niorum in Lewenberch, unanimiter 
deliberato animo, proıniserunt ut 
infra scripta, que inter se dictarent 
pro utilitate diete civitatis, vellent 
perpetuo conservare. 


1) Primo, quemeunque magister 
civium (et cives) vocaverit et non 
venerit, debeat pro loto impignorari. 


2) Item, quicunque nocturno 
tempore luserit circa lumen, tam 
hospes quam lusor, debet dare fer- 
tonem. 


3) Item, quicunque non plenam 
dederit mensuram in potu I lotum, 
in medone ?/, fertonem, in vino fer- 
tonem, et hoc quocienscunque tales 
fuerint aceusati. 


4) Item, quicunque foris civita- 
tem residens in ıpsa civitate brasiat 








*) Ein Birbum 
Bart = 7 Ehe. 20 Sgr. 8 Bf, ein Loth = 


— 
— 


1 Thlr. 27 Sgr., ein halber Birbung 


So heift e8 denn: 


Noch Gotis Geburt tufint Jar dri— 
hundirt Zar in dem eilftin Jare, achte 
Tage noch fente Mertins Tage, Ric 
ter, Burgermeiftir, Notluthe unde by 
Gesworn unde dy Gemeyne der Eldirn 
in Lewinberg habin globit mit einandir 
mit bedochtim Mute, daz hi unbin bes 
ichrebin ftet, waz ſy undir yn machtin 
u Nucze der vorgenantin Stat, daz 
y daz ebiclichin wölbin haldin. 

Czu dem erſtin Mol, wenn ber 
Burgermeiftirv und dy Burger czu in 
rufin unde noch im fendin unbe nicht 
enfumt, den fal man pfenbin wor ein 
Lot.*) 

Ouch wer des Nachtis ſpelt by Lichte, 
der fal gebin ein Virbunc unbe ber 
Wirt, in des Hus her fpeilt, ouch ein 
Virdunc. 

Ouch, wer Wannos gebit an Bire, 
eyn Lot; an Methe, eyn halbin Vir⸗ 
dume, am Wine, eyn Virdunc, alſo dicke, 
als ſy beſayth werdin unde doran 
vundin werdin. 

Ouch wer vor der Stat ſiczit unde 
in der Siat melczt unde brüet adir 


— 28 Sgr. 6 Pf, eine 


14 Sgr. 4 Bf., vier Scot = 1 Thlr. 8 Sgr. 
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vel praxat seu quodeungue merci- 
monii egerit, similem exaccjonem in 
vigiliis ut alter eivis dare debet, et 
si bona sua negaverit omnibus pri- 
vari debet. 


5) Item volumus, ut carnifices 
terminum, qui Innung dicitur, solum 


usque ad festum Michaelis teneant 


et tunc resignent. 


6) Item, volens propinare cere- 
visiam, debet convenire domum per 
integrum annum et jus civile ac- 
quirere, ( 


7) Similiter omnes, cujuscunque 
operis, volentes opera sua exercere,; 
debent jura civilia habere, qui, si 
dicta jura non habuerint, debet dare 
fertonem. J 

8) Item, quicunque nobilis, miles 
vel militaris domum alicujus civis 
intraverit et non solutis debitis ex- 
pensarum aliam intrare voluerit, 
nullus ipsum colligere debet et. ei 
post exitum secundario ipsum rece- 


perit, primo hospiti debitum primum 


solvat, 

9) Item, quod omnes pannifices 
annos suos de bona substancia facere 
ebent, in longitudine XXXIIII or 

ulnarum, quod sinon fecerint, emenda 
1/, ferto, 


10) Item volumus et ab antiquo 
est perductum, quod nullus filius 
alicujus magistri, videlicet carnificis, 
pistoris seu sutoris debeat occupare 


unum scampnum nisi XVIII anno- 


rum et jura civilia faciat sicut alter. 


11) Item, ducens fimum de civi- 


tate et non residens in ipsa debet 


in festo Walpurgis dare !/, fertonem 


et Michaelis tantum, 


| 12) Item, qui fimum ante festum 
Walpurgis non eduxerit, debet dare 
Y/, fertonem. ; 


welchin Kouffchacz Her tribit, ber fal 
Ichoffin als ein andir Burger. Iſt daz 
ber fing Gutis vorloufint, fo fal man 
fih alle fins Gutis undirwindin. 


Ouch wolle wir, baz di Blehſch— 
houwer ben eynin Tag haldin, der Ir» 
nunge gemant ift, uf fenthe Michils 
Tag unde denne uflafitı. 


Ouch wer Bir wil ai ber fal 
mitin ein Hus von fenthe Michils Tag 
ein gancz Jar unbe ſal Burgerreht 
gewinnin. 


Duh, wer Bir ſchenkit, ber fal 
gebin czuvor vier Scot czu Geſchoſſe. 


Ouch, wer fin m tribin wil 
in der Stat, der ſal Burgerredht ge: 
winnin, ift daz bes nich hot, fo fal ber 
gebin ein Birbunc. 


Duch, wel Rittir abir Lantherre 
in eins Burgers Hus czuet unde hm 
nicht ſin Koſtgelt gebit unde wil in eins 
andirn Burgeris Hus czin, den ſal ni⸗ 
mant herbergin, her engebe denne dem 
erſtin Wirte ſin Koſtgelt unde andir 
ſine Schult. 


Duch alle Gewanthmacher ſullin Ge: 
wanth machin von gutir Wollin unde 
von gutir Habe, in der Lenge vier unde 
driſie Elin, tun ſi des nicht, ſo iſt di 
Buſe ein halp Virdunec. 


Ouch wolle wir als von Aldir ge— 
weyſt iſt, daz keyns Meiſtirs Son, 
Vleyſchhouwers, Beckers, Schubortin, 
eynir Banc ſich undirwindin ſulle, ber 
ſy denne von achczen Jarin unde ſal 
alle Burgerrecht tun als ein andir. 


Ouch, wer Miſt us der Stadt vuert 
unde dorinne nicht geſeſſin iſt, der ſal 
gebin uf ſenthe Walpurgetag ein halbin 
Virdunc unde uf ſenthe Michilstag ein 
halbin. — 

Ouch, wer ſinin Miſt vor ſenthe 
Walpurgetag nicht us vuert, der ſal 
gebin ein halbin Virdunc. 
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13) Item, quod in nulla area, in 
qua domus fuerit, exinde non debeat 
brasiatorium edificari. 

14) Item, quod in nulla heredi- 
tate, pertinenti ad eivitatem, quis- 
quam debeaf hereditarii census quic- 
quam vendere vel dare. 

15) Item, quod omnis afferens 
pisces et aperuerit eosdem, debet 
continuare ad tertium diem et si 
quis simul. eosdem infra triduum 
emerit, debet impignorari pro fertone, 


16) Item, quod nullus debeat 
piscare in aqua peditando, 

17) Item, omnis sarciens pannos 
et non habens .cameram propriam, 
debet impignorari pro I marca. 

13) Item volumus, quod omnis 
volens . vendere pannum, integrum 
stamen, vel textor vel hospes, debet 
stare in mercatorio, et si in alio 
loco vendiderit, pro fertone debet 
impignorari. 

19) Item, quod omnis contrahens 
in civitate, qui filium vel filiam ceivis 
duxerit, debet frui libertate in exac- 
tione per annum, sed defeotum mo- 
netae debet dare. 

20) Item, quod omnis debens vi- 

ilare et neglexerit, debet dare 
oe J—— 

21) Similiter et super valvam, 

qui neglexerit, fertonem, 


DOud, uf fehne Hofftat, do vor ein 
geftanbin hat, ſal man kein Melcz— 
us bumin. 
Ouch, uf feyme Erbe daz czu ber 
Stat gehort, fal man keyn erblichin 
Czins vorfoufin noch gebin. 


Duch, alle, bie Visſche herbrengin 
unde bi fi ufslon, bie fulfin methe ſteyn 
bis an den drittin Tag, unde wer ſi 
mit ein andir kouft bin dem drittin 
Tage, den ſal man pfenddin vor einin 
Virdunc. | 


Ouch, fal nimant visſchin czu Vüfe. 


Ouch wer Gewanth fnidit und hat 
nicht eyn eygin Kamir, den fal man 
pfendin vor ehne Marc. 

Dub, ein iezlichir, der vorkoufln 
wil ein gancz Tuch, her ſy ein Wollin- 
webtr abir ein Gaft, der fal ſteyn in 
dem Konfhufe; ſteyt her an eynir 
andrin Stat, man fal yn pfendin vor 
eyn Birdunc. 

Ouch, Luthe dy fich- vorandirn unbe 
beyde Burtic fin ns ber Stat, fullin 
ſchosvri fin ein gancz Jar. 


Ouch, wer da wachin fal unde di 
Wache vorfumit, den ſal man pfenbin 
vor ein Lot. | 

Glicherwis, wer borfumt dy Wache 
abir das Legir uf deme Tore, den fal 
man pfendin vor ein. Virbunc, 


Willkuren diefer Art pflanzten ſich anfänglich offenbar durch mündliche Weber- 


Tieferung 


größerer Nechtöftoff, mit deſſen Sammlung fich bie Stabtfchreiber 
Stabtbücher ein, die Privilegien, welche den Stäbten bei ihrer 


Ste trugen in bie 


erſten Gründung und fonft von den Fürften waren ertheilt worden, 


in der Gemeinbeverfammlung fort. Es häufte fich aber bald ein 


bejchäftigten. 
Statuten, 


einzelne Urtheile, Welsthümer, Rechtsbelehrungen von anderen Stübten und folche, 
welche die Stadt felbft an andere geſchickt hatte, u. ſ. w. 
Diefe Stabtbücher bildeten hinfort das gefchriebene Recht, neben welchem 


jeboch, wie man es nannte, 


auch ungefchrieben ſtadtrechtlich galten, 
bie Aufgabe nahe, das geltende Recht und dabei auch das unge- 


Es I 


gute löbliche 
wie gefchriebene Willlüren oder Geſetze. 


ewohnbeiten beftanden, welche 


ſchriebene Gewohnheitsrecht in einheitlicher Redactton zu verarbeiten und es 
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wurben baher feit der Mitte des 13. Jahrhunderts in den Städten Nord» und 
Süd-Deutfchlands Commiffionen niedergefett, um das geſammte öffentliche und 
Privatrecht nach den vorhandenen Materialien in einem Stabtrecht zufammen zu 
jtellen. 

Aus der großen Zahl gedrudter Stadtrechte heben wir einige ber wichtigften 
und bebeutendften hervor: 

1. Augsburg erhielt im Jahre 1104 ein Privilegium, welches Friedrich I. 
im Jahre 1156 oder 1157 im Wefentlichen nur wiederholte. Mit Genehmigung 
Rudolfs v. Habsburg anno 1276 wurde von einer Commiffion von vier Män- 
nern zwifchen den Jahren 1276—1281 das gefammte in der Zwifchenzeit ange: 
wachfene Material und das Gewohnheitsrecht zu einem Stadtrecht verarbeitet. 
Es wurde fpäter zu verfchtedenen Zeiten noch durch eine Reihe neuer Beſtim— 
mungen fehr vermehrt. Neben dem Stadtrecht bediente man fich in Augsburg 
auch des gg In 

II. Die dem Bifchof und Kaifer unterworfene Stadt Straßburg erhielt 
feit dem Anfang des 12. Jahrhunderts eine große Reihe von Privilegien. Das 
ältefte umfangreiche Stadtrecht in 118 Abfchnitten handelt im Wefentlichen nur 
von dem Verhältnig des Biſchofs zur Gemeinde, von den Rechten feiner Beamten 
und ben Verpflichtungen der Innungen; es ift in einer doppelten Geftalt erhal- 
ten; die lateinifche gehört wahrfcheinlich dem Ende des 12. Jahrhunderts, bie 
beutfche dem 13. Jahrhundert an. Ein Stadtrecht aus dem Anfange des 
13. Jahrhunderts ift noch nicht gebrudt; ein ferneres Statut aus der Mitte 
des 13. Jahrhunderts enthält nur criminalrechtliche und polizeiliche Beftim- 
mungen. 
II. Außer ven Privilegien, welche Göln im 13. Jahrhundert in großer 
Zahl erhalten bat, befigen wir in einer Wiederholung und Beftätigung vom 
Jahre 1169 eine Urkunde über das Recht des Advocatus und bes Vicecomes 
in der Stabt, deren Original (privilegium, cujus scriptum vix ex nimia 
vetustate intueri poterat) ſehr alt gewefen zu fein fcheint; ferner einen Schieds⸗ 
fpruch zwifchen dem GErzbifchof und der Gemeinde, welcher die Verfaſſungsver— 
bältniffe oronet u. f. w. Die Grundfäge über Privatrecht und Strafrecht, 
welche in Cöln galten, find nur aus Stabtrechten befannt, welchen das Cölner 
Recht gi Grunde liegt. 

IV. Freiburg im Breisgau, welches im 11. Jahrhundert gegründet war, 
erhielt im Jahre 1120 von Herzog Conrad von Zähringen ein Stadtrecht, 
welches ſich auf die Verfaſſung, Strafrecht, Procek und auf das Privatrecht be— 
zieht; daſſelbe bejtimmt, daß Streitigfeiten und Zweifel über Rechtsſätze nach 
bem Recht anderer Städte, befonders von Cöln zu entfcheiden feien, und es ift 
wahrfcheinlih, daß in das Privileg Cölnifche Elemente aufgenommen find. Im 
Anfange des 13. Jahrhunderts entftand der Stadtrodel, in welchem der Rath 
die Privilegien und gewohnbeitlichen Rechtsfäte verarbeitete; er wurde im Jahre 
1275 deutfh im Entwurf bearbeitet und 1293 mit einigen Modificationen als 
Stadtredht angenommen. Auch diefe neuere Redaction nimmt auf das Cöluer 
Recht öfter Bezug. Im Jahre 1282 gab Rudolf v. Habsburg ber Stadt 
außerdem das Recht von Colmar, welches gleichfalls auf Cölner Recht gegründet 
en Das Stabtreht ven Freiburg wurde Mutterrecht für viele Fehmäbifche 
Stäbte. 

V. Die weftphältfche Stadt Soeſt hat eine alte lateiniſche Willlür 
(antiqua et electa susattensis oppidi justicia), wahrſcheinlich aus ber zweiten 
Hälfte des 12. Jahrhunderts, welche nicht durchweg als Wilffür erfcheint, ſondern 
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in einer Verarbeitung von gejeßlichen und Gewohnheitsrecht befteht und Be- 
ftimmungen aus verfchievenen Zeiten enthält. Cine erneuerte Nedaction entſtand 
in der Mitte des 13. Jahrhunderts. Das Stadtrecht handelt ohne fpftematifche 
Anordnung der Paragraphen von den Beamten, den Gerichtsverfammlungen, den 
Schöffen, von Verbrechen, dem Beweis der Verträge, von der Gefahr bei ver- 
pfändeten Sachen, dem Verkauf von Grundftüden, falfhem Maaß, verbietet den 
gerichtlichen Zweilampf u. j. w. Es wurde um die Mitte des 14. Jahrhunderts 
in mieberfächfifcher Mundart bearbeitet: Dey nude Schrae der Stadt van Soist 
und mit neuen Rathswillfiiren und fonftigen Zufägen bis in die Mitte des 15. 
Jahrhunderts vermehrt. 

VI. Lübeck erhielt von Heinrich dem Yöwen in unbeftimmter Zeit, wahr- 
fcheinfich nach dem Mufter von Soeft, ſtädtiſche Verfaffung; eine Urkunde, welche 
die Rathswahl betrifft, ift nur in einer fpäteren miederfächjifchen Lebertragung 
erhalten. Im Jahre 1163 oder bald nachher gab Heinrich der Löwe ber Stabt 
ein Privilegium, vom welchem Chroniften berichten, und welches Friedrich 1. im 
Jahre 1188 in fein Privilegium aufnahm, durch welches er der Stadt nach dem 
Sturze des Löwen ihr bisheriges Necht betätigte. Noch unter Heinrich, wahr: 
ſcheinlich vor 1170, entftand ein ausfirhrliches Stadtrecht, dejien Original ver- 
loren ging; es ift in mehreren lateinifchen Necenfionen des 13. Jahrhunderts 
erhalten. In feinen Beſtimmungen fcheint das Necht von Soeſt bemugt zu fein, 
ohne daß das Lübecker eine bloße Webertragung des Soefter Rechts wäre; denn 
es enthält daſſelbe auch viele ihm eigenthümliche Vorjchriften. 


Am Anfange des 13. Jahrhunderts erfolgte eine deutſche Bearbeitung, 
welche manche Süße der latelnifchen Redaction ändert und einzelne Zufä 
macht; ein großer Theil derfelben befteht aus Nathswillfüren, welche im Yaufe 
der Zeit ergangen waren und fich auch in der Form als folche zeigen: De 
ghemene Rat ıs des to rade worden, dat u. f. w. Obgleich dies deutſche 
Stadtrecht ohne öffentliche Autorität entftand, gelangte es zu derfelben doch bald 
dapurch, daß es anderen Städten, welche um Mittheilung des Lübiſchen Rechts 
baten, als Inbegriff dejfelben überfandt wurde. Allmälig wurden Zuſätze ge- 
macht, welche den neuen VBerhältniffen und der weiteren Fortbildung des Rechts 
entfprachen. 

Außer dem eigentlichen Stadtrecht ſchickte Lübeck an Städte, welche mit 
feinem Recht bewidimet waren, auch Weisthümer über einzelne Rechtsfragen; 
nach Kiel wurde im Jahre 1270 ein kurzes Weisthum in fieben Sägen über 
Bererbung, Hereinziehen vom Lande nach der Stadt, Streitigfeiten und Schlä- 
ereien, Widerfeglichkeit gegen Rathöperfonen, Streit über geraubte Sachen ge- 
Fenbet, Ferner find Weisthümer von übel auf Anfragen des Raths von 
Elbing bekannt. 

Im Anfange des 15. Jahrhunderts wurde das Hamburger Recht von 1270 
dem Kübecker in den Handfchriften angehängt und fpäter mit demfelben zu einem 
Ganzen verarbeitet, wobei man dann auc dem römijchen Recht einen größeren 
Einfluß geftattete und Stellen aus den hanfeatifchen Necefien und den alten 
Seerechten aufnahm. Jedoch wurben in diefer letzteren Form nicht alle Ver⸗ 
ſchiedenheiten zwiſchen dem Hamburger und Lübecker Recht ausgeglichen und es 
find auch einander widerſprechende Stellen bei der Redaction neben einander 
ftehen geblieben. 

Lübeck beſaß außerdem ein Seerecht vom Jahre 1299, welches mit dem 
Hamburger Seerecht vielfach übereinftimmt, und alte Bauerfprachen. 


VI. In Hamburg batte fich im 12. Jahrhundert das Stadtrecht unter 
dem Einfluß des Soefter und Lübecker Rechts entwidelt und war durch auto, 
nomiſche Beftimmungen fortgebilvet worden. Graf Adolf II. geftattete im Jahre 
1188 ben Hamburgern liberas areas secundum justitiam Lubecensium und 
beftimmte in delinquentibus hec erit justitia, ut ubicumque quispiam pec- 
caverit, ibi Lubecensi jure emendet. Cbenfo erklärte Albrecht Graf ‚von 
—— im Jahre 1212, ut secundum justitium Lubecensium in omnibus 
se habeant, und in einer fpäteren Urkunde, in reliquis jure fruentur Suse- 
tensium et Lubecensium u. ſ. w. So erhielt — durch Privilegien den 
Gebrauch des Lübiſchen und da dieſes auf Soeſter Recht urſprünglich beruhte, 
auch des Soeſter Rechts. 

Das ——— Stadtrecht iſt aus dem Jahre 1270 und hat den 
Namen Ordelbock, da die einzelnen Rechtsſätze auch als Urtheile bezeichnet 
wurden. Es enthält viele wichtige VBorfchriften über Privatrecht und Prozeß und 
übergeht bie Verfaſſung und Polizei; es zerfällt nach einer gewiffen Spitematif 
in 12 Abſchnitte, welche wieder in Paragraphen getheilt find. Cine Vergleichung 
des —— und Lübecker Rechts unter einander und mit den Beſtimm 
des Soeſter und Dortmunder Rechts zeigt eine große Uebereinftimmung in 
zelnen Sätzen, ohne daß fich eine wörtliche oder unbebingte Herübernahme des 
Yübifchen Rechts nachweifen ließe. Neben dem Lübifchen Hecht beuutzte man bei 
der Kedaction von 1270 an vielen Stellen ben Sacbjenfpiegel und zwar in einer 
bereit interpolirten Geftalt; den größten Theil des Stoffe entnahm man wohl 
älteren Rathsftatuten. 

Einzelne Zufäge finden fich in dem Stadtrecht von 1276 und 1277. Die 
Redaction von 1292, welche nur in einer fehr werthvollen gleichzeitigen Hand⸗ 
Ichrift erhalten ift, unterfcheidet fi von der des Jahres 1270 mur durch wenige 
Artifel und eine andere Anordnung. 

Gegen Ende des 15. Jahrhunderts, als man in Folge der zunehmenben 
Bedeutung des römifchen Nechts das Stadtrecht an vielen Bere zu reformiren 
begann, Befchlof im Jahre 1497 der Rath zu Hamburg, fein Etadtrecht einer 
neuen Redaction zu unterwerfen und übertrug diefe Arbeit dem Br 
Dr. juris Hermann Langenbet und den Ehndici Dr. Albert Kranz und M. 
Padebujh. Die Reviſion griff nicht tief ein, indem neben mancher Aenderung 
im Einzelnen nur etwa 12 Artikel neu zugefügt wurden. 

Viele Handfchriften enthalten eine bepr intereffante Stoffe zu biefem Stadt 
recht von dem Redacteur defjelben, jenem Dr. jur. utr, 9. Langenbeck, welcher 
1478 Nathsherr, 1481 Bürgermeifter wurde und 1517 ftarb. Sie ift in ver- 
ſchiedenen Nebactionen überliefert und bemutst ben Sachſenſpiegel und das Weich: 
bild, Die Gloſſe zum fächfifhen Land- und Lehnrecht, zum Weichbild, die Stoffe 
des Accurfius, Bartolus und Baldus, ——— Alexander de Imola, Io: 
hannes Andreae u. ſ. w. und eine große Zahl Hamburger Präjudicien aus den 
Jahren 1490 1516. | 

Wahrfcheinlich älter als die Statuten von 1270 war das are 
Schiffsrecht, welches uns nur in der Geftalt vom Jahre 1292 erhalten ift. 
Redaction der Statuten im Jahre 1497 wurde daffelbe einer beſonders ein- 
gehenden Nevifion unterworfen, durch Artikel aus dem flandrifch - bolländifchen 
Seerechte und dem römifchen Rechte (befonders dem Pandeftentitel ad legem 
Rhodiam) vervolfftändigt und als Abſchnitt P. den Statuten einverleibt. 

- Bremen. Im Jahre 1308 beſchloß der Rath zu Bremen dhat 
se wolden ere recht beschriven und wählte für diefe Redaction 16 Männer 
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aus ben verſchiedenſten Stabtvierteln aus; das Werk fam anno 1304 unb 1305, 
jevenfall® vor 1307, zu Stande. Wenngleich es auch vor dem Jahre 1303 in 
Bremen nicht an neichriebenen Rechtsquellen: gefehlt haben wird, fo ijt doch das. 
Stabtbuch von 1303 und ven folgenden. Jahren die Ältefte Redaction. Das 
voranftehende Stüd (S. 15—43) ift der ältejte Theil und mag vielleicht vor 
dem Jahre 1303 bereits vorhanden gewejen jein; ihm fügte man dann neu auf- 
gezeichnete Rechtsquellen zu: nämlih Statuten von 1304 und 1305 insbeiondere 
polizeilichen Inhalts und die fogenannte menen ordele, welche zum Theil wört- 
lich auch in den Hamburgiſchen, Lübifchen, Rügaiſchen, Stadejchen Statuten 
und dem Sachjenipiegel jteben und von mburg ber innerhalb der Jahre 
1307—-1315 recipirt zu fein ſcheinen. Diefen Gefegen ſchrieb man fpäter noch 
die neueren Erlaſſe bis zum Jahre 1424 und. Urtheilsfprüche von 1330 — 1363, 
zum Theil auch aus fpäteren Jahren auf den leergebliebenen Blättern hinzu. 


Eine zweite Redaction in vier Büchern und einem Anhange entftand ‘im 
Jahre 1428; fie enthält nur die Gefete von 1303 — 1305. und kam bald durch 
eine britte Rebaction außer Gebrauch. | 

Diefe, vom Jahre 1433, wurde größtentheil® aus der erften von 1308— 
1305 herübergenommen. 

Außer ven Statuten, welche ſich auf Criminalrecht, Polizei, Prozeß und 
Privatrecht beziehen, beſaß man in der Yursprafe oder. ündigen Rulle Polizei- 
gefege; dieſe wurden jährlich bis zum Jahre 1756 der verfammelten Bürgerfchaft 
von den Nathhausfenjtern herab vorgelefen; der Name kundige Rulle rührt daher, 
daß die verfchiedenen Beſtimmungen auf einer langen Rolle von aneinander ge- 
näbten Pergamentblättern aufgefchrieben waren. Die. Burfprafe ift in verſchie— 
denen Rebactionen vom Jahre 1450, 1489, 1756 befannt und gedrudt. 


1X. Unter allen Stabtrechten ift das von Magdeburg dasjenige, welches 
in Deutjchland die größte Verbreitung erhalten bat, . und deſſen Ausbildung wir 
am genaueſten verfolgen fünmen. Ä ' 

a) Die ältejte Urkunde über dad Recht der Stadt ift ein Privileg des 
Erzbifchofs Wichmann vom Jahre 1188. Für das Wohl und den Frieden 
feiner Stabt bedacht, hebt er Unbilligfeiten und Härten: früherer Beitimmungen 
nach Beirath der Bifchöfe, Prälaten, Canenici, des Burggrafen und ber übrigen 
Getreuen auf. Das Privileg erhält. neun Beftimmungen, über die Aufheb 
des läftigen Rechts der Vare, ‚über Tödtungen, Verwunbungen und Hänbel, 
das außerordentliche Gericht für diejenigen, welche fich auf eine Reife begeben 
wollen, das Gaftgericht, die Ordnung in ben Bürgerverfanmlungen. Bon 
ftimmungen über bie Verfaffung findet fich nichts, ET 

Aufzeichnungen von deu Schöffen felbit wurden weiter durch häufige Bitten 
von Fürften veranlaßt, ihnen das in der Stadt ‚geltende Recht mittheilen zu 


b) In einer furzen Urkunde von nur 18 Süßen theilen die Schöffen von 
Magdeburg dem Herzoge Heinrich von Polen ihr Recht mit, wie fie es ſchon 
mehrmals für feine neu angelegten Städte gethan hätten. An welche Stadt das 
Weisthum erging, ift moeifelbaft: daß es zu Goldberg aufbewahrt wird, ent- 
ſcheidei noch nicht für diefe Stadt, da die hier erhaltene Urlunde, wie ſich ans 
den bloßen Anfaugsbuchftaben der Namen und dem Fehlen des Datums ergiebt, 
wahrjcheinlich nur eine Copie if. Die Rechtsmittgeilung handelt vom Waaren⸗ 
verfauf im Haufe und auf dem Raufpaufe, von Gemeindegütern, ber Heeres— 
pflicht, dem Lohn des Müllers für das Mahlen des Getreives, non Heimſuchung, 


60 


Pfandrecht, Diebjtahl, ven 12 Schöffen, ver Strafe von 36 Schillingen, Noth- 
zucht, Brandftiftung, Zweilampf, Beweis von Verträgen, Auflage eines Schöffen, 
Verfeftung. Den Schriftzügen nach gehört die Urkunde in das 13. Jahrhundert. 
ce) Weitere ſehr viel volfftändigere Kunde vom Magdeburger Necht über 
liefert ein Weisthum der Hallefchen Schöffen vom Jahre 1235, welche auf 
Ditten des Herzogs Heinrich I. von Schlefien ihr Necht an die Stadt Neumarkt 
ſchickten und es ſelbſt als Magdeburger Necht bezeichneten. Die lateiniſche Ur- 
funde enthält in 46 Paragraphen Beftimmungen über Gerichtsverfaffung, Ver: 
brechen und Wergeld, über Erbrecht und eheliches Güterrecht, Schulden, Erwerb 
des Bürgerrechts, Häuferzins, Gewerke, Innungen, Erbe, Gerade und Mußtheil. 
Dem Inhalt nach zerfällt fie in ſelbſtſtändige Aufzeichnungen des in Halle gel: 
tenden Rechts und in die bloße Mittheilung eines von agdeburg nach Halle 
gejendeten Weisthums, aus welchem man ſelbſt die ummittelbaren Beziehungen 
auf Magdeburg zu tilgen unterließ; die evften 34 Paragraphen febeinen nur 
Magdeburger Hecht zu enthalten, in den folgenden dagegen finden ſich Bezie⸗ 
hungen auf Halle und Neumarkt. Wenn auch in beiden Theilen fih manche 
Rechtsſätze finden, welche mit dem Sachjenfpiegel dem Inhalt nach übereinftim- 
men, jo jehlt es doch an jedem Anhalt dafür, daß dieſer felbft benugt ift. 

Dieje drei Urkunden find lateinifch, die folgenden deutfch gefchrieben. 

d) Auf Bitte Herzog Heinrich's III. ven Schlefien fehicten im Jahre 
1261 die Schöffen und Rathmannen der Stadt Magdeburg ihm und feinen 
Bürgern zu Breslan eine ausführliche Mittheilung über ihr Recht in 64 Bara- 
graphen; fie tft in oberfächfifchen Dinlect gefchrieben und behandelt folgende 
Gegenftände: die Rathmannen, Burdinge, den Burggraf, Schultheif, die hand⸗ 
hafte That, das eheliche Güterrecht, Erbrecht, rechte Gewere, Berwundım 
Auflaffungen, Schuld, Beweis der Verbrechen, Urtheilfchelten, Urfehde, Sübme 
Schläge, Anefang, Streit über die Freiheit einer Perfon, Urtheilfinden , gericht: 
lichen Zweilampf. Nur die eriten 54 Paragraphen enthalten eine Aufzeichnung 
des in Magdeburg geltenden Rechts, welche mit den früheren Dentmälern im 
Zufammenhange fteht; in den folgenden Säten fügten die Magdeburger einzelne 
Stüde, zum Theil von größerem Umfange, aus bem Sacfenfpiegel hinzu, ohne 
daß fih ein Grund erkennen ließe, warum fie gerade diefe und feine anderen 
aufgenommen haben. Die urfprüngliche Nechtemittheilung ſchloß mit dem 64. 
Paragraphen, mitten in einem Artikel des Sachjenfpiegels (1 63 8. 1) und 
enthielt hinter demfelben die Unterfchrift der Magdeburger Schöffen. 

Diefer Urkunde wurden dann — die 88. 65— 79 angehängt; von ihnen 
geben 66—72 die wörtliche Fort — der Stelle des Sachſenſpiegels, in 
welcher die urfprüngliche Nechtsmittheilung abbrach. Die Zujäke behandeln 
weiter die Lehre von dem gerichtlichen Zweitampf, der Rechtlofigfeit, Verfeſtung 
u. ſ. w. Auch fie entſtanden nicht in Breslau, ſondern wurden wahrſcheinlich 
auf einſeitiges Anſuchen der Stadt Breslau von Magdeburg hergeholt. Wahr— 
en wurden fie zwijchen 1261 —1283 dem Weisthum von 1261 zuge: 

even 


©) Abermals fchidten die EEE: Schöffen mit Folge und Will- 
kühr der Rathmannen und der Stadt im Jahre 1295 ven Bürgern von 
Breslau eine Mittheilung über ihr Necht, von welcher es ungewiß ift, ob der 

og oder bie Bürger von Breslau um diefelbe gebeten hatten; aus der Ur- 
kunde ergiebt ſich nur, daß die Magdeburger Schöffen fie nicht am den N 
jondern an die Bürger ſchickten. Ohne das Recht von 1261 oder den’ . 
iplegel unmittelbar. zu benngen, Handelt fie in 23 Paragraphen von Schuld, 


691 


Wergeld, Gewebbe, Buſſe, Befrohndung, lage wegen beweglicher Habe, 
Wunden, Befreiung eines Sohus durch den Eid des Vaters, Verbrechen ver 
Frauen, ‚Erbrecht, Beleidigung der Schöffen, Ungehorfam des Beklagten, Ber- 
Iprechen, Neinigungseid, Klage gegen unmündige Kinder, Befreiung von aus: 
wärtigen Gerichten. 

Seit 1295 erfolgten feine weiteren Weisthümer von Magdeburg nach Bres- 
lau; die Breslauer wendeten fich jegt nur im einzelnen Prozefjen nach Magde— 
burg, um eine Entſcheidung zu erhalten. Aber nach anderen fchlefifchen Städten 
haben die Magdeburger auch noch ferner Rechtsbelehrungen ertheilt, unter wel- 
ben am wichtigften tft: 

f) Die jehr ausführliche Mittheilung in 140 Artikeln, welche im Jahre 
1304 an die Schöffen von Görlig erging, welche Stabt im Jahre 1303 jura 
Magdeburgensia erhalten hatte. Ihr erjter Theil (art. 1—62) bejteht fait 
ganz aus Sägen des Magdeburger Rechts von 1261, 1283 und 1295, welche 
oft nur den Sinne und nicht den Worten nach wiedergegeben werben, und aus 
dem fogenannten Magdeburger Schöffenrebt. Während das Recht von 1261 
in veränderter Reihenfolge wiedergegeben wird, iſt Ordnung und Faſſung des 
Rechts von 1295 beibehalten (art. 43—62). Der zweite Theil (art. 62 bis 
zum Schluß) tft theils aus dem Sachjenjpiegel, theild dem Inhalte nach aus 
den früheren Rechtsmittbeilungen genommen, theils ganz felbjtitändig binzuge- 
fonımen. Inmerhalb dieſes Weisthums finden fich viele Wiederholungen. Es 
tft möglich, daß es aus einer Privatarbeit entjtand, welche die Magdeburger 
Schöffen als authentifches Recht anjahen und nach Görlig ſchickten. 

g) Im Jahre 1338 ertheilten die Magdeburger nach Eulm eine Belehrung 
über die Stellung der Rathmannen und Schöffen, Bufje, Mafje, Erfag für 
Holzfrevel, Säfte, Geſchoß. 

Es wurde alfo zu Magdeburg zu verjchiedenen Malen das Recht rebigirt, 
um anderen Städten über das in die fernften Gegenden verbreitete Magdeburger 
Recht Belehrung zu ertheilen, aber es fehlte an einer officiellen Redaction für 
die Mutterftabt ſelbſt. Diefe wurde durch Privatarbeiten erjegt, welche ihren 
Abſchluß in dem fächfifchen Weichbild fanden und nicht blos in Magdeburg, 
fondern auch in andern Theilen Deutjchlands deſſelben Anſehens theilhaftig 
wurden, wie ein unter höherer Autorität redigirted Stadtrecht. 

Goslar, die kaiſerliche Stadt, bat jeit dem 12. Jahrhundert eine 
Reihe kaiferlicher Privilegien erhalten, unter welchen die wichtigften das ausführ- 
liche Privileg Friedrich II. vom Jahre 1219 und Wenzel’8 vom Jahre 1390 
find. Jenes enthält eine Reihe von Sägen über das Privatrecht, indem ber 
König, wie er ſelbſt jagt, beabfichtigte ea Jura, quae in diversis rescriptis 
sparsim habuerunt notata, diligenter in unum colligere; dieſes trifft abän- 
bernde Beitimmungen. In der Mitte des 14. Jahrhunderts befchloß der Rath 
von Goslar, die geltenden Rechtsjüge in einem Werke zufammenzuitellen, unb es 
wurben demzufolge ausführliche ‚Statuten in veutfcher, Sprache verfaßt, welche 
fich durch Genauigkeit der Beſtimmungen auszeichnen und auf der Grundlage 
des Sachſenſpiegels das Recht der Privilegien und die ungefchriebenen Grund» 
füge im einer gewiffen Syftematif zufammenftellen. Das erjte Buch handelt von 
Erbrecht, Vormundſchaft, szins und Erbgut, das zweite von Friedensbruch, 
Hausfrieden,’ Dverhöre, Verfeftung, das dritte von Gericht und Klage, das 
vierte von Zeugen und Anefang, das fünfte von manigherhande rechte. — 
Die Statuten entftanden vor 1359, da bie fpäteftens in diefem Jahre verfaßten 
Rammelsbergifchen Berggeſetze auf die Goslarer Statuten verweifen. 


692 


Zu ber urſprünglichen Rebaction kamen fpäter Zufäge und, Abänderungen 
hinzu, welche man zum Theil jenem Privileg Wenzel's von 1390 entnahm; gleich 
bei der erften Rebaction hatte man beabfichtigt, daß fpätere Beſchlüſſe machge- 
tragen werben jollten. 

XI Münden hatte von König Rudolf im Jahre 1294 ein Privileg er- 
halten. In ber. Mitte des 14. Jahrhunderts befchloß Kaiſer Ludwig IV., nach— 
dem er für das Land ein Landrechtsbuch hatte ausarbeiten laffen, auch bie 
Städte Baierns, befonders aber feine Hauptftant Münden mit einem ausführ- 
lichen Stadtrechtäbuche zu verfehen. Veranlaſſung dazu mag es geweſen fein, 
daß das Yandrecht, welches nach feiner urjprünglichen Beftimmung gleichmäßig 
auf dem Lande wie in ben Städten gelten follte, und zum Theil auch in ben 
Städten eingeführt war, im biefen mit gefchriebenen Rechtsnormen collipirte, jo 
daß eine bejondere Berücfichtigung der ftädtifchen Verhältniffe winfchenswerth 
erfcheinen mußte. Bei der Redaction des Stabtrechts, welche im Jahre 1347 
unternommen wurbe und urfprünglich 203 Artikel enthielt, ſchloß man fich dem 
baterifchen Landrecht fo weit an, als es dem ftädtifchen Verhältniifen entſprach; 
121 Artikel ſtimmen genau mit dem Yanbrechtsbudh überein, die übrigen find 
dem WPrivilegium Rudolfs vom Jahre 1294, dem Rechtsbuch Ruprechts won 
Frevfing, dem Schwabenjpiegel und fonftigen Nechtsquellen entlehnt, welche im 
München bereits früher in Geltung gewejen waren. Wenn. auch. das Stabt- 
rechtsbuch ganz befonders für München beſtimmt gewefen fein mag, ſo lag es 
doch in der Abjicht Ludwig's, gleihmäßige Rechtsgrundfäge und Privilegien allen 
feinen Städten zu erteilen, und es wurde daher das Stadtrecht auch anderen 
Städten mitgetheilt, wie Aichach, Ingolftabt, Landsberg, Schongau, Weil- 

m u. ſ. w. 

— Dem urſprünglichen Stadtrecht wurde beſonders mit. Beziehung auf bie 
Zünfte und die Handwerke allmälig noch eine große Zahl won Artifeln ange: 
bängt, welche in den fonft in München geltenden. Rechtsſammlungen 

waren; es hat daher das vermehrte Stadtrechtsbuch in den Handjchriften einen 
ſehr verfchievenen Umfang. Gewöhnlic wird e8 nur in Artikel, bisweilen auch 
in Titel wie das Yandrechtsbuch eingetheilt. Ludwig hatte nicht beabfichtigt, ba® 
bisher auch im den Stäbten geltende Landrechtsbuch ganz außer Lebung. zu 
jegen; jo wurde daſſelbe auch noch neben dem Stadtrecht und zwar beſonders 
danı gebraucht, wenn bie Beftimmungen des leßteren nicht ausreichten. Der 
Weberfichtlichteit wegen zog man, wahrjcheinlich exit im 15. Jahrhundert, . aus 
dem Stadtrecht diejenigen Artitef aus, welche dem Yandrecht fremd waren, und 
hängte fie demjelben au. 

XI. An das Münchener Stadtrechtsbuch ift das Stabtrecht von Freh⸗ 
fing anzufchliefen, welches die Stadt von ihrem. Bifchof Albrecht IL. (zwiſchen 
1347 — 1359) erhielt. Es ift gleichfalls eine Bearbeitung des baierifchen Laud⸗ 
rechts mit einzelnen Veränderungen, in 248, in der Ausgabe nicht gezählten Artikeln. 

XII. Bamberg. Im Jahre 1306 wurde ein Stadtrechtäbuch begonnen, 
in welches die einzelnen Gefege, Rathsbeſchlüſſe und ſonſtigen Verhandlungen 
aufgenommen wurden: fie betweffen Berfaffung, Polizei, Strafrecht unb baneben 
and bas Eivilrecht. In der Mitte des 14. Jahrhunderts wurden diejenigen 
Beichlüffe, welche noch ferner als Mechtsquelle in der. Stabt. gelten jollten, unter 
Fortlaffung dev Jabrzahl non Neuem zujanımengeftellt und mit andenen Stüden 
vermehrt; von römiſchem Recht finbet fich Feine Spur, Dieſes neue Stadtrecht, 
oder, wie es ſpäter heißt, Stadtgerichtsordnung, wurde noch bis in Deu Anfang 
des 17. Jahrhunderts ala praftiiches Recht benuttzt. 
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XIV. Da in ven flanifchen Gegenden fich viele Deutfche, befonders Mieper- 
ſachſen und Flamländer niederliegen, emtwicelten ſich in ven durch die neue 
Eolontjation aufblühenden Städten deutſche Stadtrechte, welche für die Erfenutnig 
des deutſchen Rechts von ebenfo großer Bedeutung find, als die dem Norden 
oder dem mittleven. Deutfchland angehörenden. 

Unter den böhmifchen Stadtrechten iſt bejonders das von Prag auszuzeichnen. 
König Wratislaw II. (1061 — 1092) gab den deutichen Coloniften zu Prag das 
Privileg, ferner nach deutjchem Recht leben zu dürfen; die Urkunde jelbft ift ver- 
loven gegangen und es hat fich über fie nur eine Notiz in dem Privileg erhalten, 
welches ihnen Sobeslaw I. (1100— 1140) gab und welches dann Wenzel (1191 
1192), Dttofar (1274) und König Johann beftätigte. Daſſelbe extheilt ven 
Deutjchen eine von der übrigen Bürgerfchaft erimirte Stellung: fie haben einen 
eigenen Richter und eigenen Pfarrer. Außerdem handelt es fich von Eideshel— 
fern, der Verpflichtung zum Kriegsdieuſt, Beftrafung ter Verbrechen, Beweis 
beim Streit zwiſchen Böhmen und Deutjchen, von der Aufnahme der Fremden, 
der Rückforderung geſtohleuer Sachen. Zu dem urjprünglichen Privileg fügte 
Wenzel noch die Verjährung von drei Jahren und drei Tagen und die Befreiung 
von gewilfen Abgaben und Dienften hinzu. Er und die fpäteren Könige erließen 
darauf eine Reihe von Privilegien. Das reichhaltige Stadtrecht, welches fich 
als von König Dttofar II. im Jahre 1269 gegeben bezeichnet und in 136 Ab» 
jchnitten über Gerichtswefen, Strafrecht, Privatrecht und Polizei handelt, iſt 
wahrjcheinlich jpäteren Urfprunges und überhaupt fein Privileg, jondern eine 
Privatarbeit, welche, um ihre Autorität zu vermehren, der Verfajfer dem Könige 

ttofar zufchrieb; fie befteht in einer Zufammenftellung von Sätzen des Prager, 
Brünner und auderer öjterreichiicher Stadtrechte mit Sätzen des Sachfenjpiegels. 

Ein anderes Stadtrecht, welches wir in vier Handſchriften befiken, enthält 
in 147 meiftens deutjchen Abfchnitten die Statuten des Raths und der Bürger: 
Schaft, welche nach den theilweije mitgetheilten Daten zwijchen 1314— 1318 ents 
itanden find; fie betreffen polizeiliche, privatvechtliche, jtrafrechtliche und prozeſ⸗ 
jualifhe Berhältnifje und folgen auf einander ohne ſtrenge chronologiſche oder 
irgend eine ſtyſtematiſche Auordnung. 

Außer diefer Sammlung von Statuten, welche zum amtlichen Gebrauche 
des Raths gedient zu haben jcheint, gab es in Prag noch eine von Rößler als 
Rechtsbuch bezeichnete Quelle in 206, vejp. 201 kurzen Abfchnitten, mit bejon- 
ders privatrechtlichen und prozeflualiichen Regeln, welche zum Theil aus ben 
Statuten geſchöpft find und vielfach mit dem füchfifchen, Iglaner und Brünner 
Stadtrecht übereinstimmen. Weder die Statuten noch das Rechtsbuch können 
das Refultat des Rathéſchluſſes von 1341 fein, welcher in Webereinftimmung 
mit dem Willen König Johann's auordnete, daß eine Commiffion von vier 
Männern das Stadtrecht abfafjen follte; denn beide enthalten Rathswillküren 
aus fehr viel jpäterer Zeit. 

XV. Wien erhielt von ven öfterreichifchen Herzögen feit dem Aufange bes 
13. Jahrhunderts eine Reihe von Privilegien, unter welchen das Stadtrecht 
Leopold's von Jahre 1221 bejonvders hervorzuheben ijt, weil es mit vielen 
anderen öfterreichifchen Stadtrechten übereinftimmt und bejonderd aus dem von 
Enns vom Jahre 1212 gefchöpft ift. Es handelt von Strafrecht, Prozeß, Er- 
nennung einer beftimmten Zahl von Männern, welche als Zeugen bei Nechtd- 
gefchäften zuzuziehen find, Polizei und einzelnen Partien des Privatrechts, bejou- 
ders des Erbrechts und Familienrechts. Dies Privileg wurde von Herzog 
Friedrich II. im Jahre 1244 und von König Rudolf im Jahre 1278 mit einigen 
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Erweiterungen und Abänderungen von neuem beftätigt und im Jahre 1340 von 
Herzog Albrecht II. in einer deutfchen Nedaction mit manchen Zuſätzen und 
Henderungen bearbeitet. Im Jahre 1320 hatte Herzog Friedrich der Schöne in 
einer Urkunde, welche fonft eine Reihe von Zollbeftimmungen enthält, die An- 
fegung eines Stabtbuchs geftattet, in welches eingetragen werben follten alle die 
recht, die sie mit gemainem rat und bei dem aide den sie uns gesworn 
habent erfunden, 

Für die Gefchichte des Privatrechts ift das Stadtrecht von 1435 am be- 
deutfamften, welches mit den Worten beginnt: hye hebt sich an die hantfest 
und statrecht der löblichen Stat hie zu Wienn der gemain brauch, und 
in 159 ausführlichen tiefeingehenden Beftimmungen vom Privatrecht, bejonders 
auch von den Verträgen und von dem Prozeß handelt; viele Artikel find aus 
dem Schwabenfpiegel genommen. Wahrſcheinlich entftand es früher als 1435, 
vielleicht auch ald 1381, da am Schluſſe ein Geſetz Herzog Albrecht's vom Jabre 
1381 aufgenommen wird mit der Bemerkung, es fei daſſelbe auf Geheiß des 
Herzogs und des Raths in diez gross statpuech gefchrieben. Das Stadtrecht 
jcheint Feine officielle Entftehung zu haben, fondern von einem Stabtjchreiber 
verfaßt g fein. 

XVIL Brünn Bon allen Stadtrechten Süddeutſchlands ift das von 
Brünn das interefjantefte, weil wir feine allmälige Ausbildung und ben fich 
immer weiter verbreitenden Einfluß des römischen Rechts auf das Genauefte ver- 
folgen können. Es giebt Fein Stadtrecht, in welchem in fo früher Zeit das 
römifche neben dem deutſchen Necht zu einer ſo ausgedehnten Geltung gelangte 
und in einer fo verftändigen Weife mit bem deutjchen echt verarbeitet wurbe. 

Das Ältefte Rechtsdenkmal, welches wir von Brünn befisen, ift das lateini- 
ſche Stadtrecht König Wenzel's I. vom Jahre 1243, Jura originalia genannt, 
in 35 Artikeln, welche größtentheil® das Strafrecht, daneben auch den Prozeß, 
das Givilrecht und die Verfaffung betreffen. Es befteht wahrfcheinlich aus einer 
bloßen Zufammenftellung derjenigen Privilegien und Rechtsfüge, welche im Laufe 
der Zeit in Brünn zur Geltung gelommen waren. Der Inhalt ftimmt in vielen 
Beziehungen mit den Nechtsfügen anderer öfterreichifcher und mährijcher Stäbte 
überein, wie Enns, Wien, Neuftadt,. Iglau u. ſ. w., befonders aber mit ben 
Beitimmungen des Wiener Rechts. Die jura originalia wırden fodann mit 
einzelnen Abänberungen in das Deutfche übertragen; eine zweite deutfche Bear- 
beitung aus dem Anfange des 14. Jahrhunderts hat bereits manche neue Süße, 
welche zum Theil aus Schöffenfagungen entjtanden fein mögen, zum Theil mit 
dem Iglauer Recht wörtlich übereinitimmen und bie urfprünglichen Säte bes 
Brünner Rechts abindern. Später erbielt die Stadt von den Königen noch eine 
große Zahl weiterer Privilegien. Zu ihnen Fam noch ein reichliches Material 
durch autonomifche Beitimmungen und durch Nechtsfprüche hinzu, welche von 
Brünn aus nad) verfchievenen Städten und Orten ganz Mährens und ber be— 
nachbarten Ränder ergingen. Die Schöffen füllten ihre Entfcheidungen nach ihrem 
Rechtsbewwußtfein und nach den jura originalia, unter theilweifer Benutzung auch 
anberer deutſcher Rechtsquellen ober der römifchen Rechtsbücher. 

In der Mitte des 14. Jahrhunderts verarbeitete ein Stabtfchreiber von 
Brünn, Johannes, wir wiffen nicht ob aus eigenem Antriebe oder im Auftrage 
der Stabt, dies große Material überfichtlich zu einem lateinifchen Nechtsbuch, 
welches wir das Brünner Schöffenbuch zu nennen pflegen. 

Nah dem Mufter der damals in großem Anfehen ftehenden Summen über 
das fremde Recht vertheilte er dem ganzen Stoff unter gewiffe Rubrifen, welche 


er in alphabetifcher Ordnung aufeinander folgen ließ, de actionibus, de acen- 
sationibus, de advocatis, de aquis ı. f. w. Er benutzte bei feiner Arbeit 
nicht blos das auf Privilegien und Statuten berubende Recht der Stadt und die 
Urtheilsfprüche des Gerichts, fondern verband damit zugleich dogmatifche Aus- 
- Führungen, welche die Rubrifen einleiten, oder die Schöffenfprüche untereinander 
verbinden. Hie und da werben bie ſächſiſchen Nechtsbücher, bisweilen auch der 
Schwabenfpiegel benugt; einzelne Schöffenfprüche citiren Stellen aus dem römi— 
ſchen Recht, oder legen fie der Entjcheidung zu Grunde. Die boctrinairen Aus: 
führungen, welche Johannes aus feinem eigenen Studium binzufügte, um dem 
Werk den Charakter eines Lehrbuchs zu verleihen, find weſentlich vomaniftifch- 
canonifchen Urjprungs und aus angefehenen Hanbbüchern der fremden Rechte, 
befonders wohl aus canonifchen Summen gefchöpft. — Der Inhalt begreift das 
gefanmmte echt, befonders den Prozeß und das Privatrecht, von welchem das 
Vertragsrecht mit großer Ausführlichleit behandelt ift. 

Das Schöffenbuch wurde nicht blos in Brünn noch bis in das 18. Jahr— 
hundert angewendet, fondern auch den mit Brünner Recht bewidmeten Städten 
mitgetheilt, und war weithin in ganz Böhmen und Mähren verbreitet, — — 

Im Vorjtehenden findet dasjenige feine Beftätigung, was wir fchon im 
Eingange fagten, daß fajt jede deutfche Stadt ihre eigene Gefchichte habe. 
Gleichwohl find die Stadtrechte mit einander mehr oder weniger verwandt. 
Diefe Berwandtichaft wurde durch die Aehnlichkeit der ſtädtiſchen Verhältniſſe 
fowohl, als durch die äußere Verbindung, in welcher die Städte untereinander 
ftanden, erhalten. Sie hatte aber auch muncherlei andere natürliche Gründe. 
Dahin find zu vechnen, daß die Kaiſer an verſchiedene Städte wefentlich gleiche 
Nechte und Privilegien ertheilten, daß fie diefelben mit den Rechte anderer Städte 
gerabehin bewidmeten, und daß ſonach gewiſſe Stadtrechte gleichfam die Stamm: 
halter für das Recht anderer. Städte wurden. Vorzugsweiſe war es das 
Magdeburger Recht, welches den Städten entweder verliehen, oder wontit fie 
bewidmet wurden, oder welches ihnen auch auf ihr Erfuchen von Magdeburg 
mitgetheilt und dann als eigenes Necht anerkannt wurde. Gefchah die Rechts: 
mittheilung auch nicht immer unmittelbar von Magdeburg aus, jo wandte man 
fih darum doch an Schwejterftädte, in welchen unzweifelhaft Magdeburger Recht 
galt. Auf dieſe Weife lam mittel» oder ımmittelbar und abgefehben von den 
Localen Nechtöfeitfegungen das Magdeburger Recht zur Geltung: in Goldberg 
(al), Breslau Kain), Görlitz (1304), Liegnitz (1280), Prenzlau (1235), 

eobſchütz (1276), Ratibor (1299), Schweibnig (1363), Teſchen (1374), Für- 

ftenberg (1281), Glat. Groß: Glogau (1290), Neiffe (1308), Grottfau (1324), 
Brieg (1327), Neumarkt (1235), ey (1333), Ober-Glogau (1372), Oll- 
müg. Steinau (1348), Oels (1255), Oppeln (1327), Strehlen (1293), JYüter- 
bogt (1174), Guben. Stendal (1151), Kyrig (12371, Neu-Ruppin (1256), 
Wittſtock (1248), Brandenburg, Berlin, Spandau, Nathenau, Frankfurt a. d. O. 
(1253), Culm (1232), Chriftburg (1200), Rheden (1285), Königsberg (1286), 
J vn (1297), Fiſchhauſen (1305), Kreutzburg (1315), Dentich- Eylau 
1317), Guttftadt und Riefenburg (1330), Mohrungen und Bifchofswerder aa 
Bartenftein (1332), Yandsberg (1335), Marienwerder (1336), Stettin (1243), 
—— (bis 1292), zu welcher Zeit es Lübiſches Recht annahm, Lemberg 
— Neuſtadt in Mahren (1221), Ofen, Halle, Leipzig (1182), Pirna 
1315), Dresden (1300), Nauenburg, Königsfeld u. j. w. 

Nächſt Magdeburg war es Lübeck, deſſen Recht am weiteften verbreitet war. 
Man fand es in Kiel (1232), Eutin (1286), Tondern (1243), in Rendsburg, 
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Itzehoe, Oldeslohe, Crempe, Wiliter, Heiligenhafen, Gtüdftabt, Oldenburg, 
Neuſtadt, Lütjenburg, Güſtrow, Roſtock, Malchow, Wiemar, Parchim, Ribnitz, 
Boitzenburg, Gadebuſch, Anklam, Greifswald, Kolberg, Köslin, Kammin, Trep⸗ 
tau, Stargardt (1292), Stolpe, Rügenwalde, Bergen, Sternberg, Stralfuud, 
Salzweel, Seehaufen, Prigwalt, Braunsberg, Elbing, Dirſchau, Memel, 
Frauenberg, Danzig, Neval, Narva, Wefenberg u. A. 

Das Hamburger Stadtrecht erhielten Stade, Burtehude, Diterndorf und 
mit mehr oder weniger Mopdificationen auch Bremen, Berden, Riga zc. 

Bon den rheinifchen und weftphälifchen Stabtrechten wurde das Dortmunder 
Recht verliehen an Marsberg, Gandersheim, wur Serien, Schwerbte, Hörter, 
Eüdenfcheid, Paderborn, Driburg, Bradel u. ſ. w 

Das Stabtreht von. Soeft erhielten mittel: he unmittelbar Medebach, 
Lippftabt, Rüben, Attendorn, Siegen, Minden, Corbah, Warburg, Wartenberg, 
— Erersbutg, Hagen, Buren, Nehaim, Rheda, Bochum, Lünen, Unna, 

erl, Geſöcke, Belecke, Brilon, Arnsberg, Callenhord, Hallenberg, Wenden, 
Warsten, Olpe, Hannover, in welchem zum Theil inbefjen auch Braunfchweiger 
Recht galt ic. 

Das Recht von Münfter war verbreitet in Coesfeld, Bochold, Ahlen, Bekum, 
Bielefeld, Horftmar, Dülmen, Yüdinghaufen, Halteren, Ramstorf :c. 

Das Recht von Osnabrüd galt in Dipho i; Iburg, Vörden und Fürftenau. 

Das Recht von Zütphen erhielt Emmerich und durch Emmerich Sevenar; 
das von Gleve hatten Cronenburg und Uven. Ratingen war Oberhof für 
Düffeldorf, Elberfeld für Barmen, 

Mit Lüneburger Recht waren bewidmet Velen, Dulenburg, Bledede, Dan- 
nenberg, Lüchow, Hikader, Winfen. 

Das Recht von Braunſchweig galt in Duderſtadt, in Celle und in einzelnen 
Beziehungen für Hannover und Einbed. 

Das Recht von Goslar war angenommen in Wernigerode und in Halber⸗ 
ftabt. Geslar war Oberhof für Altenburg, Nordhauſen und Afchersleben, welches 
1266 das Recht. von Halberftabt erhalten hatte. 

Eiſenach war Oberhof für alle Städte des Landgrafen von Thüringen; man 
ans! fih von Orlamünde nach Jena, von Jena nad) Gotha, von Sotha nad 

ena 

Das Recht von Saalfeld galt auch für Pöſeneck und das Recht von Rudol— 
ftabt ijt eine Redaktion des Saalfelder Rechts. Weißenſee gab fein Stadtrecht 
an Weimar. 

Bon Ein aus wurden mit Gölner Rechte bewidmet Andernach, Rees, Col- 
mar, Freiburg im ‚Dreisgau, Kaiſersberg, Dürkheim, Münſter, Dauenried, 
Bern, Laupen, Scheer, Sigmaringen, Waldkirch, Murten, Ueberlingen, Diffen- 
bofen, Freiburg im Wechtlande, von welchem wiederum Aarberg, Buren a. d. Aar, 
Burgdorf, Erlach, Thun ihr Recht entlehnten. 

Im fränkiſchen Gebiet war Frankfurt a. M. die berühmteſte Mutterſtadt, 
deren ‚Recht übertragen reſp. verzweigt wurde nach Coblenz, Darmitabt, Fried⸗ 
berg, Fritzlar, Gelenhaufen, Hanau, Gieffen, Heilbronn, Eppingen, Homburg, 
Kreugnach, Lahnſtein, Yimpurg a. d. Lahn, Münzenberg, Offenbach, Dppenhaln, 
Soden, Weilburg, Wetlar, Wimpfen, Würzburg, Biberau, Braubach, Ka 
Lichtenberg, Oddernheim, Pfeddersheim, Stadeck, — — 


—n verlieh jein Recht nach Coburg. 
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ü Epeier war Mutterftabt fir Selz, Anweiler, Kaiſerslautern, Landau. Das 
Recht von Echternach galt in Bittburg, das von Trier in Vianden. 

Das Recht von Hagenau befaßen Hagenbach und Yandau, mit Ausnahme 
des om wofür das Necht von Speier galt, Reichshofen, Selz feit 1283 
und Sulz. . e 

In der Schweiz erhielt Biel die Privilegien von Bafel; Brugg daffelbe 
Privileg wie Aarau. Das Recht von Conftanz galt in St. Gallen. Auf dem 
Gonftanzer verlorenen Richtebrief beruht der Züricher und Schaffhaufer Nichtebrief. 

Das Recht von Gelingen erhielt Canftatt, Weil, Schwäbifh- Hall, Ulırn, 
welches vafjelbe ertheilte an Biberach, Dinkelsbühl, Giengen, Gemünd, Saul: 
gan, Memmingen, Ravensburg, welche lettere beiden Städte zuvor das Recht 
von Veberlingen hatten. — WUeberlingen, welches felbft feinen Oberhof zu Frei— 
burg im Breisgau’ hatte, war außerdem Mutterjtadt für Friedrichshafen, Wangen, 
Kaufbenern. — Mit dem Recht von Friedrichshafen ftimmt das von Lindau 
überein und Lindau war Mutterftadt für Peutfirch. Tübingen, welches fein Recht 
zu Freiburg im Breisgau fuchte, gab fein Recht an Singelfingen. 

In Balern ſcheint es an Mutterrechten zn fehlen; inzwifchen benugten das 
Münchener Stadtrechtsbuch Landsberg, Aichach, Freyſing, Ingolftadt. Außer: 
dem war das Nürnberger Recht vielen Städten ertheilt. In Dejterreih war 
das Recht von Enns Mutterrecht für Wien; von Wien erhielt es Krems. Iglau 
war Oberhof für viele Bergſtädte Böhmens, Mährens, Schlefiens und Sachjens; 
Brünn für viele böhmifche und mährifche, Prag für viele böhmifche Städte. 

Wir fagten fchon, dag die Bürgerverſammlungen die eigentliche Duelle ber 
Aus: und Fortbildung ftädtifher Ordnung und Freiheit waren, und wir glauben 
genügend targethan zu haben, daß aus ihnen, alfo aus dem Rechtsbewußtſein 
des deutſchen Volkes heraus, das Städterecht fich frei entwidelte. Es lag. nahe, 
daß die bürgerlichen Schöffen das Recht, welches fie fuchten und fanden, auch 
ohne Einfluß des fürftlichen Vogtes geben wollten, und es entwidelten fich ſchon 
fehr früh jene Streitigkeiten, deren wir noch heute uns nicht erwehren können, 
die Competenzftreitigfeiten. 

Die bürgerliche Gewalt fand ihre Spike in Verwaltungs» und Bolizeifachen 
in den Rathmännern als Stadtrath. — Wenn ſchon vor der Einführung bes 
Magveburger Rechts überhaupt Rathmänner in ven Städten vorhanden gewefen 
fein folften, fo find fie unftreitig vom Vogte eingefettt worden. Es tft aber kaum 
zu bezweifeln, daß Rathmänner erſt feit der Mittheilung des Magdeburger Rechts 
als Behörde an der Spike der Bürgerfchaft eingefetst worden find. Erſt durch 
diefe Einfegung erhielten die Stadtgemeinden ihren eigenen unabhängigen Bor» 
ſtand und fie wurbe der wahre Grundſtein zu deren Selbftftändigteit, dem Vogte 
und dem Fürften gegenüber. 

Freilich wohl berrfchte rücdfichtlich der Ermählung der Rathmänner, wie 
rüctfichtlich ihrer Zahl und der’ Dauer ihres Amtes mancherlei Verſchiedenheit, 
und es war bald dahin gekommen, daß die Wahl nur dem Namen nad) ftatt« 
fand, indem jährlich gewöhnlich nur ein Wechfel zweier, mar konnte fagen Raths⸗ 
Abtheilungen, eintrat, deren jede mit der anderen abwechfelnd, ein Jahr hin— 
durch, bie wirkliche Amtsverwaltung hatte. Diefe Form fagte unftreitig ben 
Fürften mehr zu, als die freie Wahl durch die gefammte Bürgerſchaft. Ste 
entſprach auch der urfprünglich artitofratifchen Einrichtung der Städte. Im biefen 
beftanden nämlich bie vornehmen ober eigentlichen Bürger nicht aus den 
Handwerkern, fondern aus ven Adlichen und Kaufleuten, welde fomit bie 
geſammte Verwaltung des ſtädtiſchen Wefens in ihrer Hand behielten. Mahr- 
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fcheinlich wurde auch ber Abgang einzelner Rathmänner durch die übrigen Rath- 
männer aus ben Vornehmen oder eigentlichen Birgern ergänzt; das führte beun 
Ihon im Anfange des 14. Jahrhunderts zu ftarfen Reibungen zwifchen ven 
Handwerkern und denen, welche man fpäter wohl auch Patrizier nannte. Mean 
mußte fich herbeilaffen, auch Handwerker in den Rath aufzunehmen. Die Zahl 
der Nathmänner war verfchieden; in der Negel fünf, weil, wie Herzog Przemis— 
laus von Ratibor fagt, der Menſch fünf Sinne habe. An der Spike des Rathes 
jtand der wahrjcheinlich von den Rathmännern und aus ihnen gewählte Raths— 
meijter, dann Bürgermeifter. 

Es würde uns zu weit von unferer Aufgabe abführen, auch den gejchicht- 
lichen Eutwidelungsgang ber Innungen zu verfolgen, obwohl auch fie einen 
großen Einfluß auf die Entwidelung des ſtädtiſchen Yebens übten, Vielmehr er- 
icheint e8 uns als eine intereffante Aufgabe, die Bildungs» und Entwidelungs- 
— der Gilden und Zünfte zum beſonderen Gegenſtande der Betrachtung 
zu machen. 

Ueber die Grenzen der Gerichtsbarkeit und den Umfang der Rechte und 
Befugnifje der Vögte einerfeits und der Vorftände der Bürger, den Rathmän- 
nern, andererſeits konnten Streitigkeiten nicht ausbleiben, weil bei ber Fort— 
entwidelung der Städte früher unbedeutende Gegenftände bebeutend wurben und 
immer neue Gegenjtände in das Leben traten, welche von dem Vogte wie von 
den Rathinännern in Anfpruch genommen wurden. — Mit der wachſenden Macht 
der Gemeinde war e8 deren Vorftehern Läftig, innerhalb der Mauern einen durch 
Befisthum, Recht und Befugnijfe mächtigen, jedenfalls fehr einflußreihen Dann 
als Vorfiger der von ihm oft nachläffig verwalteten Gerichte zu haben. 

Unfere Vorfahren fuchten auf eine fehr praftifche Weife den Eompetenzitrei- 
tigfeiten ein Ende zu machen. Sie richteten ihr Bemühen dahin, mit Genehntis 
gung des Yandesherrn die Erbuogtei durch Kauf in ihre Hand zu bekommen. 
Dies gelang, und es wählten nun die Rathmänner aus ihrer Mitte zur Ber: 
waltung der Gerichtsbarkeit den Stadtvuogt. Damit gelangten Gerihtsbarteit, 
Polizei und Verwaltung in die Hände der Bürger und ihrer Rathmänner. 
Die volle Selbitftändigfeit der Städte war erreicht. ' 

Dis zur Mitte des 17. Jahrhunderts bewahrten fich die Städte unter 
wechjelnden Verhältniſſen diefe mit Ausdauer errungene Selbitftändigfeit. Dann 
aber ging fie mit dem von Ludwig XIV. aufgeftellten Brinctpe der Souverninität 
allmälig zu Grunde. Das in dem beutfchen Volke lebende Recht wurde durch 
fremdes, römifches und canonifches Recht zuerft verfälfcht und dann grundfäglich 
zurüdgedrängt. Die Rechtsquelle, das Rechtsbewußtſein des Volkes, wurde von 
der Gefeßgebungspolitif überwuchert. Der Wille des Einzelnen mußte fich unter 
den Gefammtwillen des Staates beugen und es ging die Ausübung bes Rechtes 
von dem Volle auf die Obrigfeit über, die aus dem Gedanken ber Unmündig— 
feit des Volkes hervorgegangen if. Der Bevormundete kann von dem Bor- 
munde nur Vorſchriften empfangen, und biefe Vorfchriften bilden das nicht 
mehr vom Volke, fondern von dem Juriftenftande, dem ausfchlieglichen Träger 
ber Jurisprubenz, zur Anwendung gebrachte Gejek. 

Gleichwohl ift das Rechtsbewußtſein des Volfes nicht erftorben; es bat fich 
fort und fort lebendig erhalten, obſchon es feit Jahrhunderten fowohl in ber 
Wiffenfchaft, als in der Gefetgebung, als mithin auch in der praftifchen Au— 
wendung zu einer thatfächlichen Geltung entweber gar nicht oder nur widerwillig 
bat kommen können. Und fo befteht denn noch heute ein boppelte® Hecht in 
Deutfchland, eins was von der Wiſſenſchaft und Gefeßgebung gefchaffen ift und 
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in ber Wifjenfchaft und Praris gilt, und eins, das in bem Volle fich erzeugt 
hat, und, von deſſen Geiſte getragen und von deifen gefundem Sinne erhalten 
und fortentwidelt, zwar nur in deſſen Bewußtſein, aber hier geſund und Fräftig 
lebt, und nicht vergeblich des Tages harret, an dem es auch zu feiner vollen 
äußeren praftifchen Geltung wieder gelangen und dann auch von der Wiffenfchaft 
anerlannt werben wird. 

Die erjten Schritte find bereits gejchehen. Die Polizei und die Verwaltung 
der Gemeinden werden mehr und mehr von den Feſſeln der Bevormundung frei, 
die Strafrechtöpflege ift, wenn auch nur zu einem fehr geringen Theile, un 
mittelbar in die Hände des Volks gelangt. Hiermit, und mit der, wenn auch 
nur befchräuften Deffentlichleit der Rechtspflege, iſt dem im Bolfe lebenden Rechte 
von felbjt der Impuls gegeben, jene ihm fehlende thatfächliche Geltung ſich mehr 
und mehr wiederzugewinnen. 

Die Städte haben in diefer Richtung ihren Beruf erfannt, und arbeiten 
fleißig und unverdroſſen an Erfüllung der ihnen zugefallenen Aufgabe fort, die 
Träger ber Freiheit und Gefittung zu fein. 


Die Freizügigkeit im Königreich Hannover. 


Die große Bedeutung der Freizügigkeit, nicht nur für das Wohl der arbeis 
tenden Klaſſen, fondern auch als Mittel zu einer richtigen Vertheilung der Arbeits: 
kräfte und fomit zur Förderung der gefammten Production ijt in neuerer Zeit 
auch in Hannover vielfach anerkannt. Andererfeits find aber die Schwierigkeiten 
nicht zu verfennen, welche mit Rüdficht auf die Armenpflege und die Intereffen 
der Gemeinden deren fehranfenlofer Durchführung entgegenftehen. Unter diefen 
Umſtänden wird es von Anterefje fein, das Verhältniß zu berühren, in welchem 
bie gegenwärtige hannoverfche Geſetzgebung zur Freizügigkeit fteht, und zwar um 
fo — als vielfach eine irrige Auffaſſung der geſetzlichen Beſtimmungen die 
hier zu Lande bis zu einem gewiſſen Grade beſtehende Freizügigkeit unnöthig 
eingeengt zu haben ſcheint. — Zur ſelbſtſtändigen Betreibung eines ſtehenden 
Handels oder Gewerbes bedarf es allerdings des Wohnrechts (bezw. Bürger⸗ 
rechts) am Betriebsorte ſowohl in Stadt- als Landgemeinden nach den Beſtim— 
mungen der Gewerbe- und der revidirten Städteordnung. Ausländer können 
von dieſem Erforderniſſe durch die Oberbehörden dispenſirt werden, und ber 
Entwurf der neuen Gewerbeordnung will auch Inländern unter Umſtänden dieſe 
Dispenfation zuwenden. Damit dürfte hinſichtlich ‘des ſtehenden Gewerbebetriebes 
bem wirklichen Bedürfniſſe nothdürftig genügt fein, weil einem Handwerksmeiſter, 
einem Kaufmann ober Fabrikanten doch im Ganzen felten der Wunſch nahe 
treten wird, fein Gefchäft an einen anderen Ort zu verlegen. Hat er aber 
wirklich diefen Wunfch, fo wird es ihm nicht ſchwer fallen beim Vorhandenfein 
ber zur Gejchäftseinrichtung an dem dritten Orte erforderlichen Mittel auch ben 
mäßigen Erforberniffen des Wohnrechts- oder Bürgerrechts-Erwerbes zu genügen. 

Die Hauptklaffe der für die Freizügigkeit in Betracht lommenden Perfonen 

bleiben eben — die Freizügigkeit ber Handwerksgeſellen und Dienftboten als 
folder ift ja niemals bezweifelt — die Lohnarbeiter, d. h. alle diejenigen, welche, 
ohne felbft Gewerbsunternehmer zu fein, ihre Arbeitskräfte, fei e8 zu gewerblichen, 
ſei e8 zu landwirthfchaftlichen, ſei es zu fonftigen Arbeiten gegen Tag- ober 
Stücklohn dur freie Vereinbarung und ohne weiteres Abhängigleitsverhältniß 
veriwerthen, mithin namentlich bie fog. Tagelöhner, die Fabrikarbeiter und fonftige 
gewerbliche, fowie land», forft- und bergwirthfchaftliche Arbeiter. 
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Hinſichtlich aller dieſer iſt nun die Lage der hannoverfchen Geſetzgebung 
eine verhältnißmäßig gümſtige. An jedem Orte können fie, mögen fie ledig oder 
Familienväter fein, ihre Arbeitskräfte frei verwerthen, nirgends kann ihnen, fo 
lange fie nicht den Armenmitteln des Aufenthaltsorts zur Laſt fallen oder ber 
öffentlichen Sicherheit gefährlich werden, der Aufenthalt werfagt werben, nirgends 
werden fie von Cinzugsgeldern, Hausftandsgeldern und Ähnlichen Abgaben ge- 
teoffen, fofern ſie nur ihren Aufenthalt an einem und demſelben Orte nicht auf 
volle fünf Jahre ausdehnen. 

Der Grundfag, daß jeder Hanneveraner feinen Aufenthalt in jeder Ges 
meinde des Königreiches frei nehmen kann, wo er erlaubten Erwerb findet und 
die öffentliche Sicherheit nicht geführbet, iſt ein auch noch in neuerer Zeit von 
höheren und böchiten Behörden zu oft anerkannter, als daß es noch einer wei- 
teren Ausführung defielben bedürfte. Auch mit einer Abgabe zu Gunften der 
Gemeinde oder des Staats darf diefer Aufenthalt nicht belaftet werben, man 
müßte denn die Befugniß der Gemeinden, die Fremden nach Ablauf eines ſechs— 
monatlichen Aufenthalts gleich ven Einheimifchen zu den Communalabgaben 
heranzuziehen, als eine Abgabe vom Aufenthalte anjehn. 

Wir möchten glauben, daß diefe Befugniß, bis zu fünf Jahren an einem 
und demfelben Orte ungehindert feinen Aufenthalt zu nehmen, den Arbeiter zu 
einer dem Angebot und der Nachfrage nach Arbeitskräften entfprechenden Ver— 
werthung feiner Kräfte, zum Auffuchen und Benugen ihm zufagender Arbeits: 
gelegenheit hinlänglih in den Stand fegen wird. 

Es ijt dieſe freiere Bewegung der arbeitenden Klaſſe die nothwendige Folge 
ber gewiß folgerichtigen und conjequenten Auslegung, welche der $. 5 der Domici 
Ordnung ſteis bei den Behörden gefunden hat, ein Paragraph, welcher vor- 
ſchreibt, daß Inländer, abgefehen von befonderen bier nicht in Betracht kom 
menden Beftimmungen, erſt durch fünfjährigen Aufenthalt unter Führung eines 
eigenen Haushaltes*) Wohnrecht (anı Aufenthaltsort) erwerben. 

Gegen Ablauf des fünfjährigen Zeitraumes wird nun allerdings, falls ver 
Detreffende nicht etwa von feiner Heimathsgemeinde aus freien Stüden mit 
einem ſog. Heimkehrſcheine verfehen ift, die Gemeinde des Aufenthaltsortes die 
Räumung des Gemeindebezirfes wegen andernfalls eintretenden ſtillſchweigenden 
Erwerbes des Wohnrechtes verlangen können. Der Betreffende wird aber diefem 
Anfinnen — und das müffen wir vor Allem hervorheben — durch bie 
Erklärung begegnen können, daß er das Wohnrecht in der Aufenthaltsgemeinde 
beigelegt zu erhalten wünfche. Die Anforderungen der Demicilorbnung binficht- 
lich des Wohnvechtserwerbes der Lohnarbeiter find mäßig (Arbeitsfähigfeit, Um 
beſcholtenheit, Wohnung und gefundene Arbeit), und es wird nach unſerer Er— 
fahrung und Ueberzeugung der Fall kaum eintreten, daß ein Arbeiter, welcher 
vier bis fünf Jahre lang am einem dritten Orte Arbeit und durch diefe für ſich 
und feine Familie, unter gutem Verhalten, Unterhalt gefunden und fomit that: 
fühlih den Beweis geführt hat, daß er dort fein Fortfommen finden werde, 
vom Wohnrechtserwerbe follte ausgejchloffen werben. . 

Gerade diefer $. 5 der Domicilordnung und die fortdauernde liberale Aus— 
legung, welche verfelbe bei den Behörden gefunden hat, bilden unferes Erachtens 


*) Unter eigenem Haushalt wird ber jelbfifländige Erwerb bes Lebensunterhaltes im 
Gegenfage zu dem Abhängigkeitsverhäftniffe der‘ Dienfiboten, Handwerlsgejellen u. f. w. zu 
verftehen fein, deren Unterhaltsquelle an bem betreffenden Orte regelmäßig mit der Beendigung 
jenes Berhältwiffes verfiegt. 
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eine angemefjene VBermittelung zwiſchen den bevenklichen Einengungen der perjän- 
lichen Freiheit und der wirtbfchaftlichen Entwickelung der arbeitenden Klaſſen 
einerfeits, welche aus dem „An die Scholle gebunden fein” hervorgehen, und 
den häufig drüdenden Beläftigungen andererjeits, welche den Gemeinden aus der 
ichranfenlofen Freizügigkeit erwachſen. 

Sind nun ferner die Einzugsgelver, welche in der Minderzahl der Gemein— 
den des Landes gehoben werden und eine Vorausleiſtung des Aufzunehmenden 
für fpätere etwaige Armenunterftügung, jowie für die Theilnahme an den Auf: 
fünften des Gemeindevermögens ausmachen, erjt mit dem Wohnrechtserwerbe 
füllig, außerdem in mäßigen Grenzen gehalten (während der legten zehn Jahre 
find Einzugsgelver zu einem höheren Betrage als fünf Thaler für die ganze 
Familie unjeres Wiffens nur in Hannover ımb Pinden zugelaffen), werden 
ferner die Verhandlungen über ven Wehurechtserwerb vor allen Behörden frei 
von Gebühren und Copialien geführt, jo halten wir uns zu der Schluffolgerung 
berechtigt, daß die im Königreiche beftehenden Beſchränkungen der Freizügigleit 
ven thätigen und gefitteten Angehörigen der arbeitenden Klaffen um jo weniger 
zum Bedrucke gereichen, je mehr biefelben den häufig gar zu ängſtlichen Be— 
ftrebungen der Gemeinden und ihrer Vorjtände gegenüber bei den Behörden den 
Schuß fuchen, welcher ihnen nach dem beftehenden Rechte — und auch das 
müffen wir hervorheben — nicht verfagt werben darf. 





II. 
Statiftik. 


Etatd der Kurmärkifgen Landarmen-Verwaltung, und zwar: ber Haupt: Etat 

der Landarmen : Verwaltung, fowie die Sperial- Etatd der Anftalten zu Straußherg, 

Prenzlau, Wittſtock umd Meu-Ruppin, vom 1. Januar 1860 ab auf eine dreijährige 
Gtatöperiode, mit den nötbigften Erläuterungen. 


I. Haupt- Etat der Aurmärkifhen Landarmen - Verwaltung, 
Einnahme 
Tit. L Landarmenſtener vom platten Lande. 
Diefelbe beträgt bei dem feflgejeigten ein Neuntel 
Bid = na na ie Bi — Bl 
gegen ben vorigen, anf '„ Zufchlag angelegten Etat 
4,500 Thlr. weniger, was zugleich bie Erleichterung der 
Steuerpflihtigen ohne Rüdfiht auf die Zunahme ber 
Bevölkerung darſtellt. 
Tit. II. Landarmenſteuer ber Städte: 
a. bes ältern Berbandes. 26,683 Zhir. 
und mad Abrechnung 
ber Sublevationsgelber 
Do 2000. BEE „ 


21,114 Ehe. 
gegen bie Sorjahre weniger 1177 Thir. 
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b. ber ehemals ſächſiſchen Difilte . . 1,509 Zpir, 
gegen ben früheren Etat43Thlr. weniger ; N 


Be. 2 0 50a 
Tit.11l. Zufhnßzurtandarmenfleuerber Städte: 
enthält die dem Landarmen :Berbande, nach Abzug bes 
den Städten des Jerichowſchen Landarmen-Berbandes und 
der Stabt Kranffurt a. DO. zulommenden Antheils, zu 
gewährenden Sublevationsgelder im Betrage von . 
Tit IV, An Zinfen von Kapitalien: 
nach der Fraktion. . . 
gegen bem bisherigen Etat * 350 The. 
Til V. ad Extraordinaria: 
ebenfalls nah ber Fraktion P 
gegen ben früheren Etat mehr 446 The, 4 Sr. 9 pf. 
7Tit. VI. An durchlaufeuden Poſteu, im Ganzen. 
Dieſer Titel korreſpondirt mit dem Tit. XII. ber 
Ausgabe und enthält unter 
A. Zuſchuß zur Landarmenfteuer der Städte: bie den 
Städten des Jerichowſchen Landarmen-Berbanbes 
und der Stabt Frankfurt a. O. zuftehenden An- 
tbeife an den Sublevationsgelvdern; — unter 
RB. die Berpflegungstoften ber einzelnen Anftalten, 
C. bie Detentiond-, Kur« und Berpflegungsfoflen 
derfelben, 
D, vie Erbſchaften, und 
E. fonflige burdjlaufende Poften; — 
gegen den bieherigen Etat mehr 423 Thlr. 25 Sgr. 3 Pf. 


Summa ber Einnahme . 


Yusgabe 

Tit. l. An Schältern . ... Fr Be IE 

Ti. 1. An Benfionn . . . 

Ti. 11. Zuſchuß zu den Bittwenlaffenbeiträgen der Bars 
und Anftaltebeamten . 6 

Ti. IV. Zur Unterhaltung ber —— — wäh ber 
Land» Irrenanflalt. » » 2. 
enthält die bei bem einzelnen Etats feftgefeisten 
Bedarfs» Summen im Ganzen, 

Ti. V. Remumeration ber ſtädtiſchen Kommiffarien ber An- 
falten. . . . 

Ti. VI Remuneration ber Banbräthe fü Bearbeitung * 
Lanbarmen-Saden . . » 

Ti. VI Zu Unterflügungen umb —— be Sande 
armen +» Beamten 

Til. VII. An Srmen + Unterfütungen, eratteten Sur, Ber 
pflegungs- und Detentionsloften . ö 

Tie IX, Beitrag zu ben Koflen der förderung bes te» 
richts taubflummer Kinder . 2» 2 2 2.2. 

Ti. X. Un Bureanloften, nach ber Kraltion. . . » . 


22,623 Thlr. 


5,960 Thlr. 


200 


2 


— Sgr. 


19 


10 


" 


" 


. 105,100 Thlr. — Ser. — Pi. 
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Ti. XI. Ad Extraordinaria = 00 nenn ne 1464 Ehe 2 Sgr. 9 BL. 
it. XII. An durchlaufenden Poſten, (cfr. Tit. VI. ber Ein- 


nahme) Fe ur ar Nr FE 13,972 Pf} 7 8 


nn 
Summe ber Ausgabe . . 101,537 Thlr. 10 Sgr. — Bf 
Der Abſchluß des Etats ergiebt: ⸗ 
Einnahme...4106,100 The. — Sgr. — Bf. 
Ausgabe * “ * * * * 101,537 „ 10 [2 — 


Mithin Ueberſchuß... 3,562 Thlr. 20 Sgr. — Bi. 
U. Etat des fundarmenhaufes zu Straufiberg. 
(Derſelbe ifl auf durchſchnittlich 400 Corrigenden ind. 40 Kranle und auf 150 Schulkinder 
inc. 10 Kranlke berechnet.) 
Einnahme. 

Tit. 1. Arbeitverdienſt. . . . . . 7069 Thlr 22 Syr. 6 Pf. 
gegen ven bisherigen Etatsſatz 137 Thfr. Pr Sr. 11 Bi. 
weniger, da nach ben Grfabrungen ber Borjuhre bie 
Conjunkturen des Verkehrs Beränberungen in ben Be- 
ihäftigungsarten nothwenbig gemacht haben, vom denen 
wiederum der Ertrag fi verringert hat. 

Tit. I]. Fürverlaufte und zumfugen 
verwendete Babrilate . . . . 2,000 
dient lebiglid dazu um das Recnungsmefen. in "Bena 
auf die eigene Fabrikation feftzuhalten, ba Tit. XV. ber 
Ausgabe ein gleiher Betrag zum Ausgabe» Soll ge- 
lellt worden ift. 

Tit. III Ertrag burh ben Rartoffel- und Ge- 
müſebau, fowie burd den Betrieb ber Grilg- 


müble: 
Nach ber Fraltion der bisherigen Exrtragsfüge . - DB HM nn 
Tit. IV. Für Kleie vom vermahlenen Getreibe . I A 


(für die Gerſtenlleie ift pro Er. 1 Thlr. für die Rog- 
genlleie 1 Thlr. 10 Sgr. beredinet.) 

Tit V. An firirten von verfhiebenen Behörden 
undPrivatperfonen einzugiehbendenBerpfie- 
gungsfoftenfür aufgenommene Shullinber: 


der bieherige Etatbfah mit. - » 2... DM [ m 
Tier VI. An erflatteten Detentionß:, — u. 

Berpflegungsloften: 

der bisherige Etatfay mit. » » » » ? ; MW u — u on 


Tit. VIL Aneingebenben von ber —— 
Hauptlafje — ———— wie 


früher . . * * — * u . . 50 17} ect 1 an [77 

Tit. VII]. Insgemein: 
Nach der Fraktion ber Borjahre abgerundet auf . 1 2 
Tit. IX. Zuſchuß aus der Landarmen-Hauptlaffe 6,50 „ — — ⸗* 


gegen dem vorigen Etat weniger 1703 Zhlr. 


— — — — — — — — 
Summa der Einnahme . . 38,300 Thlr. — Sgr. — Pi. 

Ausgabe. 
Tir. I. Gehälter und Remunerationen. . x». 524 u — nun 
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(davon fommen bei der angenommenen Bevöllerung ven 
550, mod nicht 10 Thlr. auf ben Kopf, während ber ent- 
Iprecbende Aufwand im der Anflalt zu Uedermünde mehr 
als das Doppelte dieſes Sates beträgt.) 
Tit. 11. An Benfionen. — Nichte. 
Tie. III An Bau» und Reparaturfofleu inch. Fener— 
tafjenbeiträge, — wie biöher . or 
Tit. IV. Zur Unterhaltung ber Delonomie: 
A. Für Berpflegung . . 15,928 Tblr. 5 Sgr. 6 Bf. 
gegen ben vorigen Etat weniger 1508 Thlr. 18 Sgr. 
— (Bon der veranlagten Summe kommen bei ber 
angenommenen Bevölkerung von 550, pro Kopf 
jährlidh 28 Thlr 28 Sur. 9,,. Pf., täglih2 Sur. 
4: Bi.) 
N. Kür fenerungs.Materiafien 2,195 Thlr. 22 Sr. 3 Bf, 
gegen den vorigen Etat weniger 11 Thlr. 12 Sgr. I Pf. 
C Für Lichte 14 Thlr., gegen den vorigen Etat mehr 
26 Sgr. 
D, Für Brennöl, Camphiu 755 Thlr. 28 Sgr. 10 Pf., 
gegen ben vorigen Etat mebr 74 Thlr. 29 Sgr. 4 Pf. 
E. Für Seife zur Wäſche und für Perfonen 218 Thlr. 
1 Sgr. 4 Pf., gegen den vorigen Etat weniger 7 Thlr. 


10 ®f., Summa Tit. IV. . . F 
gegen den vorigen Etatweniger 1451 Tor. 1&r. 38ſ. 
Tit. V. Belleidungslofen .„.. 


gegen den vorigen Etat weniger 117 Tpfr. 1 Sr. 1 Pr. 
(davon kommen bei ber angenommenen Bevdlferung von 
50, auf ben Kopf jährlih 9 Thlr. 12 Ser. 3,1: Pf.) 

Tit. VI. Zur Unterhaltung der Lagerftellen, bes 
Bett-, Tifh- und Handtüherzengs. . . - 
gegen ben vorigen Etat weniger 10 Thlr. 24 Sgr. 5 Pf. 

Tit. VI Burlinterhaltungbes Hausgeräthsunb 
für befondere Schulntenfilien. . . 
gegen ben vorigen Etat mehr 85 Thlr. 13 Sur. 10 pf. 

Tit. VIII. Für Arznei und befondbere — 
bes 7. . .. 
gegen bem vorigen Etat neh 1 Tor. 22 &ır. 

Tiu IN. Einlieferungs- undEntlaffungs-Roften 
gegen ben bisherigen Etat 855 Thlr. 24 Sgr. 7 Bf. 
weniger. 

Tir X. Schornfteinfegerlobn: 

Nah einem firirten Ablommen . . . 

Tit. XI. Für Rafiren der männlihen Detinirten. 
File Seife und Borbaltung der Meflr. . - ... 

Tit. XII Begräbnißloften, nad ber Fraltion . . . 

Tit. X1Il, Kommunionbebürfniffe, nach der Fraftion 

Tier XIV. ZurInftandhaltung der Maſchinennud 
Arbeitsgerät he.. re 
gegen ben vorigen Etat 100 Thir. weniger. 


700 Ihlr. 


19,111 


5,175 


1,101 


27 


23 


11 


13 


21 
17 


Sgrt. — pi. 


11 


10 


| 


" 


Ti XV. Materialien zum Betriebe der Fabrila- 


tionsd-Anflalten. — nr — 2000 Thlr. — Sgr. — Bi 


(er. Tu. U. der Einnahme, — Diefe — fetont 
obne Einfluß auf den Etat ifl.) 

Tir. XVL Tantieme vom gejammten Arbeitsper- 
dienf. Diefem Titel liegen zum Grunde die Zahlen 
des Tir. I. der Einnahme, mit 7069 Thlr. 22 Sgr. 6 Pi. 
nad) Abzug vom Tit, XIV, der 

Mu. ee DO nn 


bleiben . 6669 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. 
hiervon beträgt die Tantieme a 4’, pCt., welche gleich" 
mäßig zur Hälfte dem Ober-Jufpeltor und dem JInſpeltor 





zubommt . » -» . } DB ae 

gegen den vorigen Sat mehr 68 Ar. 5 Sg. 8 Bi. 
Tit. XVII. Allgemeine Verwaltungstoften. 

a. Für Screibmaterialien 186 Thlr. 13 Sgr. 10 Pi. 
b, Hutter für die Kite . 15 „ 17. 2 u 
e Imtgenuen . . +: „= ou u 

im Ganzen. . ». R 6 
darunter 20 Thlr. zur Ausſtattung ber Sinber mit Bibel, 
Gejangbud und Katehismus bei der Konfirmation, und 
30 Thlx. zu Weihnachtsgeſchenlen an dieſelben. Gegen 
den bisherigen Etat weniger 25 Thlr. 28 Sgr. 5 Pi. 

Summa der Ausgabe . „ 38,300 Thlt. — Sgr. — Pi. 

Die Einnahme beträgt gleihfale . . 38,00 . — u R 


balancirt, 

Der Gefammitbetrag ift gegen den bisherigen Etat um 3473 Thlr. geringer, und «8 
fomınen von den Gefammtloften auf den Kopf jährlich 69 Thlr. 19 Sr. 1Pf, täglich 
5 Sgr. 8,4: Pf. zu fliehen. Bon dem mit 7069 Thlr. 22 Sgr. 6 Pl. in Anfchlag gebraten 
Arbeitsverdienſte berechnen fich, bei der wie im früheren Etat angenommenen Zahl von 303 zum 
Arbeitöbetriebe verbleibenden Berjonen, bvurhfhmittlihpro Kopfjährlid 23 Thfr. 10 Sgr., 
täglih 1 Sgr. 11,0 Pf; und e8 fallen daher, nah Abrehnung bed Arbeits-Ber- 
dienftes, an Koften auf dem Kopf jährlih 46 Thlr. ISgr. 1 Bf, täglich 
3 Sgr. 9, Pf. 

Il. Etat des fandarmenhunfes zu Prenzlau, 
Derfeite iſt auf die Kopfzahl von durchſchnitilich 300 Häuslingen angelegt. 
Ginnabme 


Tin I. An Arbeitsverdienfi . . . 0. 5,582 Thlx. 25 Sgr. 8 Bf. 


gegen den bisherigen Etat 825 Thir. 10 gr. b Pf. 

mehr. Hierbei ifl, wie früher, auf 200 filr den Arbeits- 

betrieb beftimmte Perfonen gerechnet, wovon 40als Außen- 

arbeiter. und zwar: 32 zu 5 Sgr., 8 zu 4 Sgr. Tage- 

lohn gerechnet worben. 

Tit. IL Für verlanfte und zum Nutzen ber An- 

alt verwendete Babrilate . . . » 10 vn — on 
(bier gilt die zw demſelben Titel beim Etat für Strauf- 
berg gemachte Bemerkung. ) 
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Tit. III. Ertrag durch ben Rartoffel- und Gemüſe⸗- 
bam ıc. wie in vorigen Etat. oo ne. NO Thir. — Ser. — Bi. 
Fir, IV. Für Kleie dom verm ablenen Getreide . 1.1 „ 1. 
gegen dem vorigen Etat mehr 8 Thlr. 14 Sgr. 8 Pf. 
(für die Roggentleie ift pro Er. 1 Thlr. 10 Sgr., für 
die Gerftenkieie 1 Thir. berechnet.) 
Tit. V. An erflatteten Detentions-, Rur- und 


Berpflegungslofen . nen. 0 —— 
gegen den bisherigen Etat mehr 100 Thlr. 
Pit. VL Um eingehenden Erbfhaften — wie bisher db un U. m 
Pit. VIL Jusgemein (abgerundet af) +... 8 „9 „im 
Tir VIII Zuſchuß aus der Sandarmen-Dauptkaffe 15,577 u 0 u. — nn 


gegen den vorigen Etat weniger 3422 Thlr. 20 Gar. 
Summa ber Eimmahme . . 23,568 Thlr, 16 Sgr. 8 Bf. 
Ausgabe 


Tin L An Gehältern. oo nee 3,801 Thlr. 16 Sgr. 8 Bi. 
(morunter 128 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf. meubewilligte Ge- 
haltsverbefjerungen.) Davon fommen bei ber angenom- 
menen Bevöfterung von 300 Köpfen rund 11 Thlr. auf 
den Kopf, etwas höher als zu Straußberg. 

Pie. Il. An Benfionen een. 10 u: na — 

Pit. 11I. An Bau- und Reparaturloflen » .» .» - a „m „ 
gegen ben bisherigen Etat 12 Thlr. 29 Sgr. 3 Pf. mehr. 

Pit. IV. Zur Unterhaltung ber Deconomie: 

A. Kür Verpflegung 8,931 Thlr. 6 Sgr. 10 Pf., gegen 
den vorigen Etat weniger 948 Thlr. 15 Sgr. 5 Pi. 
(Bon dem veranlagten Betrage lommen bei ber an⸗ 
genommenen Bendllerung von 300, pro Kopf 
jäprlih 29 Thlr. 23 Sgr. Iso Pf., täglid 
2 Sgr. ds Pf. 
B. Für Feuetungs - Materialien 1,902 Thlr. 14 Sgr. 
4 Bf., gegen dem vorigen Etat weniger 637 Thlr. 
20 Sgr. 8 Pi. 
C. Für Fichte 6 Thlr. 9 Sgr., gegen ben vorigen Etat 
weniger 6 Sr. 
D. Für Brennöl und Dodtgarn 469 Thlr. 9 Sr. 4 Pf., 
gegen ben vorigen Etat 17 Thlr. 14 Sgr. 4 Pf. mehr. 
E. Für Geife zur Wäſche und Reinigung 117 Thlr. 
17 Sgr. 5 Pf., gegen bem vorigen Etat 25 Sur. 
7 Bf. mehr. Summa Tit. IV. 2 een. . 1426 „ 6 „ 1 „ 
gegen beu bisherigen Etat 1568 Thlr. 2 Sgr. 2 Pi. 
weniger. 

Tit, V. Belleidungslofen „2... 
gegen den vorigen Etat 54 Thlr. 3 Sgr. 8 Pf. mehr, 
in folge der erhöhten Leberpreife. (Davon kommen bei 
der angenommenen Bevöllerung von 300 Köpfen anf 
den Kopf jährlich 8 The, 27 Sur. 1... Pf.) 
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Tir. VL Zur iinterhaltung der Lagerftellen, bes 
Bette, Tiſch- und Handtüderzgeuges (nad 
der Fraftion) - - . er ee 654 Thlt. 7 Sgr. 5 Pf 
gegen ben vorigen Etat weniger 2 The. 17 Sgr. 8 Bi. " 
Tie. VIL Zur Unterhaltungdes fonfligenInven- 
tariums: Nach der Fraltion ber Bozjahe . . . Sb u 8508 z 


Tie VIIL Für Arznei c..... ’ 810 18 en 
gegen ben bisherigen Etat weniger 47 The, 10 Ser. ggf. = 
Tit. IX. Einlieferungs- und Entlaffungsloiien. 200 „— „ — = 


gegen ben vorigen Etat weniger 817 Thlr. 7 Sgr. 10 Pf. 
Ti. X. Schornfleinfegerlobn: 


Laut feſtſteheuden Ablommen . x: 06. 42 — " 
Tit. XI. Für Raſiren der männliden Detinicten: 
Für Seife und Vorhaltung der Mer . . - - 0: 4 


Tit. XII. Begräbnißkoſten, nad ber Fraltioen ... 2 „m „ 6,„ 
gegen den vorigen Etat 12 Thlr. 7 Ser. 8 Pi. u 
Tit. XIIL Rommmnnionbedärfniife . . . » 5 u. 14 „6 
gegen den vorigen Etat 27 Sgr. 2 Pf. weniger, 
Tit. XIV. Zur Infandbhaltung ala 
Urbeitsgeräthe . . . . 300 — —, 
gegen den vorigen Etat 160 The. 16 Sp. op. weniger. } 
Tir. XV, Materialien zum Betriebe der Fabrika— 
tions-Auftalten: in Uebereinftimmung mit Tit. IL 
der Einnahme . » « . . ID — —, 
7Tit. XVI. TVantieme vom Arbeitsverdienf: 
Der Arbeitsverbienft beträgt Tit. I. der Einnahme 
5682 Thlr. 25 Sgr. -8 Pf. 
nach Abzug Tit. XIV.d. Ausg. 800 „ — u —u 
bleiben „ „ 5282 Thlr.25 Sgr. 8 Pi. 
Hiervon beträgt die Tantieme a 41, plt. . . m u 5; 
gegen ben vorigen Etat 77 Thlr. 17 Sgr. 10 Pf. — 
Tit. XVII. Allgemeine Berwaltungokoſten. 
Nah der Fraktion der Vorjahre. 239 3 11, 
gegen ben bisherigen Etat 291 Thlr. 10 Sr. 9 gi. 


weniger. 
— —ñ—— — — —— 


Die Einnahme beträgt ebenfalle . . 23568 „ 16 „ 8, 
balaneirt, 

Der Gefammtbetrag flellt fi gegen den dorigen Etat um 2781 Thlr. 13 Sgr. 4 Pf. 
geringer, und es fommen von ben Gefammtloften anf ven Kopfiährlid: 78 Thlr. 15 Sgr. 
10,:0 Pf., und täglid: 6 Sgr. 5,45 Bf. zu fiehen. Bon dem mit 5582 Thlr. 25 Egr. 8 Pf. 
in Anſchlag gebrachten Arbeitsverdienſte berechnen fih, bei der auf 200 angenommenen Zahl 
ber arbeitsfähigen Köpfe, burhfhmittlih auf ben Kopf jährlih: 27 Ehre. 27 Ser. 
Dur Pf; täglich: 2 Ger. 3,, Pf.; nach Abrechnung bes Arbeitsverdienſtes aber fallen an 
Koften auf den Kopf jährlich: 50 Thlr. 18 Sgr. 5,06 Pf.; täglich: 4 Sur. 1, Bi. 

IV. Etat des Sandarmen- und Invalidenhaufes bei Wittfiod. 
Derfelbe ift auf 350 Hospitaliten und Gerflestranke angelegt, von welden an Kranlen 50 Per- 
fonen, am völlig Arbeitsunfähigen 100 Perſonen, fir häusliche Arbeiten 60 Perfonen, aljo 
210 Perſonen vorweg in Abrechnung zu bringen, für welche ein Arbeitöverbienft nicht in Auſatz kommt. 


⁊ 
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Bon den verbleidenben 140 arbeitsfähigen Perſonen ſollen: 4 als Haudwerlegehülfen, 24 bei der 

Reinenweberei, 54 bei der Kuhhaarſpinnerei, 37 mit Federreißen, Strohflechten x, 5 gegen Tage- 
lohu außerhalb ber Anftalt und 16 mit Strumpffiriden x, beichäftigt werben. 


Ginnabme 

Tir. I. An Arbeitsverdieuft: Nah vorzenommenen fpeciellen Ermittelungen uud nad 
den Erfahrungen der Borjahe . . » . . . 1,619 Ehlr. — Sgr. 4 Pi. 
gegen ben vorigen Etat weniger 64 Thlr. 18 Er. 

Ti. IL Für verkaufte, fowie zum Nutzen der Auftalt 
verwendete Fabrikate, wie früber -. . 2... 600 „ — — 
(correſpoudirt mit Tit. XV, ber Ausgabe.) 5 

Tit. III Ertrag durch Kartoffel- und Gartenbau w— —— 
gegen den vorigen Etat mehr 25 Thlr. 25 Sgr. 

Tir IV. Für Kleie von vermahlenem Getreite. . 88 6 —n 
gegen den früheren Etat mehr 8 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf. 
(Die Preife find wie bei den Etats ad I. unbIl. angenommen.) 

Tit. V. Berpflegungstofteun für anfgenommeite 


Audividbuen . . - ee RE een 
Tit, VI. An eingehenden Eröfgaften: Ruh — 

tionsſatze abgeruudet auf ... ie 8 800 — „ — 
Tit. VII. Insgemein abgerundet Ber aus b66ß6 83 8 
7Tit. VIIL AnZuſchuſſen ausderkanbarmen- -Hanpt. 

Kalle . » - te Eee 

gegen ben borigen Etat. weniger 1380 The. 

Summa ber Einnahme „ - 420 „ — u u 
Ausgabe, 

Tir. I. An Gebältern. . .. . . 2,486 Thlr, 26 Sgr. — 


(wornnter 40 Thlr. nenbewilligte Gehalis- Berbefferung.) 
Tit. 1. An Benfionem — Nichte. 
Tit Il. An Bau- und — — x 
Nah der Fraltion . » . . Er Te in er 590 — — 
gegen den vorigen Etat 90 Ihr. — 
Tit. IV. Zur Unterhaltung der Deconomie 
A. Kür Berpflegung 11,525 Thlr. 27 Sgr. 11 Pf., gegen 
den vorigen Etat weniger 1875 Thlr. 24 Sgr. 2 Pf. 
(Bon ber veranlagten Summe kommen bei ber ange- 
nommenen Bevölkerung von 350, durchſchnittlich 
pro Kopf jährlih: 82 Thle. 27 Sgr. 11,., Pf., 
täglich: 2 Sgr. 8, Pi. 
B. Für Feuerungs/ Materialien 1,475 Thir. 16 Spr. 8 Pf., 
gegen ben vorigen Etat 79 Thlr. mehr. 
C. File Lichte 3 Thlr. 11 Sgr. 3 Pf. gegen bisher 13 Sur. 
3 Pf. mehr. 
D. Für Breundt und Dochtgarn 649 Thlr. 19 Sur. 6 Bf. 
gegen bisher 55 Thlr. 12 Sgr. 5 Pf. mehr. 
E. Für Seife 142 Thlt. 7 Sgr. 2 Pf., ge,en bisher 
10 Thle, 19 Sgr. 1 Pf. mehr. Summa Ti IV... BC 50,2. 6, 
gegeu den früheren Etat 1730 Thlr. 9 Ser. 5 Bi. 
weniger. 


— 


Tit. V. Bekleidungekhoſte... 2.0 0. 3,090 Thlr. 2 as 
(Davon kommen bei der angenommenen Bevölkerung von lee za 
350, auf ben Kopf jähr lich 8 Thle. 24 Ser. 11 Pf.) 

Tit VL Zur Unterhaltung ber Lagerflellen, bes 
Bett», Tiſch- und Handtüherzeuge® . . .. 119 „9 „ 9 
gegen ben vorigen Etat 116 Thlr. 22 Sgr. 9 Pf. mehr. > 

Tit, VIL Zur Unterhaltung bes Hausgeräthe: 
Nach der Fraktion der Borjahre. . x or» R 406 „ 2 „ 10, 
gegen ben vorigen Etat 18 Thlr. 16 Sgr. 4 Pf. mehr. 

Tit, VIIL Für Arznei und ERBE DENE 


niffe: Nah der Fraltion. . . » A 118 „ 12 „ it. 
. gegen den vorigen Etat 4 Thlr. 7 Sr. 10 Bi. "mehr. 
Tit, IX. Einlieferungs- und Entlajjungslofen. . OO sn — — 


gegen früher 106 The. 28 Sgr. weniger. 
Ti X. Schornfleinfegerlohn: 
Nah einem firirten Ablommen . . - wa 3 „13 
Tire. Xl. Für Rafiren ber Männer, mie feüßer ... 70 «DD u —_n 
Tit. XIL Begräbnißloften, nad ber Fraltion.. . . -» 67 „ 1 
gegen früher 13 Thlr. 6 Sgr. 1 Pf. mehr. j 
Tit. Xli. Rommunionbedürfniffe, nad ber fraftion . 7 74, 
gegen früher mehr 1 Thlr. 27 Ser. 
Tie. XIV. Zur Iuftandhaltung ber werner und 
Ürbeitsgeräthe.. . . .. DB „18. 7. 
15 Thlr. 11 Sgr. 5 Pf. weniger wie — 
Tit. XV. Materialien zum Betriebe ber 
tion®-Anfalten. . . . . 600 — nn un 
(correſpondirt mit Tit. IL * Einnahme.) 
Tit.xXVı Allgemeine Berwaltungsloften. » .. BT u In 6m 
gegen früher mehr 1 Thlr. 5 Ser. 6 Pf. 
Tit. XVIL An Braumalzſteuer. Nah bem — 
von 357%, Etr. Malz fixirt uf. - » .. 297 „ du —u 
gegen früher mehr 23 Thlr. 27 Ser. 6 Si. 
Tit. XVIII. $ür die Station der 20 bildungsfä» 
bigen Blinden: Nach ber befonberen Aufſtellung . 108 „ 6 nn In 
gegen früher mehr 81 Thlr. 29 Sgr. 1 Pi. 
Summa ber Ausgabe . . 24,20 Thlr. — Ser. = 


Die Einnahme beträgt gleihfale .. 242W „— " 
—— — — — — 
balaneirt. 


Der Gefammtbetrag ſtellt ſich gegen den bisherigen Etat um 1380 Thlr. geringer, und 
e8 lommen von den Gefammtloften anf ben Kopf jährlich: 69 The. 12 Sgr.; täglid: 
5 Sgr. 8,4 Pf. zu ſtehen. Bon dem auf 1619 Tpir. 4 Pi. unter Tit. I. der. Eiunahme ver- 
anſchlagten Arbeitsverbienfle berechnen ſich, bei ber auf 140 angenommenen Zahl ber 
arbeitsfähigen Perſonen durchſchnittlich auf dem Kopf jährlid: 11 ZThlr- 
16 Sgr. 11,.: Pf.; täglich: 11, Pf; und nah Abrehnung bes ..... 
fallen auf dieſe an Koften pro Kopf jährlid: 57 Zhle. 26 Sgr. Os Pi; täglid: 


4 Sgr. I,04 Pi. 
V. Etat der Sand -FIrcenanflalt zu Weu - Muppin. 
Erläuterub muß vorausgeſchickt werden, daß bie bereits früher ermittelte Zahl 169 ,\ ale 
Diejenige, über welche micht hinausgegangen werben Tann, auch für den gegenmärtigen uw 
48 
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angenommen worden iſt. Bon dieſen 159 Pfleglingen find 6 auf die I. Berpflegungstlafie, 18 auf 
bie II. Verpflegungellaſſe, 6 auf die III. Verpfleguugötlaſſe, 129 auf die IV. Verpflegungsllafje 
zur Berechnung gebracht worben, Die Pflegejäge find ferner wie folgt normirt: 
in der 1. Kaffe 200 Thlr. für Angehörige des Verbandes; 250 Tür. für Fremde. 


" " " 170 " n„ " „ " 220 " "#« " 
" 7 IL 7} 125 " " 7] " " 160 fr 2 " 
" IV. 12 106 [7 120 [73 " " 


Bezüglich ber Befhäftigung tommt in Betracht, daß außer ben in der häuslichen Deco- 
nomie flattfindenden Arbeiten nur der geringere Theil der Pfleglinge einträglih und zugleich 
nüglich befchäftigt werben faun. Die Arbeiten felbft find möglichft einfadyer Art: Schneiderei, 
Näherei, Schuhmacherei, Strumpffiriden, Gartenarbeiten und Anfertigung von Strobdecken. 
Letztere beide fallen am meiften ins Gewicht. Während die Anfertigung von Haarmatraßen zu« 
rüdgegangen, ift in legterer Zeit die Beihäftigung mit Tiichlerarbeiten und Holzkleinmachen 
als zweckentſprechend und ertraggewährenber binzugetreten. Es ergiebt ſich hierdurch zunächſt 
bei der 


Einnahme. 
Tit. I. An Arbeitsverdienſt . . . — 625 Thlr. — Sgr. — Pi. 
gegen ben bisherigen Etat ein Mehr von 25 Thit. 
Tit. II. Fürverlaufte, ſowiezumNitzen der re 
verwendete Babrilate . . . . . DD mn un. n 
(correfponbirt mit Tit. XIII ber Ausgabe.) 
Tit. III. Ertrag durch Gartenbau undaus dem Be— 
triebe ber Grützmühle: 
a. beim Gartenbau 424 Thlr. 26 Sgr. 3 Pf., gegen 
früher 155 Thlr. 4 Sgr. 9 Pf. weniger; 
b. Pacht ber drei Wiefenkaveln 15 Thlr. 5 Sgr., gegen 
früger 5 Thlr. 20 Sgr. mehr; 
c. vom Betriebe ver Grützmühle 6 Thlr. 4 Sgr. 10 Pf., 
gegen früher 1 Thlr. 25 Sgr. 2 Pf. weniger; 
Summa Tit. IL. . . . 446 ee are 
im Ganzen gegen ben Sißperigen Etat 151 Thir. 9 Sr. 
11 Pf. weniger. 
Tit. IV. Für Kleie von gemablenem Roggen . . 18 „6 » — u 
gegen bisher 1 Thlr. 25 Ser. 1 Pf. weniger. (E8 find 
98 Etr. 32 Po. Kleie & Etr. 1 Thlr. 20 Sgr. ange 
nommen worden.) 
Tit.V. An Steuervergütung. Nach d. Fraftion d. Borjahre 346 
gegen früher 4 Thlr, 9 Sgr. mehr. 
(Diefer Titel correiponbirt mit Tit. VIII. ber Ausgabe.) 
Tit. VL Un Berpflegungstoflen von veridiede- 
nen Behörben und Privatperfonen, 
Nah den Eingangs erwähnten Verpflegungsfiaffen und 
normirten Pflegefägen kommen zur Berechnung: 


. ı Safe) , 2 Berfonen ri jo The. . - = Thlr, 
* ve... " 
6 a 220 — 1320 
bb I ” “ 
“fe 9 „ 10 „u. = 2040 u 
==> 


2 „ 10 „ 820 
o II alaſſe 4 r so. 


711 


2 Berfonen & 120 The. „= 2340 Tr. 

d. IV. Kaffe 2 „ A106 „= mM „ 
‚ ' 2 7} ä 80 nv» = 160 * 
— 6092 Thlr. 


e. Zuſchläge für 3 befonbere Zimmer . . » DD . 
f.  Binfen vom Vermögen Einzelne . . - 3 


Summa Tit, VL . . 


gegen bem bisherigen Etat mehr 20 Thlr. 

Tit. VIL An Erbfhaften Nah jehsjähriger Fraktion 
189 Thlr. 18 Sur. 9 Pf. mehr als bisher. 

Tit. VIII. Insgemein, nad ber Fraktion abgerundet 

Tit. IX. An Zuſchuß von der fandbarmen-Haupt- 
BAITE: 4.6 0 i 2 Mr 5,0078 
gegen ben vorigen tat meh 242 Thlr. 


6,260 Thlt. — 
N 8 
2 „15 

11,68 „ — 


Ser. — 


” 


" 


”„ 


— ff} 


Summa ber Einnahme . . 19,978 Thlr. — Sgr. — Pf. 


Ausgabe 
Tit.L An Gebältern .. . 
(darunter 278 Thlr. neubemilligte Gefaltöverbefferungen, 
bei 159 Köpfen ca. 23'/, Tplr. pro ee) 
TIE II. An Penſionen.. Pa 
Tit. IIL Bau» und Reparaturloften . . » » 
Nah der Fraltion der Borjahre, 
Tit. EV; Zur Unterhaltung ber Deconomie: 
A. Für Verpflegung 999% Thle. 14 Sgr. 5 Pf., gegen 
früher 356 Thlr. 4 Sgr. 5 Pf. weniger. 
B. Für Beuerungs-Matertal 1371 Thlr. 21 Sur. 6 Pi., 
gegen früher 46 Thlr. 1 Sgr. weniger. 
C. Für Brenudl und Dochtgarn 325 Thlr., gegen früher 
39 Thlr. 22 Sgr. 1 Pf. mehr. | 
D. Für Seife und Lauge 132 Thlr. 7 Sgr. 2 Pf., gegen 
früher 7 Thlr. 8 Sgr. 5 Pf. weniger. 
Summa Tit. IV. . . 
gegen ben bisherigen Etat im Ganzen 374 Thlr. 14 Sgr. 
11 ®f. weniger. 
Tit, v An Belleibungslofen. . 2. 2 2 4 
gegen ben bisherigen Etat weniger 8 Thlr. 24 Sgr. 
10 Pf. (Die der 1. und 2. Kaffe angehörigen 24 Per: 
fonen haben fi) aus eigenen Mittelm zu befleiven, daher 
nur bie Pfleglinge ber 3. und 4. Klaſſe, zufammen 135, 
an biefen Koften participiren. Es fommen davon auf 
den Kopf jährlid: 10 Thlr. 13 Sgr. 3,5 Pi. 
Tit. VI. Zur Unterbhaltumg ber Lagerflellen, bes 
Bett-, Tifh- und Handtüdherzeuges 
gegen bisher 84 Thlr. 19 Sgr. weniger. 
Tit. VII Zur Unterhaltung der Haus⸗, Hof», 
Küchen» und Arbeitögeräthe. . x. 0.» 
gegen bisher 4 Thlr. 28 Sgr. 5 Pf. mehr. 


3,697 Thlr. — Sgr. — Bf. 


120 
646 


11,824 


” 


13 


21 


48 * 


[2 


Lu 
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Tit. VIIL Mahlſteuer — nad breijähriger Fraltion . 228 Thlr. 10 Sgr. 7 Pf. 
gegen früh.r mehr 10 Thlr. 7 Ser. 

Tit. IX. Für Arznei — nad ber Fealtion. . » . » U „MM . 5 m 
gegen bisher 40 Thlr. 17 Sgr. 8 Pf. mehr. 

Tit. X. Schornfteinfegerlobn: . 
Nach einem getroffenen fetten Ablommen . . . . » 1 u — — 

Tit, X1. Begräbnißloften — nad ber Fraktion . . 19 „5 „ 10 u 
gegen früher 9 Thlr. 2 Sgr. 7 Pf. weniger, 

Tit. XIL Für Kommunionbebürfniffe. » 4, DD „ 5m 
gegen bisher 1 Thlr. 27 Sgr. 11 Pf. mehr. 

Tit. XIIL Für Materialien zum Betriebe ber 


Fabrilations-Anftalten . ee 0 8 80. 200 FT  r - 77— 
(in Mebereinfimmung mit Tit, II. der Einnahme.) 
Tit. XIV, Gartenbeftellungslofen » » x». - ZT nn Mn TUT 


gegen früher 30 Thlr. 28 Sgr. 1 Pf. weniger. 
Tit. XV. Allgemeine Berwaltungslofen: 
A. Bücher für die Anftalts-Bibliothel 20 Thlr. 
B. Weihnachtsgeihent an Kraule 15 Thlr. 
C. Belohnung und Aufinunterung der Kranfen durch 
Speiſezulagen 30 Thlr. 
D. Gratifitationen für das untere Dienſtperſonal 15 Thlr. 
E. An Jusgemein 391 Thlr. 8 Sgr. 3 Pf. 
Bam DERU: 84 
gegen ben vorigen Etat 51 Tr. 14 Sgr. mehr. 


Dee 
Summa der Ausgabe . . 19,978 Thlt. — Ser. — Pi. 


Die Einnahme beträgt ebenfalls . . 1,98 „ — vw —n 
— — — — — — 
balancirt. 


Der Gefammtbetrag ftellt fi gegen den bisherigen Etat um 322 Thlr. höher, und «8 
fommen von den Gefammteoften durchſchuittlich — ohne Unterfchieb ber Klaſſen — auf 
den Kopf jährlich: 125 Thlr. 19 Sir. 55: Pfe; täglich: 10 Sur. do Pf. 





Erläuterungen zu dem feftgeftellten Etat der Reſidenzſtadt Weimar 
‘auf dad Jahr 1860. 


Die eingehende Vergleichung, mit welcher dieſer Etat S. 548 und 549 dieſer Zeitfchrift 
von dem Referenten begleitet wird, giebt uns Beraulaffung, in Nachfolgendem einige Erläute- 
rungen bazu zu geben. 

l. Einnahme 

1. Die in den Etat pro 1860 aufgenommenen Grundgefäll- Einnahmen waren nod im 
Jahre 1856 mit 1122 Thlr. 9 Sgr. 103, Pf. etatifirt, während fie mehrere Jahre vorher mit 
Einfhluß nicht unbebentender zufälliger Laudemialabgaben mehrere Hundert Thaler mehr ertra- 
gen hatten. Referent vermuthet ganz tet, wenn verjelbe den Grund der Verminderung des 
besfallfigen -Etatsanfages in der Ablöfung der Gruudgefälle findet. Diefelbe bauert fort und 
findet ihre Beranfaffung in dem Ablöſungsgeſetz vom 18. Mai 1848, nad) welhen vom 1. Ja- 
nuar 1856 an aud dem Berechtigten geflattet ift, auf vie Ablöſuug feiner Grundgefälle von dem 
Berpflichtetem zu provociren. Die hiefigen ſtädtiſchen Grundgefälle beftehen in Geld, für dieſes 
iſt ber Kapitafifirungsmaßftab der zwanzigfache Betrag der Abgabe und die Gemeinde hat zur 
Bereinfahung des Rechnungswefens don der Befugniß der Ablöfung Gebrauch gemacht. Da 
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dieſes Kapitel der Einnahme im Jahre 1859 nur 49 Thlt. 16 Sgr. 3 Pf. ertragen fo if 
offenbar der Etat pro 1860 mit 586 Thlr. 27 Sgr. 8 Pf. nod zu hoch gegriffen. Die =“. 
fungsgelder werden als Stammlapitalien angelegt. 

2. Der Ertrag des ſtädtiſchen Grundeigenthums zerfällt nah der Rechnung des Jahres 
1859 in folgende einzelne Nutungen: 
8240 Thlr. 29 Sgr. 9 Pf. an Mieth- und Pachtgeldern von ſtädtiſchen Haus-, Feld- und au— 
i dern unbebauten Grundſtücken, 
” an Forfinugung, 
„— „ don ber Baumjzucht (Obfibäume und Weidenhieb — Haare zu 

Böttcherreifen —), 
139 „u 2 » — „ dom vergebenen Erbbegräbnißplägen, 
18 „ — „— „ Ertrag der fläbtifchen Antheile (14) an ben nad 120 ibeellen 
Theilen vertheilten ſtädtiſchen Brauereien, 

5 „ 5. - „ don verpachteten Grasplägen. 


4576 Thlr. 28 Sgr. 6 Pf. Summa, 

Dem gegenüber war im Jahre der Ertrag ber Forſtnutzung (858 Thlr. 19 Sgr.), ber 
Baumzucht (935 Thlr. 5 Sgr. 6 Pi.) und der Erbbegräbnißpläge (335 The. 21 Sgr.) bedentend 
höher und hatte ben höheren Einmahmefag des ganzen Kapitels (5582 Thlr. 28 Sgr. 6 Pf.) 
zur Folge gehabt. Ein Theil diefer Einnahmen ift aber fo zufälliger Natur, daß deshalb und 
weil für Forfinugung in dem laufenden Jahre nur 100 Thlr., für Baumzucht nur 170 Thlr. 
in Ausfiht genommen werten konnte, der Etat nur zur angegebenen Höhe von 3751 Thlr, 
17 Sgr. 3 Pf. kam. Borausfihtlih wird derſelbe durch die guten Obſlaus ſichten überfritten. 

3. Dem Etat pro 1860 gegenüber lieferten bie Berechtigungen der Stadt in dem zwei 
vorhergehenden Jahren folgenden Ertrag: 

Im Jahre 1858. Im Jahre 1859. Etat pro 1860. 


= 
— 
> WW 
© 
2 


4 u 


Thlr. Sgr. Pi. Thlr. Sgr. Pi. Thlr. Sar. Bf. 
a) 1766. 1. 10. 1602, 1. 9. 1650. — — von drei Yahr- und Biehmärk- 
z ten (Standgelter) und einem 

Wollmarkt (Wagegelber), 

b) 3857. 2 8 512. 56. 8, 400. — —  Getreibemefigelder (vom Schefiel 

4 Bf.) und Niederlagsgebilhren, 
co) 429. 11. 3 475. 3. 1%. 400. — — v. Beinihanfsprivilegium (vom 
jedem aufjerhalb des Großherzog" 

thums Weimar gebauten Eimer 
Bein 1 Thlr., welchen Gaftwirthe 
und Weinſchänker zu entrichten 
baben an die Stelle der früher 
von d. Stadt geübten ausjchließ- 
lichen Weinſchanksberechtigung, 

dd 24. 20. — 2.8. — 27. 2. 6. vom Branntweinfchant, 

e) 40. 15. — 337. 5, — 436, — — an Padtgeldern für Schanlge- 

gerechtigfeit, 
f) 12. 4. 11. 12. 25. 6. 10, 23. 9. vom Geläute bes Stadithurms, 
ed 16. 9. 6 16. 27. 8 15. — — Biergemäßmiethe und Zreber- 
gelber, 

b) 160. — — 170. — — 150. — — Beiträge von hier abweſenden 
Bürgern, 

i) 319. 22. — 432. 16. — 350. — — Buben-Pacht bei bem Bogel- 


ſchießen, 


Im Jahre 1858. Im Jahre 1859. Etat pro 1860. 
The. Sgr. Pi. Tl. Ser. Pf. Thlr. Sar. Pi. 


k) 8. 24. 3, 41. 2. — 3. — — SHaufirgelber, 
1) 14. 3. — 14. 3 — 104. 3, — Jagd» umb Fiſchereipachtgelder, 
m) 50. — — 60 — — 50. — — Ertrag einer Bädereigerechtigkeit. 


— — — — — —— — —— — — — — — — 
3676. 24. 6. 8887. 10. 10%. 8622. 29, 3. Summa. 


Der verminderte Ertrag ber Poſ. a, im Jahre 1859 hat feinen Erllärungsgruud in 
ben politifhen Wirren, in deren folge auf dem biefigen Wollmarkte beveutend geringere Ge- 
fchäfte als in den früheren Jahren, und auch wieder in biefem Jahre, wo der Markt bei guten 
Preifen raf und zufriebenftellenb verlief, gemacht und weniger Wolle verwogen wurde. 

Die geringeren Pofitionen bei b. und c. fanden ihre Beranlafjung in ber Gelbkrifis, 
welche ihren nadhtheiligen Einfluß wie auf die Gejhäfte, namentlih aud auf bie Getreidege⸗ 
fchäfte, fo auch auf das Vergnügen ausübte. Der Ausfall bei e. im Jahre 1859 folgt aus ber 
Smfolvenz eines Pächters, 

4. Das Einnahmelapitel, Bürgerrechtsgebühren ꝛc., Sporteln unb Strafgelber, zerfällt 
in folgende Unterabtheilungen : 

3600 Thlr. für Ertheilung bes Bürgerrechts (12 Thlr. für einen Heimathsberehtigten, 60 Thlr. 
fiir einen Auswärtigen), ber Heimathsangehörigkeit (30 Thlr. für eine Eheftau 
oder eine heiratbenbe Braut, 12 Thlr. für ein Kind), und des Flurgenoſſentechts 
(1- 5 Thlr.) 1858: 3792 The. 28 Sgr. 9 Pf, 1859: 3118 Thlr. 10 Sgr. 
5 Pf. 

650 „ Rathoſporteln, im Sahre 1858: 1576 Thlr. 14 Sgr. 10 Pf., 

750 „ Polizeiſporteln u. Strafen im Jahre 1859: 1465 Thlr. 16 Sgr. 7 Bi. 
1 „ Aichgebühren, 

220 „ Gebühren von ben Innungen zur Unterhaltung ber Fortbildungsfchule, 


5221 Thlr. Summa, eine Steigerung gegen früher, welde hauptſächlich durch bie vermehrte 
Aufnahme in den Bürger: und Heimathsverband herbeigeführt if. Daß dieſe Einnahme nicht 
fiher iſt und oft vom ber Gelegenheit zur Aufnahme, oft von ber firengeren ober weniger 
firengeren Beurtheilung ber Aufnahmegefuhe Auswärtiger in ben Bürger» und Heimathöver- 
band, von Seiten der Gemeinbebehörben abhängt, geht aus bem verminderten Ertrage bes 
Jahres 1859 hervor. 

5. Jedes Brautpaar hat bei feiner Berehelichung anftatt der von ihmen zu ſetzenden jungen 
Bäumen, wie bie auf dem Lande oft vorfommt, 2 Thlr. zur Kämmereilaſſe zu bezahlen, 
welche zu Eulturfoften und Beförberung ber Obſtbaumzucht verwenbet werben. 

6. Die Einnahme filr ſtädtiſches Chauffee » und Pflaftergeld betrug in dem Jahre 1859 
wieber 1545 Thlr. 14 Sgr. 6 Pf., und es fleht zu erwarten, daß biejer Betrag aud in dem 
laufenden Jahre wieder erreicht werde, Die geringeren Erträge ber Borjahre, worauf ſich der 
Etatanfag pro 1860 mit 1300 Thlrn. annähernd fügt, hatten ihre Urſache in der allgemeinen 
GSeihäftsftodung, namentlich auch im Getreidehandel (vergl. Ziff. 3b. oben), obwohl nicht zu 
verlennen ift, daß feit Anlegung der Werrabahn der Verkehr des Thüringer Waldes, welder 
theilweis über Weimar ging, ſich von Gräfenthal und Sonneberg aus biefer Bahn zugewenbet 
und nad) biefer Seite die Verkehrsverhältniſſe der hiefigen Stabt beeinträchtigt hat, 


7. Unter ben mit 465 Thlr. 8 Sgr. 4 Pf. etatifirten Beiträgen zu ben Feuerlöſch- 
Anftalten, welde im Jahre 1859 486 Thlr. 8 Sgr. 4 Pf. eingetragen haben, find 165. Thlr, 
aus ber, Landes » Branbverfiherungslaffe und 250 Thlr. Gelbäquivalent derjenigen Perfonen 
enthalten, welche anftatt ber perfönlichen Dienflleiftungen, wie jedem hiefigen bazu verpflichteten 
Einwohner nachgelafien, jährlich 1 Thlr. bezahlen. 
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8. Die Intereffen vom Wetivfapitalien mit 2792 Thle. 21 Spr. 6 Pi. von 62,563 Thtr. 
5 Sgr. 11 Pi. etatifiet, betrugen im Jahre 1869 von 61,924 Thir. 9 Sgr. 3 Pi. 2810. Khfe 
11 ©gr. 2 Pf., im Jahre 1850 323 Thir. 14 Spr. 5.Bf. Der Grund diefer bebentenven 
Bermehrung ift hauptſächlich in der Anlage der Ablöfungsfapitalien, fowie in der Wiebera ⁊ 
leihung erſt aufgenommener Paſſtvkapitalien zu fuchen, wobet die Gemeinde die — 
machte. Auf dieſe Weiſe hat ſich dieſelbe der hieſigen Gasanflalt mit 20,000 Thlen, in Acti 5 
und mit 20,000 Tblen. 4’. pCt. Darlehnkapital, endlich mit 2000 Thlr. bei der biefi = 
Waſch- und Badeanftalt betheiligt (vergl. dagegen die Zinfen von ben Bafflo —— 
unter II, 18). 

9, Für verkauftes Grundeigenthum und Ablöſung grundherrlicher Gefälle iſt im Etat 
pro 1860 ein Anfaß nicht aufgenommen worben, weil man annehm, daß bie iprem Betrage 
nach unbeftimmten Ablöfungsfummen doch nur als durchlaufende Poften erſcheinen bilrften 
indem das, was auf biefe Weiſe vereinnahmt, im ber Ausgabe als angelegtes Kapital wieder 
verausgabt werben müßte. Im Jahre 1859 find unter biefem Kapitel 4938 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf. 
zur Einnahme gefommen, 

10. Aus dem Bertaufe alter Baumaterialien find im Jahre 1859 184 Thlr. 9 Pf, ge- 
ft worden. 

11. Die ſtädtiſchen Verbrauchsabgaben haben im Jahre 1859 10,436 Thir. 17 Sgr. 
5 Pf. ertragen, fie find pro 1860 mit 

9,550 Thlr von Rindfleifh, Bier, Branntwein ꝛc., 
450 „ dom eingebrachtem Brennholz und brennbaren Foffilien, 


Summa 10,000 Thlr. etatifirt 
und dürften zu ben directen Abgaben in einem angemeffenen Verhältniß ſtehen. 

12. Die birecten nad Mafigabe der ftaatlichen Einlommenfteuer erhobenen Communal- 
Steuern ertrugen im Jahre 1859 13,722 Thlr. 22 Sgr. 3 Pf., aljo bei 1, pEt. des flener- 
pflichtigen Einfommens® nad der jegigen Bevölkerung ca. 1 Thlr. pro Kopf. Darunter find 
jedoch die früher befonders erhobenen Armenfteuern mit enthalten, welche nach II, 8 ver Almofen- 
Kaffe in voller Summe jährlih mit 4000 Thlr. überwiefen werben. Damit unb mit dem 
Ertrage (1859) des Kalenderfiempels (90 Thlr. 20 Sur. 8 Pf.), der Hundeſteuer 326 Thlr. 
15 Sgr.), der Nachtigallenſteuer (30 Thlr.), Strafgelber (48 Thlr. 8 Sgr. 6 Pf.), ber Zunft» 
abgaben (61 Thlr. 5 Sgr.), der Tanzerlaubnißſcheine (30 Thlr. 10 Sgr.), freiwillige Beiträge 
bei freubigen Familienereigniffen (44 Thlr. 22 Sar. 6 Pf.), ber aufßerorbentlihen Gefchente 
(296 Thlr. 29 Sgr. 7 Pf.), der wiebererflatteten Almofen (105 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf.) und eini- 
ger fonftigen zufälligen Einnahmen, in Summa 6029 Thlr. 12 Sgr. 7 Pf. im Jahre 1859, 
werben bie Bebürfniffe der Armenverwaltung und der Zuihüffe zu dem ftäbtiichen Arbeitshaufe 
beftritten, während das fädtifhe Krankenhaus und einige Berjorgungsanftalten für alte Männer 
und Frauen fih aus eigenen Mitteln erhalten. Der Gefammtanfwand auf bie öffentfiche 
Armenpflzge beträgt demnach 13%, Sgr., der Beitrag durch directe Abgaben circa 9 Sgr. pro 
Kopf der Bevölkerung und ift in Vergleich mit anderen Berhältniffen ein unbedeutender zu nennen. 

13. Das Kapitel Insgemein auf da® Jahr 1860, hauptfählih aus den Erträgen des 
angefammelten und verkauften Straßenlehrichts und ber Ueberſchüſſe der Straßentehr - Abonne» 
mentögelber mit 145 Thlr. 27 Sgr. 5 Pf. etatifirt, hat im Jahre 1859 in Folge anderer zu» 
fälliger Einnahmen 718 Thlr. 23 Sgr. 2 Pf. ertragen. 

14. Die mit 6000 Thlr. in ben Etat pro 1860 aufgenommene Uebergewähr hat nach 
dem wirklichen Rechnungsabfchluffe des Jahres 1859 11,414 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf. betragen, 
welche zum größten Theile aus Vorſchüſſen an die Bürger-Schuflaffe (Baufoften) beſteht. 

15. Auch die als zufällige Einnahme befonders etatifirten 20 Thlr. pro 1860 haben 
im Jahre 1859 226 The. 10 Sgr. 11 Pf., im Jahre 1858 aber nur 23 Thlr. 8 Ser. 5 Pf. 
betragen. 
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16. An a zurüderbaltenen Wctiv- unb b. aufgenommenen Paffivfapitalien if im Etat 
pro 1860 nichts aufgenommen worben, währenb bie Einnahme des Jahres 1859 dafür 
ad a) 5089 Thlr. 9 Sgr. 2 Pi. 
„b) 0 „ 5 „. 98, 


7969 Thlr. 24 Sgr. 10 Pf. Sumuna, 
und damit und mit Einfluß der Gewährfhaften 8384 Thlr. 9 Sgr. 3 Pf. aus bem Jahre 
1858 eine Gefammteinnahme von 65,387 Thlr. 5 Sgr. 9 Pf. bringt. 


0. Ausgabe. 
1. Die mit 450 Thlr. veranſchlagten öffentlichen Abgaben haben im Jahre 1859 nur 
418 Thlr. 19 Sgr. 2 Pi. betragen. Ihre Höhe wechſelt, je nachdem bie Beiträge zur Im- 
mobiliar-fandes-Branblaffe höher oder geringer find. Die Staatsfteuern find für die laufende 
Finanzperiode vom 11Y, Pf. auf 10 Pf. vom Thaler Eintommen ermäßigt worden und betragen 
demunach zur Zeit 2'/, pCt. 


2. Die Stipendien» und Legatengelder beruhen meift auf von Seiten ber Gemeinde 
ſelbſt gemachten Stiftungen bei Gelegenheit freubiger Ereigniffe in der Großherzogligen Familie 
und werben zur Unterflügung tüchtiger Handwerker im Auslande, zur Dotation armer aber gut 
beleummundeter Mäpchen bei ihrer Verbeirathung, zu Dienfibotenprämien, zur Belleibung con- 
firmirter Waiſen und ald Stubienftipendien vermwenbet. 


3. Bis auf die imterimiftifhe Anftelung eines Stabtbaumeiftere mit 400 Thlrn. feften 
Gehalt, welcher inzwiſchen aber wieder in feine ſtaatliche Stellung zurüdgetreten ift und die Beauf- 
fihtigung der Mädtifchen Bauten nunmehr nur noch als Nebengefchäft gegen Gewähr von Ge- 
bühren beforgt, ift eine Vermehrung bes Beamtenperfonals nicht, wohl aber eine Erhöhung ber 
Befoldungen eingetreten. Schon im Jahre 1859 find dafür inch. Collecturgebühren 5784 Thlr. 
22 Sgr. 6 Pf. verausgabt worden. Der pro 1860 mit 6093 Thlr. 9 Sgr. 6 Bi. mit Aus- 
nahme bes Polizeiaufwanbes (vergl. II, 9) ausgeworfene Betrag befleht aus folgenden Einzel» 
fügen : 1200 Thlr. dem Oberbürgermeifter, 650 Thlr. dem Bürgermeifter » Stellvertreter und 
Stabtfecretair ercl. ca. 150 Thl. Gebühren, welche berjelbe als obrigkeitliher Abgeordneter aus 
ben Innungen bezieht, 770 Thlr. dem Kämmereiverwalter, 400 Thlr. dem Kaifirer, 235 Thlr. 
dem Regiftrator exel. jeiner Beſoldung, welche berjelbe als Erpebient der Armenanſtalten aus 
den betreffenden Kaffen bezieht, 220 Thlr. dem Copiſten erc. feiner ohngefähr 40 Thlr. ber 
tragenden Gebühren als Mefgeldereinnehmer, 480 Thlr. den acht Bezirksvorſtehern à 60 Thlr., 
110 Thlr. und 200 Thlr. Tantiöme dem Controleur für bie ſtädtiſchen Verbrauchsabgaben, 
275 Thlr. dem erften Diener (Stadtwachtmeifter und Marktmeifter) excl. freier Wohnung und 
Heizung im Rathhauſe, 225 Thlr. dem zweiten Diener, 250 Thlr. dem Banauffeher, 50 Thlr. 
bem Leihenhausarzt, 51 Thlr. 11 Sgr. 8 Pf, dem Stabtmufitus, 41 Thlr. 10 Sgr. 7 Bf. für 
Holzaufficht, 40 Tyler. 27 Sgr. dem Wagemeifter außer freier Wohnung nnd Gebührenantbeilen, 
85 Thlr. 13 Sgr. ven beiden Feldgeſchworenen, 104 Thlr. einem Flurſchützen (zwei anbere 
werben aus ben Kafjen befonberer Adergejellfhaften [Wüfungs-Gemeinden)] bezahlt), 355 Thlr. 
Eollecturgebühren von den Mefigelvern, Käimmereigefällen, Sporteln nnd Strafen an verſchiedene 
zum Theil micht zu den ſtädtiſchen Beamten zählende Perſouen. 


4. Der Erpebitionsaufwand, als: 180 Thlr. für Schreibmaterialien, 120 Thlr. Drud- 
koften, 100 Thlt. Infertionsgebühren und Buchbinderlöhne, 70 Thlr. Portoanläge und dergl., 
500 Thlr. für Heizung und Beleuchtung aller Erpebitionsfocale incl. ber Polizei-, Nachtwacht- 
und Gefängnifilocale, Summa 970 Thlr. nah dem Anſchlag pro 1860, hat im Jahre 1859 
834 Thlr. 16 Sgr. 9 Pf. geloftet. 

5.. Die pro 1860 mit 437 Thlr. 29 Sgr. 8 Pf. veranfchlagten Baulichkeiten beziehen 
fh nur anf Reparaturen in bem fläbtifchen Gebäuden mit Autnahme der Schulgebäude, für 
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welche beſondere Rechnung geiührt wird. Jene Reparatnren betrugen im Jahre 1859 614 Thlr. 
1 Sgr. 6 Bf. 

6. Auf Orundſtcks-Nutzungen, Anpflanzungen und Culturkoſten find im Jahre 1859 
469 Thlr. 2 Sgr. 8 Pi. anfgewendbet worden, ber für das Jahr 1860 in den Etat eingeftellte 
Betrag von 250 Thlen. wird pie Bebürfniffe nicht deden. 

7. Das Kapitel für Pflafterung, Brüden, Wege, Kanäle, Röhrenfahrten und Brunnen 
für weldes mit Einfluß der Bauftellen im Jahre 1859 8979 Thir. 17 Gyr. 8 Pf. aufge- 
wendet und welches pro 1860 mit 8907 Zhlr. 1 Sgr. 10 Pf. etatifirt wurbe, zerfällt in fol- 
gende Poſten: 

a) 208 Thlr. 17 Sgr. — Pf. allgemeine Abminiftrationsloften, 
b) 829 „ 16 „ 10 „ Neupflafterung (darunter Umpfleſterung ber Winbifchengaffe, 
bie Fahrbahn mit Zafelbafaltfleinen aus Kurheffen) und 


Reparatur, 
e) 6656, — „ — „auf Unterhaltung ter fläbtiichen Chaufſeen, Wege umb 
Brüden, 


dd 560 „ — „— „ auf Reinigung ber Straßen, 

e) 1276 „ auf tbeilweife (100 Fuß) Uebermölbung des Asbach zur 
Herflellung einer bequemeren Verbindung zwiſchen der Stabt 
und dem Eifenbabnhof, 

f) 50 „ — » — . auf Unterhaltung der Kamäle incl. theilmeifer Erneuerung 
der hölzernen Raualdedel durch eiferne, 

) 21 „2 „ — „ anf Pflaflerbaugeräthichaften nıd Warnungslaternen u. |. w., 


a 
3 
| 


h) 792 „ 1. — „ auf Röhrenfahrten und Brunnen incl, tyeilweifer Erneuerung 
und Anſchaffung von drei Stüd gußeiſernen Pumpbrunnen, 
i) 194 „ — „ — „ auf pen Bauftall incl. Remonte, Schiff und Geſchirr (vier 


Pferde mit vier Kuechten) und Hilfsfuhren, 


Wie oben. 

Die Pflaflerung mit Bafalt (b.) kommt durch dem weiten Transport der Steine gerabe 
noch einmal jo theuer als gewöhnliches Pflafter aus Kallſteinen, welche in ber Nähe bier allein 
zu gewinnen find (18 Sgr. gegen 9 Sgr. bie ſächſiſche Quadratelle), allein bie feit dem Jahre 
1853 gemadten Erfahrungen beflätigen den Vortheil des befjeren Materials. 

Eine früher aufgegriffene Frage, ob es nicht beſſer ſei, das Halten eigener Pierde (i.) 
aufzugeben und bie ſtädtiſchen Bedürfniſſe durch Lohngeſchirre beftreiten zu laffen, if bie auf 
Weiteres zurüdgelegt worden, da man ſich davon überzeugt hat, daß es für bie Gemeinde» 
Hauspaltung nach ihren verſchiedenen Berzweigungen doch vortheilhafter fei, bie eigenen Ge- 
ſchirre flets zur Dispofition zu haben und fie ohne weitere Coutrole bal> dahin, bald borthin 
verwenden zu können. Dur tie Gemeindegeichirre wirb ber Schutt und Gaffentehrigt ab-, 
tie Baumaterialien, das Holz für die Holzfpalteanftalt im ſtädtiſchen Arbeitshaufe angefahren 
u. ſ. w. — An die Stelle hölzerner Brunnenröhren (h.) werben im ber Stadt felbft je nach 
Bedürfniß und pafjender Gelegenheit gußeiſerue Röhren eingelegt und ift zu biefem Zwede vor 
zwei Jahren von der hiefigen Gasanftalt ein Vorrath von ohngefähr 1000 Fuß atıgelauft und 
verrechnet worden. 

8. Auf Gefundheits. und Armenanftalten find im Jahre 1859 4292 Thlr. 13 Ser. 
3%, Bf. aufgewenvet. Der mit 4174 Thlr. 29 Sgr. 3 Pf. pro 1860 etatifirte Betrag Zet- 
fält im: 4000 Tpir. Zuſchuß zur Almofenkaffe (f. I, 12 oben), 33 Thlr. Befoldungen am 
bie Armenhebeammen, 71 Thlr. 10 Sgr. 6 Pf. Aufwand auf das Louifenflift, 7O Thlr. 18 Sgr. 
5 Pf. Beitrag zur Unterhaltung ber Rleinfinderverwahranftalt und Unterflügung eine® bei einem 
Brande verunglüdten Bürgers, | 
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9 Der Aufwand für Polizei- und Giderungsanftalten betrug im Jahre 1859 
3820 Thlr. 3 Sgr. 2. Pf., auf das Jahr 160 iſt derfelbe mit 4009 Thlr. 25 Sgr. 8 Pf. 
in den Etat eingeftellt worden. Die jeit 1858 eingetretene Erhöhung hat au bier ihren Grund 
nicht in vermehrtem Perfonal, ſondern in erhöheten Bejoldungen. Unter biefen erhält: 500 Thlr. 
der Bolizeiinipector (excl. ber Gebühren für Pille, Paßlarten und Bifiren der Dienfibücer ), 
445 Thlr. zwei Erpebienten, 250 Zplr. ein Oberjergeant, 1000 Tplr. fünf Polizeifergeanten 
a 200 Thlr., einer 180 Thlr. excl. Montirungsffüde, 72 Thlr. ein invaliber Bureaudiener. 
Außerdem find dem Gemeindevorftande 100 Thlr. zur Remunerirung ber beſten Leiftungen bes 
Polizeidienfiperfonals zur Verfügung geftellt worden. Außerdem merven unter tiefem Kapitel 
verrechnet: 50 Thlr. 19 Sgr. dem Stadtthürmer für Wade, 21 Thlr. für Belorgung ber 
Rathhausuhr, SO Thlr. für Befihtigung der Feuerſtätten an die Fenerinfpectoren, 624 Thlr. 
an das gejammte Nahtwachtperfonal aus zwei Nachtwachtmeiſtern und 14 Wächtern, wovon ein 
Jeder nur die halbe Nacht wacht, befiehend. Ferner: 66 Thlr. 20 Sur. Lichtgeld dem Nadht- 
wadtperfonal, 50 Thlr. für Belöftigung der Polizeigefangenen, 400 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf. auf 
die Fenerlöfhenftalten, 50 Thlr. auf den Rettungsverein, 150 Thlr. jonftiger Polizeiaufwand 
incl. Uniformftüde der Polizeifergeanten bei zweijähriger Haltezeit für Rod und Hofen und 
fünfjähriger Haltezeit für Mäntel. 

10. Auf Kirchen und Schulen find im Jahre 1859 8220 Thlr. 8 Sgr. 3 Pf. SR 


wenbet worben, für das Jahr 1860 find 8268 Thlr. 22 Sgr. 3 Pf. in den Etat eingeftellt 


worden. Beide Anjüge enthalten ben auf vier Jahre ausgeworfenen Antheil zu ben circa 
12,000 Thlr. betragenden Koften ber IL Bürgerfchufe, weldye bereits im Jahre 1859 eingeweiht 
und bezogen worden ift, an 3000 Thlr. Im Uebrigen ift der Anſatz ertheilt auf 158 Thlr. 
22 Sgr. 3 Pi. herlömmliche Verwendungen auf Die Stabtlirde (der übrige Aufwand berfelben 
wird aus einer beſonders botirten Kirchlaſſe beftritten ), 4000 Thlr. ordentlicher Beitrag zur 
Unterhaltung ber 1. und 11. Bürgerjhule, 60 Thlr. Beitrag zur Penfion der Frau Director 
Henfhmann, 500 Thlr. Beitrag zur Unterhaltung der höheren Bilrgerfchule, welcher bis zum 
Jahre 1858 in 1000 Thlr. beftand, 250 Ihr. zur Unterhaltung ber Kortbildungsichule, 300 Thlr. 
Beitrag an bie Garten» oder Knaben » Arbeitefchule, welhe im Jahre 1853 nah dem Mufter 
einer ähnlihen Anflalt in Darmfladt begründet wurde uud ohngefähr 100 Knaben in fchul- 
freien Stunben mit Gartenarbeiten befhäftigt, fie dadurch der Straße entzieht, einer geerbneten 
und gefunden Thätigleit zuführt und durch Meine Verbienfle, welche den Knaben bis zu ihrer 
Konfirmation zugute geſchrieben werben, einen kleinen Sparpfennig gewährt. 

Ueber die Schulen wird durd bie Kämmerei bejondere Rechnung gelegt. Die Bedürf- 
niffe berfelben werben außer obigem Zuſchuſſe in der I. Bürgerſchule durch ein jährliches 
Schulgeld von 4 Then. in allen (7 Knaben- und 7 Mädchen-) Klaſſen, fir beide Schulen durch 
auf 900 — 1000 Thlr. zu veranichlagende Geld» unb Getreide - Depntat- Bezüge ans dem 
Gottestaften, durch 102 Thlr. 23 Sgr. 4 Pf. Beitrag ans der Landeskaſſe für Militairtinder gededt. 
Iu der II. Bürgerſchule wurde bisher Schulgeld zeitweilig nicht erhoben, vom 1. October biefes 
Jahres an iſt jedoch eim ſolches mit jährlih 1 Thlr. 10 Sgr. für alle (4 Kuaben- und 
4 Mädchen-⸗) Klaſſen mit monatliher Ratenerhebung wieber eingeführt worden, um bamit und 
mit dem erhöheten Schulgelde der I. Bürgerfchufe die gefteigerten Bedürfniſſe ver Schufe in 
Bezug auf Lehrergehalte zu deden. Die letzteren beftehen für biefige Stabt in Folge geſetzlicher 
Beſtimmung durchſchnittlich in 275 Thlr. und find in Anfäten von 400 Thir. bis herab zu 
170 Thlr., dem geringften Anfate, vertbeilt. Der Director ber I. und II. Bürgerſchule, welcher 
zugleid Schullehrer » Seminar» Director ift, erhält aus ber ſtädtiſchen Schuitaffe 500 Thlr. 
incl. freier Wohnung. 

Die Realſchule, unter einem beſonderen Directorium, erhält fih mit 170 Schälern in 
fünf Klaſſen durch einen Beitrag ans ber Kämmereitaffe von erft 1000, jest 500 Thlen., durch 
einen dergl. aus der Stadtfaffe von jährlich 300 Thir. und durch ein jührlihes Schulgeld von 
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12, 16 und 20 Thlrm. in dem verſchiedenen Klaſſen. Der Director erhält 800 Thlr., bie 
übrigen ſtändigen Lehrer 550, 450, 400 Thir. Bejoldung. : 


11. Auf Marktberechtigungen und das Vogelſchießen find im Jahre 1859 688 Thlr 
3 Sgr. verwendet worben. Die pro 1860 etatifirte Summe von 685 Thlen, bilden folgende 
Einzelanfäge: 200 Tpfr, auf bie Jahr» und Biehmärkte, 300 Thlr. auf den Wollmartt linel. 
für Erbauung einer einem Zimmermann auf mehrere Jahre in Entreprife gegebenen Wollwage⸗ 
Bude, deren Erbauung auf Rechnung der Gemeinde im Jahre 1858 unterblieb, weil fie nad) 
Beendigung bes Marktes wieder abgebrochen werden muß und wodurch ſich ber jährliche Mehr- 
aufwanb nur umvefentlih vermehrt), 15 Thlr. auf bie Schaf und Delfruchtmärtte, 170 Thlr. 
auf das Vogelſchießen incl. 100 Thlr. Beitrag an die Büchfenfhügen. 


12. Die für 1860 mit 100 Thlr. etatificten Imventarienffüde haben im Jahre 1859 
nur einen Aufwand von 33 Thlr, 11 Sgr. 3 Pf. erforbert. 


13. Dagegen haben bie pro 1860 ebenfalls mit 100 Thlr. in ben Etat eingeftellten 
Rehnungs-, Revifions- und Procefitoften im Sabre 1859 111 Zhlr. 2 Sgr. 5 Pf. gefoftet. 


14. Die auch auf das Jahr 1860 mit 300 Thlr. eingeftelte Summe für Berfhönerung wurbe 
and im Jahre 1859 nur mit 75 Thlr. 24 Sgr. 2 Pf. verwendet, weil ber Hauptaufwand, bie 
Unterhaltung bes Karlöplages, wegen Erbauung bed neuen Erbolungs-Gebäudes und des neuen 
Lefemufeums, jo lange nicht zur Verwendung lommen faun, bis diefe Banten beendet find und 
die öffentlichen Anlagen nicht mehr durch Materialfuhren verletst werben, 


15. Die bisher und and im Jahre 1860 mit 3000 Thlr. etatifirte Straßenbeleuptung 
mit Gas hat biefen Betrag au im Jahre 1859 (2649 Thlr. 24 Sar. 4 Pf.) hanptfählih aus 
dem Grunde nicht erreicht, weil für Unterhaltung der Gasanlage ſelbſt und ber Beleuchtungs— 
Utenfilien, weniger als veranihlagt, aufzuwenden war. 


16. Außer der oben sub II, 9 gedachten Remunerirung der Polizeijergeanten für be- 
fondere Invigilanz befleht das Remunerationsweien aus den von den Refer. S. 551 biefer 
Monatsirift angegebenen Gründen bei der hiefigen Gemeindeverwaltung überhaupt nit. Die 
bier mit 101 Thlr. 10 Sgr. 8 Pf. etatifirten Sätze (im Jahre 1859 betrug ber Aufwand 
127 Thlr. 9 Pf.) find beftimmte Eutſchädigungen für Heinere Dienflleiftungen und unvorber- 
geiehene Fälle. 

17. Die Berzinfung von 129,415 Thlr. 27 Sgr. 3 Pf. betragenden Paifiven hat im 
Jahre 1859 5069 Thlr. 4 Sgr. 4'/, Pf. erforbert, im Etat pro 1860 find 4936 The. 6 Sor. 
9 Pf. von 129,385 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf. eingeftelt. Die Berzinfung geihieht von 3—6 pit. 
(zum Theil Stiftungslapitalien) der durchſchnittliche Zinsfuß für die Paſſivkapitalien if 
3,, p&t., während bie Stadtgemeinde ihre Activkapitalien nah I, 8 durchſchnittlich zu circa 
4‘, pCt. angelegt hat. 

Bringt man von obigen Palfiven au 

129,385 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf. die nach 1, 8 vorhandenen Activen an, 
62563 „ 5 „ 11 „ in Abzug, fo bleiben 


66,822 Thlr. 5 Sgr. 7 Pi. Ueberihuß der Baffivlapitafien Ende 1859, 
Am Schluſſe des Jahres 1850 betrugen diefelben 86,023 Thlr. 8 Ser. 7 Bf. 


18. Im Jahre 1859 find: 
7,058 Thlr. 22 Sgr. 8 Pf. Paffiolapitalien zurüdgezahlt und 
3074 „ 5 „— „ ausgeliehen worben, 


10,182 Thlr. 27 Sgr. 8 Pf, Summa, 
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Bringt man hiervon j 
12,907 Thlr. 29 Sgr. 4 Pf. nämlich: 4938 Thir. 4 Sgr. 6 Pf. Erlös aus verkauftem Grunb- 
Eigentum (Ablöfungen) 
(f. 1, 9 oben), 
7%I ,„ 24 „ 10 „ zurüderhaltene Activ- u. auf- 
genommene Pafftolapitalien 
(f. I, 16 oben‘, 





wie oben, 
in Abzug, fo fehlen 


2,775 Thlr. 1 Sgr. 8 Pi, 

welche aber dadurch erfegt werden, daß an die Stelle einer au® dem Jahre 1858 mit herüber- 
genommenen Gewährſchaft an 8384 Thlr. 9 Sgr. 3 Pf. die Rechnung des Jahres 1859 mit 
einer folhen von 11,414 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf. abſchließt. 

19. Auf die pro 1860 mit 400 Thlr. etatifirten Erlafie und Caducitäten find im 
Jahre 1859 339 Thlr. 15 Sgr. 7Y, Pf. verwendet worben. 

20. Die zufälligen Ausgaben in demjelben Jahre betrugen 630 Thlr, 13 Sgr. 9a Bi., 
welche faft ausſchließlich durch bie Feier des Schillerjubiläums hervorgerufen worben find, Für 
das Jahr 1860 find hier 450 Thlr. für unvorbergefehene Fälle bei Sommunbauten und 200 Thlr. 
erfier Jahres » Beitrag einer zu dem Garl- Auguf- Denkmal gemachten Bermwilligung von 
1000 Then. eingeftellt worben. 

Der Etat pro 18650 flieht zwar nur mit einer Gewährſchaft von 2453 Thlr. 25 Sur. 
7 Bf. ab, nach den zeither gemachten Erfahrungen ift biefelbe aber in Folge erhöheter Einnah⸗ 
men und verminderter Ausgaben in dem legten zehn Jahren ftets um mehrere Taufend Thaler 
bei dem Abſchluſſe der wirklichen Rechnung geftiegen, was ſchon eine Folge bes den Etat um 
5414 Thlr. 5 Sgr. 6 Pi. überfteigenden Abſchluſſes der Zahresrehnung 1859 (ſ. oben 
1, 14) if. ®. B. 





Genereller Ueberblick der finanziellen Nefultate bei der Verwaltung 
L des Arbeitöhaufes zu Berlin, und 
II. ded Arbeitshauſes zu Frankfurt a, d. D. 
für dad Iabr 1858, nebft einer kurzen Vergleichung. 


1. Arbeitshaus zu Berlin, 
Der Rehuungsabfhluf ber Arbeitehaußkaffe für das Jahr 1858 ftelit fich wie folgt: 


A. Einnahme. 
Tit. L. An Sinfen. . . a Er 6 Thlr. 9 Sur. 6 Pf. 
gegen 1857 7 Zhlr. weniger, 
Tit. II. An Arbeitsverdienſt . . TE 6867, 17 6 


gegen 1857 1659 Thlr. 29 Sgr. vorniger, 
Die Mindereinnahme bei biefem Titel hat ihren Grund 
in ber bamaligen allgemeinen Geihäftsflodung, und nament- 
fi darin, daß für einzelne Artikel, — an Dinger- 
gyps weniger Begehr geweſen if. 
Tit. II. Aus anderen Kaſſſen und Fond2,1399 „2 „ 9. 
gegen 1857 193 Thlr. 2 Sgr. 11 Pf. mehr. 
Tit. IV. An Koſt- und zu erflattenden Betpflegungsgelbern 243 „ 29 „ 8, 
gegen 1857 651 Thlr. 10 Sgr. 6 Pf. weniger. 
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Tit. V. Au Beerdigungsgeldern . ... “2.00 The 10 8 
gegen 1857 101 Thlre. 4 Sgr. 4 Pi. wenig, Ser. 8 Pr. 
Tit. VI. Insgemein. - iR 7 ——— J 


gegen 1867 147 Thlr. 3 gr. 8 $t. weniger. 


— —— — — 
Summa der etatsmäßigen Einnahme 12,211 Thir 1Sgr. 4 Pf 
gegen 1857 2566 Thlr. 17 Sgr. 1 Pf. weniger. r 
Außer dem Etat: 
RR u —— 


— ⸗ ' — —— — — —ñ—— 
Summa ber Einnahme 12,316 Thlr. - Sgr. 6 Pf. 
Die unter B. aufgeflellte Ausgabe beträgt 59,155 „ 2 „ 1, 


Es find mithin von der Stadt» Hanptlaffe zugeſchoſſen 46,839 Thlr. 21 Sgr.7 Bf. 
In der Zufhußiumme befinden fih die durch die Stadt-Hauptlafie 
direct gezahlten Gehälter mit . 8240 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf. 
und an Öratifilationen u. Unterftilgungen 475 „ — „— 





BUS „ AT „6, 
— —— — — — ——— —ñ— —ñ — 
nach deren Abrechnung zur Arbeitshaus Kaſſe gefloffen find. . . 38,124 Thlr. 4Sgr. 1 Pf, 


B. Yusgabe. 


Tit. J. Für die Geſchäfts- und Hansverwaltung . . » . . . 10,150 Thfr. 10 Sgr. 4 Pf. 
gegen 1857 531 Thlr. 15 Sgr. 5 Pf. weniger. 
2 — 


Tit. IL Für die Berwaltung bes Gottesdienſtee. 141466,7 
gegen 1857 157 Thlr. 23 Sgr. 9 Pi. mehr. 
(Bon ben unter der Einnahme erläuterten, ans ber 
Stadt-Hauptlaffe direct gezahlten Gehältern und Gratififatio- 
nen zum Betrage von 8715 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf. fallen 
anf Tit. I. 7815 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf. 


[7 " Il. 900 ” — ) 
Tit. II. Kür ven Imteridt . . ee ae > rer a u ER 
gegen 1857 1 Thlr. 4 Ser. 9 pf. wenige 
Tit. IV. Für die Gefunbheitspflege - - - —— 3 u: Se 


gegen 1857 192 Thlr. 23 Sgr. 3 Bf. ——— 
Tit. V. Für die Verpflegung ns und a. ber 
Häuslinge) - - oe BEANE © 
gegen 1857 1533 The. 5 Sr. 4 Bi. —* 
(Die Mehrausgabe iſt durch die nöthig geweſeuen neuen 
Auſchaffungen bei dem Bekleidungétitel entftanben.) 
Tit. VL Für Hausbebürfniffe (Brenu- und — — 


Hausgeräth ꝛc.) .. ER : 5: WW} Fe ap 
gegen 1857 880 Thir 29 Sa. 4 Bi. mer. 

Tit. VL. Un Qbgaben und Laflen . . . a BB do 
gegen 1857 2 Sgr. 6 Pi. weniger. 

Tit. VII. Au Begräbnißloften.. . - EEE BE a 6 
gegen 1857 43 Thlr. 12 Sr. 6 pf. weniger. 

Tit. X. An Unterflügungen für entlaffene Häuslinge . . - - 215 „21, — 
gegen 1857 68 Thlr. 6 Sgr. 6 Pf. — 

Tit. X. An Moanufalturlofen . . - J 6 


gegen 1867 334 Thlr. 16 Sgr. mehr, 
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Tit. XI. Insgemen . . . 00. M4 Thlr. 19 gr. 6 Pf. 
gegen 1857 54 Thlr. 26 Sr. 2 pf. m 
Außer vem Etat: Nichts. 
Summa der Ausgabe 59,155 Ihlr. 22 Sgr. 1 Pf. 
Die Ducrhihnittszahl ber in ben gefammten Räumen ber Anftalt im Jahre 1868 
beſiudlich geweſenen Perfonen betrug täglih - » 2 2 2 2 m ee nenn. 89, 
im Jahre 1867 betrug bielelbe - © - - 2 20 en. 00. 89, 


alfo 1858 mehr . . . u 1. 


Die unter ben gebadhten 892 Perfonen mit inbegriffene Zahl der Hospitaliten betrug 
durchfchnittlich täglih 345; woburd die tägliche Durchſchnittszahl der Häuslinge nur 547, aljo 
gegen die durchſchnittlich im Jahre 1857 vorhanden gemejene Zahl der Hänslinge von 554 um 
7 geringer war. 

Die Zahl der täglich verpflegten Hospitaliten, 345, war gegen die pro 1857 von 337, 
um 8 Berfonen höher. 

Am 31. December 1858 befanden fih im ber Anftalt und im Filiale 873 Perfonen, 
unb zwar 361 Hospitaliten und 512 Häuslinge. 

Bon den Gefammtloften der Auftalt kommen bei ber Durchſchnittezahl von 892 

auf die Perſon jähbrlihd . . . 66 The. 9 Ser. 6, Bf. 
täglib . . . — ——— Ds 5 
gegen 1857 jährlid 2 Thlr. 9 Sgr. 3 Pf. mehr, täglie 2,2» Pi. mehr. 

Nah Abrechnung des baar eingezahlten Arbeitsverbienftes, jowie bes 
ideellen Verdienſtes durch Arbeiten fir die Anftalts » Deconomie fommen 

anf den Kopf jähbrlih „. . .„ . 54 Thlr. 8 Sgr. 4 Pf. 
tä glid . — 4 * 5, 20 * 
gegen 1857 jährlich 5 Thlr. 24 Sgr. 2 Pf. — täglich d,15 Pf. mehr. 

Die Bäderei der Auftalt liefert, außer für das Arbeitebaus ſelbſt, das erforberliche 
Brod noch für das Friedrich Wilhelms » Hospital, die Königliche Charite und das Klinikum ber 
Univerfität. 

Im Jahre 1858 wurden 5996 Ctr. 451. Pb. Mehl zu 839,234 Pfd. Brob verbaden, 
mithin täglich durchſchnittlich 200 Pfd. Brob gebraucht , alſo am Mehl täglih circa 17 Er. 
verbaden. 

Das zinstragende Kapitaldermögen ber Anflalt hat am Schluſſe des Jahres 1858 
155 Thlr. 27 Sgr. 3 Pf. betragen. 





II, Arbeitshaus zu Frankfurt a. d. O. 
Der Rechnungsabſchluß deſſelben pro 1858 Tiefert folgende Rejultate: 
A. Einnahme. 
Tit. I. An Zinjen von ausftehenden Kapitalien -. -. » » = 2 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. 
Tit. 1. Einnahmen durch Beſchäftigung der Häuslinge. » » » 75 28 „ 2. 
gegen 1857 4 Thlr. 7 Pf. weniger. 


Tit. III. Beftimmte Einnahmen aus anderen Fonds . . » . Su Ten 
Tit. IV. Für die an andere Inflitute — Betibungegegn, 
fände ET 642 " 6 — — 


gegen 1857 36 Tote. 29 Sa. 6 Br. "weniger. 

Tit. V. Für an Stabtarme verabreihte Speifen - - - » » + MO „ DO „ 2, 
gegen 1857 77 The. 24 Sgr. 9 Pf. in} 

Tit. VL Erflattete Detentionstoften . . - — EEE 
gegen 1857 28 Thlr. 18 Sgr. 5 Br. we. 


j 123 


— — — — 


Tit, VII. Insgemein .. ..* .. * 293 „10 = r . 
(worunter 145 Thlr. 9 Sgr. aus Dans Nachlaffe —— Thlr. 10 Sgr. 9 Pr. 


ner Häuslinge), 
gegen 1857 77 Thlr. 22 Sgr. 1 Pf. weniger. 
Summa ber eatemäbigen Eiahme — 
Außer dem Etat: x Sgr. 8 Pf. 
a) aus der Refiverwaltung . . » . . 76 Thle, 2 Sgr. 10 Pf. 
b) an Rüderftattungen . ». » 2...5 10, 3, 
. St rgemret . 


Le — — —ñ e —ñ—— 
Summa der Einnahme. . . “0... 2402 Zhlr. 22 Sgr. 9 Pf. 
Die unter B. aufgeftellte Ausgabe beträgt „. 81897 „ 13 „5,„ 


— —— — —ñ —e — —e ————— 
Es find mithin von der Stadt - Hauptkaffe zugeſchoſſen worden .. 5784 Thlr. 20 Sgr. 8 Pf. 
B. Ausgabe. 





Tit. I An Befoldungen 2 2 2 222 220222 4100 HE — Sgr. — Pf. 

Tit. U. Für Speifematerialin . . . ec BE „ Bam. 
gegen 1857 467 Thlr. 9 Sgr. 6 gr. * 

Tit. III, Für Bekleidung .. ... 1005 „1 „ 2, 


gegen 1857 173 Thlr. 19 Sar, 10 Bf. weniger. 
Tit. IV, Für die Gejunbheitspflege: 
im Arbeitshaufe « - . .., 34 Thlr. ISgr PB. 3 „ 9. .7,. 
an bie Kaſſe des Stadt⸗Krankeu⸗ 
hauſes Kurfoften für 788 
Kur- und Berpflegungstage 
L6Sg . 2. 156 „ 18 „ —u 
welche leßtere aus ber Stabt- 
Hauptlaffe gezahlt und in der 
Zuſchußſumme mit begriffen 


Rab. 190 Thlr. 27 Sr. 7 Pf. 
Tit. V. Für Seife zur Reinigung und Wälde. . ». 144 „Bd „—u 
gegen 1857 14 Thlr. 22 Sgr. weniger. 
Tit. VL Für Utenfilien und Geräthigaften -. » 2: U — u T, 
gegen 1857 4 Zhlr. 20 Sgr. 4 Pf. mehr. 


Tit. VI. Für Brennmaterialien . . » . Pure 8999 „ 6 0, 
gegen 1857 24 Thlr. 20 Sgr. 6 Br ci, 

Tit. VII. Für Beleudtung . . . — PET Tr er Dr 

Tit. IX. Beau» und Reparaturtoften. ur er :' er 7 „10, 
gegen. 1857 6 Zhlr. 16 * 11 pl wenigen, 

Tit. X. Feuerlafjengelver . » . ee BE. Ten 

Tit. XI. Insgemein. . - Niere ee DE, RW „ 8, 


Tit. XI. Ad uksordinsies 
a) anMiethe für die Localien ver 
Siehenanftalt . -» +» » + 140 Thlr. — Ser. - Pi. 
b) an jährlicher Amortijations- 
Rente für die Ginrihtung 


der Gaßbeleuhtungg » » » 9 „ 1 „ 6„ 
— —⸗ñ —ñ— — 199 * 11 * 6 * 


Summa der etatsmäßigen Ausgaben 8174 Thlr. 3Sgr. 8 Pf. 
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Außer bem Etat: 
a) aus ber Refverwaltun . » » . . 9 Thlr. 29 Sgr. 6 Pi. 
b) geleiftete Borſchüſſe.. 3. 10 „8 „ 
En re 13 Thlr. 9 Sgr. 9 Bi. 
Summa der Ausgabe 8187 Thlr. 13 Sgr. 5 Pf. 
Bon deu Gefammtlofen ver » 2 2 2 2 2 0 0.20. 0. 8187 Thlr. 13 Sgr. 5 Pf. 
müffen abgeredinet werben: 
a) die sub Tit. XII ad Extraordinaria 
verrehneten . » .» . 19 Thlr. 11 Sgr.6 Pf. 
b) bie für an Stabtarme derabreichte 
Speifung und Belleivung eingelom- 
menen, sub Tit. IV nnd V ber Ein- 
nahme vereinnahmten » 2... 62 „6 „—u 
und refp. 200 „20 „ 2, 
ec) die außer dem Etat in — ver⸗ 
rechneten.. — | SER WR I 
zufammen . „ 1065 „ 17. 5, 


Bleiben Gefammtloften pro 1868 7131 Thir. 26 Sgr. — Pf. 

Davon kommen anf die Arbeitehänslinge 4547 Thlr. 8 Sgr. 9 Pf., auf bie 
arbeitsunfähigen Siehenanftaltsbewohner 2584 Thlr. 17 Sgr. 3 Pf., auf Letztere 
außerdem noch die unter a. mit abgejegte Miethe von 140 Tplr. für deren Localien. 

Die jährlihe Kopfzahl der vorhandenen Sträflinge und Pfleglinge, mit Einſchluß 
der Siehenanftalt, betrug 39,560, mithin durchſchnittlich täglich 108’, Köpfe. 

Davon kommen: 

auf das Arbeitshaus 25,185, durchſchnittlich täglich 69 Köpfe, 


„ die Sieheuanftalt 14,375, e :. Ws 
Der Arbeitsverbienft der Arbeithäuslinge beträgt nach Tit. II. 
der Einnahme . . .. . 775 The 28 Sgr. 2 Pf. 


Hierzu tritt der nicht in Rehmung geftelte ibeelte Arbeite- 
verdienft ber für die Haus -Deconomie und für fonflige 
häusliche Zwede beſchäftigten Berfonen, welcher fich berehnet uf 439 „ 2.6. 


in Summa 1215 Thlr. — Sgr. 8 Bf. 

Bon deu Gejammtfoften * Arbeitshauſes, der 4547 Thlr. 8 Sgr. 9 Pf., 
ohne Abrechnung bes Arbeitsverdienſtes, kommen bei der Durchſchnittezahl von 
69 Köpfen auf die Berfon jährlid. 65 Thlr. 27 Sgr. 1 Bf, 

täglid — Thlr. 5 Ser. 5 Bi. 

Nah Abrehnung des baar eingelommenen Arbeitsverbienfles, fowie 
bes ibeellen Verdienſtes burh Arbeiten für die Anftolts. Deconomie lommen auf ben 
Kopf jährlich 48 Thlr. 8 Sgr. Irı Pf.. 

täglich — Thlr. 3 Sgr. 11,5 Pf. 

Bon ven Gefammtloften der arbeitsunfähigen Siehenaufaltd-Bewohner kommen 
bet ber Durchſchnittszahl von 39:4, Köpfen anf den Rent jährlich 65 Thlr. 17 Ser. 11 Pf., 
täglid 5 Sgr. 4,70 Pi. 

Die Koften ber ee, und Bekleidung fämmtlicher Anftaltebemohner von 
zufammen . . . 000. + 4689 Thir. 22 Sur. 3 Pi. 
betragen, nad) Wrehnung der, für an Stabtarıne verabreicht Spei⸗ 
fung und Bekleidung sub Tit. IV und V wieder eingelommenen. 842 „ 26 „ 2, 


netto 3846 Thlr. 26 Sur, 1Pf. 
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Es koſtet — die Berpflegumng and Belleibung pro Kopf iährlich 
85 Thlr. 14 Sgr. 7,5, Pf, täglich 2 Sgr. 11 Pf. 


Das Kapitalvermdgen bet Ankalt Hat am Scyuaffe des Jahres 1858 50 Thie 
betragen. 





Bergleibhung. 








Jahr 1858, 











1. Tägliche Duchiäuittslopfihlt . . ... 892 Köpfe, 


re 








2. Baarer Arbeitsverdienfi . . u, 
3 Gefammt + » Berwaltungs und Unterhaltungstoften . x ..916522| 1 | 
e Davon tommen auf dem Kopf — Be ang 971 
> — 1/55 
6. Nah Abzug des Baaren und edlen Arbeiteverienfee be 
fragen bie Koſtfe.. ns Pr 5916/25) 4 
Er Davon kommen auf den Kopf rd RE 64 48 8 94 
—————— — 31 
9. Die Koflen der Berfpeifung und — allein betragen 31997 3346 26 1” 
= Davon kommen auf den Kopf —* — er 35 3514 7,5 
Br vu — !21 
12, Der Zufhuß aus der Stadt» 8* zu ben Geſammt⸗ f 
Beben Batuäst. u. 0; Are nr DE Erlen 46838 6784 20 8 








Deutſche Continental · Bad: Gefelfgaft i 
er Beate bes Dont Sat 1800 n 6 — 


—* . 
Mo. etion. 


Kubilf. en L ‚am 1. Juli a. 81. Juli 


Flammenzahl. 


Summa 5,517,192 
Im; der gleichen Periode des Borjahrs | 4,631,200 





Deffan,- den 13; Auguſi 1860; 
Das Directoriumt ber beutfchen. Continental⸗Gas⸗ u 
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HIN. 
Derwaltungs- Chronik. 


Oft und Weſtpreußen. 

88. Elbing. Der Berwaltungsbericht für das Jahr 1859 ſtellt als erfreuliches Re- 
fultat am die Spite, daß, trotz der unfiheren politiichen Verhältniſſe im der erften Hälfte des 
Jahres, die Ergebnifje günftig geweſen ſeien. Obwohl jeit tem December 1858 eine Zählung 
ber Einwohner nicht flattgefunden hat, fo fließt man doch, aus bem überwiegenden Anzuge 
von Familien und aus dem Berhältniffe, im welchem die Geburtsfälle zu ben Zobesfällen 
fiehen, auf eine fortbanernde Zunahme der Bevölkerung, zumal bie Stadt nit, wie bie 
Nachbarſtädte, von Epidemien heimgefucht worden ift. — Ueber bie geringe Betbeiligung an ben 
Stabtverorbneten » Wahlen wird gellagt und glauben wir, daß biefe Mage erft mir einer Aende⸗ 
rung der Wahlbeſtimmungen aufhören wird. — Die Grundftüde, welde unter ber Berwaltung 
einer Kämmerei » Deputation fiehen, haben eine überaus günftige Rente gewährt, fo zwar daß 
der Magiftrat kaum die Hoffnung begt, daß fih die jeigen Erträge zu Durchſchnittserträgen 
erheben möchten. Wenu jedoch der Magiftrat mit Befriedigung zugiebt, daß bie Verwaltung 
fi nicht damit begnügt, augenblidlihe Einnahmen zu ſchaffen, fondern befirebt ifl, buch Ab- 
wäfferung und allmälig aufgenommene Meliorationen nahhaltige Verbeſſerungen herbeizuführen, 
fo dürfte gleihwohl eine Erhöhung des Etatsſoll in ſicherer Ausſicht leben. Der Etat pro 
"1859 hatte einen Voranſchlag von 12,299 Tyler. 15 Sgr.; die Einmahme betrug 16,113 Thlr. 
24 Sgr. 6 Pf. — Bei jo günftigem Refultate der Bodenrente will der Magiftrat bie bisher 
in Zeitpadht ausgethanen Stadthofswieſen der eigenen Verwaltung übermeifen, hält aber bafür, 
daß die nothwendigen Bauten auf den Etabliſſements nicht läuger beanftandet werben dürfen 
und hat fie deshalb auf den Bauetat pro 1850 gebradt. — Die betreffende Kämmereidepntation 
muß in der That ihrer Aufgabe mit vielem Eiſer obliegen, da es ſonſt faſt als Regel -ange- 
nommen werben fann, daß bie eigene Verwaltung die unvortbeilhaftefte if. Die Subftanz bes 
Kämmerei» Orundverindgens hat fih im Panfe des Jahres um 690 Thlr. 25 Sgr. 10 Pf. an 
Werthen vermehrt. Das Kapitalvermögen hat nur durch Abfinduugslapitalien für fortgefallene 
Renten eine Erböhung erfahren und beträgt tie Rentenbriefmaffe 49,100 Thlr. Nur wenige 
Abldfungen in Betreff der Kämmereiberehtigungen fehen ihrer Beendigung nocd entgegen. Die 
Markiftandgelver ergeben eine Mehreinnahme von 575 Thlr., nnd obwohl über eine Abnahme 
ber Gefälle von ber Schifffahrt gellagt wird, fo ift ber Verkehr 1859 doch Tebhafter geweien 
und bat über den Etat eine Einnahme von 369 Thlr. 11 Sgr. 1 Pi. ergeben. — An Pro» 
zeſſen ſcheint die Stadt keinen Mangel zu haben. Der wegen der Alluvionen am friihen Haff 
und wegen ber Laubemialpfliht der Oliſchen Mühle find endgültig zu ihren Gunften entſchieden, 
ber Prozeß gegen ven Eijenbahn » Fistum wegen der Neuflädter Fähre ſchwebt no, die Com⸗ 
mune bat ihm jedoch auch in zweiter Inflanz gewonnen, Mit’ der Klage wegen Erflattung ber 
vollen Zinjen der Lazareth » Gelverforberung ift die Stadt definitiv abgewiefen, Außer ben er- 
wähnten Prozefien jhweben noch Streitigeiten zwifhen der St. Annen- und St. Marien- 
Kirchengemeinde, fowie bei der Verwaltung des Heiligen + Geift- Hofpital®, mit dem Pächter 
bes Gutes Neulußfeld. — Bei der Forfiverwaltnug hat die planmäßige Hauung ausgeſetzt 
werben müfjen und nur Windbruchholz zur Ausarbeitung und Berwerthung gelangen können, 
Es hat deshalb eine Mehreinnahme von 3385 Thlr. 28 Sgr. gegen den Etat flattgefunden. 
Das Borhandenfein einer übergroßen Anzahl abflänbiger Hölzer giebt dem Magifttate Beran- 
lafjung, bei Fefiftellung des Wirthichaftsplartes für bie nächflen Jahre einen höheren Königl. 
Forfibeamten zuzuziehen. — An Schulden bat bie Stadt im Laufe des Jahres 18,479 Thir. 
getilgt. — Die Abgaben und Steuern haben bei pen Grundſteuern 60 Thlr., bei der Communal« 


Einfommenfteuer und ben Armenbeiträgen 3833 Thlr. 20 Sgr. 11 Pf., bei dem Einzugs. 
und Hausſtandegelde 192 Thfr. 15 Sgr. über ben, Etat erbradt, Das Drittheil bes Rob- 
ertrages ber Mahiftener hat mit Hinzurechnung des Zollgewichts- Zufhuffes über den Etat 
954 Thlr. 1 Sgr. ertragen und der Zuſchlag ber Mahl» und Schlachtſteuer für die Stabt- 
Kriegsſchulden ⸗ Kaffe (59 pCt.) Überftieg die Etatfumme um 3133 Thlr. Die Kriegafcpufden 
+ betrugen ultimo 1859 noch die erhebliche Summe von 555,875 Thlr. 20 Sgr. 4 Pf. L Die 
Zahl der Schüler und Schüferinnen, burch melde bie Schulen befucht murben, betrug 3735, 
und glaubt der Magiftrat annehmen zu dürfen, baß nur etiwa 60 fhulpflictige Kinder vom 
Unterrihte ganz zurüdgeblicben find, 1250 Schiller und Schülerinnen genofjen ganz freien 
und 86 Unterricht für die Hälfte des Schulgeldes. Die Freiſchülerzahl erreicht ſonach ein Dritter 
ber gefammten Schülerzahl und würde auf ein großes Proletariat ſchließen laſſen; inzwifchen 
erreicht die Zahl der dauernd unterflätten Armen nicht über 2, 46 pCt. ber Bevöllerung, und 
es läht ſich fonadh annehmen, daß bie fläbtiihen Behörden nicht allzu fhwierig in der Bewil— 
figung von freiem Unterrichte find. Wir möchten dies nicht tadeln, ba bie Zuſchüſſe für Bit. 
bung und Erziehung der Jugend offenbar als Erſparniſſe für bie jpätere Armenverwaltung 

angelegt find. Ueberhaupt find wir ber Anſicht, daß fi für bie Bollsihule ein anderer Modus 

für Aufbringung der Koſten finden wird, als die Schulgeldzahlung. Mit dem Aufhören biefer 

Zahlung erft wird bie oft ventilirte Frage, ob man bie Freiſchüler in befondere Klaffen bringen 

oder ſchon in ber Schufe ben Unterſchied zwiſchen „Arm“ und „Rei“ bervortreten lafſen 

folle, für immer entfchieben fein. — Die Koften der Armenpflege haben ſich erheblich miebriger 

als 1858 heransgeflellt, und zwar durch Erſparniſſe in allen Zweigen berfelben; nur im Ar- 

beitshaufe hat ſich die Zahl der detinirtem Perfonen gegen das Vorjahr beinahe verboppelt. 

Die Verwaltung der Hofpitäler, bes Peibrentenftifts und ber fonftigen milden Stiftungen bat 

zu Bemerkungen nicht Beranlaffung gegeben. Es befinden ſich biefelben im georbneten Ber- 

hältniffen und auch im einer finanziell guten Lage. — Der Baufonds hat um 6 ZThlr. 1 Ser. 

3 Bf. überfchritten werben müffen und find für denſelben ſonach Überhaupt 14,949 Thlr. 27 Sr. 

6 Pf. zur Verwendung gelommen, — Behufs Errichtung einer Gasanflalt, deren Banloften 

fi anf 105,200 Thfr. belaufen werben, befaftet fih bie Stadt mit einer Schuld von 

100,000 Thlr. Davon follen: 


aus bem Fonds ber Sparlaffe © -» = - > + +. 80,800 Thlr, 
aus der Poit⸗Cowleſchen Stiftung - =» = + + + + 20,000 „ 
aus dem Fonds des heiligen Geift Hofpital® . . - " 14,200 „ 
aus bem ſtädtiſchen Rentenbriefen . » - » ae BEINE. 


aus den Befländen ber laufenden Berwaltung . - - » 6,000 „ 
das find 100,000 Thlr., 


aufgebracht werben. Die Stadt vermag fi ſonach aus dem eigenen ihrer Verwaltung ander 
trauten Fonds das Anlagelapital zu leihen. Seine Amortifirung fol innerhalb 50 Jahren er- 
folgen. Es ift uns hierbei nur eines nicht vollfländig erflärlih, Im den Stat pro 1860 find 
nämlich für 29,000 Thlr. (bie aus den Rentenbriefen zu entnehmende Anleihe) 1450 Thlr. 
Binfen als Ausgabe in Anſatz gebracht, während bie Zinfen von 65,000 Thlr. auf dem Etat 
der Gasanftalt fiehen follen. Wir meinen, baß ein inbuftrielles Unternehmen ber Commune, 
ganz abgeſehen vom etwaigem Gewinne, das auf daſſelbe verwendete Kapital minbeftens allein 
verzinfen muß, und daß e8 ſich ſonach nicht rechtfertigt, 6000 Thfr. aus ben bereiten Mitteln 
der Stadt zinslos herzugeben und außerbem bie Zinfen fiir 29,000 Thlr. fortbauernb ber 
Kämmereikaffe zur Laſt zu fhreiben, und es dürfte ſich vielmehr rechtfertigen, bie Zinjen des 
ganzen Wnlagelapitals auf das Ausgabeconto der Gasanftalt zu Übertragen. Der Preis des 
Gaſes ift vorläufig anf 2%, Thlr. pro 1000 Enbilfuß preußiih feſtgeſetzt. Die Frage, ob es 
zwedmäßiger fei, die Gaseinrihtung Seitens der Städte felbft im bie a ober 
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fie PBrivatunternehmern zu überlaſſen? ſcheint uns vor ber Hand noch nicht zur Entſcheidung 
reif zu fein, da die Städte fih faſt überall das Recht der Erwerbung ber Basanfalten vorbe- 
halten haben und es ſich erſt bei dieſen Erwerbungen herausſtellen wird, welde Vortheile oder 
Nachtheile die Einrichtungen durch Privatuntermebmer im Gefolge habeu. Bei fo gänftigen 
finanziellen Berhältnijien, wie fie fih in Elbing geſtalten, erſcheint ung inbeß die Einrichtung 
der Gasanflalt für eigene Rechuung volllommen begründet. — Die ausreihenbe Berforgung ber . 
Stadt mit Wafler und die Verbeſſeruug der Pflafterung find fortdauernd Gegenſtände der Auf» 
mertſamleit ter Rädtiihen Behörden. — Die Einlagen der Sparkaſſe find von 333,822 Thlr, 
25 Sr. 11 Pf. im Jahre 1858 am Schluſſe des, Jahres 1859 auf 355,904 Thlr. 16 Ser. 
3 Pf. geſtiegen. Der Refervefonds war auf 32,565 Thlt. 4 Sgr. 2 Bf. und der Difpofitions- 
fonds zu fläbtifchen Zweden auf 14,981 The. 12 Sgr. 11 Pf. angewachien. Aus dem letzteren 
wurden der Kaufmannidaft zum Molenbau 2000 Thlt. gezahlt. — Die Bahl der Pländer 
beim Leipamte bat fi, von 6965 im Jahre 1858 auf 7408 erhöht und waren darauf 
20,583 Thlt. vorgeliehen. — Der Werth der verfiherten Gebäube hat fi gegen 1858 um 
32,320 Thlr. erhöht. An Verfigerungsprämien für bie geſammten Berfigerungen, find 2138 Thls, 
11 Bf, etwa Q,11 pCt., ausgeihrieben. Davon find an Branbvergütungen pro 1859 
804 Thlr, zu zahlen, die Bermaltungsloften betragen 75 Thle. 27 Sgr. I1 Pf. und 1258 Zple. 
3 Sgr. fließen dem Reſervefonds, welcher bereits die Höhe von 19,945 Thlr. erreicht hatte, zu. 
Augenblidlib, alſo ſtellt fih die Selbfiverfiherung unendlich vortheilpaft bar. Ob dieſe Bor 
theile aber bei einem größeren Brandunglüde, ohne angemeffene Rüdverfigerung, wicht illu ⸗ 
ſoriſch werben, und ob es ſich nicht vielmehr rechtſertigte, die Prämien einigermaßen, zu er⸗ 
höhen, um einen ber Berſicherungsſumme entſprechenden Reſerveſonds raſcher zu gründen ? das 
möchten wir ernflicher Erwägung anheim geben. — Troß der Hergabe von 6000 Thle, zum 
Bau der Gasanftalt ſchloß bie Kämmereikafje mit einem Baarbeftande von 7000 Thlr. 15. Sr, 
ab. Diefer Betrag eriheint als ein angemeffener Betriebsfonds für die Etatsſumme vom 
99,860 Thplr. 20 Sgr. 3 Pi. Sieht mar von den Zinjen für die Gasanftalt ab, fo ſtellt fi 
das Mehr gegen den Etat pro 1859 nur auf 1300 Thlr., wovon wiederum ber größere Theil, 
914 Thlr. 11 Sgr. 6 Pi., durch dem Baufonbs abjorbirt wird. — ine Zufammenftellung 
des Activvermögens der Stadt enthält der Bericht nit. Kapitalifirt man bie etatemäßig feil- 
fiehenden befländigen Einnahmen, fo erhält man, abgejehen von dem nicht renticenben Grunb- 
vermögen, eimen Bermögenswerth von etwa 475,000 Thlr. Wir glauben indeß hiermit ben 
Werth des Näptiichen Vermögens — matürlih abgefehen von den Stiftungen — noch zu niebrig 
gegriffen zu haben unb meinen, baß berfelbe der Höhe ber Kriegsſchulden, welche ihren eigenen 
Dedungsfonds haben, ungefähr gleih kommen wird. 

Die Sorgfalt, welde im Allgemeinen in der Neuzeit in ber Verwaltung ber fläbtifchen 
Finanzen hervortritt, ergiebt auch der Berwaltungsberiht der Stadt Eibing. Ein paar Jahr» 
zehenbe ungetrübten Friedens und fortjchreitender induſtrieller Entwidelung wilrden für bie 
Bermögenszuflände ber preußiſchen Städte von weit tragenber Bebentung fein. 


Provinz Pofen. 


Bromberg. (Bevölterungszunahme.) Kaum dürfte es eine zweite Mittelftabt 
in der preußiſchen Monarchie geben, deren Einwohnerzahl fi im kurzer Zeit fo betrüchtlich ver ⸗ 
mehrt bat, wie bas au unferm Orte ber Fall if. Während Bromberg noch vor 20 Jahren 
circa 7000 Einwohner beſaß, bat es jegt incl. Militaiv nahe am 20,000 Einwohner, Im ben 
legten Jahren betrug ber Zuzug von außerhalb jährlih durchſchnittlich 1000. 


Provinz Schlefien. 


Bredlau. Wie für die hiefige Taubflummen- und Blinden - Unterrichts» Auſtalten, jo 
zahlen auch für die Heilanftalt bes „Schlefifhen Bereins für arme Augenkranke“ 
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(die ihte Patienten theils im einem beſonderen Ho&pitale, teils ambulatoti R 
Stadte wie Kreis ⸗· Communen ber Provinz fefte jährliche Beiträge, rind eh 
die Aufnahme ihrer Zugebörigen im qu. Inflitute erlangen. Bon ben Kreifen der nr 
fehlen jedoch noch 12, vonben Stadbtcommunenaber nod faft Hundert! Unter den 46 — 
genden ſereiſen zahlt Rim ptſch mit 80 Ehe; von ben 78 Städten zahlen Breslau mit 100, 
Nimptih und Beutben O. S. mit reip. 26 und 30 Thft. bie böhften Veifteuern, 
Der Herr Minifter des Innern hat die Magifträte der größeren Städte aufgefordert, fi) über 
erwa wänjhenswertbe Abänderungen ber Stäbte-Ordnung zu äußern, ba . 
beabfichige, im ber nächſten Seffion eine hierauf bezügliche Geſetzesvorlage zu machen. Mir 
önnen der B. 3. nur beipflihten, wenn fie erwartet, daß dem Stadtverordneten - Collegium 
hierüber Mittheilung zugeben und jeine Stimme gebört werde. „Das Stabtverorbneten. 
Collegium hat ein mindeftens gleiches Imterefje an einer ſolchen Geſehes ⸗· Vorlage, wie ber Mas 
giftrat, und deshalb ift au feine Meinung zu vernehmen. Wenn and der Herr Minifter fich 
nur an den Magiftrat gewandt, jo, glanben wir, wirb es doch fein Magiſtrat berabfäumen, 
auch die Anfihten nnd Wünfche der Stabtverorbneten, bie ja doch bie eigentlichen und alleinigen 
Bertreter der Commune find, zu hören. Er kann vielleicht gerade erft auf dieſem Wege anf Buntte 
aufmerlſam gemacht werben, auf die er durch Berathungen in feinem Schooß allein nicht ge 
fommten wäre, Cine ſolche Maaßnahme würde fi) alſo ſchon, ganz abgefehen von anderen 
Gründen, ihrer Zwedimäßigleit und Nüglicleit wegen empfehlen. — Wir hoffen auch, daß biefer 
Weg eingeihlagen werben wird.“ Auch in unferen Berichten in dieſem Blatte haben wir ſchon 
des längft ſchwebenden Projectes und des dringenden Bedürfniſſes zu Errichtung einer (oder meh⸗ 
zerer) Mädchen⸗Mittelſchulen erwähnt, Zur Zeit eriftiet eine einzige dergleichen, und 
dieſe fteht wur durch das Reviſorat und einige Statutsbeftimmumgen mit der Commune in Ber- 
bindung, ift aber von einem Brivatvereine (bem Evdaugeliſchen Schul+ Vereine) begründet 
und erhalten. Die Rädtiihe höhere Töchterſchule ift in ihren untern und mittferen Klaſſen 
überfüllt, eben weil Alles, was über das Ziel der gewöhnlichen Elementarfchule hinaus will, hier 
binfirömt. Der Gedanke, zunähft eine Mittelſchnle hiervom abzuzweigen und bie höhere Töch- 
terſchule als bisherigen Organismus fortbeftehen zu laffen, liegt mithin ganz nahe; benn wicht 
anf eine zweite höhere Töchterſchule deutet das Bedürfniß in dem oben angezeigten Symp⸗ 
tomen, ſondern anf Nothwendigleit von Anftaltem, welche mit dem mittleren Slaffenziele 
ber höheren Zöchterjhulen abjchließen! Und bafür hatte man bisher Bielerlei geſprochen umb 
geplant, fid nad Grundſtücken umgeſehen (leider dabei manches wohl geeignete über ſehen), bie 
Grundlinien des neuen Organismus entworfen ꝛe. Nun auf einmal hören wir, bei Gelegen- 
heit einer durch Erweiterung des Mieths + Vertrages erfolgenden Raumvergrößerung der höheren 
Töchterſchule, von ver zukünftigen Errichtung einer „zweiten höheren Töchterſchule“ 
veben, unb fogar ber amtliche Stabtverorbneten »Bericht hat diefe Bezeichnung aufgenommen. 
Wir möchten doch ſehr wünſchen, darüber unterrichtet zu werben, was es hiermit auf ſich bat, 
ob es nur eim ungenau gewählter übler Ausprud jet, oder ob man munter der Hand den Plan 
zu Rothwenbigem mit dem für einen Luxusartilel vertauſcht hat, wie eine zweite ſſädtiſche Höhere 
Töchterſchule für jetzt fein würde, da ber Anprang nad ven ober Klaſſen der beflehenden einen 
feinesweges deren Maaß Überfchreitet, auch Breslau mehrere trefflich geleitete, zum Theil feit G8- 
nerationen beflehende, bewäßrte Privat» Inftitute für diejen Zwei befikt, fo daß dies Be— 
dürfniß erft mad einem längeren Zeitraum mit bem weiteren Auwachſen ver Bevölkerung reif 
werben» wird. — Deu Miethavertrag für die höhere Töchterfchule hat man, wenn nicht inzwifchen 
Klinbigung erfolge, auf weitere 3 Jahre, vom 1. April 1860 ab, verlängert, und die Miethefumme um 
400 Thlr., auf 1890 Thlr. erhöht. Zu dem „eigenen Grundſtücke“ fcheint es alfo noch gute 
Wege zus haben. Umterbeffen geht ein geeignete® nad) dern aribern, deren mehrere zum Bertauf 
landen, in Privat- und Gefellihaftsyände fiber, und von bem neulich mitgetheilten Vorſchlage 
des Stabtberorbneten Dr, Weiß, das communale ländliche Grund » Eigentum (Kärtmereir 
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güter und Korften) in Aäptifches umzuwandeln, hat man leider noch nicht gehört, baß er in 
Betrachtnahme gezogen worben wäre. 

Für dem Unterricht von Armenfhülern in ber Uebungsſchule des latholifhen Lehrer» 
Seminars zahlte bie Commume bisher 300 Zplı. jährlich am dieſe Auflalt, bie Summe iſt 
auf 400 Thlr. erhöht worden, ba bie Schule aus einer 2- in eine 3Maffige erweitert werben 
fol. — Zwei zwar nicht factifh in den Orgamisınus der Kommune eingereihte, aber mit bem 
communalen Leben in nahem Zufammenhange fiehende Organismen, einer ber alten, einer ber 
neuen Zeit angehörig, haben, der cine joeben, ber andere ſchon früger, eine Berjüngung mit ſich 
vorgenommen: Das Bürgerfhügen.- Corps und ber Feuer» Rettungs » Bereim. 
Jenes hat fich zwar noch nicht zu einer Wehrmanuſchaft im ſchweizer ober englijchen Style empor» 
geſchwungen — das wäre auch eim zu rapiber Fortſchritt, oder vielmehr Rädihritt im die uralte 
Mündigkeit und Wehrtüchtigleit ber bewaffneten Bürger» Gilden, von benen man nur bem 
bunten Rod übrigbehalten hatte; aber man hat doch num, ba ber Abfall immer flärker einriß, 
und bie alte Garbe zufehens einſchmolz, den Ansfchließlichleits-Bann des bunten Rodes auf 
gehoben und Jedem nach Wahl fein Coſtüm bumt oder ſchwarz mit weißer Wefte verflattet, d. h. 
eine un-uniformirte Abtheilung gebilvet. Aber auch dies ift micht ganz fo, wie es jcheint; bie 
Uniform ift nur eine andere geworben; das neue Reglement ſchreibt fie ganz genau vor: 
fie beſteht mach Paragrappus 8 aus: a) rundem ſchwarzen Hut, b) ſchwarzem Halstuch, c) 
weißer Wehe, d) ſchwarzem Leibrod, e) ſchwarzen Beinkleidern, und f) einer wollenen, roth⸗ 
weißen Schärpe, bie von ber rechten Schulter zur linlen Hüfte geht. Die Offiziere tragen eine 
vergleichen Schärpe von Seide, unb bie bes Hauptmanns ifl außerdem noch mit golbenen 
Franfen bejegt. Nun, etwas einfacher hätte man's wohl einrichten Finnen! Warum nicht buch 
ein ſimples Ueberkleid, (Ueberwurf, Bloufe) die nothwendige Uniformität bergeftellt, wenn num 
einmal eine foldhe fein muß? Gin wenig Spielerei — bleibt halt all'wegs dabei! — Durch 
bie über den Gegenftanb erlaffene Bekanntmachung erfahren wir, daß das neue Statut durch 
Bereinigung bed „Bürgerfchüen » Corps * mit den „Schüten» Xelteflen“ und ben „Stamm 
ſchützen“ zuſtande gebracht worden ift, und foll daffelbe ſehr zwedmäßige Aenberungen bezüglich 
Berwaltung bes Corps. Vermögens, innere Organifation des Corps u. dal. entalten, — Wir 
bemerken hierzu, daß unfere, den Bürgerſchützenſachen auch im früheren Berichten zugewanbte Auf- 
mertſamkeit nur darauf fußt, daß biefe Vereine einmal für die Commune etwas werden können, 
vor ber Hanb find fie nichts, als uniformirte Refourcen mit einem Special-Amüfement. Ganz 
Anderes iſt von ben Feuer-Rettungs-Bereinen zu urtheilen: Diefe (bie fi über 
immer mehrere Orte auch unferer Provinz ausbreiten) find ſchon etwas Neales, wenn fie auch 
durch Berbefferung ihrerinneren Einrichtung noh Mehr werben Fönuen. Eine ſolche Berbefferung 
bat ber hiefige Verein vorgenommen. Das frühere Grundgeſetz des Bereins legte jedem Mitgliebe 
bie Pflicht auf, nach Kräften beim feuer zu retten und das Gerettete ficher zu flellen. Es traten 
Biele dem Vereine bei, warum? weil es gerabe Mobe war und ein Schild am Arm machte id 
body recht hübſch, beſonders bei Gartenfeften und bem Gtiftungsfefte. Seltener kamen biefe 
Herrchen zum feuer, und wenn fie ins brennende Haus gingen, fo lam es auf das Zerbrehen 
nit an; ber Borfiand wußte nicht, biefe Zerſtörungsmänner loszuwerden, als durch eine Aende⸗ 
rung bed Statuts; eine Commiffion trat vor einigen Jahren zufammen und entwarf bad 
jetzt beſtehende Grundgefe; demzufolge wurden drei Abtheilungen gemacht; bie erſtere 
umfaßt die Steiger, ober foldhe, bie im brennenden Haufe die Sachen retten: bie zweite joldhe, 
bie die geretteten Sachen nad) dem Rettungsplate tragen, aljo Bergungsmannfdaften; 
und bie britte folde, weiche die Aufficht auf dem Nettungepluge haben. Die Steiger üben 
wöchentlich 2mal; dies Jahr im Marflalle, früher an Neubauten im ben Vorſtädten. Jedes 
neun aufgenommene Mitglied bat bie Verpflichtung, fich fofort zu einer ber brei Abtheilungen 
einzufcpreiben, Die Uebungen gefchehen ſowohl an ber einwangigen (Richter'ſchen) ald auch an 
ber zweiwangigen (berliner) Leiter; bie Commandos find nach ber Art ber Feuerwehr; wün⸗ 
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fchenswerth bleibt 8, daß auch die Bergungsmannſchaften fich bei dieſen Uebungen betheitigen ; 
noch wünjdenswerther, daf die ſäumigen Mitglieder, die nie zum euer tommen, ſich freiwillig 
fireihen laſſen. Wozu nügen 250 Mitglieder in ber Stammlifte, wenn mir ca. 100 ſich als 
thätig beim euer zeigen? Und, fügen wir bei, find ſelbſt die 250 wohl eine richtige Verhält- 
nißzahl zu der für den Zwei befähigten Männerfhaft einer Stadt wie Breslau? (Uebri- 
gens verweilen wir auf einen Auffag im früheren Heften biefer Zeitfprift, betreffend bie Ver— 
befferungen bes communalen Feuer» Rettungweiens,) 

Hier noch eine antiquarifche Notiz zum hiefigen „Schützenweſen.“ Wie um bas Eigen» 
tum des „Schießwerders“, ift num auch ein Streit um das Eigenthum an ben „Schützen ⸗ 
Heinodien * zwifhen Commune und Schütengefelichaft in Ausficht. Dieſe Kleinodien beftehen 
in einer großen Zahl koſtbarer Trinkgefäße, Tafelgeichirr u. dgl. Gerätke, und dem Plagut ober 
Bruft » Schilde des Schütenlönigs mit feinen Dentmünzen sc. Bon einer Seite, welche das 
Eigenthumereht der Schützengeſellſchaft verficht, wird darüber Folgendes mitgeteilt. Die Dos 
tumente in Betreff des Eigenthumsrechtes enthalten theils die Kleinodien felbft, theils bie 
authentiſchen Widmungen in dem kofibaren Shügen-Album, Wir führen von biefen Wib- 
mimgen, beren Aechtheit nie bezweifelt worben ift, nur zwei an. Go ſteht 3. B. auf bem 9, 
Blatte, dem Portrait Rudolph II. gegenüber: „Berehret Ihro Röm. Kaif. auch zu Hungarn 
und Böneimb K. Mäjeftät Rudolph der Andere, Unfer allergnädigfter Herr, Anno 1577, als fie 
zu Breslau waren, der Erbaren Brüderſchaft der Büchſenſchützen im Schießwerber einen großen 
ſilbernen Hoffebeher mit einem Dedel, ganz verguldet, wiegt 5 Marl.“ — Ferner lieſt man 
einige Blätter weiter hin: Anno 1605 verehrte Se. Durchlaucht 2c. 2c. Here Johann Georg, 
Markgraf zu Brandenburg zc. ıc. ber Erbaren Brüderſchaft ber Büchſenſchützen im Schießwerber 
einen filbernen vergoldeten Becher mit einem Dedel in Form einer Weintraube, wiegt 2 Marl.“ 
— Bie in allen Städten war aud in Breslau bie wafjenfähige Bürgerfchaft zur Vertheidigung 
der Stabt verpflichtet, umb eriftirten genaue Vorſchriften, wie viele Bewafnete und von welder 
Gattung die einzelnen Zünfte und Zehen im Zeiten der Noth zu fiellen hatten, Bon biefer 
wafjenfähigen Mannjchaft ſchloſſen ſich aber in Breslau, wie in allen Städten, Diejenigen, bie 
an friegerifhen Beihäftigungen ihre befondere Luft hatten, ober bie vom befondberer Liebe zu 
ihrer Baterftabt befeelt wären, enger aneinander, und bildeten fogenannte Brüberfchaften, bie 
gewiffen, allerdings ſehr allgemein gehaltenen Statuten unterworfen waren. Dieje Brüberfchaften 
waren bie Vorgänger ber jpäteren Schiltzengilden und Schützencorps. Ihnen wurben, wie bie 
Widrmingen jagen, dieſe Koftbarkeiten aus Anerlennung für ihr patriotiſches Streben und als 
Aufmunterung zu ferneren Beftrebungen geſcheult. Daß ſolche Brüderjhaften oder engere Ber- 
bände in Bresfan ſchon in den Älteften Zeiten eriftirten, davon find ſchlagende Beweiſe vorhanden. 
3.8. folgendes Faltum. Im Jahre 1410 wollte die Stadt Liegnig von dem Rath der Stadt Breslau 
eine Anzahl Donnerbüchſen geliehen haben, Die Bürgerjchaft, oder der Rath der Stabt, fonnte dieſem 
Anfinnen nicht willfahren und wies fie an die Schützengilde. Diefe lieh auch wirffid der Stabt 
Liegnitz 6 Donnerbüchſen, worüber eim befonderer Vertrag geſchloſſen wurde, der noch vor- 
banten ifl. Wäre bier die Schiltzengilde oder Bruderſchaft ganz gleich beventend mit gefammter 
waffenfähiger Bürgerfchaft geweien, jo konnte Niemand anders al® der Rath der Stabt autorifirt 
fein, die Büchſen wegzuleihen. Daß dies micht geihah, bemweift ganz, daß bie Schützengilde, 
Schüten-Bruberfchaft eine bejondere, für ſich beſtehende Geſellſchaft war, bie ſich durch alle Jahr- 
hunderte fortgeflanzt hat umd deren Erben das heut noch befiehende Bürgerſchiltzen-Corps iſt. 

Auch hat, unfere® Wiſſens, der Magiftrat von Breslau flets nur das Recht ber Beauffichtigung 

(Aufbewahrung) der Kleinodien ausgellbt,“ Im feinem Gewahrfom befinden fie fih in einer 
Kifte mit aufgellebtem Etikett: „der Schügengifde gehörig,“ die Schlüffel dazu verwahren bie 
jebesmaligen Schüßenälteften und in jebem Gebrauchsfalle Holt ein Deputirter derſelben, deſſen 
Legitimation ftets lediglich durch den Beſitz ber Schlüffel für geführt erachtet wird, den Schatz 
ab, und beponirt ihn dann wieber. Um bem Eifer für das Schügenmachen, d. h. nicht für Spie- 
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lerei, fonberm für Webrhaftigleit zum „ Schute* ber Stadt zu heben, ſetzte im 16. ımb 17. 
dahrhundert ber Rath „Rleinode* für die beſten Schügen aus, erhöhte dieſelhen nnd wieß ben jungen 
Bürgern eine Zielftätte auf dem Werber (baden „Schießwerder“) am, wo fie fi üben möchten, 
(bis dahin hatte man im den Zwingern, und in den Räumen zwiſchen den boppelten Stabtmiauers, 
geſchoſſen). Die qu. Schießflätte wurbe nur auf Widerruf gewährt, vorbehaltlich der Anmweilung 
einer anberen, Der Rath trug die Koften für Schieffefte, Prämien sc. und wenbete alles dies 
augenſcheiulich im Iuterefje ver Stadt auf, um. bie Widerſtandſähigleit derſelben zu erhöhen und 
die Ausgaben für Sölbner zu verminbern. ° F 

Bunzlau. Wie belannt, wurde im Jahre 1857 auf Apregung bes Vilrgermeiſtert 
Fliegel eine Reorganifation der. hiefigen flädtiſchen Schulen vorgenommen, wodurch zwei Syſteme 
ehtflanben, von benen das eine bie Elementarbilbung, das andere eine höhere Gymnafiafbifr 
bung anfirebte. Wir erhielten dadurch eime höhere Mädchen⸗ umb Knabenſchule, bei welcher 
lesteren von vornherein bie Errichtung eines Gymmafiums ins Auge gefaht wurde. Dur 
die Berufung des Dr. Beilert ald Nector und be® Dr. Faehrmaun als Eonrector, beide am Gym ⸗ 
naſtum zu Lauban augeſſellt, kam bie Zeitung ber jungen Schule im ſo geſchickte und kräftige 
Hände, daß ſchon im erfien Jahre die Schülerzahl bis auf 90 ſtieg und Oflern d. J. bie Er⸗ 
richtung einer Obertertio, deren Leiftungen denen einer Secunba gleihlommen, ermöglicht wurbe, 
Denn nun auch durch die bereite und liberale Bewilligung der nicht mnbebentenden Geldmittel 
durch die Stabtverorbneten.Berfammlung von biefer Seite ein fröhliches Gedeihen gefihert war, jo and 
boch Alles in Frage, jo lange wicht die läugſt nachgeſuchte Eonceifion zur Errichtung eines Gymnaſtums 
von Geiten ber Kgl. Behörden ertheilt wurde, Wie wir vernommen, iſt nun dieſe lang erfehnte Genehmi⸗ 
gung eingetroffen, und es fleht jetst, ba bereit6 bie zum Bau eines Gymnafialgebäudes noth⸗ 
menbigen Gelber bewilligt find, dem unter großen Mühen ünd Opfern begonnenen Werte nichts 
mehr hiuderud im Wege. Acht orbentliche Lehrer find bereits am der Anſtalt beſchäftigt. — 
Die Beftrebungen, Garnifonen zu erhalten, ‚oder von fih abzuwehren, vibriren gelegentlich 
ber neuen Heeres⸗Organiſation im verſchiedenen Stadtgemeinden. Wan ſollte meinen, es müſſe, 
wenn auch am einem umb dem anbern Orte durch Iolale Umflänbe zu mobiſieiren, doch ein all⸗ 
gemeines Urtheil darüber fi; aufftellen laſſen, ob eine Garniſon für eine Commune zuträglich 
fei oder nicht. Hiervon ein anderes Mal. Mehrentheils erflären die Stimmen aus den Bür« 
gerfhaften ſich für das Ja, und find bie des Magiſtrats und der Stadtverordneten bie oppoui · 
venben. So auf in-Bunzlau. Bei Gelegenheit der Debatte hierüber ergab fi noch cine 
Borentſcheidung, darüber nämlich, ob ber $. 44 ber Stäbte-Drbnung auf diejenigen brei Gtabt- 
berorbneten, welche bie Petition für Garnifon mit unterjchrieben hatten, Aumwenbung finden 
jolle, d. h. ob biefelben von ber Berathung auszufchließen feien, weil ihr Privarintereffe mit 
bem ber Stabtgemeinde in Widerſpruch ftünbe; bie Verſammlung vw erneinte bie Anwenbbarleit 
jene® Paragraphen.  _ J F | 

Börlig. Der belannte Berfafler der mod) belannteren rothen Reiſehaudbücher hat im 
der neueflen Auflage bes betreffenden Theiles bereits bes Demianidentmals als einer Sehens · 
würdigleit unſerer Stadt erwähnt. So weit iſt es aber damit noch lange nicht; eine Deputation 
des Comitee's hat zwar im Anfange dieſer Woche das nunmehr vollendete Modell des Denkmals 
im Dresben befehen, aber zur Dedung ber Koften für bie Anfertigung und Aufftelluug beffelben 
ſehleu mod; 2000 Thaler. Und die Tpeilnapıne für den Schöpfer unferer Größe ifl im Ganzen 
eine fehr laue uud if es fireng genommen auch immer geweien. Das Inbigenat von Görlig 
ſpricht mehr non feinem großen Bürgermeifter, als es für ihn bambeit, und wäre nicht ein 
Auaſchuß, deſſen hervorragendſte Mitglieber „Ausländet“ bülbeten, welde durch Einſammlung 
laufender Beiträge ſowohl, als auch durch Hervorſuchen außerordentlicher Gelegenheiten und gerig» 
meter Wohlthater umter Gelehrten und Künſtlern fortwährend ala unermübliche Mehrer bes 
Schatzes forgten, jo würbe Bädeler wohl für immer ein falfher Prophet bleiben. — Die Stabt- 
verordueten beabfitigen, das Ba rdträgerinfitut (eime zuerſt in Wredlau, ſodann in Mofen 
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und Görlig begründete vortrefftihe Einrichtung zur Organifation und Garautirung eines großen 

Theil® der mobilen Tagelöyuer- Arbeit) für deu Transport der Kranten nad und von em 
Räbtifchen Kranlenhauſe zu verwenden und in allen Stabttheilen am geeigneten Stellen Tragkörbe 
für biefen Zweck in Bereitfchaft zu halten. — Auf einer Reife verflarb ber Bürgermeifter, 

rath Fiſcher von Görlitz, Mitglied bes preußiſchen Herrenbauſes. Shm folgt der Nachruhm 
ber Gradheit, Biederkeit, freundlichen Wohlwollens. „Die Stadt verliert (ſagt ber Magiftrat 
in feiner Belanutmahung) in ihm einen Beamten, der feit 1833 mit feltemer Treue, Dingebung 
und mit Aufopferung aller perfönfichen Intereffen nur feinem Beruf lebte und insbefondere durch 
die Durchführung der Forſtablöſung unſerer großen Communalheide ſich ein andauerndes rühm 
liches Deulmal ſetzte; — unſer Vaterland einen Sohn, deſſen Streben und Handeln im Frei⸗ 
heitslriege wie im ſpäteren Leben ihm ganz gehörte; — unfer Königshaus einen warmen und 

treuen Verehrer, und die Welt einen Ehrenmann im vollem Siune des Wortes.” 

Grünberg hat wun auch einen „Berihönerung-Bereim“ erhalten, au beffen 
Spige die angejehenfien Notabilitäten der Stabt fliehen. Da bie Commune den Ort als Aurort 
(für Traubenkuren) im immer weitere Aufnahme zu bringen ſucht, fo ift die Aufgabe bes Ber- 
ein® eine doppelt ſich empfehleude. In Nähe der Stadt auf ber „Grünberghöhe“ hat eine Actieu- 
geſellſchaft einen Ausfihtsihurm erbaut, der am 18. und 19. v. M. umter Theilnahme ber 
ſtädtiſchen Korporationen und Behörden eingeweiht ward, 

Jauer. Kürzlih warb gegen ein nnentſchuldigt ausgebliebenes Mitglieb ber 
Stabtverorbneten- Berfammlung eine Geldbuße von 10 Sgr. fefgefeht 

SKattowig. Eublic warb befinitiver. Beihluß über die Neugeflaltung der Ge— 
meinde»-Berwaltung gefaft. Die länblihe Form wird danach bis anf weiter:s behalten 
und nur im jo weit mobificirt, als es Nothwendigleit und nächſtes Bedürſuiß erheilhen. „Die 
ſchlechten Zeiten (fhreibt man) find nicht dazu angethan, um Kattowig zur Stadt zu maden,*\?.) 

Liegnig hat am 15. Auguſt, am Denktage ter Liegniger Schlacht , den Grundſtein zum 
Dentmale Friedrichs des Großen auf dem Plage vor dem flädtiihen Schulhauſe (nunmehr Frie- 
drichsplatze) gelegt unter lethafter Theilnahme der Bürgerfchaft, der gewerblichen Corporationen, 
fowie von Deputationen mehrerer anderer ſchleſiſcher Städte (Bretlan, Bunzlau, Brieg, Gleiwig, 
Goldberg, Heinau, Schweiduig, Striegan). In Vorbereitung ift der Plan eis Neudaues fürs 
Oymnaflum, wobei auch die Provinzial« Gewerbefhufe, deren Local befanntlih die Commune 
ftellen muß, eine augemeſſene Berbeiferung erhalten würde. Bürgecmeifter Boed ift in allen 
Zweigen der Berwaltung jehr thätig und die Stadt verdankt feinen organiſatoriſchen und ſchöpfe- 
rifhen Talent bereits eime Reihe wefentlicher Berbefferungen und zwedmäßiger Einrichtungen. 
— Der hier verftorbene Kanfmann %. W. Schubert hat jein binterfaffenes bedeutendes Ber- 
mögen der Stabt Liegnig teftamentarifh vermadht und die Commune al® Univerfalerbin 
eingefetst, gleichzeitig aber die Vebingung geftellt, daß die Nachlaß- Palfina zuvor gebedt fein 
müßten, ehe bie Stabt zum Beten eines Armenftiftes einſchreiten kdune. Es find num bereits 
27,072 Thlr. zur Auszahlung verſchiedener Legate und eine bedeutende Summe für Stenpel- 
gebübren verwendet worden. Zrogdem hat ſich ein erfrewliches Reſultat noch als Ueberihuß 
berausgefiellt, indem eine Summe von ca. 21,000 Thlr. ver Stadt nad) dem Willen des Teſſators 
noch zur Verfügung flieht. Es wird aberdie „Schubertjhe Armenftiftung“, worin un- 
beſcholtene Bürger ihren Unterhalt empfangen, erſt dann in Wirkjamteit treten, wenn bie Hin- 
terlaffenihaft mit den Zufchlags-Zinfen die Höhe von 50,000 Thlen. erreicht haben wird, welches 
durch vortheilhafte Unterbringung ber Gapitalien umd im Ausſicht flehende Divibenben 
nom Mctien, eher der fall fein wird, als ber Gxblaffer vermuthet hatte, — Nah 
ber von Seiten des Magifirats auf Grund bes 8. 20 Städteorduung 30. Mai 1858 
berichtigtem Lifte der Himmfähigen Bürger unferer Stadt find im Allgemeinen vor» 
bauben; 1039 Wähler mit einem Gejammteintommen von 580,817 Thlr. Von diefen gehören 
zur 1, Abtheilung 120, zur 2. Abth. 286 und zur 3. Abth. 639. Die 1. Abteilung enthält 
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alle diejenigen Einwohner der Stabt, deren Einfommen über 1000 Thlr. beträgt; bie 2. Abth. 
alle diejenigen, die ein Einkommen von 500 bis 1000 Thir., und bie 3. Abtheilung alle die- 
jenigen, welde ein Einfommen von 250 bis 500 Thlr. haben. Bei den im Jahre 1858 vor- 
genommenen Ergänzungswahlen waren 1041: wahlberedhtigte Einwohner biefiger Stadt mit einem 
Eintommen von 565,876 Thlr. vorhanden. Die 1. Abth. enthielt 111, die 2. 277 und bie 3, 
653 Wähler. 

Myslowig richtet feine Aufmerkfamkeit in jüngfter Zeit Iebhaft auf das Schulweſen, und 
es ift die Mittheilung, im welches Verhältniß die von ber bier bedeutenden jüdiſchen 
Gemeinde nem errichtete 4Maffige jüdiſche Gemeindeſchule, durch das von der Kgl. Regierung 
zu Oppeln genehmigte Statut zur Stadt »- Commume gebracht ift, darum von Jutereſſe, 
weil eine bergleichen Öffentliche Einrichtung bezüglich nicht chriſtlichet Confefſionsſchulen in Preußen, 
ben Bevöllerungverbältniffen gemäß, zu den Seltneren gehört. Die qu. Punkte find: 1) Es 
flebt die Schule, wie alle öffentlichen Unterrichts » Anftaften in der Stadt, unter der Aufficht 
bes Magifirats und der ſtädtiſchen Schufveputation, und muß ber alljäprfiche Prüfungebericht 
durch den Magiftrat eingereicht werben; 2) concurrirt der Magiftrat bei Beſetzung ber Lebhrer- 
ftellen, doch verbleibt das Wahl- und Präfentationsrecht dem Gemeinde» Borftande; 3) muß ber 
Unterricht in ben beiden unterften Klaſſen rein elementarifch bleiben, daher der in ber fateinifchen 
und franzöfiihen Sprache erft in den Oberlaffen feinen Anfang zu nehmen hat; 4) die Unter 
baltungsfoften der Schule find anf bie jürifche Gemeindelaffe zu fibernehmen. Die Schule if 
am 13. Mai d, I. feierfichft eröffnet und unter die Direction de® Dr. Watter&borf, früher in 
Terlin, geftellt worden. Den beiden oberen Knabenklaffen ſteht eine parallele Mädchentlaſſe mit 
einer befonberen Lehrerin gegemüber. Der Gefangumterricht wird von dem jübifchen Kantor ge» 
feitet. Die Anftalt erfreut fi) des hohen Schuges ber Kgl. Regierung und zählt bereits 200 
Zöglinge, 

Neumarkt. Tie Commune läßt einen fpeciellen Sitwations-Plan von Stadt und Um- 
gegend anfertigen; möge das Beifpiel Breslaus immer mehr Nachfolge finden ! 


Nimptſch. Ein Beamter bei der biefigen Geridhts- Deputation verunglüdte bei bem 
borjährigen Brande und wurbe durch denfelben, bei dem Mangel au Wohnungen in ber Stadt, 
gezwungen, in die Altflabt Nimptſch zu ziehen. Der Beamte ftarb, noch ehe neue Wohnungen 
fertig waren, und jegt, wo die Wittwe, deren Mann feinen Aufenthaltsort gar nicht aufgegeben, 
wieber in die Stabt zieht, foll fie 8 Thlr. Anzugsgeld bezahlen. Da der Berftorbene unter 
ben bewandten Umflänben, wenn er am Leben geblieben und wieder in bie Stabt gezogen wäre, 
höchſtens zu den ſtädtiſchen Steuern herangezogen werden konnte, jo entfleht nun bie Frage, 
ob num bie Wittwe zur Zahlung bes geforderten Anzugsgeldes verpflichtet ift? 

Raudten a. D. Im Folge Berfügung der Kgl. Regierung zu Breslau iſt die von der 
ehemaligen Kreis-Commilfion bes Kreifes Steinau, auf Grund ber Beflimmungen ver 88. 146 fi. 
ber Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850, befchloffene und vom Heren Minifter des Iunern 
beflätigte Bereinbarung von Freigut-Raubten mit bem Stadtbezirle von Raubten unterm 14. v. M. 
ausgeführt worben. 


Natibor. Eine „pragmatifhe Geſchichte“ der Stadt hat, im Auftrage bortigen Magi⸗ 
ſtrats, Pfarrer Wetzel zu Trodau, eine Chronil von Loslan ber Schuireltor Heute, 
dafelbft, eine Geichichte von Ober-Glogau ber Dr. Shnurpfeil, bortiger Bürgermeifter 
und Synbifus, verfaht. 

Schweibnig. Es ſoll eine Verbefferung ber Lehrergehälter am Gymnaftum eintreten, 
die Gehälter des Direltors und des jüngfien Kollegen die Höhe erreichen, welche bei Begründung 
neuer derartiger Anflalten in Provinzialſtädten gewoöhnlich als Norm aufgeflellt werben, 
und bie Etats ber übrigen Stellen in angemeffenen Abflufungen geregelt werben. Um bie 
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Mittel hierzu zu beſchaffen, Soll eine Erhöhung bes Schulgeldes eintreten und zwar in 
der Weile, daß die Säge, welche für benachbarte Propinzialläbte als Norm gelten, nicht über- 
ſchritten würben. 

Striegau. Der von Seiten des Juſtiz ⸗ Fiskus wegen Erftattung der durch den Wicber- 
aufbau des im Mai 1858 eingeflürzten Theiles des biefigen Kreis» Gerichts - Gebäudes entflan- 
denen Koften gegen die Stadt - Gemeinde angeftrengte Prozeß if nunmehr and iu zweiter 
Infanzentjhieden worden. Belanntlih grünbete fih die Klage auf die 98. 25 und 26 
Tit. 6 Tb. I. des Allgemeinen Landrechts, nad welden Derjenige, welcher in der Ausübung 
einer unerlanbten Handlung, wozu bie Bernadhläffigung eines auf Schabens- Berhlitungen ab- 
zielenden Polizei -Geſetzes gehört, fid befunden, die Bermuthung gegen fi hat, daß ein bei 
dergleichen Gelegenheit entftandener Schade durch feine Schuld entflanden fei. Die Berlegung 
eines ſolchen Polizei-Geſetzes bei Gelegenheit des Grundgrabens zum Bau des an das Kreis- 
Gerichts- Gebäude zu errichtenden Rathhauſes ift jeitens des Fiscue behauptet und im erfler In⸗ 
ſtanz auch nachgewieſen worden, weshalb das erfle Erfenntniß die Erflattungs-Berpflihtung ber 
Stadt-Gemeinde ausiprah. Diele Entſcheidung iſt nun auch im zweiter Inſtanz beflätigt worben. 
Ob die Stabt-Gemeinde ihr Recht noch weiter zu verfolgen gebentt, ift noch ungewiß, zweifello® 
aber if, daß dieſelbe zu Guuſſen des flävtifchen Vermögens einen Regreh-Anfpruc an die Mit: 
glieder derjenigen Deputation erheben wird, bie mit der Leitung ber Vorbereitungen zum Rath · 
bausban, insbeſondere aber des Grundgrabens betraut geweſen iſt. Zu dieſem Zweck wurde 
gegen biefelten eine Fitis-Denunciation angebracht und dieſelben ſchon zur Berhandlung ver obigen 
Angelegenheit in zweiter Inftanz zugezogen. 

Waltenburg. Es wird ſo eben ein Regulativ für eine „Hunde nnd Pfauenfteuer“ 
entworfen. Lettere Beſteuerung iſt uns noch auderweit nicht vorgelommen. Doch laßt ſich 
gegen eine ſolche Lurusfleuer kaum Etwas ſagen, vorausgefegt nur, daß ſich Objecte dafür 
finden. 

Durch die Ueberfhwemmung des Juli und Auguft haben bie Städte Neurode, 
Löwen, Schurgak am jhwerflien gelitten, 

Bezüglich der „Unterftügungstaffen" wirb aus Oberſchleſien geflagt, daß biefelben 
„. B. bei den Knappſchaften mod micht überall im Geile des betrefjenden Geſetzes eingerichtet 
feien. So 3. B. habe neuerdings in einem Refcripte die Kgl. Eifenbahndirection den Grundjag 
aufgeftellt, daß die im Babnhofdienft verunglüdten Wagenidieber, — betunntlih eine Arbeiter 
kategorie, welde als „ſtändig“ betradptet werden darf —, im Unvermögensfull von ber Ge— 
meinde zu verpflegen feien; dennoch zapft die Eiſenbahngeſellſchaft als ſolche keinen Pfennig 
zu ben Gemeindelaften. 

Nach dem Schul- Reglement vom 18. Mai 1801 haben zu dem Baargehaft und Holz- 
Deputat der Schule die Dominien eim Drittel und die @emeinden zwei Drittel beizu- 
tragen. Gehören mehrere Dominien zu einer Schule, fo wird diefes eine Drittel nad dem fa- 
taftrirten Ertrage unter biefelben veriheilt, und nach demfelben Mafiftab werben, wenn mehrere 
Gemeinden zu einer Schule gehören, die auf biefelben fommenden zwei Drittel auf tie betrefien- 
den Gemeinden vertheilt. Der hiernach auf jede Gemeinde fallende Betrag wird von allen 
Stellend figern in der Gemeinde zu gleichen Teilen aufgebraht. Die bisher ftets zweifelhafte 
Frage Über die Beitragspflichtigleit der Befiger von wüſten Hufen und unbebanten Ruſtilal⸗ 
Parzellen (Borenfen ıc.) zu biefem Baargehalt und Holz- Deputat if gegenwärtig durch ein an 
den Herrn Ober» Präfidenten v. Schleinig Exc. gerichtetes Minifterial-Refeript vom 10 Juli c. dahin 
entſchieden, daß biefe Emolumente ausſchließlich von den Befigern bebauter Grunbflüde anf. 
gebracht werten müffen, jo daß die wüften Hufen und unbebauten Ruftilal- Parzellen dabei ganz 
aufst Berehnung bleiben. Zu bem mad der kataftrirten Ausfaat zu repartirenden Deputat- 
Getreide und dem Weguivalemt für das etwa fehlende Hütungsrecht dagegen müſſen auch bie 
Befiger wüfler Hufen und unbebauter Ruftikol-Barzellen nach wie vor herangezogen werben. 
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Provinz Brandenburg. 


A Berlin. In meinem legten Berichte glaubte ih die Freude darüber nicht zuriid- 
halten zu bürfen, baß durch bie Herausgabe des Communalblattes die Deffentlichkeit fi end⸗ 
lich Bahn gebrochen habe. Diefe Freude war verfrüht. Unter den Kämpfen, melde das 
Communalblatt wegen Eantion, Zeitungsftener, Mennung eines Redacteurs ꝛc. hat beftcehen - 
müffen, ſteht die Entrüflung der Stabtverorbneten, daß einige Borlugen im die Deffentlihteit 
gelangt feien, bevor fie zur Kenntwiß der Verſammlung gelommen, oben an. Der jeyt als 
Redactenr genannte Stabtrath Dr. A. T. Woeniger hat deshalb der gedachten Verſammlung 
die Zufiherung ertheilt, daß binfort Mittpeilnugen nur über Gegenflände im Communalblatte 
erfelgen würden, die in der Stabtverorbneten » Berfammlung bereit vorgetragen feien. Gleich: 
zeitig hat man Unterfuhungen darüber angeftrengt, auf Grund welcher amtlihen Indiseretion 
bie nicht amtliche Preffe zu Nahrichten aus ſtädtiſchen Acten gelangt ſei. Wir find alſo ſchon 
nach wenigen Wochen wieber auf dem Standpunkte angelangt, den wir überwunden glaubten, 
bei der bitreaufratifhen Geheimnißkrämerei. — Was find es denn fir Gegenfländbe, welche zur 
Borlage am die Vertreter einer Stadtgemeinde gelangen? Offenbar doch nur Angelegenheiten, 
welche das allgemeine Intereffe der Machtgeber der Etabtverorbneten berühren. Es konnte 
ihnen ſelbſt alfo doch nur daran gelegen fein, wenn buch die Breffe vor einer Beſchluß— 
faffung bie öffentlihe Meinung über die ſtädtiſchen Angelegenbeiten fit Bahn brechen fünnte. 
Dabei gebt aber natürlich der Nimbus ber Unfehlbarkeit für die Herren Stabtverorbneten ver- 
Ioren und jo muß denn das Bild der Iſis wieder durch den Schleier verhüllt und der Preffe 
Schweigen geboten werden. Wir find überzeugt, daß jeber der Herren Stadtverorbneten ein 
warmer Verehrer ber Preffreibeit ift, infofern die Preffe ihm alle Tage getreit berichten barf, 
was im Haufe des Nachbarn vorgegangen und unterblieben iſt. Aber es ſcheint erſchrecklich, das 
in ben Zeitungen finden zu müflen, was im eigenen Haufe vorgeht. Das darf nicht gebulbet 
werben; gegen eine bergleihen Preßfrechheit müffen die Behörden, mnf ver Staat einfhreiten. 
Das ift in kurzen Umriffen das alte Pieb, welches der Preſſe von jeher und auf allen ihren 
Begen vorgefungen worden ifl und das man ihr noch bente fingt. — Ich muß geftehen, daß 
mid bie Vorgehen gerade von ben Berliner Stabtverorbneten überrafht hat. Das nochmalige 
Durchgehen der bisher erfchienenen Communalblätter hat mich zudem Nichts firden laflen, was 
auf eine fo arge Berlegung des Amtsgeheimniffes ſchließen ließe. Indeſſen: lagen hilft nicht 
und geichehene Dinge laſſen fih nur ſchwer ändern; fügen wir uns alfo, und benußen wir 
das Communalblatt, wie es nad den Vorſchriften der Herren Stabtverorbuueten geblieben iſt. 
Es wird uns, namentlich fein flatiftifher Theil, noch mannichfachen intereffanten Stoff liefern. 


Provinz Sachfen. 

Wittenberg. Am 19. April d. 3., dem 300jährigen Tobestage M. Bhilipp Meland- 
tbon®, fand bier bie feierliche Grunbfteinlegung zu dem Dentmale Melauchthons flatt, auf daß 
bie Wiege der Reformation die Erzbilder der beiden großen Reformatoren aufzuweiſen habe, 
berem theuere Ueberreſte bie Mauern ber biefigen denfwilrdigen Schloßkirche umſchließen. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz -Megent erhöhten mit Sr. Künigl. Hoheit bem Pringem 
Friedrich Wilhelm und Sr. Hoheit dem Erbprinzen von Anhalt » Defjau-Cöthen burh Aller 
höchſt Ihre Gegenwart diefe Feier und vollgogen die Grundſteinlegung durch bie üblichen brei 
Hammerfhläge: „Im Ramen Sr. Majeflät des Königs!“ 

Alterhöhftverfelbe haben aber auch aus Beranlaffung Allerhöchſt Ihrer Gegenwart im 
biefiger Stabt als ein Zeichen befonderer Huld und Gnade mitteift Allerhöchſter Eabinetsorbre 
vom 8. Jumi e. dem Bürgermeifter der Stadt Wittenberg die Befugniß zu verleihen geruht, 
bie goldene Amtslette zu tragen, 
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Die Sammlungen zu den Koſten des Denkmals haben Übrigens einen erfreulihen Fort- 
gang und find bis jetzt 21,585 Thlr. 14 Sgr. 2 Pf. eingegangen. Wir leben aber aud her 
frohen Zuerfiht, daß bie Bitten des Melanchthon-Comites um Spenbung fernerer Ticbeg, 
gaben geneigte Ohren und Herzen finden werben. 


Rheinprovinz und Weſtphalen. 


— Düſſeldorf. Der Beſitzer einer Fabril künſtlicher Mineralwaſſer, Herr Dr. Weite, 
beabfictigte bie Errichtung einer Trinkhalle von Mineralwafjer zur Erfriſchung, namentlich ber 
ärmeren Klaſſe, zu billigen PBreifen (6 Pf. für ein Glas Selters- oder Sodawaffer) auf einer 
Straße oder einem Öffentlihen Plage unferer Stadt. Der Stabtrath hat deſſen Geſuch indbeß 
in feiner Sigung vom 12. Juni c. abgelehnt, nachdem Herr Juftizrath Friedrichs feine Anficht 
dahin ausgeſprochen, daß fein Bedürfniß für folhe Trinkyallen vorhanden, inden in Dilffelborf 
Gelegenheit genug geboten fei, fih zu erfrifgen. Herr Dr. Weite hat num ſpäter doch, indeß 
privatim, drei ſolcher Trinkhallen eingerichtet und erfreut fih recht farken Zuſpruchs, obgleich 
der diesjährige Sommer für eine ſolche Einrichtung höchſt ungüuſtig if. — In berfelben 
Sigung vom 12, Juni wurde bie Berpacdhtung bes Gütchens „am Stodhaufe” auf 6 Fahre, 
fowie der Verkauf mehrerer dazu geböriger Aderparzellen beſchloſſen. Die Baufuft ift in unferer 
Stadt jehr groß. Es find circa 50 neue Häuſer theil® vollendet, theild noch im Bau begriffen; 
darunter die neue Realſchule. Sodann wird ein großes Etabliffement zum Bretterjchneiden, ein 
Walzwerk und eine Porzellaufabril gebaut. 

Die Rechnung der Stabtlaffe pro 1859 beträgt in der Solleinnahme 333,889 Thlr., in 
der Sfteinnahme 301,696 Thlr.; die wirlliche Ausgabe beträgt 272,735 Iplr., demnach Beftund 
28,960 hir. Im Letzlerm find die noch zu madenden Ausgaben pro 1859 enthalten, fo daß 
ein Effectivbeftand von 6 a 7000 Thlr. verbleibt, 

Die Rechnung ber Leihanftalt pro 1859 weiſt eine Einnahme von 113,186 Thlr. 13 Sgr. 
7 Bi., eine Ausgabe von 112,457 hir, 8 Sgr. 11 Pj., mithin einen Beſtaud von 729 Thlr, 
4 Sgr. 8 Pf. nad). 

Die Rechnung der Benzenberg’shen Stiftung (Sternwarte zu Bil) pro 1859 ergiebt 
eine Einnahme von 380 ZIhlr. 2 Syr. 4 Pf., eine Ausgabe von 373 Thlr, 5 Ser. 6 Pf, 
mithin einen Beſtand von 6 Zhlr. 26 Sgr. 10 Bi., ein Refultat, das um fo günftiger zu 
nennen, als ber vorjährige Abſchluß ein Deficit von 82 Thle, 7 Sgr. 3 Pf. ergeben. hatte, 
Das aus der Stadtlaſſe vorſchußweiſe gebedt worden. 

In der Sigung des Stadtraths vom 19. Juni c. wurben die nach bem Statut ber 
Sparlaſſe aus ber Berwaltung derſelben ausjceidenden Herren: Pollig, Stein, Kiefer, Nobel, 
VW anlark, Junkersdorf, jänumtlih wiedergewählt. Der Herr Oberbürgermeifter Hammers be- 
richtete, daß der Verlauf des Grajes auf der Golzheimer Iufel 1004 Thlr. ergeben, Iu den 
Sahren 1853 und 1855 jei eine gleihe Einnahme erzielt worden, 1854 und 1856 fei der Erlös 
geringer, dagegen 1857 bis 1859 größer gewejen. Im legterm, dem vorigen Jahre, habe ber 
Betrag 1239 Thlr., alfo 235 Thlr. mehr als im biefem Jahre erreicht. Die ganze Infel if 
80 Morgen groß, von denen 66 bis 70 Morgen für ben Graswuchs cultivirt find. Nach 
Feftfegung der Bebingungen der in ber Sigung vom 12, d. Mis. beſchloſſenen Verpachtung 
des Gutes Stodtamp kam die Gmiffion der noch disponiblen 180 Stüd Stabtobligationen zur 
Berhandlung. Der Herr Oberbürgermeifler veferirte, daß vom ber leisten Auleihe bie Summe 
vor 82,000 Thlr, ausgegeben ſei und zwar zu dem biverfen Bauten ber Realſchule, der Flinger- 
ſchule ıc,, demnad noch 18,000 Thlr. übrig blieben. Es feien num noch zu zahlen 18,000 This. 
für das Gut Stodlamp und 12,000 Thlr. für das zur Schule beſtimmte Haus in der Ratinger 
Straße. Urſprünglich follten freilih bie reſervirten 18,000 Tple. für deu Werftbau in ber 
Neuftabt verwendet werben. Die Sırom»Baubehörbe habe jedoch erflärt, noch erft Tiefbauten 
machen zu wollen, barüber wlirben zwei Jahre hingehen und während diejer Zeit Ließe fih aus 
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den Erträgen ber Schlacht - und Mabiftener, fowie aus andern Ueberſchüfſen ein neuer Fonds 
von 18,000 Thlr. für ben Werftban fammeln. Die Finanzeommiſſion beantrage daher, die 
jetzt aus den Obligationen noch verfügbaren 18,000 Thlr. zur rentbaren Anfegung Nädtifcher 
Fonds zu verwenden und bie hierdurch eingehenden Gelder zur theifweifen Dedung ber 18,000 
reſp. 12,000 Thlr. für das Gut Stodlump und das neue Schulhaus zu gebrauchen. Der Ans 
trag der Finanzcommiffion wurde genehmigt. Ju ber nun folgenden geheimen Sitzung wurben 
zwei Geſuche um Ermähigung des Einzugsgeldes und ein Naturaliſationsgeſuch genehmigt. 

In der Sitzung vom 10. Juli e. beſchloß der Stabtrath, die auf Erhöhung des Schul · 
geldes abzielenden Anträge des Curatorums ber Realſchule als wicht hoch genug gegriffen 
abzulehnen; dagegen wurbe eine lärkere Echöhung in Ansfiht genommen, welche zwifchen den 
geringften uud böcften Sägen rheiniſcher Realſchulen die Mitte halten fol. Das neue Real» 
Schulgebäude, deſſen Herftellungeloften fid anf circa 32,000 Thir. belaufen, if im Inuern 
der Vollendung mabe und wirb die Ueberſiedelung der Schule dorthin noch im Lanfe dieſes 
Jahres, wahrfdeinfih im Herbſte erfolgen. In dem alten Schulgebäude beabfihtigt man, 
nachdem das neue Gebäude bezogen worden, zwei Vorbereitungs ⸗(Elementar⸗) Kafjen einzu⸗ 
richten, für welche alsdann zwei Elementarlehrer angeftellt werben ſollen. Diefe Borbereitungs- 
Hafjen find fange gewünſcht worben und bürften insbejonbere Vrivatſchulen mit ähnlicher Teu⸗ 
denz eine fühlbare Concurrenz bereiten. 


Barmen. Gleihwie in Berlin, Magdeburg, Cöln ıc, werben nun auch an verſchiedenen 
Punlten hieſiger Stadt für die Sommermonate drei Trinthallen errichtet, im denen für wenig 
Gelb koplenfaure und erfrifchende Getränte verabreicht werben. Die künſtliche Mineralwaſſer ⸗ 
und Badeanſtalt nach Dr. Struve in Cöln hatte ſich ob dieſes Unternebmens am ben Seren 
Oberbürgermeifter hierſelbſt gewandt und hat mum in fester Stadtrathsſitzung diejes gemein- 
nütige Project Annahme gefunden. 


Elberfeld. Im ber Stabtrathefigung vom 11. Juli e. wurde von’ bem anweſenden 
Herrn Daniel von ber Heidt im feiner Eigenſchaft ale früherer Vorſitzender ber ſtãdtiſchen 
Arınenverwaltung vorgetragen, daß das neue Krankenhaus, deſſen Bau am 21. November 
1856 beſchloſſen worden und wozu bon der dafür bemilligten Summe eirca 100,000 Thfr. 
91,000 Thit. erforberlidh ſeien, fo weit fertig, daß folches wohl im Herbſte tommenden Jahres 
benutzt werben loͤune; es feine daher an ber Zeit, auch an ben Bau des Irrenhaufes zu 
denken, Der Platz dazu ſei bereits beftimmt und folle baffelbe in einer Ränge von 82 Fuß, 
einer Tiefe von 52 Fuß und in zwei Stodwerten von 11 bis 11'; Fuß Höhe, jedoch fo auf- 
geführt werben, daß nörhigenfalls ein brittes Stodwert aufgefetst werben loͤnue; die Koflen 
würben bei zwei Stodwerten 17,800 Thlr. , bei drei Stodwerlen indeß circa 4000 höher fi 
flellen. Der Stabtrath beihloß ſofort, eine Anftalt von drei Stodwerten aufführen zw faffen 
und genehmigte den Ankauf des dazn beffimmten Grundftüd® zu 1000 Thfr. An Stelle des 
um feine Entlaffung eingelommenen Herrn Eduard Neviandt wurde Herr U. Piel zum Bezirls · 
vorſfieher des 8. Armenbezirtes gewählt. Herr Daniel von der Heidt wurde demnächſt zum 
Mitgliede ber Armenverwaltung und ſodann zum Borfigenden derſelben, ſowie Herr Guflav 
Schliepen zum Stellvertreter gewählt. Im Gemäfibeit des Gejeged vom 14. Mai d. J., bus 
Mädtifche Einzugsgeld betreffend, wurde ein neues Einzugegelder - Reglement genehmigt, nad 
weldern das bißherige Einzugegeld ad 25 Thlr. auf 15 Tplr. herabgelegt wirt. Zur Begnt- 
achtung Über das beftehenbe Gewerbeftenergeje in Gemäßbeit Reſcripts bes Herrn Handelt- 
Minifterd vom ber Heibt wählte der Stabtrath die Herren: A. Grimm, R. Blaf, A. Simons, 
9. Reuterspahn, G. Kefler, G. Meves und Apnocatammalt Stader, und genehmigte bie An- 
fage von Trottoirs längs bes fädtifhen Grunbftüdes am Wunderbau in der Boransfegung, 
daß die Eigentgiimer ter ober- und unterhalb liegenden Hänfer ebenfalls zur Zrottoirlegung 
übergehen. Schließlich wurde mitgetheilt, daß auch hier, wie in Düffelborf, din, Barmen 
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and andern Städten Trinkhallen errichtet werben, und zwar am neuen Markte, am Königs 
plate unb am Ende ber Königsftraße. 

In der Stabtrathefigung vom 21. Auguft kam der Berbing der Erd» und Maurer. 
Arbeiten zum Neubau ber fläbtijhen Terenanftalt zur Berhandiung. Bon fünf Submittenten 
wurde dem Herm Guft. Korff, der für die Erdarbeiten 559 Thlr. und für die DMaurerarbeiten 
8214 Thlr. gefordert umd ca. 850 Thlr. unter dem Koftenanfchlage geblieben War, der Zufchla 
ertheilt. Die Arbeiten werben ſchnell in Angriff genommen, um womöglich noch vor Eintrite 
des Winters das erfle Stocdwert bauen zu können. — Die Rechnung der Elementarſchullaſſe in 
Einnahme 14,210 Thlr. 29 Ser. 5 Pi. und im Ausgabe 14,295 Thlr. 21 Sgr. I Pf. berra- 
gend, fonah einen Vorſchuß von 84 Thlr. 21 Sur. 8 Pf. ergebend, wurde file richtig befunden 
und dem Renbanten Dedarge erteilt. Schließlich wurden 2 Niederlaffungsgefuce genehmigt 
und zwar da® des Herrn L. U. Dscar friiher aus Stolberg am Harz und das bes Herrn Carl 
Ar. Fiſcher aus Lippe» Detmold. 

Gladbach, 17. Auguft. Geftern wurde hier unfer Landrath Regierungsaffefjor Sambarth, 
ber bisher das Amt proviforiih verwaltete als definitiver Landrath eingeführt, Die Stadt 
batte feftlihes Gewand angelegt, Fahnen flatterten in Menge durch die Luft und fand bie 
Amts - Einführung unter vem Donner der Gefüge in Gegenwart der Krei® » Deputirten, ber 
Bürgermeifter des Kreifes und des Gomities im Handelstammerfaale flatt. 


Königreich Sachſen und jächfiiche Herzogthümer. 


Keipzig. In der Sigung der Stadtverorbueten vom 1. Auguft erfolgte bie Wahl cines 
Polizei ⸗Directors. Anfänglich fiellte, jih cine abſolute Majorität nicht heraus, es fielen jedoch 
von 52 Stimmen 25 auf den Gerichtsrath Dr. Wend. Bei der darauf vorgenommenen engeren 
Wahl beirug die Zahl der Stimmenden 54. Der Gerichtsrath Dr. Wend erhielt 27 Stimmen, 
ber gar nicht zur engeren Wahl geftelite Gerichts. Director Wenck aber eine Stimme, während 
die übrigen fi zwiſchen dem Stadtrath Hermedorf und Affeffor Günther ziemlich theilten. 
Das Stadtverordneten-Collegium erklärte, daß es die auf dem Gerichts-Ditector Dr. Wend ge- 
fallene Stimme als für ben Gerichtorath Dr. Wind gegeben anfehe und proffamirte demnach 
ber Vorfigende bie erfolgte Wahl des letzleren zum Polizei» Director der Stabt Leipzig. Wie 
es bei Wahlen nicht auszubleiben pflegt, fo hut auch über dieſe Wahl bie Tagespreſſe bereits 
ipre Polemil eröffnet. Diefelbe iſt indeß duch bie nachfolgende Mittheilung abgeſchnitten und 
fomit and) jedes etwaige formelle Bedenken befeitigt worden. 

Mittheilung au die Herren Stabtverordneten. 

Herr Geridterath Dr. Wend hat über feine Erwählung zum Polizeidirector fi im fol- 
gendem Schreiben an dem Stabtrath erflärt: 

„Der geehrte Stadtrath hat tie Güte gehabt, mich davon, daß ich Seiten ber Herren 
Stabtverorbneten zum Polizeidirector und Stabtrath auf Lebenszeit ermählt worben, mittelſt 
Schreibens vom 4,6. d. M. in Keuntniß zu ſetzen und gleichzeitig zur Erklärung über bie 
Annahme dieſer Wahl mich veraulaft.“ 

„So überaus ehrenvoll für mich dieſe Wahl iſt und fo ſehr ich dem Herren Stadtverord⸗ 
ueten für den durch diefelbe mir gegebenen hohen Beweis des Zutrauens mid dankbar ver. 
pflichtet fühle, jo ſehr bebauere ich, nad) vielfaher umd reifliher Erwägung aller Verhältniſſe 
mid an Annahme diefer Wahl verhindert zu fehen.“ 

"IH glanbe mid, der Ausführung der einzelnen, im biefer Beziehung bei mir maßgebend 
gewejenen Gründe enthalten zu bürfen, und erlaube mir nur einmal hervorzuheben, daß ich 
nad; meinem bisherigen Beruf vorzugsweife ber reinen Rechtspflege angehöre und bieje lieb- 
gewonnen habe, — zum andern aber zu bemerfen, daß, wenn ba® mir durch die erfolgte Wahl 
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übertragene eben fo ehrennolle al® ſchwierige Amt vor Allem einen Maun erfordert, der durch 
feine Rüdfiht auf feine Gefunbbeit behindert wirb, fi) tem Pflichten jeiner Stellung voll 
ſtäudig hinzugeben, leider mein lörperliches Befinden nicht von der Art if, um eine Verwal- 
tung bes Amtes, wie fie bie hiefige Stadtgemeinde zu beanfprucden bat und won bem bit 
herigen Director des Polizeiamtes ſeit fangen Jahren gewöhnt if, meiner Baterflabt wie mir 
felbß in Ausfiht Rellen zu lünnen,. 

.  „Inbem ic dem geehrten Stadtrath erfuche, ben Herren Stabtverorbneten bon biefer 
meiner Erklärung und meinem hiermit nochmals ausgeſprochenen aufrichtigften Daut für bie 
durch die erfolgte Wahl mir bewiejenen Gefinnungen Mitteilung zu machen, verharte ich in 
ansgezeichnetfier Hochachtung.“ 

„ Leipzig, den 7. Auguft 1860. 
„Dr. Rubolph Wend, Gerihts-Rath.“ 
Mit der Zufertigung dieſes Schreibens an die Stabtverorbneten hat der Rath das Geſuch 
um Bornahme einer auberweiten Wahl verbunden, Der Vorſteher. 


In berjelben Sitzung wurde an den Berfafjungs-Ausjhuß ein Antrag wegen Wahrung 
und Förderung ber Handels « Iutereffen, beſonders in Bezug auf die Meffen, geftellt. 
Diefer Antrag lautet: 

„In Erwägung, daß der Wohlfiand und das Gebeihen unferer Stadtgemeinde, ſowie 
das materielle Wohlergehen jedes Eimzelrten nuferer Stabtgemeinbe, ob Kaufınann, Fabrifant, 
Hausbefiger, Gewerbsmann oder Arbeiter, von ber Blithe und dem Aufihwung unferer 
Meffen, unferes Handels und unferer Induftrie unmittelbar abhängig find,“ 

„baß bie Intereffen der ganzen ſächſiſchen Induftrie und bes ſächſiſchen Handels mit 
benen Leipzigs in untrennbarem Zufammenhange und unmittelbarer Wechſelwirlung ftehen, 
und daß bie Steuerfraft der erflen Hanbelsftabt des Yandes, bie fi von ſelbſt aus deren 
Erwerböfähigkeit ergiebt, jede Frage, die fi) auf letztere bezieht, zu einer Frage der allge 
meinen Wohlfahrt flempelt,* 

„daß bei der, auf dem Naturzefeg und auf Erfahrung gegründeten Wahrheit, daß es 
feinen Stilftand gebe, und wo man nicht fortfchreitet, ein Rüdgang umausbleiblihd und 
zweifello® if,“ 

„baß bei dem ortigreiten der Communicationsmittel in umferer Zeit und ber Ans 
firengung anderer Pläge, das Geſchäft am fi zu ziehen, unfer Handel und unfere Meffen 
auf das Empfinblichfte bebroht find, und wenn wir auch jenen Erſcheinungen einer fort- 
ſchreitenden Zeit keinen Damm entgegen zu fetgen vermöchten, wir bann doch ber allgemeinen 
Strömung uns anfgliegen und mit Energie und ohme Zeitverfuft auf Mittel für bie Fef- 
baltungs» nnd Anziehungskraft unſeres Platzes Bedacht nehmen mülſſen,“ 

„daß jowohl bie Eutſtehungsgeſchichte der Leipziger Mefien, wie der geſunde Menſchen⸗ 
verfland es als eine Nothwendigleit erweifen, wie den fremden Kauflenten und Fabrilanten 
gewiſſe Eomcefftomen zu machen find, wenn fie unſerer Stadt den Vorzug ihrer Ge» 
iKäfteberüdfihtigung geben follen, wogegen bei uns noch jo manche veraltete, dem 
unliebjame Gebräuche beftehen, deren Abſchaffung eine unaufjciebbare Nothwendigleit ge 
worben,“ 

„baß jelbft bei dem beften Willen von Behörden und kaufmänmiſchen Körperſchaften, 
ſelbſt bei dem allgemeinen Einſehen deſſen, mas ber Abftellung oder des Inslebenrufens be- 
darf, es deunoch umterbleibt, jo lange wicht ein beſouderes Organ bafür geſchaffen iſt, das es 
ſich zur Pfliht reſp. zur befonderen Aufgabe macht, dafür zu wirken,“ 

mbaß ſobald ein folhes Organ befteht, am welches vorkommende Wünſche ober Bor- 
ſchlage abzugeben find, es gewiß auch am einfichtigen, fachgemäßen Anregungen und zeitge- 
mäßen Ideen micht fehlen werde, bie an baffelbe zur Prüfung gelangen werben,“ 
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„baß aber and eim ſolches Organ aus Elementen ber vielfeitigften und gritmbfichften 
Sachtennerſchaft ſowohl, wie des treneften und patriotiſchſten Bürgerfinnes zu beftehen babe,“ 
„in Erwägung aller diefer Punkte erlauben fih bie Unterzeichneten folgenden Antrag 


„Das Collegium möge an® feiner Mitte einen Ausſchuß zur Wahrung umb Förderung 
unferer Handels» und Gewerbsintereſſen, befonbers mit Bezug auf bie hiefigen Meſſen er- 
wählen und demfelben die Befugniß ertheilen, Sachverfländige, auch wenn folde nicht Mit. 
glieder des Stadtverordueten ⸗ Collegium find, je nah Bedürfniß und im wie weit es bie 
Stäbteorbuung geftattet, herbeizuziehen, um auf biefe Weile Borfchläge und Anträge zur Er. 
reihung der obengedachten Zwede an das Collegium zu bringen.“ 

& G. Dtten®. 

J. 8 Fecht. 

M. Kohner. 

Dr. Earl Heyner. 
Werd. Bieweg. 

Das Collegium beihloß, den Antrag dem Berfafjungsansfchuffe zur baldigen Bericht- 

erflattung zu überweifen und behalten wir uns ſ. 3. weitere Mittheilungen vor, 





Anhaus. 
Sur Gasbeleuchtungsfrage. — Die Gasanſtalt zu Stade 

Einen nicht unwichtigen Theil der ſtädtiſchen Verwaltung bildet bie Sorge für öffentliche 
Erleuchtung und babei wieder der Uebergang von bem älteren Einrichtungen zu ber Einführung 
von Gaslidt. i 

Auch für unfere Stabt warb biefe Frage vor mehren Jahren angeregt burch verfchiebene 
Anerbieten von Privaten, bie zur Anlegung einer Gasanftalt ſich bereit erffärten und eine bes- 
fallfige Eonceffion zu erhalten fuchten. Dadurch ſahen Magiftrat und Bürgervorſteher fich 
veranlaßt, der Sache näher zu treten. 

Wenn man auch von ben großen Annehmlichkeiten einer Gasbeleuchtung Übergeugt war, 
fo Tieß ſich doch nicht verfennen, daß mit Einführung derſelben die Ausgabe für bie Öffentliche 
Beleuchtung eine erhebliche Steigerung erleiden müfje, weil mit dem bisherigen befchränften 
Maße nicht auszureihen fein werde. Indeſſen war man bamit bald einverflanden, ba bie 
Mängel und Unzulänglichkeiten der beftehenben Delbeleuhtung, mithin die Mothwenbigteit einer 
Berbeſſerung im dieſer Beziehung, nicht geleugnet werben konnten. 

Eine zweite Frage war die: Ob die Stabt bie beabfihtigte Gasanftalt für eigene Red 
mung ſelbſt bauen und verwalten faffen wolle, oder: Ob einer Privatgeſellſchaft die Eoncefflon 
zu biefer Anlage zu ertheilen fei? 

Gegen Herftellung und Verwaltung ber zu errichtenden Gasanflalt durch die Stadt felbfi 
machten fich beſonders folgende Gründe geltend: 

1) Eine Eommune fei überall nicht berufen zu gewerblichen Unternehmungen; auch ſei es 

2) notorifdh, daß eine Kommune immer theurer baue und verwalte als Private, 

8) Sonach Mönne man nicht mit Gewißheit beſſimmen, wie bod ber Gaspreis ſich ftellen 
werbe und gehe im biefer Hinficht fiherer bei einem Contracte mit einem Privatımter- 
nehmer. 

Dem warb entgegnet: 

1) daß bie Städte erfahrungsmäßig immer mehr den Weg bes Arrangements mit Privaten 

verließen; auch 
50 
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2) wo noch eine Konceffionieumg von Privatgefellichaften geſchehe, doch im Boraus diejenigen 

Bedingungen feftgeftellt werben, unter welchen bie Communen bie Anfalten zum Gigen- 

thum erwerben lönuten. 

Wenn man 

8) auch zugeben wolle, daß die Eommunen im der Regel theurer bauten al® Private, fo 
würden erftere boch immer gemeigter fein, folibere Bauwerle berzuftellen alß letztere, und 
fei die Lieferung eines reimen Gablichtes umb bie Tüchtigkeit der Bebienung nach allen 
Seiten bin weit geficherter, wenn die Commune felbfi verwalten lafle, ala wenn das von 
einer Privatgejellihaft geſchehe. 

Berwalte bie Commune felbft, fo liege ihr nächſtes Intereſſe darin, Tuͤchtiges zu 
leiten. Erſt in zweiter Reihe fomme die Aufgabe, Gewinn zu mahen. Bei Privatgefell- 
ſchaften ſtehe die Dividende dagegen oben an, befonbers wenn ihr Eontract anf kurze Zeit 
geftellt ober wieberlänflich fei. Daher werde vom ihnen weniger folibe gebaut und Wei- 
terungen wegen ihrer Leiſtungen kämen leichter vor. Das Alles liege in ber Natur ber 
Sache und laſſe fih behaupten, ohne dem Privatgefellihaften zu nahe zu treten. Die 
Contracte mander Städte mit Privatunternehmern würfen ein Licht auf die möglichen 
zahlreichen Differenzen. Da gebe es Beflimmungen über Reinheit und Leuchtkraft bes 
Cafes, Drudverhältniffe, Bedienung u, f. w,; eim meitläufiges Controlſyſtem, gemein- 
Ihaftlihe Prüfungen, gemeinſchaftliches Beweisverfahren, Eonventionalftrafen u. berg. 

Die Ausführung aller diefer Beſtimmungen zu überwachen, erforbere große Aufmerf- 
famleit und Energie, welde, menn ſelbſt anfänglich vorhanden, doch mit ber Zeit 
erichlaffe. 

Habe dagegen bie Commune die Verwaltung im ihrer Hand und feien bie angemeffen 
Icheinenden Beftimmungen erlafjen, jo bättem ihre Beamten keinen Anreiz davon abzu- 
weichen, und Nachläffigleiten Köunten weit raſcher und unmittelbarer gerügt und abgefleflt 
werben. 

Auch die Einführung wünfhenswerther Veränderungen umd meuer Einrichtungen 
erſcheine weit gefidherter. 

Da num 
bie Anlegung und Berwaltung einer Gasanftalt für eine Stabt nicht Iebiglich als ein 
gewerblihes Unternehmen zu betrachten jei, vielmehr auch auf das Gebiet der polizeilichen 
Berwaltung hinansicreite, fo lönne auch der Einwand: daß eine Commune nicht berufen 
jei, Gewerbe zu treiben, nicht Plat greifen. 

Nah diefen Erwägungen einigten Magiftrat und Bürgervorſteher fich leicht über fol- 
genbe Grunbjäge: 

1) Die zu errictende Gasanftalt wird auf Koſten ber Stadt unb unter berem Aufſicht 
durchaus ſolide erbant, 

2) Die Gasanſtalt wird gleichfalls filr Rechnung ber Stadt, jedoch als ein jelbfiflänbiges 
Inftitut verwaltet, 

3) Der Preis des Leuchtgaſes wird nur fo hoch gefiellt vefp. in ber Höhe erhalten, daß bas 
Anlagekapital mit 4 pCt. verzinft und mit 2 pCt. amertifirt werben kann, wozu ſelbſi⸗ 
verfländiich die Koften der baulichen Erhaltung der Anlage, ber Erzeugung des Gaſes 
und ber Verwaltung der Anftalt kommen. 

4) Der Öffentlichen Erkuhtung wird ein gewifjer Rabatt zugeftanben. 


4 


— 


5 


— 


Hiernähft mußte der Ort für die Anlage ermittelt werben. 
Die Stadt Stade liegt eine Stunde von der Elbe entfernt am ber ſchiffbaren Schwinge, 
anf und meben dem legten Saudhügeln, welche gegen das Marſchlaud abdachen. Sie enthält 
etwa 800 Häufer und 7000 Einwohner. Trotz ihrer günſtigen Lage am ber Elbe fehlt ihr, 
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wegen Matigels gitter Berbinpung mit den Pinterlanbe, ber. Handelsverkehr. Dagegen ent- 
hält fie bedeutende Militairetabliffements und bie Oberbehörben ber Provinz. Als alte Feflung 
iff die Stadt nur eng gebaut, mit Wall, Graben und einigen Außenwerken verſehen. 

Beſonders biefer Teste Umſtand machte die Auffindung eines geeigneten Bauplages für 
die Gasanlaye ſchwierig. Mehre disponible Räume auferbalb der Wälle kamen in Betracht. 
Zuletzt entſchied Matt fich jedoch vorläufig für einen, ehemals mit einer Kirche beſetzt geweſenen 
Play am norböftfihen Ende der Stadt, ber an zwei Seiten von dem Wallgange begrenzt if; 
an ben beiden andern Seiten laufen kurze Straßen entlang, von denen bie eine mit einem 
großen alten Provianthauſe beſetzt if; bie andere Strafe enthält brei Häufer, von denen zwei 
file die Anftalt angelauft find nnd Dienftwohnungen für dem Verwalter, den Wertführer und 
einen ber Heiger abgeben. Neben dem vorgedachten Provianthauſe läuft der Schwingefiug 
entlang, auf dem mit ver Fluth Schiffe bis zu 50 Laflen Trächtigleit bis dicht am Die Anftalt 
fornmen lonuen. 

Nachdem ber Director der Hamburger Gaswerke, Mſtr. Churfton, dem bezeichneten 
Plage den Borzug gegeben, auch Plan und Koftenanfhlag zu der Anlage ausgearbeitet hatte, 
unterlagen biefelben noch dem Gutachten des Directors der polytechniſchen Schule zu Hannover, 
Herrn Dr. Karmarſch, welcher ih günftig darliber ausſprach und namentlich auch unter Hinweis 
auf gleiche Anlagen in anderen Städten die Bedenken entlräftete, welche in geſundheitspolizei⸗ 
licher Hinſicht gegen vie Wahl des Platyes laut geworden waren. 

Nach dieſen Borlagen ertheilte die Oberbehörde ihre Genehmigung zu bem Bau bei 
Anlage. 

Der Angriff geſchah am 7. December 1857 und warb während des Winters bie Aus 
grabumg ber Baffingenben und des Valvenhauſes (Röhrenbrunnen) beſchafft, wobei bie Rudera 
ber alten Kirche, Pfahl- und Rofiwerke, vielen Aufenthalt verurſachten. Während bes Jahres 
1858 wurden die Bafftne, Röhrenbrunnen und Gebäude aufgefühtt, bie Gafometer anfgeftellt, 
dos Röhrenneg in der Stadt mit Zubehör an Laternen de, vorgerichtet. Früh eimtretendes 
Froftwetter hemmte vielfach bie Arbeiten, fo baf die Anftaft erft Oftern 1859 in Wirkſamleit 
teten konnte, Wenn ſonach ein Zeitraum von fünf Viertefjahren auf ven Bau hingegangen, 
fo lag das einestheils in den ſchon bemerkten Berbältnifien, dann an der Enge des Bauplatzes, 
ver fein gleichzeitiges Angreifen vieler Objecte erkabte, in der Notbwenbigkeit, alle weſentlichen 
Requiſiten und mande Arbeiten von außen zu beziehen, endlich in dem allgemeinen Mamgel 
on tüchtigen Hilfsmitteln beim WBaubetriebe, den tan in großen Städten nicht kennt, 

Die Gasanflalt enthält mum auf einem allerdings beſchränkten, indeſſen bei richtiger 
Deconomie doch genügenden Raume, der fo ziemlich ein Omabrät bildet: 
Im Hintergrunde das maſſive, mit Eiſendachſtuhl und Schieferdach verjehene Retorteuhaus, 
groß 20 — 4 Fuß im Lichten. 
Rechts hervortretend das maſſive, mit hölzernem Dachfnhl und Steinpappe gedeckte Kohlen- 
haus, 29 Fuß 2304 — 70 Fuß, zugängig von der Flußſeite ber. 
Gegen das Kohleuhaus und noch meiter im deſſen Richtung hervortretend einem eben fo ge- 
baten Coalsſchuppen/ 20 — 33 Fuß, 
und enblih immer der Richtung nach vorwärts einen offenes Kallraum, Abort und Um⸗ 
fafjungsmauner. 
Gegen die andere Giebelieite des Retortenhauſes Aößt ein überbachter Naum, der Theet⸗ 
winfel, wo ſich Schomfteim (72 Fuß hoch), Condenſator, Theercifterne, Kallbereitung 
ndem. 





Faſt rechtwinkelig am biefen Raum flößt das maffive, mit Eifengefperr und Pappbadh ver⸗ 
ſehene Rebnigungapans, dert linken Flügel gegen das Refortenhans bildend, 25 — 48 Fuß. 
"Bor dem Reinigungo und dem Netortenhaufe liegen zwei Gafometerbaffins, 40 Fuß im 
Durchmeſſer, Id Fuß 5 Zoll tief, von feſten Ziegelſſeinen im Cement gemauert, auf 
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2 Fuß hoch fettem Thon fundirt und eben fo umſchlagen mit ben entfprehenben Gas- 


baltern. 

Bor beiden Baffins ber Röprenbrunnen, 22 Fuß tief, und eben fo gearbeitet wie bie Balfins: 
hinter biefen das Regulatorhäuschen. 

Somit umfhließen die Gebäude den Platz zu etwa brei Fünftel, und zwei Fünftel finb 
buch Mauerwerk und Eifengitter eingehegt. Im Innern bleibt ein Hofraum von 51 — 63 Fuß 
frei, ber einen 50 Fuß tiefen Brunnen enthält. 

Das Retortenhaus hat 4 Defen & 5 Retorten, zur Zeit jebod nur mit 13 Metorten be» 
fett; daneben eine Schmiebe. 

Das Reinigungshans befigt 2 Scrubber und 3 Neinigungslaften; bazu eine Schloſſer⸗ 
werfftatt und Uhrkammer. Die Hauptubr bat 2000 Cubilfuß Durdlaß pro Stunde, 

Das Werk hat, nad der Belegenheit des Platzes, gar feine fogen. tobten Röhren. Tas 
Hauptröhrenſyſtem in den Straßen ber Stabt hält 21,201 engl. Fuß Länge von 7 Zoll bis 
2 Zoll Weite. 

Deffentliche Laternen giebt es 156. 

Privatleitungen zur Zeit 184 mit etwa 1000 Flammen. 

Sämmtlihe Apparate find aus England bezogen worden; ebenfalls alle Röhren zu bem 
Leitungen. 

Die gußeifernen Röhren flellten fih bier am Plage incl. 1 The. Zoll auf 3 The, 
6 gGr. 2 Bi. pro 100 Pip. 

Außerdem lieferte bie Uctiengefelihaft zu Barel die Dachgeiperre, Cifenfenfter und 
Montirungen des Gafometerbaffins, die Eifengießerei zu Oldenburg bie Montirung der Retorten- 
betten und Retorten, Gifengitter, bie Laternen ꝛc.; die bieflge Gifengieferei die Ganbelaber, 
Stügen, Waflertopfihlüffe zc. ꝛc. 

Die Einrichtungen in ben Privathäufern find befonders angeflellten Gaffittern über- 
laffen gemwejen, jedoch liefert die Anftalt die Gasmefjer in Kauf oder Miethe. 

In den Gefammtloflen der Anlage auch zugleich eine Ueberſicht ber Einzelloſten zu geben, 
ift hier nicht thunlich. Imbefjen bieten doch die Haupttubrilen ſchon einen guten Anhaltepuntt, 
Dieſe find: 


1) Erdarbeiten, Pflafterung und Arbeitögeräthe . » » . » 2,628 Thlr. 11 g®r. 2 Bf. 
2) Daurerarbeit und Material . © 2 2 02 0 m 0. 10,676 „ 12 „ 20, 
3) Holz, Nägel, Zimmerlopn, Dachung uud fonftige Arbeiten 

au den RE 50 N „ 8 8, 
4) Gasapparate mit dem bazu gehörigen Röprenfofem, Ab- 

BER SE: Es Se Hua a ea ar a acc 12,648 „ 4. 5. 
5) Eifengitter und Thore - - 2 2 0 0 0 nn en 2 „ DB nn 5. 
6) Hauptröhren und Legung berfelben. . - » 2... 4155 „ 2 „ 5„ 
7) Servisröhren, Werkzeuge, Eanbelaber, Stüßen, Laternen 3,602 „ 7 u 5. 
8 Juſtruirung und Führung bed Baues, Ingenieur x. .„ 2,338 „ 21 „ 2 „ 

‚o20 Thlr. 3 g6r. 6 

9) Dazu noch für fpätere Ergänzungen . - 2»... 1386 „ 4. 1, 
10) Kaufpreis ber beiden Dienfihäufer - » » 2» 420 u — — 
11) Ausbau derfelben . » » 2 2 00. a. a 619 „ 15 „ 10 „ 


— Anlageloſten ſind durch eine vierprocentige Anleihe Bei ber Sieflgen Share 

Das Bebienungsperjonal ber Anftalt befieht aus einem Verwalter bei 500 Thlr. Schalt, 
freier Wohnung, Licht und Feuerung; einem Werkführer bei 400 Thlr.; zwei Heizern 
& 240 Thlr., drei Laternenwärtern & 75 Tplr. und ben nöthigen Tagelöhnern, je nad) Bedarf. 
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Der Berwalter hat die Gefammtleitung ber ganzen Anftalt, bie Beſchaffung der Materiaf- 
Bebürfnifie, die Berwertfung des Gaſes und der Nebenprodukte, die Buch⸗ und Raffenfüprung 
auch Rehnungsfiellung. 
Der Werkführer hat die Leitung und Beauffigtigung des techniſchen Betriebes, bie Zu 
flandhaltung des Werkes, die Revifion und Reparatur ber Gasmeffer zu beforgen. 
Die Brennftunden der Öffentlichen Latermen betragen jäprlih 1100. Die Brenner ver- 
zehren pro Stunde 5 Eubilfuß hamburgiſch. 
Für eine öffentliche Laterne werden pro Jahr 8 Thlr. 13 g®r. vergütet. 
Brivate zahlen pro 1000 Eubilfuß hamburg. 2‘, hr. 
Der Drud im Röhrenfyfiem ift bei voller Erleuchtung eilf zehntel Zoll engl. 
Es werben nur engliſche Steinfohlen (Pelte -maine) verarbeitet. Lihtflärte, Gewicht 
und chemiſche Beihaflenheit des Gaſes genau anzugeben, if zur Zeit noch nicht tpunfich, weiy 
verſchiedene Umſtände noch nicht erlaubt haben, die zum wiffenfchaftlichen Betriebe erforberfichen 
Apparate herzuftellen und bie nöthigen Beobachtungen zu machen. 
Einftweilen muß der Verwaltung die völlige Zufriebenheit des Publikums mit ihren 
Leitungen genügen. 
gene hindernden Umflände find folgende: 
Als nah fünfvierteljähriger Bauzeit um Oftern 1859 zuerſt Gas abgegeben werben 
fonnte, war dies nur möglich geweſen unter Zurüdjegung vieler Nebenſachen, mit beren Be- 
ſchaffung, fowie mit der Herflellung neuer Ableitungen ber Sommer und Herbſt vergingen. 
Dann nahmen die Vorkehrungen für den Winter und die bis gegen 28,000 Eubilfuß täglich 
gefteigerte Production die Kräfte in Anſpruch, bis am 22, December v. I. bie Anftalt ein 
beſonderes Unglüd traf. 
Es war in jener Nacht, durch einen nicht ganz aufgellärten Umftand, durch das Spert- 
waffer eines Reinigungslaftens Gas entwichen und hatte fih im bem wegen firengen Froſtes 
mehre Tage dicht verfchloffen gehaltenen Reinigungshanfe verteilt. Auf bie Anzeige des 
Hülfsarbeitere, daß Gas entweihe, geht in unbedachtſamem Dienfteifer der Heizer ſelbſt fort, 
um ben ganz in ber Nähe wohnenven Werlführer zu ruſen. Im biejer Zeit ftedt der Hülfe- 
arbeiter eine Laterne an, weil er einige Tage zuvor dem Werkführer auf gleiche Weiſe an einer 
Stelle im Reinigungshaufe, bie von der Außenbeleudhtung nicht genügend getroffen wird, hat 
leuchten müffen; und nachdem dies geſchehen, treibt ihm die Nengier in das Reinigungehans, 
um zu fehen wa® vorgeht und überhaupt wohl in dem Glauben, das Verbot, mit Licht in das 
Reinigungehaus zu gehen, treffe micht eine verfehloffene Laterne. 
Eine allgemeine Entzändung des in dem Haufe gebildeten Knallgaſes war bie ummittel- 
bare Folge, wodurch das Dad; des Gebäudes abgeworſen wurbe und bie Mauern mehrentheils 
bis an, und theilweife ſelbſt bis unter bie Fenfterbrüftungen übergeftürzt wurden. 
Der Mann, fowie ein zweiter Hülfsarbeiter, der ihm gefolgt wur, erhielten keine gefähr- 
liche Verletzungen; andy alle Apparate im bem Haufe waren unverfehrt geblieben, fo baß bei 
gleichzeitig eingetretenem und bauerndem Thauwetter ber Betrieb hätte fortgeſetzt werben lönnen, 
wenn nicht der eine Gufometer durch ein Mauerftüd ſtark beſchädigt, der andere Gafometer 
buch das nach ber plöglichen Berbünnung der äußeren Luftſchichten heftig nach oben bräugenbe 
Gas etwas in ber Haube aufgefprengt worden wäre, 
Nach ſechs Wochen war der Schaben fo weit hergeflellt, daß ber Betrieb wieder hätte 
aufgenommen werben Können; — indeſſen verurfachten polizeilihe Maßnahmen für die fermere 
Sicherheit annody einen Anfhalt von brei Wochen, 
Die Möglichkeit der Wiederlehr eines folhen Ereigniſſes iſt durch Vorrichtung einer 

arten Bentilation im Reinigungspaufe befeitigt; auch ift gleichzeitig für bie Uhrlammer umb 
das Regulatorhaus eine Amen beleuchtung eingerichtet, wm and hier bei etwa möglichen 
Gabentweichungen gefichert zu fein, 
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Der Schaden berechnet fich für die Anſtalt auf pptr. 1200 Thlr. und eine Minberpro- 
duetion von pptr. 1’, Million Eubitfuß Gas. 

Die durch das hieſige Klima bei Froſtwetter ohnehin gebotene küuſtliche Erwärmung der 
Baſſins, ſowie die Harte Ventifation im Reinigungshaufe machen die Anlegung einer Dampf- 
heizung nothwendig, woran jest gearbeitet wird. 

Dabei hat bie Frage nach ber Anlegung eines Erhauftors nicht umgangen werben Können. 

Beil indefjen noch nicht genügende Erfahrungen vorliegen, tie groß ber Umfang einer 
Gasanſtalt fein müffe, um die desfallſigen Herftellungs- umb Bedienungsfoften tragen zu können, 
fo mußte es rathſam erfcheinen, einfiweilen nur den Dampfkeflel von ber Größe zu nehmen, 
baß er für bem etwaigen künftigen Betrieb eines Erhauflors ausreichend fei; — bie wirkliche 
Anlegung des Erhauſtors dagegen der Zulunft zu überlaffen, 

Ungeachtet der vorgefallenen neummöcentlichen Betriebsförung im der beſten Abgangsgeit 
bes Gaſes, gemährt doch bie Rechnung der Anftalt von 1859 bis ultimo Junius 1860 eim 
zufriebenftelendes Refultat. 

Die Verwaltungs» und Probuctionsloften, vier x Procent Binfen und zwei Procent 
Amortifation laſſen fich deden, daneben bleibt ein Ueberſchuß von einigen hundert Thalern. 

Die Gefammtprobuction jene® Zeitraumes hat betragen 3,415,250 Eubilfuß Gas hannov. 
Aus dem Pfunde Kohlen find gewonnen 5,0, Eubilfuß hanuco. Der Verluſt ſtellt fih auf 
pptr. 16 pCt. Lebterer barf bei einer neuen Anftalt, wo immer noch erfi Mängel abzuhelfen 
find, wo durch nene Anlagen befländig Gas verloren geht und in Rückſicht auf den Berkuft 
dutch die Erplofion als durchaus mäßig betrachtet werben. 

Mit dem Vorftehenden hoffe ih. einen Beitrag zur Beurtheilung einer Frage gegeben 
zu haben, bie für manche ftäbtifche Gemeinwefen nicht ohme Wichtigkeit ift und bin zur Beant- 
mwortung jpecieller Nachfragen ferner gern beveit. 

Stabe, im Juli 1860, e 

W. 9. Jobelmann, 
Verwalter der ſtädt. Gasauſtalt. 





IV. 
fiteratur. 


Statiftifhe Nachrichten für den Regierunasbezirk Frauffurt. Nach amtlichen Aufnahmen 
herausgegeben von C. Zitelmann, Reg.- Rath. In Commiſſion der Hofbuhbruderei 
von Trowitzſch und Sohn, Frankfurt a /O. 1860. 


Um die vielfachen ſtatiſtiſchen Erhebungen, welche nach den beſtehenden Vorſchriften theils 
jährlich, theils alle drei Jahre erfolgen, auch weiterem Kreiſen zugänglich zu machen, hat das 
Königl, Minifterium des Innern mittelft Eircular » Mefcripts vom 11. December vor. Jahres 
bet Regierungen empfohlen, zur Publication ber ihren Berwaltungsbezirt betreffenden ſtatiſti- 
hen Nachrichten Berlaffung zu geben. 

Es bildet dieſe Anorbnung einen weiteren Schritt auf ber Bahn derjenigen Maak- 
uahmen, welde wegen Veröffentlichung der Jahresberichte der Mogifträte und ber ſtatiſtiſchen 
Kreis» Ueberfichten bereits früher getroffen find, 

Demgemäß bat der Herausgeber übernommen, bie für dem Regierumgsbezirt Frankfurt 
vorhandenen Erhebungen zufammenzuftellen. 

Indem zuoörberft die auf die Bevdlternngs-Berhältniffe bezüglichen Aufnah⸗ 
men publicirt werben, liegt es im ber Abfiht, auf biefem Wege weiter fortzufchreiten nnd bie 
einzelnen Zweige der Statiftif des Regierungsbezirts nach unb nach zu bearbeiten, 
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Bern auf diefe Weile ber vorhaubene Stoff nad feinen verſchiedenen Richtungen 
Seiten behandelt ift, erſcheint es angängig, eine Ratiftiide Gejammtbefhreibung des Regieru —* 
Bezirke zu fiefern, welche bie auf den einzelnen Gebieten gewonnenen Ergebniffe zu Port 
febendigen, in ſich verbundenen Ganzen zufammenfaßt und ein vollfländiges und Überfichtt nem 
Gefjammtbild des Laudes und feiner Bewohner gewährt, iches 

Das vorliegende Heft enthält eine Statiſtik ber Bevöllerung des Me h 
Frankfurt, Es ift demnach die erwähnte Bevöllerung als ein ale —— 
ganze aufgefaßt und als ſolches nach ben verſchiedenen Seiten und Fumctionen feines — 
in allgemeinen Umriſſen gezeichnet und in großen Durchſchnittswerthen abgefchägt. 

Der gegenwärtige Stand ber Bevölkerung nad Geſchlecht, Alter, Nationalität und Re 
ligion, — ie allmäliges Anwachſen — ihre Bewegung in Geburten, Ehen und Tobesfällen F 
ihre räumliche und berufsmäßige Vertheilung nah Wohnplätzen und Nahrungszweigen — — 
endlich ihre Eintommens- und Vermögensverhältniſſe bilden bie Hauptmiomente dieſer Dar- 
ſtellung. 

Wenn jedoch ber gegenwärtige Zuſtaud ber Bevölkerung in feiner eigentlichen Bedeutung 
nur im Zuſammenhang mit ber Vergangenheit erkannt werben kann, jo erjchien es nöthig, bei 
allen wichtigeren Punkten vergleihende Rüdblide anzuftellen und auf biefe Weife den Ent- 
widelnugsgang der Benällerung darzulegen. 


Die Hauptrefultate der Unterfuhung find in einer Geſammtüberſicht zufammengefaßt, 
weiche wir bier mittheilen. 
1. Des Megierungsbezick Frankjurt hatte gegen Ende 1858 737,659 Eimmwohner. Die. 
jelben bildeten 5,2, Procent der Bevöllerung des Preußiichen Staates, | 
In den 42 Jahren von 1816 bis 1858 beirug die Gefammtvermehrung ber Bevölkerung 
364,906 Einwohner, d. 5. 63,51 Procent, und ber breijäßrige Zumahs im Duchfchnitt 
3,5 Brocent. 
Den Hauptfactor der Bollsvermehrung bildete der Ueberſchuß der Geborenen über bie 
Geftorbenen. 
2. Ein- umb ausgewandert find in ben Jahren 1862 bie 1858 9279 Perfonen, und 
zwar eingewanbert 352 und ausgewandert 8927, 
8. Die männliche Bevölkerung verhielt ſich zur weiblichen wie 100 zu 103; nad ben 
Altersftufen bildeten: 
bie Kinder bis zum vollendeten 14. Jahre » “0 0 0 0. BA, Prochnt, 
„ Berjonen vom 15. bis vollendeten 60. Jahre » » x. . Ba „ 
„ Über Schszigjährigen . a ———— 6 
Außerdem: 
die Männer zwiſchen 30 und 60 Jahren, als die Haupterwerber 
Du DEE 35 are ne 16, ;: r 
4. Bon den über 19jährigen Frauen waren 6l,os Procemt verheirathet; auf bie 
Familie kamen 4,0, Perſouen und auf eine Ehe 2,,, Kinder; eine Ehe kam auf 5,, Ein- 
wohner; dagegen im Jahre 1816 auf 5,. Einmwohuer. 
Die Anzahl der Ehen hat fi) daher im Berhältniß zur Bevöllerung vermindert. Eben- 
bafjelbe ift bei den neugeidloffenen Ehen ber Fall, da im Jahre 1816 eine ſolche auf 87, im 
Jahre 1858 dagegen erfi auf 115 Einwohner kam. 
Unter 25 Einwohnern befand ſich ein meugeborenes Kind. Im den Zahlungsjahren von 
1816 bis 1858 wurben bie meiften Kinber geboren im Jahre 1819 — eine Geburt auf 
24,10 Einwohner —, und bie wenigften im Jahre 1855, nämlich eine Geburt auf 28,2: Ein⸗ 


wohner, 


748 


Bon fämmtlihen Geburten waren durchſchnittlich SL, ;„ Procent Knaben und 48, ;s Procent 
Mädchen. Unter neun Geburten war eine uneheliche. 

5. Ein Todesfall am auf 40, Einwohner; von allen Geftorbenen ftarben an Krant- 
heit 82,73 Procent. 

Die mittlere Lebensdauer betrug 1855 nah Aurüdlegung bes erſten Lebensjahres 
40 Jahre. 

6. Bon den Militairdienfipflitigen waren unter 5 Fuß Größe 7,36 Procent — ganz 
unbrauchbar 1,,, Procent — zum Belbbienft unfähig 1,:, Procent — und zeitig unfähig 
85,30 Procent. Unter 420 Einwohnern war ein Tanber, unter 2285 ein Blinder umb unter 
1184 ein Irrer. 

7. Den Hauptiheil der Bevöllerung bildeten die Deutſchen mit 91,5; Procent, während 
der Reft ſich auf die Wenden mit 7, ,, und bie Juben mit O,,, Procent vertheilte. 

8. Der überwiegende Theil der Bevöllerung gehörte der evangeliſchen Konfeiflon mit 
97,01 Procent an; Katholilen waren 1,., Procent. 

9, Auf der Ouabratmeile lebten durchſchnittlich 2066 Einwohner; am bichteften bevöllert 
war ber Kreis Lebus einfhließlih Frankfurt mit 4004 Einwohnern auf die QDuabratmeile, wäh- 
rend auf demjelben Raum im Kreife Lübben nur 1694 Einwohner fi befanden. 

Bon den 16 Kreifen hatte dem größten Antheil an der Bevöllerung ber Kreis Lebus 
mit 12 Procent und ben geringften ber Kreis Spremberg mit 1, Procent. 

Auf einer Duabratmeile befanden ſich 9,0; Wohnpläge; eine Stabt kommt im Durd- 
ſchnitt auf 6,23 Quabratmeilen. In den Stäbten lebten 29, .. umb auf dem Lande 70,,. Procent 
der Bevöllerung. 

Auf einer Ouabratmeile befanden ſich durchſchnittlich ea. 2 Kirchen, 3 Schulhänfer und 
801 Privatwohnhäufer; in einem folden lebten durchſchnittlich 8 Civileinwohner. 

10. Der erwerbende Theil der Bevölkerung bildete 45, ,» Procent der Gejammt- 


Bevölkerung. 

Bon bemfelben gehörten an: in Procenten ber 
Gejammtbevöllerung. 

1) dem Landbau . - x 2 2... u a 14, ur 

2) den Handwerkern, mechaniſchen Künfern und ben rigen 

Anftalten ae a a . eo. 6, 22 

3) den Babriten . . ee a an rd 11, 

4) dem Hanbel und Berker eo ee En 4 LI, 


5) dem übrigen Berufsllaffen und Beſchäftigungen... 12, :;. 
11. Nach den Einkommens» und Bermögens-Berhältnifien umfaßte von der Gefammt- 
Bevötlerung : 
die einlommenftenerpflihtige Benällerung . . . O,:0 Brocent, 
die Mafjenftenerpflichtige Bevöllrung . » . .» 92,70 Procent, 
die umbeflenerte Bevöllertung - » » 2... 6,5 BProcent. 
Bou ber Hafjenfteuerpflichtigen Bevöllerung — an: 


der 1. Sanptllafle - - » - » . .. . 85,,3 Procent, 
der 2. Sauptllafle - © - 2 2 rn ne. 12,2. Procent, 
ber 3, Hauptllaffe en ten 2,08 Procent. 


Drud der Hofbugpruderel von Trowipfeh u. Sohn in Branffurt a. d. O. 


Monatstchrift 


für 


Deutſch e 8 
Städte: und Gemeindeweſen. 


Unter Beirath mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 


A. Piper, 
Dberbürgermeifter ber Stadt Frankfurt a. d. O., Mitglied des Preuß. Herrenhauſes, Mitglied 
bes Bereins für Gefhichte der Mark Brandenburg, 


Unter Berantwortfichkeit der Verleger. 








Heft X. Jahrgang VI. October 1860, 





Ueber die Wohnungen der gewerblichen Arbeiter 
im Megierungsdbezirt Arnsberg. 


Um ben Ortsbehörben und dem Publikum von neuem bie wichtige Wohnungs: 
frage befonders in Bezug auf bie Heinen Leute an das Herz zu legen und zu 
deren Löſung namentlich für die gewerblichen Stäbte, wo eine Abhülfe vor Alfem 
noth thut, beizutragen, bat ber — Jacobi die Wohnungsverhältniſſe 
der Arbeiter im Regierungsbezirk Arnsberg in einem auf unmittelbarer Anſchauung 
und eingehender Sachkenntniß beruhenden längeren Aufſatz geſchildert. 

Wir entnehmen demſelben die folgenden Hauptergebniſſe mit dem Bemerken, 
daß der erwähnte Aufſatz in der Zeittchrift für erafte Forſchung auf dem Ge- 
biete der Sanitätspolizei enthalten ift. 

Während die aus älterer Zeit herſtammenden Arbeitsftätten in biefigen Ge- 
genden, ebenfowohl der Fabrifen wie der Handwerke, gleihjam lichtſcheu fich in 
die Dunkelheit verſtecken, zum Theil felbit Fellerartig in bie Erde hinabkriechen 
und durh Enge und Dumpfheit fich unvortheilhaft auszeichnen; während 'die 
alten Fabriken, welche fi nach und nach zu einem größeren Umfange ausgevehnt 
haben, treppauf, treppab, von Stockwerk zu Stodwerf, von Haus zu Haus ges 
Hettert find, bier den einen Raum, da ben anderen angeflebt haben und 
in einem fo feltfamen Gewirre der Zimmer fich über Gänge, Flur und Höfe 
verzweigen und ſelbſt wohl thurmartig emporfteigen, daß der Faden ber Artabne 
nöthig erfcheint, um fich durch ein folches Labyrinth zurecht zu finden, — bilben 
bei neuen Gewerbeanlagen Licht und Luft und planvolle Anordnung bie erften 
Bedingungen, und die Induftrie, welche früher mit befcheidenen Hütten fich be- 
gnügen Tieß, wohnt jet nicht felten in ftolzen Hallen und Paläften. 

Wir freuen uns dieſer Wandelung aufrichtig. Einmal im Interefje des 

Gewerbebetriebes feldft, welcher aus der Helle und Bequemlichkeit der von ihm 
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benutzten Räume wefentliche Vortheile zieht; dann — und das tft der Gefichts- 
punkt unferer gegenwärtigen Betrachtung — vorzugsweife um der Arbeiter willen, 
welche doch die Hälfte ihres Lebens in der Werfftatt zubringen. Es verbeſſert 
die Wohnungen der Arbeiter, wer die Arbeitsftätte verbeſſert. In dieſer Hinficht 
hat die Regierung felbft einen tief: eindringenden Anftop gegeben. Ihr Gebot 
bat die abjcheulichen Nadelfchleifhöhlen umgeftaltet und dieſer immerhin bebenf- 
lichen Arbeit wenigftens einen an fich zuträglichen Anfenthaltsort und wejentliche 
Schutzvorlehrungen verfchafft; fie vertrieb durch fürforglihe Anordnungen Die 
giftigen Dämpfe aus den Beizlellern der Bronze: Habrifen; fie fuchte den Ur- 
beiter nach Möglichkeit vor den Gefahren der umgebenden Mafchinen zu ſichern; 
fie prüft fortwährend die neuen Fabrifanlagen in gefundheitspolizeilicher Hinficht 
und verhütet dabei durch Math und Vorficht fo manche Uebeljtände; fie läßt bie 
bauliche und technifche Einrichtung der Fabrifen ſowohl gelegentlih durch die ver- 
fchiedenen, hierzu berufenen Behörden, als and ganz befonders noch durch den 

Fabrik-Infpektor, zunächit im Intereffe der jugendlichen Arbeiter, dann aber auch 

aller Arbeiter überhaupt, forgjam überwachen. 

Diefer obrigfeitliche Anſtoß hat unverkennbar dazu beigetragen, die Stimmung 
ber Fabrifunternehmer für die Berüdfichtigung diefes Bedürfniſſes allgemeiner 
anzuregen, und es darf anerfannt werden, daß fie im Allgemeinen fich jet mit 
bereiter Willigfeit die Aufgabe jtellen, ihren Arbeitern geſunde Werkftätten dar— 
zubteten. 

Wichtiger ift jedoch für den, welher das Wohl ver unteren Volksſchichten 
mit Theilnabme verfolgt und fich vergegenwärtigt, daß eine Hauptquelle der leib- 
lichen, fittlichen und wirthfchaftlichen Zerrüttung derſelben in dem Haufe und 
feinen vier Pfählen zu furchen tft, die Frage, wie die eigentlichen Wohnungen ber 
Arbeiter befchaffen find. Zur Beantwortung dieſer Frage foll nachſtehend ein 
Beitrag geliefert werben, der ſich übrigens auf die Arbeiter des eigentlichen Ge— 
werbeſtandes bejchränfen wird. 

Werfen wir behufs näherer Beurtheilung ber vorhandenen Zuftände zuvör— 
berjt einen vergleichenden Blid auf das Verhältniß zwifchen ver Zahl ber Be— 
a und der Wohnhäufer im Allgemeinen, fo ergeben fich folgende Re— 
ultate: 

Die Zahl der Bewohner eines Haufes hat fih während der 39 Jahre von 

1819 bis 1858 im Durchjchnitt des ganzen Regierungsbezivts von 7 auf 8, auf 

bem Sande in gleihbem Maaße, in den Städten aber von 7 auf 10 vermehrt. 

Die neuefte Verhältnißzahl ift niedriger, als diejenige des ganzen Staats, welche 

fih durchfchnittlich in jedem Wohnhanfe von Stadt und Land auf 8,44 Perfonen 

und für die Städte befonders auf 11,44. Perfonen ftellt; wobei zu beinerfen, baf 

unsre Nachrichten von der ganzen Monarchie fich zwar nur auf das Jahr 1805 

beziehen, indejjen, da feitdem die Wohnungszuftände fich nicht erheblich geändert 

haben werben, auch wohl die Gegenwart im Großen und Ganzen noch richtig 

abfpiegeli. | . 

Der Durchſchnitt unfers Regierungsbezirks, in die einzelnen Kreife zerlegt, 

Tiefert freilich wefentlih andere Reſultate. 

In denjenigen reifen, deren Benöfferung nur eine geringere ober mittlere 
unahme zeigt, haben ſich die Wohnhäuſer in gleichem oder felbft in höherem 
taafe vermehrt, und es fällt dort nur dieſelbe oder fogar eine geringere Zahl 

von Perfenen auf 1 Wohnhaus. — Es find dies die Kreiſe Arnsberg, Brilon, 

Lippftadt, Miefchede, Olpe, Siegen, Wittgenftein, — im Wejentlichen derjenige 
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Theil des Regierungsbezirks, im welchem bie — — und induſtriellen Ent- 
widelungen der neueſten Zeit noch eine vergleichweife geringere Rolle geſpielt 
haben. In feinem dieſer Kreiſe fommen mehr al8 8 Perfonen auf ein Wohn- 
hans, in den meiften nur 7. Auch Soeſt dürfen wir hier anreihen, da, obwohl 
die Vermehrung der Häuſer dafelbft bedeutend gegen Das Steigen der Einwoh- 
nerzahl zurücgeblieben ift, dennoch in diefem mäßig bevöllerten Kreife auch jett 
nur 7 Menfhen auf 1 Dans gezählt werben. 

Sehr abweichend hiervon find die Verhältniſſe in den Kreiſen Bodum, 
Dortmund, Hagen, Iferlohn, Hamm. Hier hat fich der Durchfchnitt der Ein- 
wohnerzahl eines Haufes jehr ſtark und jver in 3 Streifen auf 10, im Sreife 
Hagen fogar auf 11 Menfchen gehoben. Im Kreife Hamm ift die Vermehrun 
der Hänferzahl ſchwächer als irgendwo gewefen, nämlich nur 9 pCt. und deßhalb 
iſt ungeachtet des mäßigen Auwachſens der Benölferung doch bie Kopfzahl eines 
Hanfes von 5 auf 8 geftiegen. 

Im Kreiſe Altena, wo fein Bergbau umgeht, und die volfere Entwicelung der 
gewerblichen Zuftände auf die fertige Eifenbahn wartet, finden wir nur eine Ver: 
mehrung der Durchſchnittszahl von 7 auf 8. 

Aehnliche Unterichiede bejtehen zwifchen den einzelnen Städten der verfchie- 
denen Gegenden, von denen in obiger Weberficht 17 befonders aufgeführt find. 
In den gewerblich ſtark fortgefchrittenen Orten hat ſich die Durchſchnittszahl 
erheblich gejteigert; in Yübenjcheid von 7 auf 12, in Bochum von 6 auf 13, in 
Dortmund von 5 auf 14, in Hörde von 6 auf 16, in Hagen von 9 auf 16. 
Anderſeits iſt diefelbe in Dipe auf 7 jrehen geblieben, und in Soeft nur bes- 
halb von 7 auf 8 gewachjen, weil die Zahl der Häufer fogar abjolut abge- 
nommen bat. 

Freilich Hat ein Schluß von der bloßen Zahl der Häufer auf die Dichtigfeit 
deren Bewohner und daher die räumliche Zulänglichkeit ver Wohnungen das jehr 
Mipliche, daß hierbei ein entfcheidender Faltor unbefannt und unberüdfichtigt 
bleibt, nämlich die Größe der Häuſer. Welch’ ein Gegenfag zwifchen dem auf 
1 bis 2 Familien berechneten niedrigen Hütten Heiner Orte und den für eine 
Scaar von Familien aufgethürmten Paläjten großer Städte! Die Verjchieden- 
heit ver Größe unterfcheidet überhaupt die Bauten neuefter und früherer Zeit. 
So werben die Bewohner des zum großen Theil nengebauten Arnsberg, wojelbit 
11 Berfonen auf ein Haus fommen, durchjchnittlich bequemer wohnen, als bie 
Einwohner von Altena, wo auf die meift alten umd Heinen Gebäude durchſchnitt— 
ih nur 8 Perfonen fallen. 

Doch bei alfer Rückſichtnahme auf den größeren Umfang eines Theile 
ber neugebauten Häuſer wird man immerhin nicht verabreden können, daß in 

en wie: 
Altena, wo bie Zahl dagegen bie Zahl 


der Einwohner um 79 pGt., der Häuſer nur um 10 pCt. 
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neftiegen ift, die Bevölkerung der Häufer durchſchnittlich ſich erheblich vermehrt, 
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und dadurch die Wohnungsfrage fich erheblich verfchlechtert hat, ja bier und ba 
eine unfeivliche VBerfümmerung der Wohnungsnothourft eingetreten ift. 

Wir wollen abjehen von den Bretterbuden, in welchen die umberziehende 
Arbeiterbevölferung, etwa die Ziegelarbeiter, fich felbft einpferchen; Familienbett— 
itelle neben Familienbettſtelle, nicht einmal durch einen Verſchlag getrennt, nicht 
bejfer, als die Hütten, in welchen die Zigeuner ihr Neft bauen, — Erſcheinungen, 
welche in unferm polizeifeligen Zeitalter uns den Auffchrei abnöthigen: „alfo 
doch noch nicht Polizei genug!” Aber auch die figende Arbeiterbewölferung muß 
fich vielfach auf's Kümmerlichſte befchränfen und für wahre Winfel und Höhlen 
ungeheuere Miethspreife zahlen. 

Bor diefer Wahrnehmung dürften Hauptfächlih Diejenigen ihr Auge nicht 
verjchließen, welche vorzugsweife dem reifenden Zumwachje der Bevöfferung in 
den Bergbau» und Fabrik-Revieren Anſtoß und Nahrung geben, nämlich die 
großen Arbeitgeber, und wir fünnen mancherlei darüber berichten, wie fie bemüht 
gewefen find, dem Bebürfniffe nach neuen Wohnungen abzubelfen. 

Bor allem fei hier die Lüdenſcheider Aftien- Bau - Gefellfchaft genannt, die 
aus dem Schooße der dortigen Birgerfchaft hervorging. Die Gefellichaft wurde 
unterm 21. November 1853 Landesherrlich bejtätigt. Jede Aktie beträgt 50 Thlr.; 
das Aftien- Kapital foll 15,000 Thlr. nicht überfteigen. Das Statut befchränft 
bie Höhe des Miethszinfes auf 6 pCt. des Anlage-Kapitals; den Gewinn der 
Aktien auf 4 pEt. Ein ſolches befonderes Zeugniß der Wohlthätigfeit war u. E. nicht 
erforderlich, um dem Unternehmen den Charakter vollfter Gemeinnügigfeit zu 
verleihen. Die Wirkfamfeit der Gefellfehaft begann damit, in zwei an einander 
ftoßenden, doch felbititändigen, zweiftödigen Gebäuden 16 Familien Wohnungen 
auszuführen, deren jede aus 2, zufammen 260 O.-F. großen Zimmern, einer 
Borflur mit Wafferftein, 1 gewölbten Keller mit Ziegenftall, Bodenraum nebjt 
Gärtchen von 20 D.Nuthen bejteht, durchſchnittlich 500 Thlr. gefoftet hat und 
für 32 Thlr. vermiethet wurde. Damit die Einrichtung nicht in den Charakter 
einer Kaferne ausarte, find je 4 Wohnungen, 2 unten, 2 oben, durch eine Wand 
gefchieden und bilden eine felbitftändige Hausabtheilung. Der Wohnungsraum 
iſt leider gar fehr auf das geringfte Maaß des Bebürfniffes bejchränft worben; 
e8 wäre ein brittes Zimmer gewiß nicht über bejcheivene Anfprüche auf eine ge 
wiffe Behaglichkeit und Zwecmäßigfeit des häuslichen Dafeins hinausgegangen, 
felbft aus Geſundheits-Rückſichten ſehr erwünſcht geweien, und eine entjprechende 
Steigerung des Miethzinfes dagegen nicht ins Gewicht gefallen. Ebenſo wenig 
ift e8 zu rühmen, daß der Ziegenjtall nach fchlechter Gewohnheit, der Erfparniß 
halber, in den Keller eingezwängt worden. Dennoch mußte diefer Bau, wie er 
war, ſchon dazu beitragen, eben fo ſehr die gerechten Anfprüche der arbeitenden 
Kaffe in Lüdenfcheid an menfchlihe Wohnungen zu einem lebendigeren Bewuft- 
fein und beftimmteren Ausdrud zu bringen, wie die Bereitwilligfeit der dortigen 
Hausbefiger und Bauunternehmer zur Berüdfichtigung dieſer Anjprüche fräftig 
anzufpornen und fie zur Herjtellung ähnlicher fchidliher Wohnungsgelegenheit zu 
bejtimmen. Die Gefellichaft hat e8 aber glüclicherweife nicht bei dem einen guten 
Beifpiele beiwenden lafjen, fondern hat deren mehrere hingeftellt und tft hoffentlich 
noch lange nicht dem Schluß ihrer gefammten Thätigkeit nahe. Sie errichtete 
im Jahre 1856 2 neue Häufer, vollfommen übereinftimmend mit ben erjten; ers 
warb 1858 weitere Baupläge, baute darauf 4 Häufer, von welchen 2 vollendet 
und bewohnt find, die beiden andern aber ihrer Vollendung entgegenfehen, und 
bat für das laufende Jahr außerdem fchon den Bau von 2 ferneren Häufern 
mit 8 Wohnungen verbungen. Die Einrichtung der neueren Gebäude hatte ben 
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obigen Wunfch nach einer minder fnappen Zumeffung des Raumes theilwel — 
rückſichtigt, indem die Wohnungen ſich zu 3 Zimmern und bis en 5 
von 372 Q.-Fuß erweiterten. Indeſſen ſcheint die Baugeſellſchaft ſich doch vor 
zugsweiſe zu den, auf das Minimum des Bedürfniſſes beſchränkten, Wohnungen 
hinzuneigen, da dieſelben der örtlichen Gewohnheit nach allen Anſprüchen ver 
Arbeiterfamilien genügen ſollen und indem ſie weniger koſten, natürlich billiger zu 
vermiethen und auch beſſer zu verkaufen ſind. Denn die Geſellſchaft verfolgt 
ſehr een ben Zwed, bie feitgelegten Baugelder durch den Verkauf der Häufer 
wieder frei zu machen und zu neuen Bauten zu verwenden. Sie hat auch bereits 
bie vier erften Häufer, welche für ben Bauplag nebſt Gartenland 600 Thrr. 

für den Bau felbft 7900 Thir. und an Zinfen während der Bauzeit 340 Thlr.. 
zufammen 8840 Thlr., gefoftet hatten, fir 10,100 Thlr. wieder verkauft, alfo 
1260 Thlr. dabei gewonnen, welche dem Reſervefonds zufließen. — Co ift es 

bisher nicht nöthig geweſen, das Aftienfapital höher als bis zu 11,695 Thlr. 

anwachſen zu laſſen. Die Miethseinnahmen haben alle Ausgaben, einfchlieglich 

der Kapital-Verzinfung, reichlich gebedt. Die Gefellichaft ift jo guten Muths, 

daß außer den eben gevachten Bauten die Inangriffnahme fernerer 2 Hänfer noch 

für dieſes Jahr vorbereitet wird; und zwar, während früher öftlich und weſtlich 

der Stadt gebant ift, jetst ſüdlich derfelben. 

Wir dürfen von diefer Geſellſchaft nicht jcheiden, ohne noch befonders des 
Umſtandes zu erwähnen, daß diefelbe durch den Verkauf ihrer Häufer den Heinen 
Leuten eine wortrefiliche Gelegenheit zur Anlegung ihrer Erſparniſſe darbietet, fo 
einen fräftigen Reiz auf die Sparfamfeit derfelben ausiibt und ber wichtigen 
Aufgabe dienlich ijt, die eigenthumloſen Arbeiter in arbeitende Eigenthümer zu 
verwandeln. 

Inzwifchen mußte jedoch der außerordentliche induftrielle Auffchwung ber 
neueften Zeit, die allgemeine dringende Nachfrage nach Arbeitern und die Unzu- 
länglichfeit der vorhandenen Wohnungsgelegenbeiten für die maſſenweiſe zuftrömende 
Bevölkerung vielfah die einzelnen Arbeitgeber bewegen, felbjt für das Un- 
terfommen ihrer Arbeiter zu forgen und zu dieſem Behufe befondere Arbeiter: 
wohnungen zu errichten. Dies ift in vielen Füllen, fowohl von Aftiengefellfchaften, 
als auch von einzelnen Privaten, fowohl für den Bergbau und Hüttenbetvieb, 
wie für die fonftige Fabrikinduftrie gefchehen, und viele hundert Perſonen haben 
ihre Unterfunft in folchen Arbeiterhäufern gefunden. 

Die Einrichtungen diefer Arbeiterwohnungen unterfcheiden ſich hauptjüchlich 
danach, ob fie mehr nach Art einer Kaſerne geftaltet find, oder mehr als Ein- 

‚ zelhäufer auftreten; wobei indeſſen Feine feite Grenze gezogen, fondern nur der 
weſentliche Charakter bezeichnet fein ſoll. 

Die erftere Einrichtung bat vorzugsweije dort ihre Anwendung gefunden, wo 
= fih darum handelte, vielen unverheiratheten Leuten Obdach und Koſt zu 
geben. 

Suchten diefelben fih früher in Privathäufern, der Eine hier, der Andere 
dort Schlafftelle und Beköſtigung, fo reichten in neuerer Zeit diefe Gelegenheiten 
nicht mehr hin, um den Strem der einwandernden Bölfer aufzunehmen; über 
dies waren Privatperfonen, wie Gaſtwirthe wenig geneigt, fich mit diefen, oft jehr 
ungefügen Fremdlingen zu befaffen. 

Unter diefen Umftänden hatte es fich denn am mehreren Orten als noth- 
wendig eriwiefen, zur Unterkunft der unverheiratheten Arbeiter größere Gebäube bis 
für 100 Perfonen und darüber herzuftelfen und venfelben zugleich die wolle Koſt 
zu verabreichen. 
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So für den Hörber Bergwerls> und Hütten-Verein, für die Steinhaufer 

gab zu Witten, für den Gußjtahl-Berein zu Bochum, für den Nheinbrüden- 

au der Köln Mindener Eifenbahn zu Dortmund, für die Berg und Hltten- 
arbeiter zu Müfen, für die Fabrikarbeiter zu Dahlbruch u. f. w. 

Je mehr hierbei danach getrachtet wird, nar eine Heine Zahl von Berfonen 
in einem und bemjelben Kaum zuſammen zu bringen, deſto befjer; denn deſto we— 
niger ift zu beforgen, daß einzelne räubige Schafe, welche num einmal nicht zu 
verhüten find, bie ganze Heerde verderben, deſto cher finden fich diejenigen zus 
jammen, welche äufßerlih und innerlich zufammen paſſen. Ob jedoch in diefer 
Hinſicht das Arbeiterhaus der Steinhaufer Hütte zu Witten, welches — (für 
eine Bevöllerung von zufammen SO—I0 Köpfen bejtimmt) — für je 2 Mann 
hen ein Zimmer gewäbrt, nicht des Guten zu viel gethan hat, bleibe dahin 
geſtellt. Wir würden ſchon aus gewiffen fittlichen Nüdfichten nicht unter die gol- 
dene Mittelzahl 3 gehen. Daß bei Anlagen diefer Art ein Saal nicht fehlt, in 
welchem die Arbeiter nicht nur gemeinfam fpeifen, fondern auch Zeitungen finden, 
Briefe jchreiben, beim Glaſe Bier (nie beim Echnaps!) eine Erquidung und 
Unterhaltung fuchen können, bildet‘ ein angemefjenes Bindemittel des gemeinjchaft- 
lichen Zujammtenlebens. 

Der Preis für Wohnung und Koft ift natürlich verfchieden und ſchwankt 
befonders je nach ben wechjelnden Preiſen ber Febensmittel; ftellt fich aber regel: 
mäßig weit billiger, als in Privatlofthäufern, da die Arbeitgeber durch die große 
Zahl der Koftzänger in den Stand gefegt werden, die Preife zu ermäßigen, und 
üserdies mur den Erfag der baaren Auslagen, feinen Gewinn vor Augen zu 
haben pflegen. 

Eine umfaffende Anwendung des Syftems ber Kafernirung, eine Arbei— 
terjtadt im Kleinen hat bie Firma Funde & Hüd zu Hagen halb und halb 
ausgeführt, mehr noch im Projekte gehabt. Hinter ihrer Fabrik erhebt fih ein 
großes, breiftödiges, 14 Fenſter breites Hauptgebäude mit 2 flügelartigen Sei- 
tengebänden, welche einen großen Hof bis an das Ufer des vorbeifträmenden 
Dolime- Fluffes umfchließen. Die Lage zwifchen Gärten, an dem munteren Waffer, 
mit dem Blick auf die grünen Bergwände ijt angenehm und gefund. Die ganze 
Anftalt macht äußerlich einen eben fo freundlichen als jtattlichen Eindruck. Treten 
wir in das Innere! 

Diefelbe enthält: 

Wohnungen und zwar; 

1. im Hauptgebäude 24 Familienwohnungen von deuen jede 2 fehr belle 
und aufprehende Zimmer, 14 Fuß lang und 12%, Fuß breit, darbietet, 
nebjt dem Anrecht auf Benugung einer gemeinfchaftlihen Spülſtube; 

2. in bem einen Wlügelgebäude für 24 unverheirathete Arbeiter 16 Heine 
Dachzimmer, 10 Fuß lang und 7 Fuß breit, mit 1 Bette, und 4 größere 
Dahzimmer zu 2 Betten Außerdem ift für biefe Arbeiter ein gemeins 
ſchaftliches Wafchzimmer eingerichtet. Die Betten find von Eifen mit der 

ehörigen Ausjtattung an Bettwerk, daneben ein Stuhl und eine Meine 

ommode; 
für ben Verwalter ber Anſtalt, ſowie für 2 Fabrilmeiſter je 3 Zimmer 
und eine, zugleich als Eingang dienende, Vorküche; 
ift auch für Kranfenzimmer gejorgt. 
. Eine Speifeanftalt, beſtehend aus: 
. einer mit Dampf betriebenen Kochanſtalt; 
. einer Bäderei; 
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3. einem Verfaufsladen, in weldem Eßwaaren und andere nothivendige Le- 

bensbebürfnijje feil gehalten werben. % 

. In dem wiprünglichen Plane und dem hiernach größtentheils fchon ausge. 
führten Baulichfeiten lagen noch folgende Ergänzungen des gemeinschaftlichen 
Zufammenlebens: PERS, 

seine Schlächterei, 

„ Schujterei, 
„  Kleintinderbewahr  Anftalt, 

zwei Babezimmer, 

zwei Waſch- und Plättzimmer, 

ein Geſellſchaftszimmer nebit Bibliothek, 

eine Turn» Anftalt nebft Kegelbahn. | 

Wohlgemeint, wie die ganze Anftalt war, hat jie doch das vorgejtedte Zier 
nicht erreiht. Es war anfcheinend die Abjicht darauf gerichtet, die Bewohner 
ber Anftalt zu einer wirthſchaftlichen und geſellſchaftlichen Einheit zujammen zu 
ſchmelzen. Doch glüdliher Weife war der deutſche Familienſinn hierfür zu 
ſpröde. Nachdem die Familien furze Zeit die Freuden und Leiden des gemeins 
Ichaftlihen Heerves gefoftet hatten, kehrte jede an ihren eigenen Heerd zurück und 
Tocht recht und fchlecht in ihrer Wohnftube auf .dem eigenen Kochofen, jo daß die 
große Dampfköcherei fih mit den Portionen. für die unverheiratheten Arbeiter und 
der Lieferung von Gefangen-Koft dürftig erhalten muß. Die Speijen find 
recht gut, wir haben fie mehrmals probirt, fie- find ſehr billig; 1 Portion Mittag- 
ejien (3. B. Kurtoffeln in Fleiſchbrühe, oder Kartoffeln mit Graupe oder Reis 
und Fleifchbrühe, oder Kartoffeln mit Sauerkraut oder Bohnen und Sped) koſtet 
1 Sgr. 3 Pf., Abendeffen (3. B. Kartoffeln mit Heringen, Baumöl und Eſſig, 
oder Kartoffeln mit Nindfleiih, Butter, Mehl, Salz und Pfeffer, Sonntage: 
Butterbrod und 1 Glas Bier) 1 Sgr. 6 Pi. f 5 
Den Familien ift zwar freigeftellt, Gemüfe und Fleifch je nach ihrem Ver, 

langen aus der allgemeinen Küche zu entnehmen. Dejien ungeachtet lehnen fie 
ed ab, aus dem großen Topf zu ejjen. Der Mann zicht die, weit weniger gute 
Speife vor, wenn.fie nım aus der Hand feiner Ehefrau fommt, und nach feinem 
aparten Gefchmade ausfällt. Dieſe Abneigung der Arbeiter gegen einen Verzicht 
auf die Befonderheit des Familienlebens wird die Fabrikherren mitbejtimmt haben, 
den oben bezeichneten urjprünglichen Plan umfajjender Einrichtungen eines ges 
meinjchaftlichen Pebens fallen zu laffen, und dadurch ift wider Wunſch und Willen 
eine gewiſſe Halbheit über die Anjtalt gefommen. Ginerjeits ift die Vereinigung 
aller Bewohner zu, einer einzigen Heerde mißglückt, und andererjeitd gewährt die 
ganze Einrichtung feinen gefunden Boden für das Familienleben. 12 Familien 
in jebem Stodwerfe find auf einen gemeinfchaftlichen Flur angewiejen, fie haben 
nichts, wie ihre 2 Zimmer, feinen Keller, keinen Bodenraum, keinen Viehſtall. 
Nur auf dem Hofe ein Kohlengelaf. Wo follen fie ihre Vorräthe unterbringen? 
Sie können feine Gartenfrucht ziehen, fie müjfen aus der Hand in den Mund 
leben. Freilich ſoll ihnen die Bäckerei und der Verkaufsladen der. Anftalt durch 
billige und gute Waare eine nicht unerhebliche Erleichterung bieten; dennoch zweis 
feln wir, daß bei diefer halben Junggefellen-Wirthihaft Ordnung und Spar; 
ſamkeit unter ihnen einziehen werden. Können fich diefelben auch gegen die Uns 
gaftlichkeit fehr vieler — des Arbeiterſtandes noch ganz behaglich 
fühlen, und zollen wir den Fabrifherren gerne dafür unfern Dank, fo deucht e8 
uns doch nicht wünfchenswerth, daß gerade ein folcher Verſuch nach diefem Er: 
gebniffe weitere Nachahmung finden möge. | | 


756 


Wenden wir und zu ber zweiten Art der Arbeiter- Wohnungen, zu den Ein- 
elhäufern, fo begegnen uns diefelben gar vielfach, an werfchiedenen Orten und 
hn verjchiedener, mehr oder minder befriedigender Beichaffenheit. Die Ältefte und 
eine ber größeiten Anlagen diefer Art ift zu Hörde ſeitens der bortigen Hermanns 
bütte für ihre Arbeiter errichtet; 15 zweiftöcige Häufer, durch Zwijchenräume von 
18 Fuß von einander getrennt, in 3 Straßen fich gegemübergeftellt, bilden mit 
ihren Gemüfegärten eine von der Stadt felbjt gefonderte Gruppe, welche fich 
leider weder durch ein freundliches Aeufere, noch bei der jeßigen Benutzung durch 
Zwecdmäßigfeit der inneren Einrichtung befonders empfiehlt. Urfprünglich hatte 
man für jede Familie 4 Wohnräume gerechnet, 2 im unteren und 2 im oberen Stode; 
allein bei dem großen Mangel an Unterfommen für die reißend wachjende Bes 
völferung find die Wohnungen mehr und mehr eingefchränkt worden, und es hat 
fi die Bevölferung diefer Kolonie über 500 Seelen gefteigert. Namentlich ift 
e8 zu bedauern, daß die Wohnungen, welche auf 2, wenngleich große Zimmer 
(von zufammen 369 D.-Fuß) befehränft find, nicht einmal einen Vorflur befigen, 
fondern daß der Eintritt von der Straße her unmittelbar in das eine Zimmer 
jtattfindet. Iſt gleich diefer große Uebelftand, welcher die Neinlichkeit, Annehm- 
lichkeit und Gefundheitszuträglichkeit der Wohnung in fortwährenden Kampf mit 
dem Schmutze der Strafe, dem Zugwinde und der Kälte verfegt, leider auch an- 
derweit nicht felten zu finden, fo befrembet er doch namentlich bei Anlagen, welche 
der Wrbeitgeber als eine Einrichtung zum Wohl feiner Arbeiter angefehen 
wiſſen will. 

Wefentlich daffelbe gilt von anderen neueren Arbeiterhäufern berfelben Ge— 
ſellſchaft in Hörbe. 

Unter den mannigfaltigen Anlagen ähnlicher Art, welche ſich bei vielen Fa— 
brifen und Bergwerken in Heinen und großen Gruppen und felbft ortſchaftsweiſe 
finden, mögten die Arbeiterhäufer der Dortmunder Bergbau- und Hüttengefellfchaft 
auf erfter Stufe jtehen. In freundlicher Yage, von ländlichem Anfehen; Haus 
von Haus durch Heine Gärten getrennt, ift jedes für 2 Wohnungen eingerichtet, 
entweder 3 Stuben unten zu 380 DO. Fuß, 1 Kammer und 2 Stuben oben zu 
320 Q.⸗F., oder 4 Stuben unten zu 460 Q.Fuß und 1 Stube zu 260 O.-F. 
nebit einem Bodenraume von 210 D.-F. oben, jene alfo zufammen 700 O.F. 
diefe 90 Q.-F. groß. Bei diefer Umfänglichleit der Wohnungen ift darauf ge— 
rechnet, nicht nur daß biefelben für die Meifter der Fabrik dienen follen, fondern 
auch daß fie von biefen zugleich zum Vermiethen an Koftgängern benutt werben. 

Wir würden Unrecht thun, wenn wir zu erwähnen unterließen, daß die ar- 
beitende Klaſſe fich auch felber vielfach geholfen hat. Hunderte von Anfieblungen 
find aus den Erfparnifjen der kleinen Leute hervorgegangen, und an fol’ einem, 
von dem Echweihe des Arbeiters triefenden Häuschen wird jeder Menfchenfreund 
ein ganz anderes Wohlgefallen finden, als an gewaltigen Arbeiter-Safernen. Er 
wird fich ihrer doppelt freuen, wenn er erfährt, wie oft und gern die Arbeits: 
herren hierbei mit reichlichen Vorfehüffen zur Hand gegangen find und dadurch 
ihr großes Intereffe an der Befeftigung eines angemefjenen Arbeiterftanmes auf 
einfichtige Weife bethätigt haben. — 
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Zweiter Beitrag zur Beurtbeilung der Frage: 


Sind die VBorfhriften des 5.1 Nr. 3 des Preußifhen Armenpflege- 
Geſetzes vom 31. December 1842 auf auf die $.2 1. c. bezeich- 
neten, in einem unfelbitftändigen Berhältniffe an einem Orte 
fih aufhaltenden Perfonen anwendbar? 

Cefr, dieſe Monatsihrift für 1859 ©. 565 ff.) 


In einer Abhandlung diefer Monatsichrift Heft VII S. 565 ff. für 1859 
ift obige Frage bereits zur Crörterung gebracht und die Nothwendigfeit einer 
Declaration der Vorfehriften des $. 1 Nr. 3 und des $. 4 des Armenpflege- 
Gefeges vom 31. December 1842 darum hervorgehoben, weil die höchſten Ad— 
miniftratio- und Auftizbehörben in ber Auslegung dieſer Vorfchriften in Bezug 
auf die $. 2 1. c. bezeichneten, in einem unfelbftjtändigen Dienftverbältniffe fich 
befindenven Perſonen mit einander in einem offenbaren Widerſpruche fich be: 


nden. 

r Das Königliche Obertribunal hat nämlich in einem fpeciellen Falle durch 

die Entjeheitung vom 24. Juni 1857 (Entfcheidungen Bd. 36 ©. 370 ff.) an . 

genommen: | 

daß die Vorfchriften des $. 1 Nr. 3 und die im Cingange des $. 4 
des Armenpflegegefeges aufgeſtellte Regel auf die $. 2 1. c. bezeichneten 

Perſonen, fo lange diefelben außerhalb ihrer Heimath in einem unſelbſt⸗ 

ftändigen Dienſtverhäliniſſe verbleiben, Feine Anwendung finden. 

Das Königliche Minifterium des Innern widerfpricht der Nechtsbeftändig- 
feit diefer Auslegungsweife jener Vorfchriften, indem dafjelbe, wie es heißt, nad) 
Lage der betreffenden Acten des Staatsrathes über die Nedaction jenes Armens 
pflegegefeges, der Anficht ift: 

daß die Vorfchrift des 8. 1 Nr. 3 umd die Negel des $. 4 auch auf 

Dienftboten nicht minder als auf andere felbftjtändige Perfonen an— 

wenbbar jei. 

Es weifet bie Königlichen Regierungen in einer Girculars Verfügung vom 
18. November 1858 (Verw.:M.: Bl. für 1858 ©. 229) an, bei ihren interi- 
miftifchen Entſcheidungen über die Frage: 2 

a Armenverbande für die $. 2 bezeichneten Perfonen bie Fürſorge 

obliege, — 
unter Vorbehalt des Rechtsweges, die in jener Cireular-Verfügung aus— 
geſprochenen Anſichten zur Anwendung zu bringen. 

Die Befolgung dieſer Anweiſung von Seiten der Königlichen Regierungen 
hatte bereits eine Menge Proceſſe zur Folge, in welchen, ſoweit dieſelben zur 
Entſcheidung des Königlichen Obertribunals gelangten, die ſchon in deſſen Urtel 
vom 24. Juni 1857 entwidelten Rechtsgrundſätze wieder aufrecht erhalten wer: 
ben find, wie Dies die nachfolgenden Beifpiele ergeben. 

Zwifchen dem Armenverbande zu B. und dem zu Groß,-L. war ftreitig, 
wer von ihnen die Armenpflege für den Knaben Auguft H. zu übernehmen habe, 
deſſen Mutter ihre Heimath zu Groß-L. gehabt, demnächſt ale Majorenne bis 
* ihrem am 14. Juli 1856 erfolgten Tode drei Jahre und länger zu B. in 

ienftverhältniffen gelebt hat. 

In erfter Inftanz wurde ber Armenverband zu Groß-L. zur Uebernahme 
ber Berpflegung bes haben 9. für ſchuldig erachtet, wogegen das Appellations- 
Gericht zu B. das erfte Urtel veformirte und dem Armenverbande zu B. dieſe 

Berpflichtung auferlegte, 
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Auf die biergegen erhobene Nichtigkeitsbejchwerbe hat das Königliche Ober» 
Tribunal durch das Nichtigfeitsurtel vom 6. Februar 1860 das Erfenntniß des 
Appellationsgerichts vom 22. September 1859 vernichtet und das Urtel des 
Königlichen Kreisgerichts zu S. beftätigt. 

In den Gründen des Nichtigkeitsurtels heißt es: Im Appellationsurtel ift 
angenommen, daß auch Perfonen, welche fih dem Dienftverhältnig widmen, 
jelbftftändige Perfonen feien und daher nach 8. 1 Nr. 3 des Armenpflegegefekes 
durch dreijährigen gewöhnlichen Aufenthalt an einem Drte ein neues Hülfs- 
domicil begründen könnten, und daß in Folge dejjen und ber dreijährigen Ab- 
wejenheit der Johanna Elifabeth H. von ihrem Geburtsorte das dortige Hülfs— 
domicil nach 8. 4 des gedachten Geſetzes erlojchen ſei. 

Der Imploraut behauptet unrichtige Anwendung beider Geſetzesvorſchriften 
und diefe Bejchwerde muß auch für begründet erachtet werben. 

Zur Begründung eines neuen Hülfsdomieils mitteljt dreijährigen gewöhn— 
lichen Aufenthaltes ift, gleich wie bei der Wohnfigerwerbung unter polizeilicher 
Meldung: 

die Selbitftändigfeit nah $. 1 des Heimathsgefekes noth— 
wendig. 

Dies hat der Appellationsrichter zugegeben, er ift indeß der Meinung, daß 
auch Gejinde dem $. 1 Nr. 3 des Armenpflegegefeges zu ſubſummiren fei, wenn 
(wie e8 bei der Mutter des H. der Fall war) der Dienftbote majorenn fei, 
nicht mehr unter väterlicher Gewalt ftehe und das Gefindeverhältniß in feiner 
Selbſtbeſtimmung berube. E 

Dies ift aber unrichtig. Durch Dienftverhältniffe allein Fann nad 8. 2 
ein Wohnfig niemals begründet werden, und wie bereits in einem Urtel des 
Königlichen Obertribunals vom 24. Juni 1857 ausgeführt tft, ift. diefe Beſtim— 
mung nicht blos auf ven Wohnfig, welcher unter polizeilicher Meldung binnen 
Jahresfrift zu ermerben ift, fondern auch auf das Hülfsdomicil anzumwenden, 
welches ohne ſolche Meldung binnen drei Jahren erwäcjt. Die Prohibitiv- 
Beitimmung des $. 2 betrifft Beides, eben um deswillen, weil Gefinde 

zunäcft nur bei der Dienftberrihaft und unter deren 
8 nicht aber ſelbſtſtändig am Dienſtorte ſich auf— 
ält. 
Die Materialien des Armenpflegegefetes haben e8 ergeben: 
daß das Hülfsdomicil der Dienftboten mittelft dreijähri— 
ger Dienjtzeit zwar in Borfchlag gelommen, jedoh ohne 
Beifall geblieben tft, und daß daher bie Worte bes $. 2 
— „durch dieſes Dienftverhältnig allein niemals 
| begründet" — 

ebenjewoh[ Nr. 3 als Nr. 2 des $. 1 betreffen. 

Das Ergänzungsgefeg vom 21. Mai -1855 hat über diefen Gegenftandb 
nicht Disponirt, und wenn dafjelbe in Artitel 5 auch Mopificationen hinfichtlich 
ber Kurkoſten für franfes Gefinde getroffen hat, fo find dieſelben doch nicht auf 
Kojten der Verpflegung im Allgemeinen ausjutehnen. 

Der Appellationsrichter bat ſonach dem $. 1 Nr. 3 eine unrichtige Ans 
wendung gegeben, indem er ihn auch auf Dienjtboten anwendbar hält. 

Gleich unrichtig hat er aber auch den 8. 4 angewendet, invem er bas 
Heimathspomicil Groß-L. durch dreijährige Abwefenheit der majorennen H. für 
erlofhen erachtet. Cine ſolche Erlöfhung foll nicht angenommen werben, wenn 
die Abwejenheit durch blos vorübergehende Verhältniffe, infonderheit durch den 
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Betrieh eines nicht ftehenden Gewerbes, durch Erfüllung der allgemeinen Mriti- 
teirpflicht, durch Abbüßung einer zeitigen Freiheitsftrafe u. ſ. w. veranlaßt wor- 
ben ift. Wenn aber, wie oben gezeigt, das bloße Dienftverhältuig ein nicht 
jelbftftändiges Verhältniß ift, jo muß es nach dem Beiſatz: u. ſ. w. — eben» 
fall8 unter die blos worübergehenden Verhältniſſe gezählt werben. 

Das Appellationsurtel mußte hiernach vernichtet werben. 

2. In einem ähnlichen Falle handelte es fich gleichfalls um bie Ueber: 
nahme der Armenpflege zweier umeheliher Kinder der Louiſe H. zwifchen dem 
Armenverbande zu B. und dem zu M. An ihrem Heimathsorte M. war vie- 
jelbe bei ihren unvermögenden Eltern nach ſechswöchentlichem Aufenthalte ver- 
ftorben, mit Hinterlaffung zweier unehelicher Kinder zu B., nachdem fie nach 
erlangter Grofjährigfeit ſechs Jahre von ihrer Heimath entfernt gewefen war 
und während diefer Zeit theils in Dienftverhältniffen zu B., theils in Straf- 
gefüngniffen fich aufgehalten hatte. Ganz aus denfelben Gründen, wie diefelben 
vorftehend unter 1. angeführt find, hat das Obertribunal durch das Nichtig- 
feitöurtel vom 20. April 1860 das Appellationsurtel vom 10. November 1859 
vernichtet und das gleichlautende Urtel erfter Inftanz des Kreiszerichts zu M. 
vom 11. April 1859 dahin abgeändert, daß der verflagte Armenverband zu M. 
ſchuldig, die Armenpflege für die unchelic geborene Ana H. zu übernehmen, 
auch dem Kläger die für die Gefchwilter Anna und Baul H. verauslagten ım 
separato feitzuftellenden Koften, Nüdfichts des Paul H. jedech nur infoweit zu 
eritatten, als diefelben nicht aus deflen eigenem Vermögen entnommen werben 
fünnen. 

Sof Co weit das Reſultat der neueſten Entſcheidungen bes höchſten Gerichts: 
ofes. 
Bereits in der im Eingange erwähnten Abhandlung über die oben geſtellte 
Frage konnte, auch ohne Einſicht der Materialien zu dem Armeupflegegeſetze, aus 
den daſelbſt angeführten Gründen, der Auslegungsweife der VBerwaltungsbehörben 
nicht beigepflichtet werden, nach welcher die Vorfchriften des $. 1 Nr. 3 auf die 
$. 2 bezeichneten Perfonen nicht minder als anf andere felbitjtändige Leute ans 
wendbar jein follen. 
beſ Wenn nun das Königliche Obertribunal in obigen neueſten Entſcheidungen 
eſtätigt: 
dag am Schluſſe der Berathungen des Armenpflegegeſetzes im Staats— 
rathe zwar in Frage geflommen: 

ob man bei dreijährigem Aufenthalte nicht von der 

Eigenfhaft ala Dienftbote abftehen dürfte, — 
daß aber diefer Vorſchlag keinen Beifall gefunden hat, — 
wenn ferner gegen diefe vom höchſten Gerichtshofe nach Lage der Staatsraths— 
Verhandlungen beftimmt ertheilte Beicheinigung ein Zweifel nicht denkbar er: 
ſcheint, — jo dürfte wohl der gerechten Erwartung Raum gegeben werden, daß 
auf jo Tange, bis wicht die zwifchen ben böchften Juſtiz⸗ uud Adminiſtrativ- 
Behörden ſchwebende entgegengefetste Anficht über die Auslegung des $. 1 Nr. 3 
bes. Armenpflegegefeßes auf gefeglichem Wege eine zweifellofe Entfcheivung oder 
Declaration erhält, — die Circular-Verfügung des früheren Herrn Miwiſters 
bes Innern vom 18. November 1858 balbigft fuspendirt und den Königlichen 
Regierungen die Interpretation der Geſetze nach eigenem pflichtmäßigen Ermeſſen 
überlaffen werde, da die Vorausſetzungen, auf welchen die Devuctionen jener 
Eircular- Verfügung beruhen, nicht zutreffen und mit den zweifellofen Borichriften 
des Gefeges im Widerfpruch ftehen. 
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Dagegen ift bereitS in der erwähnten Abhandlung ©. 573 ff. biefer Mo— 
natsfchrift von 1859 ausgeführt, daß in Bezug der Auslegungsweife des $. 4 
des Armenpflegegefeges mehr der Anficht der Verwaltungsbehörden, ald der des 
Königlichen Obertribunals beizupflichten ſei. 

Der $. 4 lautet wörtlich: 

Die durch die Vorfchrift des 8. 1 beftimmte Verpflichtung ber 
Gemeinde erlifcht, wenn ber VBerarmte nach erlangter Grokjährig 
keit feit drei Jahren aus der Gemeinde abwejend tft. Eine 
Ausnahme hiervon findet Statt, wenn bie Abwefenheit durch blos 
vorübergehende Verhäftniffe, infonderheit durch den Betrieb eines nicht 
ftehenden Gewerbes, durch Erfüllung der allgemeinen Militairpflicht, 
durch Abbüßung einer zeitigen Freiheitsſtrafe u. |. w. veranlaft wor- 
ben ift. 

Das Königliche Obertribunal folgert daraus, daß Hinter den DBeifpielen fü 
die Ausnahme gegen die im Eingange aufgeftellte Regel die Zeichen — „u. |. w.“ 
— Stehen, daß das Gefinde, weil das bloße Dienftverhältnig ein nicht ſelbſt— 
ftändiges ift, ebenfalls unter die Ausnahmen zu fubfummiren fei, da beffen 
Abwefenheit nur auf vorübergehenden Verhältniffen bernbe. 

Selbitftändigfeit gehört allerdings zum Erwerbe des Helmathsrechtes und 
Wohnfiges im gefeglichen Sinne Daß aber Selbſtſtändigkeit der abwefen- 
ben Berfonen zur Befreiung ber Heimathsgemeinde von der Armen— 
pflege derfelben erforderlich fei, befagt $. 4 nicht, es gemügt vielmehr 
mr eine dreijährige Abwefenheit nach erlangter Grofjährigfeit. 

Es kann daher aus dem alleinigen Grunde, wie das Königliche Ober: 
Tribunal meint, daß das Gefinde zu den unfelbftftändigen Berfonen 
gehört, nicht gefolgert werben, daß dafjelbe in die Kathegorie derjenigen Per- 
jonen zu ftelfen fei, welche als Beifpiele für die Ausnahme angeführt worden 
find. Die für die Ausnahme von der Negel angeführten Beifpiele für worüber: 
gehende Berhältnifje laffen daher eine lediglich auf den Mangel der Selbft- 
ftändigfeit gegründete Erweiterung auf Gefindeverhältniffe night zu. Denn 

1) Perſonen, die ein nicht ftehendes Gewerbe treiben, gehören nach zurück— 

gelegtem 24. Pebensjahre zwar in der Regel zu den felbitftändigen Per: 
fonen, ihr Abwefenheitsverhältnig ift aber wefentlich werfchieden von bem 
des bloßen auswärtigen Dienftverhältnijjes; 
Gefinde giebt aus freiem Antriebe feine Selbftftändigfeit und fein Hei— 
mathsrecht auf, wenn e8 auch nach zurüdgelegtem 24. Lebensjahre in 
einem unfelbftjtändigen auswärtigen Dienftverhältniffe länger als drei 
Jahre verbleibt, da demfelben die gefeglichen Folgen nach $. 2 und 4 
des Armenpflegegefetses nicht unbekannt fein Fönnen, jedenfalls Unbefannt- 
Ichaft mit den Gefeten vor nachtheiligen Folgen nicht ſchützt, und da den 
durch das Geſetz vor längerer Uebernahme der Armenpflege gefchütten 
Gemeinden die Unfelbftjtändigfeit während ver Abwefenheit nicht zum 
Nachtheil gereichen kann; 

3) Perfonen, welche ihrer Milttairpflicht nachtommen, ober zeitweife Frei- 
en büßen, folgen einer durch Geſetz oder Nichterfpruch auferleg- 
en t. | 

Hiernach paßt die Abtwefenheit aus Gefinde- Dienftverhältniffen auf vie 
Kathegorie der für die Ausnahme von der Regel angeführten Beiſpiele nicht, 
und es liegt Fein zureichender Grund vor, allein um deshalb, weil das 
Öefindeverhältnig ein unfelbftftänpiges und nicht geeignet fei, am 


2 
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Dienftorte weber Wohnfig noch Armenpflege im Allgemeinen zu erwerben, 
— das Dienftverhältnig als ein dergleichen vorübergehendes zu betrachten, wie 
der Schlußſatz des 8. 4 rüdjichtlih der für bie Ausnahme von der Regel be- 
zeichneten Fälle e8 im Auge hat. 

Das Gefek giebt im $. 1 befonbere Regeln: 

für den Erwerb ber Armenpflege und der Verpflichtung 
der Gemeinden hierzu im Allgemeinen, 
fowie im $. 4 
- für die Befreiung der Gemeinden von dieſer Verpflichtung. 
An letterer Beziehung bedingt, wie erwähnt, der $. 4 als Pegel: 
niht den Befig der Selbftftändigfeit von Seiten des Ab— 
wefenden, 
fondern einfach: 
dreijährige Abwefenheit nad erlangter Grofjährigfeit. 

Hiernach entjpricht in dieſer Hinficht das Gejeg mehr dev Anficht der Ver- 

waltungsbehörben, nach welcher | 
unter der Regel des $. 4 auch die $. 2 des Armenpflegegefeges bezeich- 
neten Perfonen zu fubjummiren find. 

Gegen die Anficht des Königlichen Obertribunals fpricht auch die Billigfeit. 
Großen Stadtgemeinden find auswärtige Dienftperfonen und Arbeiter unentbehr- 
lih, weil aus der Zahl ihrer Einwohner das Bedürfniß nicht gedeckt werben 
fann. Haben nun dergleichen Dienftleute ihrem Heimathsorte feine Abgaben 
gezahlt, auch ihre beften Arbeitskräfte entzogen und diefelben an dritten Orten 
dergeftalt verbraucht, daß fie zulegt ber allgemeinen Armenpflege bebürftig wer: 
ben; — fo bürfte die Billigfeit dafür fprechen, daß berjenige Ort, welcher bie 
Vortheile gezogen, auch die Nachtheile zu tragen hat, infoweit das Geſetz für 
dergleichen Bälle nicht geforgt hätte. Letzteres ift der Fall, fo daß fein Grund 
vorliegt, den Heimathsgemeinden Yaften aufzubürden, gegen welche Geſetz und 
Billigfeit fie ſchützt. 

Eine vorübergehende Kranfen- und Armenpflege während des Dienftver- 
hältniffes muß auch vom fremden Gefinde, wenn fein Anderer hierzu verpflichtet 
oder vermögend ift, die Gemeinde des Dienftortes, ohne Rüdficht auf die Zeit 
bes Aufenthaltes und bes Alters, übernehmen (Artitel 5 der Novelle vom 
21. Mai 1855 zum Armenpflegegejege). 

Für den Fall ber alle im allgemeinen Rechtsfinne, 
wenn bie Armenpflege nad den Vorfchriften der 88. 1 bis 7 des Armenpflege- 
Geſetzes feinem fpeciell Verpflichteten und Feiner Gemeinde zur Laft füllt, ift die 
Fürſorge für den Verarmten eine Provinziallaft, welche nah $. 9 1. c. von 
Landarmenverbänden getragen wird. Wo zur Zeit des Armenpflegegefetzes in 
einzelnen Provinzen bereits Landarmenverbände bejtanden haben, follte es, vor- 
behaftlich der nach $. 37 1. c. angeorbneten Nevifion ihrer Neglements, bei 
ben bisherigen Einrichtungen, namentlich in Bezug auf die Art, 
wie die Beiträge aufgebracht werden, fowie in Bezug auf pie Zu— 
fhüffe, welde aus der Staatskaſſe zu gewähren find, verbleiben. 

Die Provinz Schlefien befaß und befigt gegenwärtig noch gefetlich organi- 
firte Provinzial-Landarmen- und Corrections-Häufer, zu deren Unterhalt bie 
ganze Provinz, aufer ven Zinfen von bereits vorhandenen bedeutenden Kapitalien 
und außer den vom Staate zu leiftenden Zufchüffen, nicht unbedeutende regle- 

mentsmäßige Beiträge fortentrichten muß. 
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Der factifche, fowie der Nechtsbeftand diefer ſchleſiſchen Provinzial-Land⸗ 
Armenanftalten und deren Reglements, mit Bezug auf die Armenpflege- und 
Anzugsgefete von 1842 zc., iſt in einer Abhandlung: 
| „Ueber die Armenpflege in Schlefien” 
©. 847 ff. diefer Monatsfchrift für 1859 nach den vorhandenen Gefegen und 
jonftigen Urkunden erörtert. Anftatt es bei den bejtehenden Yandarmenverbänden 
zu belaffen und die Nevifion deren Reglements anzuordnen, wie dies $. 101. c. 
bejtimmt, wurde auch für Echlefien von den Herren Miniſtern des Innern und 
der Finanzen ein interimiftifches Regulativ unterm 23. Februar 1844 in 
Bezug auf die Yandarmenpflege erlajjen, was nach $. 11 des Armenpflegegefeges 
nur da eintreten follte, wo Yandarmenverbände noch nicht be— 
jtehen. Durch das neue interimiftiiche Negulativ wurden der Provinz Schlefien 
neben den bisher bejtandenen bedeutende neue Laften nicht nur in Bezug auf 
die Yandarmenpflege, jendern insbeſondere in Bezug auf die Koſten für Bettler 
und Vagabonden aufgebürdet, welche nach den nicht angefochtenen fchlefifchen 
Edicten und Neglements der Staat zu tragen bat, infoweit fie aus den Fonds 
der ſchleſiſchen Landarmen- und Gorrections » Däufer, als bie zunächſt Hierfür 
Verpflichteten, nicht aufzubringen wären. 
Hiernächft wurde den Etänden des achten jchlefifchen Provinzial» Landtages 
vom Jahre 1845 nach der XVI. Königlichen Propofition ber Entwurf eines alf- 
gemeinen Negulativs über die Einrichtung tes Landarmenweſens in der Provinz 
Schleſien zur Begutachtung vorgelegt, welcher zugleih Vorſchläge in Bezug auf 
das Verfahren gegen Landftreicher, Bettler und Arbeitsfcheue enthielt. Im Zur: 
jammenhange mit legteren Vorſchriften wurde nach der XI Königlichen Propo- 
fition demfelben Provinzial: Landtage ein Gefekentwurf: 
die Anfbringung und Erſtattung der Aufgreifungs-, Detentions- und 
Transportfoften bei Bettlern, Vagabonden und legitimationslofen Ber: 
ſonen betreffend, 

zur Begutachtung überwiefen. 

In dieſer Vorlage wird die Aufhebung eines ber wichtigften Provinzial: 
Geſetze und die Uebernahme der ben beftehenden Provinzial-Armen- und Arbeits: 
hausfonds (für deren Unzulänglichkeit der Staat aufzufommen hat) obliegenden 
Berpflichtung zur Tragung jener Koften, — durch die neu projectirten Land⸗ 
Armenverbände begehrt. 

Die gedachten provinzialrechtlihen. Beitimmungen enthalten die 88. 12 
und 13 bes Edicts von 1. April 1772 (Korns Edicten - Sammlung Bd. 13 
€. 203), welche ihrer Wichtigkeit halber nachfolgend wörtlich aufgeführt werden: 

$. 12. Im Folge deſſen und bamit die Grundobrigkeiten feinen Grund 
haben, ſich der Verfolgung und Arretirung vergleichen Bagabonds- und Diebs- 

Gefindels, fo wie denen des Endes hierdurch näher angeordneten Particular- 

und Special-Bifitationen, aus Beforgnig der damit verknüpften, ihnen bisher 

zur Saft geblievenen Inquiſitions- und andern Koſten zu entziehen, wirb bier, 
durch feſtgeſetzt, daß felbige fortmehro von Tragung aller biefer 

Koften befreit und folche ans dem publiquen Ingnifitions: Fonds 

beitritten werden follen, wedurch alfo die Dispofition, der unterm 

20. Mai 1756 an die GriminalsCollegia erlaffenen Inftructien, nach welcher 

nur in Füllen, wo nah Mafgabe des cballegirten Circulars vom 6. Mär; 

1756 die ausländifchen Vagabonds an die Inquifiteres publilos abgeliefert 

werden, die Inquifitionskoften ex fundo publieo beitritten werden foflen, 

auch auf dergleihen einländifche bei den Yandespifitationen 
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beprebendirte Vagabouds, jo wie ferner dahin ertendirt wird 
daß fothane Koften ohne Unterfchied des denenfelben beim Ber. 
folg der Unterfuhung und wider fie anzuftellenden Inguifition 
außer der Bagabondität zur Laſt fallenden delieti specialis, es 
mag ſolches publicum vder privatum fein, aus erwäbnten 
publiquen Fonds allein und ohne daß in lekteren die Grund: 
und Gerihts-DObrigfeiten hierzu concurriren dürfen, bezahlt 
werden follen. Es find aber 

$. 15 die Grund» und Gerichtsobrigfeiten auf dem Lande ſowohl, als 
die Magifträte in den Städten fchuldig und gehalten, der bisherigen Vorfchrift 
gemäß, bei Ablieferung dergleichen verbächtiger Verfonen an die Inquisitores 
publicos, an legtere die Agungskoften auf einen Monat ꝛc. inel. der in loco 
deprehensionis hergegebenen Agungsfoften, jedoch nur vorſchußweiſe mit 
zu übermachen, und fell denfelben dieſer Vorſchuß, wovon fie die Liqui— 
dation dem an die Inquisitores publicos bei Ablieferung der Arreftanten ein- 
zufendenden jummarifchen Verhör, nebjt den erforderlichen Justificatoriis beis 
fügen müffen, ſogleich nach erfolgtem Erfenntniß, aus dem öffent: 
lihen Ingunifitions- Fonds vergütet werden. 

Das Reglement dd. Potsdam den 1. December 1782 (ibid, Bd. 17 
©. 491) beftätigt gleichfalls diefe Vorfchriften und fett ausdrücklich feſt, daß 
diefelben nit nur auf ausländifhe Bagabonden, ſondern aud 
auf folhe ohne Legitimation vagirende Einländer, fie mögen an: 
geſeſſen fein oder nicht, zur Anwendung fommen ſollen. Es unterfagt das— 
jelbe auch jedes gerichtliche Ingquifitionsverfahren und Gutachten ver Criminal; 
Gollegia, überträgt vielmehr auf Grumd einer fummarifchen Unterfuchung die 
Berfügung und Beitrafung der Kriegs- und Domainen-Kammer durch Einfper- 
rung in das Krenzburger Armenhaus oder nach Umftäinden in's Zuchthaus. 

Das in Echweidnig im Jahre 1800 errichtete Gorrectionshaus ergänzt das 
räumliche Bedürfniß zur Einfperrung der VBagabonden. Nach $. 12 des Pepe. 
ments vom 31. Auguft 1800 (Korns Ed.⸗S. neue Folge Br. IV ©, 106) 
werden die Kämmereien der Städte wiederholt nur verpflichtet, die Transport: 
und Berpflegungstoften für Bettler und Vagabonden bis zur Ablieferung in’s 
Eorrectionshaus vorzufchießen. Nach 8. 12 diefes Neglements ift verordnet: 

Alle Koften, welche die Einrichtung der Häufer, der Transport der 
Necipienten, ihre Bekleidung, Beköſtigung und Pflege er- 
— übernehmen Wir und werden die Fonds dazu an— 
weiſen. 

Mit Rückſicht auf den Vorbehalt in 8. 32 für den Fall eines erweiterten 
Bedürfniſſes, ſind der Provinz nach dem Publikando vom 28. October 1803 zur 
Unterhaltung dieſes Correctionshauſes nicht unbedeutende, jetzt noch zu entrich— 
tende Abgaben auferlegt worden (efr. S. 849 u. 850 d. Monatoſchr. f. 1849). 

In Berückſichtigung dieſer Vorſchriften erfolgte die Begutachtung der XVI. 
Königlichen Propofition von Seiten der Stände des achten ſchleſiſchen Provinzial— 
Landtages in der wörtlich dahin ausgefprochenen Voransfegung: 

daß in Gemäßheit des Edicts vom 1. April 1772 $. 12 und 13, [owie 
des Edict8 vom 1. December 1782 feine Zufhüjje von ven dem 
Staate obliegenden Berpflihtungen zu den Koften von der 
Provinz übernommen werden, fewohl infofern, als pie be- 
reits in Schlefien vorhandenen bedeutenpen Mittel zur 
Realifirung der mannigfadhen Anftalten nicht ausreichen 
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follten, als auch infofern durch dieſes Neyulativ ben Armen be- 
ftimmte, im Geſetz begründete echte und — gewährt werden 
lönnten. 

Die zweite unter XI. zugefertigte Königliche Propofition muthet, wie bereits 
angedeutet worden, ben fchlefifchen Provinzialftänden Hauptfächlic die Genehmi- 
gung zur Aufhebung jener provinzialrechtlichen Borfchriften zu, ſowie die Ueber- 
nahme der Yandarmenpflege und der Transport » Verpflegungs- und fonftiger 
Koften Für Bettler und VBagabonden auf die nach dem interimiftifchen Negulativ 
vom 23. Vebruar 1844 zu gründenden neuen Yanbarmenverbände. 

Hiergegen haben die ſchleſiſchen Stände unterın 8. April 1845 nachjtehende 
Verwahrung eingelegt: 

Die Ständeverfanmlung vermag fich nicht von der Anficht zu trennen, 
daß die Provinz Schlefien durch die Anordnung der $$. 12 und 
13 des Edicts vom 1. April 1772 in Befit eines foftbaren ' 
Rechts fich befinde, deſſen Rechtsbeftändigfeit ver Gefeg- 
Entwurf felbft in den Motiven zu $. 4 anerfannt und in 
Folge deſſen das Geheime Obertribunal in mehreren Fäl— 
len gegen den Königlichen Fiskus erfannt hat. 

Auf beide Gutachten wurde den fchlefifchen Provinzialftänden nach dem 
Alferhöchften Landtagsbefcheive vom 27. December 1845 nur bie Refolution 
ertheilt: 

’ baß bei der weiteren Berathung das Gutachten der getreuen 
Stände in nähere Erwägung gezogen werben wird. 

Die Provinz Schlefien erwartet bis zum heutigen Tage vergebens bie 
Nealifirung diefer Allerhöchiten Verheißung, ſowie die Nevifion der vorhandenen 
Provinzial » Landarmen » Neglements und Vereinbarung mit der neueften Gefeß- 
gekung, wie dies bereits $. 10 und 37 des Armenpflegegefeges vom 31. Des 
cember 1842 befiehlt. Dagegen werben die Vorfchriften des interimiftifchen 
Negulativs für die PYandarmenpflege vom 23. Februar 1844 durch neuere decla- 
ratorifche Verordnungen der VBerwaltungsbehörden auf eine überaus läftige Weife 
erecutirt, fo daß es den Anfchein gewinnt, als ob wohlhergebrachte Rechte der 
Provinz und Pflichten des Staats gegen diefelbe durch Stilffchweigen befeitigt 
und bie von ber Provinz Schlefien fast ausjchlieflich aufgebrachten bedeutenden 
Kapitalfonds, ſowie die fortwährend geleifteten und zu leitenden Beiträge für 
die Landarmenpflege und zur Dedung der Koften, welche Bettler und VBagabon- 
den veranlaffen, nicht in der Weife verwendet werden follen, wie dies in ben 
bezüglichen fchlefifchen Yandarmen-Reglements und Edicten anbefohlen ift. 

Diefe Aeußerung ift in dieſer Monatsjchrift für 1859 ©. 847 bis 853, 
860 ff. 868 ff. ſpeciell gerechtfertigt. 

Die vorftehende Erörterung und wiederholte Anregung eines für bie Provinz 
Schlefien überaus wichtigen Gegenjtandes fteht mit der im Eingange aufgeftell- 
ten Frage in engfter Verbindung, weil aus der Klaſſe der $. 2 des Armenpflege- 
Gejeges aufgeführten Perfonen mit der Zeit viele heimathlos werden, als Bettler 
und Vagabonden jich herumtreiben, und weil, namentlich nach den neueren Ans 
fichten der Verwaltungsbehörven, die durch diefelben entjtchenden Koften, felbft 
biejenigen, welche aus ber zur Beſſerung verfügten Detention in Arbeitshäufern 
entjtehen, ben größeren Stadtgemeinden zur Laſt gelegt werben. 

Für dergleichen Berfonen, zu deren Verpflegung im —— Rechtsſinne 
‚weber eine Gemeinde noch ein ſpeciell Verpflichteter oder Vermögender vorhan- 
ben iſt, find mach den erwähnten fchlefifhen Edicten und Reglements die 
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vorhandenen Armen» und Arbeitshäufer mit ihren reichen Dotationen vorzugs- 

weije verpflichtet, e8 darf daher als ein Act der Gerechtigkeit der Hoffnung 

Raum gegeben werben: 
daß die Regierung dem nach dem Regulativ vom 23. Februar 1844 
eingeführten interimiftifchen Zuftande endlich ein Ziel ſetzen und 
unter Berückfichtigung ber von dem ſchleſiſchen Provinzial- Ständen am 
achten Provinzial-Yandtage zu den Königlichen Propofitionen XI und XVI 
abgegebenen Gutachten, die Borfchriften des $. 10 und 37 des Armen- 
pflegegefeges vom 31. December 1842 in Crfüllung gehen Taffen 
werde. 

Sollte dies nicht bald gefchehen, fo dürften die fchlefiichen Provinzial- 
Stände, wie dies in ber erwähnten Abhandlung — „Ueber die Armen- 
pflege in Schlefien (©. 868 bis 870 diefer Monatsfchrift von 1859) an- 
geregt worden ift, gegenwärtig mit befjerem Erfolge eine bezügliche Petition zu 
erneuern fich gebrungen fühlen. 

In Bezug auf die hier fpeciell zur Entſcheidung aufgeftellte Frage bezweckt 
vorſtehende Grörtung wiederholt, die Aufmerffamfeit der Behörden zur Befei- 
tigung ber bisherigen bedauerlichen Unficherheit des Nechtszuftandes zu erweden 
und auf irgend eine Art eine Declaration herbei zu führen, wenn bie in der 
—— dieſer Monatsſchrift für 1859 ©. 57 bereits dahin in Vorfchlag 
gebrachte: 

1) Die Vorfchrift des $. 1 Nr. 3 des Armenpflegegejeges vom 31. Dechr. 
1842 bezieht ſich nicht auf die $.2 1. c. bezeichneten Perfonen, jo lange 
diefelben ſich in einem unfelbjtftändigen Dienftverhältnig befinden; 

2) auf die $. 2 des Armenpflegegefetes bezeichneten Perfonen ift die Regel, 
nicht aber die Ausnahme der Vorjchrift des $. 4 1. c. anwendbar, 


cht für entfprechend erachte en folite C. Knobland. 





Auszug 
aus dem Berichte ver Commiffion für das Gemeindewejen vom 
18. Mär; v. J. 


Magiſtrat uud Stadtverordnete der Stadt Driefen heben in einer Petition 
vom 4. v. Mts. die heilfamen Wirkungen der Städteorduung vom 19. November 
1808 hervor, und ohne zu verfennen, daß die Stäbteerbnung vom 30. Mat 
1853 manche gute und zeitgemäße Abänderungen der des Jahres 1808 enthalte, 
Hagen fie, daß der Geift diefer legteren, die Förderung der Selbjtverwaltung 
der Gemeinbeangelegenbeiten, in dent neueren Gefete vermißt werde. 

Die Petenten begründen dies im Einzelnen. Dem $. 2 der Stäbteorduung 
von 1808, welcher das Auffichtsrecht des Staats über die Städte feinem Inhalte 
nach näher bezeichnet, ftellen fie den $. 66 der Stäbteorbnung von 1855 Yu 
über, welcher die Einfendung des Stabthaushalts- Etats fordert, und führen 
bejchwerbeführend an, daß die Ausführungs» Inftruction des Minifters des Jumern 
v. Weftphalen die Stäpte von nicht mehr als 10,000 Einwohnern vergeftalt 
unter die Aufficht der Yandräthe geftelft habe, daß alle Berichte am die Regie- 
rungen nur durch fie und mit ihren Bemerkungen verjehen gelangen können. 
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Sie weifen darauf hin, daß, abweichend von ber Stäbteorbuung von 1808, 
die von 1853 die Veräußernng von Gemeindegrundftücen, fowie die Contrahirung 
von Anleihen von der Regierungsgenehmigung abhängig gemacht habe. 

Alfe diefe Beſchränkungen haben, nach der Behauptung der Petenten, Feine 
überwiegenden Gründe für fich, erfchweren den Geſchäftsgang, verzögern ben 
Abſchluß von Gejchäften und veranlaffen die Auffichtsbehörde zu Entjcheidungen, 
welche, ohne ausreichende Localfenntnig getroffen, die Communen in Schaden 
bringen. 

An diefe Anführungen fchliegen die Petenten den Antrag: 

das hohe Haus wolle dahin einwirken, daß die Anordnungen der neuen 
Städteordnung, durch welche die Stabtgemeinde- Verwaltungen in ihrer 
früheren Selbftftändigfeit und Ungebundenheit befchränft worden find, 
wieder aufgehoben werden und eine mehrere Beauffichtigung der Com: 
mmmalverwaltungen, als die alte Städteordnung vorfchreibe, nicht aus— 
geübt werde. 

An diefe Petition reiht fich eine zwelte, welche von ben Abgeorbneten bes 
Elbing- Martenburg-Stargardter Wahlkreifes, Houffelle, Schenkel, Lietz 
und Mettenmeier, im Auftrage der Stabtverorbneten der Stadt Elbing, unter 
dem 26. Februar d. 3. eingereicht worben ift. Sie folgt der Richtung der erften 
Petition, greift den Gegenftand aber umfaſſender auf und geht genauer in das 
Einzelne ein. Sie erftredt fich auf zweierlei, auf die inneren Verhältniſſe ber 
Städte, genauer, die Betheiligung der Bürgerfchaft an den ftädtifchen Angelegen- 
heiten und ihre Vertretung, zweitens auf das äußere Verhältniß der Städte, 
dasjenige, in welchem fie zur Staatsregierung ftehen. Da dieſer zweite Theil 
ber Betitton feinem Inhalte nach mit der der Stadt Driefen zufammenfältt, ift 
feiner bier zuerst zu gedenken. 

Den Beitimmungen des $. 2 der Stäbteorbnung vom Jahre 1808 über das 
Dberauffichtsrecht des Staates werben die der Stübteorbnung von 1853 gegen- 
übergeftellt, um bie größere Beſchränkung der Städte, welche nach der Behaup- 
tung der Petenten alle Selbitftändigfeit der Städte untergrabe, zu beweifen. Es 
wird Bezug genommen auf bie, auch in der Driefener Petition hervorgehobene 
Unfelbftftändigfeit bei der Veräußerung von Grundftüden und ber Veränderung 
in dem Genuß von Gemeindenugungen; e8 wird die Behauptung aufgeftellt, daß 
nach $. 64 und 78 der GStübteorbnung von 1853 und der Minifterial» Inftrucs 
tion vom 20. Juni deſſelben Jahres die Regierungen berechtigt feten, bie Höhe 
ber Gehälter ſämmtlicher ftädtifchen Beamten zu beftimmen; es wird ee 
hoben, daß im Gegenfat gegen die Ältere Stäbteorbnung die neuere im $. 79 
bie Auflöfung der Stadtverorpneten-Verfammlungen gejtatte und dem Minifter 
bes Innern das Recht einräume, die Gefchäfte der Stadtverordneten ſechs Mo— 
nate hindurch commifjarifch verwalten zu Laffen; endlich jet in dem $. 33 ber 
neuen Stäbteordnung und dem Art. 9 der Minifterial-Inftructien dem Be— 
ftätigungsrechte der Regierung bei den Wahlen in den Magiftrat gar feine 
Schranke gefegt, während die Städteordnung von 1808 die Nichtbeftätigung von 
bem Mangel der Qualification abhängig mache, der ganz in der Hand ber 
Regierung liegenden zweimaligen Zurüdweifung des Gewählten folle gar eine 
commifjarifche Verwaltung auf Koften der Stadt folgen. So fel, wie beifpiels- 
weiſe angeführt wird, einem mit den beften Zeugniffen verfehenen Kreisrichter 
bie Betätigung zum Syndicus der Stabt Elbing, nicht minder die der Wieder- 
wahl eines unbefolveten Mitgliedes des Elbinger Magiftrats im Jahre 1856 
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verfagt und noch vor wenigen Monaten fei eine Wahl zum. unbefolbeten Stabt- 
rath in Tilfit von der Regierung zu Gumbinnen nicht bejtätigt worden, weil ber 
Gewählte Mitglied eines liberalen und minifteriellen Wahlcomites gewefen ſei. 


Im eriten Theile der Petition, welcher die inneren Verhältniſſe der Städte 
betrifft, wird zumächjt der allgemeine Sag aufgeftellt, daß die Städteordnung 
von 1808 ven Schwerpunkt in die Stadtwerorbneten » Verfammlung, die neue ihn 
in den Magiftrat gelegt habe, ohne daß biefer dadurch an Anjehn gewonnen 
habe. Sodann greifen die Petenten die Erhöhung des Genfus für das ftädtifche 
Wahlrecht gegen ven der Städteordnung von 1808 an; ferner die biefem Gefege 
unbekannte Dreiffafien- Eintheilung bei den Wahlen; den die Innungen, Zünfte 
und Genofjenfchaften bedingungsweiſe zur Grundlage für das Wahlrecht nehmen- 
den 8. 11 der neuen GStäbteorbnung; weiter die Verringerung der Zahl ber 
Stabtverorbneten gegen bie im Jahre 1808 beftimmte Zahl; die Bejchränkung, 
welche die Wahlfähigfeit durch das Verwandtichaftsverhältnig nach der darin von 
der Älteren Städteorbnnung abweichenden neueren erleidet; endlich da® Wahlver- 
fahren und zwar die Befugniß des Magiftrats, die Stadt in Wahlbezirte zu 
theifen, oder auch nicht zu theilen, das an Stelle des einjährigen jegt nur zwei⸗ 
jährige Ausſcheiden eines Drittheils der Stadtverordneten, ben Wegfall einer 
Beteiligung der Wahlverfammlung bei der Bildung des Wahlvorftandes und 
ſchließlich die Öffentliche und mündliche Abgabe der Stimme, an Stelle ber bie 
Wahlfreiheit fihernden geheimen. 

Diefe Magen über die Veränderungen der Städteordnung von 1808, fagen 
die Petenten, hätten in Elbing den einjtimmigen Wunfch der Wiedereinführung 
ver legteren hervorgerufen, ein Wunfch, der von vielen anderen Städten ber 
Provinz Preußen getheilt werde. | 

Zum Beweife ift der Petition eine Denkfchrift beigelegt, welche auf Beſchluß 
und im Namen einer VBerfammlung abgefaßt worden, die im September 1848 
aus Abgeorbneten ſämmtlicher Städte der Provinz Preußen gebildet war. Sie 
fordert die Beibehaltung der Städteordnung von 1808 mit einigen zeitgemäßen 
Veränderungen im Gegenſatze gegen die, damals von der Regierung, wie gegen 


die von ber äußerſten Linfen der Nationalverfammlung vorgelegte Gemeinde: 
Orbnung. 


Die Petenten erflären, daß fie fich nicht verhehlen, theils daß die Wieder; 
einführung ber Städteordnung von 1808 große Schwierigkeiten haben würde, 
thells daß dies Geſetz neben feinen trefflichen Beſtimmungen auch folche enthalte, 
welche wie über die Schußverwanbten und die Beſchränkung des pafjiven Wahl: 
rechtes auf die Bürger des Bezirks weder zeitgemäß noch zwedmäßig feien; ver 
Wunfh der Stabtverordneten-VBerfammlung in Elbing gehe auch nur dahin, 
das Princip binzuftellen, das der gegenwärtigen Städteordnung zum Grunde zu 
legen fei. Die Petenten fügen deshalb ihrer Petition einen Entwurf zu einigen 
Abänderungen der Städteorenung von 1853 bei, und richten ihren Antrag dahin: 

bei dem Hohen Staatsmintjterium zu beantragen, daß baffelbe den we— 
fentlichen Inhalt diefes Entwurfs in die Form einer Novelle zur jetzigen 
Stäbteorbnung bringen und demnächſt den beiden Häufern des Lands 
tags zur Genehmigung vorlegen wolle. 

Diefer Entwurf fet in der Mehrzahl feiner Beftimmungen ver Stäpteorb- 
nung von 1808, in einigen ber revibirten vom 17. März 1831 und ver Ge— 
meindeordnung vom 11. März 1850 entnommen. 
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Die Commiffion hat fich einer umftändfichen und eingehenden Erörterung 
und Prüfung diefer Petitionen in Gegenwart eines Commiſſars des Herm 
Minifterd des Innern unterzogen. Sie ſtellte fich dabei ihre Aufgabe dahin, 
daß diefe nicht darin bejtehen könne, dem hohen Haufe die Initiative ‚auf biefem 
Gebiete der Gefebgebung zu empfehlen, deshalb nicht darin beitehen könne, ben 
von den Petenten eingereichten Gefegentwurf in ber Weife zu berathen, um feine 
Annahme oder die eines andern zu beantragen, fondern, daß die Aufgabe ber 
Commiffion nur darin beftehen könne, zu erörtern, ob bei dem hohen Dauf e 
zu beantragen fei, die Petitionen ber Staatsregierung, als bie 
Grundrihtung bezeihnend, zu überweifen, nach der eine Abänderung 
der Stäbteorbnung vom 30. Mat 1853 erforderlich erſchelne. Da- 
bei werde fich die Commiffion, fo fagte fie fi, der Pflicht zwar nicht entziehen 
können, bie einzelnen von den Petenten hervorgehobenen Punkte forgfältig zu 
prüfen und feitzuftellen, ob und für welche fich, die Auficht der Petenten aner- 
fennend, die Mehrheit entfcheide, jedoch nicht zu dem Zwed, um daran einen 
Antrag auf Annahme diefes oder jenes Sates durch das hohe Haus zu fnüpfen, 
fondern lediglich zu dem Zweck, um je nach dem Reſultat ber Prüfung und 
Abftimmung bei den einzelnen Punkten eine Grundlage für den einzigen ag 
zu gewinnen, ob bie Petitionen in der oben bezeichneten Abficht der Staatöregie- 
rung zu überweifen felen oder nicht. 


Bevor zu der näheren Erörterung übergegangen wurde, erflärte der Herr 
Regierungs» Commiffar, daß er zwar nicht beauftragt fet, fich über einzelne Punkte 
Namens der Staatsregierung zu äußern, daß er aber beauftragt fei, im Allge- 
meinen zu erflären, daß die Staatsregierung ber Richtung der Petenten, ber 
Selbftverwaltung der Städte, fo weit zuläffig freie Bahn zu laſſen, keineswegs 
entgegen ſei, und das Bedürfniß anerfenne, die beftehenve a in dieſer 
Hinficht einer Reviſion zu unterwerfen, daß es dabei aber auf das aaß, auf 
ein Mehr oder Minder anfomme, und daß man daher bei einem oder dem an- 
dern Punkte abweichender Meinung fein könne, ohne deshalb ein Gegner des 
Princips zu fein. Er müſſe Hinzufügen, baß ber Grundfag, den Stäbten bie 
Selbjtwerwaltung ihrer Angelegenheiten möglichft wenig zu bejchränfen, nicht erit 
von der gegenwärtigen Staatsregierung eingenommen werde, fondern daß auch 
der zurücgetretene Minifter des Innern denſelben feftgehalten habe. Endlich 
müffe er dagegen Verwahrung einlegen, daß aus den Klagen ber Stabtverorbneten 
zu Elbing allgemeinere Schlüffe auf das Urtheil gezogen würden, welches bie 
Städte der öſtlichen Provinzen über die Stäbteordnung von 1853 fällten; bie 
nicht glücklichen Zuftände Elbings, in Betreff deren er dahingeftellt fein Laffe, 
auf welcher Seite die Schuld oder auch Die größere Schuld liege, feten fo eigen- 
thümlicher Art, daß fie feinen Schluß auf andere Städte al 


In der Commiffion war man darüber einig, daß es für ben vorliegenden 
Zweck nicht darauf ankomme, in wie weit ber politiiche Standpunft, auf bem 
das zurücgetretene Minifterium geftanden babe, ihm binderlich geweſen fei oder 
nicht, einem auch anerkannten Princip freierer Selbftverwaltung Folge zu geben, 
und daß es noch weniger darauf ankommen werde, bei ven zu erörternden Prin⸗ 
cipienfragen die fpeciellen, im hohen Daufe vielfach beſprochenen, einer nahe 
liegenden Zeit angehörigen beflagenswerthen fräbtijchen Berhältnijfe Elbings in 
das Auge zu fallen. 

Indem man zur Berathung des Gegenftandes ber Petition überging, hielt 
die Commiffion fich zunächft Nachitehendes gegenwärtig: 
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Die Anträge der Petenten. betreffen lediglich das Gebiet, für welches bie 
Stäbteorbnung vom 30. Mai 1853 gilt, alfo die ſechs öftlichen Provinzen der 
Monarchie. In diefem Gebiete find fich im Laufe des Jahrhunderts vier Stäpdte- 
ordnungen gefolgt, die vom 19. November 1808, die revidirte Städteorbnung 
vom 17. März 1831 für die mit der Momarchie wieder und neu vereinigten 
Provinzen und Lanbestheile, welche zugleich den darauf antragenven Städten an 
Stelle der von 1808 verliehen werben jollte, ferner die in ihrem zweiten Titel 
eine Städteorbnung enthaltende Gemeindeordnung vom 11, März 1850, welche, 
nur theilweife eingeführt, überall an die Stelle ihrer Vorgängerinnen zu treten 
beftimmt war, und enblich die jetst geltende Städteordnung vom 30. Mai 1853, 
welche die drei früheren Städteorbnungen überall, wo. fie in Geltung waren, 
aufgehoben und ihre Stelle eingenonimen hat. Die Städte der öftlichen Pro- 
vinzen find deshalb zu .der Städteorbnung des Jahres 1853, theild unmittelbar 
aus der Städteordnung vom Jahre 1808, theils von der Städteordnung des 
Jahres 1808 aus mittelbar im Durchgange durch die Städteordnungen der: Jahre 
1831 und 1850 ober eine berfelben, theils endlich, ohne die Städteordnung vom 
Jahre 1808 je befeffen zu haben, von ber bes Jahres 1831 aus gelangt. 

ierin liegt ver Grund, weshalb der näher zu erörternde Gegenfag zwifchen ber 

tädteordnung des Jahres 1808 und der won 1853 in einem Theil der Städte 
ftärfer, in einem andern fchwächer, in einem britten die Befchränfung gar nicht 
oder wenigftens nicht als Gegenfag empfunden wird. 

Die Commiffion wendete ſich 

1. der Seite der Petition zu, welche das äußere Verhältniß der 
Städte, das zur Staatsregierung, betrifft. 

Es ift in dieſer Beziehung nicht ohne großes Intereffe, in eine genauere 
Bergleihung. der vier Städteordnungen nach ihrem ganzen Inhalte einzugehen. 
Die vorliegende Aufgabe fchließt eine ſolche Vergleihung nicht in fih. Nur fo 
viel fei bemerkt, daß eine jede der vier Stäbteordnungen ſtarke Spuren ber Zeit, 
in der fie entftanden ift, an fich trägt. Am ftärkjten fpricht ſich der Geift ihrer 
Zeit in den Stäpteorbnungen ver Jahre 1808 und 1831 aus; bie in der Ges 
meinbeorbnung bes Jahres 1850 enthaltene Städteorbnung folgt zwar einer 
freieren Richtung in der Ausdehnung des activen und paſſiven Wahlrechts, fo 
wie der Rechte der Städtevertretung; aber gerade in der hier in Betracht fom- 
menden Rüdficgt ftäbtifcher Selbftftändigkeit räumt fie dem Bezirksrathe und da— 
mit dem Regierungspräfidenten Rechte und einen Einfluß ein, mit welchen jene 
Selbftjtändigkeit nicht beftehen kann. Wenn endlich bie Einwirkung der Zeit: 
richtung, unter welcher die Städteordnung von 1853 entjtanden fit, in ihr minder 
ſtark hervortritt, jo liegt der Grund mindeftens zum großen Theile: wohl darin, 
daß eine auf dem Gebiete der Stadtverwaltung mehr als vierzigjährige, zum 
vollen Bewußtſein gefommene, von der Nation hoch gehaltene Yebensgewehnheit 
fich als Gegengewicht geltend machte. 

Man muß fich gegenwärtig halten, bis wohin Geiſt, Verſtändniß und 
Interefie für die nächſien und eigenften öffentlichen Angelegenheiten in den 
Stäpten herabgefunfen waren, um den mächtigen Schritt ganz zu würdigen, bet 
mit der Stübteordmung von 1808, dem Produkte nicht einer gefchichtlihen Ent- 
wielung, nicht einer auf diefem Gebiete zur Erfenntniß gekommenen Zeit, ſon⸗ 
dern eines zur Erfenntniß der Bedürfniſſe feiner Zeit gelangten großen Mannes 
und eines edlen Königs, auf das Gebiet einer freien und gejunden Politik ge 
than worden. Der große Kurfürft hatte, die Kraft des Landes ftraff zufammens 
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raffend, in Betreff der Accife der damaligen Haupteinnahme, die Städte unter 
Steuercommiffarien geordnet, die nicht nur hierin, fondern überall, wo Staat 
und Stadt fich berührten, den Stadträthen die Gefchäfte abnahmen. Die Stäbte 
ftanden für den Gejchäftsfreis jener Steuercommiffarien, mit dem Titel von 
Steuerräthen, eigentlich Yocalcommiffarien für die ganze Verwaltung, unter den 
Kriegs- und Domainenfammern, deren Aufficht volle Bevormundung war. 
Friedrich der Grofe unterwarf im Jahre 1749 die gefammten ftädtifchen 
Angelegenheiten ganz ausdrüdlich den Kriegs- und Domainenfammern. Reſcripte 
fteigerten das Verhältniß; zu jeder Dispofition in den ftädtifchen Angelegenheiten 
wurde die Genehmigung erfordert und feitjtehender Anordnung nach mußten bie 
Meagiftratsftellen, ſoweit fie nicht Auftizämter waren, mit Militairinvaliden beſetzt 
werden. Was ber Entitehungszeit entfprechend tbeilweife durch fie geboten, 
mindejtens aus ihr zu erklären war, hatte fich, im Gegenfag zu ben auf anderen 
Gebieten entwidelten Anfchanungen, bis in den Anfang diefes Jahrhunderts ge- 
zogen. Das große Werk der Städteorpnung von 1808, durch das im Fühner, 
vertrauensvoller, durch den Geift der Nation, den auch fie ſchaffen half, reich 
belohnter Weife mit einem Schlage mit der Vergangenheit gebrochen wurbe, 
hatte mindejtens in Deutjchland feine Erfahrungen hinter fih. Es heißt deshalb 
nicht jenem Werfe Ehre entziehen, wenn man zugiebt, daß die nur Durch Dies 
Werk möglich gewordenen Erfahrungen von mehr als vierzig nachfolgenden Jahren 
auch an ihm Lücen und Mängel haben erfennen laffen. Auch die Petenten er- 
fennen jolde an. Es kann aljo nicht in der Übficht liegen, unbedingt das Alte 
wieder zur Geltung zu bringen, fondern nur unbefangen zu prüfen, ob, um ven 
Geift der Stäpteverfaffung in der Reinheit, in der er im Jahre 1808 aufgefaft 
worden, wieder berzuftellen, die Neuerung dem Alten weichen muß, und ohne 
Gefährdung anderer Intereffen weichen kann. Denn wenn die Stäbteorbnung 
von 1808 in ihrer Einleitung „die wirkfamere Theilnahme der Bürgerfchaft an 
der Verwaltung des Gemeinwefens für ein bringendes Bedürfniß“, und als den 
Zwed diefer Theilnahme „die Erweckung und Erhaltung lebendigen Gemein: 
ſinns“ erklärt und dieſem Gefichtspumtt in allen ihren Beſtimmungen folgt, fo 
war auch in der Commifjion volles Einverftändniß darüber: 
daß wie auf allen Gebieten, fo namentlich auf dem ver Stäbte ber 
Selbjtverwaltung der eigenen Angelegenheiten der unbefchränftefte und 
freiefte Spielraum einzuräumen fet, 
und daß biefer oberjte Grundfag mur da eine Einfchränfung bulde, 
wo die eigene ftädtifche Angelegenheit mit einem allgemeinen Intereſſe 
des Staats in einem fo engen Zufammenhange ftehe, daß die Siche— 
rung dieſes Interefjes eine Befchränfung der freien Selbjtverwaltung 
unerläßlich gebiete. 

Ein fo enger Zufammenhang tritt beifpielsweife bei dem Communal- Steuer: 
wejen, bei dem Schulwejen, bei der Polizeiverwaltung, bei der Armenpflege 
beutlich hervor, und während bei ver letzteren das Landesintereſſe weſentlich 
burch die Geſetzgebung allein geſchützt werden fanı, erfordert in den erjteren 
Beziehungen das Yandesintereffe einige Einfchränfung der eigenen ſtädtiſchen Ber: 
waltungsfreiheit felbjt. 

Zweierlei aber ift dabei erforderlich: zuerft daß man in der Sicherung der 
aligemeinen Landesintereffen nicht über die wahre Grenze des unerläflich Noth- 
wendigen hinausgehe, denn man könnte beifpielsweife mit dem generellen Sage, 
dag dem Staate an dem Wohlergehen feiner Städte wefentlich gelegen jet, bis 
an bie unbefchränftefte Bevormundung gelangen; zweitens, daß die Mittel der 
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Sicherung zwar ihrem Zwecke entjprechend, aber doch jo gewählt werben, wie 
fie die Selbftftändigfeit ver Städte fo wenig als irgend möglich befchränfen. 

In allen vier Städteordnungen find diefe Mittel ihrer Art nad diefelben, 
nicht ihrem Maaße nad. 

Sie find theils allgemein und mittelbar, theils fpectell und unmittelbar auf 
ihren Zwed gerichtet. 

Der erfteren Art find: 

3 das allgemeine Auffichtsrecht der Yandesbehörde über die Städte; 

2) das theils der Krone, theils der Lanvesbehörbe vorbehaltene Recht ber 
Bejtätigung der Wahlen zu gewiſſen Aemtern. 

Der zweiten Art ift: 

3) das Erforderniß höherer Genehmigung zu gewiſſen Befchlüffen der ftäbti- 
fchen Behörden. 

In allen vier Städteordnungen iſt der Landesbehörde ein allgemeines 
Aufſichtsrecht über die Städte gefichert. 

In beiden Petitionen wird darüber geffagt, daß es nicht bei den allgemeiner 
gehaltenen Beſtimmungen der Städteordnung von 1808 geblieben ſei. “Diele 
behält im $. 1 dem Staate das oberfte Auffichtsrecht vor, und verorbnet im 
$. 2, daß diefe oberfte Aufficht dadurch ausgelibt werde, daß der Staat bie ge- 
drudten Rechnungs-Ertracte oder die öffentlich barzulegenden Rechnungen über 
die Verwaltung des Gemeindevermögens einfehe, in Beſchwerdefällen entjcheide, 
neue Statuten beftätige und — was unter Nr. 2 erörtert werden wird — zu 
den Wahlen der Magiftratsmitgliever die Genehmigung ertheile. 

Die Commiffion war zunächft einftimmig damit einverftanden, daß ein all- 
gemeines Auffichtsrecht der Landesbehörde über die Städte, weil ihr Wohl und 
Gedeihen von dem Wohle des Staates felbft nicht getrennt werden könne, uner- 
laͤßlich ſei; fie Konnte aber auch, mit Ausnahme eines unten zu gedenlenden 
Falles, in ihrer Mehrheit nicht anerkennen, daß die fpecielleren Beſtimmungen, 
welche die Stäbteorbnung von 1853 enthält, die ftäbtifche Freiheit zu ſehr be— 
fchränfen. Die im Jahre 1808 angeorbnete Einficht der Rechnungen konnte Doch 
nur ben Zwed haben, der Auffichtsbehörde unter Umftänden im Staatsintereffe, 
betreffe dies nun Steuer» oder Schulwefen, oder ein Anderes, Gelegenheit zum 
Einfchreiten zu geben. Daß diefe Gelegenheit gegeben und benugt wird, nicht 
erft, nachdem ein ftädtifcher Beſchluß mindeftens theilweife ausgeführt ift, alfo 
nicht erft durch Vorlegung einer nur die Vergangenheit betreffenden Nechnung, 
fondern vor jener Ausführung, durch einen auf die Zukunft berechneten DBoran- 
ſchlag, wie der die Einreichung einer Abfchrift des Haushaltsetats an die Re 
gierung zu deren Kenntnißnahme fordernde $. 66 der Städteorpmung von 1853 
anorbnet, liegt ebenfowohl im Intereſſe dev Städte als der Regierung. Die 
biergegen in der Driefener Petition geführte Klage wurde in der Commiſſion 
von feiner Seite unterſtützt. 

Eine Discuffion erhob ſich dagegen über das beziehungsweife dem Magi- 
ſtratsvorſtande und der Aufſichtsbehörde in der Städteordnung von 1853 einge— 
räumte Recht, unter Borausfegungen Befchlüffe ver Stadtbehörden vorläufig zu 
fuspendiren. Die Städteordnung von 1808 jpricht von einer ſolchen Suspen- 
fionsbefugniß nicht, wohl aber, wenn auch im Einzelnen abweichend, die Städte— 
ordnung von 1831 und die Gemeindeordnung von 1850. Dawider erhob fich 
in der Commiffion fein Widerſpruch, daß in der ausdrücklichen Bewilligung 
eines Suspenfionsrechtes an ſich eine Ausdehnung des Aufjichtsrechtes nicht zu 


172 


finden ſei, ba e8 im biefem unzweifelhaft ſchon Tiege, und es wurde deshalb an- 
erkannt, daß in der Befchränfung bes Suspenfionsredhtes auf ausdrücklich ge— 
nannte Fälle vielmehr, im Gegenfag gegen bie Stäbteordnung von 1808, ein 
Shut für die ftäntifche Freiheit liege. Man war aber weiter darüber einver- 
ftanden, daß Alles auf die Bezeichnung der Fälle anlomme, in denen das Sus- 
penfionsrecht geftattet ſei. 

Die Stäpdteordnung von 1853 unterfcheidet die Suspenfion der Befchlüffe 
bes Magiftrats (8. 57) von der der Befchlüffe der Stadtverorbneten ($. 77). 
Die erftere fteht nur dem Magijtratsvorfigenden, bie letstere nur der Auffichts- 
behörde — alfo in eriter Inftanz der Departementsregierung — zu. Die 
Beichlüffe der einen wie der anderen Körperfchaft können von ber nach Vor— 
ftehendem dazu brechtigten Stelle aus fuspendirt werden, wenn durch die Be— 
Ichlüffe die Befugniffe der betreffenden Körperfchaft überfjchritten werden, oder 
wenn fie gefeg- oder rechtswidrig find: Hiergegen wurde von feiner Seite etwas 
erinnert. Zwei weitere Beitimmungen dagegen erregten DBebenfen. Die Sus- 
penfion ſteht bei den Befchlüffen beider Körperfchaften ver für eine jede von 
ihnen oben bezeichneten Stelle auch dann zu, wenn der Beſchluß das Staats 
wohl verlegt. Von einer Seite wurde dagegen erinnert, daß diefes Wort fo 
allgemein, 5 unbeftimmt, für wilffürliche Anwendung jo zugänglich fei, daß 
biefe Beitimmung die Selbftftändigfeit der Städte auf das Aeuferfte gefährde. 
Eine folhe Befugniß fei keiner Provinzialbehörde, auch nicht einem Einzelnen, 
dem Minifter des Innern, fondern jedenfalls nur einer hoch ftehenden Behörde, 
vielleicht etwa dem Staatsrath, einzuriumen. Die Mehrheit der Commiffion 
erflärte fich gegen diefe Erinnernng: daß Beſchlüſſe in einer Stadt gefaßt werden 
fönnen, welche kein ausdrückliches Gefek, doch aber das Staats wohl, wie die 
Stäbteorbnung von 1808 es bezeichnet, oder das Staatsintereffe, wie bie 
Städteorbnung von 1831 und die Gemeindeorbnung von 1850 fagen, verleken, 
und daß es erforderlich fein könne, ben burch fofortige Ausführung dem Lande 
oder der Stadt entftehenden Schaden zu verhüten, konnte nicht verfannt werben. 
Eben fowenig, daß mit Wirkung nur einer nahe befindlichen, zu fofortigem Ein: 
Ichreiten befähigten Stelle das Suspenfionsrecht gegeben werben könne, daß mit: 
bin der Gedanke, dies einer vom Miniftertum unabhängigen hohen Behörde, 
etwa bem Staatsrath, vorzubehalten, abzulehnen fet, abgefehen davon, daß an 
eine folche weder zur Verwaltung berufene, noch verantwortliche Inftanz gar 
nicht gedacht werben fünne. Die Commijfion hielt fih weiter gegenwärtig, daß 
es fi nur um Suspenſion, nicht um definitive Entfeheidung handle, daß im 
ungerechtfertigten Falle das Beſchwerderecht die Zuflucht biete, daß jedwede Be— 
fugniß gemißbraucht werben könne, daß vereinzelter Mißbrauch aber nicht ven 
Grund abgebe, dem ehrlichen, am fich als nothwendig anzuerkennenden Gebrauch 
bie Thür zu verfperren, und daß, wenn man das Wort Staatswohl auch be- 
feitige, die Behörbe, wenn fie anders das Staatsintereffe verlett Halte, aus dem 
allgemeinen Auffichtsrechte, und dann nur eben fchranfenlofer die Befugniß zur 
Suspenfion herleiten werde. Die Mehrheit ſah daher in biefem Punkte fein 
Motiv für den Schlufantrag des Berichte. 

Dagegen bleibt in diefer Frage noch ein Punkt beig, der allerdings Bes 
benfen erregte. Der Magiitratsvorfigende ift nach $. 57 der Städteordnung 
von 1853 verpflichtet, jeden Befchluß, der das Gemeinintereffe verlegt, zu bean: 
ftanden und die Entſcheidung ber Regierung einzuholen. Bei der Berathung 
bes $. 57 im Hohen Haufe im Jahre 1853 iſt fo wenig biergegen als gegen 
die Suspenfion bei verlegtem Staatswohl etwas erinnert worden. Daß unter 
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dent Gemeinintereffe da® Gemeindeintereffe verftanden wird, ergiebt theils Die 
Bufammenftellung mit dem Worte Staatswohl, theils die Uebernahme aus der 
Gemeinbeorumung vom Jahre 1850, welcher dem Vorſtande das Recht giebt, die 
für das Gemeindewohl nachtheiligen Beichlüffe zu beanftanden, eine Beſtim— 
mung, über die man fich im Jahre 1850 anſcheinend dadurch beruhigt hat, dag 
die Entfcheidung in die Hand des Bezirksraths gelegt wurde, ohne zu bevenfen, 
daß im biefem wohl nur der fach» und gefchäftsfundige MNegierungspräfident, 
durch die wechfelnden gewählten vier Deputirten wenig gehindert, entſchieden 
haben würde. Es ift indeß nicht zu verfennen, daß bier der Gefichtspunft,, die 
ſtädtiſche Freiheit nur da zu beſchränken, wo das Staatsintereſſe es fordert, ' 
verlaffen und recht eigentlich anf das Gebiet der Bepormundung übergetveten  ift. 
Semeindeangelegenheiten, die Das Staatsintereffe nicht berühren, müffen, mach 
gefunden Principien, ausſchließlich in ber Gemeinde entfchieden werden. Die 
nebachte Beſtimmung giebt dem Magiftratsporfigenden die Möglichkeit, jedweden 
Beſchluß den ſtädtiſchen Behörden zu entziehen, und die Negierung die Stadt 
regieren zu laffen. Dieſe Befugniß wird noch bedenklicher, wenn man den Ein- 
fluß bedenft, den das Bejtätigungsrecht der Regierung bei der Wahl des Ma— 
giſtratsvorſtandes giebt. Es ift nun zwar richtig, daß die Furcht vor tendenziöfen 
Mißbrauch nicht abhalten darf, eine an ſich nothwendige Vorfchrift zu erlaffen, 
aber die hier getroffene ift vor dem Eingangs bezeichneten allgemeinen Princip 
nicht haltbar, umd die Commiffion erfannte in dem Bedürfniß einer Befeitigung 
der Worte: „oder das Gemeininterejje“ im $. 57 der Stäpteordnung von 1855 
ein Motiv für den Schlufantrag des Berichte. 

Gegen die fir nothwendig erfannte, von der Elöinger Petition angegriffene 
Beftimmung des $. 78 der Städteordnung von 1853, nach welcher die Regie 
rung die Befugniß hat, die der Gemeinde obliegenden — D. h. geſetzlich oder 
rechtlich obliegenden — Leiſtungen in ben Haushaltsetat zu bringen, wenn bie 
Stabtverorbneten fich weigern oder es umterlaffen, dies zu thun, wurde von 
feiner Seite etwas erinnert. 

Dagegen wurde von einem Mitgliede vie Feſtſetzung des 8. 79 der Städte— 
ordnung von 1853 für zu weit gehend erachtet, nach welcher eine Stabtver: 
ordnetenverfammlung durch Königliche Verordnung auf den Antrag des Staat: 
Meinifteriums aufgelöft werden fan, während die Commiffion in der Erwägung, 
daß es ein Mittel geben müſſe, unter Umftänden am die MWählerfchaft zu appel- 
firen, und daß in dem Erferderniß eines Staats: Minifterialantrags und einer 
Königliben Verordnung der nöthige Schuß Tiege, aus diefer Beſtimmung Fein 
Motiv für ihren Schlukantrag herleitete. Der Herr Regierungscommiffar machte 
übrigens noch darauf aufmerkſam, daß ven biefer Befugniß nur in den alfer- 
feltenften Fällen Gebrauch gemacht worden jet. 

3, Ein weiteres Mittel, die Stantsintereffen zu ſichern, das einen allge 
— und nur mittelbaren Character hat, liegt in dem Beſtätigungs— 
rechte. 
Die Städteordnung von 1808 beſtimmte, daß der Oberbürgermeiſter aus 
drei von ber Siabiverordneten⸗-Verſammlung präſentirten Candidaten landesherr- 
lich zu ernennen ſei, die übrigen Magiſtratsmitglieder, beſoldete und unbeſoldete, 
von den Stabtverordneten erwählt und von der Provinzial-Polizeibehörde be— 
ftätigt werben follten (58. 152, 153). Cine gleiche Beitimmun Yatte die vevis 
dirte Städteorbmung, wogegen die Gemeindeordnung von 1850 is. 31) die Bes 
ftätigung nur des Bürgermeifters und der Beigeordneten beziehungsmeije dem 
Könige und der Regierung vorbehielt. Die Städteordnung von 1853 fordert 
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die Betätigung aller befoldeten Magiftratsmitgliever ($. 33) und behält dem 
Könige die Beftätigung ber Bürgermeifter und Beigeorbneten nur in den Städten 
von mehr als 10,000 Einwohnern vor. Da die Polizeiverwaltung nicht mehr 
dem Magijtratscollegium obliegt, da ferner überall, wo das Staatsintereſſe zu 
wahren ift, der der Beftätigung unterliegende Vorfigende weit gehende Befug- 
niffe hat, jo bedarf e8, mach der Anficht der Commiffion, feines weiteren Schußes 
allgemeiner Interejfen. Der Vorbehalt der Beftätigung der anderen bejoldeten 
Magiſtratsmitglieder gehört wejentlich einem Spitem der Bevormundung an, 
welches die Commiſſion verlaffen zu ſehen wünſcht. Sie ift der Meinung, daß 
das Beftätigungsrecht auf die Wahlen des Bürgermeifterd und Beigeorbneten 
bejchränft werden kann und entnimmt auch hieraus ein Diotiv für ihren Schluß- 
antrag. 

Bei diefer VBeranlafjung bemerkte ein Mitglied, daß die Nichtbejtätigung 
eines Kreisrichters zum Synbicus der Stadt Elbing ihren Grund wohl darin 
gehabt haben möge, daß derjelbe zu denen gehört habe, die im Jahre 1848 ihre 
Befonnenheit völlig verloren hätten, und daß es für die Stadt Elbing nicht 
heilfam erjchienen fein möge, zu einer Zeit, in der die Zerwürfniffe in berjelben 
in voller Blüthe gewefen, ein folches Element in den Magiftrat zu bringen. 

Die Commiſſion mußte bei mangelnder Kenntniß des Sachverhaltes bies 
dahin geftellt fein laſſen, konnte ſich aber der Betrachtung nicht verfchließen, daß 
bei der Frage der Beftätigung auch in andern Fällen politifche Tendenzen auf 
das Für und Wider doch nicht aufer Einfluß gehalten worden feien. 

Dies führte näher auf die Klage der Elbinger Petition, daß das Beſtäti— 
gungsrecht, wie fie ſich ausdrückt, jett ſchranlenlos ſei, während bie Städte 
ordnung des Jahres 1808 die Verfagung nur bei „ungqualificirten Subjecten” 
(8. 154) zulief. Diefe Boftimmung hatte ihren näheren Anhalt infofern, als 
diefelbe Städteordnung ($. 149) bei den auf 12 Jahre anzuftellenden Magi— 
ſtratsmitgliedern eine Prüfung anordnete; die revidirte Städteordnung hat eine ähn- 
liche Vorſchrift, und inftructionsmäßig finden auch gegenwärtig folche Prüfungen ftatt. 

Die Commiffien ift der Meinung, daß das Beftätigungsrecht zuveichend ges 
fichert bleibe, wenn die Beſtimmung der Städteordnung von 1808 wieder herge— 
ftellt wird, und ficht auch hierin ein Motiv für ihren Schlußantrag. 

Wichtig iſt die Enticheidung dev Frage, was gefchehen jolle, wenn eine 
Wahl wiederholt nicht bejtätigt wird. Die Städteordnung von 1808 enthält 
darüber feine Vorſchrift, ſondern gedenkt nur der Wiederholung für den Fall der 
Nichtbeftätigung; die Allerhöchjten Orts unter dem 4. Juli 1832 genehmigten 
Beftimmungen für das Gebiet der Stäbteordnung von 1808 (Gefetfammlung 
Seite 181 ff.) verordnen aber bereits, daß, „wenn beharrlich unqualificirte Sub» 
jecte präfentivt werben”, die Stelle auf Koften der Stadt commijjarifch ver: 
waltet werden jolle. Eine ähnliche Beftimmung enthält ver $. 93 der revibirten 
Städteordnung vom Jahre 1831. Die Gemeindeordnung vom Jahre 1850 ging 
erheblich weiter und gab ſchon, wenn die zweite Wahl nicht beftätigt wurde, dem 
Könige, beziehungsweife dem Negierungspräfidenten, das Necht, die Stelle .r 
einen Zeitraum von nicht über ſechs Jahren fogar definitiv zu befeken. Die 
Städteordnung von 1853 hält ſich hierin maßvoller als alle von 1831 ab er» 
gangenen Seitfegungen. Sie verordnet bei Verfagung der Beftätigung im zweiten 
Falle commifjarifche Verwaltung, jedoch nicht, wie bie Gefege von 1831 und 
1832 ohne Enbtermin, vielmehr nur bis dahin, wo die jederzeit vorzunehmende 
anderweite Wahl die Genehmigung erhält. Die Petenten wollen den Zuftand, 
nicht wie er vor 1853, fondern wie er vor 1832 war, wiederbergeftellt wiſſen. 
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Die Eommiffion konnte nicht verfennen, daß der Mangel jeder Nöthigung fir 
bie Wähler zu einer Ausgleihung mit der Beitätigungsinftanz ſchwere Mihftände 
und lang verzögerte Stellenbefegung herbeiführen müfje, und fonnte aus dieſem 
Wunſch der Betenten fein Motiv für ihren Schlufantrag entnehmen, um fo 
weniger, wein, wie ihr angemejjen erfcheint, das Bejtätigungsrecht überhaupt 
— die Wahl des Bürgermeiſters und ſeines Stellvertreters vorbehalten 

t. 

3. Ein drittes Mittel, die allgemeinen Staatsintereſſen zu wahren, iſt das 
Erforderniß höherer Genehmigung zu gewiffen Befchlüfjen der 
ſtädtiſchen Behörden. 

Dies Mittel it, abweichend von den bisher befprochenen, ganz jpecieller 
und unmittelbar wirkender Befchaffenheit. Zuerſt ift vorweg zu bemerken, daß 
weder die Petenten noch Stimmen in der Commifjion fich dagegen erhoben haben, 
daß in folgenden Fällen, im welchen die Städteorbnung von 1808 eine höhere 
Genehmigung zwar nicht, die von 1853 eine folche aber wohl erfordere, es bei 
diefem Erforderniß verbleiben müſſe: erftlich in den im $. 53 der Städteordnung 
näher bezeichneten Fällen, in denen neue Umlagen und Abgaben auferlegt, oder 
bereit3 beitehende in ihren Grundfägen verändert werben follen; zweitens, wenn 
es jih um Veräußerung von wiljenfchaftlichen oder Kunſtſammlungen und von 
Archiven handelt; drittens, bei Beſchlüſſen über ein zu erhebenvdes Einzugs- oder 
Einfaufsgeld; endlich viertens, wenn Gemeindedienfte nach einem andern Maß- 
ftabe auferlegt werben follen als dem, welcher für Gemeindeabgaben gilt. 

Die Petitionen verlangen dagegen und zwar erjtens beide, die Drieſener 
und bie Elbinger, daß die Genehmigung nicht weiter erforderlich jet bei der 
Veräußerung von Grundftüden und Realberechtigungen ($. 50 der Stüpteord- 
nung von 1853), ſowie bei der Veränderung in dem Genuſſe von Gemeinde: 
nugungen, und zweitens die Driefener, daß fie auch nicht erforderlich jet, bei 
ber Aufnahme won Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schulven- 
beſtande belaftet oder der bereits vorhandene vergrößert wird. Die Commijfion 
hielt das erftere Verlangen für gerechtfertigt. Ob die Veräußerung eines 
Grundſtücks, ob eine Veränderung in dem Genuffe von Gemeindenutungen ber 
Stadtgemeinde heilfam oder nachtheilig fei, das ift eine Frage, bie zunächſt 
und weſentlich das Intereſſe der Stadtgemeinde ſelbſt und das Staatsintereſſe 
nur entfernt und mittelbar in ſoweit berührt, als e8 dem Staate daran gelegen 
ift, daß das Communalvermögen der Städte in Flor bleibe. Der eigene Bor 
theil der Gemeinden aber wird dahin führen, daß fie bei Beſchlüſſen diejer Art 
verftändig verfahren, und darin Liegt die ausreichende Beruhigung dafür, DaB, 
auch wenn der Vorbehalt dev Genehmigung fortfällt, das mittelbar in Betracht 
fommenbe Staatsintevejje gewahrt fein werde. Hierzu kommt, daß die den Local 
umftänden ferner jtehende Regierung in die Gefahr geräth, die in der Regel 
allein aus der ganz fpeeiellen Sachlage zu beurtheilende Frage nicht nach diejer 
auf dem Schreibewege oft nicht zu erfennenden Sachlage, fondern mehr nad 
allgemeinen Grundſätzen, die für den gegebenen Fall oft nicht paſſen, zu ent 
ſcheiden. Es fehlte in der Commiffion nicht an der Mittheilung jehr ſchlagender 
Beifpiele. Die Commiſſion erachtete in ihrer Mehrheit pas Erforderniß der 
höheren Genehmigung in den bezeichneten Fällen nicht als durch die oben auf 
ejtellten Grundfüse geboten, fondern dem Spyitem der Bevormundung ange 
Brig und fand es wolllommen ausreichend, wenn nach dem Autrage der Petenten 
die Vorferiften der Stäpteordnung von 1808 wieder hergeſtellt werden, nach 
welchen (3. 189) bei übereinftimmendem Willen beiver ſiädtiſchen Körperſchaften 
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die Veräußerung durch öffentliche. Licitation, bei deren Belanntmachung bie in 
der Nothwendigfeit oder Nittlichkeit liegenden Gründe bes Berfaufs anzugeben 
find, und eine nachträgliche Anzeige über die eingetretene Veränderung an bie 
Orts-Polizeibehörde genügen follen. Dieje Formen, unter denen. ver Verkauf 
nur geftattet ift, neben der Regierung die Möglichkeit, in den immer nur feltenen 
Fällen, in denen Yeichtfinn oder Pflichtvergeffenheit den Verkauf veranlaßt, ihr 
Auffichtsrecht einfchreitend geltend zu machen. Die Commiffion erkannte ihrer 
Mehrheit nach aus diefen Gründen in dieſem Punkte ein Moment mehr ‚für 
ihren Schlußantrag. * 
Dagegen konnte ſie der Anſicht der Drieſener Petition nicht beiſtimmen, daß 
die höhere Genehmigung auch da nicht erforderlich fei, wo es ſich um die Auf: 
nahme von Anleihen unter den oben bezeichneten Maßgaben handle. Gie er— 
fannte an, daß die dann micht mehr zu überwachende Verſchuldung der Stäbte 
einen jo unmittelbaren Einfluß auf die Leiſtungsfähigkeit ver Eimwohuer und da— 
mit auf die allgemeinen Staatsintereffen habe, daß vie Prüfung der Auffichts- 
behörde unerläßlich ſei; dies ſei um fo weniger zu verfennen, wenn man erwäge, 
daß die Mitwirkung der Auffichtsbehörde allein die Gewähr dafür gebe, daß bei 
folchen Anleihen für ihre Tilgung durch einen Amortifattonsfonds und die genau 
zu prüfenden Fetfegungen eines ſolchen geforgt je. Der in der Stäbteorbnung 
ven 1808 fehlende, in der von 1853 enthaltene Ausſpruch des Erfordernifjes 
höherer Genehmigung in dieſen Fällen erregt übrigens um fo weniger Bedenken, 
als das in der Städteordnung von 1808 eingeräumte allgemeine Dberauffichts- 
recht nicht anders als zum Einſpruch auf biefem Punkte berechtigend ausgelegt 
worben ijt. 
Noch ein wefentlicher Punkt ift der höheren Genehmigung vorbehalten. Die 
Städteordnung von 1808 verordnete im $. 158 nur, daß e8 Sache der Stabt- 
verordneten fei, das Dienfteinfonmen der befoldeten Magiftratsmitglievder vor 
ihrer Anftellung zu beftimmen, und fich mit den auf zwölf Jahre gewählten über 
bie Befoldung zu vereinigen, während die Städteorbnung von 1853 im 5. 64 
beftimmt, daß die Feitfegung der Befoldungen der Bürgermeifter und der bes 
folveten Magiftratsmitglieder in allen Füllen der Genehmigung ver Regierun 
unterliege, und die Negierung befugt und verpflichtet fei, zu verlangen, ba 
ihnen die zu einer zwedmäßigen Verwaltung angemeffenen Bejolvungsbeträge 
bewilligt werden. Die Elbinger Petition verlangt, nad Inhalt des beigefügten 
Geſetzentwurfs, die Aufhebung diefer Vorfchrift. Diefer Anficht konnte bie 
Commiffion nicht beitreten. Die ſämmtlichen Städteorbnungen find berechnet auf 
ein angemefjenes, den Gemeindeintereffen entjprechendes Zufammenwirfen ber 
Stattoerwaltung und der Stabtvertretung. - Ein folches aber ift dadurch bebingt, 
daß feine ber anderen untergeordnet, feine in Abhängigkeit von der anderen ge— 
bracht werde. Legt man, auch bei dem Anerkenntniß diefes Grundfages, dennoch 
das Hauptgewicht auf die Stabtvertretung, fo entfpricht dem das Geſetz auch 
barin, daß es det Stabtvertretung die Wahl der Verwaltungsmitgliever, und 
damit, da biefe nur zeitweife gefchieht, ein wahrlich nicht unwirlſames Mittel 
in bie Hand giebt, in dem Zufammenklange der beiden Körperfchaften die Stim— 
mung zu erhalten. Ein weiteres, nicht gering anzufchlagendes Gewicht liegt auf 
Seiten der Stabtvertretung in der Befugniß, die urfprünglichen, höheren Orts 
genehmigten Gehalte zu verbeffern, oder auf darauf gerichtete Wünfche wicht ein—⸗ 
zugehen. Weit über das Maaß hinaus würde es geben, wollte man die Ges 
baltsfeftfegungen felbft von der höheren Genehmigung befreien. Mean liefe Ge- 
fahr, einem $erämerfinne die Thür zu öffnen, welcher ſich für die Stelle den 
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Mindeſtfordernden ſuchte, und die Stadt könnte im anderen Sinne ſich ſelbſt in 
die Rage bringen, in bie fie vor Zeiten der Staat gebracht hatte, wänlich die 
Magiftratsftellen zu Invalidenftellen zu machen. Sage man nicht, das eigene 
Intereffe werde hindern. Weber dem wächften Interejfe wird häufig das dem 
Auge ferner liegende vergeffen, und in Betreff der auf längere Zeit gewählten 
Mitglieder würde die Reue zu fpät unb der Schade zu groß fein. Aber auch 
bei vorhandener Dualification könnte, wenn die Bejoldungsverhältnifje ſchranken 
(08 in die Hand der Vertretung gelegt wären, die erforderliche Selbititändigfeit 
der Magiitratsmitglieder erheblichen Abbruch leiden. Selbit die Gemeindeordnung 
von 1850, obſchon fie den Magiſtrat der Vertretung gegenüber herabdrückte, 
fteht ber Anficht der Petenten nicht zur Seite, fie gab die Beſoldungen nicht 
Ichranfenlos in das Ermefjen der Stadtvertretung,  fondern bebielt ver Pros 

vinzialverfammlung den Erlaß allgemeiner Beftimmungen vor ($. 60). Die 

——— vermochte ſich daher hier der Anſicht der Petenten nicht anzu— 

ießen. 

Die Commiſſion konnte es nicht außerhalb ihrer Aufgabe liegend betrachten, 
einen Punkt zu ihrer Erörterung zu ziehen, welchen die Petenten zwar nicht her— 
vorheben, der ihr aber in Bezug anf die von ihr feitgehaltenen PBrincipien von 
großer Bedeutung erjcheint. Die Städteorbnung von 1808 enthielt nichts bar- 
über, wie zu einer Entſcheidung zu gelangen fei, wenn beide ftädtifche Körper- 
ſchaften fich zur einem gemeinfamen Befchluffe nicht vereinigen können. Die 
Erfahrung hat gezeigt, daß dergleichen Fälle gar nicht fo felten find, daß ber 
Mangel einer Beftimmung darüber Stodungen und nachtheilige Verzögerungen, 
mitunter auch das gänzliche Aufgeben von heilfamen Bejchlüffen herbeiführt. Die 
Städteorbnung von 1831, die Gemeindeordnung von 1850, die Stäbteorbuung 
von 1853 haben deshalb eine aushelfende Beftimmung. Es fommt bier auf den 
leicht zu führenden Nachweis nicht an, daß die der Städteordnung von 1853 
im $. 36 gegebene, die ftäptifche Freiheit beſſer wahrt, als ihre beiden nächjten 
Borgängerinmen. Auch fie verſtößt indeß gegen den vor Allem durchweg feftzu- 
baltenden Grundfas, daß ausfchlieglich ſtädtiſche Angelegenheiten, die in die all- 
gemeinen Staatsinterefien nicht eingreifen, auch ausjchlieglich ſtädtiſch, d. h. 
in der Stadt und von dem ftädtifchen Körperfchaften, niemals aber von einer der 
Stadt nicht angehörigen Inftanz, fei es die Negierung oder eine andere, zu 
orbnnen und zu entfcheiden feien. Sie verordnet nämlich, daß wenn die beiden 
ftäptifchen Körperfchaften fich nicht verftändigen fönnen, weder fchriftlich, noch 
auf Berathung in einer gemifchten Commiffion, die Entfcheidung der Regie: 
rung eingeholt werben ſolle. So iſt e8 denn gefommen, daß rein ftäbtijche 
Angelegenheiten — und e8 find nicht eben. die bedeutungsloferen, welche zu Eon- 
flieten führen — von der Regierung entſchieden worden find. Dies ereignet fich 
um fo häufiger, ala der Wunſch, in dem Streite durch die Kegierung zu fiegen, 
bie Störrigfeit mehrt, und auf beiden Seiten die Stimmung nicht auffommen 
läßt, welche zu einer Verſtändigung führen könnte, und welche das Bewußtſein 
von der Nothwendigkeit einer folchen Verſtändigung erzeugen würde. Bon einer 
Seite wurde der Borfchrift der Städteordnung von 1853 das Wort gerevet; es 
wurbe namentlich auf bie kleineren Städte hingewiefen, wo die perjünlichen nahen 
Beziehungen oft jede Einigung Hinderten, und die Entfcheivung der Regierung 
nicht zu entbehren ſei. Die Commiffion war in ihrer großen Mehrheit der Leber: 
zeugung, daß auch in den Eeineren Städten die Nothwendigteit einer Einigung 
zum Frieden führen werde. Sie war aber nicht der Meinung, daß das Geſet 
an Stelle des $. 36, lediglich wie die Staͤdteordnung von 1808, ſchweigen 
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ſolle; vielmehr hielt fie für nöthig, daß es Formen aufitelle, welche eine Eini- 
gung der ftädtifchen Körperfchaften förderten und zu einem Endbeſchluſſe derjelben 
führten, und indem fie fich aller fpeciellen Vorſchläge, durch welche fie ihre 
Aufgabe überfchreiten würde, enthielt, entnahm fie auch diefem Punkte ein Motiv 
fir ihren Schlußantrag. 

I. Die Elbinger Petition beſchränkt fich nicht auf Erinnerungen gegen bie 
Städteordnung von 1853 in Betreff des Verhältniſſes der Städte zur Regie- 
rung, fondern faßt auch die inneren Berhältniffe der Städte, nament- 
lich vie Betheiligung der Bürgerſchaft an den ftäntifhen Angelegen- 
heiten und ihre Bertretung, in das Auge Die hier nur allgemein 
aufgeftellte Behauptung, daß die Städteordnung von 1808 den Schwerpunft in 
die Stabtverorbnneten- Berfammlung, die von 1853 dagegen ihn in den Magiſtrat 
gelegt habe, wird in der Petition nicht näher unterftügt. Könnte aber auch ein 
oder das andere dafür angeführt werden, es müßte vor dem verfchwinden, was 
der Stadtvertretung durch das ihr zuftehende entjcheidende Wort über den Stabt- 
fädel an Kraft erhalten ift, und nicht minder vor der.auf das ftärffte in das 
Gewicht fallenden, der Städteordnung von 1808 unbekannten Deffentlichkeit 
ihrer Verhandlungen. In diefer liegt mehr Bedeutung als Alles, was man 
etiva an Unterfchieden zwijchen der älteren und neueren Geſetzgebung in dieſer 
‚Beziehung entdeden möchte. 

Es werben fodann einzelne Erinnerungen gegen die Städteordnung von 
1853 erhoben: 

1. Es wird geflagt, daß der Cenſus, welcher, nach dem Ermeijen ver 
Stabtbehörden, an Stelle des Klaffenftenerfages, das zur Wahl befühigende 
Bürgerrecht bedingen kann (8. 5), ein höherer fei, als der der Städteorbnung 
von 1808 ($. 74). Die Commiffion hielt diefen Vorwurf nicht für begründet, 
die Erhöhung des Genfus vielmehr um des feit funfzig Jahren erheblich gemin— 
berten Geldwerthes wegen vollfommen begründet. Es kam dabei auch noch in 
Betracht, daß das Bürgerrecht gegenwärtig dem Eimvohner unter den gefeglichen 
Boransfegungen ($. 5) ohne Weiteres zufällt, während es nach der Städteord— 
nung von 1808 befonders und nicht felten Eoftipiellg erworben werden mußte. 

2. In diefer legteren, jchon durch die Gemeindeordnung von 1850 getrofs 
fenen Bejtimmung, welche ben Unterfchied zwifchen Bürgern und Schutzver— 
wandten aufgehoben hat, erkennt auch die Elbinger Petition eine Verbefjerung, 
dagegen fieht fie in dem Dreiklaffen- Syftem bei ven Wahlen (8.13) einen Rüd- 
Ichritt Hinter das Jahr 1808 zurück, deffen Städteordnung den Unterſchied zwi— 
ſchen Groß» und Stleinbürgern befeitigt habe ($. 16). Sie verlangt auf diefem 
Punkte die Rückkehr zum Syſtem der Städteordnung von 1808, mit ber Maß— 
gabe, daß der Unterfchied zwifchen Bürgern und Schutverwandten nicht wieder 
herzuftelfen fei. In der Commiſſion wurde von einer Seite hervorgehoben, daß 
die Interejjen der mehrjteuernden Minvderzahl von der aus Minderftenernden 
beftehenden Mehrzahl leicht gefränkt und zurückgedrängt werden könnten, und daß 
fie doch mit Grund einen Schuß für fih im Anfpruch nähmen; daß die Ges 
währung dieſes Schutes nicht etwa nur der revidirten Städteordnung von 1831, 
in den $$. 49 seq. mit ihrer Bevorzugung des Grundbefiges und unter Um— 
ftänben der Zulafjung einer Klaffeneintheilung angehöre, fondern daß auch bie 
Gemeindeordnung von 1850, aljo in einer Zeit erlaffen, in welcher eine freiere 
Richtung noch Raum gehabt Habe, im $. 11 eben dieſe Klafjeneintheilung ange— 
ordnet habe, welche demnächſt in die Städteordnung von 1853 übergegangen 
fei; daß es endlich nicht unbedenklich fei, am diefer Anordnung zu rühren, ba 


779 


daſſelbe Syſtem den politifchen Wahlen zum Grunde liege, und die Zuftände 
und Verhältnifie moch nicht zu derjenigen erganifchen Grundlage ausgebildet 
jeien, "auf welcher ein weſentlich verändertes definitive! Wahlſhſtem für die 
politifchen Wahlen mit Sicherheit ruhen könne. 

Die Mehrheit der Commiffion theilte diefe Bedenken nicht, fie verwahrte 
fich zunächft dagegen, daß die Frage von dem Wahlſyſtem für die ſtädtiſchen 
Angelegenheiten in irgend einer Beziehung zu der über das Syſtem für die po- 
litiſchen Wahlen ftehe, daß zwifchen beiden irgend ein innerer Zufammenhang 
anzuerfennen fei, und daß aus der Anficht der Commiſſion über das erjtere irgend 
ein Schluß auf ihre Anficht über das legtere gezogen werden könne. 

Der Zwed, für den im einen und andern Falle die Wahlen gejchähen, 
(en fo grundverfchieden, daß er die vorangeftellte Verwahrung vollfommen recht: 


ge. 

Bei den Wahlen für die Stadtverordneten-Verſammlung bewähre fich das 
Dreilfaffen- Syftem nicht. In den größeren Städten insbefondere bilde es in 
ganz mechanifcher Weile Wahlförper, veren Glieder in gar feiner Gemeinfchaft 
des Lebens zu einanter ftänden, deren nicht weit reichende Befanntfchaft unter 
einander da, wo fie überhaupt ftattfinde, meift ein Werf des Zufalls fei, ja die 
bei der Eigenthümlichkeit des Wahlverfahrens fich nicht einmal bei diefem zu 
ſehen befümen; das müffe, wie der Erfolg much oft zeige, nothwendig eine Gleich— 
güftigfeit gegen das ganze Wahlgefchäft erweden, die den Gemeinjinn ertödte 
und nicht felten fogar einer Intrigue das Spiel erleichtere. Außerdem jpalte 
man da, wo eine Spaltung nicht nöthig fei, und fchaffe ohne ſolche Noth feind- 
liche Gegenfüge. Laſſe man die Berechtigten eines sen je re Bezirks 
gemeinfchaftlih wählen, jo werde der durch Intelligenz und fociale Stellung 
wohlbegründete Einfluß fich ohne gejeßlichen —* naturgemäß geltend machen. 

Der ven beftehenden Zuftänden ganz fremde Gedanke des $. Il Nr. 2 der 
Städteorbnung von 1855, gewerblichen Genoffenjchaften bei der Bildung ver 
Wahlverfammlungen und fogar in der ftädtifchen Vertretung felbit eine ange- 
mefjene Berückſichtigung zu geben, ein Gedanke, den die Mlinifterial» Inftruction 
vom 20. Juni 1855 in den Vordergrund ſtelle, jet am fich wegen des Characters, 
den er jenen Genojjenfchaften verleihen würde, ſehr bedenklich, in Verbindung 
mit dem noch beftehenden Dreiflaffen- Spitem gerabehin ganz eye 

Die Commiffion war daher in ihrer Mehrheit der Anficht, daß die Nr. 2 
des $. 11 a. a. D. zu befeitigen und an bie Stelle des Dreiflafjen- Syitems 
bei dem ftäbtifchen Wahlen das Syſtem der Städteordnung von 1808, mit ber 
von den Petenten felbjt erwähnten Maßgabe wieder herzuftelfen ſei, und fand 
in biefer ihrer Anficht ein weiteres Motiv für ihren Schlußantrag. 

3. Die Elbinger Petition greift es ferner an, daß die Zahl der Mitglieder 
des Magijtrats und ber Stadtverordneten-Verſammlung nad der Städteordnung 
von 1853 gegen die der Städteordnung von 1808 herabgeſetzt jei, wodurch denn 
auch die Betheiligung an den ftäbtifchen Intereſſen bejchräntt worden. Die 
Commiffion tritt hier den Petenten nicht bei, weil einmal da, wo die Zahl eine 
größere war, es bei biefer nach dem Gefege verblieben ift, und zweitens das 
legtere geftattet, Die von ihm georbnete Zahl ftatutarifch zu wermehren. 

Ebenfowenig konnte die Commiffion den Tadel für begründet halten, 
welchen die Petition Dagegen erhebt, daß die Städteordnung von 1853, abwei- 
hend von der Stäbteorbnung von 1808, das in den Verwandtſchaftsgraden 
liegende Hinderniß, welches die gtehaeitige Mitglienfchaft im Meagijtrate aus- 
fchliegt, mit einer Ausnahme, auf die gleichzeitige Mitgliedfchaft im Magiſtrate 
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und in ber Stabtverorbneten-Berfammlung ausdehnt. Das Motiv, aus dem 
diefe Beftimmung in der Petition hergeleitet wird, Beſchränkung der Theilnahme 
an der ftädtifchen Verwaltung, ift jedenfalls unrichtig gefunden, da die Städte— 
ordnung von 1853 das BVBerwandtichaftshindernig nur bis zum zweiten Grabe, 
die Stäbteorduung von 1808 ($. 150) aber bis zum dritten Grade ausbehnt. 
Die Conmniffion war einjtimmig der Auficht, daß wenngleich im einzelnen Falle 
ein geeignetes Mitglied ohne Noth von der einen oder anderen Körperfchaft fern 
gehalten werden fünne, die Vorſchrift im Ganzen doch, bei den Verhältniß, in 
dem beide Sörperichaften zu einander ſtehen, jehr zwedmäßig und feinesiwegs ab- 
zuändern ſei. 

5. Wenn die Elbinger Petition den $. 14 der Stübteorbnung von 1853 
angreift, weil er dem Magiftrate überläßt, ob er eine der drei Abtheilungen in 
nichreren Bezirken wolle wählen lajjen oder nur in einem, und wenn fie daraus 
Gefahren für die Wahlfreiheit herleitet, jo bejeitigt fich diejes Bedenken, auch 
wenn man es wirklich theilen jollte, welches in der Commiſſion nicht geſchah, 
durch die Erwägung, daß mit dem Wahlſyſtem der Städteordnung von 1353, 
das die Mehrheit der Commiſſion befeitigt zu ſehen wünfcht, auch die angefochtene 
Bejtimmung fallen würde. 

Endlid 6. richtet fich die Elbinger Petition gegen das in den $$. 21, 24 
und 25 der Städteordnung von 1853 verorbnete Wahlverfahren und will das 
ber 88. 87 bis 107 der Stäbteorbuung von 1808 wieder hergeftelit ſehen, ins— 
bejondere will fie erſtlich ftatt der jegt mündlichen und öffentlichen Abjtimmung 
die fchriftliche, geheime. 

Man war darüber in der Commiſſion einverftanden, daß die tief greifende 
Berjchiedenheit des Zweds der Wahl zu ber ftädtifchen Vertretung und der Wahl 
zu politifchen Zunctionen, die Beurtheilung der Frage auf dem einen Gebiete 
von ber auf dem andern gänzlich treune. Don einer Seite wurde hervorgehoben, 
daß wenn dies auch zugegeben werden müſſe, die Wiedereinführung der Zettelwahl 
bei den Stabtverorbneten» Wahlen doch bedenklich erjcheine. An fich fei ver Sag, 
baf ein jeder Dann, der auf Achtung Anſpruch machen wolle, auch den Muth 
und die Selbititändigfeit haben müjje, feine Wahl offen zu bekennen, und daß 
es fich nicht zieme, fie aus perfünlicher Nüdficht zu verfteden, . wohl unbejtreit- 
bar. Daß diefe Gefinnung die herrfchende fei, folle nicht behauptet werben, 
wohl aber, daß es Pflicht der Gejeggebung fei, die Nation zu diefer Geſinnung 
zu erziehen. Gerade das Gegentheil aber gejchehe, wenn die Geſetzgebung, nach» 
dem fie die öffentliche Wahl angeorbnet, zu der geheimen zurückfehre, damit vor 
aller Welt offen befenne, daß fie der Nation zu viel zugetrant habe, daß dieje 
bie von ihr erwartete Selbitjtändigfeit nicht bewährt habe, gerade das Gegentheil 
von jener Förderung der Selbitjtändigfeit geihehe, wenn die Gefeggebung bie 
Muthlofen durch Zulaffung der Zettehvahl unter ihren Schuß jtelle, und vie- 
jenigen, die folchen Schuges nicht bedürften und ihm mißachteten, duch Auf: 
drängen bejjelben verlege. Zeiten unruhiger Bewegungen, in denen bie öffent: 
lihe Ordnuug ſchwanke, möchten für die dann erſt eingeführte öffentliche Abſtim— 
mung eine zu harte Probe fein, aber wenn fie einmal durch das Geſetz georduet 
fei, dann gerade feien Zeiten dev Ruhe ſolche, in denen die Nation auf dieſem 
Gebiete fich kräftigen und ſtärken könne, und es fei nicht geeignet, dies Werf der 
Selbjterziehung zu unterbrechen. Es fei eine Täufhung, wenn man annehme, 
daß die geheime Abftimmung die Wirkungen perfönliden Einfluffes ausſchließe 
und die freie eigene Meinung der Stimmenden zum Ausprud bringe, jie hiudere 
vielmehr nur, diejenigen erkennen zu laffen, die einen ver Hegel nach noch viel 
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verwerflicheren Einfluß auf fich geftattet hätten, und nehme fie gegen bie äffent- 
fihe Beratung unter ihren Schirm. Sehr bedenklich fei es aber endlich ‚auch, 
den Petenten hier beizujtimmen, weil man barin einen erjten Schritt erfennen 
könne, der andere auf anderm Gebiete unter dem Vorwande der Confequenz als 
geboten werde erfcheinen * 

Dem wurde von der Mehrheit der Commiſſion entgegen geſtellt, daß Gon- 
fequenzen aus der Beantwortung der Frage, wie fie fi bier ftelle, auf das 
politifche Gebiet von vornherein abgelehnt worden feien, und daß die verfochtene 
Meinung die ganze Frage zu jehr aus einem allgemeineren, auch fir das politifche 
Gebiet geltenden Gefichtspunfte, und nicht fcharf genug auf dasjenige begrenzt, 
um welches es fich bier handle, auffaffe. Wenn es fich in einer Stadt nicht 
um politiihe Wahlen, jondern um die für ihre Vertretung in den ftäbtifchen 
Angelegenheiten handle, dann träten Verhältniffe mit aller Kraft in den Vorder— 
grund, die in anderen Fällen ganz einflußlos blieben. Wenn bie Städteorbnung 
von 1808 „die Erregung bes Gemeinfinns“ in den Städten als eines ihrer 
Hauptzielpunfte Hingeftellt habe, jo habe fie mit ben dazu ergriffenen Mitteln 
den Kampf zwifchen dem Gemeinfinn und dem, was man als Krämerfinn be- 
zeichnet, eröffnet, ein ſchon 50 Jahre bauernder Kampf, der noch lange nicht 
überall ausgefämpft fein werde. Es ſei viel Leichter bei politifchen Wahlen, bei 
denen eine tief gehende Weberzeugung geltend gr werben könne, fich von 
den Rückſichten auf nachbarliche, verwandtſchaftliche, freundfchaftliche, gewerbliche 
Verhältniſſe frei zu halten, als da, wo meiſt nichts anderes in Frage komme, 
als die Befähigung für eine Thätigkeit, deren Zwed und Ziel für alle diefelben 
feien. Es ſei viel leichter zu fagen, der Nachbar, Vetter, Freund oder Gewerbes. 
funde habe politifche Anfichten, die man nicht theile, als zu fagen, er fei ein 
Mann, ſchwach an Kopf oder Herz. Aber nicht blos in Bezug auf diefe Ver: 
bhältniffe, deren Bedeutung namentlich in minder großen Städten fich nicht wohl 
verfennen lafje, jei der Schuß, welchen die Stäbteorbnung von 1808 dur Zu- 
laffung der Zettelmahl gewähre, nothwendig, auch das Verhältniß der Bürger- 
Ihaft zum Meagiftrate mache die geheime Abjtimmung empfehlenswerth. ie 
öffentliche eriwede nicht felten das Mißtrauen, gleichviel ob mit Grund oder 
nicht, daß eine dem einen oder dem anderen nachtheilige Verfügung ihre Veran- 
laſſung in feiner Abftimmung babe, und fo ungegründet dies Mißtrauen auch 
fein möge, der bloße Verdacht genüge, ven Anſehen des Magiftrats Ei fchaben. 
In fo engen Berhältniffen, in denen bie Intereſſen fich fo nahe berührten wie, 
abgefehen von den größeren, in ber Mehrzahl der Städte, fei ein fo ftörendes 
Element, wie bie öffentlihe Abftimmung hineinbringe, vom Uebel. Die öffent: 
lihe Abjtimmung ſei übrigens in —— Inſtitutionen keinesweges in dem 
Grade die Regel, daß es ſich hier um die Einführung einer erſten Ausnahme 
handle, die Wahlen zu den Kreistagen erfolgten gleichfalls in geheimer Abſtim—⸗ 
mung. Die bier entwidelte, von der Mehrheit ver Commijfion getheilte Antiht 
wurde von einzelnen Mitgliedern durch die Behauptung unterftütt, daß, Joweit 
ihnen befannt fei, die Wievereinführung der Zettelwahl in vielen Stäpten leb⸗ 
haft gewünſcht werde, eine Behauptung, der ein anderes Mitglied nur in joweit 
widerfprach, als ihm in Beziehung auf eine größere Stadt, in deren Nähe er 
wohnte, das gerade Gegentheil bekannt fei. 

Die Elbinger Petition wünfcht in Bezug auf das Wahlverfahren zweiten®, 
daß, ftatt daß jekt die Bildung des Wahlvorftandes bei den Staptwerorbneten- 
Bahlen dem Meagiftrate allein überlaffen fei, dieſe wieder, wie 8. 91 ber 
Städteorbnung von 1808 anorbnet, wefentlich in die Hände der Wahlverfammlung 
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ſelbft gelegt werde. Die Commiffton. hält biefen Wunſch für ebenfo billig als 
unbedenllich. 
Schließlich drittens ſpricht in Bezug auf die Wahlen ſich die Petition 
dafür aus, daß das Ansfcheiven eines Drittheild der Stabtverorbneten Ver: 
ſammlung nicht wie gegenwärtig alle zwei Jahre, fondern wie nach der Städte: 
erbnung von 1808 — ſtattfinde. Da die Ausſcheidenden wieder wählbar 
find und das Ausſcheiden alſo den Wählern nur Gelegenheit giebt, über bie 
Thätigfeit der Ausgefchiedenen ihr Urtheil zu fällen, die Thätigfeit mithin um 
fo mehr angeregt wird, je öfter zu jenem Urtheile Gelegenheit geboten wird, es 
aber nicht im der Abficht des Gefeges liegen kann, den Vertretern etwa eine 
größere Unabhängigkeit von denen, welche fie vertreten, zu verleihen, fo ſtimmte 
die Commiffion auch in diefem Punkt der Petition zu, und entnimmt alfo den 
Wünſchen der Petenten auch in Bezug auf. das Berfahren bei der Wahl der 
Stadtverordneten ein Motiv für ihren Schlufantrag. 
Diefen ftellt die Commiſſion dahin: 
Die Betltionen des Magiftrats und der Stabtverordneten zu Driefen 
und der Abgeordneten des Elbing- Marienburg- Stargarbter Wahlfreifes 
dem Staatsmtinifterium zu überweifen, in der Erwartung, daß, zur 
Förderung einer freieren Betheiligung der Bürgerfchaft an der Stabt- 
. verwaltung, die Stäbteordnung vom 30. Mai 1853 einer Reviſion 
werde unterworfen und zur Förderung möglichjt ausgebehnter Selbitver- 
waltung der Städte die Frage einer legislativen Prüfung werde unter: 
zogen werben, welche in jener Städteordnung enthaltenen Befchränkungen 
ber GSelbftverwaltung. der Städte, ohne Verlegung ber allgemeinen 
- Staatsintereffen, aufgehoben werben fünnen. 
. Berlin, den 18. Mär; 1859. | 


Die Eommiffion für das Gemeindewefen. 
Grabow Gorſitzender). Mathis (Barnim). Dr. Lette. Schult. Mathis (Glogan). 
Beemelmans. Allnoch. Gamradt (Tilft), Mitter. v. Arnim. Brüning. 
Breiherr Naitz won Freng. Breiberr dv. Binde (Olbendorf). : Eongen. 





Wer wählt in den Städten die Schiedsmänner, 


nachdem bei den Stabtverorbneten- Wahlen, ftatt ber früheren 
Bezirkswahlen, die Wahlen nad dem Dreiklaffen - Spitem 
we: | ‚ eingeführt find? 


In einem Reſcript der beiden Minifter ver Zuftiz und des Innern nom 
22. September 1853. (Min.-Bl. der inn. Verw. pro 1853 Seite 234) wird 
unter Bezugnahme auf einen Erlaß vom 8. März 1851 darauf hingewieſen, 
daß in Folge der. durch die Städteordnung vom 30. Mai 1853 (wie jchon früher 
durch die Gemeindeordnung vom 11. März 1850) angeordneten Vollziehung der 
Wahlen der Gemeinbevertreter nach dem Dreiklaffen- Shftem auch eine Aenderung 
in. der Vornahme der Wahl der Schiedsmänner habe angeorbnet werben müffen, 
wonach legtere nunmehr von der Stadtverorbneten: VBerfammlung zu vollziehen 
fei. Bei diefer angeordneten Veränderung, welche fich auch wegen der bamit 
verbundenen Verminderung der. Wahlen empfehle, müſſe e8 bis zu der in Aus- 
fiht genommenen, gefetlichen Regulirung ber in Rebe ftehenden Wahlfrage fein 
Memenden behalten... Ä Ä 
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Der in Bezug genommene Erlaß dom 8. März 1851, durch welchen vie 
fraglihe Wahlveränderung a te worden jein joll, ift nirgends publicirt. 
= ericheint aber auch fein fo! weit’ ich derjelbe aus dem Refcripte vom 

22. September 1853 —— —— läßt, ſehr zweifelhaft. Wenn es in 

heißt, daß ad der Schiedsmünner von der Stadtverordneten 
Serlemntun zu —— iſt, ſo liegt ⸗ feine Veränderung“, denn —— 


der 
wohl iſt in demfelben t von einer — — gd Wahlen“ ber 
Schiedsmänner mit Nücdfich —* — bins ber Gemeindevertreter nach dem 
ee | + Cyftem der 

e au 


Rebe. GER wirft ſi ch die 
ob damit gejagt: J ſoll, IM jet nicht 4 diejenigen Einwohner 
| eines Schiedamann nl welche zur EA 
berechtigt find (8. et Berkehffneh, am jon- 
dern ſämmtliche zu bieler Wahl berechti e Einwohner in den drei: von 
der Städtebrdnung vom 30. Mai 1 beſtimmten btheilungen die 
Schiedmanns-Candidaten zu wählen haben, unter welchen demnächſt 
die Stadtverordneten Verſammlung die Schi dsmänner auszuwaͤhlen hat? 


| oder: 
} wegfallen‘ und 


Pkeoihanng d 


ob ‚jet die Wahlen der Schiedsmanus- Canbidaten g% 
die Stadtvererbneten birect die Schiedomanner ‚wählen 'föllen?  _ ... 
Es fehlt ar einem feften Anhaltspunkt zur — ug, zumal der 
Erlaß vom 8. März 1851, du —— fragliche ae ange- 
‚orbnet Baes fein Tai, nirgends publient fit, ſobaun aber in Zweifel gezogen 
werben fanıt, ob die Verordnung vom 26. Septeml che mit 


1852 
licher Sa [ te vom 14 . t 1832), dundh 
= ar er En worden ift Le Oidte vom Aug Wort 
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Ueberſicht der Beraͤnderungen RB Beohiterug — Regierungsbezirtd Düfleldorf 

















r; . - 
= “ = 3 ; Davon: 
Namen |. EIJE I A| $ Ein- 
BES | E | € femme : 

” 3 E 2 2 ult. Katholi» | Evanger € R 

: ; en * a s I» 
Bürgenmelßer. I 'f | $ g 1859. | tem. | fiide IE g 3 
= = 2 = 513168 
Düffeldorf . . . | 3,389] 2,150 | 7,513] 6,380] 90,222] 70,077 | 19,099 | 11] 994] 41 
Eiberfeld - « . . | 6,032] 4,821 ]15,394 [15,854 | 147,197] 27,925 | 117,913 | 5] 545] 809 
Solingen . » « » } 3,358] 2,062] 6,033 | 6,554] 78,123] 27,736 | 50,080 | 2] 289] 16 
gennepp u. +» » 1 2,939 1,899] 4,600 | 4,999 73,270] 10,787 | 62,407] 9 47] 20 
Duisburg . 1 4,674] 2,498 ] 8,090 | 7,957 92,914] 32,034 ] 59,733 | 71000] 140 
Efilen ....+. 2,718] 2,114 [10,483 110,710 72,377 52,915 | 18,689 | 2] 762) 9 
MB. 2 = 5. 4, % 1,878| 1,175] 3,177] 8,588] 52,563] 34,959 | 16,983 | 21] 600] — 
Gelbern . 1 1,443] 1,028 | 2,759] 3,031 47,541] 45.339 1,995 | 21 2059 — 
Mörs . 2,101} 1,164] 2,591] 3,137 58,349] 31,731 | 26,074 5391 — 
Eleve .... 1,528 Liso] 292il 2808] 49,006] 43,392 | 5,032 | 50] 532] — 
Gladbach .» | 2,984] 1,856 | 5,151 | 5,569] 76,917] 61,669 | 14,519 | 13] 7161 — 
Kempen . . + 1 2,586] 1,685 | 8,845 | 4,306] 73,409] 70,967 | 1, 6255 10 
Grevenbreich ..] 1,383] 9453] 2,324] 2,443] 38,348] 31,344 6,155 ll 8 
GErefelb „. » « » 13,293] 1,869] 4,810] 4,417 77,821] 62,028 | 13,571 [788111834 — 

Neuß... ++ .+.41,01 9801| 2,825] 2,873] 40,094] 38,933 —] 5% 






Summa 
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— ‚516[84,621 |1,067,651 | 641,836 | 414,420 [o18lo424J1053 
ab 


baber zugang baber Abgang | 2,105 


Abgang | 2, 
bleibt Zugang [12:28 


Nah vorfichender Ueberſicht hat die Vollsvermehrung im Regierungsbezirk im Jahre 
1869 alfo 1,,, pCt. und zwar lediglich durch dem Ueberſchuß am Geburten betragen. Durch 
ben Ab» und Zuzug hat ber Bezirk Verluft erlitten, ber ſich ziemlich gleihmäßig vertheift. 
Eine Bermehrung ber Einwohner duch Zuzug hat nur in ben VBürgermeiftern Düffeldorf, 
Duisburg, Eleve und Erefelb Statt gehabt. Die Verminderung if demnach gerade in den 
lebhafteften Fabrildiſtrieten zur Erjheinung getreten und darf ber auch bas Jahr 1859 burd- 
dauernden Wabrilations » und Handels -Stodung zugeſchrieben werben. — Gehen wir auf eine 
Ipeciellere Unterfuhung bes Ab⸗ und Buzuges ein, fo fanb berfelbe Statt durch 
Knaben Männer Don Frauen 


Zuzug von: unb und unb 
Junggeſellen. Wittwer. — Wittwen. 
41,900 8983 25,674 6969 
Abzug don: 43,085 9094 27,100 6332 
— — — — —— — — — — — — — — 
Daher mehr am Zuzug: = = _ 627 und 


mehr am Abzug: 1,195 111 1,426 — 
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Die productiven Kräfte haben ſich alfo vermindert, bie unproduetiven bermiehet. 

In Bewegung haben fi) 167,137 Perfonen, alfo etwa ber fechfle Theil der Gefammt- 
Bevollerung befunden. Dies deutet. auf eine. ziemlich ungehinberte Benugumg ber Freizügigkeit, 
mit Bezug auf die beſtehende Gefeßgebung, aber auch auf mancherlei Schwierigkeiten bei Fef- 
Rellung der Verbindlichteit zur Armenpflege. Es EN; | 

JZu Bezug auf das teligidfe Velenutniß fellen ſich nach dem fpeciellen Unterlagen für 
bie Ueberficht, die Berhäftniffe in nachſtehender Weife dar: 

Zuwahs an Katholiken, Evangeliſchen. Mennoniten. Juden. Sectirern. 


75,875 47,843 53 839 6577 

Abgang 69,393 43,583 83 701 313 
rn 

daher Zuwachs 6,482 4,260 20 138 264 


Im Berhältniß zur Bevölkerung 
ber einzelnen Eonfelfionen Ende 
1858 haben ſich daher ver- 
mehrt um 2.200.000 Loplt 1,0, pCt. 2,2, pCt. 1,,0p€t. 88, . pt. 
Die Zunahme der Sectirer if hiernach eine erhebliche, die der Katholilen und Evange- 
liſchen eine faft gleiche, 
Außerbem verbient nur mod; bemerkt zu werben, baß bie männliche Bevölterung bie 
weibliche um 21,163 Seelen überfleigt. 88. 





Haushalt der Stadt Barth in Neu » Vorpommern im Jahre 1859.*) 


A Einnahme. 
I. Aus ben Borjahren: 
Kaſſenbeſtand am Schluß des Jahres 18658 910 Thlt. 28 Sur. z Pi- 
Aefte . Fe a er ee : .’o'.'.:139 ff 26 " „ 2268 Thle. 24 Sgr. 9 Bi. 


IL: In Rednungsjahre: 


1) Binfen von ausgelichenen Kapitalien - » =...“ .. 26 „ 10 mn 
2) Beflänbige Gefälle, ale: 
Beitrag ber St. Marienfirche zu ben 
Koften des Schulweiens . . . 550 Thlr. — Sgr. — Pl. 
Recognitionen,, Wortzinfen, Ader- 
Ihaft der Kirche x. . . . . 29 „8 u Dr 10.» 579 „BB „10 


3) Bom ſtäbtiſchen Grundeigenthume: FR 
a) Pachtgeld von den Stabtgütern Alt- und Neu -Planit, 
Sahrentamp und Kirr . . . 335 Thlr. — Sgr.— Pi. 
h) Ertrag aus ber Stadtforft -. . 8857 „ 20 u Bu 
6) Pachtgeld von Aeckern, Wiefen, 
Gätn ..... DM Dun % 
d) Für Mugung der Stadtweie.. 621 „ dv —n 





= lãu⸗ 
*) Bir milfen uns auf den blohen Abbema veſchranten da ohne mäbere, Mfyin 
terungen und ohne bie Kenntniß früherer Repmungs » Ergebniffe die vergleichen ©. 468 ange» 
Beld findet. Cinigen Anhalt zu Vergleichungen gewährt pie im SIunihefte d. I- im Regierungs- 
gebene Einwohnerzahl: 5603, mit der relativ gegen 1855 größten Bermehrung 


Dirt Stralfund von 399, 


— 


e) Pacht für. die Jagd auf dee Ex 
Stadtielomart u = 12 - : Lil + Su Pl. 

f)  Miethe, vom ftäbt. Gebäuben 2c.. :109. „ 16 u Bu. - 

g) von ben fläbtiichen Schifie- | 
BEER 0 re. DE oe 2.8, 





18499 Thlr. 18 Sgr. 2 Bf. 
4) Communal» Steuern und Abgaben: 
a). Communalzufchpläge zur Klaſſen⸗ 
und Einfommenftener . . 2824 Thlr. 14 Sgr,11 Pi. 
b) Contribution und Servicefteuer, 1219 „ 144 m. 6 
c) Urmengeld — — — 326 * 12 —I 
d) Hundeſteuer. . . ti „ I. — 
e) Bürgergelb und Einzugsgeld . 83 „3 „ 6,„ 
f) Hafen» und Brüdengd . . 50 „ 13 „6 
g) Iahrmarkts-Revenien . . . 23 „ 11 „—u 





5) Schulg eld oo... .. er er er TI Bun 
6) Abminiftrativ - Sporteln umb Steafgelber sc re EEE 
7) Außerordentliche Einnahmen: 
a) aus bem Berlaufe von Grunb- 
füden. 2 2 2 00202 mem 2124 The... 1Sgr. 4 Pf. 
b) angeliehene Kapitalin . „. ». 450 „ — nn 
c) verſchiedene Einnahmen, „un10870,15 270m 2 m 





5144 „ 8 „ 6n 
Summe, 33854 Thlr. 29 Sgr. 6 Pf. 
B. Auogabe. 

IL Auf den Beftand aus den Borjahren “4 ete,0,0,0,.,., 18T 9 Sgr. — Pf. 

II. Im Rechnungs jahre: — 
1) Zinſen für Baffiolapitaliin - © - 2 0 2 0 nn 0 0. bu 2 u Bun: 

2) Sieuern und Abgaben:. . 2... 0.0. | | 

a) fisfalifhe Grundfieuenm . . . 595 Thlr.26Sgr.4 Pf, 
b) Provinzialfiuern . » ».. 216 „ 383 „2, 





. 3112, „. 29., 6, 
3) Koften der Abminiftration: ' 
a) Befolbungen ber as incl. 

bes Polizeidirectors. 46817 Thlr. — 
b) Benfionen . ER Te - Pu Dee u " 
c) Büreautoften, Heizung, Diäten “ 809. u 4. ı " 


5887 | | 7 " 
4) Kirchen» und Schulweien. - » + mn nn en ne U u, Tun In 
5) Koſten ber Armenpflegee.. 42271 a AR. Bu 
6) Mebicinal-Welen . . » 6% .. 15 24 u 
7) Koſten der Belgiermattung exch de Sepattes dis Boliei 
Director. . » 0 „ 1 „on 
8) Roften des Baues und ber unterhaltung Rädtifher Anfagen 
‚und Gebäude: 


a) Unterhaltung ber Gebäude . .. 508 Thfr.16Sgr, IP. 
b) zum Bau eines neuen, Schule, | | 
banfes . er 000809 — 6688 20 " 7 " = 


187: 





0) yun’Ban eines neuen Armen- 
685 Thlr.15 Sgr. 5 Pf. 


die 
d) Feuerlaſſen ⸗ Beiträge - - - DE en 
e) Unterhaltung ber Deiche, Grä- 
ben, Brüden, Wege, Waflerlei- 
12 " 2 " 


tungen u. bed Straßenpflafters 560 „ 
f) Koften ber Straßenbeleuchtung O0. RE m m 
g) Unterhaltung bes Hafens und 


der Bollmere . - R 0% „1. #. 
10207 Thlr. 3 Sgr. 3Pf. 


9) Korftausgaben: 
a) Forftenltimen 0. 716 Thlx. 25 Sgr. — Pi. 
b) Unterhaftung ber Forft - Gräben 
und Wege - - er re ee 2 
ce) Holghauer + und Rüderlöpne . WM BE — 
d) Vermeffung der Bot + - » 184 26 34 
— 21217 .-— 14 
10) Berſchiedene Ausgaben (Abzahlung von Paſſiv⸗ Rapitalien 


1950 Zhlr, 15 @g). ee et 0 4 „ 16 u 2. 
- Summe 30243 Thle. 15 Sgr.11 Pf. 


Einnahme . -» » ‚3385 u 29 u 6 
Ueberihuß . 3611 Thlr, 13 Sgr. TPI. 


— — — — 


Zufammenſtellung 
ertreter ſtimmberechtigten Büͤrger vor und nach 


der Zahlen ber zu ben Wahlen ver Gemeindev 
Einführung bed Dreillaſſen » Syftems in den Jahren 1849 bis 1860 in Neiße.*) 











Es waren flimmberehtigte Bürger vorhanden Geſammt⸗ 
Einklommen 
‚ber Bemerkungen. 
zweiter | tritter fänmtlihen 
Bürger. 











Thlr. 
Nah den Beftimmungen 
ber Stäbteorbnung vom 19. 


November 1808. 
416,810 Nach der GemeindesOrbn. 
vom 11. März 1800. 
1854 74 435,875 
1856 77 416,050 Nach d. Stäpte-Orbnung 
1858 9” 415,120 von 80. Mat 1853, 
1860 94 417,840 S 


) Es wäre wünſchenswerth, dergleichen Zuſammenſtellungen auch in anderen Stäbten 
vorzunehmen. Sie wilrden fbätzbares Material zur Beurtheilung bes Art. 1 der dv. Korden- 


Bedichen Novelle gewähren. Mir erbieten uns fehr gern zu ihrer Mittheilung. 
D. Heranggeber. 


— 


— — — 
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„ Reönungd · Ergebniſſe der Kämmerei der Stadt Hameln im Königreih Hannover 
aus den Jahren 1857, 1858 und .1859. - . 


Unterm 1. Juni biefes Jahres hat der Magiftrat ber Stabt Hameln einen Auszug ber 
Kämmerei» Rechnungen de 1857, 1858 und 1859 durch den Drud veröffentlicht, welcher uns 
gegenwärtig vorliegt. Ein Berwaltungsbericht ift biefem Rechnungs »Ertracte nicht beigegeben. 
Bir Finnen baher wegen bed mangelnden Material® auf eine nähere Erörterung unb weitere 
ſtatiſtiſche Bergleihung bezüglich der darin anfgeftellten Zahlenverhältniſſe nicht eingehen, fonbern 
müffen uns auf allgemeine Bemerkungen befchränten, inbem wir bie Refultate möglichſt kurz 
aufammenfaffen. 

Ueber das Grundvermögen reſp. bie Activ » Rapitalien ber Kämmerei fließt ber Ertract 
jebwebe Mittheilung aus; es werben fich biefe daher nur ungefähr durch Kapitalifirung ber 
weiter unten folgenden Einnahmen an Zinfen, Grund», Erbpacht⸗ und Pacht » Gefällen be- 
meſſen laffen. 

Die Rehnungsabfhlüffe ergeben fummarifch folgende Refultate: 

Im Jahre 1857 beträgt bie Gefammt-Eiunahme . . . . 29,194 Thlr. 16 g®r. 5 Pf. 
bie Gefammt» Ausgabe. . . . . 27,49 „ 21 „ 8„ 


bleibt Ueberihuß 1,694 Thlr. 18 y6r. 9 Pf. 
Im Jahre 1858 beträgt bie Gefammt- Einnahme „ - « . 81,435 Thlr. 10 Sgr. — Pf. 
bie Gefammt- Ausgabe . » » » 6,87 „ % „ 4, 


bleibt Ueberſchuß 4,557 Thlr. 13 Sgr. 8 Bf, 
Im Jahre 1859 beträgt. bie Gefammt- Einnahme . . . . 41,948 Thlr, 2 Ser. 8 a 
bie Gefammt- Ausgabe . -» -» » 365856 „ %6 „ 


bleibt Ueberſchuß 5,361 Thlr. 6 Ser. — F 
Dieſer Ueberſchuß der 5361 Thlr. 6 Sgr. ſoll verwendet werben zur Bezahlung bes 
Kaufgeldes für ein Haus, welches zum Local für die ſtädtiſche höhere Töchterſchule und zugleich 
zur Erreichung verſchiedener anderer Zwede neuerdings acquirirt worben iſt. 
Es ergiebt fih aus _biefen Abſchlüſſen eine Steigerung. ſeit bem Jahre _1857 
bei der Einnahme von circa 12,754 Thlru., 
bei der Ausgabe von circa „. 9,087 Thlm,, 


welche bei näherer Betrachtung ber Einnahme⸗Quellen, ſowie der Ausgabe » Pofttionen ſich 
Ipecieller eigen wird. 







A Einnahme 


1. | Ueberfhuß ober baarer Beftand am Schluffe | 1" | | | 
des Betjahtrtreee 4.4 31022 911694 28 7183 


IL. | Aus Irrtpümern. 2. 22. 17 1-29 2 a. Bi 
III. | Um anzuleihenden Kapitalien . . . } 1364.28 


il 76.26 1 





Darunter befinden ſich wie im Ertracte bemertt 
iſt, Ablieferungen der Sparkaffe pro 1857 1100 Thlr., | 
pro 1858 2500 Thle. und pro 1859 5000 Thlr. — 
Es if hierbei aber volltänpig uullar, ob | 
biefe Beträge Darichne aus der Sparlaffe find | | 
und berjelben verzinft reſp. zurüderfiattet werben 





N} 
1} 
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Einnahme 1858. | 1859. 





müffen, ober ob fie aus dem Referde-Konbs der Spar- | | . | | 
faffe reglementsmäßig zur Kämmereilaſſe behufs der | 
weiteren zinsbaren Belegung fließen, in welchem Falle | | 
fie auch bei der Ausgabe unter ben al® auszuleihende 1 

Rapitalien sub Tit. III Nr. 2 aufgeführten Beträgen, | 
welche pro 1859 auf 14,747 Thlr. 19 Sgr. 9 Pi. 
ſich gefleigert haben, mitbegriffen fein müßten, Wenn | 
man auch annehmen wollte, baß bie erfiere Bermu- ww 
tung, nämlich der Darlehne aus ber Sparlaffe, da- 
durch unterflügt werde, daß unter ber Ausyabepofition 
II Nr. 1 „abzutragende Kapitalien* im Jahre 1857 | 
700 Zhfe., 1858 400 Thlr. unb 1859 300 Thlr. an 4 
die Sparlaſſe gezahlt worden find; fo fällt doch dieſe 
Bermuthung, gegenüber ber anderen, im bie größte 
Aweifelbaftigkeit zurüd, fobald man dagegen ermägt, 
daß die Kämmerei, welde im Jahre 1859 14,747 Thlr. ) 
19 Ser. 9 Pf. Kapitalien ausgelichen hat, doch im | 
der That nicht möthig gehabt haben kann, im demſel⸗ 











ben Jahre eine Anleipe von 5000 ZThlrn. bei ber 
Sparlafje zu maden. 

IV. An aueſtehenden Forberungen: | 
DIT ar 0-0 EEE 1 10 20 
— » Lan Armani \ so 1 

Die Zinseinnahme durchweg zu 5 pCt. ange. 

nommen, würbe ben Betrag der Activlapitalien 

pro 1859 auf 44,130 Thlr. fielen. Berüdfid- 
tigt man bagegen, daß bei ber Ausgabe sub III | 
Nr. 3 2106 Thlr. 11 Sgr. Zinfen für Palfiva | 
| 





gezahlt werben mußten, fo rebucirt ſich der eigent- 
liche Zinfenüberfhuß auf circa 100 Thlr. und 
das Bermögen im Activlapitalien nad Abred- 
nung der ſchuldigen Kapitalien auf circa | 
2000 Zhir, 
B)IRBMRändEe . > . 82011 87 
Hierunter verfichen wir Reſte aus Vorjahren, 
bie eigentlich micht unter bie Einnahme bes | 
faufenden Jahres, fondern von biefen getrennt | 
gefügrt werben follten, | | 
(5 
hal 


7 21 17617 8 





V.|Directe Gemeinbe-Abgaben, beflehend in fol« 
genden Unterabtheilungen: Schoß von Häufern, 
Ländereien, Wieſen und Gärten incl. Hubegrund- 
füde; — Borſchuß behufs Confervirung des Bürger- 
rechts; — fir Gewinnung des Bürgerrechts; — 


\ 





VI. 


VII. 


IX. 
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Einnahme. 


für Gewinnung bes Braurechts; — Imgquilinen- 
Abgabe, feit 1858 perfänliche Abgaben; — für 
Proclamation von Nichtbürgern; — an Procent- 
Geldern und Peichengebühren behufs des Prebiger- 
und Schuilehter : Aequivalents; — Cinzugegelber ; 
— Wegeſteuer und Zuſchuß aus —* — 
Kaſſe; — zufammen . . ; i 
Bei biefem Einnahmetitel mh fi im Speciellen | 
bemerllih: daß an Wegeftener und Zuſchuß aus Kö- 
niglier Generallaſſe im Jahre 1859 keine Ein» 
nahme flattgefunben, wogegen folde im Jahre 1857 
2447 Thle. 2 Sgr. 7 Pf. und im Jahre 1868 
105 Ehe. 10 Sgr. betragen haben. Diefe Einnahmes 
Pofitionen feinen ſonach entbehrlich geworben zu fein. 
Da man die Einwohnerzahl ber Gtabt auf circa 
8000) annehmen Kanu, fo berechnet ſich der Beitrag 
zu ben birecten Gemeinde «Abgaben im Jahre 1859 
pro Kopf durchſchnittlich auf circa 1 Thlr. 
Judirecte Gemeinde- Abgaben, nämlich: 
Pflaſtergeld; — Wegegeld » Einnahme in Holtenfen, 
Wehrbergen und Ohſen; — Krug-Accife; — Bieh- 
feuer; — Hunbefleuer; —. zufammen. ... . 
Die Wegegeld - Einnahme in Holtenfen iſt erft 
feit dem Jahre 1858 eingeführt und hat pro 1858 
44 Thlr. 10 Eger. 2 Pf., im Jahre 1859. 59 Thlr. 
17 Sr. eingebradt. 
Erbenzins- und Erbpacht-Gefälle: 
Bon ber Thiemühle; — der Brüdenmiübhle; — ber 
Säge», Del» und Graupenmühle; von den Wein- 
banblungen; von dem Wpothelen » Privilegio; — 
von dem Bierleller, — von den fünf ftäbtifdhen 
Barten; — von ber Ziegelei; — zujammen . 
Bon ber Ziegelei find, in ven Jahren 1857 bis 
1859 keine Erbpadhtgefälle eingelommen und find bie- 
felben vermuthfih durch Kapitalzahlung abgelöft 
worben. 
Zindgefälle m. fonftige feſtſtehende Grund— 
Abgaben: 
von Aderlänbereien und Wiefen; — von Gärten; 
von Häufern; — in Summa . . en. 
Pachtgefälle 
von Acerländereien; — bon Wieſen; — von Häu⸗ 
ſern; — von der Piortmähfe, von ber Rathewage; 


1857. 


Vlr. gr. Pi.]Thlr. Sp 


* 
s 


279) 8 


| 
| 
| 
) 





| 


1858. 
Bi. 





1859. 


blr.Sär. “ 


r 


0 au 993 110 





„1028| 7 ıluuas u 


1 


—[1279 





{ 





| 
| 
| 


51113 18| 9 


81279 3, 8 
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 Einwahme 
| 


J 


graben und in ber Hamel; — Stiddegeld in den 
Jahrmärkten; — von der Fiſchpforte; — in Summa 
X.|Bon ber Iurisdiction und zu Regifter ge 
jögenen Sporteln: 
Magiftratsfporteii ; ; Boligeiftrafen und Sportelu; — 
vom ehemaligen ‚Bürgermeifter Broihan; — vor 
malige Gebühren des Kamerarius; — Geblihren 
ans dem Wolf - Helmerbingf pen Legale; — 
in Summa 
X1L|Bon ben Forſten und ber Jagb: 
1) Ertrag ber Forflen: |; 
von Erdſtulen; — von Brenhholz für-die Bürger: 
Haft; — von Eichen ⸗Bauholz für die Bürger; — 
von dem Holze für bie Wartsfeute; von verlauftem 
Hate; = — von Forſtbruchen; — bormalige Gebüh- 
ren ber Forſibedienten (darunter auch die Einnahme 
für berfaufte Eihenborke); — in Summa . 
2) 24 ber Jagb und Zrälffefnfirhen $ 
3) Bon ber Maſt — Nichte, 
4) Bon Bruchſteine. 
ZI. Bon einigen Gtwerben: 
von ben Gafl- und Schantwirthfcaften; — von 
den Garküdhen; — von ben Gerbergruben; — bon 
den Roß-Delmühlen; — vom Abdederbienfe; — 
vom Scheerenſchleiferdienſte; vom Schweinefchneider- 
bienfle; — vom Schornfteinfegerbienfte; — dom 
Lumpenfammeln F — Nieberlagegelber fir Brunnen« 
Krulen; — in Summa Br IF 
Bom Schweineſchneiderdienſie, vo. den Garlüchen 
und Niederlagegelvern für Brimmmenkruten haben in 
den Jahren 1857 His 1859 leide Einnahmen flattge- 
funben, und e8 dürflen daher diefe Einnahmepofitionen, 


welche vermuthlich aufgehört haben, bei fünftigen Red. | 


nungen in Wegfall zu bringen kein. 
XII] Insgemein. 
Die Unterabtbeilungen diefes Titels geben: wir, 
ber Weberficht wegen, fpeciell : 
1) Badht bes Er ur Thorn . 
2) Iulsgemein . ., . ‘ n 
Das Plus im Jahre 1859 46 * fölgende 
ertraowbimaire Einnahmen: \ 
a) lleberſchuß der Aichamtorechnungen 


— dom Lachsfange ; — von ber Fiſcherei im Nuthen- 


357 The 


5598| 2] 50721 





0 
43 





— — 





168 





472 


| | 
8 10-1 — 10 — 
17 4 303/10 1395 1 8 


| | | 


ee 





| 


792 





Il 
[T 


IV. 


Einnahme. 


b) Laubemien . - 

c) Zurüdzahlung von ge“ Generalbi- 
rection ber Eifenbahnen . . - 

d) Aus Königl. Generallaffe zur Ber- 
befferung ber Gehalte der Progym- 
nafiaflehrer DW „ 

3) Bon verkauften Grumbflüden. . . » 


(Für die Einnahme „für veräußerte Snund. 
ſtücke und Gerechtſame“ bürfte die Aulegung 
eines befonderen Rechnungstitels zu empfehlen 
fein.) 

4) Bom Kirhhofe für Begräbnißftellen . 


Gejammt-Einnahme . 





B. Ausgabe. 


Borfhüffe find aus bem Jahre 1856 nicht zu 

übernehmen gewejen. 

BARZEREIBER . 0... 0 . 

An Rapitalien und Zinfen: 

1) Abzutragende Kapitalien ö 

Darunter an bie Sparfaffe pro 1857 700 Thir. 

pro 1858 400 Thlr. und 1859 300 Thlr. 

(efr. die Bemerkung zu Zit. III der Einnahme). 

2) Auszuleihende Kapitalien 

(efr. ebenfall® bie Bemerkung zu Tit m ber 

Einnahme ). 

om Zinfen auf ablösfihe und auf unablösliche 

IE: I >. » 0. 1 
Bro 1858 beshalb mehr, weil 320 Th. 

8 Sgr. 8 Pf. Zinfen von 1811 bis 1858 an 

die Armen zu Kalenberg aus dem Pollmann⸗ 

fen Legate bezahlt find, auch außerdem das 

Kapital ſelbſt mit 342 Zhlr. 22 Sgr. 1 Pf. 

vorſtehend sub IE 1. 

An Beſoldung: bes verwaltenden Magiftrats, 
ber fonftigen läbtifchen Officianten und für Klei⸗ 
bung ber Umterbebienten . . . 

Für Kleidung der Unterbebienten — 
zuerſt im Jahre 1859 96 Thlr. 4 Sgr. 4 Pf. in 
Ausgabe und ſcheint biefe daher erft mit dem Jahre 
1859 eingeführt worben zu fein. 


3 


— 


Fr 





en 





| 





me 14611 : 


WESEN EEE _ „ AR — 
6,3 








155 5 — 


4 28 
| 
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Auegabe. 


enlee 


VI. |An die Geiſtlichkeit m. milden Stiftungen: 
Befoldungen und Legatengelder ber Prediger und 
übrigen Kirhendiener, fowie Yequivalentgelver wegen 
ber abgefchafften Leichengebühren; in Summa . . 

VI JAn die Shulanftalten: 

Belolbungen und Legatengelber ber Lehrer; Zu— 

ſchüſſe behufs der Schulanftalten ; ſowie Aequivalent. 

gelder wegen ber abgeſchafften Leichengebühren: — 
zufammen . 

Die Mehrausgabe pro 1859 beruht in ber Ber- 
befjerung der Lehrergehalte, in Nachzahlungen für 1858 
unb ben bier verausgabten sub XIII 2 vereinnahm- 
ten 250 Thlr. aus ber Generallaffe. 

VII. I Behufs des Armenmweiens: 

Die Ausgaben dieſes Titels führen wir, wegen 
bes auffallend geringen Koftenbetrages im Berhältnif 
zu anderen Städten, fpeciell auf. 

1) Feuerung für die Armen» ꝛc. Anftalt 
2) bem Armenhauſe Wangelift für Mai- und 


Mer Baer SEA sogar ee 
8) fir Unterhaltung —— Fremden und 
Gemätpäkeanien ltr ie wis 


4) fonftige Zufhüffe für das —— us 
Darunter find 60 Thlr. begriffen für Befol- 
bung ber beiden Armenärzte, 

Die Gefammtloften, welche das Armenweſen im 
Jahre 1859 der Stabt verankaft hat, betragen alſo 
nur 258 The, 2 Sgr. 8 Pf, zu deren Aufbringung 
bei der Einwohnerzahl bon 8000 ber Kopf circa 
11'%, Pf. pro; anno beizutragen hat. Es muß folg- 
lich hierbei angenommen werben, daß biefes Inſtitut 
hinreihendes Bermögen befitt, fid) zum größten Theile 
aus eigenen Mitteln erhalten zu Können, 


IX. [| Behufs der ſtädtiſchen Iurispiction und 
Gerechtſame: 
Bei den Unterabtheilungen: Unterhaltung der Zücht⸗ 
linge in ben Strafanftaften, ſowie für Vertheidigung 
ber Imquifiten haben Ausgaben nicht flattgefunben. 
An Ayungs- und fonfigen Unterhaltungstoften der 
Inquifiten find im Jahre 1859 19 Thlr. 17 Sur. 
1 Pf. erwachſen; es ift nämlich im Jahre 1859 ein 























X. 


XI. 


XII. 








Theil der AA dem Magiſtrate zurid⸗ 
gegeben worden, Koſten wegen, des Provinzial 
Landtages fürd ebenfalld nicht vorgelommen. Koma 
miffions » unb Reiſeloſten waren nur im Jahre 
1859 erſforderlich und zwar für bie Deputation an 
Se. Majeſtät den König wegen bes Obergerichts 
jum Betrage von 20 Thlr. 18 Sgr. — ferner 
Procehtofen; — Koften behufs der Grenzbezichung. 
Summa des Tit. IX 
Behufs der Hädtifhen Polizei: 
Bir Feuerloͤſchungs - Anfalten und Geräthichaften ; 
— Straßenerleuchtung — Otrafenreinigung; — 
allgemeine Poltzei- Ausgaben; — in Summe. 
Als Grund ber — im Jahre 1858 if 
bie Anihaffung eines Aubringers angegebeı. 
An Bauloften: 
Behufs ſtãdtiſcher Gebähbe,; — ber Prebigerhänfer ; 
— ber Schulhäuſer; — des Straßeupflaſters; — 
der Wege; der Ströme und Ufer; — ber Brüden; 
ber Steafenzuden; — und allgemeine Bautoften; — 
in Summa 
Behufs der ſtädtiſchen Forften:- 
Gehalt des Forfiperfonals; — Kleidung ber Unter- 
förfter; — für Forſtenlturen; — für Forſtwege und 
Jusgemein; — Koſten der Holzverlänfe und Nach 
sählung bed Reipeholzes; — in Summa . . 
Bei den Unterabtheilungen: Denunziantengebüb- 
ten von Forfiftrafgelb — . für Brüdenbautoften 
der 5 Huden; — fowie für Kleidung ‚der Unter» 
förfter, — baten in dem Jahren 1857 bis 1859 
Ausgaben nicht ſtattgefunden. 
‚ Die Einnahmen bei ber Forſt ⸗ unb Jagd⸗ 
Verwaltung aben nad Tit. XI sub 1 bie 4 be» 


tragen in ben! da ren 
* 1857; 1858: 1859: 


—* Pi. Thlt. au Pf. Thlr. Sgt. Pi. 









davon b. vorſtehe 
Din Bermaltungs 
toften —* 
m. — 

ſo bricht dies den 
Neinertrag der 
Borfte n ven „TI 
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Ausgabe. 1857. | 1858. | 1859. 


Thlr. gr. Pf.) The. Sar.Pf.| Tdir. Sar. Pi. 


XI] Allgemeine Berwaltungstoften: 
Für Feuerung, Licht und Reinigung; — für 
Schreibmateriafien u. Copialien; — fir Borto, 
Botenlohn 2c.; —  Drud- und Buchbinber- | 
toten ; für öffentliche Anzeigen; — zufammen 278 7, 6| 290 20 29417, 2 

IV. | An öffentlihen Abgaben und Laften: | 4 
Gruudſteuer; — Erbenzins⸗, Pacht- und | Is | 
| 








Zehnt» Abgaben; — —— — 

Lehnsgefälle; — zufammen ... ; 382 1710 323 — 4 285 11 

XV. | An Nebenpräftationen ber Bereich u | | 
Radt. . . 1915) 6| 20— 1] 2021 5 

XVL| Roften des Bürger- Militaire _ isn. | | | | 
xXVI.] Au Remiffionen . . . > 1 21614 9 129 6 M 19 7 6 
XVII] An Reftanten . . . 44 8| 7] 2174) 2) gl 2100, 6 9 

Nah einer Bemerkung ü im Grtract —— 





aus den Jahren 1858 und 1859 4000 Thlr, | 

Reſte nebft Zinfen in der Rechnung pro 1860 hl | 

in/Einnahme ; ein Näheres ift Über bie Reflver- | 
waltung nicht erfichtli gemacht. | | bu 

AIR. | Insgemein und ertraordinär - . „| 10201711] 42326 ı 22922 4 

Im Jahre 1857 haben nämlich befondere | | 

größere Ausgaben flattgefunden: | | 

a) für dem Kirchhof. . . . . 155 The. | 


b) für Orbnen ber Regifitatur . 147 „ | | 
e) für dem landwirthſchaftlichen | | 
Gejammt- Ausgabe bus ai ahssrz ıbssscas 8 
N 





Berein zur Thierſchau tn. Beier 256 „ I | 





Arrbeitshaus zu Berlin. 

Dem über bie Bertvaltung des Arbeitahaufes zu Berfin für.bas Jahr 1859 bon ber 
Direltiow beffelben unterm 15. Mai d, I. erflatteten Jahresberichte — wir. folgende 
umſafſende ſtatiſtiſche Notizen: 

Die Zahl der Bevölkerung im Arbeitshauſe mit Einfluß der im Filiale vorhanden 
geweienen, größtentheil® geiftesgefunten Hospitaliten hat im Durchſchnitt täglich, betragen = 
892 Köpfe, welche mit derjenigen des Vorjahres 1858 ganz gleich if. H 
dierunter — ſich au Hospitaliten — — — 

in ber. Auſtalt 160 
BETT im Fillale . 215 
zufammen 375 Berfonen, 
affo gegen bie Durchſchnittezahl pro 1858 von 345 30 mehr. 


7% 


Die Zahl der meweingelieferten und entlaffenen Perfonen bes Arbeitshaufes und bes 
Filials finden wir im dem vorliegenden Jahresberichte getrennt angegeben, unb es wurben 
hiernach 

A. ins Arbeitshans 


neu eingeliefert 
1) Hospitaliten „ . » . . 19% Männer, 136 Weiber, = 331 Perſonen. 
gegen 1858 71 Männer, 58 Weiber, alfo 
129 Perjonen mehr, 
Arreflanten und Corrigenden . 3069 „ 164 „ = „ 
incl. 2 Mann, welde ihre Familie nicht 
ernährt haben. Gegen 1858 506 Männer, 
248 Weiber — 754 Berfonen mehr. 
Unter biefen 4753 Perfonen befinden ſich 
2525 Perſonen, welche das Königl. Po⸗ 
lizei⸗ Praãſidium auf Grund getroffenen Ab- 
tommens gegen Erſtattung der Selbſtloſten 
zur Verbüßung von gewiſſen Polizei— 
Strafen ꝛc. eingeliefert hat. 
3) Obdadslofe: 
a. Familien . . 17 — 3. = —_ 
gegen 1858 88 Männer, 179 Weiber 
— 267 Perſonen weniger; 
b. einzelne Perfonen . . . 152 „ 18 „u MW! „ 
gegen 1858 195 Männer, 26 Weiber 
— 221 Perfonen weniger; 
in Summa . . 3543 Männer, 2076 Weiber, = 5619 Berjonen. 
Die Einlieferung biefer 5619 Perſonen erfolgte: 
1) Bon der Poligeibehörbe, wegen: 
a. Nichtbefhaffung eines Unterlommens . . . 651 Männer, 84 Weiber. 
b. NRichtbefolgung ber — inel. 1 Sitten Poly SE 1217 „ 


2 


— 


e. Arbeitsſcheu 286 „ 60 „ 

d, Umbertreibens. . . . . { u „ u. 

e. Ermittelung ber Berbättniffe . n we WE % m ; 

Beil: : & . Eid u BE 5 — 

en 2 „ 18 „ 

h. gewerbsmäßiger Unzuht » >» 2 2 2 20. - . In 

2) 87 obbadhlofe Familien nach Köpfen (380). ». » x» x. . 27 „ 13 „ 

8) Bon ber Eharits geheilt zurüdgefantt . . . . . u A NM „ 

4) Jus Arbeitehaus- Hospital aufgmommen. - » 2» 2.2. 18 „ 16 „ 

5). Vom Filiale zum Lazaretb > = 20er Mu AM „ 

6) Bom Filiale zur Eorrection - « 2 2 0 nee. 6 5 

7) Bis zur Einfegnung und bemmächftigen Entlafflung . . - 7 — 

— ie a 2 ; — — 
9) Translocirte Perſonen... En ME m 20 


— 


Bon ben eingelieferten Perſonen find im Laufe des Jahres 1859: 3274 Berfonen einmal, 
432 Perfonen zweimal, 153 Perfonen breimal, 70 Perfonen viermal, 24 Berfonen fünfmal, 
5 Perfonen ſechsmal, 2 Perfonen neunmal der Anflalt zugeführt worden. 
Knaben und Mädchen unter 10 Jahren waren ultimo Dechr. 1858 im Beftande 
11 Knaben, 12 Mädchen. 
Zugang im Jahre 186b6ß6. 106, 


117 Kuaben, 96 Mädchen, 
Abgang pro 1866..... er 89 


blieben „. „ 11 Rnaben, 7 Mäbchen, 
DEREN. ee ae Do r .. 
Es verblieben alfo ultimo December 1859 im Beflande. . 8 Knaben, 6 Madchen. 
Durchſchnittlich waren täglich im Jahre 1859 in der Anftalt 9 Knaben, 7 Mãdchen. 
Im Jahre 1858 betrug die Durchſchnittezaht..... 2 „ 16 „ 
Mithin find im Jahre 1859 durchſchnitilich täglich . . . 6 Knaben, 9 Mädchen, 
weniger vorhanden geweſen. 
uUnheilbare Geiſtestrante, bedingt unb unbedingt arbeitsfäpige Häuslinge waren durch— 
ſchnittlich täglich 462, gegen 1858 4 weniger vorhanden. 
Entlaffen wurden überhaupt 5653 Perfonen, unb zwar: 
1) zum Stabtwoigtei. - 0 0 = 0 00 ee 0. . 1114 Männer, 786 Weiber, 





2) zum Criminal⸗Arreſtfttt.. 61, 84 
8) ohne Unterflügung © » 0» 2 0 0 1068, HR. 
4) mit Unterflügung. - » = 0 2 0 000 nn. 16 „ 6 „ 
6) zur Charite. . 0 [Tr rer 174 PM 130 " 
6) 91 Familien, nah Köpfen 294 

a, mit Unterfütung » » 2 2 0 2 2 0 en. 18 „ 188 „ 

b. ohne Unterhülung 0 2 0 2 ee rn 10: ,; . „ 

EEE a 6 J4 

d. zum Waiſenhauſee. 10 6 „ 

e. RER ne Ba arte — . 1:„ 
TE 9 „ 
8) Entwihen und vom Ausgange nicht zurüdgelehtt .-. „. 59 „ % „ 

9) Zum Filiale des Arbeitshbaufes - - » 2 2 22. 18 „ 70 , 
10) Eingefegnet und refp. untergebraht. - 2 2» 2 2... 6. D u 
11) Translocirte Berfonen . : 2 2 2 nr rn 20 u 
- Sub . . 3566 Männer, 2087 Weiber. 
un  — 
— 5653 Perſonen. 


Die ad 4 mit Unterftügung entfaffenen 221 Berfonen erhielten an Meidungeniden und 
fonfigen Unterflügungen 178 Thlr. 3 Sgr. 

Eine Vergleichung mit den Vorjahren ergiebt folgendes Refultat : 

1856 find von 6527 entlaffenen Perfonen 345 mit 427 Thlr. 17 Sgr. 9 Pf. 


1857 u „ 4629 k a 279 „ MM. 277. 6» 
1858 „ „ 4997 z u sis „ 273, 1, - u 
1859 " ” 5274 " " 221 '" 178 " 3 ” — 4 


unterftlügt worben und dies beträgt 
pro Kopf im Jahre 1856 1Thlr. 7 Sgr. 2 Pf. 


” " " " 1857 1 " 6 " 9 " 
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pro Kopf im Jahre 1858 — Thlr. 25 Sgr. 10 Pi. 
" Le 7 " 1859 — " 24 " 2 " 

Bon den ad 6 entlaffenen 91 Familien mit 294 Köpfen finb zur Beſchaffung eines Un- 
terlommens und zur erften Subfiftenz 78 Familien von 246 Köpfen mit 205 Thlr. 16 Ser. 
nnterftiigt worden, fo daß auf jebe Familie 2 Thlr. 19 Sur. 1 Pf., und uf jeben Kopf 
25 Sgr. 1 Pf. kommen. | 
Eine Vergleichung ber in bem legten Jahren an obdachsloſe Familien gezahlten Unter- 
ſtützungen giebt folgendes Refultat; * 

im Jahre 1856 wurden an 235 Familien mit 871 Köpfen 487 Thlr. 6 Sgr. 5 Bf. 
".,. " 1857 " " 166 nn „ 627 " 327 „ 26 n — " 
" „ 1868 m 121 r " 429 " 262 ” 25 n 
„ " 1859 " u 78 " " 246 " 205 " 16 nn — 
RENNEN verabreicht, was auf jede Familie 
im Jahre 1856 2 Thlr. 2 Sgr. 2 Pf. 
„nn 871. 29, 8, 
" 2 1858 2 " 5 " 2 u 
nn 1385592, 19. 1, 


ausmacht. 
Die jeder einzelnen Familie gereichte Unterflügung pro 1859 beläuft ſich hiernach 


dings höher wie in ben Vorjahren, wofür als Grund bie allerbürftigfte Lage ber. unterſtültzten 
Familien angegeben ift; bagegen aber hat bie Zahl ber unterftüßten Familien, refp. ver. fum- 
marifhe Geldbetrag, wie aus vorftehenden Bergleihungen erfitlih, in bem lebten Jahren ehr 
bebeutenb abgenommen, was als eine erfreuliche Erfheinung begrüßt werben muß. Diefe außer⸗ 
orbentlihe Abnahme, bürfte nicht mit Unrecht als das Reſultat des energiſchen Einſchreitens 
gegen gewiſſenloſe Familienväter, welche ſich der Sorge für ihre Familie zu entziehen ſuchen, 
Seitens der Armen-Direction in Folge des Geſetzes vom 21. Mai 1855, anzuſehen fein. 

Es verblieben am Schluſſe des Jahres 1869 5 obdachsloſe Familien, beſtehend aus 15 
Köpfen, gegen ultimo 1858 4 Familien zu 14 Köpfen weniger im Beſtande. 

In Lehr⸗ refp. Dienftverhäftniffe wurben durch Bermittelung bes Auflalts » Geifllichen im 
Jahre 1859 untergebradht 74 Burſchen, 32 Mädchen = 106 Berfonen; während foldes im 
Jahre 1858 nur mit 54 Burſchen, 37 Mädchen — 91 Perfonen geihehen war. 

Die Zahl per arbeitsfähigen Hänslinge ift anf 430 angegeben, und TA et» 
warben einen Arbeitsverdienft von 8483 Thlr. 18 Sgr. * welcher ſich auf die verſchiedenen 
Arbeitszweige, wie folgt, vertheilt: 


1) bei ber Schafwollen- Spinnerei.  » » - 0483 Thir. 5 Sgr. 8 pf. 
J gegen 1868 159 Thlr. 10 Sgr. 3 Pf. weniger. 
2) bei dem Bettfeberreißen. . . » 18 1-5: Mn 


gegen 1858 55 Thlr. 17 Sgr. 3 pf. weniger. 
3) file verfauften Düngergips. . - A 
gegen 1858 420 Thlr. 2 Sgr. 6 pf mir 
4) für geftellte Arbeiter nad außerhalb . . in, «ME, 3, 6, 
‚gegen 1858 46 Thlr. 13 Ser. 3 Bf. weniger: 


ER 


5) an Mahlgeld bei der Tretmühle. . . . UI Mn Mo 6 
gegen 1868 60 Thlr. 17 Sgr. 7 Pf. weniger 

6) für Boliren von Müpenfhirmen. . . . Po re MEERE: | WORe 
gegen 1858 170 Thlr. 6 Sgr. 10 Bf. weniger. 

7) für Anfertigung von Filzſchuhen . . . . 40 24, 83, 


gegen 1858 200 Wlt. 26 Sgr. 1Pf. "wenige 
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8) für Flechten und Weben von Strohbeden . . . . . 721 The. 13 Sgr. 11 Pf. 
gegen 1858 231 Thle. 26Sgr. 1 Pf. weniger. 

9) für das Näpen von Wülhe . ı = or ner 7. U, 6 z 
gegen 1858 42 Thlr. 8 Sgr. mehr. 

10) für Strid» Arbeit . . » : „er... 17 „ 4 u 6, 
gegen 1858 97 Thlr. 5 Sur. 8 Br. weniger. 

11) für diverfe Arbeiten. - » - » N 
gegen 1858 2222 Thlr. 23 Sg. 3 Bf. mehr, 

12) für gefertigte Gärge. » » » een WM 6 —n 
gegen 1858 34 Thlr. 25 Sa. weniger, 

13) für gefertigte Kreideſtifte Tr + Bu al 

a 23 Sgr. weniger, 6 

in Summa obige . . 8483 Thlr. 18 Sgr. 1 Pf. 
gegen 1858 nad Abrechnung bes weniger noch 1626 Thlr. 7 Pf. mehr. 

Die bei ben meiften Fabrikationszweigen vorgelommenen Minder »Erträge werben ben 
allgemeinen Gej&äftsftodumgen im Jahre 1859 zur Laft gelegt, wogegen ber- fehr bebentenbe 
Mehrertrag ad 11 für biverfe Arbeiten, von 2222 Thlr. 23 Sgr. 3 Pf., dem im größerer Aus- 
dehnung und mit gutem "Erfolg betriebenen: Schlagen von Lurus- Papieren, ertigen von 
Goldleiſten, Anfertigen von Padtiften, Enger von Schwefelhölzern und Reinigen von Roß- 
haaren zugefchrieben wirb. 

Es wäre wünſchenswerth geweſen, daß der Jahresbericht zugleich bei jeder Arbeitsbrande 
die Geſammtlopfzahl der dabei befchäftigt geweſenen Berfonen namhaft gemacht hätte, ba ohne 
dies fih nit ermitteln läßt, was ‚ber Kopf täglich im Durchſchnitt bei 
jeder Brande verdient bat. 

Für die Oeconomie der Anftalt ſelbſt find durchſchnitilich täglich beſchäftigt geweſen: 

2 Tiſchler, 3 Pantinenmadher, 16 Arbeiter in ber Küche und dem Putzleller, 3 Schloffer 
und Klempner, 1 Lampenputer, 13 Wafhmäbchen, 3 Flur- und Hoffeger, 2 Mann beim 
Brennofen, 3 Nebenwärter in den Lazarethen, 3 Berfonen in ben Babehäufern, 1 Drechäler, 
6 Ealefactoren und Saalmärter, 6 Perſonen mit Ausbeffern der Leib- und Bettwäſche; 
zufammen 62 Perfonen, für welche ein ideeller Arbeitsverdienſt don 3406 Thlr. 20 gr. bei 
Aufftellung des gefammten Verdienſtes berechnet if. 
Der Arbeitsverbienft der Häuslinge, welcher baar zur Arbeitöhanskaffe gefloffen i, betrug 
im Jahre 1851 4419 Thle. 1 Sgr. — Pl. 
1852 4209 


U En 


vn 1868 44 „ 2 „ 
" ” 1854 2984 n„n... — 
” " 1855 4960 1 1 " 
"u 2 6 „U 
= „ 1857 8517 „ 16 „ 
” n 1858 6857 " 17 73 
1859 8483 18 
fo daß im Jahre 1859 * as Borjahr 1858 1626 Th. 7Pf. une aufgebracht find; wich 
aber bie Zahl der arbeitsfähigen Häusfinge, welde im Jahre 1851 486 Köpfe, 1852 548 Köpfe, 
1853 423 Köpfe, 1854 363 Köpfe, 1855 391 Köpfe, 1856 453 Köpfe, 1857 439 Köpfe, 1858 
426 Köpfe und. 1859 430 Köpfe betrug, im Berbindung mit dem geſammten Arbeitsverbienft 
incl. ibeelen Berbienft gebracht, jo beträgt derſelbe pro Kopf und Jahr 
im Jahre 1851 16 Thir. 3 Sg. 1 Pi. 
* " 1852 14 " — |. 9 " 


3 


54* 
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im Jahre 1853. 18 The. 16 Sgr. 10 Bf. 
” " 1854 17 ” 18 ” 2 " 


" 1859 27. "- 19 " 6%,0 " 
wonach fih das Refultat bes Jahres 1859 am gänftigften geftaltet. 
Die Eotal-Gumme der Erkrankungen betrug 3025 Perfonen, 
wovon 610 im Lazareth verpflegt und 
. „2415 im Reviere. behandelt wurben. 
—— befanden ſich im Lazareth ber Auſtalt 27 Männer, 12 Weiber =39 Perſouen. 
Am Schluffe des Jahres 1859 verblieben im Lazareth Behand 23 Männer, 18 Weiber 
41 Berfonen. 
Im Arbeitshaufe farben Überhaupt - © 2... . 114 Berfonen, 
ı BEER 
Im Filiale (welches weiter unten zur Erwänung kommt) 8 „ 


zufammen . . 123 Berfonen. 
Die Zahl ber Erkrankten, 3025 Berfonen, beträgt von der Geſammtzahl der Eingelieferten 
60 pEt.; die Zahl der Verftorbenen, 123 Perfonen, 2'/,, pEt.; während letztere Zahl im Jahre 
1858 3%,. pEt. betrug. 
Nach einer beſonders aufgeflellten Berechnung beträgt ber Koflen- Aufwand für 1 Kranlen 
täglih pro 18599 . . . . 8 Sgr. — Pf. 
berfelbe betrug pro 1858. . 6 „ 1 „ 


mithin im Jahre 1859 . . 1 Gyr. 1 Pf. 
ober 15%. pEt. mehr wie im Jahre 1858, 
An Ueberverbienft if im Jahre 1859 bei der Schafwollenfpinnerei 26 Thlr. 6 Sr. 
3 Pf. von den Arbeitern erzielt worden. Im Jahre 1858 betrug berfelbe nur 23 Thle, 7 Ser. 6 Pf. 
Ob bei den andern Arbeitszweigen ebenfalls Ueberverbienft erworben ift, ober aus welchen 
Gründen dieſes nicht geſchehen konnte, darüber. giebt der VBerwaltungsbericht Feine Auskunft. 


B. Im Filial-Hospitale des Arbeitshanfes 

waren ult. 1858 im Beſtande 126 Männer, 66 Weiber — 192 Perfonen. 

Zugang pro 1859. . . . 13 „ 0 2 = MM 
259 Männer, 136 Weiber — 395 Berfonen. 

Abgang pro 1859 . . . .„ 10 %o„ DD 5 =-W 
Alſo Beftanb ult. 1859 „ .„ 159 Männer, 76 Weiber — 235 Perfonen, 

Außerdem an Domefilen . 3 Br 2 „= 5 „ 
— 240 Perſonen. 

Die Zug ange find theils durch die Polizei, theils durch bie Armen-Kommifflonen, ein 
großer Theil aber auch aus den Krankenhäufern und Hospitälern Berlins, ber Anftalt zuge- 
Hloffen; die Abgänge murben größtentheils nah dem Mrbeitshaufe zum Lazareth reſp. zur 
Strafe birigirt, Einzelne au an andere Hospitäfer und Krantenhänfer abgegeben, worunter 5 
zur Irrenflation; 8 find geflorben und 17 ohne vorherige Abmeldung weggeblieben. 

Die gefammten Berpflegungstage mit Einihluß der 5 Domeftilen belaufen 
fih anf 78,643; 53,400 bei ven Männern und 25,243 bei den Weibern. 

Hiervon beträgt bie täglihe Durchſchnittszahl Überhanpt 215%,0; bei den Miän- 
nern 146?/,. unb bei ben Meibern 69 yo. 
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Bon ben im Beſtande verbliebenen 285 Hospitaliten waren 
unverheirathet 94 Männer, 28 Frauen, 
verheirathet . - 17 + - 6 u 
feparirt .. DB » 13 " 
verwittwet - 3 ou 29 „u 
Sind . 159 Männer, 76 Frauen. 
Diefelben befanden fid im Alter 
von 15 bis 20 Jahren 2 Männer, 3 Frauen, 


"„ 20 „ 25 " R- 2% ” 
" 25 [77 30 " - 6 „7 „ 
DE De u Re 4 
" 35 „ 0. 7 ” 2 " 
" 40 [73 45 " 7 * 2 " 
1 45 " 50 " 10 " 2 " 
" 50 7 1 25 " 5 ” 
" 55 " 60 u 81 „ 11 2 
" 60 " 65 ” 26 " 15 7 
[2 65 " 70 20 " 11 " 
" 70 ” 75 " 6 " 7 "” 
" 75 ” 80 " 2 " 9 " 
” 80 85 [7 3 " = " 
" 85 7) 90 — — " 4 " 
159 Männer, 76 Frauen. 


Diefelben nad ber Krankheit: 
Unheilbare Gehiruleiden, Stumpfſinn, Blödſinn, Epilepfie 18 Männer, 32 Weiber, 
Unheilbare Lihmung, Gicht, Bertrüppelung -» «+. Bl * 8 
Grauer und ſchwarzer Staar, Augenleiden „ » BD u 8 u 
Bänzlih erfindet . - 0 een 2 ” 3 
Unheilbare Maftdarnıfiftel, Krebs, Fußgeſchwüre, Rüdenmarl- 
feiden, Bruhihäden . - een nn. 29 4 
Hals- und Lungenſchwindſucht, Bruftleiden . eu +. 21 » 
Taubflumme. » : * 
Allgemeine Alter- und Körperihwähe . nn > 2: — 
159 Männer, 76 Weiber, 
Hieran lnüpft ſich ferner noch bie traurige Erſcheinung, daß faft ſammtliche, biejem Siech⸗ 
tum anheim · und der Commune jur Laft gefallene, im ihrer leiblichen und geiſtigen Thätigfeit 
vernichtete Perfonen durch eine verbrecheriſche Laufbahn dahin gelangt find; denn es find von 
benfelben vor ihrer Einlieferung in das Hospital beſtraft worben: 


a. Männer: 
wegen Diebflahl8 .» nn ne. 25 Männer 76 mal. 
Betrtugs, Falſchung, Unterflagung . 
m Beten. . 0...» 
»  Bagakondieng. ne. 
„  Ürbeitefhen. ». - ... 89 5 Mn 


a 
v5 | 
[5%] rn 


> 


[2 Brandſtiftung J — — 2 " 2 " 
" Streits und Trunkbkenheit Per Tr Er Be Be) 48 m 198 " 
" Defertion, Snfuborbination beim Militär 5 " 10 " 
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‚wegen Blutfhäntung - 2 2 0-20. 1 Männer 1 mal. 
„ſchwerer Beihäbigung eines Mengen . 3 m 3 u 
” Majeſtäts⸗ Beleidigung us Be 1 Ts 1 " 


b. Beiber: 


wegen Diebftahle und Hehlerei © « >» 8 8 Weiber 20 mal. 


„  Betrugs, Fäalſchung, —— ee ——— 2 „ 
- Bi: 30 „165 „ 


— 2 ae mi BE 
„ bien & 3 5 a ra > 
[7 Hurerei ‘u re he — .. 9 " 3 7) 
„ GSteeits und Irumkenhit. . 22... 0 m 2 
" beabfidhtigten BR. 4 ana 5% 1 ” 1 " 


Bon benfelben find 
evangeliih 152 Männer, 73 Weiber. 
tatholiſh. 38 
159 Männer, 76 Weiber, 

Außer bem Arbeitsleiftungen für die Hausdkonomie beſteht die Beihäftigung derſelben 
zumeift in Anferligung von Strohdecken und Streichen. Es find im Jahre 1859 4686 Stroß- 
beden und 248 Dutenb Streichen gefertigt worben, wofür in Summa 281 Thlr. 15 Sgr. 3 Pf. 
eingenommen und zur Kaffe bes Arbeitshaufes abgeführt find. 


Der Jahres⸗Abſchluß der Arbeitshauskafje für bag Jahr 1859 liefert 
im Bergleih mit bem Borjahre folgende fummarifhe Heberfidt: 














Einnahme. 






An Zinſen von ausſtehenden Kapitalien .... . ü 69.6 
Eee 4 he ale, ORRR | si — 





Man 





Aus anderen Kaſſen und Fonds (Regieloften aus ber | | 

DIESER N. eo emme na See 1900.10 j — |——| 23912) 8 
An Kof- und Berpflegungsgelden . „2.2.2200. 2454 38 10 9 —— —— 
An Beerdiguugsloſſtfen.. 154 — 
Zusgemein incl für c 220020. 


IV, 
VI. 


Außer dem Etat: 


2. —— Heiler ee wie — 
b. an wieder eingezogenen aͤabiieiien * 








mn. 
1053 4 12 56 5% 


Die Ausgaben betragen......... a1 —- 225 
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weniger. 

In der Bäcerei bes Arbeitshaufes, aus welcher aud das Friebrich » Wilhelms - Hospital, 
pie Königliche Charits und das Elinifum ber Königlichen Univerfität dem Brobbebarf beziehen, 
find im Jahre 1859 aus 5932 Centner 98%, Pfund Mehl 791,065 Pfund Brod gebaden, fo 
daß alfo täglich durchſchnittlich 2167 Pfund Brod gebraucht oder 16 Centner Mehl confumirt 
worben find. 

Die Geſammt-Kopfzahl der im Jahre 1859 in dem Arbeitshaufe und dem Filiale 

verpflegten Perfonen beträgt. . . 325,730 Köpfe, 
im Jahre 1858 betrug biefelbe. . 325,584 „ 
mithin im Jahre 1859 — — —— 

Es find folglich, wie am Eingang ſchon erwähnt, im Jahre 1859 durchſchnittlich täglich 
892 Perſonen vorhanden gewefen. 

Die Gefammtloften betragen. . » 2... 47,319 Thlr. 18 Sur, 3 Pi, 
und bie aus ber Stabt-Haupt-Kaffe gezahlten Gelder uud Diüten Ya „ 29 u _ 3m 

Bufammen 56.754 Ehle. 17 Sgr. 6 Pl. 

Davon kommen auf eine Perfon pro anno 1859 . 63 Thir. 18 Sgr. 1 Pl. 

(gegen 1858 2 Thlr. 5 Sgr. 6 — — 
alſo täglich ... VE Din 
(gegen 1858 2 Pf. weniger.) 

Bird von den Gefammtloflen br - . . 2 22... 5674 „ 17, 6, 
im Abzug gebradt 
| a. ber Baar eingezahlte Berbienft 8483 Thlr. 18 Sr. 1 Bf. 

b. ber ideelle Verdienſt für Ar- 

beiten f. d. Anflal8-Deconomie 3406 ,, e „—u 


: 5) Bleiben — — ſt. r. * 
fo koſtet eine Perſon auf das Jahr 18808... Du Bun 2m 
und täglich ⸗ . . 00. %, — 57 4 n 2 " 
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Im Jahre 1858 betrugen biefe Koften reſp. 54 Thlr. 8 Sgr. 4 Pf. und 4 Sgr. 6 Pf. 
Die bloße Berjpeifung pro Kopf 1859 koſtet 29 Thlr. 26 Sgr. I Pf. und täglih 2 Sur. 6 Pf. 
Das Rapital-Bermögen ber Anftalt von 155 Thir. 27 Sgr. 3 Pf. ift im Jahre 1869 
unverändert geblieben. Geſchenke und Vermächtniſſe find ber Anflalt im Jahre 1859 
nicht zugefloffen. 

Weiter berichtet ber Director ber Anflaft, der im biefe Stellung erft feit bem 1. Mai 1859 
berufen worben ift, in ben $$. 7 und 8 bes Berwaltungsbericht® über verfdiebene bereits neu 
getroffene, fowie noch ferner zu treffende dringend wünſchenswerthe Einrichtungen in Bezug auf 
bie Berwaltung, bie Beauffihtigung, bie Religionsäbungen unb bie Erweiterung ver Räums 
lichkeiten behufs der Trennung beider Geſchlechter und der Klaſſifilation ber Gefangenen, welche 
ein großes und hingebendes Interefje für feinen amtlichen Wirkungstreis befunden. 

Nach feinem Amtsantritt hat ber Director zunähft damit beginnen müffen, faft alle Un- 
terbeamten aus ihren Aemtern zu entlafien, weil fie fih nit der in einem Deten- 
tionshanfe unbedingt nothwendigen Disciplin gefügt, fanf und ungehor— 
fam gegen die Anorbnungen und den Willen der Direction bezeigt unb 
überhaupt fih zu fehr in Berhältniffe hineingelebt hatten, welde ſich um 
möglich mit einer georbneten Berwaltung in Einklang bringen ließen. 

Diefer Alt, von ber einen Geite betrachtet, bürfte allerdings geeignet erſcheinen, in 
weiteren Kreifen eine nicht befonder® günftige Meinung über das Verfahren des Directors her- 
dorzurufen, infofern als es nämlich gemißbilligt werben könnte, daß berfelbe, unb zwar wie ber 
Bericht fagt, gegen faſt alle Unterbeamte — bie aud in der Regel meift Kamilienväter finb 
— fogleih zum äußerften Mittel, der Dienftentlaffung, geritten if, während einem Anfalte- 
Director doch unzweifelhaft noch andere viel näher liegenbe Mittel und Strafen zu Gebote ſtehen, 
ſich Folgſamleit feiner Untergebenen zu verſchaffen. Wir erwähnen unter andern, al® eines ber 
wirffamften Mittel, nur bie Auferlegung von Orbnungsftrafen in Geld, welde bei diefer Kate- 
gorie von Beamten erfahrungsmäßig felten ihren Zwed verfehlen. — Sobann ift hierdurch and 
noch die Bermuthung fehr nahe gelegt, daß in einer Anftalt, in welcher durch das Unterbeamten⸗ 
Perjonal die Disciplin und bie Orbnung bergeflalt umtergraben worden, wie ber Bericht barlegt, 
überhaupt bis dahin eime fchlechte Berwaltung herrſchend geweſen fein müſſe; eine Beſchuldi⸗ 
gung, bie man, gerecht zu fein, füglich nicht auf das Arbeitshaus zu Berlin zu werfen vermag, 
— Und dennoch if, durch bie in Rebe ſtehende Mittheilung, folchen und ähnlichen Urtbeilen von 
ber einen Seite bie Thür geöffnet. 

Bir aber fehen die Sache von einer andern Seite an. Wir glauben, daß auf Menfchen- 
wohl abzielenbe fehr edle Principien den Director befeelen; wir find der Meinung, baf ber Di- 
reetor den wohlthätigen Sinn des weiſen Geſetzgebers 

„Deſtraſung und Befferung der Verbrecher zugleich * 
in feiner vollſten Bebeutung in fih aufgenommen haben wirb und zu verfolgen beftrebt ift und 
baher natürlich auch ein Unterbeamten » Berfonal fich ſchaffen muß, weldyes geeignet und befähigt 
if, ihn in feinem-Wirken zu unterflüßen, 

Möge daher der Segen von Oben bem Wirken bes Directors reichlich zufließen, ſowie 
wir mit bemfelben wünſchen, daß es durch Gewinnung ber erforberlichen Räumlichkeiten recht bald 
gelingen möge, nicht blos bie weiblichen von den männliden — und bie jugenbliden von ben 
älteren Häußlingen fireng getrennt zu placiren, fonbern daß es auch ermöglicht werbe, bie zum 
Erftenmal Detinirten von ven Rüdfäligen und oft wieberholt Rüdfälligen abzufondern, we- 
nigftens in getrennten Schlafjälen unterzubringen. Denn es ift eine belannte, viel beſprochene 
beffagenswerthe Thatſache, daß in ben Schlaffälen der Strafanftalten bie Erzählung begangener 
Berbrehen und bie Unterweifung in Ausführung berfelben den Hauptgegenftand der Unterhal⸗ 
tung ber Gefangenen bifbet, und nirgends tritt daher das bewährte Sprüchwort Böſe Beiſpiele 
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verberben gute Sitten“ in einem grelleren Lichte hervor, als im ber Strafanflalt. Die unter 
Berbrehen ergrauten Sünder, Überhaupt die verberbteren Naturem, machen den ebleren durch ihre 
Unterhaltung bie breite Bahn bes Lafters fo füß, daß biefe ohne Mühe wankend gemacht und 
von den vorgeſchlagenen Tenfelsplänen unvermerlt hingerifjen werben, befonbers wenn fie ihre 
moralifhen Principien aus bem oben angebenteten Gründen und nad ihrer Ueberzeugung mit 
Recht aufgegeben habeu. 

Daher kömmt es auch, daß häufig die Strafanftalt „bie hohe Schule ver Verbrecher“ 
genannt wird, 





Deutſche Eontinental: Bad: Gefelihaft in Deſſau. 
Betriebs - Refultate des Monat Auguft 1860. 





Gaspro- | 7 











Lauf, | lammenzahl. 
a Gas⸗Auſtalten. duetiou. ö ’ v mm 
| Kubikf, engl, am 1. Aug.|a.31. Aug.) Zunahme. 
| | | 
1 Frankfurt a. d. O.. 668,864 | 5,892 5,947 55 
2 | Mülgeim a. d. R.. 503,200 3,696 8,701 5 
ER... Eee 794,600 6,014 6,027 13 
MS EN 161,370 3,109 3,116 7 
5 | Zudewllte - 2... 184,400 1,994 2,054 60 
6 | Sladbaherheypt - » . . . 466,000 4,180 | 4,254 74 
®::l Degen OS Eu . 423,730 2,722 2,734 12 
8 Warſchau und Beer 2,021,000 | 6,895 7,008 113 
9 | Erfurt 34,200 | 4,852 4407 25 
10 Kram. .... 799,200 | 3,022 | 3,080 58 
11 Rordhauſen . . 148,662 a | 2240 14 
12 | Lemberg her 597,900 2,794 | 2,868 64 
2 HB re 895,114 3,453 | 3,469 | 16 
Summa | 7,598,240 | 50,888 | 50,904 | 616 
In ber gleichen Periode des Vorjahres | 6,512,152 44,339 
\ «pt | 1,086,088 | 6,565 
BZumahme ; | 
pet. 16.5 | | 14,1 | 


Deffan, ven 15. September 1860. 
Das Directortum der deutfchen Continental» Gas - Gefellfchaft. 





III. 
Verwaltungs- Chronik. 


Provinz Schlefien. 


Auszug aus vem amtlichen Berichte Über ben Stand und bie Berwal— 
tung ber Gemeinbe-Angelegenheiten der Stadt Breslau im Jahre 1859 
unter Bergleihung mit dem von 1858. Der Bericht ift georbnet nach bem verſchie 
denen Berwaltungszmweigen, deren Hauptrefuftate darin anfgenommen worben find. Der 
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Etat pro 1860 iſt als Anlage beigefügt. Nach einer kurzen Einleitung, worin ber zwiſchen 
Magiftrat und Stabtverorbneten vereinbarten Grundjäte gedacht wird, welde in Zus 
lunft bei Aufſtellung der Etats maßgebend fein follen, wendet ſich der Bericht zur Beleuchtung 
ber Berwaltungsergebnijfe nach ihrer Gefammtheit und nach ihren Specialitäten. Im Allge- 
meinen wird das Jahr 1859 als ein für die Verwaltung nicht minder gümftiges als bie beiben 
vorhergehenden bezeichnet. Selbſt der Krieg, welcher längere Zeit drohend in Ausſicht geftanben 
und eine theilweiſe Mobilmachung herbeigeführt, babe keine erheblich machtheilige Wirkung für 
bie ftäbtifche Verwaltung zur Folge gehabt. 

Die Ende 1858 vorgenommene Vollszählung hatte ergeben eine Bevölkerung bon 
135,668 Seelen (incl. 5855 Mann Militair), mährend bie Bollszählung von 1855 nur 
127,087 Seelen nachwies. Die Civil-Benölferung betrug 1855 121,345 Köpfe, 1868 
129,813 Köpfe. Das Jahr 1858 fchloß mit einem Kämmerei- Betriebsfonds von 
265,264 Thalern, das Jahr 1859 mit einem bergleichen von 331,453 Thalern, wovon zur 
Dedung ber verblichenen Ausgaberefte 63,502 Thaler einbehalten und 267,951 Thaler als 
Kämmerei-Befiandsgelder-Fonds zur beſonderen Verwendung zurüdgelegt worden 
waren. Der außerdem vorhandene Subſtanzgelder-Fonds betrug 122,303 Thaler. 

Bon dem über die einzelnen Berwaltungs-PBartien Berichteten wird bier Folgendes hew- 
vorgehoben: 

Auf die Koften ber gefammten Armenpflege, mit Ausſchluß ber durch das große ſtädtiſche 
Krantenhospital geübten Armenkranfenpflege, waren der mäßige Preis ber Lebensmittel mub bie 
Öelegenbeit zu Arbeitsverbienfl, wie in bem Sabre 1858, von den mwohlthätigften Folgen; ber 
Gejunpheitszuftand in hieſiger Stedt hat ſich gegen früher entſchieden gebeffert, jo daß bie Zahl 
ber armenärztlih behandelten Kranken vom Jahre 1857 bis Ende 1859 um mehr als bie 
Hälfte gefunten if. Die Zahl der in 1859 armenärztlich behandelten Kranken betrug 5066, 
alfo 878 weniger als im Jahre 1858. Nicht minder günſtig iſt bie aus den Mortalitätöver- 
hältniſſen der Stadt auf ben Gefnndheitszuftand berfelben zu ziehende Folgerung. Auf 31 Les 
bende kommt ein Todesfall, während feit 30 Jahren das Mittel für Breslau kaum 1 : 26 be- 
trägt. Diefes Refnftat ift ein um fo günſtigeres, ald die Zahl ber Geborenen bie ber Geftorbenen 
um 997 überfteigt. — Der für die allgemeine Armenpflege, einſchließlich der Legatvertbeilung, 
der Unterflügung mit Winterholz und ber Freifhulen-Gewährung, zur Unterhaltung des Armen- 
banfes, tes Arbeitshaufes und ber Gefangenen » Kranfenanftalt erforberlih gemejene Aufwand 
beläuft fi auf 93,934 Thaler, zu deren Dedung bie Kämmerei 31,041 Thaler zufhoß. Das 
Arbeitshaus, in welchem 1859 1704 Berfonen betinirt waren, erſchwang zum erftenmal bie 
Mittel zur Beſtreitung feiner in 8987 Thaler beftehenden Ausgabe. Die Wichtigkeit biefer 
Anftalt für die Sicherheit der Stabt tritt von Jahr zu Jahr immer mehr hervor. Nad dem 
gemachten Erfahrungen läßt fih ven dem größten Theile ber Arbeitshäusfinge aunehmen, daß 
es nicht ſowohl böfer Wille ift, welcher fie vom einer ſelbſtſtändigen Thätigleit zurüdhält, als 
vielmehr Schwähe des Willens und Charakter und der Mangel jebes religiös » fittlihen Ans 
haltes. Der Lüderlichleit und einem ungeorbneten Leben, im Folge langjähriger Gewohnheit 
verfallen, fehlt ihmen die moralifche Kraft, ſich wieder aufzurichten, wenngleich ihre phyſiſchen 
Kräfte zu einem jelbfifländigen Lebenserwerb vollftändig ausreichen, Die meiften Arbeitspäus- 
linge find deshalb im Arbeitshauſe auch Feine Neulinge, ſondern alte wieberlehrenbe Belannte, 
Nur bei den jugenblien ins Arbeitshaus gebrachten Mühiggängern gelingt e8 hin und wieber, 
fie zu beſſern und ihnen eine ſelbſtſitändige Eriftenz begründen zu helfen. Unter ſolchen Ber- 
hältniffen muß man fi mit dem Gedanken vertraut machen, daß bei dem Umfange ber Stabt 
immer eine große Anzahl herabgelommener Perfonen vorhanden fein wird, bie, wenn auch jelbft- 
ſtändig nad) ihrem Alter nnd Arbeitsvermögen, dennoch einer energiihen Bevormunbung buch 
das Arbeitshans bebürfen. Es ift daher von großer Wichtigkeit, im Arbeitshanfe zu allen Zeiten 
für eine angemeffene Beihäftigung ber Häuslinge zu forgen, bie Kräfte verfelben fo zu nutzen, 
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daß bie Koften ber Anftalt gebedt, daß babei bie Beſſerung ber Häuslinge vorzugsweiſe im 
Ange behalten und biefes ſchwierige Geſchäft unverdroſſen ſortgeſetzt werde. 
Das große ſtadtiſche Kranken» Hospital verpflegte 3147 Perfonen, von denen 2104 ale 
geneſen, 216 als erleichtert, 167 als ungeheilt entlaffen wurben. Die Zahl der Geftorbenen 
beträgt 389, Im Durchſchnitt ergiebt fi für jeden Kranken eine mittlere Berpflegungszeit von 
33 Lagen, und nad Mafigabe des Gefommtaufwandes pr. 39,199 Thaler, wobei bie Kämmerei 
mit 9903 Thalern Zuſchuß ſich betheiligen mußte, ein Koſtenbetrag von 119 Sgr. pro Kopf 
und Tag. Die durch den Tod des dirigirenden Arztes bes Hospitals, Sch. Mebizinalrath Dr, 
Ebert, erledigte Stelle ift nicht wieber befegt. Die Frage bes Wiederbeſetzung hängt mit auder⸗ 
weitigen noch einer näheren Erörterung zu unterwerfenben Einrichtungen zufammen. 
Bon ben dem Kranken» Hospital und ber Kämmerei gehörigen Gütern wurde ein Rein- 
Ertrag von 17,748 Thalern, von dem im Rayon der Stadt belegenen fläbtifehen Grimbeigen- 
thum, fo weit baffelbe von ber ſtädtiſchen Grundeigenthums- Deputation verwaltet wird, ein 
Ueberſchuß von 3847 Thalern gewonnen, Bei der fläbtifhen Feuerſocietät waren Ende 1859 
8233 ſtädtiſche Grunbftüde mit 38,773,215 Thaleru verfihert; die zu bergütigenden Brand» 
ſchãden einfchliehlih SELL Thaler Prämie für Rüdverfiherung des Theatergebäudes betrugen 
15,860 Thaler, zu ihrer Dedung und zur Berftächung des Nefervefonds fand eine Ausfchreibung 
von 2 Sor. pro Hundert ber Berfiherung flat; ber Reſervefonds hat die Höhe von 50,077 Then, 
Das Stadt-Leihamt gab 177,543 Thlr. Darlehne auf 29,688 Pfandftüde und erhielt baranf 
jurüd durch Einlöfung von 28,301 Pfandftüden 172,370 Thlr. Der Bankgerechtigkeiten- 
Ablöfungsfonts ſcheidet, nachbem bie Zilgung der Obligationen und ber bazu ausgegebeuen un« 
derzinslichen Zinsfceine im Gefanuntbetrage von 1,868,512 Thlen. beendet iſt, aus ber Ber- 
waltung aus. Wie bei ber Armenpflege, weiſen aud die Ziffern ber Gefangenen des Polizeis 
Gejängniffes in ben beiden letzten Jahren auf günftigere, hauptſächlich durch billigere Preiſe ber 
Lebensmittel bebingte Berhältmiffe hin. Es befanden fih im Polizeigefingniß im Jahre 1858 
5463 Gefangene, im Jahre 1859 5456 Gefangene ; im Jahre 1856 betrug ihre Zahl 10,129, 
Zu ben Fonds ter Kirchen ftädtifchen Patromats leiftete die Kimmerei im Jahre 1859 
an Zufgüfien 9149 Thlr., zu ben ber höheren Unterrichtsanftalten 8237 Thlr. Die beiden 
Gymnaſien und bie beiden Realſchulen frequentirten 2674 Schiller, bie höhere Töchterfchule 
5% Schülerinnen. In ten 26 evangeliihen und 5 latholiſchen Elementarſchulen, jowie im ber 
Simultanfhule des Armenhaufes und in der zweiten fäbtifchen Kaffe ber Pfarrſchule zu St. 
Mauritius befanden fih 7925 Schiller und Schülerinnen; die Unterhaltung dieſer Schulen 
foftete 51,045 Thlr., ihre eigenen Fonds gewährten dazu an Dedungsmitteln 16,220 Tpir. 
Die ſtädtiſchen Hospitäler und Baifenanftalten verpflegten 427 erwachſene Perjonen und 
260 Kinder mit einem Koftenanfwande von 57,798 Thlen., den fie and den eigenen Revenuen 
ıten. 

* Bei ber Verwaltung ber ſtädtiſchen Steuern, der Handeld⸗ und Berlehrdabgaben gingen 
ein 572,067 Thlr., darunter 35,569 Thlr. Verlehrsabgaben. Die ſüdtiſhhe Realſteuer in Höhe 
von 126,713 Thlrn. repräſentirt einen ſteuerpflichtigen Betrag von 2,534,260 Thlen., von weichem 
bie nach ber dem Landtage gemachten Steuervorlage in den Städten einzuführende Königliche 
Grundfleuer 101,370 Thlr. betragen würde, Darauf würden in Anrehmung fommen ber 
Servis und die Eriminalkoften - Rente, zuſammen mit 67,854 Thlen., e8 blieben mithin noch 
aufzubringen 33,516 Thlr. Die Berfonal- Kommunal» Einfommenfener befief fih auf 154,999 
Thaler. Zu berfelben waren herangezogen 31,579 Perfonen. Bei 16,040 Gontribuenten mußte 
bie Epecution verfügt werben, bei 454 Perſonen blieb biefelbe fruchtlos. Nieberlaffungen wur« 
ben 1818 im Jahre 1859 angemeldet, davon 680 durch Zahlung bes Ginzugezeldes georbnet, 
105 Perfonen wurben ausgewieſen. m d 162 

cher ba Nachtwwachtmefen, bei welchemm 4 Nachtwachtmeiſter, 12 Obermächter un —* 
Vqhter angeſtellt find, Hatte dioher das Königi. Boligeipräflbium mur bie pofigeifihe Ober— 
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Auffiht, dagegen war bie Verwaltung fläbtifh und Magiftrat die vorgeſetzte Dienfibehörbe ber 
vorgedachten von der Stabt befoldeten Beamten. Durd Verfügung ver Königl. Regierung vom 
1. Juni 1859 ift dem König. Polizeipräfivium die unmittelbare Leitung und Beauffihtigung 
bes Nachtwachtweſens und die Discipliit Über die Beamteten übertragen. Nach ber Anſicht des 
Magiftrats folgt hieraus bie Verpflichtung des Fiscus zur Zahlung bes Gehalts ber Beamteten 
des Nachtwachtweſens. Mit dieſer Anfiht ift aber weder bei der Königl. Regierung, noch bei 
dem Königl. Minifterium burchzubringen geweſen. Diefelbe Frage liegt in einer anderen großen 
Stabt dem Königl. Geheimen Obertribunal zur Entiheibung vor. Die beiden erſten Erkennt» 
niffe find bem Antrage der betreffenden Stabt entipredhend; ſobald bort in britter Inſtauz 
erlannt fein wird, follen bier die weiteren Schritte in ber Sache gethan werben. Das Nacht⸗ 
wachtweſen verurfachte im Jahre 1859 15,727 Thaler Koften. 

In Betreff des Fenerlöfchwefens, welches im verfloffenen Jahre 12,348 Thaler erforberte, 
ift die neue Organijation im Wefentlichen zur Ausführung gelommen, und find bie Inftructio- 
nen und Megulative, mit beren Genehmigung feiten® ber ſtädtiſchen unb ber vorgeſetzten Königl. 
Behörden bie Oryanifation volfländig georbnet werben wird, bereits geprüft. Bei ber Straßen- 
beleuchtung, bie 26,084 Thlr. geloftet, hat man, nachdem bie Verhandlungen mit ber Gasgefell- 
haft wegen Beleuchtung der Odervorſtadt durch Gas ohne Reſultat geblieben, bie Frage in 
Erwägung gezogen, ob es nicht zwedmäßig und ben Interefjen ber Stabt entſprechend fein 
möchte, eine eigene ſtädtiſche Gasanftalt zu errichten? Die bieferhalb nothwenbigen Ermittelun- 
gen werben in Kurzem beenbet fein. 

Die Ausgabe der Marftallverwaltung betrug 18, 408 Thaler, die ber Bauderwaltung 
126,902 Thaler, barınter 89,025 Thaler für die Straßenpflafterung. Die Baubeputation, 
welde die ſämmtlichen Bauten ber Stabt leitet und beanffichtigt, hat auch bie technifche Ber 
gutachtung im baupolizeilicher Beziehung. Es wurden von ihr Bauprojecte techniſch geprüft im 
Jahre 1858 840, im Jahre 1859 818, 

Bei der ftäbtifchen Sparkaffe belief fi bie Summe ber gemachten Einlagen auf 2 Mill, 
139,936 Thlr., der Nefervefonds hatte die ftatutenmäßige Höhe von 5 pCt. bes Einlagelapitals, 
ber in 25,006 Thlrn. beftebende Ueberſchuß pro 1859 ift zu gemeinnügigen Zwecken verwendet. 
Die ftäbtiiche Bank lieferte, ungeachtet der ungänftigen politifchen Berhältniffe, ein dem Bor- 
jahre ziemlich annäherndes, im Ganzen zufriebenftellendes Refultat. Der gefammte Umfat ber» 
jelben betrug 23,521,715 Thaler, der gewonnen: Reinertrag 28,009 Thaler. 

Die Berwaltung des Einquartirungsamtes, bes Servis⸗ und gefammten Militärweſens 
confumirte 15,459 Thaler, eine Summe, bie gegen ben Etat und gegen bie Koften bes Bor- 
jahres erheblich höher if. Es hat dies darin feinen Grund, daß die Borfchriften in Bezug auf 
Duartier-Entfhäbigung nah erfolgter Mobilmahung auch ſchon bei theilweifer Mobilmachung 
zur Anwendung lommen. Es hat baber feitens bed Staats keine Servisvergütigung flattges 
funden, vielmehr ift der Servis, den der Staat in Friedenszeiten zu zahlen hat, aus ber 
Kämmereilaffe den Hauswirthen vergütigt worden. Im Jahre 1859 waren Militaire — auf 
Gemeinköpfe rebucirt — unterzubringen 524,799; bie Zahl ber einquartirungspflidtigen Grund» 
füde betrug 2995, eingefhätt zur Tragung von 12,489 Gemeinköpfen. Hiernach flellt ſich bie 
Zahl der Einquartirungstage, weldhe auf einen Mann fallen, auf 42, 

Am Schluffe gevenkt ber für den Drud beflimmte Bericht ber Wohlthäter und Wohl. 
thäterinnen, welche durch Gejchente und Vermächtniſſe zu milden Zweden fi ben Anſpruch anf 
bie danlbare Erinnerung der Stabt erworben haben. Die Zuwendungen erreihen im Jahre 
1858 die Höhe von 74,727 Thalerm, im Jahre 1859 die Höhe von 32,068 Thalern, 

Zu ber Pofition „Nachtwachtweien* it zu bemerken, baß jet ber im Auftrage bes 
Königl. Polizeipräfidiums und des Magiſtrats von einer gemiſchten Commiffion aufgefellte Plan 
über eine neue Eintheilung der Stabt in Nachtwachtreviere und über das Controlprincip ber 
Nahtwächter zur probiforifchen Ausführung kommen wirb, welche bie bisherige Zahl der Reviere 


809 


162 beibehielt, aber baranf Nüdficht genommen hat, biefelben in ber Stabt und in bem beleb⸗ 
teren Xheilen der Vorſtädte von möglihft gleicher Größe zu bilden, und hauptſächlich danach 
trachtet, daß die Wächter nur gerade Gtraßenftreden zu beauffichtigen haben und daß bie Re— 
viere jo oft als möglich ſich kkeuzen, bamit jeder Wächter von feinem Nachbar ſchleunige Unter- 
Kügung erhalten kann. Die bisherige Cintheilung in Oberwädter + Reviere iſt beibehalten; da⸗ 
gegen follen die bisherigen Stabtwachtmeifter- Stellen eingehen und die Oberwächter zu * von 
den Wachtmeiſtern ſeither auegeübten Controle herangezogen werben, ber Art, daß fie täglich 
Ordre erhalten, zu zweien, zwei jedesmal beſonders zu beſtimmende Abtheilungen des Nachtwacht ⸗ 
dienſtes zu controliven. Die Einrichtung fol burd Erfahrung erſt erprobt werben, ehe fie fei- 
tens der Stabtverorbneten die Genehmigung als eine befinitive erhält. 

Zu dem Paſſus über die ſtädtiſche Armen » Krantenpflege, über welche Herr Sanitätsrath 
Dr. Gräger feine trefflichen ſtatiſtiſchen Arbeiten im Fortfegung veröffentlicht hat, geben wir 
in einem zweiten Artikel einen befonderen Auszug aus biejen letzteren. 

Hier geben wir im Anſchluſſe noch ein paar ſtatiſtiſche Notizen aus den Jahren 1866 
und 1867, und zwar: 

A. Ueber Einquartirung. Im Jahre 1856 zählte bie Stadt quartierpflichtige 
Grundftücde 2966, die Einguartirungs- Klaffirung belief ſich für biefelben auf 11,458, Mann, 
Wirklich einguartirt wurden, Alles zu Gemeinlöpfen gerechnet, 82,168 Gemeinföpfe, d. i. gleich 
pro Grundſtuck 7 Tage Einquartirung. Ausgemiethet (anderweit untergebracht) haben 436 Haus» 
befiter für 506 Häufer, bie zu 2753 Mann Haffirt waren, bei 75 ftelleertretenden Wirtben, für 
3—4 Sgr. pro Mann und Tag, und 2Y. Sgr. pro Pferb und Tag. 

Im Jahre 1857: 2972 quartierpfligtige Grunbflüde, zu 11,670 Mann Haffirt. Wirk⸗ 
liche Einquartirung 76,014 Gemeinföpfe, gleih 7 Tage pro Grundſtück. Ausgemiethet haben 
446 Hausbefiter für 525 Häufer, zu 2861 Mann Maffirt, bei 66 flellvertretenben Wirthen für 
die obigen Preiſe. 

In jüngerer Zeit hat die Stabt felbft ber Uebernahme als „ſtellvertretender Wirth * in 
größerem Umfange fi unterzogen. 

B. Ueber den ffäbtifhen Wenerverfiherungs-Berband. Am Schluſſe des 
Jahres 1856 zählte die Stabt 3185 Grundflüde mit einem Materialwerthe von 35,682,210 
Thalern. 

Die Brandſchäden betrugen . » » . 34,644 The. 10%: Sgr. 
Die amtlichen Bebürfniffe. » » » » 2,229 „ 18%. „ 
Der Beitrag pro 100 Thlr. der Berfiherungsfumme erreihte 3". Ser. 
Am Schluſſe 1857: 8159 Grundſtüge mit 36,661,785 Thalern Materialwertb. 
Brandfhävenbetrag © » 0 nn nn ne. 6638 Thle. 23%, Sr. 
Amtl. Bedürfniffe u. Verflärkung des Reſervefonds -?— 
Der Beitrag pro 100 Thlr. beting nur 1Y, Ger. 

Es find z. 3. und feit 1858 Ermittelungen im Merle zu Feftflellung eines Statutes 

für eine den ganzen jegigen Stadtbezirk Breslau umfafjende Feuerſocietät. 


0. Breslau. Die Beihäftigung mit ſchleſiſcher Geſchichte gewinnt allmälig 
immer mehr Kräfte für ſich. Es ift das ein Erbtheil des jel. Guſt. Ad. Stengel (Brofeflor 
an bief. Univerfität, Provinzial» Arhivar, Geh. Archivrath, belaunt als Gejhiätferiger, Ge- 
jchichtfchreiber, und Mitglied des deutſchen Parlaments). Er ſelber follte die Früchte feiner 
Saat nur noch ſpärlich kimen fehen, erſt Über feinem Grabe wachſen fie nun Üpppiger, uub 
der Mittelpunkt diefes Wachsthums ift das Monument, welches er ih jelber geſetzt hat: ber 
von ihm gefliftete „Bereim für Geſchichte und Alterthümer Schleſiense.“ Auch 
die fruchtbarere Art der Geſchichtsbetrachtung, tie nicht mehr blos chroniſtiſch, äußerlich, und 
allenfalls pragmatiſch verſährt, ſondern das enfturhiftortihe Gefammtbilb erfaßt, und bie gerabe 
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der ſchleſiſchen Geſchichtſchreibung länger fern geblieben war, als mander anberen, bat num 
Platz gegriffen, und eben damit if, wie Stenzel hundertmal anfeuernd prophezeibte, das Intereffe 
des Stoffes und die Freude daran geftiegen. Im mehreren Städten ber Provinz ſchreibt man 
Ortogeſchichten, zum Theil mit recht guter Einfiht in die eben gedachte Forderung, bie eine 
heutige Hiftoriographie an ſich ftellen muß. Im Breslau jelbft hat fi zu einer freiwilligen 
Fortführung der Stenzel’ihen „topographiihen Chronik,“ oder zu einer Umarbeitung berjelben 
unter Benutung bes feit ben 55 Jahren ‚zugänglich geworbenen Materiales noch Niemand ger 
funden, und ber Magiftrat hat die Ertheilung eines Auftrages dafür nach kürzeſter Friſt 
wieber fallen laffen. Im Gimelnen aber wird mannigfach gearbeitet. Das Werl „Crato 
von Crafftheim und feine Freunde Ein Beitrag zur Kirchengeihichte“, vom bem 
Paſtor an der hiefigen Hoflirche (reformirte Gemeinde), Dr. I. 5. A. Gillet, deſſen erfler 
Theil foeben erſchien, webt ein wejentlihes Stüd unferer Stadtgeſchichte im fih hinein und 
beleuchtet hiefige VBerhältniffe auf Grund handſchriftlicher Forſchungen auf eine neue, einen ganzen 
Zeitabſchnitt zu plaſtiſcher Dentlichleit an den Tag fördernde Weiſe. Unterbefjen gehen aud) im 
Kreife des oberwähnten Bereins jelbft die Arbeiten ununterbroden fort, und wenn er aud 
durch Ortsmwechfel einige Kräfte verloren (Dr. Tagmann, als Rector nah Thorn; Dr. Zubwig 
Delsner, als Lehrer nah Frankfurt a. M.), fo find ihm neue wieder zugetreten, So hat in 
jängfter Sigung, nachdem bereits früher Dr, Grünhagen bie Aufmerkfumteit auf die alten 
Stabtbüher ſchleſiſcher Städte gelenkt und einige derſelben eingehender beſchrieben hatte, 
Dr. Lahand genauere Viittheilungen über bie Breslauer Stadt- unb Gerigtsbüder 
gegeben, berem fi viel mehre, als bis jet bekannt war, theil® auf dem Boden des Rath- 
baufes, theil® bei dem hiefigen Stabtgericht erhalten haben, Hier finden fih namentlich auch 
die Gerichtsbücher der früher abgefonderten Gemeinden, der Tſcheppine (im der Nicolaivorflabt), 
bie unter der Jurisdiction des Klarenftifts fand, von 1555 an, bed VBincenzgerichts auf dem 
Elbing von 1528 an, ber Gemeinde St. Mori, welche unter bifchöfliher und Ardidiaconats- 
Yurisdiction ſtand, von 1557 an. Sie enthalten’ zahlreiche Dreidings- und Nügerichts - Pro» 
tocolle und eine große Anzapl einzelner Rechtsgeſchäfte, mitunter auch allgemeine Rechts - und 
Prozeßformeln und locale Vorſchriften. Vorzüglich widtig aber find bie eigentliden 
Stapbtbüder, die Signaturbider, aus denen Klofe im feiner Gefdichte von Breslau 
fir die Kenutniß der mannigfaltigften Lebensverhäftniffe hauptſächlich gefhöpft hat, und berem 
Berkleib in neuerer Zeit unbelannt war, Wir fließen uns dem vom jeßigen Borf. bes 
Bereines, Arhivar Dr. Wattenbad, ausgefprochenen Wunſche an, daß diefe überaus werth- 
vollen Bücher, welche auch im einzelnen Fällen no jetzt file Rechtshändel praltiſche Wichtigkeit 
haben, auch fermer nicht nur forgfältig aufgehoben, ſoudern aud zugänglich gemadt werben 
mögen. 

Hieran Inlipfen wir folgende Nahriht über zwei Verſchollene, nnd zwar verſchollene 
Stipendien. Bei Sammlung des Materials zu der Yubel» Denkihrift über das jehshundert- 
jährige Beftehen der Efifabetplicche hat Propſt Schmeidler bie Urkunden zweier Stipenbien- 
Stiftungen für Söhne hiefiger Geiftlihen an den evangeliihen Kirchen ſtädtiſchen Patronate 
aufgefunden und mit der Anfrage eingereicht, ob bie darin errichteten Stiftungen zur Zeit noch 
befländen? Im Etat für die Berwaltung des magiftratualiichen Stipendienfonds finb beibe 
Stiftungen nicht vorzufinden geweſen, durch angeftellte Nachſuchungen if inbeß ermittelt wor« 
den, daß beibe Stiftungscapitalien auch jegt no vorhanden find und zwar je zur Hälfte unter 
dem Activvermögen ber beiden ſtädtiſchen Gymnaſien, denen bei Auflöfung des General-Schufen- 
Amts im Jahre 1835 die über beide Stiftungen beſtandenen, jpäter (1861) durch Capitals» 
zahlung abgelöften alten Kimmereirenten überwieſen worben find. Nah Feſtſtellung beffen und 
nachdem die Curatorien ber beiten Gymmafien die beiben Gapitalien als Stipendienftiftung an« 
ertannt, erllärte Mogiftrat, daß er es für Pflicht Halte, bie mehrerwähnten Stipenbieufliftungen 
den letztwilligen Berordnungen ber Stifter gemäß wieder herzuſtellen umb zu biefem Behnf 
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aus dem Activvermögen ber beiden Gymnaſien 3540 Thlr. Hypothefen an bie Verwaltung ber 
Stipendien zu überweifen, die dadurch filr die Gymmafiafverwaltungen entfiehenden Einnahme» 
ausfälle aber durch Erhöhung des Kämmereizuſchuſſes zu deden. Die beabfichtigte Wiederher⸗ 
ſtellung ber beiden Stiftungen fand bei den Stadtverordneten ungetheilte Zuftimmung, wogegen 
man im Jutereſſe einer genauen und erſchöpfenden Feſtſtellung ver zu reftituirenben Beträge 
beantragte: es möchte die Höhe der Stiftungsmaffen den Urkunden gemäß conflatirt, die Binfen 
bavon feit dem Jahre 1835 ermittelt, unter Zarechnung berfelden zu dem urfprünglichen Fun⸗ 
bationscapital ber einer jeden ber beiden Stiftungen zu Überweifende Betrag feftgeftellt und bie 
Angelegenheit alsdann von neuem an bie VBerfaminlung gebracht werben mit Angabe der Fonts, 
ans bemen die Mittel zur Befriedigung ber beiden Funbationen zu entnehmen feien. 

Die Königl. Regierung hatte dem flübtifchen Behörden aufgegeben, die Grunbfäge, 
nad denen bie Erhebung der Eommunal»-Eintommenfleuer erfolgen folle, zu 
firiren, um einerfeits in Betreff der eingegangenen Reclamationen leichter entjcheiden zu Können, 
anbererfeits möglicher Weiſe zu bewirken, daß Überhaupt nicht fo wiele Reclamationen erhoben 
würden. Die ftäbtifhen Behörden haben nun, nachdem die Vorarbeiten in den betreffenben 
Deputationen und Commiffionen mit großer Sorgfalt und Umficht beendet, fih in Aufftellung 
eines Regulativs und Tarifs geeinigt, nad bemen, wenn bie Genehmigung der Aufs 
fichtsbehörbe rechtzeitig eingeht, vom 1. Januar 1861 ab die Communal-Einkommeuſteuer ers 
hoben werben fol. Das Regulativ befchäftigt fi mit der Art der Erhebung, ſchafft im 
Allgemeinen und weientlihen nichts Neues, fondern bringt nur das bisher Gebräuchliche in 
fefte Regeln und Normen und firebt dahin, das Miderwärtige und Unangenehme möglichft 
fern zu halten. Unter ben Abweichungen von dem Bisherigen ift allein als weſentlich zu 
bemerken, daß Orbnungftrafen für zmei Fälle eingeführt find. Wenn nämlih: 1) ein bis dahin 
Steuerfreier es verfäumt, von einer plötzlichen Bermehrung feines Einltommens, durch welde 
er im bie Kategorie der Steueruben erhoben wird, Anzeige zu machen, fo verfällt er in eine 
Ordnungſtrafe von einem bis zehn Thalern; und 2) in eime gleiche Strafe verfällt derjenige, 
ber wifjentlich eine falſche Angabe feiner Vermögens» und Einlommensverhältuiffe macht. 
Der Tarif nähert ſich faft gänzlich dem Tarif in Betreff der König. Einkommenſteuer, ift 
einer richtigen Schätung und Beftenerung des Einfommens möglichſt förderlich und ſtrengt 
die Steuerkraft der Commune in feiner Hinfiht mehr an, als es bieher geſchehen 
iſt. Ferner gewährt er den Bortheil, daß er bei Erhöhung oder Herabfegung der Communal- 
Einfommenftener nicht verändert werben barf, da er nicht die Stenerfumme ſelbſt, fondern nur 
eine Stenereinheit nennt, deren Multiplicator bei Erhöhung oder Verminderung der Steuer 
vergrößert ober refpective verminbert werben barf. ⸗ 

Ueber das Anfpruchsrecht auf den Holzbeſtand von Dämmen hat zwiſchen 
dem Carlowitz⸗ Nanfener Deichverbande und ber Commune (als Befigerin von Ranfern Mitglieb 
deffelben) ein Nechtöftreit geſchwebt. Der qu. Deichverband hatte nämlich Einſpruch erhoben 
wegen ber Hölzer (meiſt Eichen), die ſich auf jenen Dämmen und Deichen befunden hatten und 
bie von ber Stadt Breslau geichlagen und im ihren Nuten verwendet worden find. Der 
Rechtsweg zeigte fih im allen Inftanzen für unfere Commune günftig, nur das Obertribumal 
fprach dem Deichverbande das Recht zu, da die Hölzer Pertinemzien ber Dämme ſeien. Die 
Commune hätte alfo an ben Deichverband eine Entihädigung für die Hölzer zu zahlen, bie fich 
nach unparteiifcher Schäyung auf 507 Thlr. belaufen würde, Man ift Übrigens durch Vergleich 
übereingelommen, daß ber ꝛe. Verband Verzicht Teiftet, wenn bie Stadt alle Unfoften bes 
Fällens und Rodens fowohl der bereits verwendeten, ald ber noch zu fällenden Hölze: uud bie 
ganzen Prozeßloſten (flatt der halben) trägt. Zudem wurde von ber Stabtgemeinbe die Zu- 
Mimmung zu nachſteheuden, beichamtlich feftzuftellenven SGrundfägen begehrt: a) daß alles 
Holz auf ben Deihen — Bäume und Sträudjer — den Grunbbefigern oder deren Rechtsnach- 
folgern verbleibe, welde vor Publication des Deichſtatuts Eigenthümer der Deiche geweſen, 
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biefelben müßten fih aber verpflichten, ba Holz von bem Deihen nah Anorduung bes Deid- 
Hanptmanns wegzuhauen und die Rodung auszuführen; b) daß aus ber bisher erfolgten Weg⸗ 
Ihaffung von Holz von den Deichfireden, welche ſich nicht Über Ranjener Dominialterrain hin- 
ziehen, kein Anſpruch gegen dem betreffenden Grunbbefiger erhoben werben lönne, und c) baf 
aus der Bobenentnahme zu ven Normalifirungs+ Deihbauten die bisher Berechtigten feine An- 
ſprüche auf Entihäbigung an ben Deichverband herzuleiten haben, vorbehaltlich jedoch bes 
Rechts, nach Ausführung ber jegigen Normalifirungsbauten, fih in Zukunft iprer Berpflihtung 
auf die im $. 22 des Deichflatuts angegebene Weife (Aufopferung der Grasnugung von ber 
betreffenden Dammftrede) zu entziehen. 

Für bie Beglüdung der z. 3. contractlih eremten Vorſtädte (befonders bie jenfeits ber 
Oder) durch Gaslicht ift ſeitens bes Magiſtrats die Ausarbeitung eines Plans zu Errichtung 
einer eigenen Gasanflalt veranlaßt worden, bie natilrli nach Ablauf bes Kontracts mit 
der jetzt alleinigen Actien + Gasanftalt au die Lieferung für die Übrigen Stadttheile leiften unb 
binfichtlih der Privaten mit biefer in Coneurrenz treten würde. Der Plan liegt jet einer 
„gemifhten Commiſſion“ vor. 

Bezüglih der „zweiten höheren Töchterſchule“, unter welchem Namen bas 
Project num plöglih aus der zwedmäßigeren Beſchräulung auf eine Mädchen-Mittelſchule aus- 
gebrochen ift (vgl. unferen vorigen Bericht), fuht man mit Schweiß und Mühe nah dem 
archimediſchen Punkte, nah einem Stanborte. Dem Bernehmen nad denkt man jekt an das 
Bisherige Armenhaus, anerkannt eine der ungünftigften Situationen für das Zufammenfein von 
Menſchen, dicht am Ufer des berüchtigten Ohlegrabens. Unterdeſſen ift abermals ein großes 
Grundftüd (bisher dem Bergwerts »Probucten » Comtoir gehörig) verläuflih gewefen und filr 
27,000 Thlr. in Privathand Übergegangen. War baffelbe feiner Lage mad auch nicht zu 
obigem Zwecke geeignet, fo konnte tod durch Verlegung ein anderes fläbtifches Local, z. B. 
ber inmitten ber Stadt belegene Marftall, freigemadht werben, Man darf alfo wohl bei dem 
ſchon früher ausgefprodhenen „Berwunbern * beharren, wenn man auch freilich bamit nicht bem 
Ausipruche des alten Weifen gemäß zu einer Philofophie dieſes Verfahrens gelangt. 

Eine noch ſchwebende wichtige Frage iſt die, betreffend die Einrichtung von evangelifdhen 
Gemeinde-Kirdenräthen am hieſ. Orte Die GStabtverorbneten- Berfammlung hatte, 
wie wir mitgetheilt, im Juli d. I. beſchloſſen, dem Wagiftrat zu erſuchen, bie bereits einge- 
leitete Wahl von Gemeinde» Kirchenräthen zu fifiren und höheren Orts dahin zu wirken, 
daß man von Bildung folder Kirchenräthe in Breslau Abftand nehmen möge, ba hier- 
orts eine Veranlafjung zu folden durchaus nicht obwalte. Um fich hierüber mit dem biffen- 
tirenden Magiftrat zu einigen, folle eine gemiſchte Commiffion behufs genauer Erörterung ber 
Sachlage zufammentreten. Der Magiftrat erwiberte: daß er dem Beichluffe der Stabtverorbneten 
nicht beitreten fünne, doch fei er, um die gegenüberſtehenden Anfichten zu vereinigen, für bie 
Bildung einer gemiſchten Commiffion von zehn Mitgliedern (fünf Magiftratualen und fünf 
Stabtverorbneten). Der Stabtverorbneten » Borfigenbe hatte num in Bezug auf biefe magiftra- 
tualiihe Erwiderung ein fehr ausführlihes Gutachten ausgearbeitet, welches mit großer 
Schärfe die magiſtratualiſche Auslaffung in allen Punkten widerlegt. Nachdem bie Berfammlung 
von letzterem Kenutniß genommen, trat fie bemfelben im Allgemeinen bei und erflärte fi für 
die Bildung der gemiſchten Commilfion. 

Nachdem im ber hie. Tagespreſſe (Bresl. Ztg. vom 30. Auguft) lebhaft darauf hinge⸗ 
wiefen worden war, es möge, wie in anberen Städten, fo aud hier, ba® feitens des Mini- 
fleriums einverlangte Gutachten über etwa zu wünfhende Mobificationen der Städte— 
ordnung auch dem Stabtverorbneten- Collegium commmnicirt, ober vielmehr es möchte deſſen 
Aeußerung vor Abfaffung eines folhen Gutachtens vernommen werben, iſt denn auch wirklich 
unmittelbar vor Beginn der Sigung vom 13, Eeptember ſowohl feitend des Magiſtrates bie 
Aufforderung eingegangen, bie Stabtverorbneten »- Berfammlung wolle fih damit einverftanben 
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erlfänen, die Beratpung ber wichtigen Frage einer gemifchten Commiſſion aus zehn Mitgliedern 
gu Übertxagen und zu dem Eude fünf aus ihrem Schooße wählen, als auch ſeitens einer Anzahl 
von Stabtverorbnetem ber Auttag geſtellt worden iſt, ans ber Verſammlung allein eine Com. 
wiſſion für folgen Zwed zu bilden. Für feinen von dem beiden Wegen hat man ſich aber zu⸗ 
nãchſt eutſchieden, ſondern bie Wahl zwiſchen denſelben ber „Wahl- und Verfaſſungs⸗ 
Commiſſion“ zu motivirter Gutachtenſtellung überwieſen, welche Commiſſion in Anſehung der 
Bidtigleit der Sache noch durch zehn Mitglieder ad hoc auf 23 verftärkt warb. 

Bezüglich des vom Herrn Hanbelöminifter durch bie Regierungen eiuverlangten Berichtes 
über die Ergebniſſe und Wirkungen ver befiependen Preuß. GewerberGefeggebung hat, 
ungeachtet dies im ber Prefje ebenfalls und ſchon mehrfach urgirt worden, Magiftrat noch keine 
Aufforderung zur Mitwirfung au die Stabtverorbneten gethan, und auch aus berem Mitte ſelbſt 
iſt noch fein Schritt zw einer ſolchen Betheiligung geichehen, obſchon dies Collegium ſeiner 
Zuſammenſetzuug, Stellung und VBefimmung nach gerade im höchſten Maaße geeignet if für 
Mbgabe eines Gutachtens ber qu. Art. Vielmehr ift, wie man vernimmt und wie noch nicht 
widerſprochen worden, bie Bearbeitung beffelben einzig in bie Hand besjenigen Magiftratsgliebes 
gelegt, welches bie beftehenden Innungs- Einrichtungen zu verwalten reſp. zu beauffichtigen hat, 
Denn man au barauf gar keinen Werth legt, daß dieſes Mitglied aus ben Handwerler⸗ Pril⸗ 
fungen eine jährliche Revenile von 1700 bis 2000 Thlr. haben mag, ba es hierdurch feine 
Unparteilicpleit im Urtheile nicht trüben lafjen würde, fo iſt doch anberntheils ſtadtbelaunt und 
von demſelben offen ausgeſprochen, baß es durch und durch auf dem Standpunlte eines Feſt⸗ 
haltens der Beſtimmungen von 1845 nicht nur, ſondern von 1849 und ber baran fi lehnen⸗ 
ben weiteren Beftrebungen fieht, fo daß eim ſolches Uxtheil nicht wohl ein anderes ala ein 
einfeitiges werben famn. 

Segen bie „gemifhten Commiſſionen“ macht fih, wie bei bem Autrage ad 
vocem Gtäbteorbnung zu erjehen, eine Reactiom bemerllih, und es find biefelben bereits zu 
einem Stichworte geworben. Auch biejenige „gemiſchte“, welche am 24. Mai c. ernannt 
worden, um über angemefjene Grundfteinlegumg zum Stabthaufe zu befiberiren, hat ſich 
wicht beeilt, ſondern nit früher als am 8, September ihre erſte und einzige 
Sitzung gehalten, und hat ihre Vorſchläge geihan, nachdem das Gebäude dem zweiten Stod 
erreicht hat! Ihr Antrag lautete auf — Berjhiebung bis zum nächſten Frühjahre. Die 
Stabtverorbueten haben num beſchloſſen, von einer Feierlichleit begüglicher Art ganz abzufehen 
und auf bie Einweihung bes Gebäudes ben hiermit erjparten Glanz zu cumuliren. Ob 
nun tie für ten Grundſtein proponirten Objecte: bie auf Pergament gefchriebene Urkunde, ein 
Berzeihniß ber bermaligen Mitglieder bes Magifirats und der Stabtverorbneten » Berfammlung, 
ber Situationsplan vor und nach dem Baue, ein Grunbriß, eine Anſicht des alten Leinwank« 
baufes, ber letzte Mäbtifche Verwaltungsberiht, Eremplare der am Tage ber Geier (19. Nor 
vember 1860) hierorts erſcheinenden Öffentlichen Blätter, je ein Stüd von den Got, Siüber- 
und Kupfermünzen aus ber Regierungszeit Sr. Majeſtät des Könige Friedrich Wilhelm IV. 
und Mäbtiihe Banknoten, nachträglich in biefen, ober auderswohin zu Tiegen lommen jolen, 
wifen wir vor ber Hand nicht zu jagen. 

In Bezug auf bie Ausfertigung von Befallungem für bie einer Allerhöchſten Be 
Mätigung nicht unterfiegenden Magiſtrais⸗Mitglieder proponirte die Berſammlung in der Sigung 
». 14. Juli 1869, es möge grundſätzlich feftgeftellt werben, daß bie gewählten Magiftratsmitglieber 
mit ſormlichen Beſtallungen zu verſehen feien, wie bie vor Erlaß ber Königl. Regierung vom 
Sabre 1856 geſchehen, daß dieſe Amtsbeſtallungen von dem Mäbtifchen Behörden gemeiuſchaftlich 
zu vollziehen feien und baß bem zur Ertrabition an ben Functionair beftimmten Exemplare ber 
Befallung die Beflätigung ber Kgl. Regierung beigefügt werde. Sie erſuchte ben Magiſtrat, 
biefe Propofitionen zu erwägen und im Sinne berfelben durch Communication mit ber Königl, 
Regierung das fortan einzuhaltende Verfahren feftzuftellen, von dem Grgebniffe u DMittheilung 
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zu machen. Die hierauf nunmehr erhaltene Antwort lehnte in einer. umfangreichen Debuction 
bas Eingehen auf den Antrag ab und erklärte das jetzige Verfahren, wonach bie Ausfertigung 
des Wahlprotofoll® der Königliten Regierung zur Veflätigung eingereicht wird und ber Ge 
wählte biefe mit ber Beflätigung verfehene Ausfertigung nebft einer Ausfertigung bes über Ge- 
balts- und Benfions-Bewilligung lautenden Protofolls erhäft, für ganz zweckentſprechend. Nach 
einer ausführlichen Beleuchtung ber Einwendungen erflärte jedoch die Berfammlung, daß fie bie. 
Ueberzeugung von ber Richtigkeit der im Antwortfchreiben entwidelten Auffaffung der Sache 
nicht habe gewinnen können, bejchloß dies dem Magiftrat zu communiciren und überwies 
das magiftratualifhe Schreiben der Commiſſion, welche in der Stäbteorbiiung - Frage zu gute 
achten hat. 

Für unfere Hospitaljugenb beginnt man jetzt glücklicherweiſe bie leidige ſchleſiſche Mobe 
des Schlafens unter Federbetten, Sommers wie Winters, abzujhaffen, was für Geſund⸗ 
beit wie fir Reinfichleit von Vortheil if. Die Größeren erhalten Winters doppelte Wollbeden, 
die Kleineren (bis zu welchem Alter ??) behalten für diefe Jahreszeit das Feberbett, int Sommer 
aber belommen fie ſämmtlich einfache Deden. 

Die Commimalverwaltung erfäßt wiederholt Anfforberung an die einquartierungs- 
pflichtigen Wirthe, ihr die Mannfchaften, wen fie ſolche nicht ſelbſt bequartieren und reſp. ver- 
pflegen wollen, zu überweifen gegen Zahlung von 2 Sgr. pro Tag und Gemeinkopf, wcbei bet 
vom Staate zu zahlende Servis dem Wirthe verbleibt. Die Stabt, bie fih auf Kafernirung 
eingerichtet hat, macht babei ein ganz gutes Gefhäft, während bie Einzelverpflegung bem 
Wirthe allermeift nur Koflen bringt. 

Zu ber berühmten „Fräulein Scholz'ſchen Erbſchaft“ (ca. 100,000 Thlr.) 
bat fih nächſt den bereits bis auf eime Linie abgewiefenen mehreren hundert Präten- 
denten noch menerbings ein Geſchwiſterpaar aus Görlitz gemeldet, der im ben beigebrachten 
firhlichen Zeugniſſen genannte Ort foll aber nicht zu ermitteln gewejen und barauf eine flaate- 
anwaltfiche Berhaftung der Präfentanten erfolgt fein. — Das Haupt-Ertraorbinarium 
der Kämmerei im Höhe von 24,000 The. iſt bereits durch verſchiedene (von ber Stabtver- 
ordneten ⸗ Verſammlung genehmigte) Ausgaben nit allein ſchon abforbirt, fonbern and fogar 
ſchon überftiegen ; e8 find 25,000 Thlr. verausgabt worben. Auf Antrag bes Magiſtrats wurde 
daher das Extraordinarium um 10,000 Thlr. erhöht. 

Brieg. Die Bewegung und bie unleugbare Steigerung aller auf Berbefferungen gerich- 
teten Beftrebungen, welde unfer Communalfeben gegenwärtig kennzeichnen, obſchon fie ihm 
feit langen Yahren nicht fern waren, werben neuen Auſtoß und ein neues Feld der Bewährung 
finden in verfhiebenen Plänen und Unternehmungen, bie vor ben ftäbtifhen Behörden entweber 
ſchon zur Berathung und Berhanbiung vorliegen ober dazu gelangen werben. Nächſt ber Leber: 
nahme ber Wafjerleitung aus den Händen des Fiskus, über welche unterhanbelt wirb unb von 
ber neulich ganz richtig am dieſer Stelle gejagt wurde, baf bie mit ihr zu verbinbende Reform 
ber ganzen Zufuhr fließenden Waflers für die Stabt vertagt, aber nicht aufgegeben werben lönne, 
jo unbequem das auch nad mander Anfhauung, die am Hergebrachten hängt, fein möge, tritt 
zu unmittelbarer Erwägung und Entſchließung eine fehr wichtige und zu allgemeiner Theilnahme 
geeignete Frage in bem Kreis ber biefigen communalen Intereffen. Unfer ſtädtiſcher Forſt, 
ber jenfeit6 der Ober eine Meile von bier hinter dem Dorfe Leubuſch beginnt unb etwa 8000 
Morgen in ſich faßt, ift zu feinem britten Theile etwa und zwar ba, wo er an bie benachbarten 
großen Königl. Forften grenzt, von bem leitenden Stellen her aufgefunden und für geeignet ers 
achtet worben, um in Zukunft als Schiefiplag für die fehlefifche Artillerie zu dienen, bie nad 
ber befannten, faft ungeheueren Steigerung in der Tragweite ber Gefchlige dem feither benußten 
auf ber farlowiter Feldmark bei Breslau als nicht mehr ausreichend aufzugeben genöthigt wird, 
Abgejehen von ben der Benrtheilung ber Laien nicht zugänglichen Vorzügen bes erfirebten Ter- 
rains, unter denen wohl ba® Ununterbrodhenfein der fo fehr verlängerten Schuflinie durch Strafen 
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und Bicinalwege nicht in letzter Reihe flehen mag, mögen nod andere offen liegende günftige 
Berhältniffe mitgewirkt haben, dieſe Waldfläche im Ausficht zu nehmen, Der, wie ſchon erwähnt, 
etwa® mehr als eine Meile von hier betragende Weg zu den Schiehfländen führt auf ber Brieg- 
Noldauer⸗ Chauffee, welche von Leubufh ab wieder eine flarfe Meile lang bie Forften quer 
durchſchneidet und von ber jener Platz leicht und bald erreicht if. Das Dorf Leubuſch befigt 
zwei neu erbaute große Gaſthäuſer mit geräumigen Stallungen, von denen jedes, beſonders aber 
das dem Walde zunächſt gelegene Seifert’jhe, Dielen und guten Raum für Mannſchaft und Be- 
fpannung bieten fan. Die Stabt ſelbſt, mit ihrer Lage am ber Oberfchlefifchen. und am ber 
Ausmündung der Neiffer Eiſenbahn, mit ihrem in vieler Beziehung regem Leben, ihren großen 
und zum Theil ſehr guten Gafthöfen, verfpricht für bie Zeit ber Schießilbungen allen dabei Be: 
fHäftigten, namentlich dem Offizier-Corps, einen nicht umerwünfgten Aufenthalt. Den Auffor- 
derungen bes Militairfistus an die Commune, fi über die Geneigtheit zum Verlauf der Wald- 
Rüde und über vie bezüglichen Bebingungen zu äußern, foll nun jegt entiprochen werben, nad. 
dem in heutiger Stabtverorbneten-Berfammlung dem Gutachten einer vorher beſonders dazu ge» 
wählten Eommiffion beigetreten wurde. Wir die mit Grundbefig und jonfligem Vermögen nicht 
glückllich bedachte Kommune find hier jehr ſorgſame Erwägungen und das Erfireben befonbers 
günſtiger Bedingungen maßgebend und geboten. Ueber den Verlauf und Abſchluß ſoll weiterhin 
berichtet werben. 

Kanth. Aus dem Bericht des Magiftrates über bie Verwaltung der Gemeinde» Ange- 
legenheiten fürs Jahr 1859 entnehmen wir Folgendes: Nach der Zählung im October v. J. 
hatte bie Stabt 2097 Einwohner, alfo 39 weniger al® im Jahre 1858, — Der Bauzufland 
hat ſich im Allgemeinen verbeffert ; in ber Stabt befinden fi noch 3 Gebäude mit Schinbeldadh, 
im der Borftabt 30 Gebäude unter Strohdach. An Gebäuden find vorhanden: 2 Kirchen, 1 jü- 
difches Bethaus, 2 Schulen, 206 Wohnhäufer, 28 Fabrilgebäude und 213 Ställe, Scheuern und 
Remiſen. Das Bermögen der Kämmerei befteht in Grundftüden, Aderland, Forſten u. f. w., 
zufammen in 37,809 Thle. Die Stadt hat keine Schulden, von den Erjparniffen find 
feit 1846 für 4280 Thlr. Grundftüde angelanft worben. Das Brau-Urbar hat die Brau- 
Commune an ben Brauermeifler Ruppelt für 12,000 Thlr. verkauft; biefe Kanfgelber will bie 
Kgl. Regierung ebenfalls als Bürgervermögen verwaltet wiffen, Auf Ausbefferung ber Straßen 
wurben 398 Thlr., für die Armen 267 Thlr. verausgabt. Die Feldmark der Stabt umfaßt 
einen Flächenraum von 2336 Morgen. Die Commmne will ben fogenannten Schloßwald, ca. 
68 Morgen, von dem Königl. Forſt⸗Fiscus käuflich an ſich bringen. 

Feftenberg. Der zeitherige Lehrer und Cantor Schulz wurbe in fein Amt 
als Bürgermeifter eingeführt. (Cine ſolche Wahl if gewiß nicht bie ungwedtmößigfte , unb 
man muß fi) wunbern, daß fie nicht öfter vorfommt. Liegt dies bloß daran, daß ſich Lehrer 
felten zu folhen Stellen melden?) ' 

Groß-Glogau. Die Stadt» Berorbneten haben einfimmig ein Geju an den Minifter » 
bes Innern befeploffen, dem bafigen Bürgermeifter von Unmwerth ven Titel „Dber- Bürger 
wmeifter“, zu erwirlen. | 

Görlig. Der Kimmererpoften iſt valant; einen Suriften will man bafür micht, ba deren 
bereits A im Magiftrate figen. 

Jauer. Die Bürgermeifterfielle if offen; Meldung bis 15. October; Wahl auf12 Ja: 
Gehalt 1000 Thlr. | \ ten 

Liegnip wirb dem um die Commune bei Lebenszeit und durch Teſtament gr 
Stadtälteften Schubert am feinem Grabe auf Staptloften ein Denkmal jegen. — Die Kreide 
Communal-Koftenbeiträge ber Stabt betveffenb, if nunmeht minifterielle — 
ergangen: wie bißher fol bie Seelenzahl maaßgebend bleiben, doch ſoll bie Sache noch einun 
an daß Ianbrätpfiche Ant zur mäperen Einfipt der Berhättniffe, die jedenfalls fit bie Stadt 
drückend find, zurückgehen. — — 
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Neuſtadt DS. wird eine Höhere Bürgerſchule errichten; Eröffnung ber untern 
Klaſſen bereits am 1. October, 

Schleſ. Neichenbach. Die am Fräger'ſchen Wailen- und Wohlthätigkeits - Inflitute are 
geftellten Lehrer waren nach ber Stiftungurkunde, während ihrer Beſchäftigung bei der Auflalt 
zur Ehelofigleit verurtheilt. Durch Allerh. Kabinetsorbre ift dieſes Verbot jet aufgehoben 
worden. Man giebt fi hier ber Hoffuung hin, daß auch nah anderen Richtungen mande Zur 
ſtitutionen jener jo überaus reich botirten Anftalt, welche nicht mehr zwed» und zeitgemäß er» 
feinen, burch andere erſetzt werben. 

Schweidnig. Nah Aufforderung bes Bürgermeifters hat das Collegium über Aenberung 
ber Stäbte-Orbnung berathen und u. a. flir folgende Punkte fich erflärt: Wegfall der Beſtim⸗ 
mung, ber zufolge ben fläbtiichen Behörden tie Verpflichtung auferlegt if, bei ber Anftellung 
der Commumalbeamten nur cipilverforgungsberedhtigte Militärs zu berüdfichtigen, 
weil nad Aufhebung dieſer Beflimmung der Commune bie Möglichleit geboten würde, armen 
Bürgern, die ohne ihr Verſchulden berabgelommen, eine Unterlommen zu verſchaffen; Wegfall 
ber Beſtimmung, baß bei Beräußerungen ftäbtiicher Grundſtücke die Genehmigung ber Regierung 
erforberlich fein folle, jo wie auch, daß bie Polizeigewalt im größeren und mittleren Stäbten 
vom Königlihen Lanbrath, vielmehr unmittelbar von ber Königl. Regierung abhängig fein folle, 
— An Stelle bes jegigen Wahlverfahrens foll eine Gleihftellung ſämmtlicher Stabtbürger 
treten, nach der Städte» Orbnung von 1808 bezirkäweife und burch Stimmzettel bie Wahl ge- 
ſchehen. Inu Stäbten vom über 5000 Einwohnern ſoll der Bürgermeifter von dem Amte eines 
Bolizei-Anwaltes und Hülfsbeamten ber gerichtlichen Polizei entbunden werben. Offiziere follen 
zur Communalſteuer herangezogen werben lönuen, 

Die Frage, ob die Stabt-Verorbnieten ihre Sigungsberihte ſelbſtſtändig, oder 
ef mit Genehmigung bes Magiftrats veröffentlichen dürfen, ift jet minifteriellerjeits 
zu Gunften erfterer Anſicht eutſchieden. Der Conflict ſchwebte befanntlih in Mothenburg i. L. 
und in Löwenberg. — Der Herr Minifter bes Innern hat durch Refeript vom 17. v. M. 
beftimmt, daß ber Stabtverorbneten-Berfammlung, gleihwie fie im Mebrigen in ihrer Geſchäfts⸗ 
führung ſelbſtſtändig iſt, auch bie ſelbſtſtändige, von ber jedesmaligen Zuftimmung des Ma- 
giftrats unabhängige Berdffentlihung ihrer Verhandlungen überlaffen bleibe. Man erinnert ſich 
ber ziemlich unerquicklichen Debatte im Ubgeorbuetenhaufe, im welder der Herr Minifter und 
Herr don Mallindrobt der Anfiht bes Löwenberger Magiftrats und ber Piegniger Regierung 
beipflichteten. Im Folge der damals zugefagten nohmaligen Bräfung hat Graf Schwerin 
nun. in biefer für bie commumale Selbſtſtändigleit wichtigen Principienfrage nachträglich die wür- 
digere Auffaffung im ihr Recht wieber eingefeist. 


Provinz Sachien. 


83. Wittenberg. Uns dem für das Jahr 1859 veröffentlichten Rechnungs⸗ Ertrafte 
ber Kämmereilaffe ift hervorzuheben, baf die Einnahme über das Soll des Etats 11054 Thlr. 
15 Sgr. 3 Pf. ertragen hat. Abgeſehen von Reflen aus früheren Jahren it das Mehr vor⸗ 
zugsweiſe burch Zugänge bei bem Titel „Insgemein“ entftanden, und betreffen biefe Zugänge 
Einnahmen für abgetretene Ländereien an bie Berlin-Anhaltifhe Eifenbahn + Gefellichaft, ſowie 
für fonflige von berfelben gewährte Eutſchädigungen. — Durch birecte Ausihreibungen werben 
KRommunal-Abgaben nicht erhoben ; den weſentlichen Einnahme-ZTitel für biefelben bilden das 
Dritteil der Mahlſteuer (3203 Thlr.) unb 20 pCt. Zufchlag zur Mahl» und Schlachtſteuer 
(8031 The.) — Auch die Ausgaben haben das Etat⸗Soll um 7276 Thle. 8 Sgr. 8 Pf. 
überjchritten. Eine der weientlichfien Ueberſchreitungen über 2000 Thlr., fanb bei dem Titel 
„Grund- und andere Abgaben“ flatt. Diefelbe murbe durch flaatlice Zuſchläge auf Grund» 
und Klaſſenſteuern und durch Ausichreibungen zu ben Kreisbebürfniffen, fowie für ben Deich 
verband herbeigeführt. — Außerdem fand eine wejentliche Ctatsüberfchreitung bei bem Titel 
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„zur Erhaftung der Gebäube und Grunbftüde* ſtatt. Allein für bie Anlegung eines Anslabe 
platzes an ber Elbe wurden 2254 Thle. und für Buhnen-Anlagen 2239 Thlr. Über den Etat 
veransgabt. Endlich fand eine Ueberſchreitung bei dem Titel „Insgemein“ vorzugsweiſe durch 
Zahlung des Kaufgeldes für einen Aderplan ſtatt. — Wegen dieſer Etats Ueberſchreitungen 
hat die Tilgung der Schuld am bie Sparkaſſe von 8000 Thlir. nicht mit 2000 Thlr., fondern 
nur mit 1000 Thlr. erfolgen können. — Nach dem Abfchluffe betrug bie Einnahme 41211 Thlr. 
I Sur. 5 Pf, die Ausgabe dagegen 38,304 Tl. 19 Sgr. 8 Pf., fo daß ein Beftand von 
2907 Thlr. 7 Sgr. 9 Pf. in die Verwaltung bes Jahres 1860 Äberging. — An Padhtgeld 
für Wieſewachs meifet die Rechnung eine Minber- Einnahme von 2325 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf. 
nad. Diefe Minder-Einnahme ift fo beträchtlich, daß ſich für ſie eine nähere Motivirung wohl 
gerechtfertigt hätte; inzwiſchen wird fte ihre Begründung wohl in Natur -Ereigniffen, in ber 
Dürre, welche im Jahre 1859 vorherrſchend war, finden. — Dem Rechnungs ⸗Ertrakte if ein 
Iuventarium über das Kämmerei · Vermögen beigefügt. — In bemfelben find 5000 Thlr. als 
fingirte Baffin-RKapitafien aufgeführt, über welche bie näheren Erläuterungen offenbar ſchon 
bie früheren Rechnungen enthalten. Der Abſchluß ergiebt, abzüglich der Activa, eine Kapitals 
Schuld von 28682 Thlr. 2 Sgr. 9 Pf. Davon find jeboh nur 8500 Thle. ale zu tilgend 
anzujehen. Diefem unbebentenden Schulbenftande ſteht ein Activ-Bermögen an Gebäuden unb 
Grundftäden, ivcl. Forſten von A96941',, Thlt. im Werthe gegenüber. Dies Bermögen iſt 
jedoch nur zum Theil nutzbar und iſt dafült ein Nukungs. Ertrag von 1861 Thlr. 8 Ser. 
T Bf. ausgeworfen, fo daß ſich die Berzinfung ber Realitäten überhaupt auf 3,., pCt. herans- 
ſtellt. — Die Kranlen-Armenpflege- und Arbeits.Anflaktslaffe hat 3999 Thlr. Zufhuß aus ber 
Kämmereilaffe, 855 Thlr. über ben Etat, erfordert. Die Privat» Mildthätigkeit hat ſich nur 
wenig für biefe Anftalten intereffirt; es find ihnen an Schentmgen nur von einer einzigen 
Geſchenlgeberin 4 Thlr. 15 Sr. zugefloffen. Im Laufe des Jahres 1859 wurden 150 Per- 
fonen in bie Auflalt aufgenommen und 147 baraus entlaffen, fo daß 51, und zwar davon 8 
Pflegelinder, 11 im Gemeinbehanfe, 2 im Urbeitshaufe nnd 30 im Kranlenhauſe im Beſtande 
verblieben. Bon ben Gefammtloften per 5483 Thlr. 9 Sgr. 5 Pf. kamen auf den Kopf durch⸗ 
ſchnittlich 27 Thlr.25 Sgr. 9, Pf. — Die Einnahmen der Armenkaſſe wurben aus ben Zinſen 
der Stiftungs-Rapitalien, 1900 Thlr. Zufchüffe aus ber Kämmereitaffe, Waiſenhauslaſſe unb 
ans der Zimmermannfhen milden Stiftung, jo wie aus einem Zufchuffe von 5 Thlr. aus dem 
Hequivalente des Scharfrichterei » Befiters für Rindehäute und Hanbfhuhe, aus 661 Thlr, 
24 Sgr. 7 Pf. freiwilligen "Armenbeiträgen, 411 Zhlr. 12 Sgr. Klingebeutel- und fonfligen 
Bedengeldern, Leichentvagengebühren, Wilbpret- und Nactigallenfteuer, fowie an Gebühren für 
Erlaubwiß zur Tanzmufit, duch 4 Tplr. 17 Sgr. 6 Bi. an Bermächtniſſen und Schenkungen 
und durch 50 Thlr. 11 Sgr. zufällige Eiunahme — aufgebracht. Bon bem Wequivalente bes 
Scharfrichtereibe ſitzers bezieht die andere Hälfte mit 5 Thlr., wahrſcheinlich filr Die Handſchuhe, 
ber Bürgermeifter. Diefe Abgabe, die fo fehr am mittelalterliche Zuſtände erinnert, dürfte ſich 
wohl zur Ablöfung eignen. Die ben Armen gewährten Unterflügungen unb bie für fie gezahlten 
Medizin», Kur- und Berpflegumgstoften haben die dafür im Etat ausgeworfenen Summen 
wicht erreicht. Fortlauſende Unterflägungen, durchjjegnittfih 7 Tple, jährlich, erhielten 112 
Verſonen. Flir 40 Waiſen- refp. verwahrlofte Kinder wurben 673 Thle. 11 Sgr. 8 Pf. ver- 
ausgabt. Etwa 90 Thlt. verwendete man zum auferorbentlihen Unterflügungen und 161 Thlr. 
12 pr. zur Belleibung für arme Konfirmanden. An 197 arme Familien wurden fortlaufende, 
an 7 vergleichen vorübergehenbe Diethsunterftilgungen gezahlt. 67 Arme wurben auf Koſten 
de6 Armenſonds beerbigt. Rechnete man bie in ben Anftalten verpflegten Armen ben übrigen 
Unterfäigten zu, ohne Ruckſicht darauf, daß bie Almofen - Empfänger zum Thell mit den Ems 
Hlängern von Miethezuſchüſſen indentifch fein mögen, fo erhielte man allerdings über 5 pPCt. 
ber Beböfferung als Arme, Die Armen-Unterflägung aber würde wichts deſtoweniget mod 
nicht einen Thaler pro Kopf der Bevdfkerung erfordert haben. — Die Kommunal - Schultafie 
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hat eine erhöhte Schulgelber - Einnahme ergeben; -gleihwohl hat bie Stabt noch immer etwa 
50 pCct. ver Ausgaben für Schulzwede per 5743 Thlr. 20 Sgr. 1 Pf. Übertragen müſſen. — 
Das Bermögen ber Zimmermannfchen milden Stiftungslaffe erreicht bie Höhe von 2986 Tür, 
24 Sgr. 9 Pf. und wird wejentlih zur Unterflügung ‚von Armen verwendet. — Daffelbe ift 
der Fall mit der Waifenhausfaffe, deren Vermögen am Jahresſchluſſe 1859 1472 Thlr. 8 Sgr. 
3 Bf. beträgt. 

Die Bermögens-Berpättniffe der Kommune Wittenberg zählen offenbar zu ben glüd- 
licheren, da ber Nutungsertrag ber Liegenheiten nahezu bie Hälfte ver erforberlichen Ausgaben 
erträgt, die Schuldenlaſt eine kaum zu beachtende ifi und bie fonfligen Kommunal ˖ Bedürfniſſe 
demnach nur einen faum fühldaren Zufchlag zur Mahl» und Schlachtſteuer bedürfen, 





Nheinprovinz und WBeftphalen. 


Elberfeld, 22. Aug. Der Herr Geheime Reg.» und Schulrath Dr. Lanbfermann 
ans Coblenz iſt feit einigen Tagen mit Bornahme ber Prüfungen unferer höhern Lehranftalten 
befchäftigt. Bei ber mündfihen Prüfung von 10 Abiturienten des Gymmafinms erhielten 
neun das Zeugniß der unbebingten Reife, breien von ihmen konnte biefelbe fogar ber guten 
ſchriftlichen Arbeiten und ihrer guten Leiftungen im ber Schule wegen erlaffen werben, bagegen 
muß das Königl. Provinzial» Schulcollegium über die Reife des zehnten Geprüften entſcheiden. 
Geftern find die Schüler der Secunba ber Realſchule geprüft, und heute werben jene ber 
Tertia geprüft werben. 

Die biefige ifraelitifche Gemeinde, bie den Neubau einer Synagoge beabfidhtigt, 
bat zu dieſem Zwecke bereits 5Y.— 6000 Thlir. freiwillige Beiträge gezeichnet erhalten, augen» 
blicklich circnlirt die Lifte Hei dem hriftfichen Bewohnern Barmens. 

Nemfheid. Die Fürforge, welche unſere Stabtverorbneten bem öffentlichen. Unterrichte 
zuwenden, verbient alle Anerkennung. An unferer blühenben höhern Lehranftalt ift eine wierle 
Lebrerftelle creirt, jo baß eine Vermehrung ber Lehrerlräfte dadurch eintritt, wie fie ber ange» 
wachſenen Schülerzahl entſpricht und wirb es möglich werben, bie Schüler nach Abſolvirung 
bes volfländigen Lehrcurjus als reif für Unterfelunda einer Realſchule erfler Klaffe zu ent- 
laffen. Eine Fortbildungsſchule für die aus ber Elementarſchule entlaffenen Knaben fehlt uns 
jedoch unb würde eine folhe gerade hier einem briugenden Bedürfniß abhelfen. Die lieber- 
zeugung, daß eine Firirung des Einlommens ber Lehrer an unfern Elementarjhulen nur für» 
derlich für dem Unterricht fein kann, gelangt bei unfern Stabtverorbneten immer mehr zur Gel⸗ 
tung und ift dies um fo leichter, als durch eine Erhöhung bed Schulgeldſatzes, der vielleicht in 
50 Jahren keine Steigerung erfahren, bie Mittel gewonnen würben, ohne bie Grmeinde-Laften 
zu erhöhen, ven Lehrern ein angemefjenes fees Einkommen zu fihern. . 

Erefeld. Unfere ſtädtiſche Schulcommiffton hat im Folge Verfügung Königl. Regierung 
in Düffelborf beichloffen, den Turnunterricht in Zukunft in den Lectioneplan fämmtlider hie⸗ 
figen ſtädtiſchen Elementarſchulen aufzunehmen. 

| Werben. Unſer Brüdenbauausihuß hatte am 29. Febr. c. eimen Baarbeftand von 
8307 Thls. 11 Sgr. 1 Pf.; der Stadtrat hat den Antrag des Einguartirungs-Ausichuffes, 
bie Einquartirung nah den Häufern umgulegen, zum Beſchluß erhoben und ferner beſchloſſen, 
außer ber vom Gtaate gezahlten Bergütigung von 5 Sgr. pro Mann und Tag noch eine be» 
fondere Entihäbigung von. 7 Sr. 6 Pf. pro Manu und Tag ben Ouartierträgern zu zahlen, 
und biefe Entſchädigung durch Zuſchlag zur Maffen » und Einfommenftener aufzubringen, — - 
Ein von unferer Gemeinde längft gewünfchter Berbindungsweg von Werben nach Kettwig vor 
ber Brüde wirb nun wohl bald zur Ausführung gelangen. Der Herr Bürgermeifter hat einen 
Koſtenanſchlag anfertigen laſſen, wonach der Bau in unferer Gemeinde 7850 Thlr. foften fol, 
Herr Graf v. d. Schulenburg hat einen Koſtenanſchlag über die Strede durch feine Beflgungen 
bis hinter Montenbruch anfertigen lafjen, welcher ſich auf 10000 hir, beläuft, Falls Werben 
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ben Weg baut, verzichtet der Herr Graf auf jebe Grund-Entfhäbigung und zahlt 4000 hir, 
zu ben Baufoften. Außerdem find angrenzende Grunbbefiger, Fabrilbeſitzer, Gewerligaften 
und der Poftfiscus, welcher jährlih 1200 bis 1500 Thlr. Fährgeld in Kettwig zu entrichten 
bat, bei diefer Strafe weſentlich betheiligt. Unfer Stabtrath hat denmach beſchloſſen, bie wei⸗ 
term vorbereitenden Verhandlungen in bie Hand zu nehmen. — Außer der neuen Gasanlage 
wird bier im diefem Jahre nicht einmal ein Stall gebaut, trotzdem die Arbeiter» Wohnungen 
fo gefucht find,. daß die Häufer bis unter die Dachziegel vollgeftopft find. Die Hausmiethen 
find daher im deu letzten Jahren ſehr gefliegen und für dem geringem Arbeiter faft unerfhwing- 
ich. Die auf diefe Weife hart bedrängten Familien begrißten frenbig das Gerücht, baß bie 
Königl, Regierung für ſämmtliche Aufſeher am der biefigen Strafanflalt Dienftwohnungen 
bauen wolle, leider aber hat ſich dieſe Nachricht bis jetzt micht verwirklicht, Wenn man nun 
bebenkt, daß in bem leisten 20 Jahren faſt gar feine neue Wohnungen gebaut find und baf 
dagegen die Bevölkeruug erflaunfich zugenommen, theil® buch die Vermehrung bes Aufjeher- 

Perfomals und noch mehr durch die Heranziehung auswärtiger Fabrilarbeiter, fo dürfte man 
fich nicht jeye wundern, wenn es enblich dahin läme, daß arıne Familien ihr Obbad unter 

freiem Himmel ſuchen müßten. — Die Vortheile einer Straßenbeleuchtung durch Gas werden 

wir bald genießen. Schon fliehen bie Gebäulichkeiten faſt vollendet da und gewähren einen 
impofanten Aublick. Mit Legung der Rohre ift man beihäftigt, und ebenfo wird durch eine 

Ketorte Gas gewonnen, um die Dichtigkeit der gelegten Röhren probiren zu Lönnen. Alle bis 

jeist erzielten Refultate find durchaus befriebigend, jo daß bie ftabträthliche Commiſſiou alle 

Ehre mit dieſer ſtädtiſchen Anſtalt einlegt. 


Süchteln, 13. Juli. Geftern wurde unfer neu erwählter durch Königl, Regierung be- 
flätigter Bürgermeifter Herr Richard Freudenberg in fein Amt eingeführt, und dieſer Tag bon 
unferer Stabt entſprechend gefeiert. 


BVeibert, 27. Aus. Die hiefigen Gemeinde, Armen-, Spartaffen-, Schulgelber- und Armen- 
und Waifenhansrehnungen pro 1859 find in heutiger Stabtrathsfigung dechargirt und feflge- 
ſtellt, und zwar: die Gemeinberehnung zu einer Einnahme von 14759 Thlr. 18 Sgr. 2 Pf., 
einer Ausgabe von 14258 Thlr. 18 Sgr. 1 Bf., einer Reft-Einnahme von 290 Thlr. 26 Sgr., 
einer Reſſausgabe von 217 Thlt. 6 Sgr. 2 Pf. und einem Beftande von 501 Thlr, — Die 
Armenrehnung zu einer Einnahme von 4681 Thlr. 16 Sgr. 10 Pi, einer Ausgabe von 
4685 Thir. 11 Sgr. 10 Pf., einer Reft-Einnahme von 38 Thlr. 25 Sgr., einer Neftausgabe 
von 3 Thlr. und einem Vorſchuſſe von 3 Thlr, 25 Sgr., bie Schulgzelder » Rehnung zu einer 
Einnahme von 1958 Thlr. 2 Szr. 6 Pf., einer Ausgabe von 1846 Te. 6 Spr. 3 Pi 
einer Reft-Einnahme von 25 Sr. und einem Beftande an Strafihulgefvern von 1 St 
26 Sgr. 3 Pf., die Sparlaffen-Rehnuug zu einer Einnahme von 10805 Thfr. 11 Sgr. 1 Pin 
einer Ausgabe von 10624 Thlr. 28 Sgr. 8 Pf., einem Beftande von 180 Thfe. 12 Sgr. 5 Pl 
umb einem wirklichen Ueberfhuffe, refp. Vermögen von 607 Thic. 26 Sr. 1 Pf., bie Armen 
und Waſenhausrechnung zu einer Einnahme von 822 Thlr. 26 Sgr. 1 Pi., einer Ausgabe 
von 685 Thlr., einem Beftande von 137 Thle. 26 Sgr. 1 Pf., und einem Gefammtoermögent 
von 1190 Ehlr. 29 Sgr. 10 Pf., nachdem bereits 670 Thlr. anf dem Kaufpreis bed anger 
kauften Gutes abſchläglich bezahlt find. 


Zrier, 20. Aug. Ein hiefiger Bürger, deſſen Namen wir einflweilen nicht neunen 
Können, hat der Stadt 10000 Thlr. zum Baue eines ſtädtiſchen Muſeums mit bem Verſprechen 
zum Geſchent gemacht, daß er, wenn andere Private 8000 The. zu gleichem Zwede barbringen, 
noch 2000 Thlr. zuſchiefzen wolle. 

Dortmund, 20. Aug. Hanptgegenfland der heutigen Gtabtoerorbneten «Berjemurung 
war bie Wahl des Plates für den Gymmaflal-Reuban. Es waren ber Stabt mehrer Grund» 
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ſtüde zu 65 bis 70 Thaler pro Dwabratruthe angeboten. Diefe Anerbietungen wurden ſämmt · 
fi zurüdgerwiefen, dagegen der Magiftrat bevollmächtigt, mit Frau v. Oð vel, welche den Tauſch 
ihres in der Nähe des Weftenhellweges gelegenen Grundſtücks gegen ein ſtädtiſches am Neuthor 
gelegenes Grundftüd angeboten hat, in weitere Berhanblung dahin zu treten, daß Ruthe gegen 
Ruthe getauft werde, Das Gymnafium bedarf, da es ben Zurnplag mit umſaſſen ſoll, einer 
Bodenflähe von eiwa einem Morgen. Gegen das Verlangen der Regierung, die Mobilma- 
hungspferbegelder als einen befondern Fonds zu reſerviren, beichlofien die Stabtverorbneten 
den Recurs an dem Here Ober-Präfidenten. Man kann barüber fireiten, ob es bei ben 
äweifelhaften politifhen Zuftänden nicht wirllich weiſe und im Intereffe der Stabt gehandelt 
bieße, wenn die einmal mit Opfern aufgebrachten und erflatteten Mobilmahungstoften für 
eventuelle Fälle refervirt und verzinslih angelegt würden, doch wirb ben Gtabtverorbneten 
nicht das Recht beftritien werben fünnen, ſelbſtſtändig darüber zu entſcheiden. — Da der Ma» 
giftrat zu Bodum ber Gewerbefhule die Mitbenugung des der Realſchule überwieſenen ftädti- 
hen Gebäudes nicht geftattet hat, fo dürfte das Fortbeſtehen der Gewerbefhule in Bochum in 
Frage geftellt und file Dortmund ber Anlaß gegeben fein, zu prüfen, ob eine berartige Auſtalt 
jetzt nicht hier zu errichten fei. Dit einer Dortmunder Gewerbeſchule ließe fih vielleicht bald 
eine höhere Lehranftalt für Berg« und Hüttenweien verbinden, alſo eine Fachſchule, die zur Zeit 
noch ganz fehlt, denn die Bergſchulen wollen bloß tenifhe Unterbeamte ausbilden und 
anf den Univerfitäten fehlt der practifche Unterricht ganz. 

Tortmund, 9. Sept. Die hiefige Kämmereilaſſenrechnung pro 1859, welche heute bon 
ben Stabtverorbneten fefgeftellt und bedargirt worben, fließt mit einer Einnahme von 
55859 Thlr. 13 Sgr. 5 Pf.; eimer Ausgabe von 52585 Thlr. 25 Spr., mithin einem Be- 
ande von 3273 Thlr. 18 Sgr. 5 Pf; die Sparkaffenrehnung mit einer Einnahme von 
10,343 Thlt. 29 Sgr. 7 Pf.; einer Ausgabe don 2827 Thlr. 18 Sgr. 3 Pf., mithin einem 
Beftande von 7516 Thle, 11 Sgr. 6 Pf. — Die Stabtverorbneten beſchloſſen, bie Hälfte des 
Ueberſchuſſes ber Sparkafje aus 1859 zur Kämmereifaffe zu vereinnahmen. Die biefigen drei 
evang. Elementarſchulen werben in biefem Sommer von 1940 Kinbern befucht. Die Zahl der 
Lehrer beträgt 18, foll aber zum Herbſte auf 20 erhöht werben. Die Zahl ber evang. Ein» 
wohner beträgt jet 19260, 

Hoerde, 20. Aug. Die Verhandlungen über die Einführung einer Gasbelenchtung, 
welche jhon jehr lange gedauert haben, ſcheinen ſich jetzt ihrem Schluſſe zu nähern. Für bie 
nächſte Sigung unferer Stabtverorbneten ſtehen fie auf ber Tagesorbnung. 

Witten. Das Zufiz-Minifterium hat das Haarmannfche Haus als zur Aufnahme ber 
Serihtscommilfion gut und zwedmäßig befunden, und haben bie hiefigen Stabtverorbneten 
demnãchſt beſchloſſen, daſſelbe hierfür auzufaufen. 

Münſter, 21. Ang. Die hieſige Sparkaffe verleiht ihre Gelber aud gegen Hypothel. 
Der Herr Oberpräfident hat unterm 18. Juli c, folgende Grundſätze darüber genehmigt: „Die 
Sicherheit wird als genügend erachtet, bei Gebäuden ſammt dem Boden, worauf fie errichtet 
find, innerhalb der erften Hälfte der Summe, welche burd die Taxe bes Hausplates zweier 
von der Sparlafjen-Berwaltung zu befiimmender vereideter Taratoren ermittelt wirb, 
und zugleich innerhalb ber erſten Hälfte bes Betrages, zu welchem bie Gebäude bei der Pro- 
vinzial-Feuer-Berfiherung verfidhert find. Sind Gebäude bei einer Privat-Fener-Berfiherungs- 
Geſellſchaft verfichert, innerhalb der erften Hälfte der Verfiherungefumme, foweit ſich dieſelbe 
duch Werthfhägung zweier vom ber Sparkaffen-Berwaltung gu beflimmenber vereibeter Tarı- 
toren heransftellt. Bei letztern Gebäuden wirb jedoch doraudgefegt, daß bie betreffende Privat 
Berfiherungs-Gefehfpaft gehörige Garantie für bie Hppotpefen-Glänbiger barbieten. Bet fon. 
Rigen Grundftüden wird die Sicherheit für genügend erachtet, innerhalb des 2Ofachen Katafttal- 
Neinertrages. Statt des Letzteren dann bei Heinern Örundftäden der Ermerböpreis als Anhalt 
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bienen, welcher auch nad) bem Ermeſſen der Sparlaffen-Berwaltung bei Hansplägen maßgebend 
fein lann. Es verdient biefe Verordnung in weitern Kreifen bekannt zu werden, ba bie ſichere 
Unterbringung der Sparlaſſengeldet häufig ſchwierig iſt und doch bei der Natur dieſer Gelber, 
die größtentpeils der geringeren Boltellajfe gehören, mögliche Vorſicht erforderlich if. Aber 
auch die Adminiſtratoren der Sparkaffen müfjen eine ſolche Richtſchnur bei der Darleihung der 
Gelder mit Freuden begrüßen, da ihre Verantwortlichkeit ohnehin eine große ift und infoweit 
wegfält, als fie ſich innerhalb der höhern Orts gegebenen Vorſchriften halten. 

Minden, 33. Aug. Im Regierungsbezirt Minden find 13 dffentlihe Krankenanfalten, 
je eine in den Kreifen Minden, Herford, Bielefeld, Paderborn und Warburg, zwei im ben 
Kreifen Hörter (Hörter und Brakel) und Büren (Büren und Fürftenberg), und vier im Kreife 
Wiedenbrüd (Rietberg, Wiedenbrüd, Neuenlitchen und Rheda). Die Anflalten find von fehr 
verfhiebener Ausdehnung. Während im Jahr 1859 in Paderborn 338, in Bielefeld 245 und 
zu Minden 190 Kranke verpflegt wurden, wurbem zu Rietberg und Neuenkirchen nur je 17, ja 
in Fürftenberg nur drei behandelt. Im ſämmtlichen Anftalten war Anfungs 1859 ein Beftand 
von 139 Kranken; im Laufe 1859 kamen hinzu 1184, es wurden aljo verpflegt 1328, Bon 
biefen wurben als geheilt entlafien 981, als ungeheilt 72; es flarben 134, mithin ging auf 
das laufende Jahr ein Befland von 136 Kranken über. 

Eſſen, 10. Sept. Einer von bem Herrn Landrat Devens bierjelbft bearbeiteten und 
bem Kreistage vorgelegten ftatiflifhen Beſchreibung unferes Kreifes, welche im zwedmäßiger 
Gliederung, Lage, Grenzen und Größe des Kreifes, Gewäffer, Cintheilung, Kultur⸗Verhältniſſe 
und Production, Bevölkerungs » Verhältniffe, Wabrifen, Handel und Gewerbe, Communicationd» 
Auſtalten, Bertretung, Communalweſen, BPolizei-Berwaltung, Medicinalweien, Kirchen- und 
Schulweſen, Armen und Wohfthätigleits-Anftalten, Militairwejen und Beſteuerungsverhältuiſſe 
des Kreiſes enthält, entnehmen wir Folgendes, was auch für weitere Kreife von Intereffe ift. 
Dir Blähen-Inhalt des Kreifes beträgt 80933 preußiihe Morgen oder 3,.s, preuß. Quadrat⸗ 
teilen, fo daß er etwa ben 26. Theil des Fläheninhalts des Regierungsbeziets Diüffeldorf aus- 
macht. Die Hauptgewäffer bes Kreifes find Ruhr und Emfher-Fluß, Deilbach und Hesperbach. 
Die Erſtern fegen viele Fruchtmühlen, eine Papiermühle, eine Tuchfabrit und mehrere Meinere 
Werle in Bewegung, bie Letztern zwei Eifenhämmer, einen Rupferbammer, eine Bapiermüple nnd 
jehs Fruchtmühlen. Außerdem treiben bie vielen Heinern im Kreiſe vorhandenen Bäche noch 
31 Wafferwerke. Der Kreis befteht aus vier Städten, vier Dörfern und vierzig Banerjchaften. 
Die Bürgermeifterei Eſſen, welche die Stabt Efjen umfaßt, Hatte im Jahre 1868 17165 Ein» 
mwohner (10631 tath., 6189 evang., 895 jüdifhe) in 1319 Wohnhänfern. An Steuern wurden 
29961 Thir. Staats -, 28266 Thlt. Communalſtener bezahlt, 

Die Bürgermeifterei Steele umfaßt die Stabt Steele nebſt dem Kirchdorf Relling- 
banfen, den Bauerſchaften Heide, Bergerhaufen, Hinfel, Dolthauſen; hat 8489 Einwohner 
(6542 fath., 1781 evang., 166 jübifhe) in 812 Wohnhäufern, An Gtenern vwoweden bezahlt 
10726 Thlt. Staats-, 6128 Ehe. Communalftener. 

Im der Bürgermeifterei Witeneffen liegen bie Bauerſchaften Alteneffen, Cateınberg, Carnaß, 
Rotthanfen, Schonnebed, Frillendorf, Huttrop, Nittenigeidt, Kray, Leiche und das Kirchdorf 
Stoppenberg; fie hat 8858 Einwohner (7479 tath. 1879 evang.), Wohnhänfer 963, Stantd- 
fienern 14002 Thlt., Sommmumalftenern 5277 Thlr. 

Die Bürgermeifterei Borbec umfaht das Kirchdorf Borbea, die Bauerſchaften Bodolt, 
Bogelheim, Gerſchede, Shönebed, Bebingrate, Wriedroß, Lippern, Lirich, Deimig, Altendorf, 
Frohnhauſen, Holſterhauſen, hat 17196 Einwohner (14451 tath. 2669 evang., 67 jübifche, neun 
Dilfiventen) in 1660 Wohnhaãuſern. Gezahlt wurden im Jahr 1868 19971 Thlr. Staat®-, 
21769 Thlr. Commumalfiener. 

Bürgermeiflerei Werden, Stadt Werben, Bauerfhaft Fiſchlaken, Holfterhaufen, Umfland, 
Heidhauſen, damm, Rodberg, Hinsbed, Bhfang, 11997 Einwohner, davon 9227 tath., 2681 
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evang., 77 jübifche, zwei Mennoniten mit 1102 Wohnhäufern, zahlt 15707 Thlr. Staals⸗ unb 
14005 Thlr; Communalftenern, 
Die Bürgermeifterei Kettwich umfaßt bie Stabt Kettwich, das Kirchdorf Heifingen und 
die Bauerfhaften Umſtand, Zelten, Roßlothen, Schnir, Brebeney und Balbeney, hat 7151 Ein« 
wohner (3719 kath., 3391 evang., 41 jübiiche), 696 Wohnhäufer und zahlte im Jahr 1858 
12723 Tple. Staats- und 10449 Thlr. Communalfteuern. Die Bevöllerung des Kreijes hat 
in 14 Jahren auffallend zugenommen; mehr als im irgenb einem Theile der preuf. Monarchie, 
und am auffallenbften in den Bürgermeiftereien Eſſen uub Borbed, in welden bie Vermehrung 
an 150 p@t. beträgt. Die Urfache dieſer außerordentlichen Bermehrung ift lediglich im- dem 
Auffhwunge des Bergbaues zu finden, ber in dem lebten Jahrzehnt gerade in Eſſen und 
Borbed eine nie geahnte Ausdehnung erlangt, und bem bie Entwidlung ber Eifen-Inbuftrie, 
Anlage von Hochöfen, Maſchinenfabrilen, Walzwerken, Gußſtahlfabrik (von Krupp) sc. würdig 
zur Seite flieht. Im denjenigen Gemeinden bes Kreifes, in benem ber Bergbau nur unterge⸗ 
orbneter Erwerbszweig, und wo bie Tuchfabrilation heimiſch if, wie Werben und Kettwid, hat 
bie Bermehrung ber Bevölkerung auch nur in normalem Berhäftniffe flattgehabt, wie dies in 
andern Kreifen der Momardhie, die fih nicht duch irgend einen inbuftriellen Aufſchwung bes 
ſonders auszeichnen, der Fall iſt. 
88. Solingen. Dem Kreis» Intelligenzblatte für Soling: en entnehmen wir den Ber 
waltungsbericht de8 Bürgermeiſters Trip über bie Verwaltung und ben Stand ber Gemeinbe- 
Angelegenheiten pro 1859, ſowie den Etat der Bürgermeifterei Solingen pro 1860. — Die Be- 
völferung betrug darnach Ente 1869 9526 Seelen. Obwohl in ben Nachbarſtädten Elberfeld . 
‘und Barmen im Laufe des Jahres bie Cholera wüthete, fo ift fie doch in Solingen auf zwei 
Fälle beſchräult geblieben. Es wird dies der Vorſehung gegenüber um fo mehr danlbar aner- 
lannt, als es an einem Kranlenhaufe bisher gänzlich fehlte. Der Bürgermeifter hat in diefer Richtung 
Baupläne vorgelegt, nah deren Durhgebung Weiteres veranlaft werben fol. — Bon ben 
Schulen wird gejagt, baß fie fih in einem durchaus befriebigenben Zuſtande befinden, daß bie 
Kinder Tüchtiges fernen umd fih in guter Diecipfin befinden. Es wurden bie Elementarſchulen 
im Ganzen von 1378 Kindern, darunter 713 Knaben beſucht. Im der evangeliihen Schule 
famen auf bie Freiſchule 258 Kinder, in der latholiſchen Schule befanden fi 106 Armenlinder, 
Die Zahl der Freifhüler Überhaupt überſtieg alfo ben vierten Theil aller ſchulpflichtigen Kinder. 
Der Bericht Über die Bürgerſchule läßt durchblicken, daß bie Verhältniſſe terfelben nicht ganz 
Har liegen. Mängel an dem neuen Gebäube werben eingeräumt, das Statut der Schule iſt 
feiner Beränderung halber einer befonderen Commijfion zur Ausarbeitung übergeben; im bem 
Lehrerperfonal hat häufiger Wechſel Rattgefunden und bie Hinbeutung auf neue Gelbopfer ſcheint 
faft darauf hinzumweifen, als ob biefer Wechſel zum Theil mit in ten Befolbungsverhältniffen 
feinen Grund habe. Endlih mangelt ber Schule noch bie Berechtigung zu Entlaffungs + Prü- 
fungen, deren Beſtehen die Berehtigung zum einjährigen Militairbienft nach ſich zöge. Bei 
einer fo volllommenen Kenntniß ber vorhandenen Mängel ift nicht zu bezweifeln, baß bie bon 
134 Ruaben beſuchte Schule bald einer befriedigenden Verfaſſung entgegen geführt werben wird. 
— Fortbauernde Armenunterfiügung genofjen 122 Arme und 39 Pfleglinge. Außerdem wur» 
den noch außergewöhnliche, namentlid Miethsunterſtützungen gewährt. Der Etat filr bie bürger⸗ 
liche Armenverwaltung feste 6700 Thlr. aut. Diefe Summe fol nah dem Berichte nicht ganz 
verbraucht fein. Der Etat pro 1861 fett nur 6600 Thlr. aus und hofft man auch bei biefer 
Summe no auf Erjparniffe. — Weſentlich behufs des Baues von Schulgebäuben, zum Theil 
aber auch zur Dedung der Commumalbebärfniffe des Jahres 1856, fowie zur Dedung ber durch 
die Mobilmahung erwachſenen Koſten ift die Gemeinde mit 28,000 Thlr. Schulden belaftet. 
Daranf follen im Jahre 1860 1000 Thlr. abgetragen und es fol im Jahre 1861 ein Schulden⸗ 
Tilgungeplan vorgelegt werben. — Die Rechnung bes Jahres 1859 fließt ohne Deficit ab. 
Zur Aufbringung der Commmmalfteuer wurbe bieher bie Grunbfleuer mit 38%, pCt, und bie 
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Kloffen» und Einlommenftener progreſſiv belaftet, Für 1860 ift ein neuer Mobus für Aufs 
bringung ber Communalſteuern genehmigt. Die Grundſtener ift darnach nicht weiter belaftet, 
fonbern. es ift eine Gemeinde-Einfommenfteuer mit Zugrunbelegung ber Abſchätzung zur Klaſſen⸗ 
und Einlommenfteuer in Vorſchlag gebracht. Die Bergleihung mit Nebengemeinden ſiellt für 
Solingen eine günftige Finanzlage heraus. — Der Regierung if ein Stabt-Bauplan und eine 
Bauorbnung zur Genehmigung vorgelegt worben.. Dur dem erfleren glaubt man einigen 
Mißſtänden in Bezug anf Wege abhelfen zu Lumen; für die Straßen ber Stabt ift eine fnc- 
eeffive Umfegung des Pflafers und eine umfafjende Ausbefferung des letzteren, jo weit es durch 
bie Legung der Gasröhren gelitten hat, in Ausficht genommen, — Wegen Polizei-Eontraventiouen 
wurben 416 Perjonen befiraft, 135 davon allein wegen Unfug und Straßenlirm. Der Bericht 
wälzt dieſes Bergeheu auf die Leute der Umgegend und hofft, abgeiehen vom ber firengen Be- 
frafung und von der durch bie Schulen gepflegten größeren Sitilichleit, eine Verminderung 
biejer Vergeben burh das Licht. Die Stabt ift nämlich von ber traurigen Delbeleuchtung zur 
erhellenden Gasbeleuchtung übergegangen und, ba Unfug und Lärm meift unter bem Schirme 
ber Nacht verübt wurben, jo mag man wohl ſchließen, baß des Lichtes Helle den Lärmmacheru 
bie Schamröthe auf bie Wangen treiben werde. Die Fortſchritte der Cultur follen hiernach 
unmittelbar auf bie Hebung ber. Sittlichleit wirken, und glauben wir im ber That, daß die des⸗ 
folfige Aunahme durchaus nicht jo parabor if, als fie im erſten Augenblide erſcheinen mag. — 
In Bezug auf die gewerblichen Verhältniſſe Melt der Bericht den Sat auf, daß fo lange 
ein Napoleon Frankreich beherrſche, das volle Bertrauen in der Gejhäft®- 
Belt nicht zurüdtehren werbe. Die mähere Erwägung biefes Satzes möchten wir ben 
Politikern von Profeffion überlaſſen. Nur das fei uns zu bemerken erlaubt, daß ſich nach dem⸗ 
felben in Solingen auf wenig napoleonifhe Sympathien rechnen läßt. Gleichwohl hat die Um 
ficherheit der politischen Lage tes Contiuents fpeciell für Solingen den Vortheil großer Baffen- 
beftellumzen gehabt, bdurch welche viele Arbeiter ihre Eriflenz gefunden haben. — Das Project 
einer Solingen + Benratker Eiſenbahn wird fir beſſere Zeiten im Auge behalten. — 

Trotz der Zunahme der Bevöllerung und ben dabei offenbar fleigenten Bedürfniffen 
ermäßigt der Etat pro 1860 bie Einnahmen und Ausgaben gegen das Borjahr um etwa 
1200 Thir. — Die Berwaltungstoften find um 3 Thlr., welche der Bibliothel zu Gute lom- 
men, erhöht. Für die Bibliothek werden ber Staats-Anzeiger, Gefeg-Sammlung, das Central» 
Bolizei- und Minifterialblatt gehalten. Ihre Monatsfhrift hat noch feinen Eingang gefunden 
und bebürfte eine Ausgabe dafür als Etats» Ueberfchreitung einer außerorbentlichen Geneh⸗ 
migung, wenn fie ſich nicht unter den Titel ‚unvorhergeſehene Ausgaben“ bringen ließe, — Die 
Koften für die Strafenbeleuchtung, welche fi durch die Einführung des Gaslihtes um 220 Thlr. 
erhöht haben, finden fi unter den „Polizei-Ausgaben“ aufgeführt. — Die höhere Bürgerſchule 
erfordert wie bisher einen Zuſchuß von 400 Thlru., die evangeliſche Elementarſchule einen der⸗ 
gleichen von 1450 Thlen. und die latholiſche Schule 500 Thlr. — Ganz weggefallen ift ber 
Beitrag zu ben Koften ber Lanbwehrübungs » Pferde. Dies dürfte zu ben Bortheilen aus ber 
neuen Heeresorganifation gezählt werben, Für die Verpflegung ber Gefangenen find 80 Thlr. 
mehr, zu Remumerationen für Polizeibeamte dagegen 30 Thlr. weniger in Boranfchlag gebracht. 
Für unbeitreiblihde Communalfteuern find gegen 474 Thlr. 13 Sgr. 5 Pi. im Jahre 1859, 
563 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf. für das Jahr 1860 in dem Etat aufgenommen. Unſeres Erachtens 
ließe ſich diefe ganze Ausgabe-Pofition im Etat befeitigen, wenn bie Rechnung Bis zur gench- 
migten Nieberfchlagung bie betreffenden Summen einfach als Refteinnahme nachwieſe. 


Königreih Baiern. 


H. Münden. Aus den Berhandlungen bes Magiftrats. Sitzung v. 3, Juli, 
Eine gewiffe Marie Möfinger hat im Jahre 1846 der Sparkaffe 20 Fl. übergeben und bavon 
keine Zinfen erhoben. Sie überläßt nun bie durch bie Zinfew erwachfene Gefammtfumme, bie fie 
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durch einen Zuſchuß auf 100 FI. erhöht, dem Magifirat zur Stiftung eines Schufpreifes, — In der 
Sitzung dv. 11. Juli wurde eine Entfhließung des Handelsminiſteriums befannt gegeben, welche von 
präjubizieller Natur if für alle künftigen Großhandelslonzeſſionsgeſuche. Die Kreisregierung 
hatte nämlich einem Nathan Obernborfer auf fein vom Magiftrat begutachtetes Geſuch eine un⸗ 
beſchräulte Großhandelslonzeſſion verliehen und zwei Mitbewerber abgewieſen. Auf bie Berufung 
ver letzteren beichloß nun das Minifterium: Da keiner ber drei Bewerber binlängliche Nachweiſe 
für den gebeiblichen Betrieb einer Großhandlung geliefert hat, Oberndorfer aber von ben Übrigen 
ben Borzug verbient, werde die Berufung abgemwiefen, bem Obernborfer aber eine beihränkte 
Grofhandeletonzeifion, d, i. nur zum Betriebe von Wechſel- und Baulgeſchäften, verliehen. — 
Sigung vom 20. Juli. Im Auftrage der Königl. Regierung hat ber Magiftrat Sachverſtändige 
ausgewählt, um fich Über die Frage zu äußern, ob eine Reviſion unſeres Gewerbegeſetzes noth⸗ 
wendig und, wenn dies ber Kal, ob die Reform durch allmähligen Uebergang zur Gewerbe» 
freiheit ober durch fofortige Cinführung berjelben zu bewerkftelligen fei. Die Gewählten haben 
ihre Gutachten ſchriftlich an den Magiftrat abzugeben ; die Königliche Regierung hat außerdem 
aber noch einige Sıchverflänbige eingeladen, ſich fchriftlih über die vorliegende Gemwerbefrage 
direct am fie zu änfern. — Sitzung vom 31. Juli. Wie früher berichtet, wurde durch Regie« 
rungsentſchlie hung dem derzeitigen Beliger der Menterſchwaige aufgetragen, bis 1. November d. 9. 
ben rechtmäßigen Befig biefes Eigenthums nachzuweiſen und ihm, im Gegenſatz zu einem fril 
beren Beichluffe, in Folge deſſen der Magifirat die Sperre verfügt hatte, erlaubt, bie bortige 
Tafernwirthichaft bis dahin auszuüben. Hiegegen erhob der frühere Eigenthümer der Menterſchwaige 
Beſchwerde beim Handelöminifterium, welches berjelben zwar keine Folge gab, da eine Sperre 
ber Wirthihaft in Folge privatrehtlicher VBerhältniffe, die dem Publikum ſchuldige Rückſicht ver 
biete, dem jegigen Befiger aber auftrug, zur Ausübung ber Tafernwirthſchaft bis zum 1, No» 
vember eine polizeiliche Lizenz nachzuſuchen. Dieſe Entſchließung erregte beim Magiftrat großes 
Auffehen, da bis zur Stunde Lizenzen zur Ansübung von Tafernwirthſchaften weder derlangt 
noch gegeben wurden, — Unterm 24. Juli bat der Magiftrat eine revidirte Torfmarkts-Orbnung 
erlaffen, welde mit bem 1. October in Wirkſamleit tritt. — Der von ben Bewohnern bes 
Rindermarkts jüngft geftellte und vom Stabtmagifirat bevorwortete Antrag, dieſe Straße fortan 
„Petersſtraße“ zu benennen, ift abfchlägig beſchieden worben. 

Am 20, Auguft haben die hiefigen Gemeinbewahlen mit ‚ben Urwahlen begonnen. Zwei 
Parteien find babei thätig, der Gemwerbe- und ber Hanbelsfland, weldhe beide Wahlliftien in Um⸗ 
lauf geiegt haben. Die des Gewerbevereines, welcher bie meifte Thätigleit entwickelt, ſcheint 
eine größere Verbreitung als bie andere gefunden zu haben. Zur Theilnahme an ber Wahl ber 
Wahlmänner zur Beftellung ber Gemeindebevollmächtigten find in Münden 5115, in der Bor- 
ſtadt Au 1610, im Heidhanfen 80 und in Giefing 653 Urwähler berechtigt. Sämmiliche bilr- 
gerlihe Magiftratsräthe und die Gemeinbebevollmädtigten werben dem höchfibefteuerten Dritiheil 
der flimmberechtigten wirklichen Gemeinbeglieber entnommen ; biejes Drittbeil beflebt in München 
einſchließlich der Vorftäbte im Folge des Art. 23 Abi, 5 der Gemeindewahlordnung vom Jahre 
1818 aus 2798 Perfonen; von biefen zahlen an Haus-, Grund» und Gewerbeſteuern 3 Perfonen 
über 2000 F1., 6 Berfonen 1000- 2000 Fl., 17 Berfonen 500-1000 F#1., 63 Perſonen 250 
—500 Fl. 290 Berfonen 100-250 Fl., 667 Berfonen 50—100 FI., 877 Berfonen 2550 FI. 
und 885 Perfonen 18—25 Fl. — Der Führer der Obmänner der Difriltsvorficher Münchens 
bat ein Gutachten Über die Geiverbefrage verfaht, worin er ſich ganz entfhieden gegen bie Ge⸗ 
werbefreibeit anafpricht, Doc foll, wie fpäter berichtigt wurbe, biefe® Gutachten nur bie Gel- 
tung einer perfdnlihen Anficht haben. 

Unter ben im verfloffenen Iahre in Münden fimtirten Vermächtniſſen und Schenkungen 
find bemerlenswerth: Friedt. Auguſt Frhr. von Boit fette die proteſtantiſche Kirche dahier zur 
Univerfalerbin umter gewiffen wohlthätigen Beftimmungen über die Berwenbung der Revenlien 
feine® aus 48,431 Fl. beſtehenden Nachlaſſes ein; Privatier Joſeph Hürner botirte für das 
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Waiſenhaus gegen 6000 Fl. und für bie Kinderbewahrauſtalt in Gieſing gegen 4000 Fl.; Pri- 
datier Leonhard Riedl, für das Heiligegeiftipital ca. 11,000 FI. und für das Waifenhaus eben 
fo viel; Lithographenwittwe Sennefelder für das Krankenhaus gegen 26,000 Fl. Unter ben 
Kirhenftiftungen fielen auf St. Peter 2500 FI. vom Stadtpfarrer Schufler mud auf Heifigegeift 
8908 Fl. vom Stabtpfarrer Ramofer. — Im abgelaufenen Schuljahr 1869/60 befanden ſich in 
ben 12 magiftratiichen Werktags- und 4 Kiofterfchulen in 121 einzelnen Schulflaffen 4788 Knaben 
und 4917 Mädchen, 32 Kinder weniger als im vorigen Jahr. Ju biefen Schulen waren ver 
wendet 58 Schullehrer, 29 weltliche und 27 Klofter » Schullehrerinnen, 2 Lehrerinnen der fran« 
zoſiſchen Sprache, ein Schreiblehrer, 5 Zeichnungslehrer und eine Zeichnungslehrerin; für ben 
Arbeitsumterricht 18 weltlihe und 27 Kloſter⸗Lehrerinnen, endlich 2 Geſanglehrer. Im ben Feier- 
tagsſchulen befanden fih 1473 Mädchen und 2975 Zünglinge. Im Allgemeinen äußert ſich bie 
Schulkommiſſion fehr befriedigend über den Beſuch der Feiertagsſchule, und namentlich ift bie 
Handwerls · Feiertagsſchule hervorzuheben, welche dem jungen Handwerker zu einer zeitgemäßen 
Bildung heranzuziehen ftrebt. — Am 7. Anguft beging das Königl. Wilhelmsgymnaftum feine 
HOjährige Stiftungsfeier durch Gottesdienft in der Sarmelitenfirche und Feſtverſammlung in bem 
präßtig verzierten Saale ver Anftalt. Der Rektor Dr. Guther hielt die Feſtrede, in welcher er 
zumächft die Verdienſte des Stifters, Herzogs Albrecht V. hervorhob, dann eine Geſchichte des In» 
fituts Tieferte und emblich die an den neuen Schulpfan ſich nüpfenden frohen Hoffnungen aus- 
ſprach. Nach verfhiedenen muſilaliſchen und deelamatoriſchen Vorträgen von Seiten der Schüler 
bielt Prof. Gerber eine Gedächtnißrede auf den vor 11 Jahren verfebten Reltor des Gymnaſiums, 
Dr. von Fröhlich. Deputationen der Univerfität und der übrigen wiſſenſchaftlichen Anftaften 
and fonftige zahlreiche Gäfe wohnten ber Feier an. — Bon dem am Abend des 12. Anguft Ben 
Magiftrat den zur Eröffnungsfeier der neuen Mündyen-Wiener Eifenbahn erfchienenen öfterreidhi- 
(chen Gäften veranftalteten Feſte im geſchmückten und ilfuminirten Rathhausſaal und den bon 
den Bürgermeiflern der Städte Wien und München bei diefer Gelegenheit ausgebrachten Trint- 
frühen war im den Zeitungen fo vielfach und ausführlich die Rede, daß es überflüffig erfheint, 
bier mäber darauf einzugehen. 

Ä Nürnberg. Auf Anordnung der Königl. Regierung wurde auch hier eine aus Mitglie— 
dern bee Fabrit⸗ Gewerbe- und Handelsſtandes beftehenbe Kommiffion niedergelegt, um über 
die Fragen ſich zu äußern, ob Gewerbefreiheit überhaupt, ob bie Einführung derſelben fofort und 
unbefchränft, oder ob nur eine Reviſton des Gewerbegeſetzes vom Zahre 1825 wünſchenswerth 
fei. Beim Magiftrat, dem die Anordnung der Kommiſſion oblag, wurbe in Erwägung gezogen, 
ob es vortheilhaft fei, mehrere Mitglieder des Rathegremiums beizuziehen, und es wurbe bes 
ſchloffen, daß, damit die Thätigkeit der Kommiffion nicht beeinflußt erſcheine, nur ein Rath in 
die Kommiffton eintrete. Dem rechtskundigen Rath Ziegler, Referenten in Gewerbefadhen, wınde 
das Referat über bie Tätigkeit der Kommiffion übertragen. Das von demſelben abgefaßte, im 
Fränf, Kur. unterm 24. Juli vollſtändig abgebrudte Gutachten lautet auf fofortige Einfüh- 
zung unbefhränfter Gewerbefreiheit, wurde von ber Kommiffion mit Stimmen- 
mehrheit fofort angenommen und vom Magiftrat mit allen Stimmen bis auf eine zu Beſchluß 
erhoben. 


Die diesjährige orbentliche Gemeinbeerfagwahl in Hiefiger Stabt bat am 1. September 
im fogenannten Fünferhauſe mit der perfönlichen Abftimmung ber hierzu berechtigten Gemeinde» 
glieder (jedes Gemeindeglied, das im vollen Befige des Staatsblirgerrechtes if, hat zu wählen) 
über die aus den einzelnen Urwahlbezirten zu ernennenden Wahlmänner ihren Anfang genommen. 
Zwei Parteien, davon eine als bie Lomfervative und bie andere als bie Fortſchritts - Partei 
ſich allenfalls bezeichnen läßt, zeigen ſich dabei ungemein thätig und geben beibe gebrudte Wahl- 
liflen aus, Die letztere Partei ſtellt die Neuwahl als Brincip auf, während bie andere feine 
Farbe zur Schau trägt und ſich gern als die Repräfentantin der wahren Bürgerichaft hinftellen 
läßt. Ueber deu Ausfall ver Wahlen unb ven Sieg der einen ober ber andern Partei verlautet 


bis jetzt (Mitte September) nichts Beftimmtes. — Gleichzeitig haben bie Kirhenverwaltungs- 
Erſatzwahlen im biefiger Stabt und beren Burgfrieden begonnen. — Der Magiftrat veröffentlicht 
unterm 20, Auguft eine erneuerte, von der 8. Megierung genehmigte Kaminfegerorbnung vom 
24. April d. I. — Im der Magiftratsfisung vom 13, Auguft wurde beidloffen, ben an bem 
Scherleinsgarten grenzenden Flaſchenhof, vorbehältlih der Beflimmung der Gemeinbebevollmäd- 
tigten und ber Genehmigung ber Königl. Regierung, anzulaufen, nm glei dem Scerleins- 
garten zu Bauplägen verwendet zu. werben. 

Im Amts und Inteligenz-Blatt werben die Rehnungs-Refultate des Nürnberger allge- 
meinen Kranlenunterflügungsvereins für das 17. Berwaltungsjahr pro 1859,60 veröffentlicht, 
welche folgendes ergeben: Gefammteinnahme 34,470 FL. 5Y, Kr. (darunter an wöchentlichen 
Beiträgen 24,987 51. 13 Kr., an Beiträgen zum Fonts 4230 Fl. 58 Kr. an Zinfen. 1474 Fl. 
48'/ Kr., an zurüderhaltenen Altivlapitalien 3270 51.), Geſammtausgabe 34,508 FI. 48 Y. Kr., 
(darunter an Unterflügungen, 7329 wödentlihe an 1154 Mitglieder, 22,138 Fl 30 Kr., an 
Regietoften 1174 Fl. 3I Kr., am ausgeliehenen Kapitalien 7500 Fl.), Mehrausgabe 38 Fl. 43 Kr. 
Kafjabeftand pro 1859/60 39911 Fl. 17 Kr., Kafjabeftand pro 1858/59 35288 Fl. 42 8r., Meh⸗ 
. zung 4622 51. 42 ſer. DBermögensausweis: an Kapitalien angelegt bei Privaten zu 41, pCt. 
10050 Fl. und zu 4 p&t. 25700 Fl., an Kapitalien angelegt bei ber Königl. Bank zu 21, pEt. 
4200 Fl., an Inventarium 75 Fl, Summa des Vermögens 40025 Fl. Schulden: Kautiond- 
tapitalien 525 Fl. Mehrausgabe 38 Fl. 43 Kr., Summa 563 Fl. 43 Kr, Reiner Bermögens- 
ſtaud 89461 Fl. 17 Kr., wovon dem Reſervefond 6661 Fl. 3 Kr. gehören. Stand ber Mit- 
glieber: am Schluß des Jahres 1858/59 5703, im Laufe bes Jahres 1859/60 aufgenommen 
500, Summa 6203, wovon im Laufe des Jahres 1859,60 abgingen 203, weshalb auf das 
Jahr 1860,61 übergehen 6000. — Bei der am 21. Juli abgehaltenen Halbjahrsrehnung ber 
erften Wöhrber Leichenlajje hat fib folgendes Rejultat ergeben: Ginnahme 8270 Fl. 10 Ar, 
Ausgabe 6486 Fl. 18 Kr., Kafjabeftand 1783 Fl. 52 Kr., mit einem Gejammtvermögen von 
34,693 Fl. 10 Kr. und 10443 Mitglieder, — Die Rechnung der Ausfteueranftalt NUrnberg für 
das Jahr 1859 ergiebt: Einnahmen 15711 Fl. (darunter an Beiträgen ber Mitglieder 12684 Fl. 
6 Kr., am Zinfen vom Altivfapitalien 2673 5. 18‘, Kr.), Ausgaben 3416 Bl. 45%, Mr. 
(darunter au Bejoldungen des Berwaltungsperjomals ıc. 979 1.46 Kr.), Regie- Ausgaben 410 Fl. 
59%, Kr,, Berzinfung ber Gewinnforberungen 1426 Fl., Beitrag zum Reſervefond 600 Fl. 
Ueberſchuß 12294 Fl. 14Y, Kr. Diefer Ueberſchuß ergab 61 Gewinnfte a 200 51. = 12200 Fl. 
Die noch verbleibenden 94 Fl. 14%. Sr. geben zur Ausjpielung auf 1860 über und erfcheinen 
in der mäcften Rechnung als Einnahme, — Die Bertheilung der Thereſia Rohrmann’ihen 
Kleiderfiftung für das Etatsjahr 1860/61 geſchieht am 15. October im heiligen Geiftjpital dahier. 
Der Zwed der Stiftung if, dürſtigen rauen, Wittwen und folhen Dienftimägven, welche das 50, 
Lebensjahr Überjchritten haben und nicht mehr im Stande find, durch Dienen fi zu unterhalten, 
mit Kleidern für den Winter zu verjehen, Mit dieſer Stiftung Fönnen heuer 44 Perjonen be- 
dacht werden. — Der Marltvorfieher 3. Platner hat aus Anlaß der am 27. Juli ftattgehabten 
Feier feines 80, Geburtstages dem hiefigen Woplthätigkeitsfiiftungen die Summe von 1000 FI. 
zugewendet. — Dr. Wild. Königswarter hat dem hiefigen Waifenhaufe zur Begründung einer 
Hansbibliothel eine Schenkung von 250 FI. gemacht. 

Fürth. Der Referent in Gewerbsangelegenheiten brachte in ber Magiftvatsfigung vom 
26. Juli folgendes Gutachten wegen Revifion der Gewerbeorbnung zum Bortrag: 1. Die der⸗ 
malige Gewerbegefepgebung entſpricht den Anforderungen ber Zeit nicht mehr; 2. eine Revifion 
derfeiben erjcheint geboten; 8, dieje ſoll aber nicht der Art fein, baß fie erſt mit ver Zeit zur 
Gewerbefreipeit führe, fonderm Ießtere ſoll ſchon jetzt unbedingt eingeführt werben, gleichzeitig 
foll aber eine Reviſion der Gefege über Anfäßigmadung, Verehelichung und das Armenweſen, 
ferner bes Ediets vom 10, Juni 1813, die Berhältniffe ber Juden betreffend, vorgenommen werben. 
Das Magifirat-Collegium trat einflimmig dieſem Antrage bei, fügte aber noch ben Wunſch an, 
es möge bei Reviſion bes Anfäßigmahungsgefeges im irgend einer Weife das große Mißver— 
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hältniß ausgeglichen werben, welches jeither zwijchen jenen befland, bie aus irgenb einem ge- 
feglihen Grunde vom perjönlichen Militairbienft befreit, jhom mit 21 Jahren fich einen eigenen 


Heerd gründen konnten, und denen, welchen dies erſt nach zurüdgelegtem, oft mübjeligem feche- 


jährigen Waffendienfte möglich) wurbe, welches Mißverhäliniß um fo ſchroffer hervortreten wird, 
wenn in folge der beränderten geſetzlichen Beſtimmungen die Geſuche um Erlangung der An- 
ſäßigmachung fih mehren. — Es hat fi dahier ein Comité zur Gründung eines Vereins ge- 
bilbet, welcher bie Unterſtützung in Fällen von Geiftesfranfgeit bezweden fol. Nah dem Sta- 
tutenentwurf hat jebe® Mitglied jährlich 1Fl. Beitrag zu Teiften. Die Irrenanftalt zu Erlangen 
hat feit 14 Jahren 43 Geiftestrante allein aus Fürth aufgenommen, 

Augsburg. Das von hiefigen und auswärtigen Sadhverftändigen aus dem Kreife Schwa- 
ben und Neuburg in Betreff der Gewerbefrage in einer Anfangs Juli unter bem Borfit 
bes RegierungsrPräfiventen Freiheren von Lerchenfeld ftattgefundenen Verſammlung abgegebene 
Botum lautet auf unbedingte Gewerbefreiheit ohne Uebergangsperiode, wird jedoch an folgende 
zwei ausdrückliche Borausjegungen gebunden: a. daß bie anf Grund ter Gewerbefreiheit ein- 
tretenbe Ausübung eines Gewerbes am ſich felbft noch feinen Titel zur Anfäßigmahung bilden, 
fondern im letter Beziehung das unbebingte Veto der Gemeinde nah $. I Nr. 1 lit. a des 
revidirten Anfäßigmahungsgefeges von 1834 Pla finden folle; b. daß bezüglich ber mit ber 
Gewerbefreiheit eintretenden Freizügigleit nicht dur das neue Geſetz ſelbſt ſchon auch berem 
Ausdehnung auf nichtbayriihe Untertyanen ausgeſprochen, ſondern bie Frage ber Freizügigkeits 
gewährung für Nichtbayern in Beziehung auf Gewerbefreiheit in Bayern ausdrüclich einem be⸗ 
fonberen weiteren Geſetze vorbehalten jein ſolle. Zur Berüdfihtigung wurben auferbem noch 
einige Vorſchlage in Bezug auf bie Veihränkung der figenziizten Gewerbe, das Fortbeſtehen ber 
Reolrechte unb den Beitritt zu den Gewwerbevereinen empfohlen. Das Votum wurde bon 
fämmtlihen 21 Sacverfländigen unterſchrieben. Gegen diefes Botum refp. bie umnbevingte Be 
führung ber Gewerbefreiheit hat ber hiefige Gewerberath gegen Ende Juli im einer Boreßung 
an den König Proteft eingelegt. 

In der Magiftratsfigung vom 22, Auguſt wurde mitgetheilt, das Minierium . 
um den Bierfag richtig reguliren zu Können, eine Ermittelung, welche Gegenben in —* der 
zum Hopfenbau am Borzüglihften eignen und welche den beſten Hopfen liefert. — b 
Sigung vom 25. Auguft wurde der Entwurf eines Berichts an die Königl. Regierung UN 
einer Borflelung an das Hanbelsminifterium verlefen , betreffend die projectirte Einführung * 
Real · Gymnaſien, deren in München, Nürnberg und Augsburg errichtet werden ſollen, anſtatt 
ber polytechniſchen Schulen. Da dieſe Schulen bei einer Centraliſation verlegt werden lönnten, 
fo wird die Bitte geflellt, jedenfalls der Stadt Augsburg eine ſolche Auſtalt zuzuweiſen. Der 
Entwurf geht am die Gemeinbebevollmächtigten. — Die Arbeiten der Stabtöffmung am Gög- 
gingerthor, wodurch der Bahnhof im geraber Linie mit ber Stadt in Verbindung gebracht wirb, 
find energiſch im Angriff genommen und fchreiten raſch vorwärts, Die Gtabtinauer wird auf 
ber Morbfeite des Gdggingertpors eine kurze Strede miebergeriffen, bie davor liegenden Wälle 
bis zur Höhe ber Strafe an den Bahnhof abgegraben und ber Stabtgraben ausgefüllt. Der 
Thorthurm ſelbſt ſoll ſtehen bleiben. Bis zum Herbft wird bie freie Einfahrt vom Bahnhofe in 
bie Stadt vollendet fein. 

Am 5. Auguft Nachmittags 5 Uhr hat bie Infpicirung ber hiefigen Feuerwehr in ber 
Marimiliansftraße und größere Uebung am dem Walter'ſchen Stiftungshanfe bei fehr günſtiger 
Witterung ſtattgefunden. Die freiwillige Feuerwehr dahier hatte ſich ſchon im Anfauge des 
Jahres 1849 gebildet und wurde im neuerer Zeit in drei Compagnien getheilt, deren Stärke 
zuſammen ber zehnte Jahresbericht für 1859 auf 1455 Mann augiebt. Bon dieſen drei Com— 
Pagnien war nun bie erfle bie der Turner, mac jenem Berichte 365 Mann flarf, vollſtändig 
uniformirt und augerüflet, in vierzehn Sectionen und acht Pferden zum Geſpann ansmarfchirt 
und hatte fi mit ber Front gegen das Fuggerhans im einer Art Paradeftellung poftirt, Am 


rechten Flügel war bie Fahne aufgepflangt, hei welcher fich ber Berwaltungsausfhuß, der Vor⸗ 
fand unb bie gelabemen Sonoratioren unb Behörden der Stabt nebft ven Abgeordneten ber 
Feuerwehren von Ausbach, Roſenheim, Günzburg und Jugolſtadt verfammelten, Mit dem 
Schlage 5 Uhr eröffnete ber Vorſtand der Feuerwehr bie angeordnete Infpicirung und Mufte- 
rung. Die jpäter vorgenommenen Uebungen fielen zu allgemeiner Befriedigung aus, Abends 
lam man zur gejelligen Unterhaltung zufammen, 

Negendburg. Die hier gepflogenen Werthserhebungen ber realen und ber rabieirten 
Gewerbe ergaben nad amtlicher Mittheilung folgeude Refultate: 168 Mealgewerbe zu insge- 
fammt 305,650 Fl., 243 rabicirte Gewerbe zu insgefammt 359,700 Fl. Bemertt wird, daß 
bier, im Gegenfa zu dem ober» und wieberbayerifchen Städten bie Realgewerbe nicht fehr zahl- 
reich find, indem bei 43 Gewerbe-Rategorien gar keine Realrechte vorlommen. Im Paſſau hat 
ſich der Werth ber Realrechte zu etwas über 500,000 Fl. ergeben. — In ter Mogiftratsfigung 
vom 31. Juli erflattete der Rechtsrath Mayr Bericht über das feit ſechs Jahren von Lorenz 
Gruber begründete, auf Heilgymmaftif bafirende orthopädiſche Inftitut, welches bisher in bes 
Ihränkter Weije in einem Privathaufe untergebracht war. Fürſt von Thurn umd Taris gab 
aus feinem Grunbbefig den Play zu einem entſprechenden Gebäube her und ber Magiftrat 
unterflügte das wohlthätige Unternehmen nach Kräften. Das Gebäude, 15 Zimmer enthaltend 
und mit einem Garten verfehen, ift im ber ſchönſten und gefundeften Lage der Stabt erbaut. 
— Am 16, Juli wurde das von der Fürftin von Thurn und Zaris geftiftete Spital fr arme 
Kinder eröffnet. Aufnahme in daſſelbe finden alle kranken Kinder von 1-11 Jahren von bier 
und ber Umgebung, ohue Unterfchied der Confeſſion, bei nachgewiejener Armuth der Eltern. — 
Auf Grund eines höchſten Mefcripts bes Minifteriums des Innern vom 16, Auguft v. I. wurbe 
eine Mehrzahl hiefiger Schugverwanbter, insbefondere Compaguons, Affocies, Buchhalter, ſelbſt⸗ 
ſtändige Geihäfts- und Werlführer, Gewerbepädhter und Inhaber licencürter Gewerbe zum 
activen Lanbwehrbienft einberufen oder zur Zahlung der Nüftgelder und Reluitionsgebühren 
aufgefordert. Mehrere von ihmen ergriffen biegegen Berufung an bie Königl. Regierung und 
motivirten biefelbe hauptſächlich damit, daß fie bereits vor Auguft 1859 auſäſſig geworben feien 
und bie erwähnte höchſte Entſchließung nicht rückwirken lönne. Bon Seite der 8, Regierung 
wurben aber dieſe Berufungen zurüdgemwiefen, weil bie Betheiligten erſt durch die erwähnte 
Entſchließzung zum activen Landwehrdienſte berufen wurben und fomit alle jene Verpflichtungen 
zu leiften verbunden find, wie ſolche durch Geſetz und Verordnung zu dieſem Zeitpunlte beſtau⸗ 
den. Durch bie allerhöchſte Verordnung vom 14, März 1860 ſind die Laudwehrrüſtgelder je 
nach ben Vermögens- und Erwerbsverhältniſſen für Städte erſter Klaſſe auf 40, 50 und 70 $1. 
feftgefegt worden, während foldhe nad ber Berordnung vom 3, Juni 1857 die Summe von 
70 BL. ohme Unterſchied betrugen. — Mehrere Bürger dahier veranlaften die Gründung eines 
Bereins mit dem Zwede, die Gewerbs- und Gefhäftsthätigkeit im Allgemeinen zu beleben und 
zu biefem Behufe feinen Mitgliedern mit baaren Geldmitteln an die Hanb zu geben. Der 
Magiſtrat genehmigte die Statuten und würdigte das Streben jener Bürger als ein gemein« 
nügiges volllommen. 

Der Schuldenftand fämmtlicher Gemeinden ber Pfalz am Schluſſe des Jahres 1858,59 
betrug 172,873 Fl. 26 Kr., 25,695 Fl. weniger als im Borjahre. Im Laufe des Jahres war 
fein neuer Schuldenzugang erfolgt. In den Berzinfungstaffen der Pfalz hatten bie Diftricte, 
Gemeinden, Kirhenlaffen, Stiftungen x, am Ende des Jahres 1869 ein Guthaben von zu- 
fammen 496,016 Fl. 19 &. Am bebeutendften ift die Einlage im Landeommiffariat Kufel, 
nämlih 98,596 Fl. 

Bamberg. Der erſte Bürgermeifter, Glaſer, mb der Vorſtand der Gemeinbebenoll. 
mädtigten, Aſſeſſor Eigner, brachten in einer am 10, Auguſt erbetenen Aubienz dem Könige 
den Danf der Stabt bar für deffen erfolgreiche Bemühungen, bie Einigung Deutſchlands zu 
erzielen. Der König fagte in feiner Erwiberung u. U, daß er großdeutih gefinnt fei und das. 
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Heil Deutſchlands nur in ber Vereinigung Defterreih® und Preußens erblidte. Der Nürm- 
berger Magiftrat hat im einer Adreſſe dem Könige im ähnlicher Meile feinen Dank aus- 
gebrüdt. - 
Bayreuth. Das hier an ven Tagen vom 30. Juni bis zum 2. Juli gefeierte fünfzig- 
jährige Jubilãum der Bereinigung unferer Stadt mit ber Krome Bayern war durch bie Eut- 
büllung des Stanbbilves Könige Mar II., der perfönlich anmwejenb war, ausgezeichnet, Aehnliche 
Feſte aus gleicher Beranlafjung wurben gleichzeitig in Erlangen, Hof, Neuſtadt a/D., Aiſch und 
am 9. Juli in Wunflevel gefeiert. Die Beſchreibung berfelben würde wenig Iuterefje barbieten, 
zumal feitbem ſchon ein paar Monate verfloffen find. 

Kaufbeuren. Der hiefige Bürgermeifter Heinzelmanm und feine Gattin haben eine 
proteſtantiſche Schulfiftung von 10,000 FI. gemacht zum Anlauf von Schulpreifen und Schul⸗ 
büdern für arme Kinder, zur Unterflägung von Schullehrlingen, fowie von Schullehrers⸗ 
Wittwen und Waiſen. 


Koͤnigreich Sachſen und ſächſiſche Herzogthümer. 


—r. Chemnitz. im September. Die hieſige Johaunis -Parochie hatte bis auf bie jüngſte 
Zeit nur zwei Geiſtliche, obwohl biefelbe über 30,000 Seelen zählt. Da die Seelenzahl dieſer 
Parodie aber im raſchen Wachſen begriffen iſt, fo find ſchon feit einiger Zeit zwei Hülfageiſtliche, 
jeder mit 800 Thle. jährlich, angefellt. Doc diefe Hilfsgeiftlichen, deren Collatur das Minifle- 
rium hat, welches bie Hälfte obigen Gehalte® zufchiefit, haben felten fange in dieſer Stellung ver» 
bleiben, alfo aud mit der Gemeinde nicht ſehr bekannt werben und beshalb nicht fo erfolgreich 
wirten Minen, als ein feſtangeſtellter Geiſilichet, und iſt ſchon längſt das Bedürfniß gefühlt wor- 
den, dieſe Hilfe durch ſtändige Geiſtliche verſehen zu laſſen. Der Stadtrath hat en 


2 isherigen 
THloffen, zwei Diaconen mit je 800 Thlr. jährlichem Gehalt an Stelle der EN weren: 


Geiſtlichen auzuſtellen. Diefe 1600 Thlr. aber follen in folgender Weile aufgeb gen und 


1) Es follem die Stolgebügren der Geiſtlichen zu St. Johannis bei Taufen, Trauun 
Beerdigungen erhöht werden, und zwar: 15 Nar 
a) im der IEL Tauſtlaſſe Gebühren für Kircheutaufen von 10 Ngr- auf 1 — 
und für Daustauſen von 20 Ngr. auf 1 * pf 
b) in der I. Trauungellaſſe von 4Thlr. 27 Ngt. 5 Pf. auf 9 Thte. 25 NE — Pl. 
2 


in ber M. [7 " 1 " 7 " 5. „ 3 „ 25 u * 
n 


in ber II. ” „11. 10 vun" 7 13 „ 
6) bei Beerbigungen in L.Maffe „ 6 vu» — vn RB u un un 
I. ” D 6 "„ —— rn 10 — —4 
II. " " 2 ” 10 nr " 3 ” 15 nn — 


IV „ nn — — 10 nn nm 16 „1 
2) Die Parodialkaffe fol einen Zuſchuß von 400 Thlen. gewähren. j 
8) Den Fehlbedarf ber geiftfiche Gemeinbefaften ans feinen jährlichen Ueberſchüſſen decken. 
Sollte der Bebarf noch größer fein, fo wilrbe bie Parochiallaſſe dafür aufzukommen 


Diefer ſtadträthliche Beſchluß gelangte au das Stabtverorbneten + Collegium zur Gench- 
migung umb von biefem zumächft am bie betreffende Deputation zur Prüfung und Begutachtung. 
Die gedachte Deputation erffärte fi mit dem Beſchlufſe des Stabtrathes einverftanden, daß 
vwei Diaconen an Stelle ber zeitherigen Hilfsgeifllihen mit je 800 Thlr. jährlichem Gehalt 
angefielit werben follen, auch damit, daß zur Dedung dieſes Mehraufwandes die Stolgebühren 
in der St. Johannislirche erhöht werben und baf ber Wehlbebarf theils durch die Parochialtaffe, 
theil® durch die Ueberſchüſſe des geiftlichen Gemeiudekaſtens gebedt werben follen. Da indeſſen 
bie Gtolgebühren-Gäge in Stadt und Borflabt ganz verſchiedene find und einige Saͤtze einen 
fcjreieuben Gegenſatz bilden, als z. B. 

56 
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bei Begräbnifſen: 

I. Klaſſe in der Stabt 17 Tr. — Ngr. — Pf., in der Borflabt nur 6 Thlr. — Ngr. — Pf, 
II. Klaſſe in ber Stabt 11 Thlr. 15 Ngr. — Pf, in ber Vorftabt nur 5 Thlr. — Nor. — Pf. 
bei Trauungen : 

1. Klaſſe in der Stabt 11 Tplr. 17 Ngr. 5 Pf., in ber Vorftabt nur 4 Thlr. 27Ngr. 5 Pf.; 
U. Klaſſe in der Stadt 6 Thlr. T7Ngr. 5 Pf., im ver Vorſtadt nur 1 Thle. 27 Ngr. 5 Bi. 
fo ging bie Depntation in Anfehung der Erhöhung der Stolgebüpren in ber St. Johannis-Parodie 
(Borflabt) noch einen Schritt weiter, und war ber Anfiht, daß dieſe Stolgebühren in Stabt und Bor- 
ftabt gleich geftellt werben follen. Es äußerte fich die gebachte Deputation Über biefen Punlt dahin: 
Der Grund zu biefen Verſchiedenheiten mag im alter Zeit wohl in ber Annahme und in dem 
Umftande gelegeri haben, daß in ber Vorftabt nur die ärmeren Klaffen wohnten; es bebürfe 
aber wohl keines Beweiſes, daß biefer Grund jetzt nicht mehr vorhanden ifl. Ueberhaupt fei 
wohl keiner vorhanden, ber es rechtfertige, daß die Mitglieber einer und berjelben Kirchengefell- 
ſchaft eines Ortes in dem Gebühren für kirchliche Handlungen zweierlei Sägen unterworfen fein 
follten, während biejelben bei ber Beſteuerung für Parochialbedürfniſſe gleihe Laſten tragen 
müßten. Die Aenderungen, welche ver Stabtrath im den Stolgebühren vorſchlage, flelle bie- 
felben in beiven Parochien immer noch nicht gleich und bie Deputation fei deshalb ber Anficht, 
daß man dem PBrincip ber Erhöhung nur bann beitreten fönne, wenn es eine 

völlige Gfeihftellung herbeiführe. Die Deputations- Vorſchläge gingen num bahin: 

a) daß das Stabtverorbnueten» Kollegium feine Zuſtimmung zur Anftellung von zwei 
Diaconen mit je 800 Thlr. jährligem Gehalt inch. Wohnungsgeld ansiprechen 
möge ; 

b) daß e8 beantragen möge, ber Stabtrath wolle eine Revifion bes Gebühren⸗Regulative 
vornehmen, nach welcher beide Parochien ber Stabt ganz gleichgeftellt und auf bie 
Höhe der jegt in St. Jacobi beftehenden Sätze gebracht werben; unb 

c) daß es einwilligen möge, baß ber Fehlbebarf zu den 1600 Thlr. Befoldungen für bie 
Diacone theild ans dem geiftlihen Gemeindelaften und theild aus ber Parochiallaffe 
gebedt werbe. 

Diefe Vorſchläge fanden in ber Stabtverorbneten-Sigung vom 30. Auguft vielfache An- 
fehtung. Zunähft wurde von einigen Rebnern bie Nothwenbigkeit, ſelbſt das Wünſchenewerthe 
bie Anftellung von Diaconen an Stelle der Hülfsgeiftlichen beftritten, ba bie betreffenden Arbeiten 
von Letzteren eben fo gut als von feftangeftellten Geiftlichen verrichtet werben können und wirk⸗ 
lid) verrichtet werben. Auch fei auf ben Umftand, daß Hülfsgeifliche bei berem öfterem Wechſel 
mit den Gemeinbemitgliebern nicht gemauer belannt werben lönnten, kein Gewicht zu legen, ba 
bie® auch dem feftangeftellten Geiftlihen bei einer fo großen Seelenzahl nicht gelingen Fünne, 
Auch die Höhe des Gehaltes fanb mehrfachen Anftoß, wobei befonbers hervorgehoben wurbe, daß 
bie Directorem der Bürgerſchule mit nur 700 Thlr. angeftelli jeien, welche doch gewiß ein eben 
fo wichtiges Amt hätten wie eim Geiftlicher und and) deren wiſſenſchaftliche Bildung bei den 
jetigen Anforderungen nicht wenige Opfer an Zeit und Geld erforberten. Gin hierbei einge» 
brachter Antrag, die Befoldungen der Diaconen verſchieden zu normiren und zwar auf 600 Thlr. 
und 700 Thlr., wurbe zahlreih unterflügt. Den größten Widerſtand fand inbefien der Bor 
flag wegen Erhöhung der Stolgebühren und wurde hierbei mit Recht hervorgehoben, daß 
dieſer Vorſchlag als eine ſchreiende Verlegung des Princips bivecter Beſteuerung anzuſehen ſei. 
Diefem letztern Widerfpruc zufolge brachte denn auch felbft ein Deputationsmitglieb einen zahl- 
veih unterflügten Vermittelungsvorſchlag ein, ber ſich dadurch empfahl, daß bei der Erhöhung 
der Stolgebühren nur bie höchſten Klaſſen getroffen würden. 

Bei der Abflimmung ging indeſſen doch ber Deputationsvorſchlag unter a. gegen nur 
6 Stimmen volftändig durch, fo baf ſich ber obige Antrag, nach weldem bie Gehalte ber 
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Diaconen auf. 6 und 700 Thlr. normirt werben follten, erlebigte. Hingegen fiel ber Depu- 
tationsvorſchlag unter b, mit 19 gegen 12 Stimmen, wohingegen obiger Bermittelumgsvor- 
ſchlag einftimmige Gemehmigung fanb und endlich auch der Vorſchlag unter c. genehmigt wurbe. 

Ropwein. Zu Anfang biefes Jahres hat ein edler Roßweiner Namens Graf, welcher 
in Defterreich eine große Herrjchaft beſeſſen, feiner Vaterſtadt 120,000 Gulden webft mod ein 
paar Befigungen vermadt und beflimmt, baß die Zinfen davon für den Unterriht und Beflei- 
bung armer Kinder verwendet werben follen. — Der öffentliche Geift, der Sinn für ſtädtiſche 
Angelegenheiten ift bierort® im einem wahrhaften Todesfchlaf verfunten. Die frühere Deffentlich- 
keit der Stabtverorbneten - Sigungen hat feit Jahren aufgehört, ja man nimmt fi nicht einmal 
bie Mühe, die Verhandlungen ber Stabtverorbneten zu veröffentlichen und fo zur Kenntniß ber 
Bürgerfchaft zu bringen. Ebenfowenig hört man von bem VBelchlüffen und dem Walten bes 
Stabtrathes. Kein Wunder alfo, daß alle Theilnahme ber Bürger an ihren Angelegenheiten 
nach und nach erfchlaffte und zuletzt in völlige Gleichgiltigleit Überging. Es ift bei uns fo weit 
gelommen, daß man das ganze Jahr kaum einmal in Privat ober Öffentlichen Geſellſchaften 
von fläbtiihen Angelegenheiten ſprechen hört, 





IV. 
Gefete und Verordnungen. 

Einverſtanden mit den Mir dom Staats Minifterium gemachten Vorſchlägen, will Ich 
ben Städten Memel, Greifswald, Halberfabt, Minden und Bonn in Bemäßpeit 
ber Berorbnung vom 12, October 1854 das Recht beilegen, je einen Bertreter zur Berufung 
als Mitglieb des Herrenhauſes auf Lebenszeit Mir zu präfentiren, dieſes Recht auch den beiden 
Städten Elberfeld und Barmen, welche bisher nur gemeinſchaftlich zur Prijentatton eines 
Bertseter® berechtigt waren, jeber für fi) verleihen, 

Baben + Baden, den 29. September 1860, 
Im Namen Seiner Majenät bes Könige 
Wilhelm: Prinz von Preußen, Regent, 


Graf von Schwerin. 
An den Minifter bes Innern, 





V. 
Fiteratur. 


Die ſtaͤdtiſche Communal ˖ Verfaſſung, oder der ſtaͤdtiſche Communal ⸗/Beamte Preußens, 
Dargefiellt für ſtädtiſche Gemeinde-Beamte, Stadtverordnete und Stadtbürger von H. A. 
Maſcher, Konigl. Kreis⸗Secretair und Polizeianwalt zu Naumburg a. d. S. Zweite 
Auflage. Potsdam, 1860. Verlag von Eduard Döring. 33 B. gr. 8. 


Die Zahl der fogenannten praltiihen Handbücher mehrt fih aljährlih. Mur zu oft 
wirb jedoch durch fie ber Zwed, über einzelne Fragen raſche und zuverläffige Auskunft zu fin. 
ben, nur ſehr unvolllommen ober gar nicht erreicht. Die vorliegende Bearbeitung macht hier- 
von eine rühmliche Ausnahme. Der Herr Berfaffer hat fi, um bie Aufgabe, welche er ſich 
geftellt, zu löfen, in ber Form für eim Lehrbuch entſchieden und es ift ihm bei biefer Weiſe ber 
Bearbeitung feines Stoffes unferer Anfiht nah Nichts von bem entgangen, was bie Geſetz⸗ 
gebung für den Zmed bot. Nachdem er im erſten Abſchnitte bie Geftaltung des Preußiſchen 
Stäbtewefens bis zur Zetstzeit mach Geſchichte und Recht abgehandelt hat, banbelt er in ben 
folgenden Abſchnitten vom der Auſtellung und ben amtlichen Berhältnifien ber Gemeinbe- 
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Beamten, von ber Stabtgemeinbe-Berfaffung, von ber ſtüdtiſchen Pollgei-Berwaltung unb von 
ber Stabt Obrigkeit, als Organ ber Gtaatsgewalt, — Zie pofltiven Rechtefäge find überall 
ſcharf hingeſtellt und bei jevem Gate finden fi die forgfam aufgeſuchten Rechtsquellen ange 
geben, fo daß ein Zurüdgehen auf die Geſetze ſelbſt ſehr erleichtert if. — Der Abſchnitt von 
der Polige-Berwaltung befchränft ſich nicht auf ben formellen Theil biefer Verwaltung, ſondern 
umfaßt das ganze materielle Strafrecht unter Berüdfihtigung auch ber provinziellen Polizei 
Berorbnungen. Ueberhaupt erfcheint es als ein Vorzug bes Werke, daß bie Verſchiedenheit ber 
Geſetzgebung in den verſchiedenen Provinzen bes Staates ſorgſam beachtet worden ift, fo daß 
feine Benugung überall gleich vortheilhaft if. Wir müffen geflehen, baf wir das vorliegende 
Buch ſchou mm deshalb gern zur Hand genommen haben, weil es bei hohem praftifchen Werthe 
nicht der Wiſſenſchaftlichleit entbehrt. Haudbücher der vorliegenden Art pflegen in ber Regel 
geifllofe Zufammentragungen von Geſetzen zu fein, die man ſehr bald als entbehrlich erkennt. 
Bon biefer Regel macht das Mafcher’jche Werk, wie wir ſchon im Eingange bemerkten, eine höchſt 
zühmlihe Ausnahme, Wir glauben es anfer ben auf dem Titel genannten Beamten x. ge 
wiffenhaft auch den Bolizei-Beamten und Polizei-Anwälten empfehlen zu Können. %. 





Die Rehtöverhältnife der Preupifhen Elementarfchule und ihres Lehrers. ine 
ſyſtematiſche Bearbeitung ber in Preußen, bezüglih ber äußeren Rechtsverhältuiffe ber 
Elementarſchulen und Lehrer giltigen Beftimmungen von DO. Ebmeyer, Königl. Regierungs- 
Rathe. Frankfurt a. O. im Berlage ber Hofbuchdruckerei von Trowigih u. Sohn. gr. 8, 


Nachdem ber Herr Berfaffer im allgemeinen Theile feines Werts eine kurze Darfiellung 
der Entwidelung des Unterrihtsweiens in Prenfen gegeben und bargethan bat, baß eine Er⸗ 
hebung im Schulweſen vorzugöweife unter Friedrich L erfolgt, bie Entfaltung einer bejonberen 
Thätigleit aber erft Friedrich dem Großen und feiner Zeit vorbehalten geblieben fei, erörtert er 
das Rechtsverhältniß des Lanbrehts zum Provinzial», Statutar» und Gewohnheitsrechte. In 
biefer Richtung ſtellt der Here Verfaſſer mit anerlennenswerther Schärfe die aus dem gejetslichen 

durch Tribunal-Eutfheibungen. heraußgearbeiteten Rechtsfäe feft und geht bann 
über zur Entwidelung der Stellung ber Schule in flaatsrehtliher und privatrechtlicher Be⸗ 
ziehung. Die geltenden Beftimmungen über ven Schulbefud und die Schulunterhaltung finden 
fi nicht blos im ſyſtematiſcher Ordnung vollſtändig wiebergegeben, fondern find aud mit tref- 
fenden tritifhen Bemerkungen begleitet. — Die größere Hälfte des Umfanges bes Werles 
(16 8.) beſchäftigt ſich mit bem Lehrer im feinem äußeren Beziehungen und allen baranf bezlig- 
lichen geſetzlichen Vorſchriften. Es erſcheint ſonach nicht blos als ein vorzügliches Handbuch für 
Berwaltungs-Beamte, Syndilen, Rechtsanwälte ꝛc., fondern es ift auch bem Lehrer faft unent- 
behrlih, wenn es ihm darum zu thum ift, ſich über das in feiner Sphäre ımb im Bezug auf 
fein Amt geltende Recht Klarheit zu verſchaffen. 


Bor Allem empfehlen wir bas Werk den fläbtifhen Schufdeputationen zur Benutzung. 
Es wirb fie vielfach der Anfragen bei den Aufſichtebehörden überheben und fie in dem Streben 
unterflügen, auch auf bem Gebiete bes Schulwefens der Bevormundung „vom grünen Tiihe 
aus“ entgegenzuwirken. 85. 
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Drud ber Hofbubruderei von Trowihſch u. Sohn in Granffurt a, d. O. 
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Die Freizügigfeit in Deutfchland. 


Je mehr fich in Deutfchland bei dem wachjenden Verkehre die von gegen- 
jeitiger Abfperrung berrührenden Nachtheile fühlbar machen und je mehr man 
zur Erlenntniß gelangt, daß jich das dem Meenfchen angeborene natürliche Recht, 
zu arbeiten, wo man will und wo man Arbeit findet, nicht ohne großen Nach. 
theit er das Ganze befchränten laſſe, umfomehr tritt der Wunfch nach Frei 

it hervor. Ze mehr fich aber der Wunfch nach Freizügigkeit verbreitet, 
to mehr verbreiten fich die Klagen über die politiiche Verthellung unferes 
Baterlardes, im ber man den Grund diefes und vieler anderer Uebel findet. 

It am ſich ſchon von vornherein fowohl die fanguinifche Hoffnung, die vom 
Stante Alles erwartet, wie die Klage, die den Grund alles Uebels im den jtaat- 
lichen Einrichtungen findet, immer mit Miftranen aufzunehmen, jo muß die auf. 
die bloße Vereinigung geftütte Hoffnung in Deutichland unerklärlich erfcheinen, da 
fih im vielen kleineren und mittleren Staaten Deutfchlands die Unterthanen 
eben fo wohl, ja bisweilen beſſer befinden als in dem größeren Staaten, ba 
mithin der Staatszwed für den Einzelnen in Eleineren und mittleren Staaten 
eben jo und beſſer erreicht wird als in größeren Staaten und hierdurch alfo 
angenfälliger als durch jede andere Thatfache bewiefen iſt, daß e& zum Wohlbe- 
finden ber Untertganen nicht fowohl auf Gebietsanspehnung des einzelnen Staa- 
tes, als vielmehr auf die immere Einrichtung und Regierung deſſelben anfönmt, 
worauf die räumliche Gebietsansbehnung nicht von Einfluß fein kann, und muß 
ſich insbeſondere der der politiſchen Vertheilung Deutſchlands ge— 
maäachte Vorwurf, daß dieſe an der gegenſeitigen Abſperrung Schuld 
ſei, als ungegründet und ungerecht darſtellen, da nirgends in 
Deutſchland der beabſichtigten Ueberſiedelung in einen. anderen 
deutſchen Staat Seitens des heimathlichen Staats ein Hinderniß 
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entgegengeftellt wird, und da die ſämmtlichen deutſchen Staaten —- 
wenn auch mit werfchiedenen Modificationen — die Berechtigung des Ein- 
zelnen zur Ueberfiedelung und fein Recht auf Aufnahme in einem 
anderen Staate unter ber Vorausſetzung anerfennen, daß ber 
Ueberfiedelnde durch feine zeitherige Führung, durch feine Befig- 
Verhältniſſe oder fonftigen Eigenschaften die wahrſcheinliche Aus— 
fiht eigenen Fortlommens bietet; die deutſchen Staaten aber durch die 
biernach eingeräumte bedingte Freizüigigfeit das unter den gegebenen Verhältniſſen 
überhaupt Mögliche gewähren. Denn fo lange die Anſchauung aller civ 
Bölfer die Fürſorge für hülfsbedürftige Staatsangehörige der ftaatlichen , 
famfeit mit überweift, jo lange wird man es bei der jetst beftehenden Vertheilung 
Deutfchlands zunächft dem einzelnen Staate nicht verargen fünnen, wenn er bie 
ihm biernach obliegende Rechtspflicht feinen eigenen Angehörigen gegenüber nicht 
durch willlürlichen Zutritt Hülfsbedürftiger aus anderen, durch feinerlei Ver— 
pflichtungen zur Erwiderung der Gegenfeitigfeit in gleichen Fällen verbundenen 
Staaten, vergrößern läßt und die Aufnahme an den bedingenden Nachweis fnüpft, 
daß der Aufnahmefuchende fein Hiülfsbediirftiger ſei, vielmehr die wahrfcheinliche 
Ausficht eigenen Fortlommens gewähre; im Gegentheil wird ber einzelne Staat 
durch bie ihm obliegende Verpflichtung, die Belaftung feiner Angehörigen nicht 
über das unbedingt Nothwendige auszudehnen, geradezu verpflichtet fein, dieſen 
Nachweis zu verlangen, und wird man deshalb die zeither in Deutfchland be, 
ftehende Einrichtung bedingter Freizügigkeit als die von ber Verforgungspflicht 
ber einzelnen Staaten bedingte und allein mögliche anerfennen müſſen, da eben 
unbedingte Freizügigfeit unter den gegebenen Berhältniffen in Deutfchland aus 
dem angeführten Grunde nicht möglich war. 

Mt aber in der bei ver bedingten Freizügigkeit als wefentliches Merfmal 
vorkommenden Ausfchliegung Derer, die ihr eigenes Fortlommen nicht 
fönnen, fein wirtbfchaftlicher Nachtheil, vielmehr ein Vortheil enthalten; ift er 
die Zahl Derer, welche ihr Fortlommen nicht finden, im Gegenüber von Denen, 
die dafjelbe finden, nur gering, mithin die Zahl Derer, welche durch dieſe ber 
bedingten Freizügigkeit eigenen Beftimmung von der Ueberfiedelung ausgefchloffen 
werben, ſelbſt nur gering, jo kann unmöglich in der befchränften und bedingten 
Freizügigkeit der Grund der gegenfeitigen Abfperrung enthalten fein und der bie 
beſchrankte Freizügigkeit bedingenden politifchen Vertheilung Deutfchlands und ben 
einzelnen Staaten die Schuld davon um fo weniger beigemejjen werben, als die 
Staaten felbft nicht im Stande find, fich bei Realifirung der principiell aner- 
kannten Freizügigkeit unmittelbar einzumifchen; denn wenn bie dem Staate ob- 
liegende Fürforge für bülfsbedürftige Staatsangehörige — welche, wie oben 
angegeben, den Grund bedingter Freizügigkeit abgiebt — nach den durch Wifjen- 
haft und Praris feitgefetten Grundſätzen in erſter Reihe von dem Staate ber 
gemeindlichen Selbjtverwaltung überlaffen werden muß, fo muß folgerichtig und 
nothwendig auch die Entjcheidung über die Frage, ob der Ueberfiedelnde die be- 
dingende Ausficht eigenen Fortlommens gewährt oder nicht, zunächſt den Gemein- 
ben zur eigenen Beurtheilung mit überlaffen werben, weil e& ben oberiten 
Grundſätzen der Gerechtigkeit widerfprechen wirbe, wenn ber Staat ben Ge- 
meinden bie ihm urſprünglich felbft obliegende Verpflichtung ber Armenverforgung 
überweifen und fich ſelbſt die Entfcheidung über die Aufnahme des Einzelnen 
vorbehalten, fich demnach bei Realifirung der principiell anertannten —— 
unmittelbar einmiſchen wollte, indem er ſo der Gemeinde eine Verpflichtung 
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auferlegen würde, die er: willkürlich ohne deren Zuthun vergrößern könnte; wäb- 
rend der Staat wegen der ihm in zweiter Reihe nach der Gemeinde obliegenden 
Verpflichtung zur Armenverforgung in Wirklichkeit mur die Berechtigung haben 
fann, darüber zu wachen, daß die ven einzelnen Gemeinden bei ver Aufnahme: 
frage eingeräumte Befugniß zur Entfcheivung nicht in einer dem gemeinen Beiten 
nachtheiligen Weiſe gemißbraucht, und daß durch einen derartigen Mißbrauch 
eine eigene Verpflichtung nicht vergrößert werde, fo daß ihm hiernach nur ein 
flichtsrecht über die Gemeinden zujtehen kann, eine directe Einmifchung bei 
der Aufnahmefrage aber jedenfalls fremd bleiben muß, weil er zumächit me in 
Ausnahmefällen die bei der Aufnahme zu entjcheidende Frage ver Wahrſcheinlich⸗ 
leit eigenen Fortlommens des Aufnahmeſuchenden fo richtig als die einzelne Ge; 
meinde felbjt entjcheiden kann, weil er ferner nur bei der Ueberfiedelung von 
Angehörigen fremder Staaten in fein Gebiet ein denkbares Anterefje haben kann, 
dagegen aber bei der Ueberfiebelung feiner eigenen Staatsangehörigen innerhalb 
—5* Gebiets von einer Gemeinde in die andere in keinerlei Weiſe intereſſirt 
‚ indem feine Verpflichtung hierdurch nicht geändert und ihm gleichgültig fein 
wird, in welcher Gemeinde feines Gebiets der einzelne Staatsangehörige feinen 
Anfpruch auf Unterftügung hat, dafern mer die Verteilung der Unterftütungs: 
t unter den einzelnen Gemeinden des Yandes jo befchaffen ift, daß jede 
emeinde derſelben ohne feine Beihülfe genügen kann, wobei ihm überdies eine 
unmittelbare Einwirkung auf die für ihn zweckmäßigſte Art der Vertheilung ber 
Unterftügungspflicht unter die einzelnen Gemeinden ſchon um deswillen nicht 
möglich ijt, als jede Gemeinde neben der gleichen Verpflichtung zur Unterftütung 
ihrer eigenen Angehörigen, auch die gleiche Berechtigung mitbefitt, nu ihre 
eigenen Angehörigen zu unterftügen, fo daß ihr vom Staate gerechter Weiſe nicht 
angefonnen werben kann, andere als ihre Angehörigen zu unterjtügen, mithin 
eine unmittelbare Zuweifung Hiülfsbepürftiger aus überbürbdeten Gemeinden in 
beſſer gejtellte Gemeinden für den Staat rechtlich unmöglich ift, und weil fich 
endlich aus viefen Gründen die Verpflichtung des Staates zur Unterftügung 
(febebürftiger nur auf Auspleihung der durch Ueberweifung feiner eigenen 
flihtung auf die einzelnen Gemeinden herbeigeführten Ungleichheiten und 
Meberbürbungen der einzelnen Gemeinden aus Staatsmitteln beichränfen kam 
und muß, zu beven Aufbringung die ſämmtlichen Staatsangehörigen, nicht die 
einzelnen Gemeinden in Anfpruch zu nehmen find. 


Füührt man daher die politische Theilung Deutfchlands als Grund der gegen- 
gen Abfperrung an, jo macht man die Staaten fir eine Sache verantwort- 
id, die außer ihrem Bereiche liegt und die fie bis jett nicht Ändern konnten 
d birften, ohne gegen die oberiten Grundfäte der Gerechtigkeit zu verftogen. 
ch wird beftimmt Jeder zugeben müſſen, daß der Staat die Entfcheidung über 
Aufnahme Fremder fo lange den einzelnen Gemeinden iiberlajfen müſſe und 
ſich felbft nicht unmittelbar bei Vermittelung der Frei ügigfeit einmiſchen dürfe, 
28 er in Geifte der Humanität die Verforgung Hülfsbedürftiger in fein Bereich 
eht und noch kein anderes Mittel gefunden bat, wodurch die gemeindliche Für— 
srge hierbei unnöthig gemacht wird, und fo lange nicht die von der Religion 
auferlegte Pflicht die jtaatliche und gemeindliche Mitwirkung bei Unterftügung 
Hülfsbedürftiger entbehrlich macht. 


" fi Iſt nun hiernach zeither die idung über die Aufnahme Fremder, ſo⸗ 

mit die — bin Genen. überlajjen gewefen, fo 

find ſie es auch allein, die au der gegenfeitigen Abſperrung bie . tragen. 
5 












Sie waren es auch in der That, die im bem übrigen Deutfchen, welche 
außer ihrem Weichbilde wohnen, nur Fremde und Ausländer erblicten, vie im 
ihrer abergläubifchen Gefpenfterfurcht in jedem Fremden einen künftigen Almoſen⸗ 
percipienten fahen, der ihr Vermögen und ihre Erjparniffe mit verzehren Hilft, 
die den Gipfelpunft aller Weisheit darin fanden, fich wie Heine China's mit 
unburchdringlichen Mauern umfchließen zu können, hierbei aber freilich gänzlich 
überfaben, daß fie durch ihre chineſiſche Marime nur chineftfche ie 5 erzielen 
konnten, welche fich in den nur Deutfchland eigenen Spießbürgern fo deutlich 
bewährt haben, die in newiljenhafter Befolgung des von der Gemeinde aner 
fannten Princips fich felbit wiederum für fleine Welten halten, die in fich ſelbſt 
ihre ganze Yebensaufgabe zu finden glauben. 

Sie find es, die fich bei eigener Abfperrung immer und immer wundern, 
warum’andere Gemeinden fich gegen ihre Angehörigen abjchliefen und baburch 
beren Fortfommen erfchweren, und bie nicht einfehen wollen, daß fie durch ihre 
eigene Abjchliegung die anderen Gemeinden zwingen, ein gleiches Berfahren zu 
beobachten und daß fie billiger und gerechter Weife nicht verlangen können, baf 
andere Gemeinden ihren Angehörigen in ihrer Mitte eine Zuflucht gewähren 
folfen, wenn fie fich felbft gegen deren Angehörige abjperren. 

Sie find auf diefe Weife allein daran Schuld, daß viele tüchtige Männer 
in ihrer Mitte verfümmern, die anberwärts ihr gutes Fortlommen gefunden 
haben und gute und glückliche Menfchen geworden fein würden, und können fich 
dann beſtimmt nicht darüber befchweren, wenn fie wegen der durch ihr Verſchul—⸗ 
ben Verarmten ihre zablungsfähigen Bürger immer mehr und mehr mit Armen— 
fteuern in verjchiedenjter Gejtalt plündern und mit dem Nachgrübeln darüber, 
wie fich dies am Beſten und Unmerklichiten ausführen laffe, die fchönfte und 
meifte Zeit verichwenden müffen; werden wohl gerechter Weife auch keinen Stein 
auf Die werfen können, die durch ihr fchuldhaftes Gebahren in Noth geriethen 
und aus Noth Verbrecher wurden! 

Wie ganz anders würde es in Deutfchland ftehen, wenn die Gemeinden in 
richtiger Würdigung der allenthalben von den Staaten anerfannten Grundfäge 
und der bamit übereinſtimmenden Anforderungen des fortfchreitenden Verkehrs 
jedem unbefcholtenen und erwerbsfähigen Deutfchen in ihrer Mitte Aufnahme 

ährten; wenn jeder Deutjche, wie das Gefeß beabfichtigt, durch feine morali- 
he und fonjtige Tüchtigfeit den Freibrief erlangen Könnte, ſich allerwärts in 
Deutfchland niederzulafien? — 

Würde nicht gerade in diefer Berechtigung für Jeden ein mächtiger Sporn 
enthalten fein, um ein guter und Dr Staatsbürger zu werben und würde 
fih nicht um deswillen die zeitherige Einrichtung vor unbedingter Freizügigkeit 
empfehlen müffen, weil diefer jener Beweggrund fehlt? 

Sicherlich behauptet man auch nicht zu viel, wenn man annimmt, daß ge 
rade das in der deutjchen Gefekgebung enthaltene Moment, daß nur dem recht: 
Ihaffenen und tüchtigen Deutſchen das Necht der Freizügigkeit zuftehen folle, dem 
veblichen deutfchen Volfscharakter mehr entſpricht, als unbebingte Freizügigkeit, 
ba die legtere bie in ihm wohnende Anerkennung und Achtung vor moralifcher 
Tüchtigkeit unberückſichtigt läßt. 

Immer aber wird ſich die Beibehaltung des zeitherigen Princips in Deutſch⸗ 
land für die nächfte Zukunft ſchon mit Nothwendigkeit um deswillen empfehlen, 
weil dadurch ber Uebergaug von der jegigen Abfperrung zur volfftänbigen Frei— 
zügigteit möglich fein wird, ohne daß es eines immer mit dem machtheiligiten 
Folgen v en Sprungs von einem Ertreme zum andern bedürfte, und weil 
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endlich die Einführung unbebingter Freizügigkeit bei ber jetigen poli 
theilung Deutſchlands aus verfchiebenen anderen ed, Sn — a 
warten laſſen wird, jo baß bie Befeitigung der aus der Ahfperrung berrübren 
ben Nachtheile noch auf lange Zeit unter die Zahl der umerfüllt bleibenden 
— —— gie * 
ohl demnach den Gemeinden in Deutſchland die ganze 
allen aus ber Abjperrung herrührenden Uebeln beizumefjen int. > nt 
weder bie einzelne Gemeinde, noch weniger der einzelne Vertreter hierfür berant» 
wortlich gemacht werden, fo lange noch überall das Prineip ber Abſchließung 
herrſcht. Die einzelne Gemeinde lann ſchon au ſich nach der Natur ver Frei: 
— En ee —— gi nicht allein in's Leben 
en und fann ns für fih allein dem Principe freier ä 
— — —— ve ſreier Grundfüge bei 
bem wird es bei ber allenthalben vwieltöpfigen Gemeindeverwaltun i 
noch dazu im fortwährenden Wechfel begriffen ift, nicht Leicht fein, daß es: — 
meindevertretung auf die Dauer an einem Grundſatze feſthalte, der anderwärts 
nirgends befolgt wird, da überdies won vornherein für Den, ber ohne weitere 
Einfiht von der Sade — bie fi jekt nur mit Schwierigkeit erlangen läßt 
und daher bei ven Meiften unmöglich ift! — nur auf feinen einfachen Berftanb 
und fein natürliches Gefühl gewiefen ift, ein nicht umbebeutender Grab von 
Selbftüberwindung dazu gehört, um Angehörige anderer Gemeinden aufzunehmen 
die fich den eigenen Angehörigen verjchlieken. * 
Außerdem wird dieſe Selbſtüberwindung noch durch die augenfällige Wahr⸗ 
nehmung erſchwert, daß ſich bei jetzigen Verhältniſſen viele beſonnene und tüchtige 
Männer durch die ihnen afferwärts gemachten Schwierigfeiten von jedem Berfuche 
ber Ueberfiedelung abhalten laffen und daß deshalb unter denen, melche ander: 
wärtd Aufnahme fuchen, mande find, die durch eigene Schuld in ihrer zeitheri- 
Kr Heimath nicht fortfamen, fo daß die Gemeindevertreter ſchon durch diefe 
ahrnehmung mißtrauifh und vorfichtig gegen Anfnahmefuchende werben 





Kommt zu diefem Mißtranuen ſodann die Unmöglichkeit Hinzu, fich aus ben 
amtlichen Atteften, denen man alferwärts fonft eine traditionelle Wichtigkeit zu 
ſchenlen pflegt, eine beftimmte Ueberzeugung darüber verfchaffen zu fönnen, ob 
der Bewerber durch feine Führung, durch feine Befitverhältniffe oder fonftigen 
Eigenfchaften die Wahrfcheinlichkeit gewährt, daß er in der Gemeinde fein Fort: 
fommen finden werde, fo wird die Abfperrung ber einzelnen Gemeinde bei ber 
jetzigen Anſchauungsweiſe in alfen den Fällen mit Nothwenbigteit bebingt fein, 
in denen man fich nicht auf andere Weiſe als durch die beigebrachten amtlichen 
Attefte über die Perfönlichkeit des Aufnahmefuchenden eine beftiinmte Ueberzeugung 
verfchaffen fonnte, und die Abfperrung gegen Fremde überall an den Orten um 
fo mehr geboten fein, we bie Aufnahme alsbald definitiv erfolgen muß, fo daß 
ein —* vorgekommener Irrthum nicht wieder verbeſſert werden kann, zumal 
da ſelbſt ein unverſchuldeter Irrthum wegen der Gehäſſigkeit aller an Neuaufge⸗ 
nommene gewährten Unterſtützung den Gemeindevertretern Seitens der Gemeinde 
immer zum Vorwurfe gereicht. 

Im Uebrigen wird wohl kaum beſtritten werden können, daß die jetzigen 

e — abgeſehen davon, daß darin Häufig abſichtlich Dinge mit S I» 
gen übergangen werben, bie für die Aufnahmefrage vom wefentlichiten nr 

affe find und daß darumter wohl auch gänzlich faljche wertommen — mi 
Stande find, ein Mares Bild darüber zu verfchaffen, ob der Aufnahmefuchenbe 
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die Wahrfcheintichfeit gewährt, in der aufnehmenden Gemeinde ſein Fortlommen 
zu finden oder nicht. 

Diefelben beftehen außer den Nebenatteften zumeift nur in Führungs- und 
Bermögensatteften. 

Was zunächit aber die Führungsattefte anlangt, jo wird hierbei das Augen- 
merf vorzüglich und fait regelmäßig mur darauf gerichtet, ob der Aufnahme- 
fuchende in Unterfuchung geweſen ift oder nicht, und erſtreckt fich bisweilen noch 
darauf, ob er im Concurs gewefen und ob demſelben die Verfügung über fein 
Vermögen entzogen worben i oder nicht. 

Da mm nicht alle begangenen Vergehen und Verbrechen entdeckt und zur 
Unterfuchung und Beftrafung gebracht werden, jo iſt in der Befcheinigung, daf 
Inhaber weder in Unterfuchung gewejen oder bejtraft worden ift, noch fein Be 
weis für die moralifche Tüchtigfeit enthalten und bierdurd nur die Thatfache 
feftgeftelft, daß derſelbe noch nicht über einem Vergehen oder Verbrechen ertappt 
worden ift, welche die Frage, ob er ein Vergehen oder Verbrechen begangen und 
deshalb, wenn er entdeckt worden wäre, hätte beftraft werben müſſen, völlig im 
Unflaren läßt, fo daß das fragliche Atteft in feiner Negation nichts erweiſt. 


Die im Attefte erwähnte erlittene Unterfuchung und Beftrafung läßt nur 
im Falle dev Kenntniß der näheren Umſtände bes beftraften Vergehen oder 
Verbrechens und der Perjönlichteit des Beſtraften felbft einen Schluß auf den 
moralifchen Werth des Menfchen zu, der immerhin noch falfch fein Tann, da bie 
inneren Motive der That, die den Werth verfelben beftimmen, nicht gleichzeitig 
mit erkannt werden künnen, worauf jedoch um beswillen feine Rüdficht genommen 
werben möchte, weil die inneren Motive außer dem Bereiche menſchlicher Er: 
fenntniß liegen und man fich hier wie anberwärts deshalb nur an bie zur Er- 
fcheinung fommenden Thatfachen zu halten bat. 


Da jedoch in den Führungsatteften die beftraften Vergehen und Verbrechen 
ohne alfe Angabe der näheren Umftände und ohne Schilderung der Perfönlichkeit 
angeführt werden, fo ift aus denſelben nie ein ficherer Schluß auf ben morali- 
ſchen Werth einer Perfönlichkeit zu machen und das Atteft deshalb unvelfitändig 
und unbrauchbar, abgejeben davon, daß in ber befonveren fortdauernden Hervor— 
bebung ber erlittenen Beltrafung dem bejtraften Verbrecher, dem es mit feiner 
Beſſerung Ernſt ift, der gerade in ber Fremde hierzu bie befte Gelegenheit haben 
würde und ber vielleicht nur im Augenblide menſchlicher Schwähe zum Ber, 
brecher wurde, unter allen Umftänden aus ber menfchlichen Gejellfchaft ausge, 
ftoßen ift und bis an fein Ende nad Verbüfung der vom Staate georbneten 
Strafe durch eine vom Gefete nicht beabfichtigte Strafe zum zweiten Male für 
bafielbe Verbrechen gejtraft wird. 

Wird nun in dem einen Theile des Atteftes etwas Unweſentliches, in dem 
andern Theile etwas Unzureichendes, fogar unter Umftänden etwas Nachtheiliges 
befcheinigt, fo fann durch das ganze Atteft wohl wenig für die Wahrheit ge: 
wonnen werben, 

Erftredt ſich daſſelbe noch darauf, daß Inhaber weder im Goncurs noch ber 
felbftftändigen Verwaltung feines Vermögens enthoben geweſen, fo iſt dieſe Be- 
ſcheinigung kaum vollftändiger, als der Nachweis erlittener Unterfuchung. 


Es fann der rechtlichſte Mann in Concurs gerathen, ohne deshalb feine 
Erwerbsfähigkeit und ohne dadurch auch nur etwas am feiner Nechtlichkeit zu 
verlieren, und find die Beifpiele, wo Ehrenmänner ihre Gläubiger nachträglich 
vollſtändig befrtebint haben, nicht ganz vereinzelt; ingleichen find bie Fälle, we 
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ungünftige Conjuncturen, einzelne falfche, an fich den Vermögensd 

iprechende und nöthige Spekulationen und fremde Schuld — ng 
eben fo häufig als die, wo gänzlihe Gejchäftsunfenntnig, Nachläffigkeit, Ver 
ſchwendung, den Bermögensverhältnifjen nicht entfprechende gewagle Spekulationen 
ober Betrug den Concurs herbeiführten, jo daß bier zwei Theile unſchuldig ge- 
brandmarft und bie eigentlich gefährlichen nicht gefchieden find und diefe Heibft 
— wenn fie gefchteden werben könnten und geſchieden wären — ohnehin nur 
eine einzige KRlafje von den Subjecten enthalten, die dem Gefchäftsleben ſchaben 

da zwiſchen dem dummen und ungefchidten Gefhäftsmanne, in beffen Händen 
—— und fremdes Vermögen wie im Sande verrinnt, bis zu Denen, die durch 

feichtfertiges Aufborgen Schulden wirken, die fie nie bezahlen können, und bis zu 

ven Gaunern, die vom Betruge leben, die das Vertrauen folider Gefchäftsleute 

zu mißbrauchen verftehen, ohne daß diefe im Stande find, ihnen beizufommen 

oder fich auch nur vor ihnen wie vor anderen Dieben zu ſchützen, eine unendlich 

große Gliederfette ift, in der die Bankerottiver noch nicht auf der höchften Stufe 

jtehen, da fie zumeift noch zu den armen Tröpfen gehören, die fich fangen ließen, 

fo daß auch ſchon diefe Wahrnehmung dem Attefte jeden Werth raubt. 

Gleich werthlos ift Die Beicheinigung, daß der Aufnahmefuchende der felbft- 
ftändigen Verwaltung feines Vermögens nicht enthoben und fortwährend ale 
bispofitionsfähig betrachtet worden fei, da die Entziehung der Dispofitionsfähig- 
feit nur in den jeltenften Fällen vorkommt, two in der Regel dem Vorhaudenſ 
einer Krankheit die meifte Schuld beigemeffen werden muß, während bie unend- 
liche Maffe von Denen, die ihr Vermögen nicht zufammenhalten, noch weniger 
vermehren, bie ihre Bedürfniffe ihrem Einkommen nicht anzupafjen verftehen, 
bis zu Denen, die aus Eitelfeit, Genußfucht und Böswilfigfeit ihr eigenes und 
fremdes Bermögen vergeuden, ohne daß ihrem Treiben von irgend welcher Seite 
Einhalt gethan wird, hierbei gänzlich außer Betracht bleibt. 

Das Mangeldafte in den Führungsntteften faun aber durch die verlangten 
Bermögensattefte am Wenigften ausgeglichen werden, da Vermögen nur dann 
eine Gemeinde bei ber Aufnahme ficher ftellen kann, wenn es auf bie Dauer 
unter Aufficht und Verwahrung der Gemeinde ficher angelegt und felbit fo hoch 
ift, daß es zur Befriedigung der Bedürfniſſe des Aufzunehmenden durch feinen 
Nugabwurf fortwährend ausreicht, was überhaupt nur bei der glücklichen Minber- 
ahl der Menſchen vorhanden ift, die noch dazu wegen der der Heimath eigenen 

eize feltener ihren Wohnort ändert, als Andere, die auf diefe Annehmlichkeiten 
feine Rüdficht nehmen können. 

Außerdem würde bie feite Anlegung zur Sicherung ber Gemeinde jede 
weitere Verwendung des Vermögens ansfchliegen, und würbe fich die Höhe bes 
Vermögens felbft nach den hierbei jeder Zeit zu berückſichtigenden Bebürfniffen 
des Befigers richten müffen, daher in feiner Höhe immer velativ won den Be— 
bürfniffen des Einzelnen abhängig fein und fih im Allgemeinen nie auf eine 

e Summe beftimmen lafjen, fogar auch bei dem Einzelnen bei füni- 
tiger, nicht im Voraus zu beftimmender Steigerung oder Minderung ber Bebürf- 
tiffe oder beim Fallen oder Steigen des Nutabwurfs vom geficherten Vermögen 
entweder zu miebrig ober au hoch erfcheinen, dieferhalb in fteter Schwanfung be- 

fein müffen und eine foiche Sicherung ſchon deshalb — abgefehen von 
ber Seltenheit — jedenfalls praftifch unausführbar fein, da die Bepürfniffe dee 
Einzelnen fich nie im Voraus genau beftimmen laſſen und ver Zinsabwurf DEN 
den wechfelndben Verfehreverhältniffen bedingt ift, welche fi eben fe wenig 
vorher berechnen laffen. 
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Jedes audere Vermögen, das nicht unter Aufficht und Verwahrung ber 
Gemeinde genommen worden ijt, fann nie einer Gemeinde, und wenn es noch fo 
—* wäre! poſitive Sicherheit dafür gewähren, daß ber Beſitzer ſein eigenes 

ortfommen finde, da die Erhaltung jedes Vermögens, das der V bed 
Beſitzers überlaffen bleibt, von deſſen Willen und Fähigkeit abhängig fein wird, 
ob er fein Vermögen erhalten will oder fann und der zur Exiſtenz bes Defigers 
erforderliche Ertrag des Vermögens lediglih von der Fähigkeit des Beliters 
abhängig ift, fein — jo anlegen zu fünnen, daß es fortwährend zurückkehrt 
und ibm babei jo viel Gewinn bringt, daß er Davon, ohne den Kapitafftod an: 
greifen zu müfjen, leben fann. 

Da nun bie Gemeinde auf ven Willen des Inhabers nicht einwirken und 
ihm noch weniger die Fähigfeit verleihen fann, die zur Erhaltung des Vermö— 
gend dienenden Mittel zu wählen, den Befiger nicht einmal bei vorhandenem 
Willen und vorhandener Fähigkeit gegen Unfälle zu jchügen vermag, jo ift des 
blos nachgewiejene Vermögen jedenfalls nur der Willfür und der Fähigkeit bes 
Befigers und dem Zufalle überlaffen, bei denen die Gemeinde durch ben Ber: 
mögensnachweis feinerlei Garantie erhält, fo daß fie durch ven bei der Auf: 
nahme erforderten einfachen Nachweis des größten Vermögens nichts als ben 
Nachweis ver Möglichkeit geliefert erhält, daß der Befiger, wenn er will und 
kann, auch jonjt von feinem Unfalle betroffen wird, durch Benugung feines Ber- 
mögens fein Fortfommen finden werde, ohne die Gemeinde in Anſpruch nehmen 
zu müſſen. 

Zeigt ſich hiernad der Ausweis des größten nicht mit Beſchlag belegten 
Vermögens für fich allein zur Sicherung dev Gemeinde als unzureichend, fo 
muß die gewöhnlich geforderte Cinbringungsfumme, welde man als Nachweis 
von Vermögen verlangt und bie allenthalben fo geringfügig ift, daß ohne 
Anftrengung in einigen Monaten aufgezehrt werben kann und jedenfalls nicht 
länger als einige Jahre für den kärglichſten Lebensunterhalt einer Familie aus: 
veiht, allen Credit verlieren und für das wahrfcheinliche Fortlommen des Auf- 
nahmeſuchenden jo gut wie nichts beweiſen, zumal ba bei diefem Vermögens: 
Nachweiſe Fein Unterfchied gemacht wird, ob es rebliche Erfparniffe find, bie 
durch harte Entbehrungen angefammelt wurden, ob es ererbtes, geſchenltes, Durch 
Spiel gewonnenes oder durch Spefulationsheirath eriworbenes Vermögen ift, ob 
es der urjprüngliche Betrag oder das Heine Nejtchen eines durch Ungefchid ver: 
lorenen oder muthwillig vergeubeten Vermögens ift, wo fich wenigſtens aus ber 
Qualität des Vermögens in einzelnen Fällen bejtimmte Schlüffe auf bie Berfon 
des Aufzunehmenden machen liefen, fo daß diefe Zeugniffe mindeftens als Sitten: 
—— einigen Werth haben könnten, während fie fonft bei näherer Prü- 
ung Gewicht verloren haben, in feinem Falle aber einen jo hohen Werth 
Kr können, um bie baburc unmittelbar verurfachten Machtheile auszu— 
gleichen. 

Es ift num zwar unbeftritten zur Betreibung jedes Geſchäfts ein beftimmtes 
Kapital und Vermögen nothwendig und deshalb bei der Aufnahme auch ein Ber: 
mögensattejt zu verlangen, jedenfalls richtet ſich aber das erforderliche Vermögen 
felbjt in feiner Höhe nach dem zu betveibenden Geſchäfte und wirb in dem einen 
höher als im bem andern fein müſſen, fich demnach im Allgemeinen z 
nicht für alle Gewerbe auf eine gleiche feſtgeſetzte S normiren laffen, indem 
biefe einmal zu hoch und dann wieder zu niebrig erfeheinen müßte, jo daß fich 
Ihon am fich eine für Alle gleihmäßig normirte Eindringungsfunme als unzwed- 
mäßig darſtellt. 
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Kommt ſodann noch hinzu, daß bie von Auswärtigen verlangte Einbrin 
Suume, fo gering fie auch immer zur Sicherung der Gemehnbe ift, bei den 
jetzigen Ertverbsverhältnifjen für bie Unbemittelten faft aller Stände fo hoch iſt, 
daß fie won denſelben bei der größten Sparfamfeit nicht angeſammelt werben 
tan, fe iſt damit in dem verlangten Vermögensnachweife für Unbenittelte ein 
unüberfteigbares Hinderniß der Ueberſiedelung enthalten. 

Da aber eine Berbefierung ber jegigen Zuftände ſich nicht durch ein ſhſte⸗ 
matifhes Plündern der Bemittelten erreichen läßt und nur dadurch herbeigeführt 
werben kann, daß die Rage der Unbemittelten verbeffert wird, fo muß auch jede 
Einrichtung, die der Beförderung des Wohle Vermögenslofer hinberlich ift, mithin 
auch der Nachweis einer für Unbemittelte unerſchwinglichen feften Einbringungs— 
Summe verwerflih und für das allgemeine Wohl nachtheilig fein. 

Die Nachtheile zeigen fich auch augenfällig dadurch, daß der Unbemittelte, 
ber fonft, wenn der Vermögensnachweis in einer den verfehiedenen Ständen ent, 
fprechenden Höhe geordnet wäre, in der hierdurch gewährten Möglichkeit fein 

iel zu erreichen, einen fichern Sporn zur Sparſamkeit gehabt haben witrbe, 
feinen Erwerb — für den er jet feine winfchenswerthere Verwendung als den 
augenbliclihen Genuß in Aussicht hat! — verfchwendet, in den Tag bineinlebt 
und bie —— ſeiner Lage, an welcher er mit eigener Kraft nichts zu ändern 
vermag, von glücklichen Zufaͤllen und politiſchen Conjuncturen erwartet, dabei 
in feiner Thätigfeit ohne Ziel, bei ſeinem tn übermäfi em Genuffe und harter 
ne wechfelnden eben erfchlafft und fich zur Beſſerung feiner Lage oft 
Mittel bevient, die ficherlich nicht zur Beförderung feiner Moralität beitragen. 

Die durch die feitgefette Einbringungsfunme herausgeſtellte Unmöglichkeit, 
fi durch Arbeit fein Fortlommen zu verfchaffen, bedingt bei der Yeichtigfelt, 
bie® mit einem verhältnißmäßig Höchft unbebentenden Vermögen zu erreichen, auch 
weiter mit Nothwenbigfett eine Ueberichätung des Vermögens und des Kapitals 
im Gegenüber der Arbeitskraft; während doch Kapital und Arbeit völlig gleich 
eltende Factoren der Production find und im ber Arbeitsfraft des Einzelnen, 
weil davon allein die Erfolge der Kapitalverwendung abhängig find, eher der 
vorzüglichere und fehägenswerthere enthalten ijt; denn ficherlih wird Jemand 
mit verhältnigmäßig weniger Kapital und ausgebilveterer Arbeitskraft fein Fort: 
fommen eber finden, als ein Anderer mit geringerer Arbeitskraft und verhältniß- 
mäßig größerem Kapitale. 

Mit der Ueberſchätzung des Vermögens fintt vie Achtung vor der Perjon 
und deren Grebit, und hat darin die Schwierigfeit des perjünlichen Credits ohne 
fachliche Sicherheit mit ihren mejentlichiten Grund, fo daß biefe ivrige Anficht 
mittelbar dem Kapitale im Gegenüber der Arbeit den größeren und unverhält- 
mißmäßigen Gewinn garantirt, und fünnte nod eine ganze Reihe von Webel- 
ftänden aufgeführt werben, die durch Ueberfchägung des Vermögens herbeigeführt 
worben find, wenn micht ſchon die hier nachgewieſenen Uebelftände, daß der Un— 
bemittelte durch die Vermögensattefte in ihrer jetigen Gejtalt demoralifirt und 
ber Bu. der Perfönlichkeit herabgedrückt wird, zum gegenwärtigen Zwecke aus- 


Das rer ger und — * * = Aufnahmefuchenden vers 
langten Atteſtate ift hierdurch wohl geniigend nachgewielen. 
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Rugheit rechtfertigen müffen, werm nicht ven vornherein Jeder fo lange auch 
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ohne Atteſt für gut gehalten werden müßte, bis das Gegentheil nachgewiefen ift, 
wenn nicht auch die Erfahrung deutlich genug gezeigt hätte, daß es mehr recht- 
ſchaffene Menjchen als fchlechte giebt, und wenn man nicht deshalb verpflichtet 
wäre, bem Einzelnen ohne Atteft und troß mangelhafter Attefte Aufnahme zu 
ewähren, zumal da durch das mit fremden in die Gemeinde fommende ver 
üngende und anregende Element auf die Länge der Zeit alle Fehler reichlich 
aufgerwogen werden, die bei Befolgung des freieren Princips etwa vorkommen 
und bie wegen ber Mehrzahl der Rechtlichen immer vereinzelt bleiben müſſen, 
wenn fie auch Spiepbürgerlichfeit und Befchränktheit durch ihr gutes Gedächtniß 
für derartige Fehlgriffe zu vergrößern fucht. 

Freilich wird ſich in der Negel der günftige Erfolg des befolgten freieren 
Princips bei der Aufnahme in der Vereinzelung nur langfam zeigen, immer aber 
wird auch ſelbſt durch die günftigften Erfolge im Einzelnen im großen Ganzen 
nur wenig an der gegenwärtigen Sachlage geändert werden und wird demnach 
bie einzelne Gemeinde zur Aenderung an ven beftehenven Verhältniffen nur wenig 
in ihrer Ifolirung beitragen können. 


Aus dieſem Grunde ift num wohl der zuerft nothwendige Schritt der Ver— 
bejjerung ber, daß die einzelnen Gemeinden aus ihrer Ifolirung beraustreten 
und fich mit anderen Gemeinden zur Crreichung diefes Ziels verbinden, welches 
immer nur darin beftehen kann, daß für den Leberfiedelnden durch die zu tref- 
fenden Einrichtungen nicht blos ein temporärer Aufenthalt, fontern eine andere 
Heimath vermittelt werde, indem durch Vermittelung des nur temporären Aufent- 
balts in andern Gemeinden nur die Zahl jener Unglüdlichen vermehrt werben 
Könnte, die den beiten Theil ihres Yebens und ihrer Kräfte in einer fremden 
Gemeinde verwenden und chne Gelegenheit, ſich einen ausreichenden Nothpfennig 
für ein langes Alter erfparen zu können, nad noch fo langem, unbefcholtenen 
Aufenthalte in ihre Heimath ——— werben, wo fie in ungewohnter Ums 
gan, ohne Erwerbsquelle, nah Aufzehrung ihrer geringen, fchwer erworbenen 

ſparniſſe, gar bald Gemeindeunterftügung in Anfpruch nehmen müffen, wäh- 
rend ſie fich in ihrem früheren Aufenthaltsorte bis an ihr Ende reblich ernährt 
haben und Niemand zur Yaft gefallen fein würden! — 

Ein ſolches Heraustreten aus der zeitherigen Afolirung ift aber nur nach 
Befeitigung der Gründe möglich, die die zeitherige Abfperrung bebingten. 


Die Urfahe der Abjperrung lag num zumächft nach Obigem nicht in dem 
ber beutjchen Gefeßgebung zu Grunde liegenden Principe, welches nur dem Un- 
bejcholtenen das Recht der Leberfievelung einräumt, der die Wahrfcheinlichkett 
eigenen Fortlommens gewährt, da daffelbe als das vortheilhaftere, als das dem 
deutſchen DVolfscharacter entjprechendere, als das zur Vermittelung des Ueber- 
gangs nothwendige und als das jett allein mögliche anempfohlen wurbe, viel. 
mehr fand man den Grund der Abfperrung lediglich in der Unmöglichkeit, füch 
bei vorhandener Sachlage Gewißheit darüber zu verfchaffen, ob der Aufnahme 
Suchende durch feine zeitherige Führung, durd) feine Beſitzverhältniſſe oder jon- 
ftigen Eigenſchaften die wahrfcheinliche Ausficht eigenen Fortlommens gewähre. 

Kann nun ber beite Menſch fallen, das größte Vermögen durch Zufall zu 
Grunde gehen und bie tüchtigfte Arbeitskraft durch Krankheit vernichtet werben, 
fo fann und muß fich zunächſt der erforderliche Nachweis immer nur auf bie 
Möglichkeit und Wahrfcheinlichkeit eigenen Fortkommens befchränten und kann 
—— nirgends der Nachweis ber Nothwendigkeit und Sicherheit eigenem Fort: 

mens verlangt ober erreicht werben, In diefer Beziehung auch um fo weniger 
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eine Aenderung felbft eintreten, als das eigene Fortkommen eine ade d 
Zukunft ift, deren Eintritt fich eben jo wenig wie ber jeber deinen 
und vorausfagen läßt. 


Daher wird ſich auch in diefer Hinficht der Beweisſatz nicht änderu Können 
und burch bie verlangten Attefte inmmer nur bie Wahrſcheinlichkeit eigenen Fort: 
lommens bewiefen werden müfjen. 


Daß aber durch Führungsattefte und Vermögenszeugniſſe allein biefer Nach— 
weis nicht geliefert werden fann — felbit wenn biefe allen Anforderungen ent: 
ſprächen, die man an fie machen lönnte — bedarf wohl Feines weiteren Beweifeg, 
ba ber bierin enthaltene Nachweis, dak man den Aufnahme Suchenden nad 
feiner zeitherigen Handlungsweife für einen moraliih guten Menfchen halten 
müffe und daß er demnach die fichere Wahrfcheinlichkeit gewähre, daß er die ihm 
zu Gebote ftehenden und befcheinigten Mittel redlich zu feinem Fortlommen be: 
nugen werde, jet zum Nachweife eigenen Fortkommens nicht mehr ausreichend 
fein fan und damit nothwendig der Nachweis verknüpft fein müffe, dag er auch 
bie Fahigkeit befige, durch Anwendung der ihm zu Gebote ftehenden Mittel und 
Kräfte fein Fortlommen zu finden; denn Niemand wird behaupten, daß aus dem 
guten Willen und dem Vorhandenſein von Mitteln ohne die Fähigkeit, die Mittel 
gebrauchen zu können, ein richtiger Schluß auf die Wahrjcheinlichkeit Fünftigen 
Fortfommens gemacht werben könnte, während der Echluf, daß Derjenige, ber 
bie zum Betriebe eines beftimmten &ejchäfts erforderlichen Mittel befigt, der in 
feiner Movalität die ſichere Wahrfcheinlichkeit des dauernd guten Willens gewährt 
und ber fich die zum Gefchäftsbetriebe erforderlichen Kenntniffe angeeignet hat, 
ber mithin Mittel, Willen und Fähigkeit zum Gefchäftsbetriebe befitt, die wahr- 
ſcheinliche Ausficht eigenen Fortlommens gewähre, jedenfalls ein richtiger iſt. 


So lange mit dem erworbenen Meifterrechte biefe Fähigkeit in anderer 
Weiſe erwiejen und die nachgewiejene Fähigkeit, fo gering fie auch immer war, 
zur Gewinnung bes Fortkommens ausreichend erfchien, fo lange das meifte Ver: 
mögen des Bolfes in Grundliegenheiten beitand, fo lange ſich zudem noch die 
Landwirtbichaft auf jo niedriger Stufe befand, daß zu beren Erlernung nur 
wenig gehörte; fo lange war ein befonderer Nachweis der Ermwerbsfähigfeit bei 
den Zünften überflüffig, und bei der Landwirthſchaft mit Rückſicht darauf, daß 
bie Grundſtücke bei ber überwiegenden Mehrzahl der Ländlichen Bewohner in ber 
Regel nur in die Hände Kunbiger fommen mußten und bie einfache Wirthſchafts— 
führung bei gutem Willen felbft von Unkundigen leicht erlernt werben fonnte, 
ebenjowenig nöthig. 

Seitdem aber das durch die feubale Gliederung auferhalb der Stadt ins 
Leben gerufene, den damaligen Verhältniſſen entiprechend eingerichtete, ehrwürbige 
Inftitut der Zünfte nicht mehr im Stande war, fich bei den veränderten Ver— 
hältniffen durch zeitgemäße Umbildung Beſtand und Lebensfähigkeit zu erhalten, 
und, nach und nach bei dem Fortſchruͤte der Technik und dem Umſchwunge aller 
Lebensbebürfniffe in den überlebten Ordnungen und Formen zu einem tobten 
Zerrbilde herabgeſunken, immer mehr und mehr verfümmert; ſeitdem ein großer 
Theil des Bolfsvermögens im Handel und bei ber Inbuftrie angelegt worden 
ft, das zu feiner Erhaltung höhere Befähigung verausfegt, ald das im Grund 
befige angelegte; feitdem felbft die Landwirthſchaft mit ihren zahlreichen Fort⸗ 
ſchritten in der Neuzeit zu günſtigen Erfolgen weit größere Ansbildung erfordert 
als früher, ſeitdem ſich demnach die durch die Zunft gewährte Faählgleitsprobe 
als völlig unzureichend herausitellt und bie in andern Ständen zum Fortlommen 
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erforberliche Fähigkeit nicht mehr wie früher bei ver Yanpwirtbichaft als felbft« 
verftändblich vorausſetzen läßt, ſeitdem ift zur Gewinnung der Ueberzeugung von 
der Wahrfcheinlichleit des Fortlommens aufer den Führungs- und Bermögend- 
Atteſten jedenfalls noch ein befonderes Fähigleitsatteſt zu erforbern. 

Dies ift auch in allen den Ländern anerfannt, we man außer biefen beiden 
Zeugniffen noch ein Erwerbsfähigfeitsatteit verlangt. 

Da nun aber immer in diefem Attefte nur der Nachweis geliefert werben 
fann, daß dem Aufnahme Suchenden nach feiner gezeigten Geſchicklichkelt und 
Thätigfeit zuzutrauen fei, daß er fein Fortlommen finden werbe, ober daß ber 
Aufnahme Suchende in feiner zeitherigen Heimath fein Fortlommen gefunden 
habe, daraus aber niemals mit Sicherheit ein Schluß darauf gemacht werben 
fann, daß ber Aufnahme Suchende das im ihn gefette Zutrauen wirklich recht: 
fertigen oder in ber neuen Heimath bei veränderten Verhältniffen fein Yortlom- 
men gleichfalls finden werde, beide Thatfachen nur durch die in der neuen Hel- 
math zu machenden Wahrnehmungen feftgeftellt werben fännen, fo kann das ver- 
langte Erwerbsfähigfeitsatteft mr dann von Nuten fein, wenn die aufnehmenbe 
Gemeinde vor ihrer Entfchliefung fi davon zu überzeugen vermag, daß ber 
Aufnahme Suchende in ihrer Mitte fein Fortkommen auch wirklich findet, und 
ift aus biefem Grunde die auch bereits fchon in einigen Ländern beftehende Ein— 
richtung unbedingt nothwendig, daß die Aufnahme felbjt nicht jofort, ſondern 
erft nach einigen Jahren befinitiv erfolgt, da im Gegentbeile, wern die Auf: 
nahme fofort definitiv erfolgen muß, durch das Erwerbsfähigfeitsatteft nur 
wenig an ber Sache geändert werden fünnte, indem es für die aufnehmende 
Gemeinde völlig gleichgültig fein würde, ob der Aufgenommene fein Forttommen 
anberwärts gefunden oder Air erwerbsfähig gehalten worden ift, fobald ſich nach 
erfolgter befinitiver Aufnahme herausstellt, da er in der neuen Heimath fein 
Fortfommen nicht findet. 

Demnach ftellt fi als weitere Nothwendigteit heraus, daß die Aufnahme 
felbft nicht alsbald definitiv, fondern nur nach Verſtrich einiger Zeit erfolgen 
fann, nachdem ver aufnehmenden Gemeinde Gelegenheit geboten worden ift, 6 
durch eigene Wahrnehmung von der gebotenen Wahrſcheinlichkeit des Fortkom— 
mens zu überzeugen, was immer nach Verſtrich einer hierzu erfahrungsmäßig 
ansreichenben Zeit möglich fein wird. 

Freilich könnte, wie fchon die gemachte Erfahrung gezeigt hat, durch Ab- 
Ihaffung der nicht alsbald definitiv erfolgenden Aufnahme, wenn damit ein 
bloßes Hinausfcieben der Aufnahme erzielt wird, oder nur eine temporaire 
Aufenthaltsgejtattung durch unterzeichnete Reverſe bemäntelt werben foll, im 
günftigiten und legten Falle nichts an der gegenwärtigen Sachlage geändert und 
baburch fogar, wenn das Hinausfchieben der Aufnahme mit einer fpäteren will: 
fürlihen Zurückweiſung verbunden ift, mehr geſchadet als genutzt werben. 

Das Gefühl der Ungewißheit, ob man für die Dauer an einem Orte 
bleiben dürfe oder nicht, muß immer da ftörend und hemmend einwirken, wo 
bie Berechtigung hierzu von der Willfür Anderer abhängt; denn wie in fchlecht 
vegierten Staaten die Thatkraft durch die Ungewißheit gelähmt wird, ob man 
bie Früchte jeine® Fleißes genießen fünne oder nicht, fo wird auch ber, deſſen 
Ausweifung in einem Orte von regellofer Willkür abhängt, nothwendig weniger 
zu Unternehmungen geneigt und geeignet fein, als ein Anderer, ber eine durch 
fpätere Auswelfung immer hberbeigeführte Störung feines Gefchäfts nicht zu 
befürchten hat, fo daß umter biefen Umftänden bie alabald definitiv erfolgende 
Aufnahme jedenfalls den Vorzug vor der mur binausgefchobenen haben würde. 
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Wird aber mit der hinausgeſchobenen Aufnahme gleichzeitig die Garantie ge 
geben, daß Jeder Aufnahme finden muß, der jich dur feine Führung derfelben 
wicht unwůrdig macht, und werben hierbei die Thatjachen genau beftimumt, welche 
die Unwürbigfeit bedingen, jo daß es in Jedes Willen und Macht fteht, die 
Thatfachen zu vermeiden, jo wird gerabe hierin ein mächtiger Sporn zur Errei- 
hung des Ziels enthalten fein und jo die Thatkraft des Neuaufzunehmenden 
durch das hierdurch vermehrte Selbitvertrauen nur noch erhöht werden Fönnen. 

Außerdem kommt hinzu, daß in —** Falle in der Furcht, durch eigenes 
Verſchulden in ſeine —58* zurückgewieſen werden zu können, ein mächtiges 
Motiv enthalten iſt, alle Kräfte aufzuwenden, um die mit jedem Anfange ver— 
fnüpften Schwierigkeiten zu überwinden, da es ficherlich jedem ehrliebenden 
Menſchen das Schredlichjte fein muß, unter Bekannten und Freunden, auf 
deren Urtheil er am Meiften giebt, und in deren Urtheile überhaupt feine ganze 
Ehre beruht, für einen Dummen oder Schlechten gehalten zu werden, ber nicht 
im Stande war, in einem anderen Orte unterzutommen, two jeder Rechtliche, 
der fich zu nähren verfteht, Aufnahme findet und finden muß. 

Schon die Furcht vor fpäterer Zurüdweifung, fobald man anderwärts fein 
Fortlommen nicht zu finden vermag, wird Mancen abhalten, leichtfinnig eine 
zwar nicht glänzende, jedenfalls aber ausfömmliche Eriftenz in ber fenfibeln 
Ale; aufzugeben, anderwärts ein beſſeres Auslommen zu finden, ba bie 

e Ausficht, verarmt, vielleicht als Bettler zum Spott und Gelächter in feine 
Heimath unter feine Jugendgenoſſen, Verwandten und Bekannten zurücklehren 
zu müffen, fobald das Unternehmen fehlichlägt, ihn beftimmt wor Allem zum 
ernftlichiten Nachdenfen und zu Erwägung aller Umſtände veranlaffen wird. 

Gewiß mancher Bauer, der wegen feines Müfiggangs oder wegen feiner 
Verſchwendung auf dem väterlichen Erbe trog feiner ungerechten Bevorzugung 
vor feinen Gefchwiftern nicht verfam, der in der trügerifchen Hoffnung, daß er 
in ber Stabt ohne Mühe und Arbeit fein befjeres Fortlommen finden werde, 
im eine Stadt überfiedelte, bald aber ohne Erwerbsquelle ven Reit feines Ver— 
mögens aufzehrte und fehließlich in der ungewohnten Umgebung, körperlich und 
geiftig verfiimmmert, mit den Seinen die Zahl der jtäbtiichen Almofenpercipienten 
vermehrte, würde von der Leberfiedelung durch Die Ausficht zurückgehalten worden 
fein, im fein Dorf als Bettler zurückfehren zu müffen, wo er im lächerlichften 
Stolze ſchon auf Minderbegüterte herabzubliden pflegte. Hierdurch würde aber 
bie Zeht der ftäbtifchen Almoſenpercipienten nicht ganz unmerklich abgenommen 

en — 

Gerade darin würde dann noch ein großer Vorzug unjerer bedingten Frei⸗ 
zügt ver unbedingter enthalten fein, dar fie Mühiggänger und unruhige 
Köpfe, die fonft am Meiften zur UWeberftevelung geneigt find und der neuen 
Heimath jo wenig als der alten mugen, won leichtſinniger Ueberfiedelung abhält 
und fie eher als jedes Andere zur Vernunft bringen kann. 

Jedenfalls Hat aber auch aus diefem Grunde die erft fpäter erfolgende, 
durch moralifche und gewerbliche Tüchtigteit bevingte Aufnahme den Vorzug vor 
ber ſofort befinitiv —— ba bei letzterer die Zurückweifung nicht das 
Gewicht haben wird, nicht mit der Schande verfnüpft it und fein fanır, als bei 
erfterer, weil- man ba bie Zuriichweifung entweder nur für ben unglüdlichen 

anfieht, daß die beigebrachten, nach Obigem allenthalben als unzureichend 

icneten und von ber Mehrzahl als folcye erlannten Zeugniffe wicht als 
— angefehen wurben, wo dem Zurückgewieſenen keinerlei Berantwortlich- 
ober Vorwurf treffen art, ober weil man bie Zurückweiſung nur für 
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Chicane der aufnehmenden Gemeinde anſieht, wo man den Zurückgewieſenen 
eher bemitleidet als verachtet. 


abe jcheint die oben aufgejtellte Behauptung, daß die Aufnahme nicht 
alsbald definitiv, fondern erft nach Verftrich einiger Zeit erfolgen folle und 
jedenfall erfolgen müſſe, vafern fich der Aufnahme Suchende während feines 
Aufenthalts durch jeine Führung verfelben nicht unwürdig macht, ausreichend 
begründet, und dürfte num zumächit zu Anfftellung der Thatlachen zu verfchreiten 
fein, welche die Unwürdigkeit bedingen. 

Diefe Thatjachen für alle einzelnen Fälle im Voraus zu bejtimmen, würde 
fich jedenfalls hier eben jotwohl wie auf anderen Gebieten der —— als 
unmöglich herausſtellen, und wird man ſich bier wie dort auf Aufſtellung allge— 
meiner Normen und Kathegorien von TIhatfachen befchränfen, die Unterorbnung 
des einzelnen Falles unter diefe dazu geeigneten Organen überlafjen müſſen. 


Zur Beurtheilung, welche Kathegorien von Thatfachen eine ſolche Unwür— 
digfeit bedingen fünnen, muß man wohl immer von den Eigenfchaften ausgehen, 
welche an einem tüchtigen Menfchen wahrzunehmen find und deren Nichtvorhan- 
denfein als die Thatfachen hinſtellen, welche die Unwirbigfeit begründen. 

In diefer Beziehung ließen fich vielleicht folgende Thatjachen als Unwür— 
digfeitögründe hinftellen. Begehung eines Verbrechens, Ausbruch eines ſchuld— 
haften Concurſes oder Accords, felbftverfchulveter Vermögensabfall, die durch 
Säumigfeit bei Abentrichtung der Staats: und Communalabgaben, durch wieber- 
holte Schuldklagen documentirte Nachläffigkeit in der Gejchäftsführung, Un» 
fübigfeit feinen Unterhalt erwerben zu können, Verfchwendung, Teichtfinniges 
Schuldenmachen, Spiel, Trunkfucht, VBernadhläffigung feiner Verpflichtung gegen 
feine Familie vückjichtlich der Erziehung und Ernährung derſelben. 

An Betreff des Organs, dem die Unterordnung des einzelnen Falls zu 
überweifen wäre, ließen fich vielleicht folgende Beitimmungen rechtfertigen: 

Ueber das Vorhandenfein dieſer Thatſachen entfcheidet zunächit die Ge— 
meindevertretung, der die Verpflichtung obliegt, in Zweifelsfüllen und jedenfalls 
auf Anfuchen der darüber zu befragenden DBetheiligten noch das Gutachten einer 
mit den näheren Thatfachen befannten Commiſſion einzuholen, welche wie andere 
Schiepsmänner von beiden Theilen zu erwählen und zur Hälfte aus Gemeinde 
bürgern hr zur anderen aus Auswärtigen oder proviforiih Aufgenommenen 
beſtehen joll. 

Der einftimmige Beſchluß der Commiffion ift für die Gemeinbevertretung 
maßgebend; dagegen hat bei anderen Gommiffionsbefchlüffen, bei denen die in 
der Minorität Verbleibenden ihre Gründe befonders anzugeben haben, die Ge- 
meinbevertretung die Emticheidung, gegen die nur wegen worgelommener Unge— 
fetslichfeiten Berufung möglich ift. 

Hierdurch oder auf ähnliche Weife würde der Einzelne jedenfalls vor Will, 
fiir gefichert und deſſen Interejje bei der Ueberfiedelung vollſtändig gewahrt fein, 
die Einrichtung felbft aber noch Feine Lebensfähigfeit haben, ſobald nicht in 
gleicher Weife das Intereffe der dabei betheiligten ———— gewahrt und deren 
Eigenintereſſe bei der Ueberſiedelung mit in Bewegung geſetzt wird; denn von 
vornherein trägt jede Einrichtung, die ſich nicht auf den Hebel aller wirtbichaft- 
lichen Thätigkeit, das Eigenintereſſe, gründet und biefen nicht beachtet, den Keim 
ihres fichern und baldigen Untergangs in fich. 

So würde auch die in B lag gebrachte Verbefferung bald an dem un- 
berüdfichtigten Sonberintereffe der Gemeinden jcheitern müffen und zwar bier 
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augenjcheinlich an der Gefahr, der dann die urfprüngliche Heimathsgemeinve hei 
ber Weberfiedelung des Einzelnen ausgejegt wäre. 

Wie zeither die aufnehmenden Gemeinden durch die Unmöglichkeit, fich über 
das wahrfheinliche Fortfommen des Aufnahme Suchenden eine fichere Webers 
zeugung zu verjchaffen, und durch bie für fie berbeigeführte mögliche Gefahr der 
Unterftügung zu gänzlicher Abfperrung gegen Auswärtige veranlaßt wurden, fo 
würde künftig, wenn die aufnehmende Gemeinde die Aufnahme nicht eber er. 
folgen läßt, als bis fie die Ueberzeugung wahrfcheinlichen Forttommens gewonnen 
hat und ſomit ihrerſeits gejichert fit, die Heimathsgemeinde bei der Ungewißpeit, 
ob der Aufnahme Suchende auch wirklich anderwärts Aufnahme findet und bei 
ben mit einem mißglücten derartigen Verfuche verknüpften wirtbichaftlichen Nach- 
theilen für den Einzelnen und der hierdurch vermehrten Gefahr für die Ge- 
meinde, den Einzelnen zu umterftügen, ihr Intereffe darin finden, Alles aufzu- 
wenden, um dieſe mögliche Vergrößerung der ihr ohnehin obliegenden Gefahr 
zu verhüten, fomit fich den VBerfuchen ihrer Angehörigen, anderwärts Unter: 
fommen zu finden, geradezu zur wiberfegen, daher bie zeitherige Abfperrung, 
wenn auch ans dem entgegengefegten Grunde, fortdauern mülfen, im Uebrigen 
aber an der Sache felbjt nichts geändert werden können. 

Dieferhalb ift unbedingt erforberlih, daß für bie Heimathögemeinden bie 
bei der nicht alsbald definitiv erfolgenden Aufnahme des Weberfievelnden erhöhte 
Gefahr zur Unterftügung ihrer Angehörigen befeitigt werde, wenn von einer 
Aeuderung in der zeitherigen Einrichtung ein günftiger Erfolg erwartet werben 
ſoll, und erklärt fi aus diefem Grunde auch die Erfcheinung mit, daß die in 
verjchiedenen Ländern durch bie Erwerbsfähigfeits-Attefte und durch bie erſt 
fpäter erfolgende definitive Aufnahme eingeführten Verbefferungen der Heimaths— 
Geſetzgebung bis jegt eher gefchadet als genutzt haben und jedenfalls ohne merk 
lichen Erfolg geblieben find und bleiben werden, jo lange die durch Ueberſiede⸗ 
fung erwachſende Möglichkeit erhöhter Gefahr fir bie Heimathögemeinde gleich: 
zeitig nicht mit befeitigt und dabei das Intereſſe aller bei der Weberfiedelung 
Betheiligten gleichmäßig gewahrt wird. 2 

It mun das Fortlommen des Einzelnen von deifen Willen und Fähigkeit, 
dieſes fih zu fchaffen, und vom Zufalle abhängig, fomit von lauter Thatfachen, 
auf welche die Gemeinde in feiner Weife irgend einen Einfluß üben kann, umb 
ftellt fich demnach der Umftand, daß der Einzelne fein Fortfommen nicht findet, 
ber Gemeinde gegenüber als ein Zufall heraus, ver fie trifft, fo fan die für 
bie Gemeinden durch diefe Zufälſe erwachſende Gefahr jedenfalls auch durch u 
für die Gefahr aus anderen Zufällen erprobte Mittel der Berficherung beſeitig 
werben. 

Hat fich ferner in diefer Beziehung fiir bie Intereffenten die auf Gegen 
feitigfeit gegründete Verficherung der zunächit Betheiligten wo nicht als bie * 
jebenfalis als bie zuerft in Anwendung zu bringende bewährt, fo muß ZUnFON 
hierbei dieſes Princip feftgehalten werben und muß deshalb biefe Bene 
uvörderſt ımter ben Gemeinden und unter den Gemeinveglienern als ſolchen 
—* gerufen werden. ie am 

Da fich überdies jede Einrichtung am Xeichteften einführen läßt, bie * 
Beſtehendes anfnüpft, jo dürfte das nächſte Augenmerk darauf zu richten —* 
bie hierfür beſtehenden Einrichtungen aufzufuchen, an welche fich pie eimzuflihren 
Verſicherung anknüpfen ließe. = 
- Unterfucht man bie Gelbleiftungen, bie man bon einem Gemeinbebürget 

verlangt unb auf die es bier, wo e& fi um BVerfiherung per Gemeinde ged 
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bie fie aus ihrer Verpflichtung zur Armenunterſtützung treffenden Vermogens 
Nachtheile handelt, zunächit und ausſchließlich anlommen faun, fo beſtehen biefe 
. in ben Bürgerrechtsgelvern und in den jährlichen Gemeindeabgaben. 

Die Bürgerrechtsgelder finden jedenfalls nur ald Aequivalente für die dem 
Ginzelnen durch den Gemeindeverband gewährten Vortheile, mithin als Einfaufs- 
gelder Erklärung und rechtliche Begründung, und kann auch beren Verwendung 
zu laufenden Ausgaben hieran feine Menverung bervorbringen, da die Anjamm: 
fung berjelben zu einem Fonds ungerechtfertigt erfcheinen möchte, weil eines Theile 
der Nutzabwurf hiervon im Wejentlichen nur den Nachlommen zu Gute gehen 
würde, welche dem die Bürgerrechtögebühren zahlenden Bürger gegenüber zu 
keinerlei Verpflichtungen verbunden find, die eigentlich Verpflichteten dagegen nur 
die ganze Berpflichtung behalten, aber feine ihrer —— prechende 
Berechtigung haben würden, und weil andern Theils überhaupt dieſe Gelder nur 
einen mit dem Tode oder mit der freiwilligen Aufgabe des Bürgerrechts des 
neuaufgenommenen Bürgers erledigten Zwecke dienen ſollen, ſo daß in deren 
Anſammlung zu einem Fonds eine zweckwidrige Verwendung erblickt werden müßte. 

Dagegen ſtellen ſich die Gemeindeabgaben ſelbſt als die erforderlichen Bei— 
träge des Einzelnen zu dem zur Erreichung ber Gemeindezwecke außer ben Er: 
trägniffen des Gemeindevermögens erferderlihen Geldmitteln dar, die foweit die 
Gemeindezwecke ber Berechtigung des Einzelnen zur Verſorgung im Falle ber 

ülfsbebürftigfeit entfprechen, mithin die Urmenverjorgung betreffen und bie 
eldmittel hierzu verwendet werben, kaum eine andere Natur als bie von Ber- 
fiherungsprämien für den VBerarmungsfall haben werben. 

Wird nun in den Gemeindeabgaben bereits eine VBerficherungsprämie gezahlt 
und ift in ben Bürgerrechtsgelvern ein Einfaufsguantum für die im Bürger 
rechte enthaltene Berechtigung zur Berforgung Im Falle der Hülfsbebürftigfeit 
mitenthalten, jo ijt das in Vorſchlag gebrachte Mittel der VBerficherung gegen 
die Gefahr fein neues. 

Aus der Natur der Yeiltungen geht aber auch mit Nothivenbigfeit hervor, 
daß die Heimathsgemeinde, welche von dem Ueberſiedelnden auf die Zeit, wo er 
in der anderen Gemeinde moch nicht definitiv aufgenommen ift, feinen Antheil 
an ben von biefem gezahlten Abgaben erhält, offenbar die in den Gemeinde 
Abgaben mitentbaltene Verficherungsprämie für den Verarmungsfall verliert, 
** die aufnehmende Gemeinde die ihr in den gezahlten ſaͤmmtlichen Ab: 
gaben mitgezablte VBerfiherungsprämie für ben VBerarmungsfall ohme alfe Necht- 
fertigung erhält, fowie daß legtere, welche fih ‚von dem fpäter Zurüdgewiefenen 
die vollen Bürgerrechtsgelder bezahlen ließ, bas darin mitenthaltene Einkaufs 
Quantum für die durch Gewinnung des Bürgerrechts erlangte Berechtigung auf 
Unterftügung zu viel gezahlt erhielt, während die Heimathsgemeinde, welche von 
den Abziehenden die Bürgerrechtsgelder nicht beanſprucht, felbft bei fpäter erfol- 
gender Aufnahme in der andern Gemeinde nichts für die Gefahr erhält, die fie 
von ber Ueberſiedelung des Einzelnen an bis zur wirklich erfolgenden Aufnahme 
befjelben in ber anderen Gemeinde hat, und im Falle ber fpäter erfolgenben 
Zurücdweifung des bei Gründung eigener Wirthſchaft fir die durch das B 
recht gewährten Bortheile fällige Einkaufsquantum, d. h. die Bürgerrechtsge 
zu fpät erhält umb zudem noch bei dem in den Bürgervechtögelvern mitge 
Einkaufsguantum für den Verarmungsfall feine der durch ben 
der Ueberfiedelung erhöhten Gefahr entjprechende Summe gezahlt befommt, ba 
in ben fir alle Bürger beftimmter Klaffen gleichen Bür tsgeldern blos bie 
bei jedem Menſchen vorhandene Gefahr berückſichtigt iſt und eine durch einen 
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verunglückten Ueberſiedelungsverſuch erhöhte Gefahr, die gerechter Weiſe ein 
höheres Einfaufsquantum bedingen mußte, dabet außer Betracht blieb, 

Hieraus evgiebt ſich weiter, daß bie Heimathsgemeinde folgerichtig jelbjt 
bei jpäter erfolgender Aufnahme das für die Zeit der noch nicht definitiv er- 
folgten Aufnahme zu berechnende Einfaufsauantum für den Verarmungsfall von 
den Dürgerrechtögelvern zu beanfpruchen, dagegen den Ueberfchuß ver ihr. bei 
Gründung eigener Wirthſchaft immer zu zahlenden Bürgerrechtsgelder herauszu⸗ 
zahlen hat, während bie aufnehmende Gemeinde zunächſt nur den für Gewä 
der Übrigen Vortheile auf die Zeit des proniforischen Aufenthalts zu berechnenden 
Antheil an den Bürgerrechtsgeldern — ausjchließlich des für Armenverforgung 
in den Bürgerrechtsgelvern mitgezahlten Einfaufsquantums — zu beanfpruchen 
hat, da deren Verpflichtung zur Verſorgung des Ueberfiedelnden im Falle der 
Hifsbedürftigteit bei der proviſoriſchen Aufnahme noch nicht befteht und bis zur 
definitiven Aufnahme dejjelden deren Eintritt noch ungewiß ift, uud für Die 
Möglichkeit einer Verpflichtung ebenfowenig etwas beanjprucht, als für die Mög- 
lichkeit einer Berechtigung etwas gezahlt werden kann. 

Ebenjo richtig iſt bezüglich der Gemeindeabgaben, daß die aufnehmende 
Gemeinde die in denjelben enthaltenen DVerficherungsprämien für ben Ver— 
armungsfall jo lange an die Heimathsgemeinde abgeben muß, als biefer bie 
Gefahr bleibt, während jene auf die Zeit, wo der Bürger von den durch Ge- 
meinbeverband gewährten jonjtigen VBortheilen in einer anderen Gemeinde Ge- 
brauch macht und dafür Abgaben entrichtet, billiger Weife feine Abgaben won 
dem nicht Geleifteten verlangen kann. 

Hieraus möchten fih wegen der in den Bürgerrechtsgelvern und Gemeinde— 
Abgaben enthaltenen Verficherungsprämien folgende Beitimmungen ergeben: 

Jeder Ueberjievelnde hat zuwörderit in feiner ge die bort geordneten 
anzen ui Pr ar in der aufnehmenden Gemeinde dagegen nur einen 

[ der Dürgerrechtögelver zu entrichten, erhält bei wirklich erfolgender Auf- 
nahme von feinen in der Heimath gezahlten Bürgerrehtsgeldern einen Theil 
zurüd, während er den zur Erfüllung der Bürgerrechtsgelder erforderlichen Theil 
in ber neu aufnehmenden Gemeinde, das Einfaufsquantum für die Berechtigung 
im Verarmungsfalle, nachzahlt. 

Die Abgaben, welche — nach dem gleichen Maße wie bei andern 
Gemeindegliedern gleichen Geſchaͤfts in der neuaufnehmenden Gemeinde zu be: 
5 und von dieſer zu erheben find, werden auf bie Zeit der noch nicht befi- 

v erfolgenden Aufnahme zwifchen diefer und der Heimathsgemeinde geteilt. 
Schon in biefer Einrichtung würde fich für die aufnehmende Gemeinde 
g Veranlaffung finden, um bei ben Aufzunehmenden das Proviforium na 
öglichkeit abzufürzen, damit fie die Abgabe jobald als möglich allein bezieht 
und in den Beſitz der ganzen. Einfaufsgelder gelangt, während die Heimathge- 
meinbe durch die ihr zu gewährenden Einkau ee und Berficherungsgelver, 
die fie in den meijten Fällen ohne alle Gegenleiitung erhält, für die bei dem 
einzelnen Zurücgewiefenen habende erhöhte Gefahr ausreihend entſchädigt fein 
bürfte, jo daß es nur im ihrem Interejfe liegen wird, die Ueberfievelung eher zu 
befördern als zu hindern. 
-  gevenfalld wiirde aber das Intereffe bei beiden Gemeinden um jo mehr 
vet, je höher der für die einzelne zu erzielende Vortheil ift, ver bei ver Ue 
rſie und bezüglich bei der bald definitiv erfolgenden Aufnahme für fi 
erwächit; je mehr die aufnehmende Gemeinde durch Beendigung des Pronilo- 
viums gewinnt, deſto geneigter wird fie zur Beendigung deſſelben Ve je niebriger 
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deshalb die Anteile derfelben an den Bürgerrechtsgeldern und Abgaben während 
des Provifortums find, defto mehr Veranlaffung wird fie haben, das Proviforium 
fofort nach gewonnener Weberzeugung wahrfcheinlihen Fortlommens des Aufzu- 
nehmenben zu beenden; während die Heimathsgemeinde um fo geneigter fein 
wird, bie Ueberfiedelung zu befördern, je höher die bei der UWeberfiebelung für 
fie zu erlangenden Vortheile find, je mehr demnach die Heimathgemeinde von 
den ihr gezahlten Bürgerrechtsgelvern zurücdbehält, einen um fo größeren Antheil 
be an den Abgaben befommt, je mehr fich deshalb die durch mißglückte Ueber 
ebelungsverfuche herbeigeführte erhöhte Gefahr durch die erhöhte Prämie ver- 
mindert, um fo mehr wird fie babei intereffirt fein, wenn bie Ueberfievelung ver- 
mehrt und das Proviforium ausgedehnt wird. 

Hierdurch ergiebt fich jedoch, daß die beiderfeitigen Intereffen mit einander 
nicht in Widerfpruch gerathen, fondern neben einander recht gut beftehen 
fönnen, einander fogar befördern. Zudem widerfpricht das Intereſſe des 
Aufzunehmenden den beiberfeitigen Gemeindeintereffen nicht, denn zuvörderſt 
ann ihm die Vertheilung der Abgaben, fobald ihm deshalb nicht höhere ange- 
fonnen werden, gleichgiltig fein, und muß es jevenfalls auch in feinem Intereſſe 
Itegen, wenn zunächit im Allgemeinen die Vertheilung der von ihm gezahlten 
Gelder in einer Weife gefchieht, die fein eigenes Intereife am Beſten fürbert 
und diefem am Wenigiten twiderfpricht, daher wird es fir ihn felbft auch ſogar 
am BVortheilhafteften fein, wenn durch die Vertheilung feine definitive Aufnahme 
beſchleunigt wird und wenn für den Fall fpäterer Zurüdweifung das an bie 
aufnehmende Gemeinde gezahlte Einfaufsguantum fo gering als möglich zu 
wird. Die frühere Berichtigung des Bürgerrechtsgeldes in der Heimath ift für 
den fall fpäterer Zurücdweifung für ihn gleichfalls ein Vortheil; das theilweife 
durch die der Heimathsgemeinde zeitweilig verbliebene Gefahr gerechtfertigte Zu- 
rüdbebalten der in der Heimath gezahlten Biürgerrechtsgelver bei fpäterer Auf- 
nahme in einer andern Gemeinde, namentlich wenn dem Lleberfiebelnden dabei 
das Recht zufteht, durch eigenes Zuthun die zurücdzubehaltende Summe zu ver- 
mindern, ift zwar für ihn vielleicht ein Verluft, der aber immer leichter ver- 
fehmerzt werden wird, als bei Zurüchweifung das fir bie genoffenen zeitweiligen 
Vortheile berechnete Einfaufsguantum in der aufnehmenden Gemeinde, und ver 
nimmer die Höhe ber ihn bei ber Zurückweiſung treffenden fonftigen wirthſchaft— 
lichen Nachtheile erreichen wird umd als die für Vermittelung der Freizügigkeit 
von dem Einzelnen gezahlte Prämie nicht in Betracht gezogen werden kann und 
ausreichend begründet ift. 

Günftige Erfolge dürften fich aber unter den jet beſtehenden Verhältniſſen 
von der in Vorfchlag gebrachten Aenderung nur dann erwarten laffen, ſobald 
neben ver Berückſichtigung des Intereffes des Einzelnen, des Intereffes der En 
Meere und ber aufnehmenden Gemeinde im Allgemeinen, noch insbeſon⸗ 
dere bie in einzelnen Gemeinden und Gegenden verfchiedene Erwerbögelegenheit 
mit berüdfichtigt wird. 

Bliebe nämlich die Verfchiedenheit der Erwerbsgelegenheit außer Betracht 
und würden für alle Gemeinden gleiche Bedingungen der Ueberſiedelung aufge 
ftelit, fo daß es mit nicht mehr Schwierigkeiten verfnüpft wäre, an einem Orte 
mit der vermalen ginftigjten Erwerbsgelegenheit Unterfommen zu finden, als an 
einem andern Orte mit fchlechten Erwerbsverhältniſſen, fo würde ficherlich Jeder 
tm Eigenintereſſe die Orte mit befferer Erwerbsgelegenheit als Ziel feiner Ueber- 

wählen, und würde hierdurch ein Auftrömen aus ärmern in wohlbe- 
Gegenden, vom platten Rande in bie Städte, von Meinern in größere 
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Städte bevingt, dadurch aber die Befürchtung nahe gelegt jein, daß bei vorhan— 
deuer Hreizügigfeit die Orte und Gegenden mit beſſerer Erwerbögelegenbeit über- 
völfert und die Orte mit geringerer Ermwerbsgelegenbeit entvölfert werden möch- 
ten, daß in erjteren die Arbeit durch das unverhältnigmäßige Angebot unter ihren 
natürlichen Preis herabgedrüct, in legtern die Arbeit durch die übermäßige Nach⸗ 
[rege auf eine der Kapitalerhaltung nachtheilige Höhe gebracht, und daß dad 

erfteren das Kapital ein dem Werthe der Arbeit nachtheiliges Uebergewicht 
erhalten, der Kapitalgewinn demnach gegenüber dem Arbeitslohne unverhältniß⸗ 
mäßig geſteigert, in letztern das Kapital ſelbſt wegen ſeiner Ertragstfofigkeit zu 
Grunde gehen werde, und daß ſomit durch die erleichterte Ueberſiedelung ber 
einzelnen Gemeinde verſchiedene Gefahren drohten, ohne daß das Intereſſe des 
Einzelnen dadurch gefördert werde. 


Dieſe Befürchtung, welche ſchon wiederholt ausgeſprochen worden iſt und 
einen Grund gegen die Freizügigkeit abgegeben bat, zeigt ſich aber bei näberer 
Unterfuhung in ihrer Allgemeinheit als unrichtig und jedenfalls als übertrieben; 
denn ber Zuzug in Gegenden mit beſſerer Erwerbsgelegenheit wird immer auf: 
De fobald durch unverhältnigmäßiges Angebot von Arbeit deren Preis zu 

ufen anfängt, und wird der Abflug aus Gegenden mit geringerer Erwerbsge- 
legenheit aufhören, jobald dort die Arbeit durch die gefteigerte Nachfrage einen 
entfprechenden Preis erhält, fo daß in Wirklichkeit ein unverhältnigmäßiges Zu- 
ftrömen in wohlhabendere Gegenden und zu ftarter Abflug aus ärmeren Gegen- 
den nie bis zu dem gefchilverten Höhepunkte fteigen, auch nie von langer Dauer 
Ve fann, ba fich beide Uebelſtände bald ausgleichen würden, ſobald durch bie 
ee Abjperrung der Gemeinden gegen einander die künſtlichen Schranten 

eitigt wären, welche dem natürlichen Ab- und Zufluſſe entgegenftehen, ba 
Jeder im Eigenintereffe fih von dem Orte wegwenden wird, an dem er burch 
feine Arbeit fein Fortfommen nicht finden kann und den Ort auffuchen wird, 
wo ihm dies möglich ift. - 


So lange nun aber die durch die gegenfeitige Abiperrung der Gemeinden 
gegen einander errichteten Schranken noch nicht völlig befeitigt rag was immer 
nur nach und nach mit der fich verbreitenden Einficht der Nothwendigfeit diefer 
Befeitigung. möglich ft fo lange baher die natürliche Bewegung durch das ges 
ſchaffene künſtliche een der Abfperrung unmöglich gemacht tft, fo lange 
wird es fich jedenfalls nothwendig machen, durch Aufftellung von Mitteln dem 
unverhäftnigmäßigen Zuftrömen ver Zuzügler aus armen in wohlhabendere Ge- 
een und aus Gemeinden mit geringerer Arbeitsgelegenheit in Gemeinden mit 
erer Arbeitsgelegenheit vorzubeugen. Ein unverhättnigmäniges Zufttömen in 
Gegenden mit befferer Erwerbsgelegenheit war nah Obigem nur dann als mög 
lich bingeftellt, wenn dort die Bedingung der Ueherfievelung nicht —— 
als die der Ueberſiedelung in eine andere Gegend mit ſchlechterer Erwer id 
fegenheit; während ein folches Zuftrömen nicht — urde, wenn bie 4 
en ber Ueberfiedelung in einer der beſſeren Arbeitsgelegenheit entjprechen 
den Weiſe geordnet wären, fo daß bie Aufnahme in dem Mafe an —— 
feit zunähme als die Erwerbsgelegenheit am Aufnahmeorte felbit günftiger enelung 
da die durch die beffere Erwerbsgelegenheit Hebingte Neigung zur Ueberfi nd 
in ber mit ber fteigenben Erwerbsgel enheit vergrößerten Schwierigteit fung 
Aufnahme ein ches Gegengewicht , mb baburch ber u * 
ſelbſt eine dem allgemeinen Beſten jett vechende Richtung und 
geben ſein würde. * *8 
# > 
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In Wirkfichkeit find jedoch die Bedingungen der Aufnahme nicht aller 
wärts gleich, vielmehr find faft allenthalben die Bürgerrechtsgelder und Gemeinde: 
abgaben, fewie die fonftigen Anforderungen an den Einzelnen nach der mit ber 
Größe des Orts als fteigend angenommenen Erwerbsgelegenheit verjchieden, in 
diefer Einrichtung daher jchon jett das zu naturgemäßer Regelung der Ueber: 
fiedelung erforverlihe Mittel vorhanden und die ausgefprochene Befürchtung 
völlig ungegründet, ſobald diefes Mittel erhalten und zeitgemäß und ben Orts- 
bedürfniſſen entfprechend umgebildet wird, wobei die Orte mit gleicher Erwerbs- 
gelegenheit im Cigenintereffe gleiche Anforderungen ftellen werden, jo daß ſchon 
mit Nothwendigfeit die Gleichheit der Anforderungen und die natürliche Abftu- 
fung von felbft bedingt ift, und daß deshalb alle pofitiven Normen überflüffig 
erfcheinen müffen, da ein anfüngliches Feſthalten an den zeitherigen Anforderun- 
gen fo fange genügt, bis man ſich davon überzeugt, daß in andern Orten mit 
gleicher Erwerbögelegenheit billigere Anforderungen an ben Ueberſiedelnden ge- 
ftellt werben. 

Hierdurch würde aber die den Orten mit verſchiedener Ermwerbögelegenheit 
drohende Gefahr befeitigt fein und fomit auch diefer Grund der Abfperrung für 
die einzelnen Gemeinden in Wegfall fommen. Kommt nun noch hinzu, daß bie 
Gemeinden in den einzelnen beutjchen Staaten, von denen die große Mehrzahl 
fhon die Nothwendigteit eines allgemeinen deutſchen Heimathsrechts geſetzlich 
anerkannt hat, eher Beförderung als Verhinderung ihres Interefjes zu erwarten 
haben und daß das als nachtheilig Erfannte, foweit e8 nicht durch das den Ge- 
meinden überlaffene Statutrecht geändert werden fann, auf dem Wege ber Yan- 
desgeſetzgebung ficherlih Abhilfe findet, jo find die Gemeinden beftimmt im 
Stande, fei e8 nun unmittelbar oder mittelbar durch Hülfe ihrer Regierungen, 
den entwidelten Grundfägen entfprechende Normen ins Yeben rufen zu Können. 

Die Aufitellung folder Normen ift aber um jo mehr geboten, als dadurch 
erft die Richtigkeit der aufgeftellten Behauptungen geprüft, die Mängel derfelben 
leichter gefunden und berichtigt werden können, jo daß dieſe Aufitellung jeden- 
fall8 einen nothwenbigen Theil der gegemwärtigen Abhandlung bilden muß. 


Nah Obigem möchten fich für unfere Heimathsgefeßgebung folgende Grund- 
ſätze empfehlen. 

Jeder unbejcholtene Deutjche, der durch feine VBermögensverhältniffe und 
Erwerbsfähigfeit die wahrfcheinliche Ausficht eigenen Fortlommens gewährt, bat 
unter nachgebachten Bedingungen das Recht der Ueberfiedelung in andere Ge- 
meinden. Durch tadellefe Führung erlangen befcholtene Perſonen das Recht erſt 
nach Verſtrich einer Neihe von Jahren, während welcher ihnen jeboch der tem- 
J— ara in unfelbitftändiger Stellung in auswärtigen Gemeinden zu 
geſtatten ift. 


Bermögenslofe Perfonen erlangen das Recht erft dann, wenn fie fich fo 
viel erjpart haben, als nach dem Gutachten von vermögenslofen Standesgenofjen 
für Gemeindegliever ihres Standes zur Begründung eigener Wirthfchaft und zur 
Sicherung eines Nothpfeunigs für unvorhergefehene Zufälle erforderlich ift, und 
ift biefe Summe in den einzelnen Gemeinden im Boraus feftzuftellen und deren 

ehe von Zeit zu Zeit zu revidiren, und werben die in der Heimath gezahlten 
ürgerrechtögelver hierbei mit eingerechnet. 

Die Höhe des fonft eg Vermögens ift Die zeitherige, jeboch werden 
hierbei alfenthalben Erſparniſſe doppelt gerechnet, und iſt jedenfalls eine Zurüd: 
weifung wegen bed Vermögens unthunlich, fobald die darunter enthaltenen Gr- 
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fparniffe mit dem zum Hälftigen Betrage in Anfag zu bringenben fonftinen Ver— 
mögen ben * des non Vermögensloſen beffelben Standes — Br 
mögens ausmachen. 

Der Erwerbsfähigfeitsnachweis hat fich auf die genoffene Ausbildung, ge- 
zeigte Geſchiclichleit, bewieſenen Fleiß und Sparfamfeit zu erſtrecken und ift des: 

am Zwedmäßigften mit den Führungsatteften zu verbinden, in benen a 
zur Vervollftändigung Das Berhalten des Einzelnen zur Familie, foweit hierin 
ein pflichtwibriges Benehmen durch erwiejene Thatſachen zur Kenutniß gelangte, 
nicht unberüctfichtigt zu laffen und anerkannt mufterhaftes Verhalten namentlich 
hervorzuheben iſt. 

Jeder, der fih in angegebener Weife ausgewiefen hat, erlangt nach gewon- 
nenem Bürgerrechte in feiner Heimath die Berechtigung zur Ueberfiebelung und 
muß ihm von der andern Gemeinde nach Erlegung von ein Drittel der von ihm 
bei definitiver Aufnahme ſtatutmäßig zu zahlenden Gebühren und gegen Erfül⸗ 
fung der im einzelnen Orte für den beſondern Geſchäftsbetrieb von Gemeinde: 

liedern geforderten Geld» und andern Veiftungen der Aufenthalt und Geſchäfts⸗ 
betrieb auf fechs Jahre gegen Abentrichtung der gleichen, von andern Standes, 
genoffen gezahlten Yandes- und Gemeindeabgaben geftattet werben. 
Bon den Gemeindeabgaben wird am Schluffe jeden Jahres oder beim 
Wegzuge die Hälfte an die Heimathsgemeinde abgeliefert, dagegen verbleiben bie 
Sandesabgaben dem betreffenden Staate allein. 

Nah Berjtrih von ſechs Jahren muß der UWeberfiedelnde in der Gemeinde 
Aufnahme finden oder bei befundener Unwürdigkeit zurücgewiefen werden. Eine 
Zurücdweifung wegen Unmwürbigfeit kann auch fofort nach deren Beweiſe zu jeder 
anderen Zeit erfolgen. 

Die Gründe der Unmürbdigfeit find die oben angegebenen unb werben bie- 
jelben in dort beftimmter Weife in Zweifelsfällen fejtgeftellt. 

Der auf ſechs Jahre feftgeftellte Zeitraum ift jedoch zu befinitiver Aufnahme 
feineswegs erforderlich, vielmehr fteht jedem Neuaufzunehmenden nach Ablauf 
eines Jahres jeder Zeit das Recht zu, fich um definitive Aufnahme zu be: 


werben. 

Wird er auf fein Gefuch abgewiefen, fo fteht ihm die Wiederholung feines 
Geſuchs nach Ablauf von jehs Monaten nach erfolgter Zurückweiſung frei. 

Bei befonderen Umftänden, namentlich wenn jich der Aufnahme Suchende 
ſchon längere Zeit vorher in der Gemeinde aufgehalten hat, oder wenn ben 
Gemeinbevertretern aus andern Gründen ein Proviforium überflüffig erfcheint, 
fteht e8 dieſen frei, auf Anfuchen des Aufzunehmenden die Aufnahme {ofort 
definitiv zu gewähren. 4 

Durch die ſofort definitiv erfolgende Aufnahme wird im Webrigen 
Verpflichtung des Ueberfiedelnden in feiner Heimathegemeinde die —— 
gelber zu erlegen, im Wefentlicher nichts geändert, nur ſoll ihm in dieſem nn. 
nach nachgeiwiefener, wirklich erfolgter definitiver Aufnahme hiervon zwei D 
bes eingezahften Betrags zurüdgezahlt werden. b 

Ebenſo erhält der, welcher auf ſein Anſuchen, von feiner erſten Ueber— 
ſiedelung an gerechnet, nach dem erften Jahre in einer auswärtigen ——*— 
befinitio aufgenommen wird, fünf Neuntel, nach dem zweiten Jahre vier Neunt 4 
nach dem britten Jahre drei Neuntel, nach dem vierten Jahre zwei Neuntel, 
nach dem fünften Jahre ein Neuntel des in ber Heimath gezahlten Er 

8 zurüdgezahlt, wobei pie erite Hälfte des folgenden Jahres nicht, Die 
zweite aber für voll gerechnet wird. 


— 


Wer dagegen erſt nach der erſten Hälfte des ſechſten Jahres, ſei es auf 
Anfuchen oder durch die am Schluffe diefes Jahres ohne Antrag von den Ge- 
meinbevertretern vorzunehmende Abftimmung Aufnahme findet, hat von ben im 
ber Heimath gezahlten Bürgerrechtsgeldern etwas nicht zu beanfpruchen. 

Da biefe Quoten immer von der Zeit an zu berechnen find, wo ber Be— 
theiligte in einer auswärtigen Gemeinde die erfte proviforifche Aufnahme gefum- 
den bat, fo iſt * das Ueberſiedeln von einem Orte zum andern und die 
jeweilige Aufenthaltszeit in einem Orte zunächſt von keinem weſentlichen Einfluſſe. 

Durch die vor Ablauf des fünften Jahres des Aufenthalts in einer aus— 
wärtigen Gemeinde erfolgende Aufnahme erwirbt die aufnehmende Gemeinde das 
Elgenthum an den im laufenden Rechnungsjahre verfallenen hälftigen Gemeinde- 
abgaben, die fonft am Schluffe jeven Rechnungsjahres und bis zu ber ohne 
Antrag erfolgenden Aufnahme des Ueberfievelnden an die Heimathsgemeinde ab- 
zuliefern find. 

Nach erfolgter vefinitiver Aufnahme hat der Aufgenommene die zur Exfül- 
(ung der Bürgerrechtögelder erforderlichen zwei Drittel in der aufnehmenden 
Gemeinde fofort zu erlegen. 

Bei erfolgender Zurüchweifung ift bie zurüchweifende Gemeinde zur Rück— 
ablung der Hälfte des vom AZurüdgewiefenen eingezahlten dritten Theils bes 

ürgerrechtögeldes und der bis zur Zurücdweifung wverfallenen hälftigen Gemeinde- 
abgaben und bie Gewerbscorporation, welcher der Zurückgewieſene bis dahin 
angehörte, zur Rückzahlung von fünf Sechftel des an die Innungs- und Ge- 
meinbefaffe felbft als Aufnahmegebühr oder für Meifter- oder Herrenrecht Ge- 
sahlten verpflichtet, dagegen erhält der Zurückgewieſene das in dieſer Beziehung 
— Gebühren an Innungsbeamte oder an die Staatskaſſe Gezahlte 
nicht zurüd. 

Die Auszahlung der Seitens der Commune oder betreffenden Corporation 
zu reſtituirenden Gelder erfolgt der Anordnung ber Heimathsgemeinde gemäß, 
welche deshalb bei Meberfendung des dem Zurücgewiejenen bis zur Zurüdwei- 
fung zu bezahlenden Gemeindeabgabenantheils von der erfolgten Zurüdweifung in 
Kenntniß zu ſetzen tft, indem die Auszahlung der fraglichen Gelder vor Eingang 
beren Verfügung überhaupt nicht erfolgen Tann. 

Dem Zurücweifen Seitens der Gemeinde fteht der Verzicht auf befinitive 
Aufnahme Seitens bes proviforifch Aufgenommenen in aller Beziehung gleich umd 
find die Gemeindeabgaben bis zum Schluſſe des Quartals, in welchem der Aus- 
tritt erklärt wird, fofort bei der Erklärung baar zu erlegen, während bei de 
Zurücdweifung die Gemeindeabgaben nur bis zum Beginne bed Quartals, in 
bem bie Ausweifung erfolgt, erhoben und verrechnet werben follen. 

Der Zurüdgemwiefene oder freiwillig Zurücktretende hat feiner Heimathe- 
— wenn er nicht dahin zurückkehrt, den Ort anzugeben, wohin er ſich 
we 

Jedenfalls ift audy jede aufnehmenbe Gemeinde verpflichtet, die Helmathe- 
gemeinde von erfolgter proviforifcher Aufnahme unb von ber Hüte ven vom 
proviſoriſch Aufgenommenen zu entrichtenden Gemeinbeabgaben in Kenntniß zu 
* überdies derſelben von vorkommender Veränderung Mittheilung zu 
machen. 

Zur weiteren Aufnahme find außer den Zeugniſſen ber Heimathsgemeinde 
noch die Zeugnijfe der Gemeinden nöthig, in denen er fich zeither als proviſoriſch 
Aufgenommener aufgehalten hat. 
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Hat Jemand ſchon in einer andern Gemeinde Heimathsrecht 
ſind die betreffenden Zeugniſſe nur von dieſer —— ee 1° 
langen, dafern feit der dort erfolgten definitiven Aufnahme vier Dahre verfloffen 
n 


Die Gemeinden find verpflichtet, wahrbeitsgetreue Attefte auszuftelfen. 
unter begangene Pflichtwidrigfeiten haben alsbaldige — — 
falſche Atteit Legitimirten zur ig > 

Den Gemeinden jteht jedoch frei, bei fonftiger tadellofer Führung bes pro- 
viſoriſch Aufzenommenen ftatt der Ausweiſung eine Verlängerung des Provt- 
foriums zu verfügen. 

Durch diefe oder Ähnliche Beſtimmungen ließe fih bie Freizügigfeit in 
Deutfchland wehl vermitteln, ſobald hierbei der gleichen natürlichen Berechti— 
gung des Menjchen zu arbeiten, was man will, durch Regelung der Gewerbe 
verhältnifje die nöthige Rechnung getragen wird, indem bie Freizügigkeit nicht 
ohne Freiheit des Gewerbes und lettere nicht ohne erftere gedacht werden kann, 
und ba gerabe bei den jet beftehenden Einrichtungen in ben von den Innungen 
der Ueberfiedelung entgegengefegten Hinderniffen ein Hauptgrund ber gegenfeitigen 
Abfperrung lag, indem In gar vielen Fällen, wo der MWiderfpruch der Innung 
gegen die Aufnahme nicht geradezu als Grund der verweigerten Aufnahme aus- 
drüdlich ausgefprochen und anerkannt wird, der feste Grund der abfälligen Ab- 
ftimmung Tediglich in dem engherzigen Egoismus in fuchen fein dürfte, ber in 
bem nn einen Störer des eigenen, in dem Zunftmonopole garan- 
tirten Wohls oder des auf gleicher Grundlage gegründeten Wohlbefindens lieber 
Berwandbten und Freunde fah. 





Die Mechtsverbältniffe der Preußiſchen Elementarfchule. 
Erfier Artikel. 

Seitdem durch bie Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 in ben 
Artifein 20— 26 die NReorganifation des gefammten Unterrichtswefens in Aus 
ficht geſtellt worben ift, hat fich auf dieſem Gebiet eine lebhafte und weitgreifenbe 
Bewegun, erhoben. Da die in ber Verfaffung über die Regelung des Schul» 
wefens enthaltenen Grundfäge in mehrfachen Widerfpruch mit den bisherigen 
gefeglichen Vorſchriften fich befinden, fo konnte es nicht fehlen, daß zwifchen ben 
Anhängern der alten und ber neuen Ordnung ein Kampf entjtand, ber in ber 
Preſſe und auf den Yandtagen einen mehrfachen und wiederholten Ausbrud fand. 

Faft in allen Situngsperioden des Landtages feit dem Jahre 1850 ift die 
Borlage des verheifenen Schulgefeges zur Sprache gefommen; namentlich war 
es ber Abgeorbnete Harkort, welcher in den Situngsperioven 1850 — 1851, 
1851— 1852 und 1854— 1855 dieſe Angelegenheit anvegte. 

Der frühere Minifter der Unterrichtsangelegenheiten, Herr v. Raumer Sing 
dagegen von der Anficht aus: „daß in der Verfaffung allerdings ein allgemeines 
Unterrichtsgeſetz vorgejehen fei und daß daher die verfaffungsmäßige Ausficht 

uf ein ſolches beftehen bleiben müjje; daß das gedachte Geſetz jedoch im Wefent- 
bie jest beftehenden Beitimmungen aufrecht zu erhalten und baf er für 
jeßt weder im Stande noh Willens fei, ein allgemeines Unterrichtsgefeg vor- 
en.” 


‘ In Folge deffen wurde der Antrag, das Minifterium zur Vorlage eines 
berartigen Gefetzes zu veranlaffen, von dem Abgeorbnetenhaufe wiederholt abgelehnt. 


866 


Nach dem Eintritt des Miniſteriums Hohenzollern kam die Regelung bes 
Schulwefens von neuem und von verfchiedenen Seiten bei dem Lanbtage in ben 
Situngsperioden von 1859 und 1860 zur Erörterung; biefelbe wurde von ber 
Majorität des Abgeorbnetenhaufes für dringend nöthig erachtet; auch der gegen: 
wörtige Minifter ber LUnterrichtsangelegenheiten, Herr v. Bethmann - Hollwe 
erflärte fich zur Vorlage eine® Unterrichtsgefetes bereit, wenngleich er fich bie 
Schwierigkeiten eines ſolchen nicht werhehlte. 

Er äußerte fich unter anderm darüber in ber Sigung des Abgeorbneten- 
haufes vom 9. März 1859 wie folgt: 

„Er habe die Ausführung des Art. 26 der Verfaffungsurfunde — den 
Erlaß eines Unterrichtsgeſetzes — von Anfang an ernft ins Auge 
faſſen müſſen und fei ihm diefe Frage in ihrer ganzen Bedeutung und 
Schwierigkeit entgegen getreten, einer Schwierigkeit, die um fo größer 
fei, als in den verfloffenen 10 Jahren zur Erledigung derfelben noch 
Nichts vorbereitet je. Es käme bier nicht blos auf das Wie ber 
Ordnung bes Unterrichtswejens, ſondern vor allen Dingen auf eine 
näbere Beftimmung ver Punkte au, wo, ohne der freien Entwicklung des 
Schulweſens Hinderniffe zu bereiten, eine geſetzliche Regelung Be 
bürfnig und heilfam fe. Daß er in den wenigen Monaten feiner 
Verwaltung noch nicht zur Gewißheit über das Cine oder das Andere 
gelommen ſei, werde das hobe Haus natürlich finden. Indeſſen fei 
ihm jogleich bei fortgefetter Prüfung entgegengetreten, daß die Frage 
der Schullaft wohl auf mehreren Punkten unfeugbar einer geſetzlichen 
Regelung bebürfe, indem bier Ungewißheiten, felbft Controverſen vor- 
lägen. Mehrere Mittheilungen müſſe er fich für die nächite Seffion 
vorbehalten.“ 

Auf Grund diefer Erflärung überwies dann das Ahgeorbnetenhaus bie ein- 
gegangenen Petitionen wegen Erhöhung der Elementarlehrer- Gehälter dem Mi: 
niſterium zur Berüdfichtigung bei dem zu erwartenden Unterrichtsgefek. 


Die Vorlage deffelben ift in der lekten Situngsperiode nicht erfolgt. Als 
baher die Commiffion des Abgeorbnetenhaufes den Bericht über die Petitionen 
in Betreff der Schufregulative erftattete, fiellte fie den Antrag, zu beſchließen, 
daß bie Vorlage des in Art. 26 der Verfaſſung verheißenen ünterrichisgefehes 
in ber nächſten Situng erwartet werde. 

Dei diefer Gelegenheit gab der Minifter Herr v. Bethmann-Hollweg in 
der Sigung vom 21. Mai d. I. bie folgende Erklärung ab: 

„ Was nun das Unterrichtsgefeg, feine Winfchenswürbigkeit, feine 
Vothwendigkeit anlangt, fo will ich darüber noch wenige Worte fagen: 
Ih bin nämlich im Yanfe der Verhandlungen biefer Seffion und 
namentlich der Unterrichtscommiffion über biefen Gegenftand zu ber 
Meberzeugung gekommen, daß es dringend wiünfchenswerth und nöthig 
fei, daß ein allgemeines Unterrichtsgefetz fobald als möglich erlafjen 
werde, und zwar nicht blos in Bezug auf die äußern Verhältniffe ver 
Schule halte ich es für nöthig, fondern gerade um ber innern Fragen 
willen, um ver wieverfehrenden Kämpfe willen, bie fich auf das innere 
Weſen der Schule beziehen, auf die Stufe und Richtung der Bildung, 
welche anzuftreben ei.“ 

„Ich lann alfo zwar das Verfprechen nicht geben, daß ich das 
Unterrichtsgefet in der nächſten Seffion vorlegen werde, aber das Fam 
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ich erflären, daß von dem Schluffe des Landtages an in meinem Mi- 
nifterium gearbeitet werben foll, als fei das Unterrichtögefeg in der 
nächften Seffion vorzulegen.“ 

Wenn biernach auch zweifelhaft iſt, ob das Unterrichtsgefe on in 
bevorstehenden Seffion eingebracht werben wird, fo iſt doch » ie Ba 
das gegenwärtige Minifterium — im Gegenfat zu dem vorbergehenden — bie 
Ausarbeitung eines allgemeinen Unterrichtsgefeges für nothwendig erachtet und 
deſſen Vorlage möglichit befchleunigen will. Ebenſo läßt fich mad dem bis. 
berigen Verhalten des A — fchließen, daß baffelbe die Erfüllung 
der durch Art. 26 der BVerfaffung gegebenen Verheißung fortgefegt verlangen 
wird. Es I daher dieſe Frage auf der Tagesordnung der öffentlichen Die— 
cuſſion. Um jo erwinfchter muß es erfcheinen, wenn die Materialien zu einer 
gründlichen und unparteliſchen Löſung diefer fchwierigen und verwidelten Ange- 
— von ſachverſtändiger Seite zuſammengeſtellt, geordnet und kritiſch bear- 
beitet den betheiligten Kreiſen zugänglich gemacht werden. Dies iſt in Betreff 
bes Elementar-Schulweſens durch eine fo eben erſchienene Schrift 
des Regierungsraths Ebmeher geſchehen, welche den Titel führt: „Die 
NRechtsverhbältnifie der Preufifhen Elementarjhule und ihres 
Lehrers." Der Zwed des Verfaſſers geht dahin, „das was heute gefetliche 
Geltung bat, in ſyſtematiſcher Ordnung binzuftellen, das Zwelfelhafte von dem 
Unzweifelha en zu fichten, und auf diejenigen Punkte binzuführen, welche de 
lege ferenda zu einer weiteren Erwägung Anlaß geben.“ 

Demgemäß beginnt derjelbe mit einem furzen Ueberblid über die Entwicke— 
lung des Unterrichtswejens in Preußen jeit der Reformation bis zur Verfaſſung 
vom Jahre 1850; daran fchließt Tich eine Auseinanderjegung hber das Verhältniß 
bes Provinzial» Statutar: und Gewohnbeitsrechts. 

Der befondere Theil fcheidet fih in zwei Abtheilungen. Die erjte ftellt 
die Rechtsverhältniffe der Elementarfchule dar; es wird zuerſt die Stellung der 
Schule in ftantsrechtlicher und im privatrechtlicher Beziehung erörtert, ſodann 
der Schulbejuch und die Unterhaltung der Schule. Die zweite Abtheilung 
umfaßt die äußern Verhältniffe des Lehrers; und zwar bie Anftellung — feine 
Amtsverhältnifie — feine Einkommensquellen — und endlich die Amtserledigung. 

Inden bie erwähnte Schrift yleichfam den status causae et controversine 
der gegemvärtigen Verbältniffe der Preußiſchen Elementarſchule aufſtellt, iſt fie 
nicht allein für alfe diejenigen geeignet, welche bei der beworftehenden gejeglichen 
Regelung des Schulweſens mitzuwirten berufen find, ſondern fie bietet au 
allen amtlichen Inftanzen, welchen die Sorge fir das Elementarigulweien cb- 

‚ ein zwechmäßiges und brauchbares Hilfsmittel dar, um fich in ven ein 

en Fällen des Gefchäftslebens Auskunft und Rath zu holen. Die — 
Schrift kann daher den Communalbehörden, den Schulveputationen, ben ee 
Infpectoren, Schulvorftänden, fowie den Lehrern als ein Nathgeber und Weg— 
we auf ihrem Gefchäftsgebiet mit vollem Rechte empfohlen werben. 

Indem wir daher von bem praftiihen Standpunkte aus die Magifträte N 
biefelbe aufmerffam machen, halten wir e8 bei der bevorſtehenden Reorganitat rn 
des Schulivefens für eine Pflicht diefer Blätter, in Anknitpfung und auf OruN 
jener Schrift, die Hauptmomente des gegenwärtig geltenden uftandes ü 
itellen und mit den in der Verfaffung enthaltenen Reorganijat onsprincih ri 
vergleichen. Hierzu fehen wir uns um fo mehr veranlaft, als gerade *8 
lung der Communen zur Elementarfchule durch die Artilel 24, 25 um 
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Berfaffung betroffen wird und daher bie Behörden und Vertreter der Gemeinden 
bei der bevorstehenden gefetlichen Regelung beſonders betbeiligt erjcheinen. 

Wir werben in biefer Darjtellung ebenfowenig auf Details und Speciali- 
täten, als auf eine Parteinahme für den bisherigen oder den verfajjungsgemäßen 
Rechtözuftand eingehen, fondern uns darauf bejchränfen, die Hauptunterſchiede 
darzulegen und ſolche aus ben verjchiedenen Auffaffungsweifen zu motiviven. 
Dabei werden wir zugleich die gegenwärtig controverjen und zweifelhaften Bunte, 
welche einer gejeglichen Regulirung bedürfen, hervorheben. 

Auf diefem Wege hoffen wir ein überfichtliches Geſammtbild des bisherigen 
und des neuen Zuftandes des Volksſchulweſens geben zu Fünnen, welches das 
desfallfige Geblet umgrenzt, die wichtigern Punkte bezeichnet und fo für ſpätere 
Specialunterfuchungen und Debatten eine geeignete Grundlage gewährt. 

Wir werden bei dieſer Darftellung, welche wir uns fir eins der nächſten 
Monatshefte vorbehalten, folgenden Gang beobachten: 

I. Der Begriff der Volksſchule. 

11. Die ftaatsrechtliche Stellung der Vollsſchule. — Das Recht der Or- 
ganifation und Aufficht. 
III. Die Unterrichtsfreibeit. 
IV. Die Schulpflicht. 
V. Die Pflicht zur Unterhaltung der Schule und bes Lehrers. 
VI Die rechtliche Stellung des Yehrers, 
— mn. 





Ueber die Auslegung und Anwendung 
ber 88. 1—4 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. Mär; 1850 (Gefeg-Sammlung ©. 265), mit Rüdfiht auf die 
Berhältniffe und ben ————— —— Halle wider den Königl. 
scus. 


Vor der Geltung des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 hatte in den Städten der Magiſtrat die Polizeiverwaltung; dem Staate 
war ohne Beſchränlung das Recht vorbehalten, beſondere Königl. Koi eibehörben 
zu beitellen. Es verorbnen nämlich die Städteorbnung v. 19. Nov. 1808 $. 166: 

„Den Staate bleibt vorbehalten, in den Städten eigene Polizeibehörden 
anzuordnen, oder die Ausübung ber Polizei dem Magiftrate zu 
übertragen 20.5" >» 
bie revidirte Staͤdteordnung vom 17. März 1831 $. 109: 

Inſofern Wir e8 nicht für nöthig erachten, befondere Polizelbehörden 
zu beitelfen, ift ver Magiftrat und insbefondere ver Bürger: 
meifter ober Oberbürgermeifter, oder dasjenige andere Magiftrats- 
mitglied, welches etwa damit jpeciell beauftragt werden möchte, ver- 
bunden, auch die Polizeiverwaltung in dem Stadtbezirke zu Übernehmen.“ 

Die Koſten der befonderen Königl. Fellinbetsnen, und zwar fowohl bie 
fächlihen Koften, als die ſämmtlichen Gehälter der Beamten, hatte bis zum 
Erlaß des Gefeges über die Polizeiverwaltung der Staat zu tragen. Es ver- 
ordnen nämlich: 





*, conf. Erlenntniß I, Inftanz, Monatsichrift file Dentfches Stäbte- u. Gemeinbewefen 1858, 
©. 644. Die rihterlichen eig ar bes Geſetzes über die Poligeiverwaltung vom 11. März 
1850 (vom Stabtratb Dunder in Berlin) ebendaſelbſt 1858; S. 1049 fi. 
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1. Das Gefeg über die Einrichtung des Abgabentwefens nom 30. Mai 185 
(Gef.:&. ©. 134) 8. 10. Mai 1830 
en ln Ihre 1881 CD, die Meikch 
c) ferner vom Jahre 1821 ab, die Beiträge der Stabtae 
Unterhaltung ber Gerichts-, ingleichen ber vom Staate — —— * 
Magifträten beſo nders angeordneten Bolizeibehörben zc. 
2. Die durch Cabinetsordre vom 4. Juli 1832 genehmigten nachträglichen 
a re zu $, 167 und 184 der GStädteorbnung vom 19. Novbr. 1808: 
„Die Stabtgemeinden find von ben Beiträgen zur Unterhaltung ber 
Serichtsbehörben jowohl, als ber vom Staate außerhalb der Magi— 
fträte „beſonders angeordneten Polizeibehörden entbun— 


den ꝛc. 
Nachdem die Verfaſſungsurkunde vom 31. Mär; 1850 im Artikel 105 
beitimmt hatte: 
„Meber die Betheiligung der Gemeinden bei Verwaltung ber Orts. 
polizet beftimmt das Geſetz,“ 
erſchien gleichzeitig mit der Gemeindeordnung bat Gefek über die Polizeiver- 
waltung vom 11. März 1850, welches beftimmt: 
„8. 1. Die örtliche Polizeiverwaltung wird von ben nach den Vor- 
Ihriften der Gemeindeordnumg dazu beftinmmten Beamten (Bürger- 
meiftern, Kreis-Amtmännern, Oberfchulzen) im Namen des Königs ge 
führt — vorbehaltlich der im $. 2 des gegenwärtigen Gefekes vorbe- 
baltenen Ausnahme Die Ortspolizei-Beamten find verpflichtet, bie 
ihnen von ber vorgeſetzten Stantsbehörbe in Bolizel-Angelegenheiten er: 
theilten Anweifungen zur Ausführung zu bringen. Jeder, ber fich in 
ihrem Berwaltungsbezirfe aufhält, oder dafelbft anfäffig ift, muß ihren 
polizeilichen Anordnungen Folge leiften. 

8. 2. An Gemeinden, wo fich eine Bezirksregierung, ein Lands, 
Stabt- ober Kreisgericht befindet, fo wie in Feſtungen und in Gemein- 
den von mehr“als 10,000 Einwohnern, fann die örtliche Polizeiver- 
waltung durch Beichluß des Minifters bes Innern befonderen 
Staatsbeamten übertragen werben. Auch in andern Gemeinben 
fan ans dringenden Gründen biejelbe Einrichtung zeitweife eingeführt 
werben. 

8. 3. Die Koften ver örtlichen Polizeiverwaltung find, mit Aus- 
nahme der Gehälter der von der Staatsregierung im alle der An- 
wenbung bes 8. 2 angeftellten befonderen Beamten, von ben 
Gemeinden zu beitreiten. 

8. 4. Ueber die Einrichtung, welche pie örtliche Polizeiverwaltung 
erfordert, kann die Bezirksregierung befonbere Vorſchriften erlaſſen x. 

Die Gemeindeorbnung vom 11. März 1850 aber beftimmt $. DB: 
„De — — 3 in ber Gemeinde, nach näherer Beſtimmung 
ber Geſetze, folgende Geſchäfte zu bejorgen: 

1) Die Handhabung ber Ortspoligei, foweit fie nicht bejonberen 

Behörden übertragen ift, 
Wr biermit, verorbnet die Stäbteorbnun 


„Der Bürgermeifter bat nach näherer Beftimmun 
folgenbe Gefchäfte zu beforgen: 


g vom 30. Mai 1853 
g der Geſetze 
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I. Wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht Königl. Behörden 
übertragen iſt: 
1) die Handhabung der Ortspolizei; 
2) die Verrichtung eines Hilfsbeamten der gerichtlichen Polizei; 
3) die Berrichtungen eines Polizeianwalts, vorbehaltlich der Befugniß 
ber Behörde, in den Fällen 2 und 3 andere Beamte mit diefem 
Geſchäfte zu beauftragen.” 


In Folge des $. 2 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung legte ber ve 
an bes Innern von Weftphalen, unter defien Verwaltung und Mitwirkung 
das Geſetz erlaffen ift, in demjenigen Städten, in welchen bereits Königl. Polizei- 
verwaltungen auf Koften des Staats beftanden, die fächlichen Koften den 
Gemeinden auf; die Gehälter der fümmtlichen, zur Bolizeiverwaltung 
erforderlihen Beamten wurden ferner, und werben bis jett aus Staats: 
faffen bezahlt. 


Nah demfelben Grundfage, hinfichtlich der Koften, richtete der Herr Minifter 
auf Grund bes $. 2 des Gefekes neue Königl. Polizeidirectionen in den Städten 
Düffeldorf, Trier und Stettin ein, und auch für Halle und mehrere andere 
Städte hatte die Königl. Staatsregierung diefelbe Abſicht. Da aber die im 
Staatshaushalt für polizeiliche Zwede ausgeworfenen Gelpmittel Hierzu nicht 
ausreichten, ſah fich der Herr Minifter veranlaft, dieſe Abficht lediglich aus 
finanziellen Rüdfihten für jest aufzugeben, und ben 88. 2 und 3 des 
Geſetzes eine andere als die aus den vorgedadhten Anorbnungen fich ergebende 
Auslegung zu geben, indem er mittelft Refcripts vom 6. Juli 1853 auf die 
Gegenvorjtellung des Magiftrats zu Halle erflärte, „daß der Staat berechtigt fei, 
auf Grund des $. 2 des Gefeges vom 11. März 1850, bie Leitung ber ört: 
lichen Polizeiverwaltung in einer der dort bezeichneten Städte einem von ihm 
anzuftellenden Königl. Beamten zu übertragen, ohne zugleich die Anftellung und 
Befoldung der ſämmtlichen diefer Polizeiverwaltung angehörenden Beamten zu 
übernehmen. Zugleich bemerkte der Herr Minifter: „Es iſt ferner eben fo 
irrthümlich, wenn die Stabtbehörben glauben, etwa im er des Proceffes den 
Staat dazu nöthigen zu können, von der Befugnif des $. 2 a. a. DO. entweder 
gar nicht, oder durch Uebernahme der gefammten Polizeiverwaltung und Anftel- 
fung alfer Polizeibeamten Gebrauch zu machen, da die Entfcheidung diefer Frage 
dem Gebiete des richterlichen Lrtheils nicht angehört.” Der mit der Ausfüh- 
rung beauftragte Königl. Negierungspräfident jagt ferner in dem an den Ober: 
bürgermeifter der Stadt Halle gerichteten Nefcripte vom 10. April 1853; 


„Ew. Hochwohlgeboren find bereits unmittelbar durch den Herrn Ober- 
präfidenten der Provinz davon in Kenntniß gefett worben, daß das 
Königl. Mintfterium des Innern ftatt der früher beabfichtigten Errich— 
tung einer Königl, bloß mit Staatsbeamten zu befegenden Polizeiver- 
waltung für die Stadt Halle, welche aus finanziellen Nüdfichten 
für jest bat aufgegeben werden müflen, befchloffen hat, vorläufig 
nur einen Königl. Polizeivivector dafelbit anzuftellen, welchem vie Lei— 
tung ber jtäbtifchen Polizeiverwaltung übertragen werden foll. So fehr 
ich bebauere, daß bie längft vorbereitete und won bier aus dringend 
befürwortete vollftändige Uebernahme ver bortigen Polizei durch den 
Staat einen von mannigfachen Anconvenienzien begleiteten, 
bie neue Organifation erheblich ftörenden Anftand gefunden bat, Kann 
ich doch nicht umhin, auf das Lebhafteite zu mwünfchen, daß bie zur 


. 
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Einrichtung der neuen Polizeidirection erforderlichen An 
— getrofien —— El sehe Kalten ſchleunigft 

a eine Einrichtung na . 2 des Geſetzes practifch nur 
durch Bildung einer felbftitändigen Königl. Pollyelbehsre —* ee 
ausfchlieflich den Befehlen des Polizeidirectors untergeordnet find fo wurbe bie 
Stadt Halle, deren Polizeiverwaltung bis dahin gemeinfchaftlich mit den übrigen 
ftädtifchen Verwaltungszweigen in den vathhäuslichen Büreaus geführt war 
genöthigt, für die neue Königl. Polizeidirection mit erheblichem Roftenaufiwande 
ein befonveres Local außerhalb des Rathhauſes zu befchaffen, und bie dadurch 
erforderlichen mehreren Beamten anzuftellen. 

Die in Ausficht geftellte Uebernahme der Gehälter der ſämmtlichen Polizei: 
beamten von Seiten des Staats ging nicht in Erfüllung; die Stadt hat deshalb 
Klage gegen den Königl. Fiscus erhoben mit dem Antrage: 

zu erlennen, daß der Königl. Fiscus während der Geltung des Geſetzes 
über die Polizetverwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.“S. S. 265 
und fo lange die Königl. Staatsregierung einen Königl. Polizeidirector 
für die örtliche Polizeiverwaltung der Stadt Halle beſtellt, ſchuldig, 
die Gehälter aller für die örtliche Polizeiverwaltung der Stadt Halle 
erforderlichen Beamten, namentlich die Gehälter 

a) der PBolizei-Sefretaire und fonftigen Büreau-Beamten; 

b) des Polizeiinfpectors ; 

c) der Polizeicommiſſarien; 

d) der Bolizeifergeanten;; 

e) des Boten und Kaſtellans; 

f) des Gefangenmwärters, 
aus Staatsfonds zu zahlen. 

Diefem Antrage entfprechend haben beide Inftanzrichter, das Königl. Stabt- 
gericht zu Merfeburg und das Königl. Appellationsgericht zu Naumburg, nad» 
dem ber eingelegte Competenzconflict wieder zurüdgenommen war, erfannt. 

In der gegen biefe Entfcheivung von dem Königl. Fiscus eingelegten Nichtig⸗ 
teitsbeſchwerde wird ausgeführt: 

1) Die im $. 2 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung genannten befons 
deren Staatsbeamten entfprechen den im $. 1 genannten Gemeinde: 
Beamten, nämlich den Dirigenten der Gemeindevorjtände, unter welchen 
die polizeilichen Unterbeamten nicht verftanden werben könnten. 

2) Die Staatsregierung fei unzweifelhaft berechtigt, die gefammte örtliche 
Bolizeiverwaltung zu übernehmen: daraus folge ihr Recht zu einer nur 
theilweifen Uebernahme der VBolizeiverwaltung, da in dem größeren 
auch das geringere Necht enthalten jet. 

Seitens der Stabt Halle ift hiergegen reſp. fir die richtige Auslegung bed 


etzes 

1. hervorgehoben, daß eine Einrichtung nach $. 2 des Geſetzes praltiſch 
mır durch Einrichtung einer felbftftändigen Königl. Polizeibehörde ausführbar it; 
baf Ber bei der Polijeiverwaltung die Unterbeamten und folgeweife ihre Wahl 
und Anftellung von befonderer Wichtigfeit find; daß endlich eine Einrichtung wie 
fie der Herr Minifter getroffen hat, ein umpaffendes, die Würde des Eines ver⸗ 
lebendes DVerhältniß berbeiführt, indem ber Magiftrat ben polizeilichen Unter» 
Beamten, welche er als feine Beamten vereibigt und fich dabei zu befonderem 
Gehorfam verpflichtet, nicht den geringfügigften Auftrag extheilen, nicht einmal 


unmittelbar mit denjelben verhandeln darf, und biejes nur, um aus der An- 
jtellung der Unterbeamten durch den Magiftrat die Verpflichtung der Stadt zur 
Zahlung der Gehälter herleiten zu können. Es ift In der That eine Behauptung 
lediglich vom fiscalifchen Standpunkte aus, wenn jet gejagt wird, es genüge 
in einzelnen Fällen für den Staat, nur den Dirigenten der Polizeibehörbe ans 
zuftellen. Hätte das Geſetz den Gemeinden die Zahlung der Gehälter ber 
Unterbeamten auflegen wollen, jo würde dies einfach im Gefek ausgefprochen 
fein; man würde dies nicht Durch den unzweckmäßigen Umweg zu erlangen ges 
jucht haben, daß man den Gemeindevorſtänden ihre Anftellung überließ und 
aufnöthigte. Das Recht zur Anftellung der polizeilichen Unterbeamten ift auch 
nicht jtreitig, fondern die Verpflichtung zur Zahlung der Gehälter der 
für die Königl. Polizeiverwaltung erforderlichen Unterbeamten. 


2. Wer ein Hecht ausübt, hat gejetlich auch die damit verbundenen Laften 
zu übernehmen. Es hätte daher einer ausprüdlichen und Haren Bejtimmung 
des Geſetzes bedurft, wenn bei Einrichtung Königl. Bolizeiverwaltungen die Ge— 
meinden die Gehälter fir die erforderlichen Unterbeamten zablen follten, um fo 
mehr, da die bis dahin beſtehenden Gefege das Gegentheil beftimmen. Cine 
unzweidentige besfallfige Beſtimmung enthalten aber die Paragraphen 2 und 3 
des Geſetzes gewiß nicht. 

3. Die Entfcheibung tft aus 8. 2 zu entnehmen. In 8. 3 Haben bie 
Worte: 

„der vom Staate angeftellten befonderen Beamten “ 
feine dispofitive Bedeutung; fie find nur ein Melat aus 8. 2, weil es üblich 
und zweckmäßig ift, in dem nämlichen Gefege fiir biefelben Begriffe ftets bie- 
felben Ausdrücke au gebrauchen, die Dispefttion des $. 3 im der bier frag- 
lichen Beziehung ift nur: daß der Staat im Falle der Anwendung des $. 2 bie 
Gehälter zu tragen hat. 

4. Der 8. 2 ertheilt nun bem Herrn Mintfter des Innern das Recht, 
„die örtliche Polizei v erwaltung beſonderen Staatsbeamten zu übertragen. 
Unter dem Collectivbegriff Bollzeiverwaltung wird aber ſprachlich die ge— 
fammte zur Ausübung der Polizei erforderlihe Thätigkeit ver- 
ſtanden. 

5. Es kann zugegeben werden und iſt richtig, daß die beſonderen „Staat®- 
Beamten“ im 8. 2 den $. 1 genannten Gemelndebeamten correſpondiren. 
Es ift aber nicht zweifelhaft und In Betreff der Boltzeianwaltfchaft erft neuerlich 
von dem böchiten Gerichtshofe ausgefprochen (Entſcheid. Bo. 41 ©. 268), daß 
im alle des 8. 1, wenn der Bürgermeijter die darin bezeichneten polizeilichen 
Functlonen zu verrichten hat, die Gemeinden verpflichtet find, dem Bürger: 
meifter die erforberlichen Dean zu jtellen und zu befolden. Im Falle 
bes &. 2 hat felbftwerftändlih der Staat die nämliche Verpflichtung. 


Unter ber wefentlichen, entjcheidenden Thätigkelt der Behörde wird fpradh- 
lich bie untergeorpnete Thätigfeit ihrer Hülfsbeamten mitverftanden. 


Im $. 1 werden die dafelbft genannten Dirigenten ber Gemeinbevorjtände 
nicht den Unterbeamten, fondern den collegialiichen Gemeindevorftänden ent- 
gegengejegt, wie die Motive der Negierungsvorlage zu 88. 53 bi8 58 der Ge- 
meinbeorbnung ausbrüdlich ergeben. Es heißt darin wörtlich: 

„Die Gefchäfte der Gemeindeverwaltung, welche der Gemeindevorſtand 
zu bejorgen bat, find hauptſächlich zw Art: 
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1) die Gefchäfte ver Ortsobrigfeit, die in der Ausführung d 
Verordnungen und der Beichlüffe der bö a ber Gejege, 
2 * ea Ben höheren obrigfeitfichen Yes 
die Gemeinbeverwaltung int engeren Sinn i 
au ——— ee it g e, bei welcher der Staat 
Die eren, von welchen vie 88. 53 (Nr. 2—10), 54,5 
57 Handeln, eignen fich ihrer Natur nach mehr — * ee ale 
ſchen Verhandlung. Die Erftern, auf welche fich der 8. 58 bezieht, 
fallen eine ſolche Behandlung wenig oder gar nicht zu.” 

Bei der Berathung diefer Paragraphen ift ferner ausdrücklich hervorgehoben, 
daß dem Bürgermeiſter nicht blos Die obere Yeitung, jondern die Hand: 
babung der Polizei im Allgemeinen obliegen fol. Der Negierungsentwurf des 
Geſetzes lautete nämlich: 

„Der Bürgermeifter hat in der Gemeinde, nach näherer Bejtimmung 
der Gejege, folgende Gejchäfte zu beforgen: 

1) Die Handhabung der Ortspolizei- Verwaltung, foweit 
fie nicht in Gemäßhelt der Verfaſſungsurklunde befonderen Be— 
hörden übertragen iſt.“ 

Die Commiſſion der erſten Kammer beantragte folgende in das Geſetz über— 
gegangene Faſſung: 

„Der Bürgermeiſter hat in der Gemeinde, nach näherer Beſtimmung 
der Gejeke, folgende Gejchäfte zu beforgen: 

1) Die Handhabung der Ortspolizei, ſoweit fie nicht befon- 
deren Behörden übertragen iſt.“ 

Die Motive hierzu lauten: 

„Die zweite Abtheilung hat vorgefchlagen, in Stelle des Wortes „Hand- 
habung“ zu fegen „Zeitung.“ 
Da bem Reg nicht nur die obere Leitung, ſondern die Handhabung 
der Polizei obliegen joll, wodurch nicht ausgefchloffen wird, daß er ſich hierbei 
einer Organe, der Poligeicommiiffarien ꝛc., bediene, fo hat bie Commiſſion den 
orſchlag der zweiten Abtheilung verworfen und beſchloſſen, ftatt: 
„die Handhabung der Ortspolizei- Verwaltung” 
zu jagen: 
„die Handhabung der Ortspolizei.” 

6. Der Ausprud Staatsbeamte jtatt Staatsbehörde ift durch die Faſ⸗ 
fung des $. 1 hervorgerufen, eben weil die Staatsbeamten im $- 2 den Ge- 
—— 73— des $. 1 correſpondiren, und weil die Königl. Polizeibehörben 
e I, fo gebildet find, daß die geſammte amtliche Machtvollkommenheit 
Einem Beamten übertragen iſt. 

7. Der Beifat „befonderen Staatsbeamten“ hat feinen Grund einmal 
darin, daß auch die $. 1 gebachten Gemeindebeamten Stantsbeamte find, und 
ſcheini durch die Ausdrucksweiſe der oben angeführten frühern Gefege über den 
elben Gegenftand, welche alle von befonderen, reſp. bejonders angeorbneten 

oligeibehörben reven, veranlagt zu fein. 0. 6 
8. Jeder Zweifel über bie Beratung der Worte „bejonderen Staat 
beamten“ fchwindet bei einer Vergleihung mit den gedachten frübern Gefegen, 
ber gleich Gemeindeorbnumg und der Stäbteorduung vom 30. Mai 1855. 
Ber ‚ welches in 8. 2 bes Polizeigefeges durch 2 
„Mebertragung der PBolizeiverwaltung an — Staatsbeamte 
bezeichnet wird, in im $. 58 ber Gemeinbeorbnung von bemfelben Tage und 


BB 


$. 62 der Stäbteorbnung von 1853 wieder in der Ausbrudsweife der früheren 
Gelege als „bejondere Behörde” refp. „KRönigl. Behörde” bezeichnet. Das 
durch ift der $. 2 des Polizeigeſetzes autheutiſch dahin interpretirt, daß unter 
den befonderen Staatsbeamten eine befondere Königl. Polizeibehörde im 
Sinne der früheren Geſetze zu verftehen ſei. Daß aber zu einer Behörde 
auch die erforderlichen Unterbeamten gehören, bedarf feiner Ausführung. 

9, Die Königl. Staatsregierung nimmt auch das Recht, die ſämmtlichen 
zur örtlichen Bolizeiverwaltung erforderlichen Unterbeamten anzuftellen, in An- 
ſpruch. Damit tritt fie ſelbſt in Widerfpruch mit ihrer jetigen Auslegung des 
$. 2, Unter der „Uebertragung der örtlichen Polizeiverwaltung an befondere 
Staatsbeamte” find entweder nur die Functionen des Dirigenten, oder es 
ift darunter die Bildung einer befonderen Polizeibehörde zu verftehen. 

10. Die Anwendung des Nechtsfates, daß in dem größeren das geringere 
Recht enthalten, ift offenbar verfehlt, das größere Recht würde umgefehrt das 
Recht der Polizeiverwaltung ohne die damit verbundene Yaft der Befoldung der 
Unterbeamten fein. 

Eben jo wenig läßt fich die Anftellung des Polizeidirectorg allein als 
die Uebernahme eines Theiles ver Polizeiverwaltung bezeichnen. Was in biefer 
Beziehung unter dem größeren und geringeren Rechte reſp. unter theil- 
weifer Uebernahme der Polizeiverwaltung zu verftehen jet, nämlich die Ueber— 
nahme einzelner Zweige berjelben, ijt in dem Berichte ver Commiſſion 
der zweiten Kammer zu 8. 2 des Gefekes vom 11. März; 1850 (©. 3223 der 
gebr. ftenogr. Berichte) deutlich gefagt: 

„Gegen ven materiellen Inhalt des $. 2 wurden Feine Bedenken er- 
hoben, jedoch war der Antrag geftellt, die Beſtimmung des erften Alinea 
dahin zu erweitern, daß die örtliche Polizeiverwaltung in den darin 
vorgefehenen Fällen ganz oder nach einzelnen Zweigen durch 
Beichluß des Minifters des Innern befonderen Staatsbeamten übertra- 
gen werben fönne. Hiergegen wurde zwar geltend gemacht, daß fchon 
nad) der auch von ber erften Kammer angenommenen Faffung ber Re 
gierungsvorlage die Befugniß zur theilmweifen Uebernahme der Polizei- 
Berwaltung der Staatsregierung zugeftanden werben müffe, weil bie- 
felbe in dem allgemeinen größeren Rechte auf die Uebernahme über: 
haupt enthalten fei, um inbefjen jeden Zweifel hierüber zu entfernen, 
entſchied fich die Commiffion mit 16 gegen 4 Stimmen für die An- 
nahme des geftellten Amendements.“ 

Wil alfo der Staat beifpielöweife die Marftpolizei nicht übernehmen, fo 
bat er auch die dazu erforderlichen Beamten nicht anzuftellen und zu beſolden. 

11. Daß übrigens der Herr Minifter des Innern den $. 2 des Pofizei- 
Geſetzes urfprünglich felbft fo ausgelegt hat, wie die vorliegende Klage, das er- 
* die im Eingange angeführten Anordnungen deſſelben zur Ausführung des 

eſetzes. 

12. Endlich hat auch der höchſte Gerichtshof bereits in dem Band 31 
S. 155 abgedruckten Erkenntniſſe vom 19. Juni 1855 in Sachen der Stadt 
Poſen wider den Fiscus den Rechtsſatz angenommen: 

„Mebernimmt die Staatsregierung die örtliche Polizeiverwaltung, fo iſt 
fie auch verpflichtet, die Gehälter derjenigen Beamten zu bezahlen, 
welche fie im Dienſte beibehält, ohne ihre Uebernahme ausprüdlich zu 
erfläven. Präj. No. 2640." 


In den Gründen diefes Erfenntniffes ift wörtlich gefagt: 
„Denn die örtliche Polizeiverwaltung ift von der Staatsregierung über» 
nommen, und dieſe Uebernahme hat zur Felge, daß auch die Beamten, 


... jene Verwaltung erfordert, von der Staatsregierung beichafit 
werben. 


In diefer Beztehung behauptet der Implorat, daß die Staatsregie- 
rung befugt fei, die örtliche Polizeiverwaltung ganz oder auch theilweife 
zu übernehmen, auch die obere Peltung der Polizeiverwaltung einem 
Staatsbeamten anzıwertrauen und die untergeorbneten Organe in bis— 
beriger Weiſe von der Gemeinde anftellen zu Iaffen. 


Bon diefen Behauptungen bedarf die erite bier feiner Prüfung, denn 
es iſt vom Berklagten nicht einmal behauptet, daß nur ein Theil ber 
örtlichen Polizeiverwaltung in P. von der Staatsregierung übernommen 
worben ſei. 

Anlangend aber die andere Behauptung, fo fann diefelbe nicht als 
richtig anerkannt werben, da das Gefeg im Allgemeinen verftattet, bie 
Örtliche Polizeiverwaltung bejonderen Staatsbeamten zu übertragen, 
unter dieſen Beamten aber alle diejenigen zu verftehen 
find, welche zur Bejorgung der Geſchäfte jener Berwaltung 
erforderlich ſind.“ 


Hiernach durfte die Zurüdweifung der von dem Königl. Fiscus eingelegten 
Nichtigkeitsbefchwerde mit Zuverficht eriwartet werben. 

Der zweite Senat des Königl. Obertribunals bat indeffen in feiner Sigung 
am 25. September d. I., in welcher die Sache zur Verhandlung fam, die Zu— 
rückweiſung der Befchwerde nicht ausgefprochen, vielmehr ven Beſchluß gefakt, 

bie Frage, was unter den „befonderen Staatsbeamten” zu ver 
ftehen fei, an das Plenum des Königl. Obertribunals zu bringen. 

Nach der Eabinetsorbre vom 1. a 1836 (Geſ.S. ©. 218) und dem 
Gefeg vom 7. Mat 1856 (Gef.-S. S. 293) ift hiernach anzunehmen, daß ber 
zweite Senat bes Königl. Obertribunals in feiner Mehrheit bejchloffen habe, 
von dem obigen Präjubize wieder abzugeben, bei der Wichtigfeit ver Sache aber 
e8 für angemefjen erachtet hat bie betreffende Nechtsfrage an das Plenum zu 
bringen, während ihm nach $. 5 des Gejeges vom 7. Mai 1856 das Recht zu— 
ftand, gegen fein früheres Präjudiz fofort ſelbſt zu entjcheiden. . 

Der zu erwartende Plenarbefhluß iſt für alfe bedeutenderen Städte ber 
Monarchie von großer Wichtigkeit. 

Wenn das Plenum des Königl. Obertribunals die in dem Erfenntniffe vom 
19. Juni 1855 ausgeführte Nechtsanficht für die richtige erflärt, mithin den 
Rechtsſatz, 

daß unter den „befonderen Staatsbeamten“ der 88. 2 und 3 bes Ge⸗ 

ſetzes alle diejenigen zu verſtehen ſind, welche zur Beſorgung der Ge⸗ 

ſchäfte der örtlichen Polizeiverwaltung erforderlich find, 
zum Beſchluß erhebt, jo werben voransftchtfich alle diejenigen Städte, In welchen 
das abgetretene Minifterium König. Polizeidirectionen eingerichtet hat, ohne zu⸗ 
gleich die Gehälter der polizeilichen Unterbeamten auf die Staatskaſſe zu über: 
nehmen, den wichtigften Theil der den Magifträten durch die Städteordnung VOM 
30. Mat 1853 zugeficherten obrigfeitlichen Gewalt zurüderhaften, und jo lange 
fie diefen entbehren, wenigftens von dev erheblichen und doppelt unangenehmen 
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Laſt, die Beamten der Königl. Polizeiverwaltung aus der Gemeindelaſſe zu be 
folden, befreit werben. 

Für va betragen dieſe Koften einfchlieglih der Penfionen jährlich über 
8000 Thaler. Außerdem wird durch einen folchen Plenarbeſchluß für die ges 
dachten Stätte der Anſpruch auf Erftattung aller bisher geleifteten Gehaltszah— 
fungen gegen den Königl. Fiscus begründet, denn biefelben haben in biefem Falle 
eine dem Fiscus obliegende Verpflichtung erfüllt; nur eine freiwillige vertrags- 
mäßige Uebernahme der fraglichen Gehaltszahlungen könnte biefen Anfpruch be- 
feitigen. Ob fich die Behörden der betreffenden Städte den besfalljigen Anord- 
nungen der Staatsbehörden unweigerlich oder nur unter Vorbehalt vefp. nach 
unberüdfichtigten Gegenvorftellungen gefügt haben, ift hierauf ohne Einfluß. 

Wenn aber das Plenum des höchften Gerichtshofs den Meinifter des In- 
nern für berechtigt erklärt, im Falle der Anwendung des $. 2 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 nach feinem, des Minifters, Ermeſ—⸗ 
fen fäümmtliche zur Verwaltung der Ortspolizei erforderliche Beamte, oder nur 
Einzelne derfelben, namentlich nur bie Polizeivirectoren anzuftellen und nur bie 
von den Staatsbehörben wirklich angeitellten Beamten zu beſolden, die Gehälter 
der übrigen Beamten aber den Gemeinden aufzulegen, fo wird worausfichtlic 
ber Herr Minifter des Innern von ben beiden Däufern bes Landtags unter Zu- 
ftinmmung des Herrn Finanzminifters gedrängt werden, auch in denjenigen Städten, 
in welchen jett die Gehälter ſämmtlicher Beamten der beſtehenden Königl. Polizei- 
Verwaltung aus Staatskaffen gezahlt werden, Fünftig den Gemeinben bie Ges 
bälter der Polizei-Unterbeamten aufzulegen. 

Ja die unabweislihe Forderung der Gerechtigkeit wird den Herrn Miniſter 
des Innern von felbft bierzu beftimmen. Denn jo hart es erfcheint den Gemein- 
den dieſe Koften der Königl. Polizeiverwaltungen eufzulsgen, fo ift eine gleich- 
mäßige Behandlung aller Städte, denen das wichtige Recht der Polizeiverwaltung 
genommen wird, noch dringender von der Gerechtigkeit geboten. 

Solite endlich der höchſte Gerichtshof nach der Ausführung ber vorliegenden 
Nichtigkeitsbefchwerde zwar annehmen, daß die im $. 2 des Polizeigeſetzes ge- 
dachten „befonderen Staatsbeamten“ den $. 1 genannten Dirigenten ber de 
meindevorftände entfprechen, daraus aber gegen die Anficht der Staatsregierung 
folgern, daß unter den befonderen Staatsbeamten der 88. 2 und 3 nur bie 
en und Polizeivirectoren zu verftehen ſeien: fo würbe ber Herr 
Minifter des Innern gar nicht mehr berechtigt fein, die Gehälter ber fraglichen 
Unterbeamten ferner aus Staatskaffen zu zahlen. 

Einem Minifterium, welches die Eimichtung Königl. Polizeiverwaltungen 
für alle wichtigeren Städte anftrebt, würde ein Plenarbefchluß nach dem zweiten 
oder britten ber obigen Fälle, eine durch finanzielle Rückſichten wenig beſchränkte 
Machtvollkommenheit verleihen. 
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AI.. 
Statiſtin. 


Die Nechnungs : Ueberſicht der Stadt Ehemnig auf dad Jabr 1859 
weißt mach bei der Gtabtlaffe am Einnahme 176,530 Thir. 28 Nor. 2 Pf. uud gwar: 
11,602 Thlr. Rn 5 Pf. von unbeweglichen @ütern, 
8,323 „ „ 3 „ von Gerechtfamen mit beffimmten Nutzungen, 





26,53 „ 97 „ 7, dom Geredhtfamen mit fteigenden und fallenden Mutungen, 
25,65 „ 21 „ 2 „ vorjähriger Raffenbeftand, 
461 „6 „6 „ außeuſtehende Forderungen von verſchiedenen Kapitalſchuldnern, 
2 „VB „ 1, erhobene Eommunanlagen einfchließlih ber Parochialaulagen, 
89,506 " 11 " 6 " diverſe Einnahmen, 

23 „ 15 » 2, eingegangene Rapitalien ; 


im vorjäßrigen Hanshaltplan veranfchlagt mit 97,657 Thlt. 21 Nor. 
Bei der Stabtlaffe am Ausgabe 164,908 Thlr. 8 Pf. und gwar: 
1,758 Thle. 12 Nor. 5 Pf. Abgaben und Gefälle, 


27,56 „ 1 „Ta Beſoldungen, Remuneration und Ginnahmegebühren, 
1188 „ 10 „ — „ Benflonen und lebenslängfihe Unterſtützungen, 
On 2,  Geftiftözinien, 
1520 „ 1 8 „  apitalzinfen, 
5066 „ 12 „ 6, Bauaufwanb, 
8,666, BD 0„ ambere öffentliche Bedürfniſſe, 
4,19 u» Au 1m  Fenerungsmaterial, Inventar- und GErpebitionsbebirfniffe, 
800 „ — m —n Gäufbentilgung, 
54,189 „20 „8. Imtgemein, darunter Ankauf mehrerer Grunbftüde zu com« 


munlihen Zweden; 
im vorjährigen Haushaltplan verauſchlagt mit 97,657 Tür, 21 Nor. 


Abſchluß. 
Einnahme . . 176,590 Thlr. 23 Nor. 2 Bf. 
Ausgabe eo. . 154,908 " — 8 


—rrrc — — — — —⸗— —— 
Kalſendeand 21,622 Tplr. 22 Ngr. 4 Pf. 
Stammpermögens-Ueberfigt. 
Activbeſtand 496,901 Thlr. 20 Ngr. 4 Pf. und zwar: 
259,438 * 35 Ras. — Pl. unbewegliche Güter, 
72,107 T mn 5. am Gerechtfamen, welche beffimmte Nutzungen gewähren, mit 
25 zu Capital erhoben, 
102,064 „ 17 „ 5 „ am GÖeschtjamen, welche fleigenbe und fallenbe Nutungen ge- 
währen, mit 25 zu Kapital erhoben, Ä 
44 „u To 9 baaren Bermögensbeftand, 
62,877 " 2 7) 5 " außenſtehen de Forderungen. 
Batlivhefand 30,622 Tple. 25 Ngr. 3 Pf. und zwar: 
1,442 Thit. 8 Ngr. 7 Pf. muablöslicge Schulden, 
4627 „u BB m 3. Cautionsbeträge, 
2,092 „ 8 „ 3 „ anbere zu verzinfende Schulden. 
Abſchluß. 
Aetivbeſtand... 4606,901 Zhlr. 20 Nor. 4 Pf. 
Baffiobefand -. . „ 30,62 „ 25 „ Bu 


Bermögeupbehaud 466,278 Ahlx. 25 Nor. 1 4 
9* 
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Schulden der Stadtcommume, welche aus dem Stammvermögen wicht zu tilgen 
find, 142,095 Thlr. 20 Nor. 9 Pf, und zwar: 
2,288 Thlr. 22 Nor. 5 Pf. unzinsbare Schulden, 
BB u A unnziusbare Eautionen, 
1450 u — nn „mit 4V, pet. Verzinfung, 
500 „ — nn — nn Niüdfand vom Bauaufwand fr die Nicolaibrilde, 
Dagegen find an Activen vorhanden 39,283 Thlr. 10 Ngr, 4 Pf., und zwar: 
17,182 Zhlr. 26 Nor. 4 Pf. verſchiedene Reſte, 
22,10 „ 14 — „  Roffenbefland, 
Die Armenlaffe 
hatte eine Einnahme von 18,420 Thlr. 5 Ngr. 8 Pf., und zwar: 
1,538 Thlr. 12 Nor. 2 Pf. Kaffenbeftand, 
I u 20 u Tu zurüdbezahlte Kapitalien, 


3 „ DO „Tu Kapitalzinien, 

13 „ 1. — „ don Kinbtaufen- Anlagen, 

4 „ 9 „ 2 „ von Kommunionen, 

10 „ 2 „5 „ von Leihenbeflattungen, 

18 „ 15 „ — „ down Traunngen, 

47 „ 1 „ 9. von Iunungen, 

8 „u 5 u — m  bdesgleicen, 
1,%7 „ 19 „ 4 „ von Grunbftüdsveräußerungen, 

74, — „— von Bürgerrechtsertheilungen, 

20 — „ — nn dom Ehemniker Geſangbuch, 
976 „ 20 u 4 reſtituirtes Almoſen, 

28 „ 4 „ 7, vom öffentlichen Borflellungen, 
07 „9 u — „ Gecſchenle und Vermächtniſſe, 
16 „ 27 „ — „ biverfe Einnahme, 

948 or Sr a Schutzverwaudtenſteuer, 

14 „ 1 „5 ,„ aus dem Armenlaſten, 


10,5% „ » —— „Zuſchuß aus ber Stabtlaffe; 
17,979 Thlr. 9 Ngr. 5 Pf, und zwar: 


”- 
— 
=} 
-. 
= 
= 
= 
>=} 
nm 
or 
” 
= 
o 
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8,895 Thlr. 2 Nor. 5 Pf. Unterftügungen an baarem Gelbe, 
120 „ 4 „u 2 „ Unterftlüßungen in Speifemarten, 
64 „239 » — „  Gelbunterflügungen an auswärts wohnende Arme, 
629 „ 15 „ 7. am Lanbesanftalten, 
51T u — un 1. beſoudere Unterftütungen, 
10383 „ 10 „ — „ Schulgeld fir arme Kinder, 
12 „ 15 „ 5 „ für Sleibungsftüde, 
22 „ 6 „ T ,.„ Unterſtutzung vericämter Armer, 
322 „ 10 „ 4 „  Unterflügung am Feuermaterial, 
80 m — u — „Zuſchuß zur Dienfiboten-Srantenkaffe, * 
215 „ 20 „u — „ ins Krankenhaus, 
265 „ 2 u — . für Mebicamente, 
28 — er, ; für Babeluren, 
24 „ 6 „ 4 „  Begräbnifaufmand, 
1 sv Bu Tun Tramdportloften, 
Tun B „ 5 „  Reileunterflügung, 
460 7) 5 a Befolbung und Remmeration, 
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71 Thlr. 5 Ngr. 1 Pf. Diverfes, 
28 u 5 7 „  andgeliehene Kapitalien. 
Abſchluß. 
Einnahme . . 18,420 Thir. 5 Nor. 8 Pf. 
Ausgabe . . 17979 „9 „5. 


Säuldentilgungstaffe, BE 
Einnahme 10,522 The, 28 Nor. 4 Pf. und war: 
4921 Thlr. 6 Non 2 Pf. von Grundfüdsveräußernungen, 
258.» 105 m.» don ben Innungen, 
“1 „ BB „— bon Bilrgerrechtsertheilungen, 


167 „23  „— „ om Eonceffionsertheifiingen, 
Tun — »— von Straffällen, 
42 „14 „ 2 „von Bällen und Schauftellungen, 
. 38 u. — „a8 der Stabtlaffe ° 


Ausgabe 9,246 Thlr. 11 Nor. 5 Pf. und zwar: 
6,337 Thlr. — Nor. 5 Pf, Kapitalzinſen, 


2800 — — aduurüldbeʒahlte Kapitalien, 
109 " 11 Pr venig Verſchiedenes. 
Die Schuldenmaſſe beſtand am Schluſſe des Jahres noch in 134,500 Thlr. — Nor. — Pf. 
Der communliche Refervefond Hatte eine Einnahme von 8,783 „8, pr 


und eine Aubgabe von 2 2 en 507 „4 „ 3, 
Beſtand beffelben 17,119 The. 17 Ngr. — Bf. 
Bei ber Barohialflaffe 
betrug bie Einnahme 57,837 Thlr. 6 Nor. 6 Pf. und zwar: 
186 Zplr. 16 Ngr. 2 Pf. Nukungen von Grundflüden, 
89 ” 27 " 3 " Rapitalzinfen, 


‚14,933 „ 28 „ 8 ,, Barochialanfagen, 
2,78 „m 6 „8, Aaſſenbeſtand, 
328 „ 17 „ D u Verſchiedenes, 
89,600 „ — — „ aufgenommene Hanbbarlehne zum Schulbau. 


" 
Die Ausgabe betrug 63,708 Thlr. und zwar: 
858 Thlr. 5 Ngr. 8 Pf, Befolbungen, 


43,412 „ 25 „ — ,„ Bau und Reparaturloften, 

166 „ 3 „ 5 ,„ Steuern unb Braublaflenbeiträge, 
u m» 2 „8 „ Kapitalziufen, 
5222 u 5 u — „ Zufhüffe zum Bedarf der Schulen, 
; 3,047 " 27 "n„ .-._u Berſchiedenes, 

1,810 „ „ jmrüdbezahlte Handdarlehne. 


Die Schulden ber Barodhioftaffe betrugen am Schluffe bes Jahres 142,087 Thlr. 11 Ngr. 7 Pf. 
Bei der Schullaſſe betrug bie Einnahme 39,868 Thlr. 19 Ngr. 2 Pf., barunter 
28,360 „ 19 " — 9 Schulgeld. 


Die Aucgabe........ 3769 5» u, 7 darunter 
8244 „u 2 „» 5 „ Befolpungen. 


Die Sähälerzafl betrug 6,206 ; bei der Nothfäule 37, 
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1831 7,306 Ir 
1832 1,198 309| 23,977 12 11 |28,882 3 81236,629 18 * 
1833 8,097 21,75725 4 16,019 8 47212 11 1130 15 14,2 
1834 8,106 23,125 — 5 - 16,836: 4 71237,885,10+ 2. 10 4, 
1885 8,311 27.883 10 7.| 15,002115, 7 240,761 "iR: 5 In 
1836 [259,400| 8,528 34,359 12110] 17,150,26. 5.[245,011| 1 Pe e 
1837 [265,400] 8,843 42,384 15 21 20,474 10 11266, ‚954.10 1130 

1838 [280,800] 9,338 41,314, 6. 7 [23,836 9 3 1285,860 14 1] 30 

1839 [296,100 9,350] : 41,61814 5]19,882| 2) 1[278,486 25/11] 29 

1840 [311,500| 9,426 42,905.19, 1] 18,418, 14 — [283,771 18 8 

1841 [825,000] 9,515 3651 42,002 16 324,289 21, 3295,94 5| 2 

1842 ; 43.563 3 4|21.12128 5]311,806 211 31 97 

1843 44,950 28 — | 28,661 25 11 1328,41220' 6| 32 

1844 45,464) 3 7126;860| 2) 8 
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1845 1376,900J10 40,054 26,19 29,718.24 32 
1846 44,440 1 5 29.168,26 8 91 33 
1847 1398 56,596. 16 81 84,80822| 6 35 
1848 65,206 9169,838'28| al 31 32 
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1855 80518 25 ai | 
1856 864, 69 7 
1857 8 ‚488, 2, 3]35 a 8 [460 — 
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Rach den Mittheilungen in Nr. 7 bes Berliner Communalblattes. 
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Sufeammenfkellung 
ber 
Krmen-Sähulverwaltung) in den Jahren 1831 bie 1858 inch.*) 








— — * 11. 
Die Summen Col. 10 wurben aufgebradt: 













Berwenbungen *4 24 
überhaupt | den eigenen 52 durch 32 
&o1.6,7.u.8. | Bermögen [2 » 3 5 
r ber S 5 Gollecten. 5 
Armentoffe. |E5 a8 

Mu u Ag, N 
281,326 18 > 38,685 |10 9,90 
284,489 | 5 2]30,685 | 6 * 
285,090 115! 4] 50,175 18) Too 
271,346 15 - 32,809 217 o 
— — ha 
296,521 11 — 30901 | 29,407 10 9| 9,02]154,925/11 —152,2> 
329,413 5 4] 74,957 14 6 1199.1|30,795 24| 6} 91146 21720 Abo 
351,010 2911| 40,532 |%4,11]J11,,.] 85,247 11) € 25,40 7,24]199, Be 
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407,321 | 8| 3] 37,747 26 7 78,918 28 A19,ar —* 
41,202 15,—|10,0s | Sehne 
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Sasoo 13 110304 16 33 oh 
3 1 5 * 4,2 12.844116. 174,23 
563,735 — 41 39,935 24 3,757| 8 1178, 
577,425 | 1 —143,818 — : 20,55 
596,874 24 4 46.294 | 8 3,21,1 32,1 10 dr? 
587,897 | 7'11[40,849 116 3,1,1458,973113/11[78,0: 
602,224 _ 410] 38,214 4 3,0. +73,040,15 6178,55 
615,138 18.11] 45.171 11 2,u: 476,796 20, 6|77,2 
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So vollfiindige Notizen und für einen fo fangen Zeitraum (28 Jahre) haben uns bie- 
her noch Über keine Armenverwaltung borgelegen. Die Aebaction bed Communalblattes hat 
fih daher durch deren Mittheilung ein Verdienſt um bie Statifil erworben, deſſen Werih erſt 
dann recht eclatant hervortreten wird, wenn man bie Zahlenreihen einer Fritifhen Würbigung 
unterwirft. 

Wir wollen uns im tiefer Richtung an einen Verſuch wagen, und beſcheiden uns gern, 
daß unfere Arbeit barüber hinans Nichts beanspruchen kann, 9a, wir werben uns freuen, 
wenn biefer Berfuh nur Beranlaffung fein follte, weitere Schlüffe und Boraußfeßungen aus 
den Zahlen abzuleiten, 

Mas zuvörderſt bie fleigende Zunahme ber Berliner Bevölkerung betrifft, fe hat in 
23 Jahren nahezu eine Verdoppelung derſelben ftattgefunden. Dieſe Erſcheinung fteht auf bem 
Continente einzig in ihrer Art da, und ift als ein Beweis bafür anzufehen, daß in Berlin 
alle Bedingungen file das Wohlſein vorhanden fein müffen, ba nicht anzunehmen ift, daß bie 
Strömung des Zuwachſes fih nad einer Stabt ergiefen wärbe, bie biefe Bedingungen nicht 
erfüllte. Zählen wir bie Freiheit und zugleih den Schuß ver Perfonen und ihres Eigenthums 
zu ben vorzüglichſten Bebingniffen des Wohlbefindens und legen wir daun ben Maafflab an 
die uns vorliegende Tabelle, fo treten die Jahre 1838 bis 1840, bie legten Regierungsjahre 
Friedrich Wilhelms IIT., als die glücklichſten für Berlin zur Erfheinung, Die Bermehrung 
betrug in benfelben jährlich über 5 pCt. Bon da ab wirb ber Zuwachs eim geringerer ; in ben 
Jahren 1847 bis 1849 betrug er etwa 1 pCt., flieg bann wieder in ben Jahren 1850 bis 
1852, in weldhen man mit dem Ausbau des Eonftitutionalismus befhäftigt war, auf 1,, pEt., 
ging aber dann iu ben Jahren 1854/55 bis auf O,., pCt. herunter und bat fid erfi 1858 
wieder bi® auf beinahe 1 pCt. gehoben. 

Diefe Berfchiebenartigfeit der Vollszunahme in verſchiedenen Perioden giebt gewiß zu 

recht ernften Betrachtungen genügenden Stoff. Für unfern Zwed wird es gemügen, hierzu 
anzuregen, ‚ 
Unfere Tabelle weifet aber audy nach, daß bie oft wieberlehrende Behauptung, bie Ber- 
mebrung ber Bevölkerung in ben Stäbten müffe eine Vermehrung bes Proletariats nad ſich 
ziehen, eine thatfächlih unrichtige if. Während im Jahre 1833 bei einer Bevölkerung von 
241,500 Seelen 3,3, pCt. bauernd der Unterfillgung auheimfielen, kamen im Jahre 1858 auf 
439,000 Seelen nur 2, , pCt. Arme. Dagegen find die Aufwendungen pro Kopf der Armen- 
Bevöllerung von 28 Thlr. 21 Sgr, 10,,, Pf. im Jahre 1836 auf 38 The, 7 Sgr. 9,51 Pf. 
im Jahre 1858 alfo beinahe um 10 Thlr. gefliegen. — Auf dieſes Steigen find der geringere 
Werth bes Geldes unb ber höhere Preis der Lebensbebürfniffe fiher"nicht ohne Einfluß geweſen. 
Wäre dem aber auch nicht fo, fo würde bie verhältnißmäßig geringere Zahl der Armen eine ver- 
bäftnißmäßig größere Unterftägung erhalten haben, und daraus wird man ber Verwaltung 
fiher feinen Borwurf machen bürfen, fofern fie bie Grenze des Nothwenbigen überhaupt nicht 
überfritten hat. Im biefer Richtung aber wirb ınan zugeben müſſen, daß eine Unterflügung 
von 38 Thlr. jährlich den Armen nech immer nicht aus bem Gefühle kommen läßt, baß er 
ſelbſt noch Etwas zur Berbefferung feiner Lage zu thun habe, 

Was die Zahl der ber öffentlihen Krankenpflege Anheimgefallenen betrifft, fo war bie» 
felbe vom Jahre 1836 ab bis zum Jahre 1848, in welchem fie 57,851 Perfonen in Anfprud 
nahmen, in fortbauerndem Steigen. Seitdem ift fie fucceffive wieber herabgegangen und betrug 
im Jahre 1858 nur noch 89,276, 8,0, pEt. ber Geſammtbevöllerung. — Diefe Zahlen ent- 
ſprechen ganz volllommen ben obgewalteten natirlihen Verhältniſſen. Die Jahre bis 1848 
waren durch epidemifhe Krankheiten, Mißernten und Noth ausgezeichnet, währenb ſeitdem 
gänftigere Zuftände eingetreten find. 

Die Verwendungen für bie Krankenpflege find im Laufe ber Zeit erheblich gefliegen, fo 
daß daraus auf eine erhöhete Sorgfalt fir dieſelbe gefchloffen werben muß. Abgeſehen von 
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allen Gründen ber Humanität, welche dieſe Sorgfalt rechtfertigen, ift fie ber figerfie Shut für 
eine Vermehrung ber daueruden Armenlaf. Der Arbeiter geräth nur zu leicht durch Kranl- 
beiten völlig außer Nahrungsfliand, während ihm bie helfende Hand während ber Krankpeit fein 
Kapital, bie Arbeitskraft, erhält und ihn fonad vor Verarmung ſchilht. 

Die Summe der ertraorbinairen Unterflügungen iſt von 19,283 Thle. 20 Sgr. I Pf. 
im Jahre 1831 bis auf 88,286 The. 6 Sgr. 9 Pi. im Jahre 1858 gefliegen, bat fih alſo, 
wie bie Bevollerung, eiwa verboppelt. Die auffallende Höhe ber im Jahre 1847 gewährten 
außerorbentlichen Unterflüungen, 84,808 Tylr. 22 Sgr. 6 Pi., findet ihre ausreichende Recht⸗ 
fertigung in den Zuſtänden dieſes Jahres. Es mar bie Zeit bes ſogenaunlen Kartoffeltrieges, 
eine Zeit, im welcher die Preife der Lebensmittel für bie Armen eine faſt unerſchwiugliche 
Höhe erreicht hatten. Solche Zeiten der Noth erfordern von ber gefammten Geſellſchaft aufer- 
orbentlihe Hülfe. 

Für die gefammte Armen + und Krankenpflege flellt fih im Jahre 1868 gegen das Jahr 
1831, gleich ber Bevölferung , eine Verboppelung der Ausgabe heraus; fie blieb ſich aljo im 
Berhäftni zur Beodtferungszunahme faft gleih. Es kamen auf ben Kopf der Bevölleruug an 
Koften bes Armenweſens 1831 1 Thlt. 6 Spr. 8,0 Pi., 1858 1 Thlr. 8 Sgr. 10,,; Pi. Eine 
Steigerung von 2 Sr. 2 Pi. pro Kopf will bei bem veränderten Kauſwerthe des Geldes 
Nichts bedeuten. 


Weit weniger erfreufich ift der Blick anf biejenigen Colonnen ber vorgeftellten Ueberſicht, 
welche bie Aufbringungsart der Koflen ber Armen» und Krankenpflege bartpun. Haben fih 
andy die Mittel aus dem eigenen Vermögen um etwa 25,000 Thlr. jährlicher Revenüen ver- 
mebrt, fo haben bie Veiträge an Gefchenten, Bermächtuiffen zc., und der Ertrag von Collecten 
in 28 Jahren tro ber Verboppelung ber Bevöllerung eine zunehmende Berminberung 
erlitten, und es erfcheint bie® als ein beffagenswerthes Zeichen bes abmehmenden Wohlthãtig · 
teitsſinnes. Im Alierthume übernahm der Staat die Sorge für bie Armen. Das Ehriften- 
thum machte fle zu einer Piebeapflicht fir feine Belenuer und biefe Pflicht wurde achtzehn Yahr- 
hunderte hindurch mit Eifer erfüllt. Heute tritt fie mehr und mehr wieder in ben Hintergrund; 
der das Leben beherrſchende Materialismus hat die Nächſtenliebe mehr und mehr erfalten laſſen 
und bie Sorge für bie Nothleidenden if far ausſchließlich eine Gemeindelaſt geworben. 

Unerquidlich für den Menfchenfreund find bie Kämpfe ber Gemeinden unter ſich, die 
Laſt mehr ober weniger von ſich abzuwälzen, und bietet ſich im dieſer Nichtung ein großes Feld 
für die Aſſociation. 

Mögen wir heute auch ber Guftivirung dieſes Feldes noch ſehr ferme ftehen, bie 
Statifil und die Erkenntniß der Nothwendigleit freier Bewegung für das Individuum arbeiten 
ihr vor und werben vom bem Beſtreben, bie Bevölleruug ſittlich Fräftiger heranzubilben, fleißig 
unterftüßt. 85. 
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aus der Rämmerei-Medinung ber Start * für dad Rechnungbjahr 1850. 
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Ginnabme 





Tit. I 
Tit. IL. An Defecten . . er 
Tit. IL An NReften aus voriger Rechnung er 
Tit. IV. An Grundabgaben. 

An Erbpadten . » 

An Warfheuern —— 

An Meiden, Ab⸗ und Auffahrtsgeldern . — 
Tit. V. An Pachtgeldern 

Miethe eines in der Borflabt Comp. 1 Rr. 7 belegenen 


An a aus voriger Rechnung 


Haujes 
Miethe für das Haus mit vleice an der Rinigefraße 
Comp. 4 Nr. 36a a 


Bon Pündereien . ee eat 
Bon Hafen, Kajung und Marttplak . ER 
Vom Pferde» und Füllenmarkt . . FE 
Accife von dem zu Wagen eingeführten Torf. 
Tit. VI. An Iurisdictions-Gefällen. 
gie Ertheilung des Bürgerrechtee. 
n Berwaltungs» Spotteln „vn... 
An Ungehorfame +» Strafgelem » » nr. 
Sit. VI Bom Handel und Gewerbe 
An Aunftgebühren. - 
An Eichgebühren von Mat und Gewicht Er 
Fir das Eichen der Bntterfiflr -» -» 0... 
Tit. VII. An adirecten Gefällen. 
An Uceife von Branutweit. -. ee. ee 
An Accife von Schlahtieh - - : ee... 


An Accife von Torf. - 2 2: er een k 
An Laftengeld von Schiffen » » : en en. 
An Hundefteuer . . a eh 


Tit. IX. An directen Sefälten. 
An unfretwiligen Beiträgen ber Einwohner . . 


Ti X. An wieder eingegangenen Rapitatien 


Tit. XI UAnangeliebenen Kapitalien . . 
Tit. XI. Kür vertaufte Grundflüde. . . 
Tit. XII. An ertraordinairer Einnahme 
An Berglitung für Cavallerie- ——— er 
An zufälligen Einnohmen . » — tea 


Tit. XIV. Halbinjel Nefie 
An Einkünften von der Halbinfel Nee » : . 0. 


Summa aller Einnahme 


Ausgabe. 
zit. I. An Borfhuß aus voriger —— 
Tit. I. An Fechnungsvergütu — 
Tit. II. An Reſten ans voriger Kıananı - . 
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uuegabe. Courant. 
Thlr. Gr.Pf. 
Zit. IV. An ——— 
Mogifrat . . 
Be Dkhhn . ° 


—— und — in Ränpifeen und Pädeifgen 
Angelegenheiten. . - 

Tit. V. An Bilreau- umb Berwelnutsfen. 
Für Schreibmaterialin . . 
3557 Licht und Schornfteinfegen . 

—* Zeitungen, Buchdruder⸗ ang Euäbinber- 


An Pi und Srprefienlopn — an 
Für das Eihamt GE 
Tit. VL Un Abgaben und gapen. 
An Domanial» Gefälen. - . 
An Grund» und Ohnferfene, 
Un Beiträgen zur Feue serhiätffe. 
An fonftigen Abgaten . . 
Tit. VIL An Bauloften. 
Städtifhe Gebäude . . 
— * it —2 — baten (ab . i 
nterbaltung bes flafters, ber Stra umpen, 
Wege ae ; abenpı 
Pferde» und Füllenmarlt .. . » 
Feuerlöfhungsmeien . R 
Unterhaltung unb Vervolfländigung des Inventarü . 
Tit. VII An Koften wegen der Straßenbeleuch— 
tun “ 
fr die Giraßenbeleudtung En 
ür die Gasbeleuhtung . Ä Be ae 
Tit. IX. Für Kirchen und Säulen. 
An ven reformirten Organifen - zur 


Zuſchuß d — 
3 für bie höher höhere —— 
uſchuß zur 53 — — u 


Tit.X. An Militair- unb Rriegetonen. 
Berpflegung ber Eavallerie . . . » 
Zit. XL An Jusienichionstonen. 
Ahungeloſten ber Gefangenen . . Ba ae 
Tit XU. Un Progeßloften . . . ee 


Tit. XIL An gene 
burcbeftrende arme Seifende 


n ben Woblthäfigleitöverem - . > = ee - 

An des —— Ew. Dyfmann Birne 
An bie en { 

zit. ar Un —— Säuiptapitatien 











Eourant, 


Tlr. &r. JR 





Für den Wohlthätigkeitsverein . 






39. ür das P ee 
40. nene Schulden . . » 
41. r bie Eiſenbahnaulage.. 
42. Für die Löſch⸗ und Revifionshalle TEE N 





Tit. XV, An abgetragenen Kapitalien . . 
Tit. XVL UAmausgeliehenen Kapitalien . 













44, | Tit. XVIL Für angelaufte Grundflüde . 
45, | Tit. VII. An Ausfällen. . 

it. XIX. An ertraorbinairer. Ausgabe. 
46. An Reften aus Vorjahren . . .. HE 
47. Un die Klahöwieger . . En Pen. 2 
48, Fler bie —5 bes Straßentothe ©. 0: 
49. An unvorhergefepenen Ausgaben - » » 2...“ 


Summa aller Ausgabe — zum 1015 4 


abi dm 
Die Einnahme beträgt . . . . . 18,112 Thlr. 24 Gr. 6 Pf. 
Die Ausgabe dagegen . » 2... 18490 „ 3 „4 


Bleibt Borfhuf . . 377 Thle. 20 ®r. 8 Bf. 





Bufammenfttellung 
der Zahlen ber zuben Wahlen ber Gemeindevertreter fimmberedtiaten 
Bürger vor und nah Einführung bes Dreiflaffen- Syfeme 
in ben Jahren 1852 bis 1859 in Wittenberg. 





Es waren Nimmberechtigte e Bürger Geſammtbetrag 
vorhanden: der 


























von ſämmtlichen 
erſter zweiter | britter ing. | Bürgern a Demerlungen. 
& Ab- Ab- Ab» richteten 
Jahre Ineifung. theilung. theilung. gefammt. | Steuern, 





Nah den Beſtimmungen ber 
rebibirten Stäbteorbnung vom 
17. März 1831. 

u ber Stäbteorbnung vom 

30. Mai 1853, bei einer Ein- 





10,871 Thlr. 





1855 12,269 „ wohnerzahl von unter 10,000 
1857 12.178 „ Seelen. 

1859 18,177 Nach ber Stäbteorbnung om 

n 30. Mai 1853 unb nadbem 

W in die Reihe der 
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Deutſche Continental · Gas · Befellihaft in Defiau. 
Betriebs » Reſultate des Monat September 1860, 


= —— —— — m nn 














Gaspro- 
a a ra a 
Kubi. enpt. emi Sept. a vo Seyt Bumahme 


Flammenzahl. 








1 | utfurt a. d. O 930,781 | 5,947 6,002 55 
2 an — at : 645,200 | 3,701 8,725 24 
3 BE enge 1,213,800 , 6,027 | 6,069 42 
re 314,970 3,116 | 8,120 4 
A 311,800 | 2,054 | 2,079 25 
6 | Slabbah-Rheydbt . . » R ‚oo ı 4,254 | 4,29 40 
7 |-Sngen as #9 — 571,070 |, 2,734 | 2,757 28 
8 | Baridau . . - . I 2,687,900 7,008. | 7,439 431 
u. ee 715,700 | 4,407 | 4,440 33 
10 Il. .... 1,010,700 3, | 8,135 55 
11 814,494 | 229 | 2202| 3 
10 1 Beta nn at ara Im; ae de ‚844,900 2858 | 2898 | 40 
De ne run u 515,510 | 3,469 , 3487 | 18 
Summa 
In der gleichen Periode des Borjahre 46,1 


Annahme 


Deffau, den 15. October 1860. 
Das Directorium der beutfchen Continental» Gas » Gefelljchaft. 





Beridtigung. 


In dem X. Hefte, October 1860, ber Momatsblätter für Deutſches Stäbte- unb Gemeinde» 
Weſen, in weldem ber von mir an meine borgefeite Behörde abgegebene Jahresbericht über 
bie Verwaltung bed Arbeitehaufes pro 1859 im Auszuge enthalten ift, flieht pag. 804 nad. 
folgende Stelle: 

„Nach feinem Amtsantritt hat ber Director zunächſt damit beginnen müffen, faft alle 
Unterbeamten aus ihren Aemtern zu entlaffen, weil fie ſich nicht ber in einem Detentionshaufe 
unbedingt nothwendigen Disciplin gefügt, faul umb ungehorfam gegen bie Anorbnungen und 
den Willen der Direction bezeigt und fih überhaupt zu ſehr in Berhältniffe hineingelebt 
hätten, welche fi unmöglich mit einer georbneten Berwaltung in Einklang bringen ließen.“ 

An diefe Stelle find num Reflerionen gelmüpft, welche wenigflens im ihrem erflen, aber 
dennoch feineswegs im ihrem zweiten Theile richtig wären und ſomit auf meine Perſon ange- 
wandt werben Könnten, wenn bie angeführte Stelle fich wirklich in meinen Berichte im biejer 
Faflung vorfände. Da Letzteres aber nicht der Fall ift, fo bebauere id in der That, baß ber 
geehrten Rebaction Unfenntniß mit ben Verhäftmiffen des hieſigen Arbeitshaufes die Urfache 
einer irethümlichen Abkürzung meines Berichtes und ſomit Beranlaffung zu den erwähnten Rr- 
flegionen iR, — zu Reflerionen, welche mich weniger meiner Berjon. als meiner von 
mir fo hodverrehrten vorgeſetzten Behörde wegen höchſt unangenehm berühren, 
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Ih halte es daher für meine Pflicht, ber gechrten Nebaction das Amts-Berhältniß der 
Auffichtsfräfte des Arbeitshanfes auseinander zu ſetzen und zweifle nicht, daß, nachdem bies 
geichehen, tie oben angeführte, durchaus unrichtige Stelle unb bie aus felbiger gejogemen 
Neflerionen eine Berichtigung in dem nächſten Hefte Ihres geehrten Blattes erfahren werpen. 

Die hiefigen Auffichtskräfte beſtehen aus: Oberbeamten, Unterbeamten und Wärtern, 
und gehören die Wärter micht iu bie Kategorie der Beamten, fondern in die Kategorie ber 
Dienftboten mit einer gegenfeitigen Kündigungefriß, wie ſelbige gerade bei ber Annahme aus- 
bebungen if. 

Wenn id nun im bem vierten Abſatze meines Berichtes (welcher jevenfall® durch das 
biefige Communalblatt Nr. 4 zur Kenutniß der Redaction gelangt if), meine Grunbfäge über 
die Stellung und die Hanblungsweile der Beamten eines Gefänguiffes zu bem Director 
deffelben im Allgemeinen ansgefprohen und angegeben babe, daß dieſen Grundſätzen faſt alle 
Wärter erlegen und daher entlaffen feien, fo begreife ih im ber That nicht, wie geehrte Re- 
daction hieraus zu dem Schluffe kommen kann, daß ich nad meinem Amtsantritt bamit hätte 
beginnen müffen, fa fümmtlihe Unterbeamteu aus ihren Aemtern zu eutlaffen, — eine 
Befugniß, welche beiläufig gefagt einzig und allein meiner vorgefegten Behörde zuficht. Der 
angeführte Schluß ift mir um fo auffallender, weil ich mich im zweiten Abſatze des 5. 7 meines 
Berichtes doch ausdrücklich dahin ausgeiprochen, daß unter den Oberbeamten ber Auftalt im 
Lanfe des Yahres feine Veränderung eingetreten, bie® jedoch bei den Aufſehern durch 
Berufung in andere Stellen der Fall geweſen fei, — und im fünften Abſatz mich verpflichtet 
gehalten habe, ber befonderen Berufstrene faft aller Beamten lobend zu erwähnen. Es ift fein 
einziger Unterbeamte im Laufe bes Jahres wegen Dienftungehörigkeiten entfaffen und erfreue 
ich mich teffen auch heute noch. — Die von mir antlaffenen Wärter gehörten der Kategorie ber 
Dienftboten an umb eben fo wenig wie eine Dienfiherrfhaft Dienftboten behalten wird, welche 
fih dem Willen der Herrſchaft nicht fügen und trotz vielfaher Ermahnungen und Warnungen 
nicht beffern, eben fo wenig konnte ich bie genannten Wärter Tänger ohne Gefahr für das 
Ganze im Dienfte behalten ; — wären es Beamte geweſen, fo hätten fie in andere Berhältniffe 
verfetst werben Fönnen, weil fi nicht immer jeber Beamte für ben Dienft im Gefängniffe 
eignet, ohne daß baburch gerabe ein Makel auf ihm Fällt. — Es bürfte hier nicht ganz bie 
Stelle fein, meine Anfihten über die Behanblung ber mir untergebenen Beamten und Wärter 
in Weiterem kund zu geben, — das aber fühle ich mich gebrungen auszufprecdhen, daß ich mich 
Ihämen wirde, bem Namen eines Gefängniß + Directors zu führen, geſchweige benn in einer 
folgen Stellung zu fein, wen ich nicht ein Herz befäße, welches von dem aufrichtigſten iunig- 
fen Mitgefühle für ale Mitmenjhen befeelt wäre. Im dieſem mir innewohnenben Gefühle” 
werbe ich meinem Grunbjage: „gerecht und human!“ flets treu bfeiben unb unbeirrt meinen 
Weg verfolgen. Im biefer Art hoffe ih, fo Gott will, das mir geftedte Ziel zu erreichen, 
ohne daß ih nöthig habe, Familien-Väter unglüdlich zu machen, — wie ber angeführte Auszug 
in feinen Neflerionen anbentet, — um fo weniger, als ich von meinen Borgeſetzten in jeber 
Beziehung unterftütst werbe. 

Berlin, ben 27, October 1860. 

Der Urbeitshaus - Director 
Herforbt. 


Dir geben bie vorſtehende Berichtigung unverlürzt und laſſen ihr nur beu geivenen 
Bortlaut des amtlichen Berichts des Herrn Director® Herforbt Cabgebrudt im Berliner Kom- 
munalblatt Nr. 4) folgen: 

„Im Webrigen find Leine Veränderungen bei ven Oberbeamten der Anfalt vor ⸗ 
BEE Knien EEG ge ge 
„geweien tft, 
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„Das Bürter + Perſonal Hat ſich jedoch im Laufe des Jahres mit weniger Unsuahmen 
„fa ganz verändert, ober hat vielmehr geänbert werben müflen, weil bie Subaberf der 
„Stellen fih zu fehr in Verhältniſſe hineingelebt hatten , welche fi unmöglich mit einer ge- 
„orbneten Verwaltung in Einklang bringen ließen. 

„Im einem Gefängnifje darf nur ein Wille herrſchen und das ift der durch die Bor- 
chriften der vorgeſetzten Behörde controlirte Wille ver Direction. Wer gegen dieſen Willen 
„Heht, gebt jomit gegen bie Anorbnungen ber vorgefegten Behörde ſelbſt, beren inbividneller 
Träger der Director ift, und muß aus feiner Stellung, ans feinem Amte entfernt werben, 
Faſt alle Wärter find dieſem Grundfage erlegen, weil Faulheit und Ungehorfam fi nicht 
„mit der in einem Detentionshauje unbebingt notwendigen Disciplin vertragen,“ 

Darnach find die Wärter allerdings in den Gegenjay zu Dberbeamten gebraht unb 
es wirb berichtet, daß fie aus ihrer Stellung, aus ihrem Amte hätten entfernt werben 
möfien. 

Die Berichtigung dürfte durch die Aufllärung des Dienfverhältnifies der Wärter daher 
mehr für den mrfprünglichen Bericht als fir den Herrn Berfafler des angegriffenen Artilels umb 
vie Rebactiom ber Monatsjchrift gelten. 





III. 
Verwaltungs-⸗Chronik. 


Oſt⸗ und Weſipreußen. 

Dirſchau, den 16. October. Unſere Stadtverordneten⸗Berſammlung wählte geſtern ber 
„R. 9. 3.” zufolge den hiefigen Bürgermeifter Wagner durch folgenden Beſchluß auf Lebens 
geit: Im Erwägung „baß ber am 3. Januar 1855 zum Bürgermeifler biefiger Stabt auf 
12 Jahre erwählte und am 20. März 1855 im fein Amt eingeführte Herr Emil Robert Karl 
Wagner bereits feinem. hiefigen Amte im jechſten Jahre vorſtehet“, in ſernerer Erwägung „ba 
die Bürgerjchaft während dieſer Zeit fich genügend von dem Bieberfinu bes Gern Wagner 
gegen feine Mitbürger, dem unausgeſetzten Fleiße für fein Amt und ber hingebendſten Anf- 
opferung für bie Stadt Dirſchau überzeugt haben bürfte*, in meiterer Erwägung „baß bie 
Stadt Dirſchau alle Beranlafjung haben bürfte, das WVerbleiben bes Herm ıc, Wagner in feiner 
jetzigen Stellung auf Lebenszeit auzuſtteben“, im emblicher Crwägunge, daß es an ber Zeit fein 
bürfte, Herrn Wagner in feinem treuen Berufe dankbar entgegen zu lommen“, wählt bie 
Stabtverorbneten « Berfammlung, im Hinblid auf das Geſeth vom 25. Februar 1856, ben Herru 
Emil Wagner zum- Bürgermeifter hiefiger Stabt auf Lebenszeit. 

Provinz Poſen. 

VPoſen, den 19. October. Der hieſigen Zeitung zufolge hat das Mitglied bes Abge⸗ 
orbnetenhaufes, Kaufmann und Rittergutabeſitzet ©. Berger, zum Bau eines neuen Realichul- 
Gebäudes der Stadt eine Schenkung von 50,000 Thlrn. gemacht. — Im bem gegen Polizei- 
rath Nieberftetter wegen zweier Amtsvergehen anhängigen Prozeß hat ber Eriminalfenat bes 
Appellationsgerihts geftern bie Wieberholung der Beweisaufnahme befchloffen. 

Provinz Schlefien. 

0. Bredlau. Wenn uns ein Leſer dieſes Blattes ſollte mittheilen Fönnen, im welder 
Beziehung St. Georg und fein Lindwurm zu ber hiefigen Stabt ſtehen, jo würden wir 
ihm im Namen hiefiger Architeeten und Aeſthetiler ſehr dankbar fein. Fallſtaff verſichert zwar, 
wenn Gründe fo wohlfeil wären wie Brombeeren, man ſolle doch keine von ihm zu hören be- 
kommen. Allein ein Stadthausbau if keine Comödie, und Diejenigen, welche ihm aus. 
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fübren, müſſen ohne Zweifel ein jedes Ding dabei zu motiviren wiffen. Hinſichtlich des Ritters 
mit dem Lindwurm jedoch, fürdten wir, möchte dies ſchwer fallen. Soll es in einer altprote- 
Rantifchen und jegt paritätifhen Stadt burdaus ein Heiliger fein, welcher allein geeignet 
Igeint, von ber Hauptfront des neuen Stabthanfes herab bie Bürger zu begrü- 
Ben, jo würbe ohne Cinrede nur St. Wenzel, weiland der Schubpatron der Stadt Breslau, 
auf bieje Ehre Anfprud haben. Wäre das Haus für die Sigungen eines Kreistages beftimunt, 
fo könnte man vieleicht hinter dem „Ritter“ und dem „Draden‘“ eine verfiedte Symbolit 
fuhen. Was aber in aller Welt hat der Schutheilige von Genua, Lüttich, Maasfelo, Nym- 
wegen, Ulm, Herrara, Vigevano und Mantus — nur nit von Breslau — der Nothhelſer 
und Patron der Soldaten, mit ben frieblihen Stadtverorbneten von Schlefiend Haupt- 
Nadt zu thun? Wir hoffen, dieſe werben noch zur rechten Zeit gegen ſolches Patronat prote- 
Niren, über das bie Archäologie der Nachwelt fi dereinſt vergeblich bie Köpfe zerbrechen würde. 
Iſt auch das neue Stadthaus jo und nicht anders gebaut worden, wie und weil ber Blan 
einmal fo und nicht anders gemacht war, fo folgt doch daraus hoffentlich micht, daß auch Georg 
mit bem Wurm ein Standti.b an bemfelben erhalten müſſe, weil man ein foldyes bereits im 
Modell hat anfertigen laffen. Braudt man denn lange zu fuhen nad einer ge- 
ziemenben Statue für ein Stadthaus? Kann es eine andere fein, als die bes Freiherrn 
von und zum Stein, des Schöpfers ter Städteordnung, bed Wiebererweders eines 
freien Bürgertfums in Preußen, des Mannes, ohne den vielleicht heut fein Sigungsfaal für 
Stabtverorbnete zu erbauen wäre!? 


Der unter Leitung bes Prof. Dr. Sadelbed im Auftrage der Nädtifhen Behörde 
angefertigte ausführlihe Stabtplan, eim vorzüglices Werk, wofür man deſſen beiden Schd- 
pfern gleihd Dank ſchuldet, ift num beembet. Er befteht aus 51 Abtheilungen (Sectionen), wo- 
von 32 die inmere Stabt mit ben Vorſtädten umfafjen, bie Übrigen die umliegenden zum Weich- 
bilde gehörigen Ländereien, bie früher oder fpäter ber Bebauung anbeimfallen werben, für 
welde denn auf Grund bes Planes eine bis jet oft ſchwer zu vermiſſende Negelmäßigkeit feſt⸗ 
gehalten werben wird. Der innere Plan fol num im Wege des Steinbrudes vervielfältiget 
werben, ba die Stabt zu eigenem Bedarfe fünf Exemplare beanſprucht, auch andere Behörben 
jowie Privaten ſich beffelben bedienen werben. Der Auſchlag war für 50 Eremplare der qu. 
32 Sectionen in Steinbrud nebft Colorirung von fünf derſelben auf 1000 Thlr. geftellt. Die 
Stabtverorbneten haben jedoch die Vergebung ber Ausführung im Privathand, unter Beauffich- 
tigung der Gorrectheit, berjenigen auf Koften der Stadt vorgezogen und wohl mit Recht, fofern 
fih ein Unternehmer bafür findet, Der Kaufpreis ift pro Eremplar ſchwarz anf 32 Thlr., 
eolorirt auf 62 Thlr. caleulirt. 

Fu ber Zwiſchenzeit feit unferem Tegten Berichte Tagen wiederum zwei Rechtsfragen 
vor, Das Knabenhospital in der Neuſtadt ift im Jahre 1792 durch eine große Fundation bes 
Rathsherrn Johann Chriflian Hidert (eine® Mannes, der unter den Wohlthätern der Stadt 
mit im erfler Reihe flieht) weſentlich erweitert und umgeftaltet und in feiner Verwaltung von 
dem bamaligen „allgemeinen Almoſeuamte“ (jet ber ſtädtiſchen Armenpflege) losgetrennt 
worben. Auf ber dies orbnenden fog. „Separatiousacte” v. 1. Juni qu. Jahres fußend, bat 
das Borfteheramt des gedachten Hospitales bisher ein gewiffes ſelbſtſtändiges Verfahren inne- 
gehalten, insbefonbere auch bie einzeluen Ausgabetitel gegen den Etat nad Bedarf überſchritten 
ober eingeſchränkt, ohne aber den Gefammtetat zu alteriren, wogegen ber Magiſtrat ein folches 
Belieben und Compenfiren nur bezüglich ber einzelnen Pofltionen innerhalb der Titel zuge» 
fehen wollte, da er nad Prüfung aller juridiſchen und hiſtoriſchen Momente zu der Annahme 
gelangt fei, daß Hidert nicht ala „Stifter, die Sep.-Acte nicht als „Stiftungsurkunde” anzu. 
ſehen feien, letztere auch nicht als eim zwiſchen H. und ber Siadt gefthloffener Vertrag. Es 
fei nach Inhalt der noch vorhandenen Revifions» umb Guperrevifions-Prototolle fowohf bei 
Lebzeit des D. ale nach ſeinem Tode jede Abweichung dom den Etatöpofitionen mit Genauigkeit 


monirt worden. Man habe zwar bei Erledigung ſolcher Monita auf die beſonderen Bervienfte 
des Hidert um das Hospital hin und wieder „Billige Rüdficht“ genommen, aber nirgends fei 
eim geſchichtlicher Anpalt dafilr zu finden, daß dieſe Rüdjihten von den fpätern Verwaltern des 
Hospitals ale ein füftungsmäßigee Recht in Anſprach genommen oder vom Magiftrate aner- 
launt worden wären. Alle dieſe Säge fänden in dem beigefügten Rechtsgutachten, welchem 
Magiſtrat in allen Pumtten beigetreten fei, ihre Begründung. Cine weitergehende Befreiung 
— ale bie oben angebeutete — würde bie Gontrofe über die Verwaltung zu wefentlich alte» 
riten. — Der die Sade beleuchtende Referent in der Stadtverorbneten- Berfommlung bagegen 
fand für bie vom Vorſteheramte des Hospitals beanſpruchte Selbfiftändigfeit im der Beurthei- 
lung berjenigen Abweichungen, welche zur Erfüllung ber einzelnen Ausgabetitel im Lanfe bes 
Gtatsjahres als Bebürfniß hervortretem, in der Separationsacte eine ausreichende Unterftügung. 
Bejagte Acte Überlaffe ben Vorſtehern nicht nur bie Kaffenverwaltung, die Aufbewahrung ber 
Gelveffeeten nnd GStiftumgsbriefe, fondern enthalte auch die Beflimmungen: a) daß das Ho% 
pital als ein für fich beſſeheudes Inſtitut eine eigene Adpminiftcation (Obervorfieher, Borfteher, 
Schaffner) Haben, und b) daß das Vorſteheramt das Befte des Inſtituts im Auge haben und 
feine wefentlice Veränderung deſſelben ohne obrigkeitlihe Genehmigung vorzunehmen befugt 
fein folle. Dieſe letztere Beftimmung übergehe das magiftratualiihe Rechtsgutachten mit Still- 
ſchweigen, fie enthalte aber gerade ven Kern der Sache. Denn, indem fie alle weſentlichen, 
db, 5. alle dem Zwed des Yuftituts alterirenden Beränderumgen vom ber Befugniß bes Bor- 
ſteheramtes ausnehme, brüde fie deutlich aus, daß die Juſtituts⸗Adminiſtration folhe Maß—⸗ 
nahmen, weiche ben Zwed bes Inſſituts nicht Ändern, vornehmen bürfe und hierzu feien wohl 
Abweichungen bei dem etatirten Ausgaben, ſofern dadurch weber bie Gattung noch ber Ge- 
fanımtbetrag ber Ausgaben alterirt werde, zu zählen. Wenn der Acte die bindende Kraft bes 
ſtritten und ihr weber bie redhtlihe Bedeutung einer Stiftungsurkunde, noch die eines Vertrages 
zugeftanben werde, fo lönne auch hierin nicht beigepflidhtet werben. Der Rathsherr Hidert 
fei allerdings nicht Begründer der Anflalt, er babe viefelbe aber durch Erbamung eines nenen 
Hanfes, an Stelle der gänzlich verfallenen Franziskustirche (worin die Anftalt vorbem ſich be- 
fanb), auf feine Kofen und duch Zuwendung eines anfgefammelten Fonds von 5272 Thalern 
und eines Kapitalgefchents von 4200 Thalern aus eigenen Mitteln weſentlich erweitert und, 
da Stiftungen zu ihrem Gegenftande nicht bloß die Errihtung neuer Anftalten, ſondern auch 
die Erweiterung ſchon beftehender Anftalten haben können, jo werde nicht zu befiteiten fein, 
daß H. in Bezug anf bie von ihm herrührende Erweiterung bes ꝛc. Knabenhospitals vechtlih als 
Stifter und in diefem Betracht die Separationsacte, indem fie jene Zuwendungen verbrieft, 
eine Stiftungsurtunde fei. Die Erweiterung ber Auftalt ftehe aber auch mit der ganzen Nen- 
organifation des Inſtitute, wie folhe in der Separationsacte zum befimitiven Abſchluß gelom- 
men, im Harften Cauſalzuſammenhauge. Eutſcheidend bierbei wäre der Inhalt der Separations- 
acte ſelbſt. Schon ihr Eingang zeige, daß bie völlige Trennung des Hospital® vom allgemei- 
nen Almofenamte (vom einem allgemeinen Berwaltungszweige der Stadt), die Bildung einer 
eigenen Abminifiration und bie Weflfegung ber vom der Stadt jährlich zu zahlenden Beiträge, 
„Bergleihsquanta genannt‘, zu ben eigenen Leiftungen bes Hidert als ausbebungene Gegen» 
leiſſungen fi verhalten. Die Separationsacte erweife fi fomit in Bezug auf die Zuwendun⸗ 
gen des Rathsherru Hidert und deren Zwed als Stiftungsurkunde, im Bezug auf die Bebin- 
gungen, unter welchen jene Zumwenbungen gemacht und angenommen worben, als Vertrag 
geilen dem Stifter einerfeits und der Stabt anbererjeitt, Hierza komme, daß, ausmweisfich 
ber Aeten, Hidert als erfler Obervorftcher de8 Hospitals das Berhältmi ver Dur die Sepa- 
rationsaete begründeten eigenen Adminiftration bes Inſtituis zum Magiftcate aud in der That 
als ein innerhalb des Etats wenigfiens unbeengtes aufgefaßt und eine dem entiptediende Seihtt- 
Räubigkeit in feiner Adminiftration genoffen habe. Hiernach und mit Rüdfiht af vie De: 
Pimmungen 98. 73 und 76 it. 6, Thl. IL, Allg. UR,, mit denen die 8. a 100 
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Stäbteorbnung de 1808 $. 49 der Stäbteorbnung de 1868 harmonixten, bürfte ver Auſpruch 
bes zeitigen Vorfteheramtes des Knabeuhospitals in ber Neuftabt vom rechtlichen Gefichtspunfte 
Bieles für fi) haben und keinenfall® mit dem Magiſtrat als ein zweifellos unbegränbeter be= 
trachtet werben lönuen. 

Leider ift dieſe fharffinnige und wie uns bünft völlig gerechtfertigte Darlegung ohne 
allen practiihen Erfolg geblieben, und man weiß nicht, weahalb bie Miühe darauf verwendet 
worben, ba der Berichterſtatter jelber die Verfammlung aufforderte, bie Sache nicht weiter zu 
verfolgen, indem eine Meberzeugung von ber nachhaltigen Nüglichleit der vom qu. Borftcher- 
amte beanſpruchten Selbfiflänbigkeit fich nicht geben laſſe und das Euratorium ber Anftalt bei 
dem beftehenden Verhältniſſe fich gewiß gern beruhigen werbe. Die Berfammlung votirte ſonach 
die Sache für erlebiget. Wenn es fih umn aber micht beruhiget? . . 

Eine zweite Rechtsfrage war bie Reorganifation der Schießwerderverwal— 
tung. Der Streit ift ſchon alt und viel befchrieben. Es herrſchte feit 1844 über das 
Eigenthum des Schießwerders Zwieſpalt zwifhen Magiftrat und ber Shügengejell 
ſchaft, indem erflerer behauptete, daß daſſelbe Eigentyum ber ganzen Bürgerſchaft fei, letztere 
aber das ausſchließliche Eigenthum fich zufchreibt. Im Jahre 1846 war man (2. Juli) dahin 
übereingelommen, baf fi die Sache nur im Wege Rechtens entſcheiden ließe, und es wurbe 
eine gemifchte Verwaltung, befichenb aus dem Schütencollegium, zwei Stabträthen und vier 
Stabtverorbneten geſchaffen. Cine nunmehr eingefegte Commiſſion zur Regulirung ber Schieß« 
werberverwaltung ging von dem unbeftrittenen Eigenthum ber ganzen Bürgerſchaft aus und 
folgerte hieraus eine fläbtifche Verwaltung auf Grund ber Stäbteorbnung, bie aus Mitgliedern 
des Magiftrats und der Stabtverorbneten-Berfammlung zuſammengeſetzt fein fol; fie will bie 
Berwaltung bes Sciefwerbers von ber Schießangelegenheit ganz trennen und biefe letztere 
einem Privatunternehmer verpachten, und giebt ben Entwurf eine® Pachtvertrages und einer 
Schütenorbnung. 

Gegentheilig ſprach ſich der Stügenmejor Dr. Weis in einem verdffentlichten Berichte 
aus. Er gab zu, baß bocumentarifch ſchwerlich etwas feftzuftellen fei ; bie vorhandenen Schriften 
tennzeichnen ſich al® Parteifchriften, und die Urkunden der Schlltzengeſellſchaft find vernichtet 
worben, al® 1806 bei ber Belagerung ber Stabt der Schießwerber von hier aus in Branb 
geihoffen wurde. Meift aus magiftratualifhen Quellen gefhöpft fei Folgenbes: 

Im Jahre 1438 wurde den Großbürgern (KRauflenten und Perückenmachern) ber jetige 
Zwinger zum Schießwerber, ben Kleinbürgern aber („Zünften und Zehen”) ber Zwinger am 
Nikolaithore (da, wo jet das Kranlenhospital fteht) zu ihren Schiegübungen eingeräumt. Im 
Yahre 1529 wurde ber Zwinger ber Kleinbürger (und mit biefen haben wir e8 jet allein zu 
thun, da bie Gedichte der kaufmänniſchen Schützengilde hier gar nicht mehr ins Spiel kommt) 
wieber kaffirt und ein Rranfenhospital an deſſen Stelle gebaut. Bon da ab wurben von bem 
Zünften keine Schiegübungen abgehalten, bis auf Kaifer Maximilian II., ver wegen feiner 
Kriege fehr ernſtlich wünſchte, daß die Bürger ſich tüchtig im Schiefen üben follten. Er wies 
alfo den Rath ber Stabt an, daß ber Kein» Bürgerfchaft ein neuer Schießplatz eingeräumt 
werde. Demzufolge übergab ber Rath im Jahre 1565 ber Schützengilde ven Plat am rechten 
DOperrufer, dem Bürgerwerder gegenüber (ba, wo früher das Haaleſche Bab ſtand). Der Ma- 
giſtrat überließ, laut Urkunde vom 7, October 1566, ben jungen Püchſenſchützen, unferen Mit⸗ 
bürgern, zu befferer Ihrer Uebung das Werber an ber Oder anf Widerruf, warn er follte zu 
gemeiner Stabt Nothburft bes Fleden oder Werbers bebürftig fein.” Im bemfelben Jahre er⸗ 
theilte Kaiſer Marimilian II. den Breslauer Schügen Corporationsrechte (wie bie Schligenälte 
fien am 2. April 1845 (?) öffentlich und amtlich erklärten), und wenn es auch in ber magi- 
ſtratualiſchen Urkunde heißt, daß ihnen das Grundftüd auf „Widerruf“ gegeben worden fei, fo 
iſt damit micht ausgeſchloſſen, daß ber Rath der Stabt gehalten war, ihnen, wenn ber Werber 
zu gemeiner Stadt Nothburft verwendet werben folle, ein auderes Grunbftäd "einzuräumen. 





(Wa durch die forgfältigften Recherchen in dem. Archiven, und namentlich in dem taiſerlichen 
Archive zu Wien nachgeſucht und koutaſtirt werden muß.) Genug, bie Schützengeſellſchaft 
(über das wirtliche Borhandenſein einer abgeſonderten Geſellſchaft weiter unten) blieb bis 1769 
im ungeflörten und ausihließligen Befige dieſes Plages. Im genannten Jahre bedurfte aber 
Friedrich der Große dieſes Plages zur Ausführung von Feſtungewerken. Er Lafficte denfelben 
und gab eine entiprehende Geldentſchädigung im bie Schligentaffe. Bon diefem Gelde wurde 
num 1777 das jetzige Grundftüd (damals Lippmann- Meyerſche) fir 4500 Thaler durch 
die Schügenäfteften Prätorius und Schunke „nomine der allpiefigen breslauifhen Bürger- 
Haft, Zünfte und Zechen“ gekauft. Im dem Rubrum ber Stadtibücher wurde aber biefer 
Kaufvertrag bezeichnet: „Der bürgerlichen Schligengefellihaft Kauf bes Fipmann - Weyer- 
fen „Fundi” und im bem Hppothetenbuhe von bem Stabt- und Hospital» Landgüter- 
Amt der Beflgtitel auf bie bürgerlihe Schützengeſellſchaft berichtigt. Auch von dieſem 
Grundftüd blieb die Schiltzengeſellſchaft volltändig Befiger, und ihr Vorſtand, das Schügen: 
Collegium, führte die alleinige Verwaltung. So blieb es bis 1828, wo eine Hypothekenſchulb 
anf das Grunbflüd eingetragen werben follte. Der Hypothekenrichter wollte bie Schuld nicht 
eher eintragen, als bis bie Genehmigung der Schlgengefellihaft eingeholt worben fei. Die 
Schügenälteften fetten aber die Gejellichaft hiervon gar nicht in Kenntniß, fonbern verhanbelten 
eigenmächtig mit dem Magiftrat und einigten ſich mit bemfelben auf ihre eigene Verantwortlich" 
keit bahin: daß ber Beſitztitel eine Declaration erhielt, mämlich die bürgerliche Schügengefell- 
haft, d. h. die gefammte Bürgerſchaft Breslau's. Nun gab der Magiftrat als Repräfentant 
ber Bürgerfhaft bie Genehmigung zur Eintragung der Schuld, was deun aud ſeitens bes 
Hypothelenrichter® gefhah. Nichtodeſtoweniger aber blieb das Schigencollegium nad wie vor 
im ungeförten Befig, und im alleiniger Verwaltung des Grundſtücks. Ja, wie wenig bie 
Näbtifchen Behörben das Grundſtück als das ihrige betrachteten, geht unter Anderem barans 
hervor, baß bei Emanirung ber Städteorbnung von 1808 ber Schiewerber gar nicht als 
ſtädtiſches Grundſtück aufgeführt, jondern dies erſt viele Jahre ſpäter nachgeholt wurbe. Und 
wie umumfchränft bie Verwaltung feitens des Schütencollegiums geführt wurde, erfieht man 
aus den Vorgängen im Jahre 1810. Die Stabtverorbneten verlangten nämlid damals, daß 
bie Schügenältefen auch ihnen Rechnung legen follten. Die Legteren verweigerten dies, da fie 
bereits bem Magiftrat Rechnung gelegt hätten und biefelbe auch dechargirt worden fei. Die 
Stabtverorbneten » Berfammlung ſchrieb darauf unterm 16. Februar 1810 an bie Xelteften: 
Nach ber zeitherigen Berfaffung ift es allerdings richtig, daß ale Rechnungen der verjchiebenen 
ſtädtiſchen Corporationen, Zünfte und Gilden dem Magiftrat zur Revifion und Benrtheilung 
vorgelegt werben müſſen“, doch bie Stabtverorbneten haben das Recht, fih um den Zufland 
ber ſtädtiſchen Eorporationen zu befümmern. Das Schügencorps ſiehe unter ber Aufficht der 
Käbtifchen Verwaltung in Bezug auf bie Verwaltung bes Schießwerders. — Dan fleht aus 
biefem Schreiben offenbar, daß das damalige Stabtverorbneten » Collegium den Schießwerder 
nicht als rein fläbtifches oder bürgerliches Eigenthum betrachtete, fondern als das Eigenthum 
einer abgefonberten Corporation, welches, fowie alle übrigen felbfiflänbigen Stiftungen und 
Corporationen unter ber Auffiht der fläbtiihen Behörden fiehe. Ganz bies war aud zu allen 
Zeiten die Anfiht der gefammten Bürgerfchaft und natürlih auch der Schügengefellihaft. — 

Nunmehr, nachdem der Magiftrat bie Friſt des urſpünglich Gjährigen Interimifiicums 
von 1846 fängft habe verftreichen laſſen, ohne den Prozeß anzuftrengen und Beweismittel bei- 
zubringen, wolle man plößlih bie Schligenälteften ohne einen richterligen Eniheid lediglich 
durch einen Beſchluß der ſtädliſchen Behörden aus Bett und Bermaltung entfernen. Das 
Rãthliche fei allein ein Vergleich. 

Magiftrat empfahl den Stabtverorbneten das im letzteren Sinne geladte Sommilfens- 
gutachten und fügte zwei Nechtögutachten bei. Dr. Weis, ſowie die Säügenätiten mm % 
Schügenofficiercorps reichten Proteft ein, letziere erlärten bie Annahme der u vür cine 
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eigenmächtige Hanblung. Dr. Weis beantragte, die Schiefangelegenheiten dem Schüten- 
corps zu überlaſſen. Die Magiftratsvorlage bezüglih ver neuen reinſtädtiſchen Berwaltung 
(zwei Stabträthe, vier Stadtverordnete) warb angenommen, ber Name „Scießwerber” beibe- 
halten, bie Berpadtung der Scieß-Angelegenheiten abgelehnt; viejelben ebenfalls unter bie 
fädtifche Verwaltung geftelt, und dieſe Ablehnung ſcheint denn doch aud in ber That nicht mehr 
ald angemefjen zu fein. Wir haben nie verhehft, daß wir das bürgerlihe Schligenwejen, wie 
es 3. 3. noch bei uns gepflegt wird, nicht viel auders benn als ein Spielwerk anfehen; allein 
es trägt immerhin die Keime zu Befjerem in fih und verdient nicht, daß man feine Schießſtätte 
mit den Paſchbuden auf eine Linie ſtelle. — Die auf dem Schiefw. Saalbau haftenden Schul- 
den im Betrage von 14,000 Thlr. übernimmt die Stabt anf den Subftanzgelderfonds und follen 
davon jährlih 3000 Thlr. aus deu Schiefw.-Einlünften amortifirt werben. 

Bis zum 16. September hatte bekanntlich der Herr Handelsminifler von ben Regie» 
rungen Gutachten einverlangt Über die Wirkungen und Ergebuifje, welche bie beflehenben Ger 
werbegefetse bisher geäußert, unter der Auweifung, bie Magiftrate hierüber zu vernehmen. Nach- 
träglich hat auch der hiefige Magiftrat am 24. September bie Innungsätteften, Mittels:Affef- 
foren und Gewerbebeputationen zu einer „Berathung“ hierüber eingeladen und ihnen fein Gut⸗ 
achten vorgelegt, befjen Hauptmomente wir nad einem Zeitungsberichte mittheilen, ba bie Ver⸗ 
ſammlung eine gefhloffene war: 

1) Das Haubwerk jole frei von jeder obrigleitlihen Vevormunbung werben, d. h. bie 
Beauffihtigung durch die Mitteis- Affefjoren folle wegfallen und jede Innung fi ſelbſtſtändig 
verwalten. Nur bei jehr wichtigen Vermögensveränderungen, 3. B. kei Veräußerung von 
Grundflüden, bei Aufnahme von Hypothelen ıc., jolle die Einwilligung bes Magiſtrats einge- 
holt werben. 

2) Auch bei den Prüfungen jolle bie Beauffihtigung wegfallen und die Brüfungscom- 
miffion beftehen aus: a) bem Oberäfteften und b) aus zwei Mittele-Commiffarien. Die Kreis 
PBrüfungscommiffion folle nur ala Ober» Inftanz fortbeftehen welde bei etwa vorlommenden 
Ungebörigkeiten bie Prüfung gleihfam als Appellations- Inftanz zu vollziehen habe, Dieje 
Kreis » Prüfungscommiffion folle beleben aus: einem Oberauffihtsbeamten und aus zwei dem 
Fache des zu Prüfenden angehörenden Meiftern. — Die Gebühren feien fo niebrig als möglich 
zu ſtellen. 

3) Die Abgrenzung der Gewerle folle in der Art volljogen werben, baf alle, ein Haupt« 
Material bearbeitenben, gleihartigen Gewerke (j. B. bie Tiſchler, Zimmerleute 2c., anbererfeits 
die Schmiebe, Schloffer, Nagelſchmiede zc. ꝛc.) eine Innung bilden follen, 

Schließlich wurde noch eine aus den Innungslaffen, den Prüfungsgebühren zc. zu bil- 
dende Handwerker -Bant und bie Erridtung eines Handwerler -Inpaliben- 
Inſtitutes ind Auge gefaßt. 

Die Berjammlung erllärte ſich für das magiftratuale Gutachten und mit allen gegen zwei 
Stimmen für Beibehaltung der gegenmärtigen Gewerbegefege. Wir bürfen glauben, daß 
außerhalb biefer „Pairslammer“ von Gewerbetreibenden die Mehrzahl ihrer Berufsgenoffen 
anderer Anficht hierüber if. — 

Das an das Staatsininifterinm gerichtete Gefuh um Erhöhung ber Pofltion für bie 
biefige Erecutivpolizei in nähftjährigem Staatshauspaltsetat if abgelehnt worben.. Man 
will fih nun damit am bie Kammern wenden. — Gin neues Regulativ für bie Hiefige Co m- 
munal»Eiufommenfteuer ift regierungsfeitig beflätigt; publicirt iſt es noch nicht. — 

Nunmehr find auch bie Stabtverorbneten zu ber von uns am biefer Stelle längſt aus⸗ 
geſprochenen Anfiht gelangt, daß man einen Canal (den horriblen Oblaugraben nämlich) micht 
mehr buch Ueberwölbung im eine Straße verwandeln Lönne, wenn man bereits Häuſer quer 
darüber geſetzt hat. Leider kommt dieſe Einfiht zu fpät, denn ein foldhes Haus ſieht be⸗ 
reits und macht den Plan ein für alle Male zunichte. Wagifirat wollte die Genehmigung zu 
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einem zweiten; man eutgeguete hierauf auch, daß bamit nur für das Auge ber ſcheußliche gu⸗ 
Raub verdedt, nicht aber für die Geruchsſsnerven und bie Geſundheit beſeitiget, im Gegentheil 
darch ſolche Querbaue die reinigende Luftbewegung vollends abgeſperrt werde. — 

Zu umbefolveten Stadträthen find wieder gewählt worden: Dr, Friedenthal 
Grabowati. Seidel und Claaßen; neugewählt: Buchhändler Trewendt und Dr. Ir. Sen 

In den beiten lehten Jahren iſt verſchiedenen Inftituten unſerer Stadt insgefammt bie 
Summe von 106,796 Thin. gefhenktt und vermacht worden. Die bebeutendften biefer 
Bermädtniffe flammen von Frau Stabtrath Pulvermader (ber 70,000 Thlr.), Frl, frieberite 
Epftein (über 16,000 Thlr.), Frl. Friederile Gerftenberger (8000 Thlr.), Kaufm. E. F. Grund- 
mann (3000 Tple.), Fr. Graveur Echardt (2000 Thlr.), Fr. Joh. Zul. Ernſt (1500 Thlr), 
Lieutenant Guſtav Reinhardt (1000 Thlr.). 

Der Etat für 1860 balancirt in Einnahme und Ausgabe mit 727,465 Thlrn. Der 
Hauptetat wirb zufammengeftellt auf Grund vom zwölf Specinletats, bei weldhen pro 1860 fol« 
gende Einnahmen und Ausgaben veranfchlagt find: 1) Kimmereigüter und Forften: Einnahme 
22,610, Ausgabe 3910 Thlr.; 2) ſtädtiſches Grundeigeuthum: E. 13,615, U. 4195 Thlr.; 
3) Jurisbictiond-, Polizei» und Polizeigefängniß > Angelegenheiten: E. 2620, 4. 20,770 Zhlr. ; 
4) Elementatunterriht: E. 16,455, U, 47,290 Thlr.; 5) ſtädtiſche Steuern, Handels: x. Ab» 
gaben und Gefälle: E. 555,680, U. 87,230 Thlr.; 6) ſtädtiſches Sicherungsweien: E. 2600, 
9. 60,625 Thlr.; 7) ftäbt. Marflall: E. 6110, U. 18,480 Thlr.; 8) fläbt. Bauten: E. 1215, 
A. 64,770 Tölr.; 9) Militair + Angelegenheiten: E. 3070, U. 4480 Thlr.; 10) Bejolbungen, 
Penfionen und Unterfiügungen: E. 6145, U. 89,390 Thlr.; 11) Allgemeine Berwaltung ver 
ſchiedener Ginnahmen und Ausgaben: E. 33,765, 4. 90,355 Thlr.; 12) Stabtfchuldenweien : 
E. 63,680, 9. 115,250 Zhlr. Ueberſchüſſe ergeben ſich hiernach nur bei ven Etats 1, 2 und 5 
im Gefammtbetrage von 496,460 Thlen.; bei allen anderen Etats find Zuſchüſſe erforderlich 
im Gejammtbetrage von 380,800 Thlen., fo daß in der That ur ein Weberfhuß von 
115,660 Thlen. verbleibt, Dafjelbe Refultat ergiebt fih, wenn man die Gefammtjumme ber 
Ausgaben bei biefen zwölf Etats (611,805 Thlr.) von jener der Einnahmen (727,465 Thlr.) 
in Abzug bringt. Es treten aber zu dem laufenden Ausgaben von 611,805 Thlren. noch 
90,667 Thlr. 10 Sgr. 7 Pf. an einmaligen außerorbentlihen, im Gtat feſtgeſetzten Ausgaben, 
unb auferbem 24,992 Thlr, 19 Sgr. 5 Pi. Hinzu, welde al® Haupt» Ertraorbinarium be» 
zeichnet unb zur Beftreitung ber erſt im Laufe des Etatsjahres auftretenden dringenden Bebürfs 
niffe beflimmt find. Werben zu bem vorfiehend angegebenen laufenden Einnahmen und zu ber 
Summe aller Ausgaben der eigentlichen Kämmereiverwaltungen per 727,465 Thlr. bie Einnah- 
men und Ausgaben ber von ber Kämmerei-Hanptlaffe abgefonderten, mit ihr durch Ueberſchüſſe 
ober Zuſchüſſe im Zujammenbang flebenden Verwaltungen, nah Ausſcheidung berjenigen Be- 
träge, welche biefelben am bie Kämmereifaffe als Ueberſchüſſe abliefern oder als Zuſchüſſe beziehen 
und bie unter obigen Summen bereits enthalten find, zugerechnet, jo ergiebt fi) eine Gefammt- 
Einnahme und Ausgabe von 940,350 Thlen. Der Specialetat für bie Verwaltung ber Sub» 
Ranzgelber weiſt einen Befland von 121,930 Thlr. nad). 

Brieg will eine Gewerbeſchule errichten. Die Stabtbehörden find über den Plan 
einig, bie Genehmigung des Miniſſteriums if machgefucht. Das Locaf gewährt bie Stabt; bie 
auf 1400 Thlr. veranfhlagten Zufhüffe trägt nah dem Entwurf zur Hälfte bie Stabt, zur 
andern bie Regierung. Die Ortslage ift günftig; Nieberfchlefien zählt nur drei Gewerbeſchulen 
(m Schweidnitz, Liegnitz, Görfit) und die Kunſtbauhandwertſchule zu Breslon, Dberjäteften bis 
jet gar Teime. 

SGr. Slogau. Der Magiftrat geht mit ber Abſicht um, mit ben jümmtfäen häbtiihen 
Grmbftliden aus ben verfhiebenen Feuerverſicherunge - Geſellichaſten anazuielden und eine 
eigenen Communals Feuerverſicherungs · Fonds anzufegen. Auf Antrag ved Magittrate hatten 
bie Gtabtverorbueten eine Commiſſion zur Prüfung dieſes Antrages ernannt. Dieje hat fih m 
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ihrer Majorität dem Antrage in ber Art angefchloffen, daß fie ba® Ausſcheiden ſämmilicher 
Rädt. Gebäude und Beflände aus ben verſchiedenen Feuerverfiherungen, fowie bie gleichzeitige 
Errihtung eines felbfiländigen Communal-Berfiherungs-Fonds mit Ausfhluß ber verpachteten 
Dominial- Gebäude empfiehlt. Die Stabtverorbneten haben jedoch ben Beſchluß über ben 
Sauptantrag zuvörderſt ausgeſetzt, dagegen die Commiſſion beauftragt, eine genaue Zufammen« 
fiellung ber zu verſichernden Gegenftände nad ihrem wahren Werthe zu liefern, um nah @in- 
fit und Prüfung berfelben weitere Beſchlüſſe faffen zu fönnen. Die feitens ber Commune zu 
zahlenden fFeuerverfiherungs » Gelber find fehr bebeutend. Als Euriofum theilen wir mit, baß 
das Stabitheater mit nur 7000 Thlem. verfihert ift und baß bie Commune hierfür 12 pro 
Mille zahlen muß! — 

Bereits im Jahre 1851 proponirte der Magiftrat, zur Erridtung eines Communal: 
Feuerverfiherungs Fonds bie jährlich am Geſellſchaften zu zahlende Prämie von ca. 800 Thlru. 
fo lange aufzufammeln, bis ſich ein größeres Kapital gebilbet, aus bem etwaige Branbentidä- 
bigungen entnommen werben fünnten. Dies warb damals abgelehnt, und mit Recht, denn für 
bie Zwifchenzeit wären alle ſtädt. Fundi unverfihert geweſen. Ueberhaupt aber verſichert man ſich 
ja ver Sicherheit wegen, und biefe fleigt, auf je mehr Schultern fi die Laft vertheilt, d. h. 
je größer ber Verband ift, dem man fi anfhließt; wenn man „unfiher“ fein will, kann man 
fi die Prämien ganz erfparen. — Aehnliches ift zu berichten aus 

Meiffe: Ueber zehn Jahre waren bie bortigen Communalgebäube nirgends ver- 
fihert, weil man es vorgezogen hatte, jährlich eine beſſimmte Summe zur Auffammlung eines 
Siherheitsfonds zu beponiren. Im biefe Zeit fiel ber Brand des Dachſtuhls der Knabeuſchule. 
Obgleich die Wiederherftellung gegen 4000 Thlr. Toftete, fo reichte ber aufgefammelte Fonde 
nicht nur aus, fondern es blieb noch ein anſehnlicher Beſtand übrig. Dennoch wurbe Anfangs 
biefes Jahres von ber Selbfiverfiherung wieder abgegangen und die Berfierung 
der Eommunalgebäube bei ber Provinzial »- Stäbte» Keuerfocietät bewirkt; das Theater wurde 
jedoch nicht angenommen. Magiftrat ſah fih veranlaft, bald wieder auszufcheiden und bie 
Berfiherung mit einer Privatgefellihaft abzuſchließen. Die Stabtverorbneten entſchieden ſich 
bafilr, die Verfiherung der Hahen- Münchener Geſellſchaft zu Übertragen, weil dieſe bie billigften 
Bedingungen geflellt hatte. 

Liegnig. Durch ben Tod bes Stabtfynbicus Reinſch iſt das Syndicat vacant. 
Gehalt 900 Ehe. Meldungen bis 12. November an Stabtverorbn.-Borfteher Hauptm. Beyer. 
Bewerber miüffen das dritte juriftifhe Eramen beftanden haben. Im Nothfällen hat der Syn- 
dicus ben Bürgermeifter qua Poligeiverwalter, und vice-versa ber Bürgermeifter den Syndicus 
zu vertreten. 

Köwenberg lann hinfihtlih feiner Garnifonverhäftniffe zu feiner Ruhe gelangen: 
Während Kommune und Bitrgerfhaft allen übernommenen und reglementmäßigen Berpflich- 
tungen genügt zu haben behaupten, iſt gegentheilig Beſchwerde geführt worben. ine gemifchte 
Commiffion fol fi zu Gunfen ber erfieren ausgefprochen haben. Jetzt iſt abermals eine 
Deputation nad Berlin und Pofen (an ben command. General) gegangen, um eine aus 
höheren Militairs und Regierungsbeamten zufammengefette Commilfion zu beantragen, — Die 
Verſchmelzung der beiden Confeffionsjhufen ſtädtiſchen Patronates zu einer Simultanſchule 
iſt durch den Bertreter der latholifchen Schule verhindert worben, 

Reichenbach i. Schleſ. Unfere Commune hat fih durch Verwendung ber von bem 
Juftiz-Fiscns für das Gefangenenhaus gezahlten Kaufſumme fhuldenfrei gemacht, erfpart mit. 
Hin jetzt bie jährliche Verzinſung von Paſſivis. Cs ift dies jedenfalls eine recht erfreuliche 
Thatfache, aber ungleich erfreuficher wäre eine jet noch unmögliche Gerabfegung ber gegen 
—* Städte ſehr hohen Communalſteuern, zu welchen ſehr oft noch extraordinaire Leiſtungen 
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Striegan,. Am 14. Detöber wurbe bas nenne Rathhaus eingeweiht. Die 
munen Breslau, Fieguig, Schweibnig, Waldenburg , Jauer, Neumarkt und — Arsen 
habei vertreten. Der Feſtzug war ziemlich großartig. 

Bei ber Stabtverorbneten » Ergänzungswahl in einer unferer größeren Provinzial 
erſchienen von 538 Wählern 13, — Prooigiaipäbe 


Provinz Sachien. 


88. Herzberg, im September. Der auf dem Schloſſe Bärwalbe refibirenbe Herzog zu 
Sachſen, Markgraf Albreht ber Bär, erlegte im Jahre 1160 nach Eprifti Geburt auf ber Stelle, 
wo jetzt unſere Stadt ſteht, eigenhändig mit einem Pfeil vom Bogen einen ſchon Tage lang 
verfolgten großen und flat geweiheten Hirſch und gründete zum Gedächtniß biefer That bie 
Stadt Herzberg. Zwar hat die Geſchichte ben Tag der Gründung nicht aufgezeichnet, doch muß 
diefer in den erflen Tagen des Monate September angenommen werben. Im gegenwärtigen 
Jahre hatte ſonach die Stadt das Fer ihrer Gründung und des 700 jährigen Beſtehens zu bes 
gehen. Durch den Magiftrat wurben ber 9. und 10. September für ein Bolld- und Rinder» 
Feſt beflimmt; es murbe bon ihm das Feſtprogramm feftgeftellt und mir entnehmen bem 
Schweinitzer Kreisblatt ben Bericht Über den Berlauf bes Feſtes, welches burd ben Gemein» 
finn der Feſtiheilnehmer und die Liebe aller Bewohner zu ihrer Stabt unausloſchliche Einbrüde 
zurldgelaffen hat. — Sonnabend ben 8. September Abends 6 Uhr wurbe das Feſt mit allen 
Slocken unferes Kirchthurms in brei Abfägen eingeläntet. Wie durch einen Zauberſchlag ver 
änderte ſich auf dieſes Zeichen das Anjehn der Stadt. Alle Häufer legten ihr Feſtgewand an. 
Mit Blumen-Guirlanden und Lanbgewinden und Kränzen ſchmuckten fie fih. Bon ihnen berab 
weheten Flaggen mit den vaterländiſchen und ſtädtiſchen Farben. — Die rechte Feſtſtimmung 
aber gab das Geläut ber Gloden am Sonntag Morgen. Um 5 Uhr verfünbeten fie mit 
cherner Zumge im wieberum drei Abfäten, zwiſchen denen vom Thurme herab das „Herr Gott, 
did; Toben wie“ ertönte und bie Kanonen fieben Mal gelöf wurben, baß ber Weflmorgen ange» 
brochen ſei. Wir nahmen es als ein günftiges Zeichen, daß fih der Sturm und Regen, der 
die ganze Nacht hindurch getobt, nun gelegt hatte. Um 9 Uhr verfammelten fi die Stabt- 
Behörden, die Herren Kreislandrath Freiherr v. Kleiſt, Kreisrichter Kraufe und Dehler, Bürger- 
meifter Träger, Beigeorbneter Rechtsanmalt Stein, Senatoren Kaufmann Knie, Ranfmann 
Hoyer und Färbermeifter Banınann, begleichen bie zwdlf Stabtverorbneten im Seſſionszimmer 
de Rathhauſes zum Kirdigang. Zu gleichem Zwede traten zu verfelben Zeit die Innungen 
und ber Jugenbverein auf bem Martte, die Schüler und Schülerinnen ber ſtädtiſchen Schulen 
in ihren Klaſſen zuſammen und zogen unter bem Geläute der Gloden bald darauf in unfer 
Gotteshaus, um Gott zu loben und zu preifen bafür, daß Er unfere Stadt fo wunberbar bes 
hütet und bewacht durch 700 Jahre. Nach einer vom hiefigen Gefangverein unter Leitung bes 
Herrn Cantor Baum ausgeführten Kirchenmufit („So weit ber Sonne Strahlen glänzen“), hielt 
ber Here Superint. Martins bie Feſtpredigt. Mit Zugrundelegung don Pialm 143, 5 wies 
derſelbe mit gewohnter Berebfamleit darauf Hin, wie und ber heutige Tag aufforbere zum 
Gebenten an bie vorigen Zeiten, zum Reben bo allen Thaten Gottes und zum Sagen von 
den Werten Seiner Hände. Unter bem Abfingen bes erften Verſes aus dem Liebe: „Bert 
Gott, dich loben wir *, verließ bie Gemeinde das Gotteshans, um ſich auf bem Marttplage zu 
verfammeln, Bor bem mit einer Ebrenpforte feſtlich geihmüdten Rathhauſe wurde ein Halbkreis 
geſchloſſen, und nachdem ber erſte und letzte Verb des Liedes: „Sei Lob und Ehr dem höchſten 
Ent“ geſungen war, beſtieg ber Herr Kreislandrath Freihert v. Kleiſt bie vor ber Chtenvforte 
errichtete Tribüne und hielt eine aus warmem Herzen kommende und baruın ZUM Herzen 
pringenbe anf das Feſt bezügliche Rede, melde mit einem Hoch! anf unfern jetst ſchwer ge- 
prüften König ſchloh, in das fih ber Donner ber Kanonen mifchte. Hierauf fangen agt 
Knaben und acht Mädchen unter Leitung bed Herrn Cantor Baum den Ambroſianiſchen Lob» 
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geſang, und endlich Aimmte bie game Berfammlung unter Mufitbegleitung mad; ber Melodie: 
„Ih bin ein Preußel“ ein von dem hiefigen Lehrer Herrn Sander gebichtetes Feſtlied am, 
welches zuvor gebrudt und vertheilt worben war. — So ſchloß bie Feier des Bormittage, und 
im gehobener Stimmung ging Ieber, um fi zu rüſten und zu ſchmücken für dem beborftehen- 
ben Feſtzug. 

e Derfelbe feste fih Nachmittags 1 Uhr vom Marklplatze aus in folgender Orbnung in 
Bewegung: 1) ein Mufilcorps; 2) eine Deputation der hiefigen Schügengilde, geführt vom 
dem Scütenlientenant Herrn Gafthofsbefiger Theye, beſtehend aus 3 Fahnenträgern und 
6 Fahnenbegleitern; 3) die Stadtbehörden in ber obigen Neihenfolge, bie Mitglieder des Mar 
giſtrats und ber Stadtverordneten-Verſammlung, gejhmüdt mit den Farben ber Stabt, mit 
grünsgolb»-weißen Rofetten; 4) die ſtädtiſchen Schulen, vorauf die 3 Mädchenklaſſen, fobaun 
die Privatllaffe des Fräulein Hainsli, hierauf die 3 Klaſſen der Volleſchule und endlich bie 
3 Ruabenklafien, zufammen 832 Kinder — jede Klaſſe mit einer Fahne und jedes einzelne Kind 
mit einem Fähnchen oder einem mit Blumen umwundenen Marſchallſtabe ober einer befrängten 
Armbruft — geführt von ben betreffenden Herren Lehrern und ben ſchon genannten Feftorbnern, 
Letztere ebenfalls grün.gold» weiße Rofetten tragend; 5) ber Jugenbverein, 80 Jungfrauen in 
weißen Kleivern und Schärpen und 24 Jünglinge mit Fahne und Schärpen; 6) ein Mufils 
corps; 7) die Tifchler - und Glaferinnung, 16 Meifter; 8) die Weiß, Lobhgerber-» und Kürfchner- 
Innung, 14 Meifter; 9) die Fleiſcherinnung, 16 Meifler ; 10) die Böttcher - und Korbmacher⸗ 
Iunung, 10 Meifter; 11) die Bäderinnung, 10 Meifter; 12) bie Schneiberinuung,, 22 Meifter ; 
13) die Schmiede» und Stellmaderinnung, 9 Meifter; 14) die Schloffer-, Zeugr, Nagel 
fhmiebe- und Büdfenmaderiunung, 16 Meifter; 15) die Maurer», Zimmer» und Dachdecer⸗ 
Innung, 6 Meifler mit ihren Maurer», Zimmer» und Dachbedergefellen, 90 Mann, bie 
Maurergefellen in weißen, bie Zimmergefellen in gelben Schurzfellen, die Zeichen ihres Ge— 
werls und das Mobell tes im künftigen Jahre hierjelbft au erbauenden Schulhaufes tragend ; 
16) ein Mufilcorps; 17) die Schuhmacherinnung, 120 Meifter; 18) ein Mufiteorps; 19) bie, 
comb. Gejelleninnung, 86 Mann; 20) die Schuhmachergeſellen Innung, 34 Mann; ſammt · 
liche Innungen mit zum größten Theile neuen und prächtigen Bahnen und Schärpen. — So 
bewegte fi diefer Zug, über 1300 Perſonen haltend, nach bem Zalte ber von den 4 Muſil- 
corps ausgeführten Märfhe, unter bem Donner der Kanonen, dem Wehen vpn 26 ahnen 
und dem fFlattern von Hunderten Heiner Fähuchen, ummogt von einer unüberfehbaren Men- 
ſchenmenge, durch die feftlih gefhmildten Straßen, und zwar von bem Marlte aus durch bie 
Kichgaffe, Magiftergaffe, Neugaffe, Schliebener - Straße, Grünfttaße, Pieifergafie, den Plan, 
die Möndgaffe, über deu Markt, die Torgauer - Straße, Torganer + Borflabt und Luggaffe nad 
bem Beflplage. — Derfelbe, eine herrliche Wieſe in unmittelbarer Nähe der Stabt, und zu 
biefem Zwede mit dantenswerther Bereitwilliigleit von bem zeitigen BVBefiger, Herrn Freiherrn 
v. Balombini auf Grohwig, dem Feftcomitö überlaffen, war decorirt mit einer Ehrenpforte 
und umgeben von Wein», Bier» und Speifegelten, von Fleifher-, Bäder», Glafer- unb 
Würfelbuden, alle geziert mit ſchwarz weißen und grün «gold + weißen Flaggen. Der Ehren⸗ 
pforte gegenüber erhob ſich das ftattlihe Rathszelt, mit vielen Fahnen und ben Wappen ber 
Stadt prangend, und einen herrlichen Ueberblick gewährend nicht nur über bem ganzen Fefl- 
platz, ſondern auch über die Jubelftabt in ihrer größefien Ausdehnung, — Ungelommen auf 
dem Feftplage, pflanzten bie einzelnen Iunungen und bie Schügenbeputation ihre Fahnen vor 
bem Rathszelte auf, und nachdem mit einer von dem Kreis + Landraıhe Herrm Freiherrn v. Kleift 
angeführten Polonaije ber ganze Pla umzogen war, begannen bie Zelte und Buben ihre An« 
ziehungsftaft auf jeben Einzelnen auszuüben. Immer mehr und mehr fillte fi der Platz. 
Jeder Bewohner Herzbergs, der überhanpt fommen konnte, fam, um Theil zu nehmen an dem 
Jubelfefte feiner Stadt. Landleute aus den umliegenden Ortſchaften ſtrömten in großen Schaaren 
herbei. Bald war in den meiften Zelten und Buben kein Unterfommen mehr zu finden. Die 
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Schuitinder , mahben fie mit Kuchen und Getränf bewirthet waren, bergnägten fi, bie 
Ruaben am Stern» und Vogelſchiehen, bie Mädchen am Reifenwerfen, fpäter an gemeinfehaft- 
lichem Spiel und Tanz , wozu die Muſik von einer in ber Mitte des Platzes errichteten Tribiine 
herab aufipielte. Auch den Jugembverein jah man oft im kunſtvoll verſchlungenen Reigen ſich 
drehen. Väter und Mütter umſtanden mit leuchtenden Augen ihre Kinder und freuten fih mit 
ihnen und Über fi. Die einzelnen Junungen, als wenn fie fich nicht hätten trennen Können 
von ihren Fahnen, lehrten oft zu ihmen zurüd umd umzogen bamit unter Mingenbem Spiele 
bie Wiefe. Kurz, wohin man ſah, überall ein reiches, bunt durch einander mwogenbes Leben. 
Und doch nirgends eine Störung! Auf allen Geſichtern Frohſiun und Heiterfeit! 

Nur zu bald buntelte es. Ein Böllerfhuß gab dem Feſtzuge das Signal zum Einmarſch 
umb ber Stadt das Zeichen zum Beginn ber Ilumination, Diefe war über alle Beichreibung 
prachtvoll! Noch nie hat Herzberg etwas Aehnliches in feinen Mauern gefehen, Ueberrafcht 
und geblenbet betrat ber Zug bie Stadt. Alle Strafen ſchwammen in einem Lichtimeere. 
Kein Haus war umerleuchtet geblieben. Es war rührend zu fehen, wie jebe, and die ärmfichfte 
Hütte, ein Lämpchen angezünbet hatte, um an ihrem Theile beizutragen zur Erhöhung ber 
Feier, — Am feftlihften ſtrahlte das Rathhaus und der Kirchthurm. Unſer Thurm, an bem 
ſich fo oft ber wilde Schein zerflörenben Brandes gebrocden, erglängte in bem milden Lichte 
bengalifher Flammen, und feine Galerie war umgeben mit einem mächtigen Lampenkrauze. 
Gr verfiiudete weithin das Jubelfeſt der Stabt. — So durchwogte ber Zug unter Böllerſchüſſen 
und lauten, nicht enden wollenden Jubel die erleuchteten Strafen, überall begrüßt von ben- 
galiihen Flammen, überall bewilltommmet von firahlenben, finnig erbadhten Transparente, 
Endlich wurde auf dem Markte Halt gemacht, und nachdem ber Zug vor bem Rathhauſe fid 
aufgeftellt und ber hiefige Geſaugverein unter Leitung bes Herrn Kantor Baum ein Abenblieb 
borgetragen, brachte ber Herr Bürgermeifter Träger ein Hoch aus auf Seine Königl. Hoheit unfern 
allgeliebten Brinz-Regenten, im welches Alle begeiftert einflimmten. — Hiermit hatte bie allge- 
meine feier bes erften Tages ihr Ende erreicht. Aber fpät noch burdzogen bie Bewohner 
Herzbergs die Straßen, um fich zu erfreuen an den Einzelheiten der Illumination, und um bie 
erhebenven Eindriüde auszutaufhen , bie jeber im Laufe des Tages in fo reihem Maafe er- 
fahren hatte, — Es bleibt von dem zweiten Tage wenig zu berichten übrig; er gli dem erften 
fat in jeder Hinfiht. Wieberum um 1 Uhr Abmarſch bes Feflzuges vom Marlte; auf bem 
Feflplage daſſelbe bewegte Treiben, biefelbe Aufl, biefelbe Freude, biefelbe Ruhe und Ordnung 
wie am erften Tage. Einige fcherzhafte Aufzüge Seiten® der Maurer- und Schuhmader- 
Zunung, die der Würde und Meierlichleit bes erften Tages Eintrag gethan haben würden, 
waren am zweiten Tage durchaus am Plate und trugen nicht wenig zur allgemeinen Erheite⸗ 
rung bei. Der Feſtplatz, von Lanbleuten nicht jo angefüllt wie am erflen Tage, geftattete ben 
Fefttheilnehmern ein weiteres Sihausbreiten und einen freieren Ueberblid. Man hätte hundert 
Augen haben mögen, um alles Einzelne zugleich auffaffen zu lönmen; bie Spiele ber Knaben 
und Mädchen, bie Tänze der Jugend, den Jubel der Eltern. — Die Kinder, wiederum feſtlich 
bewirthet, erhielten Preife: Leje- und Schreibeblicher, Tuſchläſten, Schreibmaterialien. Unter 
den Spielen der Knaben unterhielt das Sadhüpfen nad aufgehängten Mürften die Zufchauer 
im ergöglicher Weile. — Bei’ eintretenber Dunlelheit wurbe das Zeichen zum Sammeln gegeben. 
Die Schullinder ſchloſſen einen Kreis und ber zeitige Rector und erfle Knabenlehrer hielt eine 
kurze Anfpradhe, in ber er die Kinder aufforberte, durch Befolgung bes vierten Gebotes, ihren 
Dant an Eiterm, Lehrern und Obrigkeit abzuftatten dafür, daß fie hätten Theil nehmen bürfen 
an ber allgemeinen Freude, und dadurch zugleich beizutragen zur Erhaltung der Jubelſtadt; 
denn eine Stadt Lönme nicht untergehen, deren Kinder ihre Eltern, Lehrer und Dbrigteit in 
Ehren hielten. Sierauf erfolgte der Einmarſch in bie wiederum zum größten Theile erleuchtete 
Stadt. Nachdem der Zug die Straßen durchzogen und vor dem Rathhauſe fih aufgefellt 
hatte, trug ber hiefige Gefangwerein unter Leitung des Herrn Cantor Baum die „Schlummer- 
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ſehnſucht“ von Liebe vor, Gobann flattete ber Herr Blrgermeifter Träger in einer kurzen 
Rebe mit bewegten Worten ben Fefttheilnehmern feinen Dank ab für dem trefilihen Geiſt, bie 
große Bereitwilligfeit und muſſerhafte Haltung Aller, und ſchloß mit einen Hoch auf Herzbergs 
Bewohner. Kaum waren bie legten Töne biefe® Hochs verkiungen, als bie ganze Berjamm- 
lung unter Mufikbegleitung aus vollem Herzen auftimmte das „Rum danlet Alle Gott,” — 
Das war ein würbiger Schluß einer in ihrem Aufange, Fortgauge und Ausgange herrlichen 
und berzerhebenben Feier. 
Nbheinprovinz und Weſiphalen. 

Eöln. 3. Septbr. Die biefigen Stabtverorbneten beſchloſſen im ihrer heutigen Sitzung 
einftimmig gegen bie Theater » Actionaire auf Rückerſtattung der von der Stabt aus Anlaß bes 
Theaterbrandes vorſchußweiſe gezahlten Aufräumungstoften ad 294 Thlr. 5 Sgr. gerichtliche 
Klage zu erheben. Die König. Regierung hatte nämlich zwar bie ebenfalls von ber Stabtlaffe 
vorgelegten Brandwachkoſten ad 813 Thlr. ale von ben Theater-Actionairen rüdforber- 
bar erecutorifch erklärt, eim gleiches Verfahren binfichtlih der Aufräumungsloflen aber abgelehnt 
und der Stadt überlaffen, bie Wiebereingiehung der letztern auf anberm Wege zu verſuchen. 
Die Frage, wer bei Branudſchäden im gefchloffenen Orten — bei benen nicht felten — 
wie bie® bier ber Fall geweien — die Paſſage vollſtäudig gefperrt wird, bie Aufräumungs- 
foften zu zahlen bat, ift auch für andere Städte von Intereffe. Hier befteht ein befouderes, von 
Königl. Regierung genehmigtes Reglement über die Braudwachen und bie Zahlung ber dadurch 
entſtehenden Koften Seitens der Eigenthümer; ber Aufräumungsfoften ift damals nicht gebadht 
worben, biefelben jet nachträglich barin aufzunehmen, geht bei ber erfolgten entgegenftehenben 
Entiheidung Königl. Regierung, welche ber Herr Ober-Präfident bereits gut geheißen hat, nicht 
mehr an. — Die Stabtverorbneten nahmen heute auch mod einftimmig bie Borfchläge ber 
Handelsfammer in Bezug auf Einführung erleichternder Beflimmmungen für das Ein. und Aus 
laden von Getreide im Hafen hierfelbft an. Diefe Beftimmungen laffen fih im Wefentlichen 
in Folgendem zufammenfaffen : 

1) Jeder Tann fein eigenes Getreibe für feinen eigenen Gebrauch burd feine eigenen 
Dienftlente bearbeiten laſſen. 

2) Das gewerbsmäßige Bermeffen, Berwiegen und Tragen von Getreibe bleibt ben an⸗ 
geftellten Fruchtmeſſern und Sadträgern vorbehalten, 

3) Alle Fruchtmeſſer der Stabt find berechtigt, ohne Unterfchieb auf dem Mheine, im 
Hafen, in ber Stabt und an ben Thoren zu wiegen und zu meſſen. 

4) Das Bermeflen ober Berwiegen beim Kauf, Berlauf ober fonfliger Weberlieferung 
kann nur von angeflellten Fruchtmeſſern vorgenommen werben. Die Wahl berfelben unter 
fänmtlihen Fruchtmeſſern der Stadt bleibt aber dem Einverflänbniffe der Betheiligten überlaffen. 

5) Auf Berlangen eines ber Betheiligten hat ber Hafen-Eommiffar bei VBermeffungen im 
Hafen den Fruchtmeſſer nah Maßgabe der Verordnung vom 20. Mai 1847 feftzufegen. 

6) Die Löhne werben nach den Borjchlägen ber Hanbelsfammer feſtgeſetzt. 

7) Die Hafengebüßren wären etwa auf bie Hälfte und pro 200 Pfund ober zwei Zoll- 
centner feftzufegen. 

8) Die Verwaltung bat bie nach biefen Beſchlüſſen erforderlichen Berorbnungen zu er: 
laſſen. 

Die Stabtverorbneten-Berfammlung ermäßigte demnächſt auch noch bie Werftgebühren 
von rauh behauenen Steinen von vier Gentimes auf zwei Centimes pro Centner. 

Die durch dieſe beiven Beſchlüſſe bezwedten Erleichterungen bes Verlehrs werben ohne 
Zweifel auf die Hebung deſſelben von günftigftem Einfluffe fein, waren aber auch nothwenbig, 
da in letzterer Zeit bereit® am jenfeitigen Ufer Auslabungen ftattgefunden hatten, 

Die Frage, ob die untern Räume bes Gürzenich zur Errichtung einer Reſtauration zu 
vermiethen feien, veranlaßte eine ziemlich lebhafte Debatte, wurbe indeß burd den mit zehn 
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gegen. acht Stimmen gefaßten Beihluß, bie Verwaltung und das Gürpenich»Gomitee zu er- 
mächtigen, auf Grund ber vorgelegten Bebingungen mit einem geeigneten Reflauratenr vorbe⸗ 
Haftich der Genehmigung des Stabtrathe abzufähliehen, erledigt. 

Die in der heutigen Sigg noch ferner zur Berhandblung gebradhten Gegenſtände be» 
trafen nur Perfonalfragen, Gehaltserhöhungen und Unterftügungen, welche für weitere Kreiſe 
fein Interefie bieten. 


Göln, 20. Septbr. Der größte Theil der heutigen Sitzung ber Etabtverorbneten 
wurbe durch die Berathung eines von der Armenverwaltung abgeſchloſſenen Vertrages, wonach 
biefelbe ein Adergut von 182 Morgen 34 Ruthen einem Deconomen zur Bewirthſchaftung und 
Berwaltung für Rechnung bes Armenfonds übergeben hatte, ausgefült. Die Verhandlungen, 
am welchen fi die meiften Mitgliever im Sinne der Verwerfung des Vertrages betbeiligt, führ- 
tem zu dem Beſchluſſe, bie Angelegenheit vorläufig zu vertagen unb an bie Commiffion zurüd- 
zumweifen. Der Inhalt des Vertrages if etwa folgender: Der Deconom übernimmt das Gut 
mit dem lebenden und tobten Inventar zur Bewirthihaftung und Verwaltung für Rechnung 
des Armenfonds auf ſechs Jahre, beginnend am 22, Februar 1860, jedoch mit ber Mafigabt, 
daß die Armenverwaltung fi die Befugniß vorbehalten, jeber Zeit fo zu kündigen, baß das 
Bertragsverhältniß an demjenigen Martinitage aufhört, welder auf das Jahr, während beffen 
bie Kündigung geſchehen, folgt, — Der Deconom bezieht für fih und feine Frau jährlich 
300 Thlr., ferner 32 Malter Roggen, den Bedarf an Del, Brennmaterial, Kartoffeln, Gemüfen 
und Milch, nebft Futter für zwei Schweine und 20 Std Hühner, ſodann 4 Sgr. pro Kopf 
und Tag für ſechs Dieuftleute und endlich ", bed Nettogewinn, Dagegen fleht der Decanom 
dafür ein, daß bie Wirthſchaft nah Abzug feiner Bezüge, jedoch ausſchließlich des gedachten 
Drittels die Taxe vom 1575 Thlr. 14 Sgr, 3 Pf., die Stenern und ähnliche Fafen, vier pCt. 
des Wertes fänmtlicher Inventarienftüde und bie Löhne ber Dienfiboten und Arbeiter jährlich 
aufbringe. — Derfelbe hat bie erzielten Probucte an bas Hospital und das Waiſenhaus Loften- 
frei nah Anorbnung ber Armenverwaltung abzuliefern. Dieſe Gegenftände kommen uach einem 
vereinbarten unmanbelbaren Preife in Berechnung, jedoch mit Ausnahme ber Serialien und 
Kartoffeln, die nach den monatlihen Durhinitts-Marktpreifen berechnet werben. Sollte bie 
Annahme ber gelieferten Producte wegen ſchlechter Dualität verweigert werben, fo hat der Deco- 
nom ſolche zurüdzunehmen. In besfallfigen Streitigkeiten fteht einer, bie Armenverwaltung 
vertretenden Commiſſion allein bie Entfheibung zu. 

Es ift nicht zu leugnen, daß bei einem ſolchen Bertrage ein großes Vertrauen in bie 
Berfönficgleit bed Deconomen geſetzt werben muß, und baß bie Anftellung eines Gutsverwal- 
terg mit baarem Gehalte ober eimem entſprechenden Procentfage bon bem Neinertrage des 
Gutes jedoch ohne weitere Anfprüde an ben Naturalertrag beffelben, ober aber bie Verpachtuug 
des Gutes an den Meiſibietenden vorzuziehen fein bürfte. Um biefe Anfihten drehten ſich denn 
aud die Verhanblungen ber Stabtverorbneten, bei denen noch in® Gewicht fiel, daß erft heute 
bie Genehmigung bes Vertrags beantragt worben, während folder bereits feit dem 22, Febr. c. 
in Kraft beftcht. 

Eiberfeld, 11. Octbr. Seit ber legten Situng ber Armenverwaltung hat bie Zahl 
ber fi im Unterflägung befinbficden Armen um 33 Perfonen abgenommen und beträgt augen: 
Hiicttich 1314 Perfonen, eine Zahl, die fo gering, wie wohl nod nicht ba geweien, if. Die Be- 
wilfigungen für bie beiden legten Wochen betragen 725 Thlr. 13 Ser. 5 Pf.; im den entipre- 
enden Wochen wurden im Jahre 1859 1000 The. 9 Sgr. 11 Pf.; in bem Jahre 1858 
761 The. 7 Sgr. 10 Pf. ‚bewilligt, und find nach ben Protocollbüdern 566 Unterftügungs- 
Bofitionen vorhanden. : 

Bei dem Umftande, daß Arbeit und Berbienft der in Elberfeld überwiegend vertretenen 
Weber jetzt mindeſtens nicht viel beſſer als in dem beiden vorhergegangenen Jahren ſtehen, 
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ſprechen vorſtehende Reſultate für die gute Einrichtung der dortigen Armenverwaltung und bie 
gewiffenhafte Ausübung ihrer Pflichten Seitens der einzelnen Mitglieber. 

Nemfcheid, 11. Octbr. Nachdem fi) der Bau eines neuen Armenhaufes als bringenb 
nothwendig herausgeftellt, und die Stabtverorbneten bereits einleitende Schritte zur Ausführung 
gethan, wurden biefelben in letzter Sigung durch die Erflärung des Herrn C. Halbach in Chln, 
eines Sohnes unferer Stadt, freubig Überrafht, daß er zum Baue eines meuen Armenhauſes 
nad einem von ihm vorläufig genehmigten Plane 18 — 20,000 Thfr, zur Verfügung geftellt 
babe, welche Summe bis zu feinem Tode mit 4 pCt. zu verzinfen fein würde. Im Herrn 
Halbach verehrt die Gemeinde bereits ben Mitbegründer unferes ſchönen Krankenhanfes und 
lann nur gewänfcht werben, baß fein Beifpiel für weitere fehr erwünſchte Anftalten in umnferer 
Gemeinde Nahahmung finden werbe. 

Nicht bloß für Remſcheid, fondern für die meiflen bergifhen Städte, welche ihre Blüthe 
nur ber Induſtrie danken und faft alle ohme Gemeinbevermögen find, daher ihre ſich von Jahr 
zu Jahr fleigernden Bebürfniffe nur durch hohe Communalſteuern decken fönnen, wären ber 
gleichen außergewöhnliche Geſchenle wünſchenswerth. Wie mander Imbuftrielle, der feinen 
Reichthum in den bergifhen Städten errungen, lebt nicht jet ber hohen Staats» und Com» 
munallaften wegen in einer rheinischen mit Batrimonialvermögen gefegneten Stadt, ohne ſich, wie 
Herr Halbach, feiner Heimath zu erinnern. 

Solingen, 11. Octbr. Nah dem Beifpiele unferer Stadt begimmt man and in ben 
benachbarten Bürgermeiftereien das Schulgeld in die Communaflaffe fließen zu laffen, unb das 
Einkommen ber Lehrer in ein Fixum zu verwandeln. Dam fcheint alfo den Grunbfaß, ber 
bisher vielfach noch Geltung fand, daß bie Erhebung des Schulgeldes durch bie Lehrer ein 
wirfjames Discipfinarmittel fei, fie zu treuer Pflicterfüllung anzufpornen, nunmehr fallen zu 
laſſen. Wir können dieſe Firirung ber Gehälter nur mit Freuden begrüßen, da fie volles 
Bertramen zu ber Treue ber Lehrer vorausſetzt, müſſen aber auch dringend wünſchen, daß 
das fängft erwartete Unterrichtsgefeg bald erſcheine, damit auch ſolche Lehrer, welche ihre Pflicht 
vernachläffigen und deren es — wie unter allen Beamten — auch Viele giebt, baflir entfpre- 
hend geflraft, reip. von ihrem Amte entfernt werben Tönnen. 

Düfleldorf, 12, Oetbr. Unter großer Theilnahme der Einwohnerfhaft aller Stände 
bat geſtern bie feierliche Uebergabe und Eröffnung des neuen Realfhulgebäubes ſtattgefunden. 
Nah Beendigung bes Feſtgottesdienſtes verfammelte ſich das Lehrer-Eoflegium und bie Schiller 
der Realfhule zum legten Male in dem alten Schulgebäube, und fette fih um 11 Uhr der 
Zug ber Lehrer und Schüfer, unter Vorantragung preußiſcher und flädtifcher Fahren, in Be- 
wegung. Im bem gefhmadooll gezierten neuen Gebäude hatten fi) unterdeſſen bie königlichen 
und fäbtifhen Behörden, die Geifllicfeit beider Eonfeffionen, das Stadtverordneten · Collegium 
und eine große Zahl hervorragender ſlädtiſcher Bürger eingefunben. Als ber Zug anlangte, 
eröffnete in Stellvertretung bes gerade abmefenben Herrn Oberbürgermeifters der erfle Beige» 
orbnete, Herr Wortmann, die Beier mit einer herzlichen Begrüßungsrebe in ber Aula und voll» 
zog Namens der Stadt bie fürmlihe Webergabe bes neuen Gebäubes an ben Herrn Director 
Dr. Heinen; ben bewegten Erwiberungsworten des Herrn Directors folgte ein Weftgefang ber 
Schüler und hierauf bie Feſtrede des Erftern, welde in gehaltvoller und ergreifender Darfe- 
gung die Feſtfreude des Tages und bie Gründe dafür entwidelte unb baran ben Dank ber 
Schule gegen bie Wohlthäter der Anftalt, und namentlich die Vertreter ver Stadt reibete. Als 
der Director feine Rebe geendet, erhob fih Herr Regierungs⸗ und Provinzialfchufrath Dr. 
Lucas aut Coblenz als Vertreter des Königl. Provinzial-Schul-Collegiums, um Namens biefer 
Bebörbe bie Iebhafte Theilnahme derfelben an dem für Schule und Stabt fo bebeutungsbollen 
Ereigniffe auszubrüden. 

Die biefige Realſchule iſt feit dem vorigen Jahre zu einer Realſchule erfier Ordnuug 
erhoben, und find zu bem jet beginnenden neuen Schuljahre 84 neue Schüler angemeldet 
worden, 
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Barmen, 12. Octbr. Rachdem laut Allerhöchſten Erlafjes vom 19, Sepibr. unferer 
Stabt das Recht zur Wahl eines eigenen Bertveterd zur Berufung als Mitglied Ides Herren- 
hauſes beigelegt, wird dieſe Wahl am 30. d. Mis. Nachmittags im Nathhansfaale geſchehen. 
Die Nachbarſtadt Elberſeld, mit der wir bekanntlich bisher nur gemeinſchaftlich zur Präfentation 
eines Bertreters berechtigt waren, hat Termin zur Wahl ihres künftigen Vertreters im Her- 
renhauſe auf ven 2. Novbr. c. anberaumt. 

Wittlich, 25. Septer. Bei ber heutigen Wahl eines Deputirten zum theinifchen Pro, 
vinziallandtage für die Städte Neuenburg, Bitburg, Bernlaſtel, Wittlich, Saarburg, Prum, 
Merzig wurde Herr Joh. Pet. Limburg aus Bitburg wieber gewählt Die Wahl der Stelt- 
vertreter fiel auf bie Herren Dr. Hewer in Saarburg und Leutzchen in Berulaſtel. 

Bierfen, 26. Septb. Bei ber heute hier ftattgehabten Wahl der Provinziallandtags- 
Abgeorbneten für die Stäbte Neuß, Grevenbroich, Gladbach und Kempen wurden die Herren 
Fabrilant Fruigs in Neuß als Abgeordneter und P. W. Kauertz von Kaldenkirchen als zweiter 
Stellvertreter wiebergewählt. 

Eoblenz, 13, Oetbr. Bei der heute hier flattgefundenen Wahl von Abgeorbneten 
zum. Provinziallanbtage für die Landgemzinden, bei ber die Herren Junnig von Eulirch, Adams 
von Mertloch und Gemünd von Nieberbreißig gewählt worden, wurde gleichzeitig auf Deffent- 
lichleit der Landtagsverhanblungen angetragen. 

Dortmund, den 28. Septbr. Bereits vor mehr denn zwei Jahren bat ber hiefige 
Magiftrat einen Stabtbauplan ſowohl für die alte Stadt als für die außerhalb der Ringmauer 
zw bebauenden Grundſtüde anfertigen Iaffen, umd ben höheren Behörben zur Feſtſtellung vor⸗ 
gelegt, ohne daß ſolche biß jetzt erfolgt. Die Regierung hat bem Plane an fi die Zuftimmung 
nicht verfagt, dagegen waltet eine Differenz wegen ber Zulaffung von Abweichungen, wenn ber 
Plan einmal feftgeftelt fei, ob. Die Regierung nimmt bie Geflattung von Abweichungen für 
das Minifterium in Unfprud, wogegen bie GStabtverorbneten biejes Recht den ſtädtiſchen Be— 
hörden gewahrt wiffen wollen. Im ber jüngften Stabtverorbneten - Berfammlung kam auf 
höhere Beranlaffung bie Sache wieder zur Sprade. Die Verſammlung blieb einftimmig bei 
ihren früheren Bejchlüffen befiehen, wonad ber Stadtbauplan nicht in allen Tpeilen als definitiv 
zu betrachten fei, ſondern im jebem einzelnen Falle, wo es von ber Nläbtiihen Behörde zwed- 
mäßig befunden würbe, bavon abgewichen werben Könne. Sollte jedoch die Königl. Regierung 
biefen in gemiffenhafter Würdigung gefaßten Beſchlüſſen ihre Genehmigung verfagen, bann 
bielt es bie Berfammlung für ihre Pflicht, von dem Stabtbauplan ganz Abftand zu nehmen. 
Es würde dann bei dem bisherigen Berfahren fein Bewenden behalten, nämlich der Magiftrat 
nimmt ben Bauplan als maßgebend an und entfcheidet dauach auf Gejuche um Bauconceiftonen. 
Glaubt der Eonceffionsjuher durch den Beſcheid des Magiſtrats fich verlegt, fo beſchwert er 
fi bei ber Königl. Regierung und dieſe unterſucht dann in jebem einzelnen alle, ob die vom 
Magiſtrat verlangten Beränberungen im Bauplane gerechtfertigt ſeien ober nicht. Darüber, 
daß ein ganz flriftes Feſthalten am Stabtbaupfan der Stabt ganz auferorbentlihe, ja wohl 
unerſchwingliche Entihäbigungen auferlegen würde, find wohl alle einig, indeß bürfte doch zur 
Bermeibung willtürlicher, das allgemeine Interefje verlegenber Abweichungen für jede berfelben 
bie höhere Betätigung wilnihenswerth fein, 

Dortmund, ven 8. Dctbr. Zum Provinziallandtage wählten heute bie Stabtverorbneten 
den Herrn Stabtverorbneten » Vorſteher Leut zum Abgeorbneten und ben bißherigen Ubgesrhneten 
Herrn Kaufmann Metzmacher zum Stellvertreter. 

Höherer Berfügung zufolge, iſt der hieſige Magiftrat augewieſen worden, für bie bier 
| hübifhen Kinder eine Öffentlihe jübiihe Clementerihule eingwigten, 
Wenn bie Kinberzahl wirklich eine folhe, daß nach den gefeglichen Beftimmungen dafür eine 
befombere Conſeſſioneſchule errichtet werben lann, fo tönen wir bie Berfügung ale ein 
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jerneren Beweis, wie unter bem jegigen Regime bie Rechte Aller Staatsbürger, gleichviel ob 
Jude ober Ehrift, geihügt werben, nur freubig begrüßen. 

Arndberg, den 8. Oetbr. Schou lange if uns vom unjerer Gemeindevertretung bie 
Anlage einer Gasbeleuhtung, deren ſich ſchon eine große Zahl benachbarter Städte zu erfreuen 
haben, bie weder Sit einer Regierung noch anderer höherer Behörden find und am Wichtigkeit 
unferer Stadt bedeutend nachſtehen, im Ausficht geftellt, ohne daß bis jetzt zur Berwirklihung 
diefer Ausſicht etwas geichehen if. Die Gasbeleuchtung ſcheint mit der Ausführung unſerer 
Ruhreiſenbahu in Berbinbung zu ſtehen und mit biefer in Vergeſſenheit gerathen zu fein. 

Münfter, den 8, Octbr. Der Herr Oberpräfibent der Provinz Weſtphalen hat fi 
veranlaßt gejeben, die Königl. Landrathsämter in einer Circularverfügung auf den Allerhöchſten 
Erlaß vom 23. Mai d. J., die rechtliche Stellung der Juden in dem preußifchen Staaten be- 
treffend, binzumweifen, wodurch anerkannt worben iſt, baß nah Lage der Gefegebung ben 
Juden die Ausübung ſtändiſcher Rechte auf Kreis und Provinziellandtagen nicht verfagt werden 
fönne, insbefondere diejelben bei ben jet vorzunehmenden Neu» und Ergänzungswahlen nicht 
auszuſchließen feien. 

Iſerlohn, den 14. Oetbr. Die Stabtverorbneten haben beichloffen, für die Real« und 
Gewerbefchufe ein neues Gebäude zu errichten und den Magiftrat ermächtigt, bie zum Baue 
erforberlihen Gelder bi® zum Betrage von 20,000 Thlen, bei der Provinzial» Hilfkaffe auf 
die längfte Amortifation aufzunehmen. Für ben Bauplan wird äffentlihe Eoncurrenz flatt- 
finden, — Gleichzeitig wurde ber zwifchen ber evangeliſchen Gemeinde und der Stabt geſchloſſene 
Bergleih, wonach ſämmtliche Fonds ber Rectoratſchule der Stabt zur Gründung einer Real 
ſchule, die indeß ben evangelifchen Character behalten fol, überwiefen merben, genehmigt. 
Nur zwei Stabtverorbnete flimmten und proteflirten dagegen, weil nad) ihrer Anfiht eine Real« 
ſchule keinen confeifionellen Character haben bürfte. Diefelben fanden hierbei jedenfalls auf 
dem richtigen Standpunkte, indeß wirb ber Name nichts bazu thun umb ungeachtet beffelben 
die Realſchule, wenn fie ihren Zwed erfült, ſchon vom felbft dem confefflonellen Charakter 
verlieren. 

Vlotho, den 14, Octbr. Unfer Meines Städtchen hat einen Schritt vorwärts gethan. 
Das hiefige Schulwefen wurde kürzlich fo georbnet, baß fi am bie drei Elementarllaſſen zwei 
obere Abtheilungen, fog. Selectaffaffen anfhließen. Außerdem umfaßt e8 eine Halbtagsihule, 
die aus zwei Klaſſen befieht, und eine Induſtrieſchule. An der Spitze fleht ein academiſch 
gebifdeter Rector. Die Königl. Regierung ift gebeten zu geftatten, daß an Stelle des von ben 
Presbyterien gewählten Schulvorftandes, am beffen Spige ftets ein Geifllicher fleht, ein fläbti- 
{her Schulvorftand treten bilrfe. So wünfdenswerth bie Gewährung biefer Bitte wäre, fo ift 
doch wenig Ausfiht dazu vorhanden, fo lange micht endlich das längft im Ausficht geftellte 
Unterrichtsgefeg erfeint, mit bem wohl mande Inconvenienz fallen wird. Als eine ſolche 
ift es ficherlich zu betrachten, daß, während bie bürgerlichen Gemeinden für alle Bebürfniffe 
der Schulen and ihren Mitteln forgen miffen, fomit alfo Pflichten gegen die Schule haben, 
nicht ihmen, fonbern ben kirchlichen Gemeinden bie Rechte in benfelben zuftehen. 

Burgfteinfurt, den 15. Octbr. Heute wurbe hier unfer neues Gymuaſialgebäude ein- 
geweiht. Daffelbe ift für das feit 1853 new eingeriätete Arnoldium, das aus Gymnaſium und 
Realſchule befteht, erbaut worben. ine bebeutende Summe war zur würbigen Beranftaltung 
der Feier von der Stadt bewilligt. 


Königreih Baiern. 
Münden. Unfere Stadt will die Gewerbefreipeit nicht unb wehrt fi aufs Kräftigfie 
gegen beren Einführung. Am entfdhiebenften trat biefes in ber am Abend des 26. September 
im Saale der Tonhalle abgehaltenen allgemeinen Verſammlung des Gewerbevereius zu Tage, 
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wozu ſich vieleicht 1000 Perſonen und mehr eingefunden hatten. Der Vorſtand des Centrar. 
Ausfhuffes, Dresiermeifter Cdel, ein abgefagter Gegner ber Gewerbefreipeit und überhaupt 
fein Freund freiheitlicher Beftrebungen, wie man behaupten will, eröffuete die Berhanbfungen 
mit ber Kundgebung, daß ber Gentralausihnf das Ergebniß ber von dem einzelnen Filiafver- 
einen abgegebenen Gutachten im einer Denkichrift zufammengefaßt habe und biefe mit einem 
Begleitfäpreiben dem Könige zu überreichen gedenke. Die Denlſchrift, umter allgemeinem Bei- 
falle verlefen, wurde ohne MWiberfpruh angenommen. Der Inhalt war matürlid gegen bie 
Gewerbefreipeit gerichtet, fuchte die mit ihrer Einführung verbundenen Nachtheile ins Licht zu 
fegen und erklärte bie beflehenden Gejee als im Allgemeinen völlig genügend. Es wurde be- 
ſchloſſen, die Schrift drucken zu lafjen, im Lande zu verbreiten und für ihre Grundſätze Pro- 
paganda zu machen, das Begleitſchreiben aber von ſämmtlichen hiefigen und wo möglich noch 
mehreren Gewerbsmeiftern unterjchreiben zu laffen und fodann mebft ber Denkfchrift an deu 
König abgehen zu laſſen. Ein weiterer Antrag: dahin zu wirken, daß dem Ueberhanbnehmen 
bes Haufiren® durch ein Geſetz, welches den Käufer eben fo wie ben Verkäufer firafe, gefteuert 
werbe, wurde durch die Erflärung des Ausfchuffes befeitigt, daß eim ſolches Geje im gegen- 
wärtigen Augenblide aus Klugheitsgründen noch nicht verlangt werben dürſe, ber Ausſchuß 
aber dahin wirken wolle, daß bie beftehenden Geſetze firenger gehandhabt wilrben. 

Bon ber energiihen Stimmung gegen bie Einführung der Gewerbefreiheit zeugten auch 
bie jüngfl vorgenommenen Gemeinde-Erfagwahlen, wo bei dem Zufammenhalten der Gewerbs- 
meifter gelang, einen vollſtändigen Sieg zu erringen. Bei ven Urmahlen, welche am 13. Sep- 
tember beenbigt wurben, betheifigten fih in Münden 2918, in der Au 869, in Haibhaufen 
575 und im Giefing 397, im Ganzen 4759 Urwähler, alfo nur wenig mehr als bie Hälfte ver 
fänmtlihen Stimmberehtigten, welche 8358 betragen, Unter den ernannten Wahlmännern 
befand fih nur ein Kaufınanm und eim Hanbelsmaun, während alle übrigen vom Gewerbe 
flande waren. Die Ergänzungswahl von 24 Gemeindebevollmädtigten und 20 Erfagmännern 
wurbe durch die Wahlmänner am Bormittage des 15. September vorgenommen. Zu Gemeinde 
Bevollmächtigten wurben gewählt: ein Künſtler, ein abelicher Fabrilbeſitzer, brei Kaufleute 
(worunter eim Adelicher) und 19 Gewerbetreibende. Die Magiftratswahl fand am 20, ftatt. 
Mit Ausnahme des Kaufmanns Rofipal, welcher in Gewerbefahen der freieren Richtung ange» 
hört, wurben bie austretenden Magiftratsräthe (acht, nun auf zehn erhöht) wieder und Kauf- 
mann Würzburger, Babrilant Wiebmann und Bergolder Rabfpieler nem gewählt, und zwar 
ſämmtlich im erfien Scrutinium, Die Wahl der (fieben) Erfamänner erforderte brei Sceru- 
tinien umb endete erfl um bie fünfte Abendſtunde. 

Aus den Magiftratsfigungen des Monats September ift nur anzuführen, daß am neue 
Befiger übergingen: eine Schuhmachergerechtſame zu 1475 Fl., zwei Schneidergeredhtfame & 
900 Ft. und 1060 Fl., eine Kilchefbädergerechtfame zu 2500 Fl., eine Nabfergerechtfame zu 
2000 Fl., eine Tuchmachergerechtſame zu 150 Fl., eine Tuchſcheerergerechtſame zu 6000 Ft. 
Als Curioſum fei noch bemerft, daß in München acht Pigenzen zum Vogelfangen beftehen. — 
Die neue Eintheilung der Kaminkehrer-Diftrikte, welche ben erften Abſchnitt der neuen Kaminlehrer⸗ 
Ordnung für die hiefige Stabt bildet, iſt nach mummehr erfolgter höherer Genehmigung mit dem 
1. October im Wirkfamleit getreten, Die Stabt mit ihren Vorftäbten wirb damit in 18 Ka— 
minfehrer» Bezirke eingetheilt. — Wie verfihert wirb, wurde vom Königl. Staateminiſterium 
bas Princip einer freiwilligen Feuerwehr für Münden, wie e8 der Magiftrat vorſchlug, nicht 
gut geheißen, fondern auf Errichtung eines befoldeten Bumpiercorps Kingewielen. — An 
18, September fand hier die flatutengemäße Generafverfammiung ver Mindener Gasbeleuh- 
tung6- Geſellſchaft latt. Der Gasconfum im Geſchäftejahr Juli 18%9/,. betrug 33,103,040 Eu- 
bilfuß, 4,425,405 Eubitfuß mehr als im Vorjahre; am 1. Juli 1860 heliei fidh die Zahl ver 
Abonnenten auf 1024 mit 16,472 Flammen, die Zahl der Stabtlaternen anj 1309 mit 

1,987,764 Brennfiunben. Zur Herfiellung des Cafes find im Ganzen 109,482 Et. rin. 
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tohlen verwendet worden. Als Dividende beſchloß bie Generalverfammlung 17 Fl. 30 Rr., 
d. h. 7 pCt. per Actie von 250 Fl., zur Verteilung zu bringen. — Die beiden Gemeinde 
Collegien unferer Stabt haben beichlofjen, das ſtädtiſche Waiſenhaus der Leitung der englifchen 
Fräulein zu übergeben, dabei aber für die Knaben männliche Lehrer anzuftelen. Diefer Be- 
ſchluß unterliegt mm ber Curatelgenehmigung der Königl. Kreisregierung. — Eine Deputation 
des Magiftrats und der Gemeinbebevollmägtigten begab fih am 3. September nach Feldaffing, 
um daſelbſt dem Ritter Joh. v. Maffei zu feinem 70, Geburtstage zu gratufiren, welden 
berjelbe am folgenden Tage feierte. Ritter v. Maffei ift Mitbegründer der Eiſenbahn von 
Münden nad Augsburg, Beſitzer der weitberühmten Mafchinenfabrit Hirſchau, der Schiffs 
werfte im Regensburg und zweier Zabadsfabriten; war früher Mitglied der Kammern der Ab⸗ 
georbneten, dann des oberbaieriihen Landraths und ift feit 40 Jahren eines der thätigften 
Mitglieder des Collegiums der Gemeintebevollmädhtigten. — Bei einem vor mehreren Monaten 
dahier flattgehabten Begräbniſſe hatten ſich beziiglich des Vortrittes ber Lanbwehrofficiere vor 
den Gemeinbebevollmägtigten ꝛc. Anflände erhoben; jegt ift eine Miniſterialentſchließung er- 
laſſen, welche beſſimmt, bad in Städten erfter Klaſſe bei feierlichen Gelegenheiten das Landwehr- 
Officiercorps fi) unmittelbar an den Magiftrat anzufcließen hat, und fodanı die Gemeinde- 
Bevollmächtigten und bie Übrigen Gemeindebehörden zu folgen haben. — Im Monat Auguft 
ergaben fi hier 264 Todesfälle (140 männl. und 124 weibl, Perfonen), worunter 110 Kinder 
unter ein Jahr, fermer zwei Selbfimorbe und brei Unglüdsfälle; dagegen 413 Geburten (216 
Knaben, 197 Mädchen, fünf Baar Zwillinge) und 95 Trauungen, 

Nürnberg. Der Wahlausihuß für bie Gemeinde - Erfagwahlen veröffentlicht unterm 
25. September das Refultat der Wahl der Wahlmänner zur Wahl des austretenden Drittels 
der Gemeinbebevollmädtigten. Im Ganzen find 131 Wahlmänner gewählt worden, worunter 
51 der alten Partei, 72 derjenigen, welche das Princip ber Neuwahl aufftellte und acht von 
beiden Parteien zugleich vorgefhlagen. Die Partei des Princips hat alfo einen Sieg erfochten, 
und allerdings nicht dadurch, daß fle bie Hände in den Schoof legte. Der Wahlkampf war, 
nicht ohme Einwirkung ber politiſchen Parteiftimmung, diesmal weit lebhafter als gewöhnlich, — 
Das Comité für die hiefige Scillerfeier veröffentlicht unterm 21. September einen Rechen. 
ſchaftsbericht, wonach bie Einnahmen 7888 Fl. 20 Kr. und die Ausgaben 1865 5. 42 Ar. 
betragen, fo daß ein Befland von 6022 Fl. 38 Kr. verbleibt, welcher nun den Fonds ber 
hiefigen Schillerfiftung bildet. Die Statuten berjelben find dem Könige zur Genehmigung 
vorgelegt und werben nach Eingang berjelben veröffentlicht werben. 

Fürth. Auch hier ſuchte bei den Gemeindewahlen eine Partei mit dem Princip ber 
Neuwahl durchzudringen, was ihr jedoch mißlang. Obgleich die Juden hier faſt ein Biertel 
der Einwohnerſchaft bilden, wurde gleihwohl nur einer als Gemeindebevollmächtigter gewählt, 
unb auch biefer nur mit knapper Noth. Der bisherige Bürgermeifter M. Meyer wurbe bei ber 
am 24. September ftattgehabten Wahl einftimmig als folder wieder gewähft. 

Augsburg. Hier endete die Gemeinde» Erſatzwahl Montag Nachts den 24, September 
eutſchieden zu Gunſten ber vereinigten liberalen Partei beider, Eonfefflonen, indem fie außer 
den zwölf Gemeindebevollmächtigten nod bie fieben erſten Erfagmänner durchbrachte, während 
die Gegner nur die fünf legten Erfagmänner erzielten. — Cine Regierungsenti—ließung, die 
Reform des Gewerbeweiens betreffend, welche den Magiſtrat aufforbert, die über Gefellen- und 
Meifterprüfung ber Handwerker gemachten Erfahrungen berichtfih zu erörtern, tief im ber 
Magiftratsfigung vom 6. September eine ſehr lebhafte Debatte hervor, im welcher anerfannt 
wurde, daß richtig ausgeführte Prüfungen fehr viel Gutes haben könnten; fo lange die Prüs 
fungen aber auf ben beſtehenden Vorſchriften baſirten, biefelben ihren Zwed nicht erreichten, 
ben Prüfenden und Geprüften nur zur Luft feien und daher am beften abgejchafft würben, 
Beiter kam der Einfluß der Schule auf den Gewerbeflaub zur Sprache. Der Magiſtrat 
glaubte, ſich auf die Conflatirung der Thatſache befpränten zu bürfen, daß die deutſchen 
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Schulen der Hiefigen Stabt ihre Zöglinge binfänglich unterrichtet entlaffen, dann aber eine 
Zeit völligen Stilftandes und Vergeſſens bei den Meiflen eintrete, weshalb biefür Hüllfe nöthig 
erſcheine. — Zum Hiefigen Mäbtifhen Baurath wurde Jaf. Graf, bisher Baurath in Schwer. 
furt, how Gemeindegremium mit 81 gegen eine Stimme erwählt. — Auf dem Obft- ober 
Keflelmarkt in dem Ernf v. Stettenihen Haufe wurde eine Gedenktafel angebracht, mit den 
eingravirten Worten: „Im biefem Hanfe fchrieb der verbienftvolle Baul v. Stetten ‚, ber Aeltere, 
in ben Jahren 1730 bis 1758 feine Gefdichte ber Stabt Augsburg. — Hier wurde geboren 
Paul v. Stetten, ter Jüngere, Stabtpfleger von 1792 — 1806, Verfafler der Gedichte der 
adlichen Geſchlechter, daun der Künfte und Gewerbe Augsburgs.“ 

Negendburg. Bei den Ende September hier flattgehabten Wahlen der Gemeindecol- 
Tegien hat der Piusverein einen vollſtändigen Sieg errungen. Mit Ausnahme eines Babrif. 
befigers gehören ſämmtliche meugewählte Räthe biefer Birbrüberumg an. Unter benfelben er- 
Teint aud eine Perföntichleit, der bei einer früheren Wahl die Beftätigung verfagt wurde. — 
Unter großer Betheiligung der Einwohnerſchaft wurde am 14. September ber ehemalige Magi- 
ſtratsrath und Landtagsabgeorbnete I. U. Schleifinger zu Grabe geleitet, ein Manıt, ber fi 
durch menjchenfrenndlihe Theilnahme an den Geſchicken feiner Vaterſtadt und ihrer Einwohner 
und feine ſtets hülfreihe Hand die Liebe und Hochachtung aller feiner Mitbürger erworben 
batte, 

Würzburg. Die Gemeinde » Urwahlen gingen hier am 14. September zu Ende. Die 
Teilnahme war, wenn auch lebhafter als vor drei Jahren, im Allgemeinen eine ziemlich laue. 
In den Heineren Städten und namentlich den Landgemeinden ımferes Kreifes Bingegen war ber 
Bahllampf weit heftiger. Es heißt Übrigens, daß bie liberale Partei unter der Wahlmänner- 
ſchaft ſturler vertreten fei, als bie ſpecifiſch kirchliche. — Die Vereinsvorftcher bon 24 ber- 
ſchiedenen Gewerken erflärten Namens ihrer Vereine, daß fie mit ber bisherigen Gewerbe- 
Geſetzgebung zufrieden fein und bie @ewerbefreiheit nicht wünſchen. — Seit Anfang Sep» 
tember iſt die neuerbaute Schrannenhalle, eim ſchönes Gebände, für die Zufuhr und ben Vers 
kauf von Getreide geöffnet. Zu gleicher Zeit iſt eine neue Schrannenorbnung ins Leben ge- 
treten. 

Kempten. Dem Uusicreiben des Wahlcommiffaird vom 29. Auguft zufolge wurde 
Heimpten thatfädlich umter die Städte erfter Klaſſe verſetzt, ba hiernach die Wahl ber Gemeinbe- 
Beoolimädhtigten und Erfagmänner in Gemäßheit 8.24 der Gemeinbeorbnung aus dem höchft- 
beftenerten Drittel der Gemeindeglieder gefchehen foll, während in den Städten zweiter Maffe, 
wie bisher für Kempten, bie Wählerliſte fich auf die Höchfbefteuerte Hälfte erfiredt. Obgleich 
die Anzahl der Familien die Zahl von 2000 um etwas überſteigt, fo iſt doch bie Einreihung 
in bie Städte erfier Mlaffe der Bürgerfchaft höchſt bebenklich, weil dadurch bie Berwaltung und 
ber Hanbhalt ber Stabigemeinbe erheblich alterirt wird. Die Stadt hat ein Gemeindevermögen 
don 122,374 Fl., dagegen eime Schulvenlaft von 103,016 FL. Die Befoldungen auf die Ber- 
waltung beliefen ſich im verwichenen Jahre auf 9384 Fl., eine Summe, welde fi bedeutend 
erhögen müßte, wenn bie Stabt unter bie Städte erfter Klaſſe eingereipt würbe. Die Bürger: 
ſchaft mag baher von ber ihr aufgebrungenen Ehre nichts wiffen und verwahrt ſich feierlichſt 
dor ber ansgejchriebenen Wahl. Im Folge deſſen ift dieſe bis auf Weiteres fuspendirt worden. 

Ingolſtadt. Der biefige Gerverberath nebſt dem Gewerbe» und Induftrieverein hat ſich 
gegen Einführung ber Gewerbefreiheit und für Reform der Gewerbegeſetzgebung ausgeſprochen. 
Cbenſo Rimmten zu Bilöhofen die Bertranenemänner der Regierung gegen bie Gewerbefreibeit, 
uub bafjelbe geſchah in einer Generalverfammlung vom 8, September zu Neuſtadt a. d. Donau 
von Geiten bet Gewerbevereins und Abgeorbneten ber Umgegend. 

Ober+ und Miederlutadt (Pfalz). Die hieſige idraelitiſche Gemeinde hatte bisher 
ein unzwedmãßiges Schullocal, weshalb höheren Orts verfligt wurde, ein befferes zu ermit- 
teln, &6 fand fi aber lein anderer Ausweg, als zu einem neuen Bau zu ſchreilen. Dem 
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eifrigen Bemühen bes Königl. Lanbcommiffairs, im Berein mit dem Blrgermeifter. des Orts, 
gelang es enblih, bie Gemeinberäthe zu veranlaffen, eine namhafte Summe zum Neubau zu 
bewilligen, weburd berjelbe, wenn auch bei weitem nicht gebedt, doch begründet wurde. 

Cronach. Zur Ausführung des hieſigen proteſtantiſchen Kirchenbanes wurden von ber 
in Ulm tagenden Hauptverfammlung des Guftab- Adolph » Vereins ber evaugeliſchen Gemeinde 
5000 Thlr. zuerlannt. 


Königreich Würtemberg. 

Stuttgart, den 21. Juni, Die bürgerlichen Eollegien find in Fefiflellung bes 
ſtädtiſchen Haushaltes gefteru an den Stabtpflege-Etat gelangt; fie begannen mit Be. 
rathung ber Specialetate, zunächſt mit ber Berathung bes Walbetats; berfelbe bot keine 
Schwierigkeit; bie ſtädtiſchen Waldungen warfen brutto 24,467 Fl. 30 Kr. und rein 15,493 Fl. 
15 Kr. ab. Das Pilafer wirft zwar auch einen Ertrag ab, allein einer Einnahme von 10 bis 
12,000 Fl. fiebt ein Aufwand von 28,195 Fl., und, rechnet man noch bie Koften für bas 
Shanffiren, Neuaulegen und Begiefen ber Straßen hinzu, ein folder von 41,572 Fl. ent 
gegen. Gleihwohl beſchräukt fi) bie Gemeinbeverwaltung nur auf das Nöthigſte. Daß biefe 
Pofition eine fo hohe Ziffer erreichen konnte, liegt großentheil® im ber Bertheuerung bes Ma- 
terial® und ber Arbeitslöhne; beide find binnen wenigen Jahren um 50 pCt. gefliegen, Es 
find in der Berathung, meift von Seite des Bürgerausfchuffes, mehrere Borfchläge zur Befle- 
rung biefer Zufänbe gemacht worden. Als unausführbar erwies fi) übrigens alsbald ber 
Borihlag, das Pflaftergeld zu erhöhen; ein folder Plan müßte ſcheitern, einmal an ber Kreis- 
Regierung, welche ohnehin bie Hälfte der. Pflaftergelber nur bebingungsweije und mur je auf 
brei Jahre verwilligt, ſodaun am ber Obfervang des Zollvereind, Da ſonach von einer Er- 
höhung ber Einnahmen bie Rebe nicht fein konnte, fo wurbe auf eine Verringerung ber Aus- 
gaben Bedaht genommen. Cine folde glaubte man auch dann au erzielen, ‚wenn man ein 
dauerhafteres Pflafter herſtelle. In diefer Richtung wurbe auf das Beiſpiel der Stäbte Mann- 
heim, Brankfurt, Wien u. |. w. hingewwiefen, welche dadurch, daß fie vorzügliches Material 
verwendeten, ein allerdings ſehr theure®, aber auch faft unzerſtörbares Pflafter erhielten. Auch 
wir hätten im Granit, Bafalt u. ſ. w. eim vortreffliches Material im Lande ; wenn bie Steine 
an Ort und Stelle, wo fie gewonnen werben, auch behauen würben, fo Könnte dies vielleicht 
bei billigeren Arbeitslöhnen gefhehen, und würde and bie Fracht für bie. Steine ermäßigt, 
Ob es nicht zwedimäßiger wäre, flatt der coniſchen bie Würfelform für bie Steine und an den 
Straßenkreuzungen ein Diagonalplafter anzuwenden, waren Bemerkungen, über deren Werth 
bem Bauamte Erfahrungen zu machen überlaffen wurde; allein endgültig wurbe befchloffen, 
den Polizeifoldaten im ber Weiſe bie Ueberwachung des Pflafters aufzutragen, daß ſie vor⸗ 
fommende geringe Beſchädigungen melden; biefe follen dann zur Schonung des. weiteren Pfla- 
ſters alsbald außgebeffert werben. Die fiir lommenbes Jahr vorgefehenen Pflafterungs + und 
Canafifirungsarbeiten werben ſich wieder über die ganze Stabt erfiteden ; hinſichtlich der letzteren 
balten die bürgerlihen Collegien an dem Grunbfage fer, daf die Strafen die Priorität haben, 
deren Bewohner am eheflen geneigt find, bie gewöhnlichen Beiträge zu leiſten. Für Canalifi- 
rung if ein Aufwand von 12,223 Fl. vorgefehen. 

Stuttgart, den 25. Juni, Bevor die bürgerligen Collegien heute bei ber Be- 
rathung des Stabtpflege- Etat$ zu dem Wegen auferhalb Giters Übergingen, wurde von 
Seiten des Bürgerausfhufjes die Correctiom ber ganz nenen Silberburgfiraße zur Sprache: ge» 
bradt. Im ber Debatte darüber ſtellte ſich heraus, daß die Sade zwar ſchon einmal zu 
Ungunflen der Stabt entfdieden worden, daß fie fi) aber jegt wieder in einem Stabium ber 
Unentjgiebenpeit befindet, welche mur bie Mittheilung zufäßt,' daß die Angelegenheit doch noch 
eine für die Stadt günftige Wendung nehmen kann. Bei ben Degen außerhalb Etters wurde 
eine Menge von Reparaturen und- Meinen Berbefferungen beichloffen. Bemerkenswerth ift bios, 
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daß die ſeit vier Jahren verzögerte Herflellung des Stöcachweges mit ver noch zu erwartenden 
Öenehmigung des Orts-Bauplans, mit Schwierigleiten von Seiten der Grumbbefiger, mit 
Dohlenbauten, mit der Auffüllung und noch einigen anderen Hinberniffen zu lämpfen bat. 
Die Bothnanger Steige liche ſich bis zu einer Steigung von 9 pCt. abheben; die Stabt wäre 
micht abgeneigt, die ziemlich koſtſpielige Arbeit ausführen zu laffen, wenn fich die Bothnanger 
Gemeinde entgegenfommend zeigen würbe. Die ausgefegte Summe auf Felbwege foll bie auf 
ein Heines Bruchtheil für einen Weg durch bie Pleckethalde (weſtlich von der Stadt) verwendet 
werben. Die Glterbefiger verwenden jedoch noch ihrerſeits mehr als biefen Betrag auf jenen 
Weg. Hr. Polizeiamtmann Götz erftattete fofort Bericht über den Bolizeietat. Die Zahlen 
ſtellen fi in folgender Weiſe: Einnahmen 3500 Fl., Ausgaben für bie Ortspolizei 26,986 FI., 
für die Bezirkspolizei 950 Fl., zufammen 27,936 Fl. Bleiben nah Abzug der Einnahmen 
24,436 Fl. und damit 1564 Fl. mehr, als im Jahre 18%%,,, eine Erhöhung, die hanptfächlich 
auf die Vermehrung des Mannfhaftftandes gegründet iſt. Die biefige Boligeimannfchaft ift 
jegt 56 Mann ftart, die zunächſt unter brei Unterofficieren und einem Wachtmeifter ſtehen; 
als Chef fleht an der Spitze diefer Sicherheitswache ein Polizeiamtmann, der von drei Com— 
miffairen unterflägt wird. Um die Mannfdaft für ven Fall der Dienfiuntauglichleit und deren 
Hinterbliebene für den Fall des Todes ſicher zu flellen, hat Hr. Polizeiamtmaun Götz auf die 
Gründung einer Verfiherungskaffe hingewirkt, bie in ber That zu Stande gelommen ift und 
beren Zuflüffe aus den Gintrittsgeldern, per Kopf 9 Fl., dem monatlichen Beiträgen vom je 
12 ®r., Y%, aller Orts-Bolizeiftrafen, fo wie aus dem Erlös für herrenfofe Gegenftänbe be- 
ſtehen. Zur Herftellung eines Fonds wird bie Stodt eine entiprechende Summe hergeben. — 
Der Kommandant ber frei, Feuerwehr, Hr. Stabtbaumeifter Fri, berichtete fodann über den 
Bedarf diefes Corps, fo wie für bie ftäbtiihen Einrichtungen. Es werben verwilligt 3500 Fi. 
für die laufenden Ausbefjerungen, zu Dedung der Koften fir Brandfälle ı. ſ. f. 500 Fl. als 
jäprliher Beitrag, ferner 1000 FI. zur Einkleidung der nen angemeldeten Maunſchaften. Für 
außerordentliche Beditefniffe wurben verwilligt 1200 FI. zur Herftellung eines Feuertelegraphen 
mit acht Stationen und 800 FL. zur Möblirung eines Locals für bie Feuerwache und zur Anfcaf- 
fung eines Requilitenwagens zu gleichem Zwede. Bon der Machen» Münchener Feuerverſiche- 
rungsgeſellſchaft erhält bie Frenerwehr eine Sprige größten Calibers im Werthe von 982 Fl.; 
andere Berfiherungsgejellihaften werben zur Dedung eines noch bleibenden Deficits beitragen; 
höchſt willlommen iſt aud das Schulz'ihe Legat mit 1000 Fl. Ein vom Berwaltungsrath der 
Feuerwehr angefonnener Poften für Butten- und Hanbfprigen in verfchiebenen Bezirken wurde 
geftrihen, weil deren Anfhafjung Privatangelegenheit fei. — Im unferer Bürger: Aus: 
ſchußwahl hat ber liberale Wahlvorichlag die Oberhand fiber zwei erft am Termine ter 
Nahwahl ansgegebene Gegenvorichläge behalten. 

Stuttgart, ven 28. Juni, Mit einem Deficit von 142,000 Fl. (Einnahmen 153,534 Fl., 
Ausgaben 295,602 #1.) ſchloſſen Heute die bürgerlichen Collegien bie Berathungen des Stapdt- 
pflege-Etats. Nah einer von den Collegien nen angenommenen Gejhäftsorbnung wur—⸗ 
den, der Schlußberatfung vorangebend, bie Etat der verjhiebenen Verwaltungen erledigt, 
und fo bleibt noch übrig, auf ben Hochbauetat zurüdzulommen; für denfelben werben worge- 
fehen 7680 Fl. Damit foll ausgeführt werben die Herftellung einer Wohnung, zunächſt für 
ben Polizeiamtmann, im ſtädtiſchen Polizeigebäude ; ferner fol im Parterre jenes Gebändes 
eine Einrichtung getroffen werben, welche die Herftellung eines Waſchhauſes und eine bequemere 
Aufſtellung der Feuerwehr» NRequifiten ermöglicht; ferner wurde mitgeteilt, daß nah ben 
neueſten Erfohrungen das Weiß'ſche Hans ſich für die Zwecle der Reulicule al® ganz geeignet 
erweije, voransgejegt, Daß für einen befieren Zugang geſorgt werbe; ferner worde ber Der- 
auf des Harm'ſchen Wirtbitaftsgebäudes empfohlen, eben fo ein neues Arrangement betrefis 
der Haubtwache u. dergl. — Bei den Einnahmepoſten wurde mar der Beſchlaß gelaht, die 
Gebühr für den abzuladenden Karren Erde auf flädtiige Anflülpläge von a. RR 
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erhöhen. Bei den Ausgabepoften vernahm man bie erfreufiche Kumdbe, daß bie Aufpebung bes 
Nachtwãchterinſtituts beſchloſſene Sache fei. Der Poften für baffelbe bleibt aber ftehen, weil er 
nad Bollzug der Aufhebung anf die Polizei Übertragen wird, bie ben nächtlichen Sicherheite- 
bienft zu verſehen haben wird. — Die Straßenreinigung fleht noch umter ben Ausgaben 
mit einer Summe von 11,700 Fl. Die Compoftfabrit, nach welcher ſchon feit mehreren Jahren 
vom Bürgerausihuß, umd immer vergeblich, gefragt wird, befindet ſich dermalen außerhalb 
ber bürgerlihen Collegien in den Händen einer Salubritätscommiffion, welche binnen der legten 
14 Monate drei Sigungen gehalten. Cine Bitte, die Compoſtfrage von ber übrigen Salu- 
brität getrennt zu behandeln, ift bis jet noch von feinem Erfolge geweien. — Am Schluſſe 
ber Berathung bradpte ber Bürgerausihuß- Obmann Rechtse. Walcher noch bie Juſtizberwal⸗ 
tung auf dem Rathhauſe zur Sprade. In Anbetracht der Ausdehnung der Stadt, des Wade, 
thums ber Bevöllerung und des Verkehrs, wodurch biefem Zweige ber Gemeinbeverwaltung 
eine jährliche Laft von mehreren taufend Geſchäftsnummern zugefalen if, wäre ber Bürger 
ausihuß geneigt, zur Schaffung der Stelle eines Juſtizamtmanns eine Summe von etwa 
1500 #1. zu verwilligen. Im Jutereſſe einer safhen, genauen und forgfältigen Juftizverwal- 
tung bält der Bürgerausfhuß einen ſolchen Ausihuß für zwedmäßig. Der Gemeinderath ver- 
ſpricht, das Anerbieten in Erwägung zu ziehen, Unter Berweifung auf die Beratung ber 
Specialetats if zum Hauptetat nur noch zu bemerken, daß die bürgerlichen Eollegien den End» 
beſchluß faßten, das Deficit in dem vollen ſich ergebenden Betrage von 142,000 Fl. als 
Stadtjhaben umzulegen. Das Refivermögen ift aufgezehrt. Wegen bes letzten Umſtandes 
und wegen ber Wahrjceinlichleit größerer unvorhergeſeheuer Ausgaben wollte die Mehrheit bes 
Gemeinderaths 145,000 FI. umlegen; biefer Antrag blieb jebod beim Bürgerausſchuß in ber 


Minderheit. 
Königreich Hannover. 

Hildesheim. Deffentlihe Sitzung des Magiftrats und ber Bürgervorfieher am 22. Juni. 
In ber Sigung des Magiftrats und ber Bürgervorfieher am 5, Juni wurde bei Gelegenheit 
ber Rechnungsabnahme des Grucishospital® in Betreff eines biefer Wopftpätigkeitsanftalt ge- 
hörenden, nad Ausweis ber Rechnung zum Kirchhof ber St. Lambertigemeinde gepadhteten Stüd 
Landes anheimgegeben, barüber Unterfuhungen auzuftellen, ob bie dafür gezahlte Pacht ober 
Rente eine angemeffene fei, ober ob ſich nicht ein Verkauf defielben an bie Kirche empfehlen 
würde. Nach einem Referate des Herru Stadtſyndieus Helmer hat fi nun actenmäßig her⸗ 
ausgeftellt, daß ber Kirchhof vor dem Ofterthore, welcher ber Lamberti- und Godeharbigemeinde 
zufland, im Jahre 1820 dadurch vergrößert wurde, baß man: 1) einen Garten bes Erncishoß- 
pitals, 80 - 90 Ruthen enthaltend, 2) einen Schäfereigarten und 3) ein Stüci Anger binzu- 
legte. Zugleih wurde fefgefeßt, daß bie fambertigemeinde dem Erucishospitale jährlich 12 Tplr. 
als Entihädigung zu zahlen habe; von einer Pacht fei im dem Acten nichts befinblidh ; doch 
fei die Entihädigung von 12 Thlr. jährlich eine angemeffene. — Auf bie Erbreiterung ber 
vom Kurzenhagen nah ber Altſtädter Stobenfiraße führenden Gaffe, welde bei Feuerogefahr 
nicht unwichtig if, hat man ſchon früher einmal Bedacht gemommen. Gin bafelbft beſtudliches 
sehn Buß im bie Gaſſe hineintretenbes Stallgebäude follte damals für 100 Thlr. angelauft 
werben, doch zerſchlugen fi die Verhandlungen. Nunmehr hat der Seifenfieber Berling, wel- 
her ben Stall angelauft, das Anerbieten geftellt, denſelben nieberzureißen und ba® dadurch offen 
gelegte Terrain ber Stadt abzulafjen, wenn ihm bafür eiu 80 Fuß enthaltenber wüſter Play 
am ber Stobenftraße Überlaffen würde. Da beide Terrains ber Größe mach ziemlich glei find 
und bie Zwedmäßigkeit bes Austaufches einleuchtet, fo wurde leßgtever genehmigt. — Auf An 
trag des Heren Senator Schreyer wurbe bie Gratnugung auf den Wegen im BZiegenberge. bem 
Revierförfter Brauns, bie auf ven Wegen in der Schiffgeund und am Sounenberge bem örfter 
Achilles, fowie endlich bie auf den Schnaten im Hilbesheimer Walde den äbtifchen Holzge⸗ 
ſchwornen, wie in den Vorjahren, um fo mehr Üüberlafjen, als. man frembe Perfonen im Walde 
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nicht dulden will. — Ein bor dem Marienfriebhofe, zwifchen dieſem und ben Schweckendieckſchen 
und Roſeſchen Gärten belegener Platz iſt von ben Fabrikbeſttzern Gebrüder Propfe ohne magi- 
ſtratliche Erlaubniß zur Ablagerung von Schutt beumtt worden. Verkauft fol der Platz nicht 
werben, um ben Raum nicht zu berengen und weil bort zwei Wege nach bem Friedhofe laufen 
Propfe will nun jährlich 20 Duadratruthen pachten und jährfid tafür 2 Thfe. zahlen, Da 
bemfelben der Play wirklich unentbehrlich ift, fo wird fein Autrag genehmigt, jedoch unter ben 
Beſſimmungen, daß die Wege offen gehalten, das erpachtete Terrain ſcharf abgegrenzt und mit 
einer angemefjenen Einfriedigung verfehen werben fol. — Dis hiefige Freifchiefien wirb am 
16, Jufi d. I. abgehalten werben, Die Schligenbeputation beantragt nun zur feier deſſelben 
bie Lieferung von Eichen» und Birkenfaub, fomwie die Erbamung eines Bürgerzeftes aus Käm⸗ 
mereimitteln und Tabet zugleich den Magiftrat zu ber am Sonntage vor bem Freiſchiehßen flatt- 
findenben Einweihung einer nen angefchafften Fahne ein. Nah einer Bemerkung bes Herrn 
Senator Schreyer, daß in dem dieejährigen Schlage der fläbtifchen Forſten Birken nicht vor 
handen feien, jebod aus ber herrſchaftlichen Forſt (bei Söhre) zum Tarpreife bezogen werten 
fönnen, wurbe auf Antrag bes Herrn Senatord Schwenann bie magiflratsfeitige Pieferung ber 
genannten Gegenflänbe genehmigt. 

Hildesheim. Deffentlihe Sitzung des Magiftrats und ber Bürgervorficher am 21. Ang. 
Herr Stabtfynbicus Helmer referierte aus der Rechnung des Gejclichaftsfonds ber Armenkaffe 
und Stiftungen für das Jahr 1858 und wurde vorbehäftlih der geringen Monita dem Ned» 
nungsführer Reudanten Schnelle Entlaftung erteilt. Dir Geiellichaftsfonds ift bekanntlich ber 
Einrichtung, nad welcher bie Gefblapitalien ſämmtlicher dom Armen-Abminiftrationscollegium 
berwaälteter Stiftungen vereinigt find und auf gemeinfhaftlichen Gewinn nnd Verluſt verwaltet 
. werben. Die Einnahme für 1858 betrug an Zinfen 508 Thlr. Gold und 16,108 Thlr. Cour.; 
an Agiogewinn und Avancegeldern 109 Thlr. Tie Ausgabe bagegen 6 Thlr. für Hechnungs- 
ablage, 871 Thlt. für außergewöhnliche Ansgaben (Avancezahlungen), 15,854 Thlr. an Kaffen 
und Stiftungen. Das Grunbvermögen befief ſich 1858 auf 409,610 Thlr. Coutant und hat 
fi) dabei eine Vermehrung von 4227 Thlr. berechnet, indem eine beträchtliche Anzahl Kölns 
Mindener Prioritäts-Obligationen bei der Veranfhlagung nur zu part angefet waren, woraus 
ſich über 1100 Thlr. ergeben, und nene Kapitalien, 3. B. für das Altenhospital 2900 Thlr. 
eingeihoffen wurden. Um biefe Rechnung gruppiren fi bie ber einzelnen Kaffen und GStif- 
tungen, fo baß für jebe einzelne berfelben ber Beſtand ımb die Verwaltung ihres Bermögens 
erfihtlih iR; u. a. hatte die allgemeine Armenkaffe folgende Einnahme: Zinfen vom Activ⸗ 
fapitalien 741 Thlr. Gold unb 10,858 Thlr. Konrant, Pegate und fee Gefälle 5717 Thlr. 
Eonrant, darunter an Pacht 1468 Thlr., für bie Trillle 600 The, Meiergefälle 485 Thlr., 
Armen» und Kranfenanftalten 2970 Thlr., aus Haus» und Kirchencollecten 2602 Thir.; im 
Ganzen betrug bie Einnahme 752 Thlr. Gold und 43,644 Thlr. Eonrant. Ausgabe: Binfen 
für Palfiokapitalien 63 Thlr. Gold und 801 Thlr. Courant, Abgabe 127 Thlr., Renten 1245 Thfr., 
Unterflügungen und Unterhaftungstoflen 15,794 Thlr. Courant und 47 Thlr. Gold, Schul 
weien 1125 Thfe,, für Kranke und Geflorbene 2012 Thlr.; Gefammtausgabe 752 Thlr. Gold 
und 48,358 Thlr. Conrant. Nachdem man die Rechnung behargirt und von mehren Seiten 
beflätigt war, daß bie neue Einrichtung ſich practiſch bewähre, die Schreiberei vermindere, ſowie 
die Reviſton und Weberficht erleichtere, referierte der Stabtiunbicus aus der Rechnung bes luthe⸗ 
rifchen Waiſenhauſes fir 1858, welches ebenfalls beim Gefellihaftsfonds betheiligt if. Ein 
nahme 1660 Thlr. Eonrant Zinfen, Pachtgefälle 473 The, Legate III Thte,, milde Gaben 
174 Tlr. (ans der mit dem Tathofiichen Waifenhaufe veranftalteten Sammlung und aus Beden- 
eollecten). Ausgabe: Aufſicht und Unterricht 227 Thlr., Teuerung und Licht SI Thle. Air 
mentation ber Maifen 912 Thir. Kleidung derſelben 551 Thfe., Kur mud Pflege 19 The, 
Inventar 40 Thlr, Bau und BVefferung 126 Thle., Berwaltung 120 Thlr. Es ergieht fi 
alſo eine Mehreinnahme vom 261 Thle. Uebrigens varen 1858 31 Kinder im Waitenkaufe, 
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von welchem aus auch noch 12 Lehrlinge in Kleidung und Wäſche unterhalten werben. Die 
Rechnung wurbe entlaflet, Sobaun wurde genehmigt, daß bie bislang von dem nuumehr ver- 
florbenen Maler Claßen geführte Rechnung des Crucishospitals den bereits früher getroffenen 
Beftimmungen gemäß von jegt ab dem Rendanten Schnelle Übertragen werde und daß zugleich 
das genannte Hospital in dem Geſellſchaftsſouds mit eintrete. Die Frage, ob eine Erhöhung 
ber von Schnelle in feiner Eigenfchaft als Rendant geftellten Caution von 3400 Thlr. in Folge 
bes Hinzutritts dieſes neuen Zweiges ber Rechnung eintreten folle, mar von bem Armen» 
Adminiftrationscollegio verneint worben; ebenjowenig braude nach Auſicht deſſelben der Ma» 
. rimalbetrag, den ber Nehnungsführer von ber laufenden Einnahme unter ſich behalten darf, 
und ber bisher auf 3000 Thlr. feiigeftellt if, erhöht werben, was heute um fo mehr geneh⸗ 
migt wurbe, als die Einnahme bes fraglihen Hospitals im Bergleihe zu ber Summe ber 
Übrigen Einnahmen unbebentendb ift und bie geftattete Höhe des Maximalſatzes ohmehin fait mie 
erreicht werben dürfte. — Der Magiftrat hat geglaubt, die Frage erwägen zu mäffen, wie bem 
unzweifelhaften Bebürfniß nad gut gelegenen und nicht zu theuern Bauplägen entgegen zu 
tommen ſei und babei feine Aufmerkjamfeit auf die Partieen in der Umgebung des Bahnhofes, 
vom Linbemann’ihen Garten am Dfterthore an bis zur Schüßenallee, gerichtet, Das Project 
wäürbe die Abtragung ber Wälle zwiſchen dem Ofter-, Alms- und Hagenthore und bie aud) 
fonft wünjhenswerthe Canalifirung der dortigen Stabtgräben ohne Koften, ſowie bie Ausle- 
gung bed größten Theils bes gewonnenen Terrains zu Bauplägen ermöglichen. Judem ber 
Referent, Herr Senator Roewer, bie darauf bezüglihen Karten vorlegte, theilte er Mäheres 
über die Koftenanfhläge mit, Neben ben Bauplägen foll eine Promenade bis zur Schüben- 
allee, in der Mitte einen Raſenplatz zu Anlagen befafjend, führen. Die Koften wilrben ſich fo 
verrehnen: 1) Strede vom Oſterthor bis zum Almsthor, Erbarbeiten 2630 Thlr.; Canalifirung 
bes Stabtgrabens 2942 Thlr.; insgemein 59 Thlr.; zufammen 5632 Thlr. 2) Strede vom 
Almsıyor bis zur Schügenallee, Erdarbeiten 1791 Thlr., Canalificung 2299 Tplr.; insgemein 
43 Thlr. — 4133 Thlr. Auf der erfieren Strede würben 16 Baupläge auf 8 Morgen 81 Ruthen 
gewonnen werden, welche, wenn jeder einen halben Morgen groß, zu dem billigen Preife von 
500 Thlr. abgegeben würde, eine Einnahme ven 9000 Thlr. darſtellen würbe, fo daß fid ein 
Ueberfhuß von 3000 Thlr. ergäbe. Die zweite Strede würbe elf Bauplätze, jebereinen halben 
Morgen groß, liefern, alſo eine Einnahme von 5500 Thlr. und einen Ueberfhuß von 1866 Thlr. 
ergeben. Falls das gewonnene Terrain nicht zu Bauplägen Berwerthung finden follte, fo lönnte 
bie Berzinfung des angelegten Kapitals [bon durch Anlage von Gärten und deren Verpachtung 
hinreichend erzielt werben. Würde aber, wie ſehr wahrſcheinlich, auf jeden Bauplatz ein Haus 
nur zu 5000 Thlr. gebaut, jo käme dadurch nad und nad ein Kapital von 135,000 Thle. in 
Umlauf. Die Stadt würde nebenher noch zu der ſich als mothwendig herausſtellenden Canali- 
firung der Stabtgräben unentgeltlich gelangen. Ueber bie Mäthlichleit und Zwedmäßigleit 
biefer Anlage erhob fi eine längere Beiprehung, inbem zunächſt der Herr Wortführer Göt- 
ting auf die Unluft hinwies, mit welcher man bie Wälle fallen jehen würde, was allerdings 
wicht von Gewicht fein Lönnte, wenn eim entſchiedenes Bedürfniß vorläge; letzteres fei aber noch 
wicht vorhanden. Daueben feien bie Preife für die Boupläge zu niedrig gegriffen; ſpeculire 
ber Magifirat nicht, jo würden es bie erſten Käufer ficher beim Wicderverlauf thun. Außerdem 
lei e8 bei ber gegenwärtigen Weltlage zu problematisch, ob und in wie weit die Bebauung zur 
Ausführung gelange. Eudlich entbehre die Stadt ſchon jegt Pläge zur Ablagerung von Kum- 
mer uub Schutt; würden die Gräben ausgefüllt, fo fielen dadurch Ablagerungspläge "hinweg. 
Diefem flimmte ber Bürgervorfieher Herr Dr. Hartmann in allem Maße bei, Auferdem ber 
merkte er, daß bie Baupläge in ber Stadt doch nicht außerordentlich thener feien; was vollenbs 
bie Koften anlange, jo jeien biefe nur auf dem Papier verzeichnet, in ber Wirklichkeit wärben 
biefelben, wie bie Erfahrung in ähnlichen Fälen gelehrt habe, gewiß das Doppelte betragen; 
für Berjönerungsprojeete könne er nicht fimmen. Gegen bie letztere Ausführung machte Herr 
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Senator Roemer geltend, daß ſich Niemand durch ſolche wage Behauptungen abihreden Taffen 
würde, und zwar um fo weniger, al® die Anichläge von Sahverfländigen ausgingen, auf deren 
Pfligttrene man fih zu verlaffen habe, Nachdem ſodeun Götting noch anbeinigegeben, heute 
nichte Bindendes zu beichließen, wurde anf den Borfchlag bes Herrn Bürgermeifters Boyjen 
dahin Beſchluß gefaßt, daß zunächſt die projectirte Straßenlinie an Ort und Stelle genan ab« 
gepfählt werben jolle, um dann meiter befchließen zu können, zunüchſt ob und melde Banlinie 
für das fragliche Terrain feftgeftellt werben ſolle. — Auf Antrag des Herrn Senator Schreyer 
wurbe: 1) die wegen der Orenzbegrabigung zmifchen dem Ratyehagen und ber Forſt Thella vor- 
geſchlagene Bereinbarung, 2) der Vorichlag, daß zwei Perfonen (Roften etwa 30 Thlr.) zur- 
Bewachung des Obftes auf den ber Kämmerei gebörigen Obfibäumen für die diesjährige Ernte 
angenommen wilcben, denen auch bie Beanffichtigung ber Gärten mit übertragen werde, geneh- 
migt. Derfelbe Referent theilte einen Koftemanfhlag über verſchiedene Reparaturen im Raths— 
keller, welche der Pächter, Weinhändler Debbede, als wünſchenswerth bezeichnet und deren Aue» 
führung beantragt Habe, und der ſich auf 38 Thlr. 20 Gr. Gefaufe, mit, worauf beſchloſſen 
wurde, man wolle bem ꝛc. Debbede unter der Borausfegung, daß alle in dem Koſtenauſchlage 
enthaltenen "Arbeiten wirklich und zwar unter Auffiht und Controle des Magiftrats ausgeführt 
werben, eine Beihilfe vom 20 Thlr. ans Kämmereimitteln zu den Koſten bewilligen. — Nach— 
bem Herr, Senator Joſt den Etat für die Erleuchtung der Strafen und des Rathhauseingauges 
für den bevorſtehenden Winter 1860 und 1861 mitgetheilt hatte, wurde genehmigt, daß dafür 
die Summe von 1700 Thfe., wegen erhöhter Delpreife etwas mehr als im "vorigen Jahre, an- 
geſetzt werde. Auc; wurde von beiben Collegien genehmigt, daß das anf dem Hohenwege 
unter Nr. 423 belegene Hans, welches auf Antrag des Eigenthümers neu abgeſchätzt fei, von 
1’, Mann auf 1 Mann in der Einquartierungslaft berabgefetst werde. Dabei wurde anheim- 
gegeben, barauf Bedacht zu nehmen, daß, wenn bergleihen Bernfungen öfter vorlämen, bie 
neuen Abſchätzungen auf Koften der Antragfieller geſchehen. Endlich wurben ber Wittwe bes 
Thorſchreibers Schmidt, Dorothea, geb. Kraden, zur Zeit in Hannover; 2) ber Doris Betty - 
Steinwebe vom bier, zur Zeit in Hannover; 3) dem Leiftenfchneiver Dietrih Wilhelm Golb- 
ammer, zur Zeit im Holtenfen, Heimlehrſcheine ertheitt. 

Eimbed, Die im Jahre 1849 von dem damaligen Advocaten und Notar, jetigen 
Amtsrichter Eicdemeyer in Berbindung mit mehren andern hiefigen Bürgern gegründete. Kran 
lenlaſſe hat jeit ihrem Beftehen ſchon manches Gute geftiftet, manchen Kummer und mande 
Thräne gelindert, ohne dabei viel Rühmens von fih zu machen, — Wenngleih dem Privat- 
manue, welcher von Zinjen lebt, und dem Augeftellten, welcher ſeine fire Befoldung bat, eine 
Unterfügung aus der Kaffe in Rraulpeitsfällen nicht umwilkfemmen kommt, jo ift doch bie An- 
Kalt hauptſächlich für diejenigen Klaſſen berechnet, welche von ihrer Hände Arbeit leben müſſen 
und bei benen eine Störung durch Kramkpeit auch fofort den Erwerb. der allernothwendigſten 
Lebensbebürfnifie abſchneidet. Wie jchredlich, wenn die Frau mit einem Häuflein Kinder um 
das Lager bes Familienvaters ſteht, das legte Brob in die Hand nimmt und jeniget: Ad 
Gott, wie will es nun werben, wir haben fein Geld mehr und feinen Verdienſt! Und wenn 
bann ein längeres Krankenlager dem Vater, dem Ernährer beſchieden if, wie beflagenewerth 
wird bie Lage einer folchen Familie Was niet- und wagellos if, muß nach dem Leihhaufe 
wandern, um wenigften® den Hunger zu flillen. Schließlich borgt man bei der Vorſchußlkaſſe, 
boffend, durch baldigen Erwerb das Darlehn wieder abtragen zu Können. Komet dann endlich 
die Stunde der Hülfe, fo ift das ganze Hausweſen zerrüttet; Schulden flellen ſich an allen 
Eden heraus. Jahre lang muß ber Familienvater oft arbeiten, um wieder in ben vorigen 
Stand zu kommen, nicht felten ift er für immer ruinirt. — Wie mohlthätig iſt es bagegen, 
wenn bei gelähmter Kraft der Berdienſt gewiffermaßen feinen Fortgang nimmt. Muß es nicht 
dem Hansvater eine grohe Beruhigung und eime Linderung der Leinen gewähren, zu willen, 
beine Familie if vor Hunger geſchützt, du Haft eim Anrecht an eine Kaffe, woraus bir täglich 


5 Gr, gezahlt werben. — Die am 26. Auguft geſchehene Rechnungsablage von Seiten bes 
Borftandes ber hiefigen Kranlenlaffe weift nad, daß im Ganzen 71 Perfonen mit 109 Thlen. 
10 Gr. unterftügt find; maude davon haben nahe an 14 Thlr. befummen. Und doch ift bie 
Berheiligung an ber Auſtalt eine verhältuißmäßig fehr geringe; kaum find 160 Interefjenten 
vorhanden. Mögen Gleichgültigleit und Egoismus die Urfache fein, warum Mandher nicht 
beitritt, jo müffen wir doch das Haupthinberniß in der Einrichtung ber Anflakt ſelbſt ſuchen. 
Die Statuten derſelben machen bie Gewährung einer Unterſtützung von dem Zeugniß des 
Arztes abhängig. Num läßt es fih wicht leugnen, daß bie erfolgte Beihilfe aus ber Kaſſe oft 
nur zureicht, um den Arzt oder Chirurg zu bezahlen, ohue daß ein Nothgrofchen zur Pflege des 
Kranken und zur Berforgung ber Familie übrig bleibt. Eben diefen Umftand hat bie letzte 
Generalverſammlung in Envägung gezogen und für zwedmähig erachtet, einen gemeinfchaftlichen, 
aus ber Kaffe befoldeten Arzt und Chirurg zu emgagiren. Da indeß nur eine geringe Zahl von 
Interefenten auweſend war, fo if beſchloſſen worben, eine abermalige Generalverfammlung zu 
berufen, zu welcher fänmtlihe Intereffenten eiugelaben werben follen, um die berüßrte wichtige 
Frage zu erledigen und zugleich einen neuen Borfland zu wählen. Was bie von bem bishe- 
rigen Vorſtande am 26. Auguft geſchehene Rechnungsablage anlangt, fo hat bie Einnahme den 
1. Juli 1859 u. 1860 im Ganzen 189 Thlr. 7 Gr. 9 Pf. betragen, nämlich 1) Saldo 30 Thlr. 
14 ©r. 2 Pf., 2) Zinfen 9 Thlr. 20 Gr. 7 Pf., 3) Eintrittögelder 3 Thlr. 16 Or., 4) Beis 
träge 145 Thlr. 18 Gr. Die Ausgabe geftaltet ſich folgendermaßen: 1) Unterflügungen 109 Thlr. 
10 Gr., 2) Berwaltungstoften und Sammeln ber Beiträge 23 Thlr. 3 Gr, 5 Bf, 3) ausge 
liehene Rapitalien 25 Thlr. Hiernach ſtellt fi ein Ueberſchuß von 31 Thlt. 24 Gr. 4 Pf, heraus, 
Das Bermögen ber Anftalt betrug am 1. Juli 1860 231 Thlr. 24 Gr. 4 Pi. 
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Statutariſches. 





Feuerlöſch · Ordnung für die Königlihe Reſidenzſtadt Haunover. 

Unter höherer Genehmigung wird bie nachſtehende Feuerlöſch Ordnung erlaffen : 

$. 1. Die Leitung bes gefammten Feuerlöſchweſens flieht bem Magiftrate zu unb wird 
ausgeführt durch das Feuer - Kommando, welches ans 

bem Stabtbirector ober beffen Stellvertreter, 

bem General - Sprigen - Infpector ober beffen Stellvertreter 

und den etwa fonft noch dazu committirten Berfonen 
befteht. 

Der Standort des Feuer ⸗Commando's bei Bränben mwirb bei Tage durch eine Fahne, 
bei Nachtzeit durch eine Laterne bezeichnet. Die Sorge für Erhaltung ber öffentlichen Sicherheit 
mb Orbnung wird bei Bränden bon ber Königlichen Poltzeibirection wahrgenommeıt. 

$. 2. Das Bener-Commanbo hat bei Feuersgefahr feine Beſchluſſe ſelbſtſländig zu faffen 
und ausführen zu Taffen. 

In ber gewöhnlichen Verwaltung find beffen Beſchlüſſe mur als Borfhläge zur Geneh- 
migung bes Mayiftrats vorzulegen, 

$. 3. Die zur Bebienung ber Löfchgeräthe und Herbeifhaffung von Waſſer erforberlichen 
Tienfte, ſowohl bei Proben als auch bei Beuersgefahr, werben beforgt 

1) durch das Corps der Feuermänner, 

2) durch bie bienftpflichtige Bürgerſchaft. 
Daneben ift das Feuer ⸗ Commando felbfirebend berechtigt, alle bei der Bramdftelle augetroffenen 
Perfonen fofort zur Hülfeleiftung heranzuziehen, 
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8.4 Die Feuermänner werben vom Magiſtrate engagirt und für ihre Dienſte theils 
durch beflimmten Gehalt, theils durch Vergütung für bie einzelnen Leiftungen beſoldet. 

Ihre Führer werden vom Magiſtrate emannt. 

Sie halten fortwährend die zu nothdürftiger erfler Bebienung einer Sprige genügente 
Manuſchaft als Wache im Spritzenhauſe; fie ſtellen die Bebienung flir die ihmen beſonders zu⸗ 
getheilten fonftigen Sprigen, vorbehaltlih ber Aushülfe durch bie Bürger; fie flellen zu den 
Übrigen Loſchgeräthen die Mannihaft zur Wahrnehmung derjenigen Dienfte, welde befonvere 
Webung und Sachlenntniß erfordern, und haben im Uebrigen ju Iuftandhaltung des gefammten 
Löichmaterial® und fonft vie durch befondere Inftruetion beflimmten Geſchäfte wahrzunehmen. 

8. 5. Die bienftpflichtigen Bürger erhalten keine Vergütung, ſondern Leiften ihre Dienſte 
al8 eine bürgerliche Ehrenpflicht. 

8. 6. Dienfipflichtig ift jeder Bürger von feiner Beeidigung an fo fange, wie ber Be» 
darf e8 erfordert umb bis er, menn dieſer Bebarf durch fpäter aufgenommene Bürger gebedt 
worben if, ausdrüdclich entlaffen wird. 

$. 7. Ausgenommen von ber Dienfipflichtigleit find: 

a) Königliche Hof» und Civildiener, Kirhen- und Schuldiener, Aerzte, Wunbärzte 
und Apotheler, fofern fie nicht Hausbeſiher find. 

Iſt Lesteres ber Fall, fo können fie auf die Ausnahme keinen Anſpruch 
machen, find aber berechtigt, ihre Pflichtigfeit durch jährliche Zahlung von 3 Then. 
an bie Stabtlaffe abzulöjen. 

b) Die Mitglieber des Magiftrats, 
c) Das im activen Dienfle ſtehende Königliche Militair. 
d) Diejenigen, welde vom Mogifirate bispenfirt werben. 

8.8. Die bienftpflihtigen Bürger werben theil® zur Bedienung ver Löſchgeräthe (Drüder), 
theil zu Herbeiſchaffung von Waſſer (Löicher) Geftimmt und zu dem Zwecke in geeiguete Ab» 
theilungen eingetheilt, beren Kührer vom Magiſtrate ernannt werben. 

Doch haben im geeigueten Fällen auf Anorbuung des Feuer-Commando's bie Löcher 
und Drüder ſich gegenfeitig abzulöſen. 

8. 9. Jeder Abtheilung wird ein beflimmter Bereinigungspunft vorgejchrieben und 
jebem Einzelnen das erforderliche Abzeichen geliefert, mm fich legitimiren und gehörigen Orts 

zu Tonnen. 

$ 10. Die Wihgeräthe und deren Bebienung finb theil® active, theil® zur Reſerve 


g. 11. Gobalb die Thurmwächter ober Nachtwächter den Ausbruch eines Feuers wahr» 
nehmen, benachrichtigen fie auf bie ihnen vorgeichriebene Weiſe die Bereitihaft im Spritzen - 
hanfe, bie Nachtwärhter aber außerdem die fonft bezeichneten Perfonen, insbejondere bie auf 
dem Bolizeibilreau anweſenden Officianten, 

Gewinnt das Feuer ſolche Ausbehnung, daß ber Thurmwächter bie Flamme wahrnehmen 
fann, fo hat berfelbe das Fener- Signal mit der Glode zu geben unb damit der Juſtruction 
gemäß fortzufahren. 

$. 12. uf die erfle Kunde von einem ausgebrocdhenen feuer eilt bie Vereitichaft im 
Spritzenhauſe mit ihrer Spritze an bie Branbfielle und ſucht das Feuer thunlichſt fo ſchuell zu 
unterbrüden, daß eine allgemeinere Alarmirung unnöthig wird. 

$. 18. Bird das Peuer-Gigmal gegeben, fo eilen bie Feuermünner nach ben betrefs 
feuben Sprigenhäufern, führen die ihmen überwiefenen Sprigen eifigfi nach ber Brandfielle und 
ſetzen fie im Thätigkeit. 

Zugleich eilen bie biemfipflichtigen Bürger nad ben ihnen vorgeſchriebenen Sammel» 
plägen, und von ba, foweit fie zu den activen Wbtheilungen gehören, mit ihren Flhrern und 
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Löichgeräthfchaften an bie Branbflelle, wo fie nad Anordnung bes Fener⸗Commando's ſich 
anftellen. 

Treffen Abtheilungen am Orte ber Gefahr vor bem feuer - Commando ein, fo haben bie 
Führer fofort nach eigener Einficht ihre Wirkſamleit zu beginnen. 

$. 14. Die Meferve - Abtheilungen erwarten an ihren Sanımelplägen vie Befehle bes 
Fener - Commanbo’s, 

- $. 15. Die Führer der bienfipflictigen Bürger finb berechtigt umb- verpflichtet, ihre 
Abtheilungen von Zeit zu Zeit zu Proben zufammen zu berufen, gehörige Liſten zu führen und 
die zu Proben ober bei Feuersgefahr verfpätet oder gar nicht Erſcheinenden zu notiren und bie 
Berzeihniffe darüber binnen drei Tagen beim Magiftrate einzureichen. 

8. 16. Jeder bienftpflichtige Bürger verfällt für nicht genügend entihuldigte Berfpätung 
oder gänzliches Ausbleiben, fo wie für eigenmächtige Entfernung vom Plage, im eine Gelb- 
firafe, welche, vorbehaltlich der etwa thunlichen Beihaffung ber verfäumten Dienftarbeiten auf 
Koſten ber Säumigen, im erften Kalle 10 Gr. beträgt, und im Wiederholungsfalle entſprechend 
verſchärft wird. 

Hannover, ben 28. Auguſt 1860. 

Der Magiftrat ver Königlihen Reſidenzſtadt. 
9. Raſch. 


Vermiſchtes. 


Zum deutſchen Archivweſen. 

Verſchiedene Male iſt in dieſer Monateſchrift bereits von unſerm Archivweſen, beſonders 
in Bezug auf die Gemeindeverhältniſſe geredet, ſo noch im Julihefte 1869. Bei der hohen 
Wichtigleit des Gegenſtandes wird es gewiß von Intereſſe fein, die Meinung eines Mannes zu 
vernehmen, ber wie irgend eier darüber ein competentes Urtheil abzugeben berechtigt iſt, näm⸗ 
lich der Arhivratb Dr, Alerauder Kaufmann in Werthheim. Sein Schriften: Einige 
Worte zur höheren Würdigung des beutfhen Archivweſens, iſt nur ald Manufcript gebrudt ; 
um jo willlommener werben hoffentlich die nachſtehenden Notizen fein. U. Kaufmann fanımelt 
feit Jahren zu einer „Geichichte und Statiftil des deutſchen Archivweſens“ — follte bie gegen- 
wärtig vorliegende Heine Schrift bei den Freunden und Fachgenoſſen Anklang umb Unterflügung 
finden, fo bürfte fich, bemerkt ver Berfaffer, daraus im Lanfe ber Zeit vielleicht eine ausführ⸗ 
lichere und genauere, mithin befviedigendere Darftellung ber baierijchen Archivverhältniſſe, mit 
Einfluß ber in Baiern noch vorhandenen flanbesherrlihen und corporativen Archive geftalten, 
die für Geihäftsmänner wie für freunde vaterländifcher Geſchichtsforſchung keine unwilltom- 
mene Gabe fein dürfte. Gewiß, wir heißen ein foldhes Werk ſchon im Boraus willlommen; 
um fo mehr al8 bie vorliegende Schrift den geuügendſſen Beleg giebt, daß ber Berfafjer rüd- 
ſichtlich der Sachleuntniß, des umbefangenen Urtheils und ber angemeffenen Behandlung des 
Gegenftanbes dazu vor vielen berufen erfcheint. 

Der Berfaffer geht von ber Bedeutung bes Archivs und bes Arhivare aus; er ſchildert 
in kurzen Zügen die Stellung des Legteren von vorbem und heute. Der Beruf ber Archivare 
war früher vorzugsweiſe eim praftifher, theil® auf Orbnen uud Wahren ber Urkunden, theils 
auf juriſtiſches Debuciren gerichteter; bie Archivbeamten waren mehr Juriſten als Gelehrte im 
weiteren Sinne unb hießen auch wohl ausbrüdtic Debucenten, weil fie zunähft ans den vor- 
bandenen Urkumden für vorlommenbe Fälle Territorial» und Rechtsverhältniſſe zu bebueiren 
und folhe Debuctionen ftets in Bereitſchaft zu halten hatten. In dieſer vorzugsweiſe prafti» 
ſchen Bebeutung ber damaligen Archive Sag jedoch auch ein Hauptgrund, weshalb das Archiv⸗ 
weſen bes Reichs micht zu jewer Blüthe wiffenfhaftliher Ausbildung und Befruchtung 
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gebieh, wozu manche andere Bevingungen, alt: gründliche Vorbereitungoſchulen, angemeffene 
Beſoldung und Rangfiellung, hänfigeres Vorlommen archivaliſcher Poften u. U, vorhanden 
gewejen wären. Mit ber Nechtögelehriamleit zu tief verflochten, war die Wiffenfchaft des Archi- 
dars oft nur ber Spielball juriſtiſcher Spitfindigfeiten und rabuliſtiſcher Chicane; Eiferſucht 
und Aengflichfeit, Nachbaren und Rivalen gegenüber, hemmten jeden freien Austauſch geſchicht⸗ 
lichen Materials; Urkunden und Handjhriften wurden mit einer Furchtſamleit gehütet, welche 
häufig ans Lächerliche freifte, und mander Archivar würde fi) bei feiner vorgefeßten Behörde 
im höchſten Grabe umfiebfam gemacht haben, wäre ihm ber Gedanke gelommen, Schäge feines 
Archivs zu wiſſenſchaftlichen Aweden auszubenten; faft überall gab es Arcana, welche mit 
Argusaugen bewacht, nur in Fällen höchſter Noth vertrauten Gefhäftsmänneru over befonders 
empfohlenen Perſonen mitgetheilt werden durften. Wüdfichten bier und Befürdtungen bort 
gewährten Forfhern und Herausgebern von Geſchichtsquellen felten ben’ vollen ungeſchmälerten 
Ueberblict über das vorhandene Material. 

(ZH nicht heutzutrage leider Gottes! in manden Archiven noch dieſelbe trübfelige Praris 
in Uebung?) 

Die Gleihgiltigleit gegen die Gedichte, ihre Onellen und Dentmäler äußerte ſich in 
traurigſter Art während der Joſephiniſchen Periode, gewifiermaßen als Borläuferin jenes 
Sturmes, welcher bald im ber franzöfiihen Revolution gegen alles hiftoriih Beſtehende (o8- 
brechen follte. Wie zur Zeit nad der Schlacht am weißen Berge ans Böhmen, wanderten jet 
aus Defterreich ganze Archive und Bibliothefen zum Papiermüller oder Käfelrämer, wurben die 
goldenen unb fülbernen Kapfeln und Bullen von ben Urkunden geriffen, dieſe zerfchnitten oder 
als Patronen verpufft, bie werthvollſten Kunſtwerle als alter Trödel verkauft oder weggeworfen 
— es war ber offen aus Tageslicht tretende Vandalismus einer Gott und ber Geſchichte längft 
{don entfrembeten Zeit. 

In das flille Orbuen und das geräufchvollere Debuciren der deutſchen Archivare, in das 

emſige Suden und Forſchen ber gelehrten Kloftergeiftlichen , die wie Eugen Montag, ber geiſt · 
und gemüthsvolle Abt zu Ebrach, die beprohten Rechte ihrer Abtei vertheibigten, ober wie 
Trutbert Neugart mit feinen Sanblafanern au ihrer Germania sacra arbeiteten, brachen plög- 
lich die Stürme einer Revolution, welde, mit aller Bergangenpeit brechend, bie Völler Europa’s 
nicht 6108 durch Armeen befiegte, fondern auch durd den ſchimmernden Glanz ihrer Freiheits- 
Ideen electrifirte und verlodte. Die Zeit des Pergament und Papierregiments war vorüber, 
vorüber war es mit ber Kleinſtaaterei, mit den alten Corporationen, die bald größeren Zerri- 
torien und einer Alles möglichſt nivellivenden Geſetzgebung und Bilreaufratie Plag machen 
mußten. Wahrlich keine Periode für das geräuſchloſe Wirken ber Urdive, bie wie faum ein 
Staatsiuflitut auf Ruhe und Stabilität Anſpruch befigen und nur in der gefunden Luft 
längerer Friebensperioben gebeihen! Die frauzöfiihe Revolution brachte bie deuiſchen Archive zum 
Bandern: Wo bie Franzofen in Deutſchland eindrangen, flüchteten mit den Regierungen auch 
Archive und Regiſtraturen, oft in jo eiliger Weile, daß laum für die nöthigſte Berpadung 
Sorge getragen werben konnte. Die Revolntionäre ertennen meiftens bejier, was 
ihnen fhadet, als Regierung und Beſitzende, was ihnen müßt: Zerflörung der 
alten Urkunden war in ranfreich an ber Tagesorbuung, indem fie theils bei dem Brande der 
Schlöffer und Abteien in Flammen aufgingen ober auf eigenen Scheiterhaufen bei Rewolntione- 
Fehlen ai® Freudenfeuer dienten. Das gleiche Schidjal erlitten Archive, Bibliothelen md 
Kunftlainmern in den von ben Franzoſen eroberten Landestheilen Deutſchlauds, nomentlih in 
ven Rheinlanden, wo „die republifanifhen Fanatiker bemüht waren, mit allem alten Urkunden, 
Memoiren» und Copienbüchern bie Erinnerung am bie (fog.) feudalen Zuftände zu vernichten 
und die Reflauration unmöglich zu machen.” 

Bieleiht liehen fi diefe Verwüſtungen mit dem erften Taumel losgelaſſener Leiden- 
ſchaſten eutſchuldigen — wo aber kann man eine Eutſchuldigung finden für ben Barbarismus, 
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mit welchem, nachdem jener erfte Freiheilsrauſch geſchwunden, bei Säcnfarifation ber Klöſter 
und geiftfihen Stifter durch Beamte alter Tegitimer Fürftenhänfer verfahren wurde? Zahlloſe 
Bücher und Kunftgegenfände wanderten Damals aus den Prälaturen in die Hände der Antiquare 
und Zröbfer, welche damit bis nach England und Nordamerika Schacher trieben; ein Münchener 
Antiquar erbielt umter tem Borwande, aberglänbifche Blicher zu vernichten, ganze Fuhren ber 
fonbarften Werke ans Kofterbibliothelen, womit er bann nad Defterreich, Böhmen und Ungaru 
bie beſten Gefchäfte machte ; aus ber Canonie Polling kamen einige Hunderte Ouartanten ans 
bem 15. unb 16. Jahrhundert, bie größtentheil® Boica enthielten, als Maculatur an einen 
Screibmaterialpändler; — ein paar Beifpiele mur, die ſich durch unzählige andere vermehren 
ließen: Rohheit und Habgier firitten fi bei Erecution einer pelitifch gebotenen, aber vom 
Standpunkte des Rechts und des religiöfen Gewiſſens nie zu rechtfertigenden Maßregel um ben 
nicht zu beneidenden Vorrang, ; 

Wie empfindlich aber auch abfihtlihe oder Teichtfertige Zerfiörung und Berfchlenberung 
von Arhivafien wirfen mochten, eingreifenber in Bezug auf das deutſche Archivweſen war bie 
politifhe Umgeftaltung Deutichlands: Die Bereinfahung der Territorien und ber darin gel 
tenden Geſetzgebung! Die unendliche Fluth nachbarlicher Irrungen und Zwiftigleiten Hatte ſich 
verlaufen; eine Menge alter Corporationen und Imflitnte war eingegangen ; Rechtsverhältniſſe 
ber verfchiebenften Art, Localbeflimmungen und PBarticufarrehte oder Gewohnheiten waren all» 
gemein giftigen, Haren und beftimmten Gelegebungen gewichen, das Progekverfahren verein- 
facht und dadurch werfürzt, — karzum, faft Alles, worin früher ber Archivar Kenutniſſe und 
Scharfſinn an den Tag legen konnte, war zur Antiquität geworben und ins Bereich ber Rechts⸗ 
Alterthümer übergetreten. Bon höchfter Wichtigkeit war endlich: daß in Folge der territorialen 
Umwälzung eine Menge ber bisherigen Meineren Haus⸗ oder Corporationsarchive aufgehoben 
und mit größeren Staats- ober Gentralarchiven vereinigt wurben. Diefe Berhältniffe find «6, 
welche Stellung und Bedeutung eines heutigen Archivars umgewandelt, nicht das Mehr ober 
Minder beffen, was er unter Obhut und Verwahrung hat. War bie Thätigleit eines 
Arhivars ans den Zeiten des Reiches eine vorzugsmweife praftifche, fo ift fie 
feit Anflöfung deffelben eine vorzugsweiſe wiffenfhaftlidegeworben. Der 
heutige Archivar wird immer noch Debucent bleiben, db. h. er muß bie Befähigung befiten, 
vorlommenden Falls eine ſtaats⸗-, civil- oder Kirchenrechtliche Debuction entwerfen zu Tönnen, 
aber das Debuciren in praftifchen Rechtsfällen ift nicht mehr bie Hauptfumme feiner Thätigkeit, 
das Biel feines Ehrgeizes; Hüten und Ordnen der ihm amvertrauten Archivalien bleibt mach 
wie vor bie heilige Pflicht jedes Archivars, aber er hiltet nicht mehr mit dem fcheuen Blick 
eines Lindwurms, ber jeden Auyenblid eines räuberifchen Anfalls auf den ihm anvertrauten 
Hort gewärtig if, ſondern mit dem forgfamen Blid eines Gärtners, welcher Blumen zieht, 
damit er felbft und Andere fih an ihrem Dufte, an ihrer Farbe ergötzen; ber heutige Archivar 
ift nicht mehr ber bloße Diener eines Einzelnen, deſſen Partei» oder Particufarintereffen ihm 
Heimlichleit zur erften und einzigen Pflicht machen, fonbern er bient als Geſchichtsforſcher und 
Krititer Höheren Gebietern: der Nation und ber Wiffenfchaft von ihrer Vergangenheit! — 

Im Folgenden giebt darauf der Berfaffer eine fehr intereffante Ueberſicht über das 
baieriſche Archivweſen von Karl Theodor an bis anf die Nenzeit. Sehr viele Berbienfle erwarb 
ſich befonber® ber König Mar Joſeph um daſſelbe. Sein Sohn Ludwig baute das größte und 
ſchönſte Archivlocal im Deutſchland. Hatte er fi vorzugsmeife die Kunſtpflege zu einer ber 
Hauptaufgaben feines Lebens gemacht, fo wählte fih König Mar, fein Sohn und Nachfolger, 
einen gleich erhabenen Beruf, als Protector deutſcher Miffenfchaft nicht nur feine Reſidenz zu 
einem Sammelpunfte von ausgezeichneten Gelehrten und Schriftftellerit zu erheben, ſondern 
auch über die Grenzen bes Landes hinans auf das deutſche Schriftenthum fürdernd umb ermum⸗ 
ternd einzuwirlen. Wieberbolt gab ber König auch feinen Wunſch zu erkennen, die Archive des 
Reiches möchten zu voiffenfchaftlichen Zweden ansgebentet werben, und fuchte fogar in ummittel- 


barer Weiſe bie wiſſenſchaftlichen Kräfte unter den Archivbeamten ber Reſidenz auzuregen nit 
in Thätigleit zu ſetzen. Um fo überrafhenber war es beshalb, daß eine Allerhöchſte Werorb- 
nung vom 10. September 1852, Reg.⸗Bl. v. d. 3. S. 969 — 970, die bisherigen Archive zu 
Bamberg, Würzburg, Nüruberg und Speier zu Confervatorien degrabirte und folglich die Lei- 
tung derſelben, ſtatt wiſſenſchaftlich gebüdeten Archivaren, im Rang und Befolbuug bebentend 
niebriger geflellten Conſervatoren von ber Bildung gewöhnlicher Regiftratoren übergab. — 

Es ift eine, mamentlich bei unferer angeblich fo weit vorgefhrittenen Bildung höchſt 
merkwürbige Wahrnehmung, daß Ardivbienfte von jo Bielen entweder ald Sinecuren oder als 
leichte, mebenher zu beforgende Stellungen angefehen werten, die auf Beachtung vom Seiten 
der Regierungen, vor Allem, wenn dabei der Binanzpunkt ins Gewicht füllt, wenige oder gar 
keine Anſprüche befigen. Gerade der Archivdienſt foll jedoch feiner imneren Natur nah beu 
ganzen Menſchen erjajjen, als Lebensberuf, dem er fi mit voller Seele, mit bem ganzen Auf- 
wand feiner Kraft und Zeit, mit Liebe und Entjagung hingebe. Es ift wahrlich feine leichte 
Sache, einen nah allen Richtungen hin genügenden und tadellofen Archivar zu finden, mag 
man die wiſſenſchafiliche oder fittliche Seite feines Dienftverhäftniffes ins Ange faſſen. Bloße 
Confervatoren werben fih, falls das Archiv, dem fie vorfichen, georbnet und repertorifirt if, 
in der Regel darauf beichräufen, die ihuen zulommenden Einkäufe zu beforgen — fie löunten 
weit füglicher Sinecuriflen genannt werben als Archivare, deren eigentlihe Tpätigleit erſt, 
wenn das Geſchäftliche erledigt if, beginnt. Der Ardivar gehört zu jener Klaſſe von Arbeitern, 
welche fich mie mit dem erfreulien Gefühl, ihr Tagewerk volbradht zu haben, zur Ruhe legen 
fönnen; wiſſenſchaftliche Forſchung lenut kein Ende, ſondern gleicht einer Kette, der man wohl 
Ringe beifügen, beren Schlußpunkt aber mie ein Auge zu erſpähen vermag. Männer von 
folder Bildung und einer nie raſtenden noch endenben Thätigleit können an ben Staat, welchem 
fie dienen, wohl ben Anfprud erheben, baß fie wenigfiend in feine Stelluug verjegt werben, 
bie ihrer Bildung und ſomit ihres gefellichaftlihen Ranges unwürdig if. Dieſe Univerfalität 
der Keuntnifje if es, welche den Archivar von bem Confervator oder Regiſtrator ſcheidet — 
ähnlich oder far gleich find fie dagegen im bem etbifchen Beziehungen ihres Dienſtes. „Es 
läffet ſich“, jagt ber alte Spieß, „wichts beſchwerlichers und mühefeeliger® als die Einrichtung 
eines Archivs denlen, als welche überbieß noch mit bem Berluft der Gefundheit ſehr genau ver- 
näpft if. Die Seele verliert durch tägliche ſcharfe Auſtreugung nad uud mad ihre Kräffte, 
das tiefe Nachdenken und Beurtheilen macht hypochondriſch, der Cörper wird durch die tumpfigte, 
fühle und ungefunbe Lufft in den Gewölbern, die man doch nicht vermeiben lann, verderbt 
und zu Flüſſen geneigt, uud wie viel ſchädlichen Geruch verurfachen nicht alte halbvermoderte 
ober vom Ungezieffer zerfreſſene und befubelte Acten? wie viel Staub muß die Bruft einneh- 
men? wicht zu gebenlen des Berlufs der Augen, welden man ausgeſezt ift, und bergleichen 
mehr, wobey ich noch folgende Umftände berühre, daß nemlich iemand durch die Unzulänglichkeit 
des Gehalts auffer Rand geſezt wird, bie Ehre jeined Standes und Amtes zu behaupten, welches 
ihm Beratung und Geringfhägung zuziehet, andern aber alle Neigung zu Grlangung einer 
Urchivariats- Stelle benimmt, daher e8 au gelommen, daß mande Archive ehehin mit bemen 
exbãrmilichſten Subjecten befezt worben find, bie fonft nirgends, mithin auch im. Archiv micht zu 
gebrauchen waren.“ Sehr richtig, aud noch für hemtel Doch — nomina sunt odiosa! „Durch 
bie Unzulänglichleit des Gehalts,“ führt der treffliche Archivar von ver Plaſſeuburg fort, „lan 
es auch gar leicht geichehen, baf iemanb zur Uutreue oder andern ſchädlichen Vergehungen gereizt 
werben mögte! * 

Auch biefer Punkt hat, weun wir an traurige Vorfälle in Speier, Nürnberg, Königsberg 
erinnern, noch heute feine Richtigkeit. Der Archivbeamte fol neben jener Summe aufer 
gewöhnlich umfafjender Kenntniffe, neben Fleiß und Orbuungsliebe, Hingabe an die Sache und 
Entjogumgafäpigkeit, auch Umerfcütterlichteit des Charalters und eine über allem" Verdacht 
erhabene Redlichleit befigen, Er ift darin bem Kaffenbeamten ähnlich, daß er gleich dieſem ein 
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Staategut im Händen hat, für beffen Bewahrung er verantwortlich ift, deſſen Verſchleppung 
oder Berlauf aber um fo ſchlimmer ift, als fich bier der Staat nicht wie bei einem Rechnungs 
Beamten durch Gaution oder Entziehung eines Befolbimgstheiles Entſcädigung verfchaffen 
tann. Bei Nehnungsbeamten ficht man darauf, daß ihnen durch eine hinreichende Bejoldung 
die Verführung, fih am Staatsgut zu vergreifen, ferner geriidt werde. Sollte daſſelbe Motiv 
nicht auch beftimmen, Archivbeamte vor Berumtreuungen zu jhüten, wozu die Noth eudlich 
auch den Reblichften verführen kann, umfomehr, als ein Arhivar folhen Betrug weit längere 
Zeit unbemerkt fortfegen und fi durch allerlei Kunftgriffe ſchirmen fann, als ein Rechnungs 
Beamter, bei welchem ver nächte Kaffenfturz unvermeidlich bie Entvedung des Berbredhens 
berbeiführt? — 

Es folgen hierauf einzelne flatiftiiche Nachrichten, wonach folgende Summen auf bie 
Arkive verwendet werben: 

Defterreih, Geh. Haus», Hof» und Staatsarchiv zu Wien. Gefammtbefolbung 
26,430 Fl., Büreaufoften 800 Fl.; in Summa 27,230 Fl. = 19,061 Thlr. 

Preußen, Geb. Staatsardiv in Berlin. Gefammtbefoldung 4400 Thlr., fonftige 
Gelbmittel 850 Thlr. — Provinzialarhive in Königsberg, Stettin, Breslau, Magdeburg, 
Soblenz und Düffeldorf. Gejammtbefolvung 7450 Thlr., Büreaukoſten 875 Thlr. — Befol- 
dung des Directors ſammtlicher Staatsarhive 1000 The. — Ertraordinarium 2300 Thlr, ; 
in Summa 16,875 Thir. 

Baiern, Reihsarhiv in Münden. Geſammtbeſoldung 8500 Fl., Befoldung ber 
Sonfervatoren 11,200 Fl.; in Summa 19,700 $. = 11,277 Zhlr. 4 Sr. 

Hannover, Landesarchiv zu Hannover. 3500 Thlr. Befoldung. 

Königreid Sahjen, Geh. Staatsardiv zu Dresden. 6224 Thlr. 

Würtemberg, Geb. Haus» und Staatsarhiv zu Stuttgart. Geſammtbeſoldung 
6900 Fl. — Nebenarhive in Mergentheim und Elwaugen. Befolbung 1360 Fl. — Fülr 
anderweitige Archivkoſten 1000 Fl.; in Summa 9260 Fl. = 5291 The. 12 Sgr. 

Baden, General» Landesarhiv in Karlsruhe. Gejammtbefoldung 9900 Fl. — Filr 
anderweitige Bebürfniffe 1400 Fl.; in Summa 11,300 Fl. — 6475 Thlr. 4 Sur. 

Darmftadt, Haus+ und Gtaatsarhiv zu Darmfladt mit Gejammtbefoldung von 
3000 Fl. — Für anderweitige Bebürfnifje 400 Fl.; in Summa 3400 Fl. — 192 Thir. 
25 Sgr. 

Medienburg: Schwerin, mit Geſaumtbeſolduug von circa 5000 Thlr. 

Die Archive, fagt Hormayr, find die Saatfelver des alten Ruhmes, bes Rechtes, ber’ 
Nacheiferung. Sie find Mauſoleen — nicht der Verweſung, fondern der Erhaltung des Be- 
ſteheuden und Befigenden, und, nad dem Stande ber politiihen Geftime, des underwanbten 
Augenmerls auf den Wiebergewinn des Berlorenen. Sie find eim heiliger Bronnen, aus 
welchen fih das Bild der Bergangenheit wie eine glänzende Kata Morgana bervorzaubern. 
läßt, die, obwohl nur ein Abbild, doch das Original jo wahr und febenbig barftellt, daß ein 
ſehr geübtes Auge dazu gehört, Nachbildung und Wirklichkeit zu unterfheiven. Das- getreuefte 
Bild der Vergangenheit zu entwerfen, ift Aufgabe der Geſchichte: Alles, was man ſonſt als 
Zwed der Geſchichte aufftellt, Belehrung, Erhebung, Wedung des Nationalgejiipls, ergiebt fich 
ale Folge, wenn bie Hauptaufgabe des Geſchichtsſchreibers: möglichft genaue Auffrifhung ver 
verblaßten Bilder, gelöft worden. Männer, welde aus jenem Bronnen zu fchöpfen wiſſen, 
follten die Ardive verwalten, nit als flumme Wächter eines verſchloſſenen Heiligthums, 
fondern als ſtrebſame Hohepriefter eines ehrwilrbigen, jedem Geweihten eröffneten Tempelbaues, 
an befjen heiligen Feuer die Nation in ruhigen Zeiten Belehrung, in ftürmifhen Troſt und 
Erhebung ſuche! 

Ber ein Archiv bejigt, follte Rolz darauf fein, denn wer ein Archiv 
bejigt, hat aud eine GSeſchichte. 








— ——— — 
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IV. 
£iteratur. 


Gewerbefreibeit. und Gewerbeordnung. Stuttgart 1860 bei Paul Neff. 


Die Schrift: „Gewerbefreiheit und Gewerbeorbnung*, welde unter obigem Titel in 
Stuttgart im Laufe dieſes Jahres erfhienen ift, hat die Abficht, die entgegengeſetzten Richtungen 
auszugleichen, welche mit jenen Worten ansgefprochen werben. 

Diefelbe wirb daher bei dem jetigen vielfachen Erbrterungen über biefen Gegenftand eine 
zeitgemäße Erſcheinung fein. 

Hier wirb mit vielen geſchichtlichen und ſtatiſtiſchen Notizen nachgewieſen, daß durch bie 
bloße Negation ber Ordnung, durch die Aufhebung aller Gewerbsbeſchränkungen bie mwefentlichen 
Zielpunkte der jegigen Wortführer der Gewerbefreiheit, ſelbſtſtändige freie Affociationen, die fo- 
genannten Innungen der Zukunft nicht erreicht werben. Daß man im Frankreich nach fechszig- 
jährigem Beftehen der Freiheit vergeblich die Bildung berjelben erwartete, amd) jetst nur noch 
ſchwache Anfänge folder Affociationen dafelbft findet; und daß and im Preußen nach vierzig« 
jährigem Beſtehen der Freiheit nur ungenügende Erfolge im tiefer Beziehung zu bemerken 
waren, und jetzt erft durch die Bemühungen vom Schulze: Deligih und feinen Freunden beffere 
Erfolge ſich zeigen, nachdem die Gemwerbefreiheit wieder aufgehoben worben. 

Sie zeigt aber and, wie bei vollftänbiger zeitgemäßer Entwidelung ter beſtehenden 
Gewerbeorbnungen bieje erftrebten freien Affociationen viel vollfländiger, ſchneller und ficherer 
zur Entwidelung gebracht werben Fönnen. 

Die Schrift empfiehlt zu tiefen Zweck, bie Innungen überall, wo fie noch befteben, 
vor der Hand feftzuhalten und insbejonbere die Schranken, welche die Meifter von den Gefellen, 
die Arbeitsherren ‘von den Gehülfen treunen, eher zu befefligen als zu Todern, bagegen aber 
die Schraufen, welche bisher die Meifter verfchiebener Inuungen und bie Handwerksmeiſter 
von ben Kaufleuten trennten, möglichſt zu befeitigen. Der Berfaffer ſchlägt zu biefem Zweck 
vor, den Prüfungen, wo foldhe noch befteben, mehr eine allgemeine Richtung auf die Ber 
fähigung zu allem, was jedem Gewerbsmann nöthig ifl, zu geben. Er beruft ſich dabei anf bie 
Erfahrungen in Würtemberg , wo feit ber Berminberung ber Arbeitsichranfen auf bie Hälfte 
ihrer früheren Zahl manche Streitigkeiten befeitigt wurden, dem Unternehnmungsgeift ein größerer 
Spielraum gegeben worben, in der Regel aber bie Meifler, ohngeäachtet ver geflatteten Freiheit, 
dennoch in dem gewöhnlichen Geſchäftskreiſen geblieben find. 

Noch größere Erfolge verfpricht er ſich aber, wenn vollends alle dieſe Arbeitsgrenzen ber . 
feitigt find, beſonders bie läſtigſten derſelben, welche zwilchen ben Kanflenten und Hanbwerlern 
beftehen, indem in Würtemberg bie Kaufleute mit allen Hanbwerksfabrilaten ganz unbeſchränkten 
Hanbel treiben bürfen, die Handwerler aber auf beftimmte Waaren beichränft find, 

Er hofft, daß durch die Bejeitigung diefer Schranken die Kauflente mehr noch als biäher 
mit ben Handwerkern fi) verbinden werben zımm Anlauf ihrer Rohtofie und Berlanf ihrer 
Boaren und zum Aufſchwung ihrer Gewerbe zum fabrilartigen Betriebe. 

Auf dieſe Weife wilrde aber nad) der Anfiht des Verfaſſers am jehnelffien und ſicherſten 
erreicht, was bie neuen Freunde der Gewerbefreiheit erſtreben, ſelbſtſtaͤndige freie Aſſociationen, 
Junungen ver Zukunft. Bald wird fein Meiſter mehr anders beſtehen können, als durch ben 
Anſchluß am ſolche Verbindungen, wo fie mit gemeinſchaftlichen Mitteln arbeiten. Im Wege 
des Foriſchritis werben alle bisherigen Junungen beſeitigt werden Können, ſowie bie neuen 
Berbindungen erſtarkt ſind. 

In dieſer Hoffnung beſtärkt den Verfaſſer bie Erfahrung, daß die uubedingte Gewerbe- 
freiheit zwar einzelne reiche Gewerbsunternehmer, Fabrikanten und Meiſter, hervorruſt, aber 
auch nizählige arme Meiſter, Handwerlsproletarier, und daß dieſelbe den Mittelſtand zwiſchen 
Reihen und Armen vermindert, oft ganz aufhebt. 
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Der Mittelftand iſt aber der natürlich geſunde fruchtbare Boden zur Bildung von freien 
Affociationen, den fogeannten Junungen ber Zukunft. Der Reihe will ſich am folde Affocia- 
tionen nicht anfchließen, welche ihm mur unnöthige Laften anflegen, oter ihm läſtige Concur- 
renten hervorrufen und ihm, wenm nicht ſchädlich, doch unnütz find. ‚Dem Armen aber; welcher 
mit täglichen Nahrungsforgen kämpft, fehlen die Mittel zu nachhaltigen Beiträgen für bie all- 
gemein entfernten, erft fpäter Frucht tragemben Zwede der Nffociationen, oft aud unter bem 
täglichen drängenden Sorgen ber rechte Sinn und das nölhige Berflänbniß fir dieſelbe. Des- 
wegen erſcheiut die Gewerbeorbnung bei zeitgemäßer Entwidelung durch Beſeitigung der Schran- 
ten, welche bie Gewerbsunternehwer trennen, ein befferer frucdhtbarerer Boden zur Bildung 
freier Affociationen und inbuftriellen Foriſchritis, als die Auflöfung ber Ordnuug. 

Für dieſe Entwidelung ſprechen auch ganz biefelben Gründe, welche auf dem politijden 
Gebiete die Reform flatt der Revolution empfehlen. 

Die Erfahrungen, melde mau auch im Deutſchland im letzterer Beziehung vor zwölf 
Zahren zu fammeln Gelegenheit hatte, jollten auf bem Gebiete ber Gewerbepolitil nit unbenugt 
gelafjen werben, 

So jehr fi viele fonft redhtgefinnte Männer damals täufhten, welde meinten, es werbe 
fi) von ſelbſt eine beſſere, Deutſchland angemefjenere Staatsiorm herausbilven, fowie nur bie 
alte weggemälzt fei, während aus ber Umwälzung nur Zerförung und Unglüd emtflaub, fe 
werben ſich auch bie Freunde unbebingter Gewerbefveipeit täujhen, wenn fie hofien, aus ber 
Auflöfung aller gewerblichen Bande werben fid neuere befjere von felbR entwideln. 

Dieſe Schrift wird auch für viele Lejer von Intereſſe fein wegen der vielen ſtatiſtiſchen 
Zufammenftellungen über die Wirkungen ber Gewerbeorbnungen auf die Zunahme ber Be- 
vöfferungen und ben Foriſchritt in ber Juduſtrie. 

Hier wird durch Zahlen nachgewieſen, wie das Königreich Sachſen, ungeachtet feiner un - 
gleidy firengeren Gewerbeorbnung als ber in Preußen beftehenden, doch feit einer Reihe Jahre: 
in der Zunahme ber Bevöllerung und in ber Dichtigkeit berjelben aud im der Entwidelung ber 
wichtigfien Inbuftriezweige andern norddeutſchen Staaten, felbft Preußen vorangeht, uub wie 
ebenfo Baiern, ungeachtet der Strenge feiner Gewerbe- und Heimathgeſetze, doch bie verhängniß- 
vollen letzten zwölf Jahre befjer überfianden hat als Wilrtemberg und Baden mit ihnen bie @er 
werbtpätigteit und Niederlafjung weniger beſchräulenden Beftimmungen. 








Jahresbericht über die Verwaltung ded Medieinalweiend, die Kranfenanftalten und 
die öffentlichen Gefundheitöwerhältniffe der freien Stadt Frankfurt. Herausge- 
geben umter Mitwirkung des Phyfllats von bem ärztlichen Verein. Zweiter Jahrgang 1858, 
Franffint a. M., Sanerländers Berlag. 1860. 16 Bogen, 


Mir heben aus dieſem Jahrbuch ben Auffag bes Dr. Georg Barrentrapp, Arzt 
am Hospital zum heiligen Geiſt (Brembenhospitaf), hervor, worin ber Berfafler Unterfuhungen 
zur Vergleihung ber Sterblichkeit verſchiedener Stäude mittheilt, welche nur, wenn mit folder 
Umfiht und in fo genau umgrenzten Berhältuifjen wie bier unternommen, zu einem vor 
Tänfhungen fiheren Refultate führen lönnen. 

Dr. Barrentrapp fagt (S. 81): „Eine Bearbeitung einzelner Krankeiten und ihrer 
Häufigkeit und Gefährlichkeit je nach Alter und Beihäftigung glaubte ich um fo mehr unternehmen 
zu fönnen, al® gerade das Hospital zum heil. Geift ein ſehr ‚geeignetes Material dazu Liefert. Dies 
Hospital dient nämlich zur Verpflegung aller auswärtigen, bier im irgenb einem Dienft + ober 
Arbeitsverhältniffe ſtehenden Perſonen. Das, was man gewöhnlich im engeren Sinne biei 
„arbeitende Klaſſe“ nennt, befteht in Frauffurt, welches auf 5 Verbürgerte 4 Fremde im feiner 
Bevölkerung zählt, faſt ausfhlieglih aus Fremden, fo finb mamentlich beinahe ausnahmslos 


918 


alle männfichen und weibfichen Dienfiboten, alle Handwerkogeſellen und Lehrlinge, Fabrikarbeiter, 

Kuehte und Tagelöhner Fremde. Außer den Hanbwerlsmeiftern, welde fämmtlich verbürgert 

fein müffen, gehören noch ber größere Theil ber auf dem Main befhäftigten Sicher und 

Schiffer, die Gemüfe- und Weingärtner, die Schröter, Ablader ıc. dem biefigen Bürgerver⸗ 

bande an. RER . 

Beinahe die Hälfte der Kranken bes heil, Geift- Hospitals fieht im Alter von 10— 25, 
und bei den Männern 15/20, bei den Weibern 17/20 im Alter von 10—85 Jahren. Wie 
dies Berhältwiß weſentlich das häufigere ober ſelinere Vorlommen gewiſſer Krankheiten (3. ®. 
im Gegenjag gegen das hiefige Bürgerhospital) bedingt, jo ift aud hierin mebf der Aufnahme 
vieler leichten Bälle die hauptſächlichſte Urfache der geringen Sterblichkeit des Hospitals 3. h. Geift zu 
fuhen. Die weiblihen Kranken befielben zeigen in Betreff ihrer Beichäftigung eine große 
Gleichförmigleit: 90,.: pEt. find Mägde und Köchinnen, 4,00 pCt. find Tagelöhnerinnen auf 
den benachbarten DOcconomiehöfen, 1,,0 PCt. Bewohnerinnen ber Frankfurter Oriſchaften; alle 
Übrigen (Gouvernanten, Hanshälterinnen, Ammen, Fabrikarbeiterinnen, Nähterinnen, Wärterin- 
nen, Wäſcherinnen, Ladenmädchen, Kellnerinnen xc.) bilden nur 3 pCt. der Geſammtſumme. 
Die Zahl der Fabrikarbeiterinnen (in Eigarren- nnd Bandfabriken und Hafenhaarfchneidereien ) 
M aber überhaupt jehr gering, die Nätherinnen nnd Wäſcherinnen aber find meift verbürgert 
und finden daher wicht im Geift-, ſondern im Bürgerhospital Aufnahme, 

Im December 1855 fanden fih in Yranffurt am Berbirgerten nicht mehr als 35 Er⸗ 
zieherinnen, Haushälterinnen ꝛc., 101 Mägde und 2 Fabrifarbeiterinnen; dagegen an Auswär⸗ 
tigen 849 Erzieherinnen, Haushälterinnen ıc., 8455 Mägde, 108 Labenjungfern und 28 Fabrif- 
arbeiterinnen. WMannigfaltiger find die Beihäftigungen ter Männer. Es laffen ſich babei 
folgende Bemerkungen machen. inzelne Beſchäftigungen liefern nur ben zehnten Theil an 
äußeren Krankheiten wie an inneren, audere mehr als ba® Doppelte am jenen wie 
an biefen. *) 

Während Bierbrauer, Buchbinder, Gerber, Glaſer, Metzger, Poſtillons, Roßwärter, 
Schloſſer, Hufichmiede, Seiler ungefähr ebenſoviel chirurgiſche als medieiniſche Krankheiten 
zeigen, liefern die Eiſenbahn-Erdarbeiter auf 100 innere 213 chirurgiſche Kranke, tie Stein- 
beder 173, bie Küfer 164, Zimmerleute 162, Maurer 115, dagegen bie Bäder 81, Steimmeter 
81, Wagner 80, Kutfcher 77, Tagelöhner 76, Tapeziver 72, Dreher 71, Schreiner 69, Schufter 
umb Gärtner 64, Zünder 63, Gürtler, Zeng-, Meffer« nud Kupferjhmiebe, Iuftrumenten- 
macher 62, Hüfner 59, Buchdrucker und Schriftfeger 55, Kellner und Zapfjungen 54, Maler 
und Ladirer 53, Spengler 52, Auslaufer 51, Sattler 49, Schneider 40, Schornfteinfeger 40, 
Diener 36, Gelehrte, Beamte und Kaufleute 34, Barbiere und Chirurgen 28, Haarfchneider 20, 
Bürftenbinder 13, Portefeuillearbeiter 10 chirurgiſche Kranke. 

Als ein weiterer beahtenswerther Umftand ift hervorzuheben, daß die Gefellen in brei 
Handwerken: Maurer, Tüncher und Zimmerleute, großentheil® vwerheirathet find, und baber 
feltener als bie faft ausnahmslos ledigen Gejellen ber übrigen Handwerker bei feichteren Er- 
frankungen bie Hospitalshillfe nachſuchen. Beſonders die Maurer wohnen mit ihren familien 
auf benachbarten Ortfchaften und verweilen bei ihnen vom Samſtag Abend bis Montag Morgen. 
Aber auch bei ſchweren Erkrankungen, wofern fie nur nicht ſehr acut und ſchmerzhaft auftretem, 
haben dieſe Leute meift noch Zeit und Kraft, die 1-2 Stunden zu ihrer Familie zuritdzulegen 
und jo fommen nur bie Schwervermwunbdeten alle ins Hospital, ein Umſtand, deſſen Ueberſehen 
zu einer ganz falſchen Benrtheilung ter Sterblichleitsverhältniffe im diefen Handwerlen führen 
würde und ſchon geführt hat. 


*) Die Augenkankgeiten werben anf der chirurgiſchen Abtheilung, bie chroniſchen Haut- 
audſchläge auf ber mebicinifhen behandelt. Kräge, Syphilis und lattern find von Geift- 
Hospital ganz auszeſchloſſen und fallen dem Rochuspospitaf zır. 
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Mir brechen hier ab umb brauchen nach dieſen Proben wohl nicht weiter ben Nachweis 
zu führen, daß eine Betrachtung der Krankpeitsurfochen in dieſer umſichtigen Weiſe nit nur 
für den Arzt, ſondern für alle, welche ſich für fociale ragen intereſſiren, höchſt fruchtbar fein 
muß, und daß ähnliche Lnterfuchungen aus auberen Städten im hohem Grabe winidens- 
werth find. Dr. ®. Strider, 





Würtembergifge Jahrbücher für vaterlaͤndiſche Geſchichte, Geographie, Statiſtik umd 
Topographie. Herausgegeben vom bem Konigl. flatiftifch» topographiſchen Amte. Jahr · 
gang 1858. 2 Hefte. Siuttgart 1860. 


Bir haben im November vorigen Jahres in biefer Mouatsihrift (&. 1023) ben Zahr- 
gang 1857 bes vorliegenben trefjlichen Jahresberichte beſprochen und wollen aud von bem 
Inhalt des Jahrgangs 1858 eine kurze Ueberficht geben. Es bürfte dies um jo interefjanter 
für Ihre Lefer fein, als der Regierungsbezirk Frankfurt a, d. Oder bei faſt genau gleicher Größe 
(Würtemberg 354,20, Frankfurt 351,.5 Duabratmeilen) etwa bie Hälfte ſoviel Bewohner zägtt 
und fih fonad an ber Hand ber Zitelmannfhen Schrift Gelegenheit zu Bergleihungen 
bietet. — Der Staatsaufwaud für die Zwede der Vollstildung betrug für 1858 693,041 Fl. 
(396,000 Thlx.) und hat feit 1823 fi um 152 pCt., feit 1842 um 47 pEt. und feit 1849 
um 31 pCt. erhöht. Für die Univerfität Tübingen mit 82 Docenten und 731 Stubenten 
wurben 120,168 Fl. aufgewendet. Das Vermögen ber umter ihrer Auffiht verwalteten Slif- 
tungen erreicht gegenwärtig die Summe von 1,132,000 Fl. Kir 7 Gymnafien, 3 Lyceen und 
72- lateiniſche Schulen mit 225 Docenten find 105,140 Fl., für bie polytechniſche Schule 
35,776 Fl., für die Baugewerlſchule 6761 Fl., für die Realſchulen 42,550 Fl. beflimmt. Die 
Alabemie Hohenheim erhält einen Staatsbeitrag von 13,638, bie 3 Aderbaufhulen von 6386 Fi. 
Der Staatsaufwand für das Vollsſchulweſen ſtellt fi für 1858 auf 154,121, für Schullehrer- 
Seminare auf 49,555 Fl. Als eine wichtige und eigemthümliche Ergänzung biefer Beſtrebungen 
für Bollebildung find die landwirthſchaftlichen Wandervorträge zu betrachten, welche 
auf Beranlaffung der Centrafftelle für die Landwirthſchaft über Verbeſſerungen im Diünger- 
weien, deu Aderwerlzeugen und ber Feldbeſtellung, Wiefenentwäfferung ꝛc. gehalten werben. — 
Die Hanbwerlerbant in Stuttgart, welche ihre Gejdäftsthätigleit am 1. Juni 1856 
eröffuete, zählte am 30. Juni 1858 524 Mitgliever und der Umſatz erreichte die Summe vom 
127,024 Fl. Der Geſellſchaft verbleibt ein freies Betriebslapital von 29,013 Fl. 48 Kr. 

Die ortsangehörige Bevölkerung Würtemberge betrug am 3. December 1857 
879,544 männlichen, 913,775 weiblichen Geſchlechts, zuſammen 1,793,319, davon flädtifche 
Bevölkerung 408,458 oder 22,,; pEt. 

Dei 22 Oberämtern ergiebt fi) gegen das Vorjahr eine Abnahıne, bei 42 eine Zunahme 
gegen das Borjahr. Im Ausland wohnen 52,870 Würtemberger oder beinahe 3 pCt. der orte 
angehörigen Bevöllerung, davon 3%, pCt. männlichen, 24, pCt, weiblichen Geſchlechts. 

Bon 1000 Lebenden find im Jahre 1858 geftorben: In ben Oberämtern Tettnang, 
Sreubenflabt und Sulz zeifhen 23 — 24, im Oberamte Münfingen 44, ;», Reutlingen 43, „, 
Urach 41, ss X. 

Im ganzen Lande ſtellte fih 1856—57 die Zahl ber Geborenen zu den Geflorbenen wie 
1181 zu 846; in Stuttgart flarben vom 1000 Bewohnern 24,4, in Ulm 35,:0 ic. 

Die Einwanderungen betrugen 1856—57 988, bie Auswanberungen 6312 Perfouen, 
wovon über 6000 nach überfeeijhen Ländern zogen. 

Die für die Zwecle des Zollvereins am 3, December 1858 angeorbnete Zählung ber 
ortSanmefenden Benöllerumg Würtembergs ergab 1,690,898 Bewohner. Abgeſehen von 
bem Gtabtbirections + Bezirk Stuttgart finb bie bicht bevöllertflen Oberämter: Ganftatt mit 
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18,685, Ehlingen mit 12,169, Ludwigeburg mit 11,172, bie am ſchwächſten bevöllerten: 
Waldiee mit 2603, Leutfich mit 2661, Blaubeuren mit 2670 Bewohnern auf die Geviert- 
meife, weiche letztgenannte beiden aljo der Mittelzahl des Regierungsbezirk Frankfurt a, d. D. 
zunächſt kommen. Verglichen mit der Zollvereingzählung von 1855, zeigt bie Märkte Zunahme 
ber Stabtdirectionsbezirt Stuttgart mit 11 pEt., fobann das Dberamt Eflingen mit 5 yCt., 
die Härfie Abnahme Oberamt Herrenberg, Walzheim und Vaihingen. Die ortdanmeienve Be- 
wölferung in ben 136 Stäbten bes Panbes betrug 433,410 Seelen ober 26 pCt., fo daß in 
Würtemberg etwa 3000, im Regierungsbezirk Frauffurt etwa 4000 Einwohner auf eine Stabt 
fommen. 

Die gleichzeitig nach einem Zwiſchenraum von zwölj Jahren (ſeit 1846) wieder vorge 
nommene Zählung ber ortsangehörigen Bevöllerung ergab am 3. December 1858 
868,914 männlichen, 908,945 weiblichen Geſchlechts, zuſammen 1,777,859 Ortsangehörige. 
Davon find 68,:, pCt. evangelifher, 30, ‚0, pCt. römifch-katholiiher Confeſſion, zu andern 
chriſtlichen Neligionsparteien gehören O,,., pEt. und Sfraeliten find O,.-., pCt. Geit 1846 
haben die Secten um 290, die Katholilen um 1,,, bie Evangelifhen um 1,, pCt. fid ver- 
mehrt; die Sfraefiten um 1,, pCt. ſich vermindert. Bon der ort8angehörigen Bevöllerung 
wohnen nach der Zählung von 1858 415,914 oder 23 pCt. in Städten, im Nedarfreis macht 
die Nädtifche Blobllerung ';, im Iartlreis ', ber Geſammtbevölleruug aus. Wünf Stäbte 
haben über 10,000 Einwohner, nämlich Stuttgart 86,924, Ulm 16,848, Reutlingen 13,053, 
Eßlingen 12,287, Heilbronn 11,653, zufammen 90,715 ober !4o ber Geſammibevölleruug. 
Unter biefen zeigt Heilbronn bie lärffte Zunahme gegen das Jahr 1846, nämlich 2016. Diele 
fämmtlihen Städte find vorwaltend proteſtantiſch (vergl. dieſe Monatsichrift 1859 S. 1101). 

Zwifchen 5000 — 10,000 Bewohner zählen 11 Städte, und unter 5000 Einwohner 120. 
Die Heinfte Stabt ift Zavelſtein, Oberamts Calw, das nur 366 Einwohner zählt, dagegen 
giebt es Pfarrbörfer mit mehr als 3000 Einwohnern, nämlich Ehingen (Oberamt Reutlingen) 
mit 4773 Ortsaugehörigen, Schwenningen (Oberamt Rottweil) 4139, Lanpheim 3564, Schram · 
berg (Oberamt Obernborf) 3181. 

Die Zahl der Auswanderer belief ſich 1858 anf 2989, wovon bie meiften auf ben 
Nedarkreis, die wenigften auf den Donankreis lamen. Davon zogen 1800 nad Norbamerila. 





Eine „Geſchichte ded Münzweiend in Würtemberg“ von Dr. Pfaff in Ehlingen enthält 
manches Imtereffante, kann aber in ber Beurtheilung der Wirkungen ber Wiener Münzcon- 
vention auf Süddeutſchlaud ben officiellen Charakter diefer Publilation nicht genug verleugnen 
und fommt zu einer günftigen Anficht, welde ben Kunbgebungen aller fübbeutfchen Hanbels- 
lammern, welche ſich geäußert haben, widerſpricht. Der Vertrag vom 24. Januar 1857, von 
Oeſterreich in feinem alfeinigen Intereffe zu Stande gebracht, um zu einem feichteren Dünziuß 
übergehen zu lönnen, hat: 1) dem fübbentichen Staaten die bequeme Münze bes Zwawigers 
(Schsbägners) entzogen. 2) Zwilchen bem ſüddeutſcheu Sechskreuzer und dem öſterreichiſchen 
Zehunenkreuzerfiüd das unerträglihe Verhältniß von 7 : 6 herbeigeführt, welches im Grenz- 
verlehr befländige Verluſte verurfacht; 4) bie Grumbbebingung, daß das Papiergelb mit 
Zwangsturs won bem ausgebenden Staate gegen Silbergeld eingelöft werben muß, if in Defter- 
reich nicht ausgeführt; 4) ba bie öſterreichiſchen Gulden won öffentlichen Kaſſen anderer Staaten 
nicht angenommen werben und bie Golbmünze mit wechſelndem Cours ebenfalls keine ſichere 
Zuflucht Hat, fo if das Beftreben, allgemeime Umlaufmittel für 70 Millionen Menſchen zu 
(haften, im zwei weſentlichen Punkten als verfehlt zu betrachten. er 
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Berlin und die Mark Brandenburg mit dem Markgrafthum Nieder-Raufig in ihrer 
te und in ihrem gegenwärtigen Beftande. Herausgegeben von B. Riehl 
ef — Berlin 1857—1859, 1fte bis Ite Abtheilung (bie Atej(Schluß ·) Abtheilung 
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Die Mark oder in weiterer Bebentung bie jegige Provin; Brandenburg hat al® das 
Stammlaud der preußiihen DMonardie, und weil fie mit ber Hauptflabt und den Königl. Re- 
Fr en eine jo wichtige Stellung in dem Gefanmt. Organismus dee Staats einnimmt, > 

tlich ihrer Geſchichte und Topographie ſchon dfter ausführlichere Arbeiten veranlaßt. Tas 
jetzte große Werk der Art vollendete der verbienfivolle Dr. Berghaus vor vier Jahren, eine 
nech viel umfafjendere Eonverbarftellung einzelner Kreije hat der raſtlos forſcheude Fidicin nur 
mehr ext begonnen. Beide Werke janten trc des hohen Preifes Beifall und Unterftügung ; 
ihr Vorhandenſein fließt aber das Verbienftlife eine® anderen Unternehmens nicht aus, das 
mit nächſtem feinem Abſchluſſe entgegengeht, das ift das im ber Ueberſchrift bezeichnete Buch. 
Schon die Boranftelung Berlins bezeugt, daß es hier nicht wie in dem Berghausihen Laudbuche 
ganz übergangen if. Wie ſchwierig es auch war, im gebräugter Weberfichtlichkeit ein Bild ber 
Entwidelung und jetigen Geflaltung ber Großftatt Berlin au entwerfen, bier ift es dennoch 
ausgeführt mb wir finden barin eine Ueberfülle an iebender Einzelheiten in anfdaulichfter 
we — woraus das reiche ſtädtiſche Leben der Landeshaupiſtadt ſich Mar und bezeichnet 
zurückſpiegelt. 

Aber das bürfte überhaupt ein wichtiger Vorzug des ganzen Werkes ſein, daß es im 
umfafjendftien Maaße alles giebt, was irgend Bebentendes im Gefammtleben ber Dark, wie in 
den befonberen ftädtifhen und ländlichen Gemeinderwefen und and im tem Leben und Wirken 
hervorragender, ihr angehöriger Perföntichkeiten ſich barbietet, und daß es daneben alles das 
aufftellt, was über topographiſche und ſtatiſtiſche Berhäftniffe zu fagen war, Mit nicht ermü- 
denter Ausdauer haben die Berfaffer aus Taufenden von Fragebogen, die fie ausjendeteu, aus 
vielfachen auberweiten mündlichen und ſchriftlichen Mittpeilungen das Wichtigſte ausgelefen, und 
außerdem gewiffenhaft alles benutzt, was die vorhandenen Schriften am geſchichtlichem und 

eographifhem Materiale Brauchbares boten, Manch ſchöner Zug ber Baterlandeliche und 
tommen Wohltbätigleit it baburdy für immer der Bergeffenheit entriffen worben. 

Ber irgend erwägt, wie jhwer zugänglich und felbft wie wenig verläßlih oit fogar 
amtliche Angaben find, wird bem Bemühen ver Herausgeber gerechte Anerfenmung nicht ver: . 
jagen und am wenigften baran mäfeln wollen, daß bier ober Dort einzelne Zahlenangaben der 
Berichtigung ſchon jegt bedürſen möchten. Es ift das ein Maungel, ben bie vorliegente Arbeit 
mit jeder fiatiſtiſchen ohne Ausnahme theilt. — Wo es erreichbar war, liegen aber nur neuere 
und wenefte Zählungen zum Grunde; jedoch ber Hauptwerth eines ſolchen Buches, und ba® ift 
ausdrücklich hervorzuheben, liegt überhaupt nicht in ihrer Natur nach wandelbaren Zahlen, viels 
mehr in ber Fülle und Wohlgeortuetheit der fonfligen Thatſachen und vor allem in bem Geifte, 
ber bieje vertmüpft und durchdringt, und T in dieſer Beziehung Spricht ſich im vorliegenden 
Werte eine wohlthuende, echt vaterländifhe und religidfe Gefinnung aus, wie es benn ben 
äußeren Anlaß feines Erſcheinens in dem 70Ojährigen Jubiläum der 1157. erfolgten Einführung 
dee een in bie Mark fand. 

IR num durd alles Dies das in Rebe fiehenbe Bud als ein reiches Cufturbilb jeber 
Stadt- und Landgemeinde, jeder Kirche und jedem Patronate zum dauernden Beſitz zu empfehlen, 
fo hat e8 daneben auch für die Schulen betreffs der Heimathekunde und Kenntniß ber Ge- 
ſchichte der Provinz einen eigenthümlichen Werth, und wird gleicherweile jedem Einzelnen an- 
Her fein, ber ſehen will, was ibn zumäcft umgiebt, und was feine Iutereflen banerıd 
erührt. 

Gicht doch jede Stadt, jeber Fleden der Provinz wie jeter Kreis derſelben in ihrer 
Eigentpümlichleit, je nach dem Berhältniß ihrer Wichtigkeit vorgeführt, ein beſonderes mannig« 
fa lehrreiches Bild, Gedrängte Chronilen find darau mit angefchloffen, doch aud über viele 
ländlihe Gemeinden, über die Beſitzer größerer Güter, über wohlthätige Stiftungen, Kirchen, 
Glocken und ſonſtige Denkmäler frommen Sinnes in Vorzeit und Gegenwort wird man an— 
ziehende Anfihlüffe finden, die bisher noch nicht im bie Derfentfichteit faınen. 

Dem bald bevorſtehenden Abichluffe diefer urmfafjenden, und durd ihre Ausſtattung mit 
einer größern Anzahl von Abbildungen — Aufichten von Ortjchaften, Kirchen, Dentmälern und 
Bildniſſen bedeutender Perfönlichkeiten — doppelt weribvollen und babei im Preife höchſt mäßig 
—— Arbeit, im welcher ſich der geſammte Culturzuſſand ber Provinz Brandenburg darlegt, 
ehen wir mit Verlangen entgegen. 

Drud der Hofbuchdruckerei von Trowihſch u. Sohn in Prankfurt a. d. T. 
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Zur gegenwärtigen Gewerbegeſetzgebung.“) 


Es ift bekannt, daß auf Grund eines Reſeripts des Herrn Handelsminifters 
bie fämmtlichen Königl, Regierungen zu einem Gutachten über etwaige Verände- 
rungen ber beſtehenden Gewerbegejetgebung veranlaft, und von den Regierungen 
wieder die Communalbehörden zu einer vorherigen Berichterftattung über bie in 
ihren Verwaltungsfreifen hervorgetretenen praktischen Wahrnehmungen aufgefor- 
bert feien. In Folge biefer Maßnahmen hat au der Magijtrat zu Berlin 
Beranlafjung erhalten, fich über die gewerblichen Zuftände der Stadt nach den 
von dem Minifterto angedeuteten Nichtungen Hin zu äußern. Es ift dies im 
einem fehr ausführlichen Berichte gefchehen, welchem die fchriftlichen Gutachten 
ſämmtlicher einzelner Gewerksaffefforen und der auf diefen Gutachten beruhende 
Vorbericht der Gewerbeabtheilung zum Grunde gelegt wurden, worauf bie end» 
liche Feitftellung nach einer eingehenden, mehrere Situngen des Magiftrats- 
Blenums beanfpruchenden Discuffion erfolgt fit. Wir halten dafür, daß eine 
mit folher Gründfichfeit erwogene Arbeit, bei den reihen praltiichen Erfahrun- 

n, welche das umfaffende gewerbliche Leben einer Stadt wie Berlin der jtäptt- 
hen Verwaltung an die Hand geben mußte, auf die envliche Beurtheilang der 
bier in Betracht kommenden, allerdings oft von leidenſchaftlichen theoretiſchen 
Gegenfägen ventilirten Fragen, nicht ohne Einfluß bleiben kann. Wir — 
daher gern die ung gebotene Gelegenheit, jenen Bericht auch weiteren eijen 
zugänglich zu machen, obwohl wir ausdrücklich bemerfen müffen, daß der große 
Umfang defielben ung nur einen fehr bemefjenen Auszug ermöglicht. Den— 
noch find die induftriellen Verhältnijfe und ihre Legislative Regelung nicht blos 
für die davon unmittelbar betroffenen Klaſſen, fondern für die ganze Gejtaltung 


9 Dem amtlichen Berliner Communalblatte entnommen, 
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bes modernen Staates von fo folgenfchwerer Bedeutung, daß man feine Ge: 
legenheit verfüumen darf, zumal vom praktiſchen Standpunkte aus, weiteres 
en für die Discuffion zufammen zu tragen, und wäre ber Beitrag noch 
fo gering. 

Die Circularverfügung des Herren Handelsminifters ift zwar ſchon früher 
durch die politifchen Blätter veröffentlicht worden, BE jedoch der Bericht des 
Magiftrats den einzelnen Pofifionen genau folgt, fo Halten wir es für das Ber- 
ſtändniß unferer Mittheilungen förderlicher, die Verfügung noch einmal. voxan- 
zuſtellen. 

Circularverfügung, 
betreffend die Seitens der Königl. Megierungen abzugebenden Gutachten über 
Veränderungen der beftebenden Gewerbegefepgebung. 

Im Laufe der legten Seffion des Landtags iſt, wie der Königl. Regierung 
befannt geworden fein wird, ein Antrag auf wefentlihe Abänderungen der, auf 
der allgemeinen Gewerbeorbnung vom 17. Januar 1845 und auf ber DVerord- 
nung, betreffend die Errichtung von Gewerberäthen und verfchievene Abände- 
rungen der allgemeinen Gewerbeorbuung vom 9. Februar 1849 beruhenden Ge— 
werbegefeßgebung im Haufe der Abgeordneten eingebracht worden. Diefer Antrag 
ift zwar nicht zur Berathung gelangt, er bietet indeffen in feiner Verbindung 
mit anderen ähnlichen Tendenzen, welche in der Preſſe bervorgetreten und bon 
Vereinen ausgegangen find, eine für bie Negterung willkommene Beranlafjung, 
die Ergebniffe jener, nunmehr über ein Jahrzehend in Wirkſamkeit ftehenden 
Geſetzgebung in volljtändiger Weife zufammenzufaffen und zur Anfchauung zu 
bringen, als dies durch die Wahrnehmungen geſchehen kann, zu welchen die, in 
die Miniftertalinitanz gelangenden Specialfälle Gelegenheit darbieten. Indem 
ih zu dieſem Zwecke auf die Erfahrungen zurückgehe, welde die Königl. Re— 
gierung und bie ihr untergeordneten, mit der unmittelbaren Aufficht und Leitung 
der gewerbepolizeilichen Verhältniffe beauftragten Behörden gemacht haben, liegt 
es mir fern, theoretiſche Grörterungen über Vorzüge oder Nachtheile der Ge- 
werbefreiheit veranlaffen zu wollen. Es kommt mir allein darauf an, ein auf 
Thatfachen und praftiiche Erfahrungen begründetes Urtheil über die Ergebniffe 
zu vernehmen, welche bei Handhabung ber beftehenden Geſetzgebung hervorge— 
treten find, und von den Folgerungen in Kenntniß gefetst zu werben, zu welchen 
jene Ergebniffe in Beziehung auf das Bedürfniß oder die Nüthlichfeit von Ab- 
änderungen dieſer Gejekgebung geführt haben. Die einzelnen Fragen, welche 
die Königl. Regierung von biefem Gefichtspunkte aus der Erörterung unterziehen 
möchte, will ich in feiner Weife begrenzen, ich wünfche indeß Ihre Aufmerkjam- 
feit auf einige Punkte zu lenken, auf deren Grörterung ich vor allen Dingen 
Werth zu legen habe. 

1. Den wichtigften Theil der beftehenden gewerbepofizeilichen Geſetzgebung 
bilden die Vorfehriften über den handwerksmäßigen Gewerbebetrieb. 
Schon die Gewerbeordnung ging von der entfchievenen Mbficht aus, das cor- 
porative Element in diefen Gewerben zu erhalten und zu befeben (88. 94— 124, 
131, 132, 137, 147, 157, 162— 170) und die Verorbnung vom 9. Februar 
1849 ſtellte fich die Aufgabe, diefe nach den damaligen Erfahrungen durch bie 
Gewerbeordnung nicht erreichte und nicht zu erreichende Abficht zur Verwirk— 
lichung zu bringen. Wefentlih auf diefem Gefichtspunfte beruhen ihre Vor» 
ſchriften über die Lehrlings- und ns (S8. 35, 36), über bie Gefelfen- 
und bie Meifterprüfungen ($$. 23, 26, 37—43); eine Confequenz derfelben war 
die, wenn auch nur in einem gewiſſen Maafe vorgefchriebene Abgrenzung der 
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einzelnen Hanbwerfe (SS. 28, 47, 48). Anbererfeits boten die Innungen, ſo— 
bald fie wieder zu Tebensfähigen und lebendigen Organismen geworden waren, 
die natürlichen und berechtigten Anfnüpfungspunfte dar für gemeimmügige, allen 
Angehörigen des Handwerks zu Gute fommende Einrichtungen (88. 56, 57). 
Es fragt fich num einerfeits, ob der Zwed dieſer Vorfchriften erreicht, ob das 
corporative Leben im Handwerferftande gefräftigt, die Ordnung und Zucht unter 
der, dem Handwerke fich widmenden Jugend befeftigt und ein wirffich wohlthä- 
tiger Erfolg der am bie Innungen gelnüpften nemeinnügigen Einrichtungen ficht- 
bar geiworben iſt. Andererſeits kommt in Frage, ob die Innebaltung der Yehr: 
lings⸗ und Gefellenzeit das Erforderniß der Gefellen- und Meifterprüfung und 
der Abgrenzung der verfchievenen Handwerfe auf die Gewerbfamfeit im Ganzen 
von machtheiligem Einfluſſe gewefen iſt, oder doch der freien Entwickelung der 
Individualität ungerechtfertigte Schranfen gezogen hat. Es ift dabei namentlich 
auch zu erwägen, ob bie ee. welchen die Fabrifanten rücfichtlich 
der Beichäftigung von —— eſellen unterworfen find ($$. 31, 32 der 
Berordnung), fühlbare Nachteile fir die Fabrikation zur Folge gehabt haben. 
Ihren Abſchluß werden die, am biefe Fragen fich anfnüpfenden Erwägungen in 
dem Urtheil darüber finden, ob die Vortheile oder die Nachtheile der bejtehenben 
Einrichtungen ſchwerer wiegen und wie ven etwa hervorgetretenen Nachtheilen 
durch einzelne Abänderungen der Gefetgebung, ohne Gefährdung der Bortheile, 
abgeholfen werben kann. Die Beftimmmungen in den $$. 29 und 34 ber Ber- 
orbnung vom 9. Februar 1849 wegen ber gleichzeitigen Ausübung mehrerer 
Handwerle und wegen bes Haltens von Magazinen zum Detailverfauf von 
Handwerkerwaaren find, wenn fie auch mit der Geſammtheit der bezüglichen 
orfehriften nur in Loferer Verbindung ftehen, hierbei nicht außer Augen zu 
faffen. Die erfte von dieſen Beſtimmungen ift gar nicht, die legte nur in bes 
ſchränktem Umfange praftifch geworben. 
2. In einem entfernteren Zufammenhange mit den Vorfchriften über ben 
—— Gewerbebetrieb ſtehen die Beſtimmungen der Verordnung vom 
Februar 1849 über die Gewerberäthe (88. 1—21). Nach der Abficht 
diefer Verordnung follten die Gewerberäthe die Intereffen des Handwerks, welche 
in ben einzelnen Innungen nur einfeitig zum Ausprud gelangen, in ihrer Ge— 
fammtheit und in Verbindung mit den Intereffen der Fabrikation wahrnehmen. 
Diefe Abficht ift nicht erreicht. Die überwiegende Mehrzahl der auf Grund der 
Verordnung gebildeten Gewerberäthe tft eingegangen, und e8 werben nur wenige 
der Königl. Regierungen in der Lage fein, fich über das Bedürfniß einer Auf- 
Hebung der bezüglichen Vorſchriften zu äußern. Nur die Frage kann zu einer 
alffeitigeren Erwägung Anlaß geben, ob es fich, wie von einigen Seiten angeregt 
worben, empfehlen möchte, das Anftitut dadurch wieder zu beleben, daß von den 
drei Klaffen, welchen die Mitglieder vefjelben, nach $. 3 der Verordnung, an- 
gehören jollen, — dem Handiwerferftande, dem Fabrifenftande und dem Han- 
belsftande — bie legte, die Hanbelsklaffe, von der Vertretung im Gewerberathe 


— — würde. 

Die Gewerbeordnung macht den Beginn des ſtehenden Gewerbebetriebes 
unter gewiſſen Vorausſetzungen von einer, durch Eigenſchaften des Characters 
bedingten polizeilichen Genehmigung abhängig. Sie fordert dieſe Geneh— 
migung bei denjenigen, welche wegen eines, von ehrloſer Geſinnung zeugenden 
Verbrechens verurtheilt worden find, für den Beginn eines jeden ſelbftſtändigen 
Gewerbebetriebes ($. 21) und bei Jedermann für ben Beginn bes Gewerbes 
als Schloffer, Trödler, Commiffionair, Eoncipient, Führer öffentliher Transport- 
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mittel und Händler mit Garnabfällen ($. 49 und Gefeg vom 5. Juni 1852, 
Geſetzſammlung S. 320). Es kommt darauf an, ob, nach ben gemachten Er: 
fahrungen, bie Ertheilung diefer Genehmigung in dem erjten Yale — 
entbehrlich, in dem zweiten Falle dadurch zu erſetzen ſein möchte, daß ſelche 
Perſonen, welche wegen gewiſſer Verbrechen beſtraft, oder zu gewiſſen Strafen 
verurtheilt ſind, von dem Betriebe der bezüglichen Gewerbe unbedingt ausge— 
ſchloſſen, alle anderen Perſonen aber ohne beſondere Genehmigung zu dieſem 
Betriebe zugelaſſen werden. Es würde ſich in dieſer Unterſtellung von ſelbſt 
verſtehen, daß demjenigen, welcher ein ſolches Gewerbe betreibt, die Fortſetzung 
des Betriebes zu unterſagen wäre, ſobald er wegen eines Verbrechens oder zu 
einer Strafe verurtheilt wird, wegen deren er von dem Beginn des Gewerbe— 
betriebes ausgeſchloſſen ſein würde. 

4. Einrichtungen, nach welchen der Einlauf von Lebensmitteln auf Woche n⸗ 
märften einzelnen Klaſſen von Käufern nicht während der ganzen Dauer bes 
Marktes, fondern nur während einer gewiſſen Zeit geftattet wird, hat die Ge- 
werbeorbnung da, wo fie beftanden, im falle örtliher Gewohnheiten und Bes 
dürfniſſe aufrecht erhalten ($. 79), und die Verordnung vom 9. Februar 1849 
auch da, wo fie nicht bejtanden, nach Maßgabe des örtlichen Bebürfuiffes zuges 
laſſen ($. 71). Dieſe Verordnung hat ferner die Fortdauer folcher örtlichen Ge: 
wohnheiten geftattet, mach welchen einzelne, zu den Gegenftänden des Wochen- 
Marktverfehrs nicht gehörige — Waage ausfchlieflich von den Bewoh- 
nern des Marktorts auf den Wochenmärften verkauft werden durften. Es fragt 
fih, ob die gemachten Erfahrungen es als rathſam erfcheinen laſſen, dieſe Ab- 
weichungen von dem, in der Gewerbeordnung ausgefprochenen Grundfage ber 
Gleichberechtigung aller die Wochenmärkte befuchenden Käufer und Verläufer 
($. 75) nicht weiter zuzulaffen. Ueber einige andere Beftimmungen ber Ge- 
werbeordnung, deren Abänderung in Anvegung gebracht worden ift, nämlich die 
Beitimmungen binfichtlih der, einer befonderen polizeilichen Genehmigung be- 
bürfenden gewerblichen Anlagen ($$. 27—41) und wegen ber polizeilichen 
Taren für Badwaaren ($. 89) haben fich die Königl. Regierungen aus Beran- 
—— der Circularverfügungen vom 15. Februar d. J. und vom 28. September 
1858 bereits geäußert. Ich lege Werth darauf, daß die Königl. Regierung zum 
Zwed der Deantwortung vorjtehender Frage und der Begründung der von Ihr 
etwa zu machenden Vorſchläge namentlich die Magifträte, wenigftens der größeren 
Städte Ihres Verwaltungsbezirts, gutachtlich vernimmt und deren Gutachten 
Ihren Berichte beifügt. Das Geſetz überweift die Aufficht über die Innungen 
und bie mit den leßteren verbundenen Einrichtungen den Communalbehörben 
und es macht die Genehmigung für den Beginn eines Theiles der vorftehend 
unter 3. genannten Gewerbe von deren vorgängiger Vernehmung und die Fort— 
dauer oder Einführung der vorher unter 4. erwähnten Einrichtungen von ihren 
Anträgen abhängig. Es drückt hierdurch nur aus, wie eng alfe diefe VBerhält- 
uiffe mit den Communalintereffen verflochten find, und dieſe enge Verbindung 
machte es nothwendig, bei der Berathung des Gegenftandes ben Communal- 
Vertretungen jur Darlegung ihrer Erfahrungen und Anfichten Gelegenheit zu 
geben, Dem Berichte ber Königl. — ſehe ich binnen drei Monaten ent- 
gegen. Berlin, den 16. Junt 1860. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


An ſümmtliche Rönigl * (gez.) von der Heydt. 
mmtliche Kön [. 
Eger 


“ 
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Der Bericht hält fih nun, wie ſchon bemerkt, ftreng an die Anpeutungen 
bes Minifterialreferipts und bemüht ſich, wefentlih anf Thatfachen und 
praftifche Erfahrungen geftüßt, das Urtheil des Magiftrats über die Ergeb: 
niffe, welche bei Handhabung ber beftehenden Gefepgebung in Berlin her: 
vorgetreten find, zu begründen, um barans die Folgerungen in Beziehung anf 
das Bedürfniß oder die Räthlichfeit von Legislativen Abänderungen zu gewinnen. 

In dem erjten Theile des Minifterialerlaffes iſt auf die Vorfchriften der 
neueren Gewerbegefetgebung über den handwerksmäßigen Gewerbebetrieb 
hingewiefen und zumächtt die Frage aufgeworfen worden, ob der Zweck biefer 
Vorſchriften dahin erreicht jei, daß 

a) das corporative Leben im Hanbwerferftande fich gekräftigt habe, 

b) die Ordnung und Zucht unter der dem Hanbwerfe fich widmenden Ju— 
gend befeitigt worden, 

ce) ein wirklich wohlthätiger Erfolg der an die Innungen gefnüpften gemein: 
nüßtigen Einrichtungen fichtbar geworben jet? 

Der Bericht prüft Diefe einzelnen Fragen und bemerkt darüber Fol— 

endes; 
. ad a. Wenn auch durch den Umſchwung der Zeit und der Verhältniſſe 
die früheren nach verſchiedenen Richtungen tief eiugreifenden Bedeutungen ber 
andwerfscorporationen nicht mehr eriftirten, fo könne doch dem mit dem gegen- 
wärtigen Innungsleben Vertrauten bie durch Taufende von Beiſpielen zu be- 
fegende Wahrnehmung nicht entgehen, daß noch heute ein im Volfe und vor: 
üglih im Handwerferftande lebender Drang zum Beitritt zu einer corporativen 
jociation vorhanden fei. Hätten fich die alten Innungen trog ber Edicte vom 
2. November 1810 und 7. September 1811 fortgefegt erhalten, fo fei mit Ge- 
wifiheit vorauszufehen gewefen, daß die auf ihre Neubelebung und Kräftigung 
hinzielenden Gewerbegefege vom 17. Januar 1845 und 9. Februar 1849 einen 
wefentlichen Erfolg erzielen würden, und die feitvem gemachten Wahrnehmungen 
ftellten für Berlin ein ſolches Reſultat als unzweifelhaft x Beide letztge— 
nannten Geſetze hätten die Befugnig zum Betriebe eines Gewerbes von dem 
Beitritt zur Innung nicht abhängig gemacht, allein trogdem und felbft ber in 
einzelnen Fällen durch den Beitritt entftehenden nicht unerheblichen Koſten unge- 
achtet, habe fich ein auffalleuder, feinesweges etwa mit ber wachjenben Zahl der 
Einwohner oder ber Gewerbetreibenden im Allgemeinen blos fehritthaltender 
Andrang zu den Innungen bemerkbar gemacht. Zunächft jet dies mit dem Schluß 
des Jahres 1848 und vom Jahre 1849 ab, namentlich nach Publication ber 
Verordnung vom 9. Februar 1849, hervorgetreten. Die Zahl der ſelbſtſtändigen 
Innungsgenoſſen habe ſich im Jahre 1850 ovß 8082 Kein sagen 
wogegen ſich nach den in der Mitte tiefes Aahres ertatten same. 
Borftände 13,503 Perfonen in den Inmungen befünven. Die EN 6 fie, na 
genofjen habe fich alſo bei freier Wahl ver Gewerbteeitenben, rn —— 
einer bei der Kreis. Prüfungscommiffion abgelegten Prüfung, ipr Ö betreiben 
der Innung oder gegen Einzahlung höherer Gebühren in ber Innung Be 
wollten, feit 1850 um 4521 vermehrt. Dagegen hätten während ber Be — 
1850 bis Ende 1859, alfo während zehn voller Jahre, bei ber Kreis - Prüfung 4 
_ Sommiffion überhaupt nur 678 Handwerker ihre Meifterprüfung abgelegt, 1 
won biefen habe mindeftens die Hälfte aus Solchen beftanden, welche behufs 
answärtiger Etablirung Berlin mit der Meifterqualification zu verlaffen wünſch⸗ 
ten, enb von der andern Hälfte eine fehr große Zahl auf die Conbitoren 
und franzöfifchen Handſchuhmacher zu rechnen ſei — zwei Arbeitszweige, deren 
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erjterer exjt etwa feit zwei Jahren eine Innuug bilde, beven anderer noch beute 
nicht. Liege nun in diefem äuferlichen Zahlenverhältniß, dem auch die Bil 
dung — neuer Iunungen auzureihen fei, ſchon ein gewichtiges 
Moment für die Bejahung einer Kräftigung des corporativen Handwerlerlebens, 
fo komme noch eine Reihe mehr innerer Beweiſe Hinzu. Es laffe ſich als That: 
ſache conftatiren, daß fih im Allgemeinen bei der Mehrzahl ver vettie 


Berlins ein erfreuliches lebendiges Streben herausgeftellt Habe, bie gewerblichen 
Intereffen zu fördern, das Gewerbe zu heben und zu vervolffommnen, bie Ger 
nofjen zur Berathung und GSelbftverwaltung ihrer gemeinfamen gewerblichen 
Angelegenheiterr, fo wie zum gegenfeitigen Beiſtande zu vereinigen, Sittlichkeit, 
Zreue und Cinigfeit unter den Angehörigen der Innung zu erhalten und bie 
Ehre der Genoſſenſchaft zu wahren. Gerade biefer fichtbare Drang nad 
Erhaltung der Ehrenhaftigfeit der Genoffenfchoft, nach Erjtrebung bes Ruhmes, 
daß die Innungen bie Vereinigung ber Beften des Handwerkes fein und bleiben 
möchten, müſſe als ein ficheres Zeichen der Kraft und Lebensfähigkeit der ge- 
werblichen Corporationen erachtet werben. Inbem der Bericht biefen Punkt noch 
weiter ausführt, gebenft er in einzelnen Belegen ber mit Opfern von Geld und 
Zeit ausgebrüdten Theilnahme der Innungen für bie Interefjen ihrer Augehö⸗ 
rigen, ihrer DBereitwilligteit für allgemeine löbliche Unternehmungen, ihrer Do» 
cumentirung eines patriotifchen Sinnes, wo es gelte, die An ünglichfeit des 
Volkes an fein Königshaus zu zeigen. Endlich bilde einen auptpunft für bie 
in ben Innungen vorhandene Kraft, die aufepfernde Thätigfeit, mit welcher fich 
die Innungsvorſteher in Gemäßheit bes $. 137 ber Sewerbeorbnung unter 
Borfig der betreffenden Magiftratsmitglieder der Schlichtung von Streitig- 
keiten unterzögen, woburd das Gefühl für Recht und Billigfeit wefentlich bes 
lebt und Zaufende von Procefjen jährlih unter Gewerbetreibenden in freiwilliger 
Einigung vermieden würden. — Diefen Vorzügen gegenüber verſchließt ſich jedoch 
andererſeits der Bericht auch den entgegenftehenden Wahrnehmungen nicht. Er 
gefteht, daß es in manchen Innungen noch an dem nöthigen Gemeinfinn und 
an dem hinreichenden Geift ber Unterorbnung unter die gejeglichen Beftinunungen 
fehle, daß das Bejtreben hervortrete, eigenfüchtige, oft Hleinliche Intereffen zu 
verfolgen und bazu bie Sunungsangehörigfeit zu benußen, daß fich auch eine 
Lauheit in dem Befuche der Verfammlungen und eine Gleichgültigleit gegen 
manche Innungszwede verrathe ꝛc. Die Gründe diefer Wahrnehmungen möchten 
mannigfacher Art fein, auch vorwiegend dem großftäbtifchen Leben entfpringen ; 
indeß jo wenig fie durch ein Gefet zu befeitigen fein würden, fo wenig fänden 
fie ihren Urfprung in unferer Gewerbegefeggebung, und da jene Erſcheinungen 
jedenfalls als vereinzelte bezeichnet werben müßten, fo liche fich, namentlich 
in ben Ir Beſtehens der feit 1845 wieder neu belebten Innuns 

gen, mit voller erzeugung aus den vorstehenden a i 
dahin beantworten: IR 4 Aeiſegen Mile 
daß ſich ſeit —— der Verordnung vom 9. Febr. 1849 in Berlin 

das corporative Leben im Handwerkerftande gelräftigt habe. 

ad b. Auch die zweite Frage, ob Ordnung und Zudt unter der dem 
Handiwerke fich widmenden Jugend befeftigt worden? fei zu bejahen. Im All; 
gemeinen hätten ſich mehr und mehr die Wirkungen des in den Schulen über: 
8* verbeſſerten Unterrichtswefens auch bei ben Handwerfslehrlingen gezeigt. 
emnächft aber übe das enge Band, durch welches fie mit den Lehrherren und 
deren Familien verbunden feien, die ftete Aufficht, in welcher bie Lehrlinge durch 
Meifter und Gefellen gehalten würden, bie bergebrachte und [übliche Scheu ber 
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Lehrlinge vor den zwiſchen ihnen und den Meiſtern ſtehenden 
fehr wohlthätigen erziehlichen Einfluß. Namentlich ne een. im 
hoben werden und faife fi thatjächlich machweifen, daR ta, wo bie a 
VBorftände fich die Mühe nicht verdrießen liefen, das Verhalten, die Behanb- 
mg und Ausbildung ber Lehrlinge zu überwachen, die fittliche altung derfefben 
vorzugsmweife erfreuliche Nefultate liefere. Alles wejentliche Re Ar der 
Lehrlinge fomme bei ven Gewerts-Gerichtstagen, wie bei den Verhandlungen 
welche über nicht zur Innung gehörende Vehrlinge geführt würden, zur Kenntnif 
des Magiftrats; allein mit geringen Ausnahmen zeigten fich nur jugendlicher 
Uebermuth und äußere Verführung als Gründe der erhobenen lagen. Als ein 
fehr erfrenliches Moment bei dieſen Verhandlungen müffe befonders die Scheu 
und der Reſpelt der Lehrlinge vor dem obrigfeitlihen Cinfchreiten bezeichnet 
werben. Meiftens genüge die Drehung einer Anzeige beim Affefjor, und werde 
wirftich ein Lehrling zu Rathhaufe geladen, jo mache dies unverkennbar lebhaften 
Eindrud und erzeuge im Allgemeinen ſchon eine bloße Ermahnung die günftigfte 
Wirkung. Sichilich werde auch den Lehrlingen burch das gegliederte Wefen ber 
Innung ſchon in früher Jugend ber Eifer fir die Erhaltung der Ehre ihres 
Standes eingeimpft und fie erjtrebten mit Lebendigkeit die Zeit, wo fie Die höhere 
Rangftufe des Gefellenftandes einnehmen follten. Enblich ſei auch das Streben 
ber .. nach allgemeiner Fortbildung ein anzuerfennendee. Im Jahre 1859 
1257 Lehrlinge die Sonntagsfhulen beſucht und ein großer Theil habe 
pie Fortbildungsanftalten frequentirt. Bei einzelnen Innungen zeige fich in biefer 
Hinficht ein ungewöhnlicher Eifer und die won den Gewerfen befonders gegründete 
Zeichenſchule habe die günſtigſten Einflüſſe geübt und gute Erfolge gehabt. 
An allen dlefen Momenten laſſe ſich Zucht und Ordnung erfennen und nament- 
lich trete ein Unterfchieb zwiſchen ven andwerfsfehrlingen und der in auberen 
———— beſchaͤftigten Jugend oft entſchieden zum Vortheil der Erſteren 
ervor. 
ad c. Es ſei unverkennbar, daß ein wirklich wohlthätiger Erfolg der an 
die Innungen gefnüpften gemeinnügigen Einrichtungen immer fichtbarer 
werde. Zumächit habe die Mehrzahl der Innungen für ihre Mitglieder und 
peren Ehefrauen Sterbefajfen gegründet, deren praftifcher Werth nicht unter» 
fchätt werben dürfe. Werner lieferten fämmtliche Innungen einen thatjächlichen 
Beweis von dem Streben nach Unterftägung hülfsbedürftiger Genoſſen. Nicht 
minder betheiligten ſich die Gewerle mit dem löblichjten Eifer an den Verwal- 
tungen ber überall beftehenden Krankenunterſtützungs- und Sterbefaffen 
ver Gefellenfhaften, leifteten vielfach baare Beiträge dazu und forgten für 
die fremd anfommenven, arbeitjuchenben Geſellen. Das sit mühjame Amt eines 
Ladenmeifters, welchem die Aufficht und Mitserwaltung der Geſelentaſſe obliege, 
fei hierbei meiftens eine unentgeltliche Ehrenpflicht. Auch die Errichtung von 
Arbeiter-Nacbmweifungs-VBüreaur bei einzelnen großen Gewerten jet ein 
Zeichen der wohlthätigen Wirkungen des corporativen Yebens, fowie bie bereits 
erwähnte Errichtung bejonderer Unterrichtsanftalten, — belehrender 
Vorträge u. f. w. Andere Einrichtungen trügen oft einen mehr peciell techni- 
fchen, zuweilen nur temporaiven Character, ohne daß fich bie Gemeinnützigleit 
verfennen laffe. So habe ſich während des Krimkrieges, als ber Preis für das 
Schlachtvieh eine empfindliche Höhe erreichte, in ber Fleiſcherinnung eine Aſſo⸗ 
ciation zue Beſchaffung billigeren Viehes gebildet, welche durch größere gemein⸗ 
fome Mittel, durch Eröffnung fern gelegener Zuzugsquellen, für Berlin ſehr 
wohlthätig gewirkt. Nicht minder wichtige Affociationen beftänden bei den Bädern 
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zur Beſchaffung von Badmaterial, wie zur Verficherung des Mehls und: Ge: 
treides gegen Feuersgefahr. Die Lohgerber hätten als gemeinfame Immungs- 
Einrichtung ihre Thätigfeit auf die Hebung der Eultur von Eichenfchälwaldungen 
erichtet, um die ihrem Gewerbe nöthige Borle zu gewinnen. Zahlreiche andere 
———— bei andern Gewerken werden dann weiter in dem Bericht nachge— 
wieſen und führen endlich zu dem Schluß, daß die Innungen auf ihrem Gebiet 
als der natürlichſte und berechtigtſte Anknüpfungspunkt für gemeinnützige, allen 
Angehörigen des Handwerks, ja weiteren Kreiſen zu Gute kommenden Einrich— 
tungen nach ihren im 8. 104 der Gewerbeordnung bezeichneten Zwecken und nach 
den Intentionen des $. 56 folg. der Verordnung vom 9. Februar 1849 zu er; 
achten und biefe Stellung bei weiterer gefunder Entwidelung beffentlich immer 
mehr einnehmen würden. 

Nachdem der Bericht in diefer Weife zunächit die drei oben aufgeworfenen 
Fragen im Einzelnen beantwortet bat, faht er feine Endanfchauung über bie 
Innungen als foldhe in folgenden Sägen zufammen. Daß die Innungen 
noch viel zu wünfchen übrig ließen, fei nicht in Abrede zu ftellen. Sie feien 
aber vor Allem darin wichtig, daß fie von dem Bildungsftande, ben Wünjchen 
und Bebürfniffen des Handwerfers ein verläffiges Zeugniß ablegten unb bie 
Verwaltung in die Möglichkeit verfetten, mit der eigentlichen Bürgerklaffe in 
engere Verbindung zu treten, förbernder nachzubelfen, wo es fehle, und fchäb- 
lihen Einflüffen beffer und ficherer zu begegnen, als dies möglich fein würde, 
wenn ber ganze Hanbwerferftand in eine unorganifche Maſſe aufgelöft wäre. 
Welche Bahnen die Innungen in ber Zufunft befchreiten und wie fie fich dem 
Leben weiter anzupaffen verftehen würden, müffe man abwarten, gegenwärtig 
aber zerjtörend auf fie einzumirfen und tief in alte Sitten des Vollkslebens eins 
zufchneiden, erfcheine aus mehr als einem Grunde fehr bedenklich. 

Hiernächit fommt der Bericht, nach Anleitung des Minifterial-Refcripts, 
zu ben wichtigen Fragen über die Innehaltung der Lehrlinge» und Ga 
fellenzeit, über bas Erforderniß ber Geſellen- und Meifterprüfung 
und über die Fachabgrenzung der verſchiedenen Handwerke, unb zwar 
zunächjt zur Erörterung der Frage über die Innehaltung der Lehrling 
und Gejellenzeit. 

Allerdings — beginnt die Erörterung — klinge e8 fehr bedenklich, wenn 
in ben $$. 35 und 36 der Verorbnung vom 9. Februar 1849 binfichtlich der 
Dauer des Lehrlings- und Gefellenverhältnifies die ungleichiten Fähigfeiten und 
Anftrengungen mit gleihem Maße gemefjen werden wollten. Indeß fei doch das 
Geſetz nur der Spiegel wirklich vorhandener Zuftände, die ſich ohne Geſetz er: 
fahrungsmäßig gebilvet hätten und denen fchen aus biefem Grunde die Ber: 
muthung der Zwedmäßigfeit zur Seite ſtehe. Was zunächft die Lehrlinge ans 
gehe, jo fei es ſeit unvorbenklichen Zeiten bei allen Handwerkern üblich, daß das 
Lehrverhältnig der Regel nah minbeftens drei Jahre baure; ja in den 
Fällen, wo der Meifter das Gefellenkleid zu geben verpflichtet werden, habe das 
jogenannte „Yoslernen“, d. i. noch eine Zeitdauer über das übliche Triennium 
hinaus, ftattgefunden. Nur bei Meiftersföhnen und wo Lehrgeld von den Eltern 
bezahlt wurde, alfo entweder in Folge eines alten Privilegiums oder in Fällen, 
wo bie jungen Leute meiftentheils gebilveteren Familien angehört hätten und 
deßhalb präfumtiv felbft als bilvungsfähiger zu erachten gewefen, habe eine Lehr- 
zeit unter 3 Jahren ftattgefunden. Dagegen fei es aber auch z. B. bei ben 
Steinmegern und den Schieferbedern noch heute Sitte, daß das Lehrverhaltniß 
auf 425 Jahre feftgeftellt werde, ficher aus Gründen der Nothwenbdigfeit, 
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weil das Steinmetzhandwerk fo vielfeitig fei, daß ein breijühriges Lehrverhältnif 
nicht die genügende Ausbilvung verfchaffe, und weil die Schieferbederei eigentlich 
jährlih nur 6—7 Monate getrieben werben Fönne. So habe ſich denn allge- 
mein eine beftimmte, und im Ganzen ziemlich gleihmäfig, die dreijährige Tehrzeit 
als eine fefte Gewerlsgewohnheit gebildet, und in ber That erforbere unbeftreit- 
bar bie gründliche Erwerbung ver zum Gefellenftande nöthigen technischen Fer- 
tigfeiten, die Möglichkeit ver felbftbewußten handwerfsmäßigen Thätigkeit, das 
Hineinleben in bie oft harten Mühen der Arbeit, endlich auch das Hineinge- 
wöhnen in die Sitten und Gebräuche des Standes eine beftimmte Zeit. Aber 
noch andere Gefichtspunfte vechtfertigen diefelbe Forderung. Der Regel nach 
träten die Lehrlinge nach ihrer Confirmation, alfo etwa nach wollendetem 14ten 
oder löten Lebensjahre, in Die Lehre. Diefe Anaben müßten nothwendig noch 
übertwacht, erzogen und zur Beſchäftigung in ihrem Berufe herangebildet werben, 
fie feien geiftig und körperlich noch unreif. Erft mit dem 17.—18. Zahre be» 
—* fie ein ſelbſtſtändigeres Alter und es ſei gewiß nicht räthlich, junge 
Leute früher zu Gefellen, alſo in einen Stand zu befördern, in welchem fie, 
von dem jpeciellen dauernden Auffichtsrecht befreit, fich ihre Beſchäftigung nach 
Belieben juchen könnten. Sollte ausnahmsweife unter gewiffen Vorausſetzungen 
eine Abfürzung ber Vehrzeit wünfchenswerth erjcheinen, fo habe die Verorbnung 
von 1849 ſolche Fälle vorgefehen. — Ganz ähnlich verhalte e8 fich mit ber 
Beftimmung über die Erfüllung einer beftimmten Dauer des Gejellenftan- 
bes, bevor eine jelbitftändige Betreibung des Handwerfes erfolgen könne. Nach 
volfendeter Lehrzeit trete der junge Handwerker, wie bemerkt, etiwa mit dem 18. 
Lebensjahre in den Gefellenftand. ft hier könne und müffe er das Handwert 
von feinen verfchiedenen Seiten Fennen fernen und bilde fich felbft erft wöllig im 
— aus; zugleich lerne er nun erſt die Welt kennen und mache alle die 
ahrungen, welche ihm für fein ſpäteres Leben nützlich, ja nothwendig feien. 
Sei der Gefelle träge oder ungefchict, fo fehe er ſich von den Meiftern ent« 
laffen und lerne begreifen, daß zum Vorwärtsfommen der Fleiß und bie Tüch⸗ 
tigleit gehöre. Cr müſſe ſich, um zu leben, an Genügſamlkeit und Enthaltſamteit 
gewöhnen, er müſſe vor allem lernen, ſich in die Verhältniſſe zu fügen. Mit 
einem Wort, die Schule des Pebens müſſe die Schule des Haufes volfenden, 
und während ber Gefelle bürgerlich noch nicht dispofitionsfähig fei, werde es 
feine Aufgabe, durch feine —* Selbſtſtändigleit ſich auf die ſpätere volle 
und allſeitige Selbſtſtändigleit vorzubereiten. Er vollende demnach in diefem 
Abſchnitt ſeines Lebens, einſchließlich der hineinfallenden Leiſtung der Militär 
flicht, bis zum Herannahen ver Majorennität fach» und naturgemäk (einen 
— und handwerlsmäßigen Bildungsgang. Dem Bobeohe etwarger 
man in habe das Gefeg auch Hier durdy die Möpligteit ver Diepen- 
ation Rechnung getragen. 
Aus allen Diefen Gründen erflärt fich der Magiftratshericht chließlich dabin, daß 
die Anordnungen in Betreff ter Innehaltung einer beftimmten Pehrlings- und 
Geſellenzeit nicht nur auf die Gewerbfanrfeit im Ganzen feine nachtheiligen ins 
flüffe geübt und der freien Entwidelung ver Individualität feine ungerechtfertig- 
ten Schranfen gezogen hätten, fondern geradezu als eine Nothwendigfeit bezeich- 
net werben müßten, und daß felbft dann, wenn das Geſetz nicht gegeben wäre, 
der factiſche Zuftand fich in dieſer Beziehung practifch gar nicht geändert Haben 
würde. Es würde dem Hanbwerkerftande vielmehr auffällig erjcheinen, wenn 
jegt das Geſetz etwa eine Aenderung erleiden follte; denn derfelbe habe es früher 
für ein Uebel gehalten, daß die Gewerbeordnung von 1845 das Minimum ber 
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Dauer des Lehrlingss und Gefellenverhältniffes nicht präcijirte, weil es darnach 
zuläffig gewefen und oft genug vorgelommen fei, daß ein Lehrling, der wegen 
Malverfation vom Meifter entlaffen fei, fein Gewerbe felbititändig angemeldet 
und fich Meijter genannt habe — fi, wie dem Publikum zum Echaben und 
dem ordentlichen tüchtigen Handwerker zur Schande. Beſchwerden über unge: 
rechtfertigte Verfagung der im Geſetze nachgelafjenen Diepenfationen von ber 
vollen Lehrlings- oder Gefellenzeit feien nicht zur Kenntniß bes Magiftrats 
gelangt. 

Der Bericht wendet fich nunmehr zu der wichtigen Frage: ob bie Beſtim— 
mungen über die Nothwenpigfeit einer Gefellen- und Meifterprüfung fi 
als nachtheilig und die Individualität ungerechtfertigt befchränfend eriwiefen hätte? 
welche Frage entfchieden verneint wird. 

Betrachte man die Sache rein vom practifchen Stanbpunfte, fo werde 
man zugeben müffen, baß jeder Einfichtige, wenn er wille, daß er eine gewiſſe 
Stellung nur durch Ablegung einer Prüfung erreichen fönne, baburch einen grö- 
ßeren Aureiz erhalte, fich die erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten anzueignen. 
Sreilich gebe die Prüfung für fich allein feine befiere Züchtigfeit und feine grös 
Bere Garantie für eine gute Qualification, als wirflih vorhanden jei, aber gerabe 
die Rüdficht auf die Prüfung ſei der Sporm zur befjern Ausbildung. Bon 
diefem Geſichtspuncte aus habe fich die Prüfung der Lehrlinge unzweifelhaft als 
zwedmäßig und nützlich erwieſen. Der Lehrling lerne erfahrungsmäßig um ber 
Prüfung willen und er fowohl wie der Lehrmeifter würben durch die Prüfung 
zum Lernen beziehungsweife zum Yebren angetrieben. Insbeſondere gebe bie 
tbeoretifche Prüfung, wenn fie dem $. 5 der minifteriellen Anweifung v. 31. März 
1849 entjpreche, hinreichende Veranlaffung für die Prüfungs-Commiffion, außer 
ber eigentlich technifchen Ausbildung, auch die Yortentwidelung der Schulbildung 
im Rechnen, Leſen und Schreiben zc. bei ven zu prüfenden Lehrlingen ins Auge 
zu fallen, und gerade biefe Anforderung, die in der Prüfung an fie herantrete, 
habe viele Lehrlinge gezwungen, um nicht auf 6 Monate zurüdgeftellt zu werden, 
wenigftens das Nothwendigfte zu lernen. Aus freiem Antriebe würben folche 
Perfonen das Verſäumte felten nachholen; der Mangel an Schulkenntniſſen ſei 
aber in jedem Berufsfreife ein großes Hinderniß und jo werbe nicht bloß bie 
allgemeine Intelligenz, fendern auch die technifche Fertigkeit im Handwerler⸗ 
ftande durch das Inſtitut der Prüfungen vermehrt. Weberhaupt wolle man ven 
Handwerlerſtand Fräftigen, wolle man feine Ehrenhaftigteit heben, fo feien ficher 
die Mittel die fürderfamften, welche darauf berechnet feien, ven Hanbwerfern 
eine möglichjt große Tüchtigfeit in ihrem Wache zu verfchaffen, unb wenn bie® 
durch die Verpflichtung zur Prüfung weſentlich mit erreicht werde, fo lafie fich 
dieje Einrichtung nur als eine zwedmäßige, das Anfehen unb das Selbftbewußt- 
fein des Handwerferftandes hebende bezeichnen. Hiermit in Lebereinftimmung 
ftehe es, wenn aus ben betheiligten Kreifen bisher feine Klagen über ben Prü- 
fungszwang befannt geworben feien, vielmehr ver -Berliner Hanbmwerferftand fich 
faft einftimmig für das DBeftehen ber Prüfungen ausgefprochen babe. Auch 
fünne eine Hemmung ver Gewerbefreiheit, eine Feſſelung der volfswirthichaft- 
lihen Kraft, wenn man die Sache nicht rein vom vorgefaßten theoretifchen 
Standpunkte aus beurtheilen wolle, darin nicht gefunden werden, daß der Hand» 
werker, der fich etabliven wolle, durch Löfung von Anfgaben feine Befähigung 
darthun folle, die gewöhnlichen Arbeiten feines Handwerkes felbftftändig anszu—⸗ 
führen. Befige er diefe Befähigung nicht, fo verliere ber Staat doch nicht an 
einer Kraft, die etwa gefejjelt würde, Vielmehr erforbere gerade das Jutereſſe 


des. Stantes, außer der Dispofitionsfähigfeit, ja außer dev Noutine, no 
eine gewiſſe Gebiegenheit und Züchtigfeit, eine innere fittliche — fie 2 
ſelbſiſtändigen Gewerbebetrieb. Allerdings ſtänden dem Staat, dem Fabrikanten, 
bem Kaufmann gegenüber nicht gleiche Mittel zu Gebote, wo ſich ihm aber eine 
Handhabe darbiete, auf gründliche Entwidelung und Beförderung aller geiftigen 
und körperlichen Anlagen feiner Bürger zu feinem und ihrem eigenen Intereffe 
binzuwirten, da fünme und bürfe er biefelbe nit von ber Hand weiſen. — 
Nach diefen Ausführungen wendet fich der Bericht zu den gegnerifchen Argu- 
menten und bemerft, ev halte die häufiger laut gewordene Auffaffung, daß das 
Publicum der bejte Richter über die Qualifikation eines jelbftftändigen Gewerbe. 
treibenden fei und daß es als eine Bevormundung des Publicums erfcheine 
wenn der Staat von den bier erwähnten Haudwerlern ($. 23 ber Verordnung 
vom 9. Februar 1849) eine Prüfung verlange, für eine ver fehlte. Nicht von 
einer Bevormundung des Publicums ſei die Rede, ſondern von einem Mittel, 
welches weſentlich zur Beförderun größerer Intelligenz und ſittlicher Kraft des 
Handwerlerſtaudes als eines wichtigen Theiles des Staatsganzen beitragen folle 
und in ver That auch beitrage. Wolle man nicht noch über die allgemeine Ge- 
werbeorbnung zurüdgveifen und auch die Aufnahme in eine Innung ımd das 
Recht, Lehrlinge zu halten, von einer Prüfung unabhängig machen — und fo 
weit gingen wohl nur Wenige — jo werde man in der That das Erforbernif 
ber eiherprüfung zum ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebe faum als eine wirkliche 
Beichränkung der Gewerbefreibeit anſehen können. Die Befugniß, in die Innung 
zu treten und Lehrliuge ee halten, werde doch jeder tüchtige Handwerker ſowohl 
ber Ehre, wie feines beſſeren Fortlommens wegen ſich zu erwerben beſtrebt fein, 
factijch würde daher der Zuftand durch Aufhebung des $. 23 der Verordnung 
vom 9. Febr. 1849 wenig geändert werden, und ber einzige Nachtheil der be: 
ftehenden Einrichtung könne nur in der Zahlung ber Prüfungsgebühren gefunden 
werben. Allein diefe Gebühren feien bereits fehr gering normirt und könnten 
vielleicht noch verringert werben, außerdem aber liege für die Gefammtheit darin 
nur ein Vortheil; denn wer jo arm jei, daß ev felbft jene geringen Koften nicht 
zu erfchwingen vermöge, für ben jei die Selbftftändigkeit doch nur der Weg bie 
öffentliche Armenpflege früher in Anſpruch zu nehmen. Dem orbentlichen Ger 
ſeilen böte fich genügende Gelegenheit bar, aus feinen Erfparnifien das zum 
erften Gtabliffement Erforberlihe anzufammeln, wenn er anders den guten 
Millen habe, bei Zeiten Haushalten zu lernen und das Mädchen, das er 3 
ehelichen gedenle, Tomme ihm dabei in ihrem dienenden Stande in ber Reg 
mit dent gleichen Beitreben zu Hülfe; alles dies aber trage beifere und Dee 
Frucht, als eine vage, |peculative Yebensrichtung, welhe der Sicherheit a 
und oft täufche, wie dies fich erfahrungsmäßig bei ven Fabritgejellen zeige, 1 
bei guter Löhnung doch häufig nichts erübrigten. — Ferner habe man ee 
die Anficht aufgeftellt, daß die Prüfung als eine Bevorniundung Den — 
werlerſtaud vor anderen freien Ständen erniedrige. Der Hantwerleritonn er 
blide feine ae in einer berufsmäßigen Beſonderheit. Noch 8 fehite 
—— „Handwerk hat einen goldenen Boden“, noch bildeten wir ge ae 
ellen, bie den Fabrifanten nüglih würden, der fie brauche, jebocd mil € 
ziehe, und welche, von ber Fabrik zurücfgewiefen, fich wieder als Hanbwerfer gu 
ernähren vermöchten, ja nach denen bas Ausland hafche. Hierauf berube das 
Gefühl der Berufsehre, der Boden des Inmungslebens, etwas, das ber 
Staat nicht hoch genug veranjchlagen könne, und dies Fundament werbe von ber 
Beforgniß der Bevormundung nicht berührt. Endlich bemerft der Bericht, unfer 
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Fabrifwefen werde nicht bloß merfantil mit der Geldkraft allein unternommen, 
fonvdern der Handwerker arbeite fich ebenfalls zum Fabrifanten in die Höhe und es 
werde fich für die Zufunft noch fehr fragen, ob der fachmäßig gebildete Fabri— 
fant vor dem rein Taufmännifchen Fabrikunternehmer in Betreff der Solidität 
der Fabrik nicht weientlih den Vorzug gewinne. 

An weiterer Verfolgung des Minifterialveferipts erörtert der Bericht jekt 
bie Frage, ob die Abgrenzung der verſchiedenen Handwerke auf bie 
Gewerbfamleit im Ganzen von nachtheiligem Einfluffe geweſen fei oder der In— 
duftrie nachtheilige Schranfen gezogen habe? 

Nach dem hohen Stande ver IAnduftrie, nach dem fich überall Hin zeigenden 
Beitreben, feinen erlernten Beruf möglichit vortheilhaft auszubeuten, nach bem 
Berhältniffe, in welchem der handwerfsmäßige und —— Betrieb der 
Gewerbe ſtehe, ein Verhältniß, welches häufig die Merkmale nicht erfennen laſſe, 
ob ein handwerksmäßiger, ob ein fabrikmäßiger Betrieb vorliege, erfcheine es 
fehr bevenflih, mit rigoröſen Unterfcheidungsbeftimnungen zwifchen den ein— 
zelnen Handwerken vorzugehen. Practifch betrachtet, gehe durch die meiften 
der Handwerfe eine präcife zu beſtimmende Hauptart dev Befhäftigung, 
wodurch fich diefes Handwerk eben deutlich charafterifire und fich entfchieden von 
einem andern unterjcheide. Es gebe indeffen Nüancen ber einzelnen Handwerke, 
wo fich beide, in ihrer Hauptbefchäftigung freilich ftreng gefchieden, dennoch in 
einzelnen Partien jo näherten, daß es fchwierig werde, zu beftimmen, was zu 
biefem ober jenem Handwerke gehöre. Se könne es zweifelhaft werben, ob der 
Kürfchner zu feinem Pelze auch den Tuchüberzug zuzufchneiden und zu nähen 
habe; und ob der Echneider den von ihm gefertigten Rock mit Pelz ausfüttern 
dürfe? Sole Berührungspunkte kämen bei vielen, ja bei den meijten Gewer- 
ben vor, und eben hierauf beziehe fich vielfach der Wunfch nach Fachabgrenzung. 
Der Magiftrat müfje fich indeß bier, geſtützt auf die practifche Erfahrung und 
geftügt namentlich auf die beftehenden Werhältniffe der Anduftrie, im Handwerke 
gegen jede Fleinliche Fachabgrenzung und gegen das Bemühen, verwandte 
Gewerbe danach wieder zu fondern, erflären. Die Erfahrung lehre, daß bald 
nach Erlaß der Verorbnung von 1849 und dem Zufammentritt des Gewerbe- 
raths einzelne Handwerfe nichts Eiligeres zu thun gehabt hätten, als den Ge- 
werberath mit der Bitte um Entfcheidung von dergleihen Fachabgrenzungen 
anzugehen. Diefer babe ſich abgemüht, durch Special-Entjcheidungen die ange 
zettelten Streitigkeiten zu erledigen. Wie aber überall vie Erfahrung lehre, daß 
unzeitgemäße, mit ben beftehenden Verhältniſſen und mit den gebicterifchen For: 
derungen der Zeit in Widerfpruch ftehende Entſcheidungen und Anordnungen 
bedeutungslos und nachtheilig, für das Allgemeine ganz unwirkfam ſich erwiefen, 
fo ſei es auch mit den Special-Entfcheidungen des Gewerberaths in biefer Be- 
ziehung gegangen. Die Entfcheidungen wären meiften® beiden Theilen nicht ge- 
nehm gewefen; und es fet fchlieflich, aller Entfcheidung ungeachtet, bei dem ver: 
blieben, wie es fich aus dem dringenden Bedürfniſſe und nad dem Standpunfte 
der gewerblichen Induftrie ald nothwendig erwiefen Habe. Leder habe die Ar- 
beiten gemacht, welche er als ein nothwenbiges natur= und zeitgemäßes Acceſſo— 
rium feines Principal-Handwerts betrachten mußte und habe feine Berufsthätig- 
feit nicht befchränfen laſſen; daſſelbe hätten die Handwerker verwandter Gewerbe 
gethan, mit denen früher geftritten worden, und es feien demnächft im Wejent- 
lichen die Heinlichen Häkeleien zwifchen verwandten Gewerben binfichtlich der 
ſtrengen Scheidung ihrer ſich nahe ‚berührenden gleichmäßigen Beſchäftigungen 
ganz unterblieben. Die Handwerfer Tebten, wenigſtens in Berlin, in dem 
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gegenwärtigen fich aus den Bedürfniſſen ganz von felbft feſtgeſtellten Zuftande 
meift friedlich zufammen, und ver Magijtrat wiirde es fin einen entſchiedenen 
Mißgriff und für ſehr machtheilig auf die Gewerbfamkeit und die gerechtfertigte 
freie Regſamleit der Individualität erachten, wenn auf Grund des$. 28 a. a. O. 
jet noch mit Heinlichen Fachabgrenzungs-Borfchriften vorgegangen wirde. Es 
möchte vielmehr zweckmäßig fein, eine gejegliche Beſtimmung ganz zu befeitigen, 
deren Nichtanwendung erfreulich fei, zumal nicht anzunehmen jtehe, daß bei dem 
Wegfall derjelben die’ Prüfungspflicht nicht beibehalten werden könne. Denn 
nach dem VBorgange des Ediets vom 7. Septbr. 1811 und im Einflange mit 
der Intention der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 ($. 101, 118, 131 
u. f.) würde es nicht fchwer fallen, gleiche und verwandte Gewerbe gruppenweife 
zu vereinigen und gemeinjchaftliche B——————— feſtzuſtellen. 

Weiter knüpft der Bericht hieran gleich die Anſichten des Magiſtrats über 
den 8. 29 der Verordnung von 1849 wegen eventueller Einſchränkung der Be— 
fugniß, zum gleichzeitigen Betriebe mehrerer Handwerke durch die— 
ſelbe Perſon. 

Dieſer $. 29 ſei nirgends zur practiſchen Ausführung gekommen; feine In— 
nung habe bei ver früheren Berathung über die ortsftatutarifchen Bejtimmungen 
fih für eine ſolche Beſchränkung der Freiheit des Individuums ausgefprochen. 
Alle feien darüber einig geweſen, daß es Jedem erlaubt fein müſſe, fich mehre- 
ren gewerblichen Thätigfeiten zu widmen, vorausgefegt, daß er die Duralification 
dazu nach gefeglichen Vorſchriften nachweife. Der Magiftrat müffe ſich demnach 
für Streichung des $. 29 entjchieden ausjprechen, uud den geprüften Gewerbe: 
treibenden innerhalb feiner Werkftatt mit dem Fabrikanten innerhalb feiner Fa- 
brifräume in der Weife gleichftellen, daß es auch Erfterem fveiftände, mit jedem 
Gefellen beliebiger Profeffion zu arbeiten. Es werde durch die daraus hervor: 
gehende Weberzeugung, wie jegenbringend es fei, fib Hand in Hand zu arbeiten, 
jeder frafje Kajtengeift und ein etwaiger Ueberreft früherer ausfchließlicher Zunft: 
berechtigungen in den Gewerken je Länger je mehr befeitigt werden. Ganz ähn- 
lich verhalte es fih mit den Vorfchriften der $$. 47 und 48 der Verordnung 
von 1849. Es hingen alle diefe Beftimmungen offenbar mit der Fachabgren: 
zungsidee zufammen. Da man fi aber gegen die betaillivte Fachabgrenzung 
oben erklärt habe, jo müſſe auch für dem Wegfall der gedachten Paragraphen 
entjchieden werden, welche in Berlin, fo weit befannt geworden, niemals zur 
Anwendung gekommen feien und dem Stande der Dinge, jo wie der Nothiven- 
digfeit und Nüglichfeit widerfprächen, fein Gewerbe möglichit unbefchräntt be 
treiben zu können 

Was die Beftimmungen der $$. 31 und 32 der Verordnung von 1849, 
rücfichtlich der Zulaffung der Bejhäftigung von Handwersgefellen in 
und beziehungsmweije außerhalb der Fabrik angehe, fo Hätten fie, fo- 
viel wahrzunehmen m. gewefen, in keiner Weife fühlbare Nachtheile 
für die Fabrikation zur Folge gehabt, und man müfje fich dahin erklären, daß 
feine Veranlaſſung zur Abänderung jener Paragraphen vorliege. Wohl aber 
ſpreche das Bedürfniß für Belaffung der Borfhrift des 8. 32. 
Sollte es nämlich den Yabrifanten geftattet fein, auch Gefellen außer der 
Fabrik zu befchäftigen, fo würde dies nichts weiter heißen, als materiell alfe 
Vorjchriften über die Qualification zum felbitftändigen Betriebe eines Hand» 
werts oder überhaupt jeden Unterſchied zwiſchen Gefellen und Meifter befeitigen; 
dann würbe jeder Gefelle die Beitellung ausführen können, ohne fich als Meifter 
zu etabliven, aljo Arbeiten fertigen können; welche nach der ‘gegenwärtigen Lage 





ber Gefetgebung nur durch felbititändige Gewerbetreibende ausgeführt werben 
könnten. Abgefeben aber von dent Steuerintereſſe, welches entjchieden gegen 
biefe Vermifchung des Charakters eines Meifters und Gefellen fprehe, würden 
durch DBefeitigung des $. 32 die ſämmtlichen ſelbſtſtändigen Stublarbeiter, als 
Weber:, Raſchmacher⸗, Seidenwirkermeiſter, alfo Taufende von Familienhäuptern, 
volfftändig ruinirt; denn fein Gefelle, wenn er von einem Fabrifanten Beſtellung 
außer der Fabrik annehmen könne, würde mehr Meifter werden, und fein Gefelle 
würde mehr bei einem Meiftet arbeiten wollen, ſondern fich feine Arbeit unmit⸗ 
telbar vom Fabrifanten holen. Aus diefen Gründen müſſe dringend beantragt 
werben, e8 bei den Beſtimmungen des $. 32 zu belaffen. 

Endlich die Beftimmung des $. 34 wegen Zuläffigfeit von Beſchränkungen 
in der Befugnig zur Haltung von Magazinen zum Detailverfauf von 
Handwerterwaaren fei in Berlin niemals zur Anwendung gefommen, und zwar 
deshalb nicht, weil gar fein Bedürfniß der Anwendbarkeit vorhanden ſei; es 
fünne denmach die Befeitigung diefes Paragraphen feinen gegründeten Bedenken 
unterliegen, wenigftens, foweit der Magiftrat über die Nothwendigfeit einer fol- 
chen Beſtimmung zu einein Urtheil berechtigt fei. $ 

Hiermit erachtet der Bericht den Paſſus 1 des Minifterial-Refcripts für 
erledigt und bemerkt, wern am Schluß diefes Abfchnittes noch im Allgemeinen 
die Beantwortung ber Frage verlangt werde: ob die Vortheile oder bie 
Nachtheile der beftehenden hier ins Auge gefaßten Einrihtungen 
ſchwerer wögen? fo könne auf Grund der bisherigen Grörterungen nur er- 
Härt werben, daß allein die Vortheile ins Gewicht fielen. Mean 
müffe befonders auch mm deswegen zu biefem Nefultat kommen, weil in Ber- 
lin keinerlei Nachtheile, welche für die Gewerbfamfeit aus ven bejtehenden 
Einrichtungen entjtehen könnten, oder entjtanden wären, bekannt geworben feien. 
Diefe Anfiht werde von der großen Majorität des Magiſtratscollegii getheilt 
und nur wenige Stimmen hätten fich gegen die Prüfungen erklärt und nicht zus 

ben wollen, daß der Corporationsgeift der Innumgen mit den aus ihm herzu— 
eitenden wohlthättgen Wahrnehmungen in Folge der Verordnung von 1849 ge 
fräftigt worden fei. (Die Anficht diefer Minorität ift in einem Separatvotum 
mitgetheilt, welches der Bericht am Schluß mit aufnimmt.) 
Hiermit ift der erfte und wichtigfte Abfchnitt des Minifterlal-Referipts er- 
ledigt. Der Bericht fommt nun zur Pofit. 2, betreffend die Gewerberäthe. 

Das Refeript — beginnt der Bericht — fage ſchon, daß der Verordnung 
von 1849 in diefer Beziebung die Abficht zum Grunde gelegen habe, baß bie 
Gewerberäthe die Intereffen des Handwerfers, welche in den einzelnen Innungen 
nur einfeitig zum Ausdrucke gelangten, in ihrer Gefammtheit und in ber BVer- 
bindung’ mit den Intereffen der Fabrikanten, wahrnehmen follten. Diefe Abficht 
fei nad) der Erklärung des Neferipts nicht erreicht, die überwiegende Mehrzahl 
der auf Grund der Verordnung gebildeten Gewerberäthe fei eingegangen und es 
wirbe eventuell, wie der Herr Minifter meine, wohl nur bie Frage zu einer 
allfeitigern Erwägung Veranlafjung geben, ob das Inſtitut wieder dadurch zu 
befeben fei, daß von den drei Klaffen, welchen die Mitglieder deſſelben ange: 
hören follten, dem Handwerferftande, dem Fabrifftande und dem Hanbelsftande, 
bie letztere, aljo die Hanbelsklaffe, von der Vertretung im Gewerberathe ausge 
ſchloſſen würde. 

„Wir haben — fährt der Bericht fort — wie dies bie betreffenden Vers 
hanblungen und Berichte unferer Seits ergeben, dieſem burch die Verordnung 
von 1849 nen gebildeten Inftitute won Anfang an unfere bejondere Aufnierl⸗ 
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ſamleit und unfer Intereffe zugewendet, und Haben das Intereffe auch dadurch 
nicht verloren, daß zu Anfange das neue Inſtitut fich nicht recht im die ihm 
durch das Geſetz zugewiefene Stellung zu finden wußte, daß fich fpäter und bis 
Im die neuere Zeit hineim bei den Wählern nicht das Intereffe zur Sache vor- 
zufinden fchien, welches man erwarten durfte, und daß die Wirkjantelt des Se: 
werberathes nicht im der Weiſe hervorgetreten ift, wie dies het ſeiner wichtigen 
und einflußreichen Aufgabe hätte erwartet werden können. Man war fogar um 
jo mehr zu einer größern Erwartung von dem Berliner Gewerberathe berechtigt 
als doch unbejtreitbar Berlin vorzugsweife reich an intelligenten Kräften in allen 
drei Ständen des Gewerberath8 vertreten it. Indeſſen alter diefer anjcheinend 
nicht günftigen Wahrnehmungen ungeachtet, und ungeachtet der Mittheilungen 
von verſchiedener Seite, welche weientlich auf nicht amtliche Weiſe an einzelne 
Mitglieder unferes Goffegit im Yanfe der Verhandlungen bes Gewerberaths ge- 
macht wurden, daß die Verhandlungen im Schooße des Gewerberathes nicht er- 
quicklicher Natur ſeien, daß die Mehrzahl der Mitglieder mehr particulariftifche 
Interefjen und nicht generell ein Hanbıwerfs-Interefie verfolge, und daß dadurch 
das Intereſſe der Übrigen, etwas Höheres und Beſſeres im Auge habenden Mit. 
glieder mehr. und minder erfalte, und fie fich theils ganz von den Debatten fern 
hielten, theil® nicht im Stande wären, benjelben die Würde und dem Ernſt, fo 
wie bie höhere Richtung zu geben, welche nah der Intention der Verordnung 
zw wünfchen wären, — wir jagen, aller diefer Wahrnehmungen ungeachtet haben 
wir ung bisher wiederholt für Erhaltung des Imjtituts des Gewerbe 
raths erflärt. Wenn es fich aber gegenwärtig bei den Factoren der Gefetge- 
bung um die Beibehaltung, Mobifichrung oder gänzlihe Aufhebung des In— 
ftituts handelt, fo können wir in der Majorität unjeres Collegii mus nur für 
die legtere Alternative ausfprechen. So viel uns bekannt, ift der Berliner 
Öewerberath zur Zeit noch der einzig beftehende in der ganzen Monarchie; aber 
auch er Fränfelt immer mehr und mehr an den mannigfachen Fehlern der In- 
", mögen biefelben nun in feiner Zufammenfegung, oder in der Wahl 
feiner Mitglieder, oder in feinem Gejchäfts- oder Wirkungstreife gefunden 
werben. Selbft das Arbeitsmaterial hört fait gänzlich auf; — ver fchlagendfte 
Beweis unferes Erachtens: für feine Entbehrlichkeit. Wo er bereits eingegangen, 
werden bie ihm gefetlich übertragenen Gefchäfte ven den Gommmalbehörden 
unter Zuziehung betheiligter Gewerbetreibender als Sadverftännige a 
umd wir zweifeln nicht, daß auch wir hier in Berlin dasjelbe hun u 
Ueberdies würbe fich feine Thätigfeit, wie fie im $. 2 der Verordnung En 
9. debruar 1849 fpecificirt ift, durch ben unfererfeits in dieſem Berichte * 
tragten Wegfall verſchiedener Beſtimmungen der Verorduung weſentlich * ber⸗ 
ringern; namentlich hat fi die in Alinen 3 a. a. O. ihr übertragene üe r 
wadhung der gewerblichen DVerhältniffe ohne arge Conflicte mit den —* 
behörden nirgends durch- und ausführen faffen. — Das Ausſcheiden der 5 
weter bes Handelsſtandes aus dem Gemerberathe kann unferes Bedünkens r e 
Belebung. des Inftituts nicht herbeiführen, wohl aber würde es fehr nr 
ih eine größere Uneinigteit zwiichen den Vertretern bes Handwerker - und Yabrif- 
ftandes zur Folge haben, da das ausgleichende Mittelglied damit in Wegfall fime. 
Pinfichtlich des nun folgenden unter Nr. 3 des Minifterint-Erlaffes ange 
unftes, ob es nicht väthlich erfcheine, ven Begimm und nie Fortfegung 
des ſtehenden Gewerbebetriebes unter ewifien Modalitäten von der Erthei- 
lung der polizeilihen Genehm gung zu befreien, wird beſonders vom 
Minifter in genommen, 


982 


ob nicht die Vorfchrift des $. 21 der Gewerbeorbnung, nach welcher 
der Beginn eines jeden ftehenden Gewerbes bei folchen Berfonen, welche 
- wegen eines von ehrlofer Gefinnung zeugenden Verbrechens verurtheilt 
worden find — von ber polizeilihen Genehmigung abhängig gemacht 


wird, 

ganz entbehrlich erfcheint, und ob nicht diefe und bie weitere Beſtimmung ber 

Gewerbeorbnung, 
„wonach Jebermann für ben Beginn des Gewerbes ald Schlofier, 
Trödler, Commiffionair, Concipient, Führer öffentlicher Transportmittel 
und Händler mit Garnabfüllen diefer polizeilichen Genehmigung bedarf", 
dadurch zu erjegen fein möchte, 
„daß ſolche Perſonen, welche wegen gewiffer Verbrechen beftraft, oder 
zu gewiſſen Strafen verurtheilt find, von dem Betriebe der bezüglichen 
Gewerbe unbedingt ausgefchloffen, alle andern Perfonen aber ohne 
befondere Genehmigung zu diefem Betriebe zugelaffen werben, unter 
der ſelbſtverſtändlichen Mobdalität, daß Demjenigen, welcher ein folches 
Gewerbe betreibt, die Fortfegung des Betriebes zu unterfagen wäre, 
fobald er wegen eines Verbrechens oder zu einer Strafe verurtheilt 
wird, wegen beren er von dem Beginn bed Gewerbebetriebes ausge- 
fchlofjen fein würde.“ 

Wir können ung — erwibert der Magiftratsbericht — tm Intereffe eines 
von allen nicht unbedingt nothwenbigen ober practifch anräthigen Schranken zu 
befreienden Gewerbebetriebes im Allgemeinen nur mit ben oben präcifirter Ab» 
änderungen ber Gewerbeorbnung einverftanden erflären. Die Vorfchläge geben, 
bei gehöriger Beachtung ber Bewahrung des Publicums gegen Betrügereien 
und Täufchungen, dieſe freiere Bewegung der Inbuftriellen, und wir wüßten 
gegen den gemachten Vorſchlag nichts zu erinnern. 

Ueber ven Marktverkehr, weldher am Schluß tes Minifterial »Erlaffes 
unter Nr. 4 angeregt worden ift, fehlen dem Magiſtrat nach feiner Erklärung 
diejenigen practifchen Wahrnehmungen, welche allein eine motivirte Aeußerung 
bedingen. Der Bericht kann alfo in diefer Beziehung Feine > Thatfachen und 
practifche Wahrnehmungen gegründete Ausführungen machen, jondern will dem 
Königl. Polizei-Präfivio, als der hier allein für diefen Gegenftaud competenten 
Inftanz, ein ſachgemäßes Urtheil abzugeben überlaffen. 

. Nach diefen Erörterungen über den Inhalt des Minifterial-Referipts wendet 
ſich der DMagiftratsbericht mit folgenden Worten zu dem erwähnten Separat- 
votum einer Minorität des Magiftrats-Eollegiums. 

„Gegenüber biefen von uns nach den Anfichten einer überwiegenden Majo- 
rität unferes Colfegii entwidelten Meinungen bat ſich eine aus refp. 2 und 5 
Mitgliedern gebilvete Minoritätsanficht dargelegt, der wir in dem Nachitehenden 
nach dem Verlangen berfelben den Ausprud geben. Sie führen in einem zu 
ben Acten gegebenen, bereits erwähnten Botum bieferhalb Folgendes aus: 

„Der Bericht der Gewerbe» Abtheilung entwidele — und das Collegium 
babe Dem tm Wefentlichen beigejtimmt, — daß gegenwärtig In ben Innungen 
ein erfreuliched Streben das Gewerbe zu heben, Sittlichkeit, Treue und Ehre 
zu beweifen, fowie ein erfreulicher Fortjchritt in ber Fähigkeit der Gelbftver- 
waltung der eigenen Angelegenheiten fich zeige. Das Collegium folgere hieraus, 
daß ber Zwed ber Vorfchriften der Verorbnung vom 9. Februar 1849, das 
Corporationsleben im Handwerkerftande zu heben, erreicht ſei. Die betreffenden 

Mitglieder der Minorität Könnten zunächft das Bild, welches von dem Leben 


938 


ber Innungen entworfen fei, nach ihren Erfahrungen nicht unbedingt als ber 
MWirklichfeit entfprechend anerfennen; denn fie müßten fich erinnern, daß die we- 
fentlichiten Fortſchritte, welche in neuerer Zeit in Betreff der fittlichen und in- 
tellectuellen Bildung (Sonntags: Fortbildungsfchulen, Voltsbibliotheken, zn 
werfervereine), wie in Betreff ber öconomijchen VBerhältniffe der dem Keineren 
Gewerbeftande angehörenden Mitglieder (Affocintionen zu Vorſchußtaſſen) 
um Vorſchein gelommen jeien, ihren Urfprung außerhalb der Innungen hätten, 
ie müßten fich erinnern, daß die Innungsverfammlungen, wo es fich nicht um 
ein öffentliches Auftreten der Gewerke handele, ſparſam befucht wilrden, und 
daß die intelligentejten Gewerbetreibenden ſich von benjelben meiſt fern hielten, 
weil es bisher nicht gelungen jei, die Verhandlungen derfelben mit einem jtreb- 
famen, geiftbefriedigenden und auf die wirkliche Förderung der gewerblichen In- 
tereſſen bezüglichen Inhalt zu erfüllen. Aber auch foweit ein Fortfchritt in dem 
corperativen Leben zuzugejtehen fein möchte, ſei Teinesiveges erwieſen, daß er 
ben Vorfchriften der Verordnung vom 9. Februar 1849 zu danken, und baf bie 
Gewerbeordnung, wenn man ihr Zeit gelaffen, fich zu practifchen Folgen zu 
entwideln, nicht zu gleichen Refultaten geführt haben wiirde. Es ſei nach ihrer 
Anficht der Beweis, daß das corporative Leben des Handwerferjtandes durch 
bie VBorfchriften der Verorbnung vom 9. Februar 1849 den vermeintlichen oder 
wirklichen Fortfchritt gemacht habe, gar nicht zu führen, da nicht vor Augen 
geftellt werben könne, wie fich dies Leben gejtaltet haben würde, wenn ber Ge— 
werbeorbnung von 1845 Raum geblieben wäre, auf dafjelbe einzuwirfen. Daß 
dies nicht geichehen, daß man burch die im Jahre 1848 in dem Handwerfer- 
ſtande erwedten unklaren Borftellungen und von dem hierauf geftügten Andrän— 
gen berjelben, ſich habe bejtimmen laffen, ein im Wefentlichen auf den großen 
Grundſätzen von 1808, 1810 und 1811 berubendes, durch Decennien lange 
Prüfung gereiftes Werk ver Legislation zu opfern, — eine Maßregel, bei der 
man überſehen habe, welche Nachtheile eine Beſchränkung der Erwerbethätigfeit, 
durch die man das corporative Leben zu fördern gefuht — dem wirtbichaft- 
lihen Leben der Nation habe bringen müſſen. sreilich werde ber 
Behauptung, daß Vortheile der Verordnung von 1849 nicht nachweisbar feien, 
entgegengeftellt werben können, daß man auch diefe Nachtheile nicht handgreiflich 
zu erweifen vermöge. Aber wenn es allgemein anerkannt fei und noch in ber 
Erinnerung vieler Einwohner unferer Stadt lebe, daß nach dem Wegfall der 
jchranfen das Handwerk von befühigten Männern ohne vorbergegangene 
g mit dem größten Erfolge betrieben worden, und daß gerade ſolche, bie 
fich bisher wegen der ftattfindenden Beichränkungen von demfelben fern gehalten, 
dajjelbe durch neue Erfindungen zu einer hoben Blüthe erhoben hätten, jo dürfe 
dem Schluſſe die Concludenz nicht abzufprechen fein, daß die nen eingeführten 
Hinderniffe wohl im Stande feien, folche fördernden Kräfte dem Handwerk zu 
| und in andere Bahnen zu lenken. Und die Gefahr, daß talentvolle 
Männer, die nicht Luft Hätten, ihre Fähigkeiten dem einfeitigen Urtheil der Ju— 
nungsmeiiter zu unterwerfen und Mittel, die fie für ihr Etabliffement für Die 
Beſcha ri ver Werkzeuge verwenden könnten, für Prüfungsgebühren und 
Meijter auszugeben, nicht nur unjevem Hanpdwerferjtande, jondern dem Va— 
terlande ſelbſt entzogen würden, biefe Gefahr wachje, wenn andere beutjche 
Staaten, wie es jest fogar von Defterreich gejchehen, jede Beichränfung des 
felbjtftändigen Gewerbebetriebes fir den Dispofitionsfühigen außer den durch 
das polizeiliche Intereffe gebotenen, verwürfen. — Diejen empfindlichen volks— 
wirthihaftlihen Nachteilen gegenüber würde, nachdem die Behauptung, daß die 
64 
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Prüfungen im Intereffe des confumivenden Publicums nothwendig fein, von 
feiner Seite ernftlich aufrecht gehalten werde, als einziger BVortheil der auf 
geftellt, daß die Ausficht auf die bevorftehende Prüfung doch einen wefentlichen 
Sporn enthalte, zum fleißigen Erlernen des erwählten Gewerbes. Man erwidere 
aber darauf: 1) daf das Argument zu viel beweife, weil die Conſequenz beffel- 
ben dazu führen müffe, bei allen übrigen Arten des Erwerbes ähnliche { 
anzuwenden; 2) daß es gegen das Recht ber Gleichberechtigung der Staatsdan- 
gehörigen verftoße, bei dem Handwerferftand eine Bevormundung eintreten zu 
faffen, die dem Stande der Kaufleute und Fabrifanten gegenüber nicht jtattfinde; 
3) daß die Prüfungen, wie fie gehandhabt würden, feineswegs geeignet fein, eine 
Garantie dafür zu gewähren, daß ber fie Beftehende fein Gewerbe zu feinem 
und der Gefammtheit Nuten treiben werde, daß fie aber wohl geeignet feien, 
in ihm die Meinung zu erweden, daß es ihm nun als einem Geprüften nicht 
fehlen könne, und ihm dadurch von dem im unferer Zeit unerfählichen Streben 
nach Vervollkommnung feiner Einfichten abzuhalten. Ueberdies führten bie Prü- 
fungen, wie die Staatsregierung bei der nachträglichen Berathung ber Verord⸗ 
ming von 1849 in den Kammern felbjt anerkannt habe, mit Nothwenbdigfeit auf 
die Abgrenzung der verfchievenen Handwerfe ($. 28 der Verordnung von 
1849), welche das Collegium doch felbft vertwerfe. Ja fie müßten auch zu einer 
bei der heutigen Entwidelung der Induftrie gar nicht durchzuführenden Abgren- 
zung zwifchen dem fabrils- und handwerksmäßigen Gewerbebetrieb führen, wenn 
fie ihren Zwed erreichen follten.“ 


„Aus diefen Gründen — endet der Bericht — betrachtet die Minorität bie 
Beibehaltung der Prüfung, als Bedingung des felbftftändigen Gewerbebetriebes, 
ei andern, als den in der Gewerbeordnung mit Nüdficht auf das Gemeinwohl 
für prüfungspflichtig erklärten Gewerben, für nuglos, im Intereffe ber dadurch 
überdies gegen andere Berufsklaffen hevabgefegten Handwerker für ungerecht, 
vom Standpunkte der Vollkswirthſchaft für ſchädlich.“ 


Meinung und Gegenanficht fchlieft nunmehr der Magiftratsbericht, feien 
biernach vollftändig in ihren Begründungen vertreten, und bleibe nichts Hinzu- 
zufügen, ald der Hohen Erwägung das Weitere anheimzugeben; nur das möchte 
noch einmal zu betonen fein, daß der Vergleich der jest beitehenden Innungen 
mit den Zeiten erclufiven Zunftzwanges und erclufiver Zunftberechtigungen, 
denen Niemand mehr in dem intelligenten Preußen das Wort rede, nicht paffe, 
daß die gegenwärtigen Innungen der Gewerbefreiheit gar feine Hinderniffe und 
Schranken ftellten, fobald die Abgrenzung der Gewerbeberechtigung nach ben 
Vorſchlägen des Magiftrats ceffire, daß die Prüfungen den Talenten nicht ent- 
gegenitänden, wohl aber bem fremden Abenteurer gebührende Schranten ftellten, 
bie jelbft nach Seiten der deutfchen Gauen, die größere Freiheiten gewähren 
möchten, nicht nachtheilig fondern vortheilhaft wirken würben, daß enblich uner- 
achtet des Fortfalles der Gewwerbeabgrenzung, ja eben deshalb, bie Prüfung noth- 
wendig und zwedmäßig erfcheine, damit ein berufslofes Durcheinander im Volls— 
leben vermieden werde, wie es fich fehr nachteilig von 1811— 1845 gegeigt 
babe, und damit das Hanbwerfsgewerbe auch in feiner äußeren Erſcheinung bie 
im allgemeinen Intevefje erforderliche Anerkennung erhalte. 
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der Bürger aus d N ile der KRönigl. 
Betition der B ger a ae, — e bnigl 


betr. die Hebung dieſes Stadttheiles, insbeſondere Verlegung 
eines Wochenmarktes dahin. 


Hannover, den 6. September 1860. 
An ben Magiſtrat und dad Bürgerborftcher «Collegium 
der Königl. Refivenzflabt Hannover. 

Die Stadt Hannover erfreut fich eines Wachsthums und einer Blüthe, wie 
wenige Städte Deutſchlands, feitdem unfer angeftammtes erhabnes Fürftenhaus 
nach langer Abwefenheit wieder in ihren Mauern weilt. 

Bor biefem Zeitraume ein Ort von 37,000 Seelen, von hohen Wälfen 
umgeben, auf dem Gebtete der Inbuftrie und des Handels wenig gekannt, bat 
fi die Stadt weit über bie befeitigten Stabtgräben hinaus ausgebehnt, neue 
Stadttheile find entitanden, die Vorſtädte Hinzugezogen, die Einwohnerzahl tft 
auf die po von 67,000 Seelen raſch gejtiegen, Handel und Gewerbe blühen, 
induftrielle Etabliffements, die ihres Gleihen an Bedeutung fuchen, find in 
großer Zahl gegründet, furz — Hannover ift in den letzten Decennien eine große 
Stadt, eine Berfehrsmetropole des nördlichen Deutfchlands geworben! 

Oft hört man in der Stadt wie in der Fremde dieſe glücklichen Zuftände 
rühmen und mit einem gewiffen Stolze redet der Hannoveraner von ber Blüthe 
ber Hauptftabt. 

Aber — nur mit fehr gemifchten Gefühlen müffen wir, die unterzeichneten 
BDürger des weftlichen Theiles der Stadt, an folhen Gefprächen Theil nehmen; 
nicht ohne eine gewiffe Bitterfeit müffen wir folche Reden von dem Gebeihen 
und Aufblühen der Stadt anhören; denn unfer Stadttheil hat an dieſem 
Glücke feinen Theil, ja, man barf fagen, die übrige Stadt gedeihet 
jum Theil auf unfere Koften. 

Die Zuftände der früheren Neuftabt und ber zunächſt Iiegenden Straßen 
Tiegen ja leider Far zu Tage. Es darf als eine unzweifelhafte Thatſache ange- 
nonmmen werben, daß dieſer Stabtiheil nicht nur fich nicht gehoben hat, fondern 
von Jahr zu Jahr mehr zurücdgelommen ift. Dennoch wollen wir einige Daten 
mittheilen, au® denen der Grab des Verfalls am Deutlichiten erfichtlich wird. 

Was zunächſt die Populationsverhältniffe betrifft, fo ift jeit dem Jahre 1842 
bie Zahl der Wohngebäude der Stabt und der Vorftäbte von 3000 auf 4500, 
alfo um 1500 Gebäude geftiegen, unb hat die Bevölferung von 37,000 Seelen 
fi bis auf 67,000, alfo um 30,000 Seelen vermehrt. Don jenen 1500 neuen 
Gebäuden fommt Fein Einziges auf die frühere Neuftabt, im Gegentheil iſt 
bie Zahl der Gebäude dort zurüdgegangen, obgleich an dem beften Baugrunde 
fein Mangel; und am jener bebeutenden Bevölferungszunahme hat dieſer Stabt- 
tbeil einen gleich geringen Antheil. 

Wie fehr Handel und Gewerbe gelitten, ergiebt eine Wergleihung ver Ans 
geht von Gefchäften folcher Art, die über ben Zuftand einer Stabt den beiten 

ufſchluß geben, indem gerade dieſe, je nach ber Blüthe des gewerblichen Lebens 
fi vermindern oder vermehren. 

Materiolwanrengefchäfte waren 1844 auf der früheren Neuftabt 18, jetzt 
nur 16, während tn der Altftadt die Zahl jener Gefchäfte von 38 auf 56, aljo 
faft um 20 Geſchäfte ftieg- 

Bon 23 Banquiers wohnten im Jahre 1844 nur 5 auf ber Altjtabt, bie 
übrigen 18 auf der Neuftabt. Bon den lektern find 7 auf die Altſtadt gezogen, 
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fieben Banquiergefchäfte find außerdem dort neu "etabliert, fo daß jegt 19 ber- 
artige Geſchäfte auf der Altjtadt find, aljo 14 mehr als n. 1844. Bon ben 
58 Adboeaten und Anwälten wohnen nur fünf, von 70 Aerzten nur 12 auf 
der Neuftabt. 

Die fünf neuen Sortiments-Buchhandlungen find ſämmtlich in der frühen 
Altſtadt etablirt. Während früher eine große Anzahl von Hotels und Aubergen, 
und zwar bie renommirteften, auf ber Neuſtadt ſich befanden, ift deren Zahl auf 
prei berabgefunfen. Von den 20 Getreidehandlungen liegt nicht eine mehr auf 
der Neuftadt. Von den 31 Goldſchmieden kommen nur zweinod auf die Neu 
ftadt; ein gleiches Verhältnig trifft bei den Handſchuhmachern, Hutmachern, 
Kürfchnern ꝛc. zu. 

Alle jene Gefchäfte, die in den größern Städten immer die verfehrsreichiten 
Theile aufjuchen, fliehen den Weſten ber Stadt, ein Beweis für die dortige 
Armuth an gewerblichen Leben. 

Einen ferneren Beweis dafür bieten die niedrigen Miethpreife von Woh— 
nungen und Gejchäftslocalen. 

Wenn in einer Stabt von ber Größe Hannovers in Anfehung der größeren 
Miethwohnungen das Beamtenthum das wichtigite und entfcheidende Element ift, 
und man nun bei der Durchblätterung der erften Hälfte der gr II. des 
Adreßbuchs fieht, wie mur noch wenige diefer Honoratioren auf ber Neuftabt 
wohnen, fo ift das ein Zeichen für die völlige Unbeliebtheit ber dortigen Woh⸗ 


nungen. 

Nicht viel beſſer ſieht es mit den Wohnungen von mittlerer Größe und 
denjenigen für bie arbeitenden Klaſſen aus, daher denn die Miethpreiſe befann- 
termaßen erheblich. niedriger find als in den übrigen Stabttheilen. 

Das gleiche gilt von den Läden. Während in jenen Theilen der Stadt 
die Parterrewohnungen mehr und mehr Yabeneinrichtungen in rafcher Folge 
weichen, würde e& jchwer werben, auf der Neuftabt auch nur ein Dugend neue 
—9*— zu bezeichnen, welche den legten Decennien ihre Entſtehung zu verbanfen 

aben. 

Wir haben biefe Thatfachen angeführt, micht weil es noch zweifelhaft fein 
fönnte, daß der weſtliche Stabttheil erheblich zurücgeblieben, ja zurüdgelommen 
tft, fondern um durch nochmalige Gonjtatirung diefer traurigen Verhältniſſe bie 
Berechtigung unferer Wünſche beften® zu motiviren. 

Wenn nun jener Zuftand des weftlichen Stabttheils eine Wahrheit tft, fo 
haben wir — um angemejjene Vorfchläge machen zu können — nad ber Ur- 
jache folder beflagenswerther Erſcheinungen zu forſchen. 

Wir finden biefelbe in der Anlage des Bahnhofes und ber folge 
weifen Eoncentrirung allen Verkehrs in die Umgebung veffelben. Alles Webrige 
läßt ſich zurückführen auf dies eine Moment. 

Es iſt eine in allen größern Städten gemachte Erfahrung, daß diejenige 
Seite, an der die Eiſenbahnen eine Stadt berühren, an Verkehr und gewerb- 
licher Bedeutung zunimmt, während die ferner liegenden Quartiere leiden; 
Bremen, Hamburg, Frankfurt und andere Orte bieten befannte Belege für bie 
Richtigkeit diefer Beobachtung. 

Eine ähnliche Geftaltung der Verhältniffe fonnte man fehon bet den Chauffeen 
und Wafferitraßen wahrnehmen; bei den, den Verkehr verhundertfachenden Ei- 
fenbahnen greift diefer Vorgang in den größten Dimenfionen Plag. 

Der Conflur von Fremden veranlaft die Detailliften, ihre Läden, bie Ho- 
telwirthe ihre Gafthäufer, die Banquiers ihre Wechfeltifche nach dem Bahnhofe 
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zu verlegen; der Transport der Waaren von ber Stadt im bie Eifenbahnwagen 
zwingt den Kaufmann wie den Fabrilanten zur möglichften Vermeidung von 
Koften nahe an den Bahnhof zu ziehen. Die Annehmlichkeit des Wohnens an 
den Bahnhöfen, durch welche der Weltverfehr ftündlich paffirt, beftimmt zahl 
reihe Menjchen, in möglichfter Nähe diefer intereffanten Punkte zu leben. 

ai Momente haben denn auch in Hannover vie jetigen Zuftände zur 
Folge gehabt. Anfangs ging die Umgeftaltung der Verkehröverhäftniffe langſam, 
in den legten Jahren aber reißend ſchnell vor fih, und wenn ber Rückgang 
unferes, der Eifenbahn entlegenen Stapttheils ferner fo fortgeht, fo können die 
Unterzeichneten nur mit Angſt und fchweren Sorgen in bie Zukunft jehen. 

Es fragt fih nun: giebt es Fein Mittel, ſolche Stadttheile vor 
völliger Entwerthbung in indbuftrieller Beziehung zu fhügen? 

Wenn Berkehrs-Entziehung bie Urfache des Verfalles ift, fo würde 
durch Zuführung von Verkehr dem Uebel entgegenzutreten fein. 

Die, eine Stadt an einer Seite berührenden Eifenbahnen erfannten wir als 
bie Grundurfache des Verkommens entfernterer Stadttheile.. Nun aber giebt es 
ein Mittel, diefe einfeitige Berührung und ihre übeln Folgen zu vermeiden. 
Es geſchieht dies durch Anlage von Nebengleifen nach jenen entfernteren Theilen 
bin. Zur Anlegung folcher Gleiſe fchreitet man in allen größern Städten und 
bie Erfolge für die entfernten Theile ver Stadt liegen auf der Hand. 

Dod liegt e8 nicht im Plane, in biefer Richtung heute Wünſche auszu- 
fprehen. Wir behalten uns die Vorlegung folcher weitergehenden Pläne vor, 
und deuten nur an, daß erfahrungsmäßig nach Herftellung von Verbindungs— 
gleifen in den entferntern Stabttheilen von unferer Lage fih Fabrilen und Grof- 
handel in großer Ausdehnung einzurichten pflegen, weil einerfeits alsdann bie 
ZTransportkoften nach dem Bahnbofe fait wegfallen und andererjeits der Grund 
und Boden für Anlage von Fabriken und die großen Räume für Großhandel 
bilfiger zu erftehen find, als bei den Bahnhöfen, wo bie fog. „gute Lage! — 
die für Fabrif und Großhandel gleichgültig ift — die Preife macht. 

Für jett faffen wir ein anderes Mittel zur Hebung unferes Stabttheiles 
ins Auge. Es befteht dies in der Abhaltung von Märkten. 

Der Wochenmarftverfehr mit allen ländlichen Preducten, mit Ausnahme 
von Heu und Stroh, findet ausfchlieklih auf der frühern Altjtadt ftatt. 


Zwar iſt nach langen Verhandlungen 1847 ein montagliher Wochenmarft 
auf dem Neuftädter Marktplate eingeführt. Diefer Markt aber hat es nie zu 
nennenswerther Bebeutung bringen können, weil einerfeits dem Landmanne bie 
zwei altbergebrachten Märkte auf dem Altſtädter Marfte zu genügen fcheinen, 
anbererfeits die Wahl des Montags als eine völlig unangemeſſene fich heraus: 
geftellt hat, indem der Yanpmann erſt am Sonnabend in der Stadt gewefen 
und durch die vorhergehende Eonntagsfeier an der Einrichtung für den Wochen: 
marft behindert ift. 

Wir hoffen nicht, daß nah Anführung diefer Gründe noch Jemand bie 
Behauptung aufftellen wird, der Verſuch mit einem Wochenmarfte fei ja ge 
—* J der Neuſtadt, man ſehe aber, daß dort ein Mocenmartt ſſich nicht 

en fünne. 
4 ea ln) lann — weil unrichtig angelegt — für die Frage gar nicht 
end fein. 

Wenn und nun damals (1847) ein Wochenmarkt niht dem Namen Ei 
fondern ein wirklicher Verlehr von einiger Bedeutung zugedacht war, y 
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Abſicht aber nicht erreicht ift, und die Gründe für Hevftellung eines Marktverlehrs 
in unferem Stabttheile gegen damals noch an Gewicht um ein ſehr Erhebliches 
gewonnen haben, jo glauben wir einen Anfpruch auf einen ber beiden Wochen- 
marftötage, die jegt auf dem Altſtädter Marktplage abgehalten werben, machen 
zu können und richten einen Antrag bahin: 
Der hochlöbliche Magiftrat und die Gemeinbevertretung wolle die Ver— 
legung des Mittwoh- oder Sonnabend» Wocdenmarkt3 auf den Neu- 
jtäbter Marktplatz befchließen. 

Was die Räumlichkeiten anbetrifft, fo dürften diefelben auf dem Neuftädter 
Markte und Berge unter Benugung der Rothenreihe und Galenbergeritraße groß 
genug für einen Wochenmarktöverlehr fein, und bei diefer Belegenheit die vers 
ſchiedenen Producte in fehr angemefjener Weife dort vertheilt werden können. 

Darüber wird nicht wohl ein Zweifel obwalten, nachdem ber Löbliche 
Magiftrat im Jahre 1847 in Uebereinftiimmung mit Königlicher Polizeidirection 
jenen Plag für durchaus geeignet zur Abhaltung eines Wochenmarktes erflärt hat. 
ic Selbjtverftändlich würden wir auf unjern bisherigen Montagsmarkt vers 
zichten. 

Wenn wir nun bemerken, daß in manchen größeren Städten Deutſchlands 
eine Einrichtung, wie wir eine ſolche beantragen, getroffen iſt, daß nämlich in 
verſchiedenen Theilen der Stadt die Wochenmärkte an verſchiedenen Tagen ab— 
gehalten werben, fo müſſen wir doch auch einer andern Einrichtung gedenken, 
bie an jehr vielen bebveutenderen Plägen zur Ausführung gelommen if. Es 
beſteht dieſe nämlih in einer Trennung der Marftbezieher nach ihren Bros 
bucten. So giebt es dort an verjchiedenen Plägen Kraut- oder Gemüfemärfte, 
Objtmärfte, Getreivemärkte u. f. w. Sollte nun die verehrliche Gemeinbever- 
tretung einer folchen ftänbigen Verlegung eines Theiles der Wochenmärlte den 
—— geben wollen, ſo erlauben wir uns für dieſen Fall den eventuellen 

utrag: 


Der hochlöbliche Magiſtrat und das Bürgervorſteher-Collegium wollen 

befchließen, daß ein Theil der bisher auf dem Altſtädter Wochenmarfte 

ausftehenden Producte, und zwar der fog. Scheffelmarkt, für alle drei 

Markttage ausfchlieglich auf den Neuftädter Markt verlegt werbe. 
Abgeſehen von den allgemeinen Gründen, welche, wie wir oben ſahen, für 
jebe bie Hebung des weitlichen Theiles der Stadt bezielende Mafregel fprechen, 
unterjtügen biefen unfern Antrag noch mehrere fpecielle Umſtände. Erftens ift 
bie Ueberfüllung des Altſtädter Marftplages nachgerade fo groß, daß eine Tren- 
nung nicht länger mehr wird zu vermeiden fein. Bereits in den Jahren 1844 
bis 1847 waren es nur Wenige, die fich gegen dieſe Thatfache verfchliegen 
wollten. Seitdem aber werden ſelbſt diefe wenigen Stimmen ſchweigen müfjen, 
ba ber Berfehr inzwijchen noch weit größere Dimenfionen gewonnen Di Daß 
ber Magiſtrat und die Königliche Polizeidirection dies Ungenügende ber vor- 
hanbenen Räumlichkeiten und die Nothwendigfeit einer Scheidung des Verkehrs 
anerfennen, lehren die besfallfigen Verhandlungen ver verfloffenen Jahre. Na; 
mentlih wird bie letztere Behörde nicht mehr 2 fein, daß bie markt⸗ 
polizeilichen Functionen, als namentlich das Freihalten der Zugänge und Paffa- 
ber bie Aufficht auf die Befchaffenheit der Waaren und auf Maaß und Gewicht, 
owie bie Verhinderung von Zajchendiebereien, — jegt nur unvollfommen, oder 
wur mit einem unverhältnifmäßig großen Aufwande von Kräften können wahr: 
genommen werben. 
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Es iſt ferner die völlige VBerftopfung dev Haupt» Verkehrsitwanen, wie fi 
zur Se der Wochenmärkte jegt ftattfinbet, ein jo unerträglicber Uebelhann vie 
es wirklich kaum erklärlich iſt, wie nicht ſchon Längft auf Abhilfe Bedacht 6 
nommen iſt. 8 

Endlich würde durch eine Verlegung bes Ccheffelmarktes grabe auf bie 
Neuftadt den natürlichen Verfehrsverhältniffen durchaus fein Zwang angethan 
indem gut zwei Drittheile alles Getreides in das Galenbergerthor eingefü xt 
werben... Es hat aljo der Bauer einen kürzern Weg und — worauf — 
auch ein großes Gewicht zu legen iſt — viele Gelegenheiten, Wagen und Pferde 
ſicher und gut unterzubringen. 

Wenn die Räumlichkeiten, wie wir ſahen, für den Wochenmarkt-Verkehr 
genügen, jo reichen biefelben felbftverftändlich für den Schefjelmarkt vollfommen 
aus. Es können die Marktbezieher einen befjern Verkaufsplatz, als den Neu: 
ftäbter Markt und feine beiden Nebenftraßen, die Nothereihe und Calenberger: 
jtraße, fich nicht wünfchen. 

Uber auch in Anfehung diefes eventuellen Antrages dürfen wir den Wiber- 
ftand einiger Bewohner der dem Altſtädter Marlte benachbarten Straßen er- 
warten. Die obigen für eine Verlegung des Scheffelmarkts jprechenden Gründe 
werben biejelben —2 widerlegen können. Sie werben vermuthlich an bie 
allgemeine Behauptung fich halten, eine ſolche Trennung fei unmöglich. 

Dagegen berufen wir uns einfach auf die an vielen andern Orten in biefer 
Beziehung gemachten Erfahrungen, die es beftinumt conjtativen, daß eine folche 
Trennung wicht nur möglich ift, fondern auch zur Zufriedenheit aller Theile 
befteht und im Interefje marktpolizeiliher Ordnung als höchſt angemeffen fich 
überall bewiejen hat. 

Wenn wir num biefe Anträge an den Magiftrat und das Bürgervorfteher- 
Collegium bringen, jo wilfen wir zwar, daß baburch diejenigen, welche von 
diefen Märkten auf dem Altſtädter Marktplage Nuten haben, alfo manche Kauf- 
leute und Wirthe an jenem Markte und den Nebenjtrafen, im erften Augenblicke 
nicht angenehm berührt fein werben. 

Wir fürchten aber Feinenfalls einen Sturm, wie er in den Jahren 1844 
bis 1847 erregt wurde, als die frühere Neuftabt damals um Gewährung eben 
jenes verunglüdten Montagmarftes bat. 

Wir hoffen, daß, ſeitdem alle Verfehrsverhältniffe der Stabt fo große 
Dimenfionen gewonnen haben, der Blick weiter geworden und ein gleicher Aus: 
bruch Heinlichen provinzialjtädtiichen Krämergeiites, der nur ſich und nie das 
Allgemeine im Auge hat, nicht mehr möglich fein wird. 

Wir hoffen, daß bie Vereinigung der früheren Alt» und Neuftabt nach 
nunmehr 36jährigem Beftehen eine jo innige geworden, daß particulariftifche 
Beitrebungen feinen Beifall mehr finden, und die frage der Verlegung eines 
Marktes mit gleicher Ruhe und Unparteilichleit geprüft werben wird, es möge 
bei jener Frage ein Plag in ver öftlichen oder weftlichen Hälfte dev Stabt 
in Vorſchlag kommen. 

Wir hoffen endlich, daß — die gemeindepolitiſche Bildung ſo weit 
fortgeſchritten ſein wird, daß nicht die Majorität der Bürgervertieter einen 
Terrorismus wie damals ausübe, ber die Gemeinvejelbititimdigteit, die erſte 
Bedingung eines gebeihlichen Gemeindelebens, aufs Aeußerſte geführbet. 

Wenn ſchon aus bem vorher Gefagten es genügend erhett, daß es enblic 
an ber Zeit ift, Cwas für bas Emporlommen ver Neuftapt zu thun, \e no 
Inuben wir und, um biefe Nothivendigkeit volltomumen ing rechte Tiht vo WU 
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und um zu beweifen, wie es bie fehreiendfte Unbilligkeit wäre, wenn nicht en: 
lich Hebel zur Wiederbelebung unferes Stabttheils in Thätigfeit geſetzt würben, 
die folgende Refumirung deſſen, was in ben letten 15 Jahren abfeiten ver 
Stadt und abfeiten des Staats für die öftlichen Stadttheile, was für unfern 
Stabttheil geſchehen ift. 

Die jährlichen Budgets geben über bie ftädtifchen Verwendungen Auskunft; 
wir erinnern nur an die Hauptvorfommniffe. „Der Bahnhof," fagt der Vor: 
bericht für da® Budget des Jahres 1847, „müffe nothiwendig ein integrirender 
Theil der Stadt werden, weil nur auf diefe Weiſe der von dem Bahnhofe zu 
erwartende Verkehr der Stadt gefichert und nur fo verhindert werben konnte, 
daß fich nicht um den Bahnhof und neben bemfelben eine neue Stadt bilde, 
durch welche der alten Stadt Blut und Leben entzogen fein würde.“ 

Zur Erreichung diefes Zwedes ift Die Stadterweiterung von ber Stabt 
mit einem enormen Koftenaufwande von nahe an 500,000 Thlr. vorgenommen. 

Der Zwed ift in Beziehung auf die Altſtadt völlig erreicht; — dem 
weftlichen Gtabttheile aber ift Blut und Leben entzogen und — doch 
haben wir jene enorme Raft mit gleihen Schultern getragen!! 

Die vortreffliche Wafferfunft dehnt ihre Wirkſamkeit jährlich über eine größere 
Strede der übrigen Stabttheile aus, fie hat feit 15 Jahren einen Aufwand von 
nahe 100,000 Thlr. erfordert. Von einer noch um 20,000 Thlr. höheren, für 
Neupflafterungen verausgabten Summe iſt unfern Strafen nur ein verhältniß- 
mäßig geringer Theil zu Gute gekommen. 

Wir fönnten duch Aufzählung von Schulbauten, Canalifirungen ꝛc. jene 
Reihe von Verwendungen noch erheblich verlängern, während mit der Nennung 
der Bauten der Mittelfchule, der neuen Bürgerfchule, der Stadt» Töchterfchufe 
und ber erwähnten Pflafterung wir Alles aufgezählt zu haben meinen, was für 
die localen Bebürfniffe des mweitlihen Stabttheiles geſchehen ift. 

Was nun die ftaatlichen Anlagen anbetrifft, fo haben wir aus ben lekten 
Decennien nur das Zeughaus und das Militairhefpital zu nennen, während im 
öftlichen Theile der Stadt der Bahnhof, das Poftgebäude, Theater, drei große . 
Gafernen u. f. w. den Verfehr dort im hohen Grade heben. 

Doch verlafjen wir diefe Aeuferungen einer ftaatlichen Thätigfeit, auf bie 
wir einen Einfluß auszuüben nicht vermögen, da wir von jener Seite Etwas zu 
verlangen nicht beanfpruchen dürfen. 

Was aber die gedachten Verwendungen aus Stabtmitteln betrifft, fo aner- 
fennen wir ſehr wohl, daß, weil einmal die öftlichen Stabttheile fo ſchnell 
emperblüben, dort zahlreiche Bedürfniſſe eine möglichft raſche Befriedigung er- 
heifchen. Aber dennoch haben wir jene Zufammenftellung, der wir nicht den 
Charakter einer Rechnung und Gegenrechnung beizulegen bitten, vorgelegt, um 
e8 der ftäbtifchen Vertretung ans Herz zu legen, daß vor den in teäftiger und 
immer bringlicher Weife hervortretenden Bedürfniffen der andern Stabttbeile die 
unfrigen nicht in den Hintergrund gedrängt werden mögen, 

Dean wende feine Blide nicht immer den glänzenden Erſcheinungen des 
Emporblühens der Stadt, der Entftehung neuer Stadtviertel, des erfreulichen 
Steigens der Preife des Bodens und der Häufer in der Umgebung der Eifen- 
bahn zu. Daraus entfteht eine bellagenswerthe —— Beurtheilung der 
ſtädtiſchen Geſammtverhältniſſe. Man gebe ſich feinen Jüuſionen bin. Wenn 
in den öftlichen Umgebungen der Etadt neue Stabttheile entftehen, fo ift das 
nicht unbedingt ein Zuwachs zur Bedeutung und zum Wohlftande der Stadt, 
eben weil alte Stabttheile, die früher blüheten, zu Grunde gehen. 
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Man follte, wen man von jenen Zeichen blühenver ftäbtiicher B 
redet, nie — dagegen zu bemerken: aber im A a fe 
Stabt finten die Kauf» und Miethpreife der Häufer mit jevem Jahre, dort y 24 
mindern fi die Hanbelsgefhäfte, die Gewerbe fteden u. f. w. ; * 

Wir Hoffen, daß jene Erwägungen bie Gemeindevertretung geneigt machen 
werben, auf unfere beſcheidenen Wünfche in Beziehung auf bie Ueberlaffung eines 
Theild des Marktverkehrs einzugehen. 

Wir glauben nicht, daß fie von ben Klagen Einiger, welche bei ver Ver— 
legung eines Marktes unmittelbar intereffirt find, fich werde beftimmen laffen 
um fo weniger, als feit den legten beiden Decennien der Verkehr derart geftiegen 
ift, daß der eine Markttag heutigen Tages einen größeren Verkehr bringt, als 
vordem beide, von einem eigentlihen Verluſte alfo nicht die Rebe 
fein fann, für bie augenblidlihe Ueberlaffung eines Theiles diefes 
gejtiegenen Berfehrs aber Jene in dem fonftigen und namentlich in dem auf 
die Eifenbahn gegründeten Tebhaften Verkehre auf der früheren Altftabt fehr bald 
Schadenerſatz finden werben. 

Mit der Berfiherung, daß wir auf bie Gewährung unferer eben ausge, 
ſprochenen Wünfche einen ganz auferorbentlichen Werth legen, weil wir darin 
eine Hülfe in unferer unglüdlichen Cage, an ber wir völlig unfchuldig find, 
ſehen, verharren wir unferer Obrigfeit und Gemeindevertretung 


treu gehorſame Bürger. 
(Bolgen tie Unterfäriften:) 





Gemeindevertretung im Mittelalter, 
Bon Wilh. Freih. v. Löffel ein zn — —— und Archivar 


Die Art der Gemeindevertretung, wie fie in einem Rieſer Dorfe im Mittel. 
alter beftand, tft aus nachftehenvder Urkunde erfichtlich: 


„Wir Ludwig der Zünger!) Graufe zu Detingen Belennen vnd tün Funt 
offentlich mit diſem briefe Allen den bie jn ſehen oder hören leſen Als wir zü 
gerichte gefeffen fein an ver Landfchrann?) zü firchhain vff den tage als bifer 
brife gebn ift, an ftat ber hechgebornen Lubwigs?) und Fridrichs ) gebrüber 


*) Anzeiger für Kunde ber teutichen Vorzeit. 

) — der Zilngere, Graf zu Dettingen, war ein Sohn Ludwigs des Aelteren 
„im Bart“, flarb frühzeitig bei der Belagerung ber Veſte Graisbach im baieriihen Kriege, in 
melden bie Grafen von Detingen, als Bundesgenoſſen bes Herzogs Heinrich von Baiern, ben 
Herzog Ludwig von Baiern Ingolfladt zum Gegner hatten. 

2) Das alte Landgericht ber Graſſchaft Dettingen war von anfehnlihem Umfange. 
Landgerichtsorte, Malflätten, wo öffentliches Gericht gehalten wurbe, waren in ben älteften 
Beiten: —— die Thorfäulen (zwiſchen Dettingen und Wemdingen), die Hühnerlohe 
(bei Nittingen im Riee), Weiltingen, Harburg; neuere: die Golbburg (Berg bei Pflaumloch), 
bie Leorn (ehemalige Haide bei ingen), Kloſter Kirchheim, Kiofter Zimmern, auch Dettingen , 
ſelbſt und Wallerflein. — Landfdgranne, d. t. Landbant, Gerichtobank (der Lanbrichter fragt 
—— an der Schraun“, wie es in andern Landgerichtöbrieſen heißt) und bann das 


») Ludwig ber Aeliere im Bart, Graf zu Dettingen, ber Vater, war Kaiſer Sigmunb® 
Hofmeifter und flarb im Jahre 1440. — 

+) Friedrich ber Fromme regi it feinem Bruder Tubwig die Gre gemelt- 
Kai Dre wie | u 
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Grauen zu Oetingen vnſerr' lieben vatters vnd vettern, das für vns kome da- 
ſelbs ju gerichte mit fürſprechen. Hainrich Töter*) burger zit Nördlingen, vnd 
braucht do für, wie daz ſein vatter jelg, ein Mülin zü Trochtelfingen ©) gelegen 
an der Eger erfauffet vnd bie langzit Inn gehebt und genoſſen bette, bar 

als ſich der kriege erhube vnd anfienge zwifchen fürften herren vnd den Steten 7), 
bo würde bie jelb mülin obrent vnd wüft gelegt, vnd als derſelb Friege zü freunt- 
ſchafft köme vud verrichtet würde do habe er diejelben mulftat wider vfigefangen 
vnd gebuwen, mit erlaubung der Graufifchafft von Detingen Lantgerichte, und 
nach rate vud erfantuuß der gefwornen Müller, die vber den wafjerbume ejeket 
feint. Daran In gemainlichen die geburfchaft arm und reych zü Trochtelfingen 
jerten engten vnd darjn fprechen, wie daz er anders gebuwen hette dann von 
alter ber lomen were. Darvmb er begerte nit anders dann man fehidte bie 
egenannten gejwornen Müller dartzü, und erfenten die, das er recht gebuwen 
bette, daz er bes genüſſe. Hette er aber anders gebuwen, dann billich wer vnd 
bie gejwornen Müller erfant heiten, dez wölte er engelten, Daz aber lug von 
zipplingen ®) und fünf von Trochtelfingen mit jm, mit namen Fritz Stürm, ber 
Prüfjer, vlin dürr, haus Stegmüller vnd der maylin, verantwurten mit fürs- 
Ipreden, von deſſelbe dorfjs wegen gemainlichen, vnd ſprachen. Wie daz 
bainrich töter ein Mülin gebuwen hette, anders dann von alter herkomen were, 
die im allen groſſen ſchaden tete an wismat, vnd begerten darvmb nit anders 
dann einer Erb'n funtfchaffte?), zü erfaren, wie das von alter herfomen were, 


—* Die Töder waren ein anſehnliches altes nördlingiſches Geſchlecht. Fritz und Hein⸗ 
rich die zeugen im J. 1283; wieder ein Friedrich T. und dann fein Sohn Heinrich beſaßen 
die Vogtei zu Everheim, bie zum Kirchenfay von Ugmemmingen gehörte, im 9. 1371, und 
legtgemannter Heinrih T. und fein Sohn Heinrich flijten diefen Kirchenſatz zum Kofler Eprif- 
garten und bauen bafelbft die erfie Zelle 1383, grie T., ber Bater, „geſworner burger bes 
Rats der flat zu Nördlingen“, fiegelt im 3. 1374, 

*) Trodtelfingen ift ein großes Dorf, jegt wirtembergifh, am ber baieriſchen Grenze 
zwiſchen Nörblingen und VBopfingen gelegen. Der Ort hatte feinen eignen Adel und ſchon im 
3. 1153 lommt Berngerus de Trohtelvingen als Zeuge vor, 1238 Marguardus de T., Ulrich 
dv. T. 1259 bis 1277, und wohl berjelbe bis 1293, fein Bruber Friebrih 1270 ff. Conrad 
miles de T. 1286; Friedrich ment ſich auch einmal (1290) ber Stutenhofer, und es erfcheinen 
fpäter noch 1360 — 1387 zu Trochtelfingen ein Ulrich von Stulenhoven (Stuttenhoven) und 

riedrich Sluttenhover. Allmälih haben ſich auch andere Geſchlechter dort anfäßig gemacht und 
uden fib noch von fünf verfhiedenen adelihen Siten bie Ueberrefle und die Erinnerung ba- 
elbſt. Es hauflen auf biefen verſchiedenen Evelfigen im mehrfachem Wechſel bie Herren von 
er&hofen, die Haden (Haufen) von Hohenel, die von Zipplingen und die Fuchfe von Zipp- 
lingen, die von Reichenbach, von Herfyeim, von Haufen, die Stein von Diemantflein; auch 
waren die von Ellihshaufen und andere Familien hier bezütert. 

’) Die Grafen von Dettingen waren dem 1887 gegen bie Neiheftäbte errichteten 
Fürftenbunbe beigetreten. 

*) Bom Dorfe Zipplingen im Ries ſchrieben fi zwei verſchiedene Gefchlechter, welche 
häufig mit einander verwechfelt werden. Die alten Bippfinger, welche aufrech de 
kurze Schwerter im Wappen führten, erſcheinen ſchon in ber Mitte des 18. Jahrbunberis in 
den Urkunden; bie Fuchſe von Zipplingen aber habe ih erft von 1319 an ae: ihre 
Wappenfigur ift eine redende, ein aufipringender Fuchs, allein fie fchreiben fich häufig, wie 
bie vorigen, mur „don Zipplingen, und ich finde 3. B. im einer Urkunde von 1410 am Et. 
Elebethentag einen „Lu von Züpplingen gelegen zu Trobtelfingen“ und neben ihm einen 
eg bon Züpplingen, vogt zu Baldern“, als Siegler. Bon leterem iſt noch ein u ern 
des —— erhalten, das deu Fuchs von Zipplingen erkennen lä a erfteren Sieg 5 


zwar, a 


*) Zeugihaft, Ausipruch von Sachverſtändigen. 
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daz fie alſo gemachet würde, Darvff aber Hainrich Töter egenant antwurt, mi 
Fürſprechen, vnd ſprach, wan nu bie ſach gemainlich Reich und arın zu —* 
telfingen antreffe, vnd Lutz von zipplingen vnd die egenant fünf mit Im, ſich 
bed annemen, von derſelben gemainſchafft wegen. ob fie dann icht bilfich ge: 
waltsbriefe weißten, von der felbe gemainfchaffl. Alfo weres, ob er jn mit 
bem rechten enbreche, daz er dann ber gangen gemainfchafft enbrochen tere. 
Dafjelb aber Lug von zipplingen vnd mit jm die egenanten fünfe mit fürfpre- 
hen verantwürten Alfo wie des dorfs zü Trochtelfingen gewonheit were. das 
fie alle jar nemen fünf von dem dorffe und einen Ebeln zu jn, bie 
das dorff vmb alle ſachen das felb jar verantwurten und wffrichten, des fie auch 
vollen gewalt vnd macht hetten. Alſo weren fie vff dig jar von gemainfchafft 
bes dorffs wegen erforen worden, das fie baz verantwurten, vertreten vnd ver 
jprechen jülten, des fie auch maht und gewalt beiten. Vnd nach ir baider rede 
vnd wiberrebe, bäten fie vns ze fragen die Ritter, do ertailt der merer tail daz 
fie iren gewalte billich weißten. mit Briefen oder funft, oder aber dem Töter 
bofür ſprechen. Weres ob er jn icht mit recht eubreche, daz er dann der engen 
gemainfchafft enbrochen were, daz alfo beſchach, Darnach hüb der töter fein 
clage wider am mit feinem fürfprechen, als dann zum erjten gefchriben ftat, 
Das aber ug von zipplingen vnd die andern mit jm aber verantwurten jn ber 
maß ald vorgefchriben ftat. vnd baten uns baiderfeit der vrtail ze fragen. Alfo 
warb mit gemainer volge vnd vrtail ertailt, das fie des balderſait in ein Erber 
luntſchafft fomen ſölten, vnd die fontfchafft lüte fülten fein die gefworn Müller, 
bie vber die wafjerbümwe gefegt fein und gejworn haben, vnd die kuntſchafft fölte 
verhören, der lantuogte 1) hans von Althain '!). So möcht auch wol yetwederer 
tail einen zu dem Landvogt geben, bie daby weren als man bie funtfchafft ver: 
hören würde. Des zu vrfünde Geben wir ju diſen brief befigelten mit des ob- 
genanten Lantgerichts anhangendem Infigel !?), der geben ift an fand Oswalds- 
tage Do man zalt nach Grifti geburt vierzehenhundert jar vnd darnach jn dem 
Aylfften jare ꝛc.“ 


’0) Die Landvogtei war ald Gericht dem Laudgerichte untergeorduet. Ihr flanb nur bie 
Aburtheilung geringer Vergehen und Frevel zu, aber in abminifirativer Beziehung hatte fie 
eigene Competenz. 

1) Diefer Hans von Altheim, welcher von 1409 bis 1411 als rg nt 
vorlommt, gehörte dem feit der Mitte des 13. Jahrhunderts in Oettin rlunden erichei- 
menden Geſchlechte an, das im bem heutigen Hobenaltheim im Nies Sig hatte und im 
Schilde einen wachſenden Hund führte. 

12) Die Dettingifhen Landgerichtöflegel waren in verſchiedenen Zeiten auch verfchieben ; 
das gegenwärtige zeigt innerhalb ber Unferift: Sigilluam Judicii 2 de Oetingen, nur 
ben Sem, ef mit mit bem alten gr einobe, dem mit Pinbenblättern ober Herzen 
befäten tmbrette (Pfanenfchweif), deſſen äußerer gebogener Rand aber nicht, wie auf ben 
alten Grafenfiegeln, mit Kugeln, fondern mit Sternen befetst iſt. s Materialien zur Det · 
tingiſchen älteren und neueren Geſchichte enthalten im V. Baude eine Abbildung dieſes Siegels, 
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II. 
Statiftik. 


Dad Anwachſen der Bevölkerung im Preußifhen Staate 
feit dem Jahre 1816, nebſt einer vergleichenden Statiftiik nad den Zählungen von 1816, 1822, 
1831, 1840, 1849 und 1858, 

Bom October biefes Jahres ab erſcheint — worauf wir zunächſt hierburd 
aufmerffam mahen — eine, mit höherer Genehmigung vom Königl. fatiftifhen Büreau 
ins Leben gerufene 

„Zeitſchrift des Königl. Preußifhen flatififden Büreaus“ 
als eine Monatsbeilage zu bem Preußiſchen Staatsanzeiger, Diefelbe bildet gewiſſermaßen 
einen integrirenden Beftandtheil des Staatsanzeigers und wirb eben deshalb auch allen Abon- 
nenten befjelben mit verabfolgt. Es kann jedoch dieſe Zeitfhrift (welche übrigens ſelbſtſtändig 
numerirt und paginirt, und auf einen Umfang von 30 bis 36 Bogen im Jahre bemeffen ift) 
auch feparat bezogen werben. 

Die fpeciellen Rubrilen der Zeitichrift werben folgende fein: 

1) Beröffentlihung des neneften ſtatiſtiſchen Stoffs aus ber Monarchie und beren ein 
zelnen Teilen, und zwar, foweit folder vorhanden, über ba® Land, bie Bevöllerung, 
die Mohnpläge, die materiellen Hülfequellen, die fittliden und geiftigen Eulturver: 
hältniffe, die Staats» und Gemeinbeverwaltung ıc.; 

2) Beſprechung einzelner wichtiger, das Intereffe ber Gegenwart berührenber ſtatiſtiſcher 
und ſtaatswirthſchaftlicher Fragen; 

3) Vergleichende Statiſtik, d. h. Vergleihung der ſtaatswirthſchaftlichen Zufände Preu⸗ 
hßens und feiner Gebietstheile unter ſich ſelbſt, ſowie auch Vergleichung Preußiſcher 
Zuſtände mit den entſprechenden anderer Länder; 

4) Repertorium für bie ſtatiſtiſche und ſtaatswirthſchaftliche Literatur. 

Außerdem wird bie „Zeitſchrift“ dadurch noch eine erhöhte Bedeutung erhalten, daß fie 
au der binnen Kurzem ins Leben tretenben flatiftiihen Centrallommiſſion als Organ zu 
dienen beftimmt if. Belanntlic find bie ftatifiifchen Centrallommiſſionen Inſtitutionen, welche 
ſich allenthalben, wo fie errichtet wurben, auf das Bortheilhaftefte bewährten, und namentlich 
in Belgien Beranfaffung zu ber hohen Ausbildung nnd Vollkommenheit der Statiſtik biefes 
Landes waren und noch find. 

Die erfle Nummer diefer Zeitſchrift ift im Monat October dieſes Jahres erſchienen. 

Aus Anlaß der Feier bes funfzigjährigen Jubiläums bes ſtatiſtiſchen Büreaus, war es 
bie Abficht, darin zunächſt einen vergleihenden Rüdblik anf beffen ganze bisherige Thätigkeit 
zu werfen. Weil jedoch für die vergleichende Methode, melde bie lehrreichſten Aufichlüffe 
liefert, das no von ben Kriegswehen erfüllte Jahr 1810 keinen geeigneten Ausgangszeitpunft 
bildete, jo it mit der mitgetheilten Arbeit „über das Anwadhfen ber Bevölkerung” 
von 1816, dem Jahre, wo Preußen wieder im den Beſitz eines nahezu gleich großen Lanbee- 
gebiets gelommen, als es ihn vor bem Kriege von 1806 befaß, ausgegangen worden. 

In den gelieferten Weberfihten find nicht die won drei zu brei Jahren veranftafteten 
Vollszählungen, fonbern nur die Hauptrefultate der Zählungen feit 1816 mitgetheilt, weil bie 
Veränderungen in der Vollszahl beffer in längeren als in kürzeren Zeiträumen erfichtlih, und 
im erfteren Falle auch weniger von Zufälligkeiten beeinflußt find. 

Wir beabfihtigen nicht eine fpecielle Mittheilung der in Rebe ftehenben, bie verſchiedenen 
Altersflaffen der Bevölkerung umfaffenden Weberfihten zu geben, wir wollen uns vielmehr 
darauf befhränfen, nur fu mmarifch bie Vollszahl mac den verjhiedenen Regierungsbezirken 

zu einer generellen Weberfiht zufammenzuftellen, indem wir hierdurch gleichzeitig auch unfere 
früher in diefer Beziehung fhon gegebenen fatiftiigen Notizen vervollftändigen. 
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Zahl ber Bewohner. 
In den Städten: 
Zahl der 
Stäb 








Vegierungs- 
Bezirke. 


Zählungs- 


Jahre. Ka dem 





Qumbinuen ...»- 


Danzig... » 
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1858 11 134,855 318,771 458,626 
1816 44 80,022 253.079 333,101 
a | ® Ks | Ada 
1 , ‚922 ‚81 
Marienwerder .... 1840 43 109,720 | 439,977 549,697 
1849 43 127,112 493,034 621,046 
1858 43 ‚007 ‚025 682,032 
1816 95 172,358 402,983 575,341 
1822 92 188,125 467,309 655,434 
1831 91 } 520,518 708,047 
hd. DICH 2 1840 91 231.215 | 59, 824,875 
1849 g 252, ‚013 897,339 
1858 91 258,346 9,876 918,222 
1816 56 67,761 177,074 244,835 
a Isar me) Bi | aan 
; 960 ; 
Bromberg - . + + 1840 54 314.590 408,975 
1349 54 107,588 847,087 454,675 
1858 52 119,764 879,169 498,933 
1816 71 372,585 838,308 710,893 
| m | Aue | Mia | Wr: 
1 £ 5 h 
Potsdam incl, Berlin 1840 72 592.656 | 494.575 | 1,087.281 » 
1849 72 715,863 653,072 1,268,9 
1858 12 778,298 614,039 1,392,337 
1816 70 164,535 408,188 572,723 
| ur | Boos | fie | dam 
B ‚143 ‚ 
Frantfurt u...» 1840 66 ‚207 169,866 
1849 66 252,844 607.243 860,087 
1858 67 285,122 652,537 937,659 
1816 35 101,633 085 816,718 
1822 35 118,706 7,869 276,575 
1831 35 138,314 256 432,570 
Stettin... 4.40% 1840 35 156,301 ‚056. 4 
1849 85 78,919 562,127 
1858 35 7,268 6,471 623,729 


Regierungs- 


Pesiche, 


Zählungs- 


Jahre, abl d 


6 
Zahl der Beivohner. 
In den Städten: 


23 


BEESBENNSN 


Auf dem 
platten Lande. 


Ueberhaupt. 


237,441 
284,193 
329,298 


893,289 
448,516 
501,546 
128,493 
139,970 
150,355 
170,848 
187,058 
203,106 
760,442 
878,586 
961,881 
1,084,522 
1,174,679 
1,249,149 
524,784 
617,379 
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Zahl ber Bewohner, 
Begierungs- Zähfungs- In den Stäbten: . gu 
Bezirke. Sabre. ahl ber a pri Ueberhaupt. 
tädte. Pr atten Lande. 
1816 36 74,901 264,115 | 339,016 
1822 35 75,574 284,897 | 360,471 
Be 1831 27 74,808 321,517 396,325 
1840 27 83,196 358,540 | 441,736 
| 1849 27 or | aaa | 463.229 
1858 27 360,747 460,105 
1816 54 100,848 276,888 | 376,736 
1822 55 110,384 297.020 | 407.404 
Arneberg ....... 1831 43 118.299 347,476 465,775 
1840 43 135,300 394,912 530.212 
1849 43 154,431 425,336 | 579,757 
1858 44 195,940 474,311 670,251 
1816 15 76,783 251,029 327,812 
1822 15 92.249 264,654 356 
Ge ae 1831 12 103,435 296,373 399,808 
1840 12 117,105 330.332 447.437 
| 1849 13 142.269 355,061 497.330 
1858 13 171,835 374,056 545,891 
1816 50 196,978 394,120 591,098 
= |E || BE | 88 
Däffeldorf ...... 831 263,001 706, 
— 1840 62 325450 | 484501 | 809,951 
1849 60 379,621 597,630 | 907,151 
1858 63 550,746 511,800 | 1,062/546 
1816 32 74,295 270,373 | 344,668 
ee | 
En 9, R 
cin Ai 1840 25 97308 | 38125 | 478,430 
1849 25 107,090 401.776 
1858 26 115,073 523,353 
1816 1 44,164 8 | 299,372 
a ru Jet hide nie 1 Bee |. 
it e ‚ , 
ia, 1840 11 61.092 470,444 
1849 11 61,700 436.070 | 497.770 
1858 11 463,744 528.008 
1816 20 71,913 236,045 307,968 
|: || 85 | Be 
1 e 
Aachen. 1840 14 987122 385 
1849 15 104,646 306,879 411.525 
1858 15 125,494 821,169 


1 
“um | u | ee 


5 
>> 
£ 
& 


980 
1868 987 5,235,999 


Städte im 
en Dean Hohenzollern.) 


2,4386,610 17, 672/609 
1858 — A 
weibl.: 8,869,480 
darunter Mili- 
tärbeuöllerung: 200,289 
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Erläuternb iſt zu bemerlen: 

1) Im Jahre 1816 befand fih ein Armeelorps von 29038 Mann in Frankreich, ohne 
daß fi jebod ermitteln liche, wie viel davon jedem Regierungsbezirke zuzuzählen 
wären, Um bie Zahl ber Bevölkerung pro 1816 vollſtäudig zu erhalten, wilrde 
alfo diefe Summe ber in vorſtehender Tabelle enthaltenen von 1816 zuzurechnen 
fein. 

2) Im Jahre 1819 if der Megierungsbezirt Reichenbah am bie Regierungsbezirke 
Liegnig und Breslau vertheilt, umb im Jahre 1821 der Megierungsbezirt Cleve zu 
Düffeldorf geſchlagen worden. Behufs der Bergleihung iſt dieſe Vertheilung, refp. 
Zufammenfhlagung auch pro 1815, nad Stadt und Land geſchieden, fingirt worben. 

3) Die Zahl der Städte wechſelt fehr beträchtlich im vielen Regierungsbezirken, 

4) Im Jahre 1849 waren ca. 35000 Mann Militär in Baden, Schleswig, Hamburg ıc. 
Da dieſe 35000 Mann als abweſend nicht mitgezäplt und aufgezeichnet werben 
tonnten, fo erflärt fih daraus die theilweiſe erfichtliche Verminderung der Zahl in 
1849 gegen 1840. 


5) Wegen der 1849 und 1858 noch anderweitig anferhalb des Staates befindlichen 
Mititoirbevöllerung fimmt die Summe ber Tabelle pro 1849 und 1858 erſt danu 
mit der Summe bed ganzen Staates überein, wenn man zu ben entfprechenben Be- 
völferungszahlen bie Ziffer jener 1849 in Baden ꝛc. und 1858 in Frankfurt a. M. 
befindlihen Militairbevöflerung hinzurechnet, 


Die Summe der Bevöllerung bes ganzen Staats bifferirt außerdem im Jahre 1858 mit 
der ber Tabelle um 67304. Nämlich: 
wirllide Summe . +» » * » . . . 17,739,913 Einwohner, 
Summe nad vorſtehender Tabelle. „ . 17,672,609 ” 


Differey . . - 67,304 Einwohner. 
Diefe Differenz erllärt fi aber folgendermaßen: 
64,235 Hobenzollernfhe Lande, 
2,211 Mitlitair von Frankfurt a. M. 
- 858 Yahbegebiet. 


67,304 wie oben. 


Um bes Bergleiches mit dem früheren Ergebniffen wegen mußten aber jene 67,304 Be- 
wohner im Jahre 1858 außer Betracht gelaffen werben, 


Ueber das Anwahfen der Bevölkerung im Preufifhen Staate auf 
gleichgebliebener Fläche, find bereits mehrfach durch das ftatiftifche Büreau Veröffentlichungen 
gemacht worden. Es Liegt daher nicht im ber Aufgabe biefer Mittheilung, die Urſachen alle 
anfzuzählen, welche dazu beitrngen, bie Bevölkerung Preußens auf ben ihm ſchon 1816 zuge⸗ 
hörig geweſenen Gebietstheilen in einem Zeitalter von 43 Jahren von 10,319,993 Bewohnern 
auf 17,672,609 zu erhöhen. Diefe Zunahme wirb jedoch durch relative oder Verhältnißzahlen 
auſcha ulicher und bie Elemente berfelben, foweit letztere bie einzelnen Regierungsbezirke 
betrefien, vergleihbarer gemacht, durch folgende Zufammenftellung der Berechnungen, um 
wie viel Berfonen fi je 1000, von 1816 bie inch, 1822 m. ſ. w. vermehrten. 









Ze 1000 Berfonen hatten fih vermebrt reip. vermindert: 
| 





A | e | 
Regierungs- vom bis zum | biszum | biszum bis zum bis zum 
BUN December December | December | December December | December 
Besiche. 1816 | 1822 | 18831 | 140 | 1849 | 1868 
| \ 


| 
in den Städten und auf bem Lande zufammen. 


I \ 


1000 | 12090 | 1365 | 149% | 1591 | 1760 


Königsberg —* 
BR 1000 | 1282 | 1491 | 1690 | 1736 | 1897 
mans als mi er 1000 1238 | 1372 | 1540 | 1700 | 1906 
— 1000 1210 1368 1644 1864 | 2047 
en VE 1000 | 1139 | 1221 | 1433 | 1559 | 1595 
Bromberg ». 2.2... 1000 1239 - 1332 | 16% 1857 | 2087 
Borsdam incl. Berlin 1000 1118 | 1261 1529 | 1785 1958 
grantiunt, 5 1000 1070 | 1292 , 134 | 1501 i16 
tetlin . - * 1000 1188 | 1365 | 1554 1774 | 1969 
ER 1000 1196 | 1386 1698 | 1888 | 2112 
Stealfund .......+ 1000 | 1088 | 1170 | 1829 | 1455 | 1580 
Bres ... . | | 1642 
Oppeln . . . | 2020 
Liegnig . . . . \ 1435 
Magdeburg .... +.» 1604 
Merfeburg - +». » ++ +- 1641 
Erfurt...» . . 1483 
Münfter EN EEE RE DIE 1244 
Minden »-s.. +++ — 1357 
Arnsberg. a 1779 
0.9 ve 990 1666 
Düfleldorf „+... 1798 
Eoblen „oo + or.» 1519 
Trier. Re le UNE 1764 


AUden.. 00 00+ 





1000 | 1180 ° 1263 1447 1 


Durchſchnittlich .. 


—— 
Im Preußiſchen Staate überhaupt. 
In den Perioden von 1816— 1822, von 1831 — 1840 und von 1840 — 1849 geht 
das Anwachſen auf einer Flächeneinheit in ben Stäbten mit bem anf bem pfatten Laude fat 
ganz parallel; nur im bee Periode von 1849 - 1858 gewinnen bie Städte einen bedeutenderen 
Borfprung. Diefer Borfprung iſt indeſſen kein allgemeiner. Gr wird ausihtientih beroorge- 
bracht durch bie flärfere Zunahme der Bewohner in den Städten ber Regrerungsbezirte Pots- 
dam mit Stabt Berlin, Wranffurt, Stettin, Stralfund, Breslau, Lieguiß , Magpeburg, 
Merfeburg, Erfurt, Arnsberg, Cön, Diffelderf, Coblenz und Waden; er zerjolgt alle im 
Allgemeinen eine weſtliche Richtung. Am überwiegendſten ſpricht er id aus m ben Hegie- 
rungöbezirten Düffeldorf und Coln. Während jedoch in legterem Bezirk bie Zumahme durch 
alle Perioden hindurch ein beſtimmtes Geſetz verfolgt, ift im Regierungsbezirt Diffeldorf ein 
ſolches verhäftnigmäßiges Anwachſen nur bis zur Periode von 1849 wahrzunehmen; won 1849 
bis 1858 aber ift ein gewaltiger Sprung vorhanden, ber weniger auf materiellen, als auf 
abminifrativen Gründen beruht. Nach der Stänteorbnung für bie Rheinprovinz vom 15. Mai 
1856 nämlich kann aufer den Etäbten über 10,000 Einwohner nah Befinden auch andern auf 
bem Provinzial» Landtage vertretenen Gemeinden auf ihren Autrag das Städterecht verliehen 
werben. Davon haben im Regierungsbezirk Düffeldorf die meiften Städte Gebrauch gemacht, 
65 
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und es ift hierdurch die ſtädtiſche Bevöllerung in biefem Reglerungsbezirk vom 447,297 pro 
1855 auf 550,746 pro 1858, alfo um 108,449 Einwohner oder 23,,, pCt. geftiegen, bie 
ländliche Bevölkerung aber von 560,273 pro 1855 auf 511,800 pro 1858, alfo um 10,0, pEt. 
gefunfen. 

Aus der vorhergehend mitgetheilten Tabelle erficht man wohl ganz deutlich, um wie 
viel Perfonen fi je 1000 Perfonen in bem einen unb bem andern Regierungsbezirle ver⸗ 
mebrten, allein für bie wirthſchaftliche Beurtheilung diefer Vermehrung ift es leinesweges 
gleichgültig, ob dieſelbe auf einer großen oder Heinen Fläche fattfand, Zur Begründung eines 
richtigen Urtheils ift e8 vor Allem möthig, nachzuweiſen, welche Dichtigleit die Bevöllerung 
in dem einzelnen Regierungsbezicken in den Jahren 1816, 1822, 1831, 1840, 1849 unb 
1858 behauptete, d. h. wie viel Bewohner auf einer Quadratmeile jener Bezirke lebten. Dieſer 
Nachweis wird duch die nachſtehend mitgetheilte Tabelle geliefert. Es haben im verjelben Aus. 
ſcheidungen von nicht angebantem Boden, Debungen, von großen Waldflähen und Wafler- 
flächen aflerbing® nicht geſchehen Kiunen, weil die einen wie bie anbern vielfach Gelegenheit zur 
nußbringenden Production, mithin zur Anfievelmg und zum Lebensunterhalte, z. B. durch 
Steinbruchbetrieb, Bergbau und Hüttenweſen, Waldbau, Holzinduſtrie, Fiſchſfang und Schiff · 
fahrt ꝛc. darbieten; die richtige Ausſcheidung auch nur bei allergenaueſter Locallenutniß möglich 
fein könnte und auch dann immer verſchiedenem Urtheile begegnen müßte, indem fie mehr ober 
weniger nur anf fubjectiven Anfichten beruhen würde. 


lächen⸗ Auf je einer Quadratmeile der nebenverzeichneten 
Regierungs= Bezirke lebten Bewohner 
















Begierungs- | 
Beziche. im im im | im im 4 dm 


December December Deceniber December, December| December 
18 1822 1881 | 1840 
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Im Preußiſchen Staate 
überhaupt . » 
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DObige Zahlen rollen ein überaus intereffantes Gemälde von ber Beſchaffenheit des 
Preußiſchen Staats af. Ueberall Forticritt in der Zunahme der Bevölferung mit mur einer 
einzigen Ausnahme, des Regierungsbezirls Minden, wojelbft die Dichtigkeit während bes letzten 
Jahrzehends jogar um etwas fi verringerte, Die durchſchnittliche Dichtigleit im State ftieg 
von 2030 anf 3407, um 1377 Bewohner pr. Duobratmeile im Laufe von 43 Jahren; — bh. 
jebe der in Betracht gezogenen 5032,;; Ouabratmeilen des Preußijhen Staats mußte feit 1816 
im jedem Jahre durchſchnittlich für 32 Menſchen mehr und auch befferem Unterhalt barbieten, 
denn fonft hätte die Vermehrung feine beffändige fein können. Obenan hinſichtlich der Dichtig- 
keit feiner Bevölterung ficht der Regierumgsbezirt Diüffeldorf mit 10,807 Menſchen auf ber 
Dmadratmeile; ihm fteht als dünuſibevöllerter Landestpeil der Regierungsbezirk Cöslin mit 
1940 Bewohnern gegemüber. 

Unftreitbar üben bie großen Städte einen bebeutenden Einfluß auf bie mehr ober minder 
große Anhänfung von Bewohnern auf beſtimmter Fläche ans. Nicht minber aber aud findet 
fie in allen den Gegenden ſtatt, welche den Keim grofartiger inbuftrieller oder commercieller 
Eutwickelung in ſich tragen. — Solche Keime finden fi (um vom Berlin zu ſchweigen) z. B. 
im Regierungstezirt Oppeln in ber dortigen Kohlen», Eijen- und Zinfinbuftrie, im Regie» 
zungsbezirl Arnsberg in ber Kohlen. und Metallinduftrie einzelner feiner Kreije, in ben Re- 
gierungsbezirten Cöln und Diüffeldorf in deren Handel und Schifffahrt, verbunden mit Ins 
duftrie. Dan geräth unwillkürlich in Eritaunen über bie immerfort zunehmende Productivität 
biefer Vezirle, wenn das Anwachien berfelben mit den Übrigen Bezirken, wie in ber nachſtehend 
mitgetheilten Tabelle geſchehen iſt, verglichen wird. 











Das Anwechſen ber Bevditerung auf je ei ner Quadratmeile 
der nebenverzeichneten Regierungs- Bezirke betrug: 


Regierungs- 
h vom vom vom | vom | dom | bom 
Bezirke, —— 816 Debr. 1822 Debr. 1831 Debr rer a ir 1816 
® | is bis 





bis bis bis bi 
Debr. 1822 Debr, 1831 Debr. 1840 Debr. 1849 Debr. 1858, Debr. 1858 
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Es wird ſchliehlich in der qu. Zeitfehrift moch am einigen großen Zahlen bie Bebeutuug 
des nachgewieſenen Auwachſens ber Bevöllerung bes Preußiihen Staats vor Augen geführt 
und insbefondere erwähnt, daß man genügenbe Urſache bat, die Confumtion der Bevdilerung 
im Sabre 1810 anf höchſtens 30 Thlr. pr. Kopf anzunchmen, während die Annahme einer ber 
Summe von 40 Thlrn. gleihlommenden Confumtion pr. Kopf ber jegigen Beböllerung feines- 
falls eine Ueberſchätzung, vielmehr eine Unterſchähung fein dürfte, Die Unterjhiede in dem 
» Preifen und in den Geldwerthen mögen fi gegenfeitig jo compenfiren, daß bie Zunahme ber 
Sonfumtionsfähigkeit in der That 10 Thlr. pr. Kopf betrage. Da nun die Gefammtbevälferung nur 
diejenigen Werthe oder deren Aeqnivalente confumiren lann, welde fie vorher probueirte, fo 
fantet die Ueberſetzung der Zahlen jener Bevölferungszunahme von 1816 bis 1858 dahin, daß 
bie Bewohner des Preußiſchen Staats jet ungefähr für 400 Milionen Thaler jährlih mehr 
zu probueiren nöthig haben und auch wirklich probneiren, al® im Sabre 1816, 

Unter Zugrundelegung einer Confumtion von 40 Thlen. pr. Kopf beträgt die dermalige 
jährliche Gefammtprobuction, d. h. ber Ertrag ber vereinigten Factoren Natur, Arbeit nnd 
Kapital in Preufen circa 720 Millionen Thaler. Ein namhafter Tpeif diefer colofjalen Summe, 
beinahe ein Drittheif, wird alljährlich durch die Ernährung und Erziehung der herauwachſenden 
Generation, der Kinder, abforbirt. Es if von höchſſer Wichtigkeit, daß dies eine probuctive 
Ausgabe fei, denn die Kinder find in der That bie Träger ber Eriparniffe nicht blos der Far 
milie, fondern des ganzen Staate. Was ihren Körper, ihren Geift und ihren Character flärkt, 
das ftärft ten ganzen Staat, 


Die Finanzen der Stadt Hildeöheim. 
(H.4A.3.) Als vor Kurzem bie Bürger unferer Stadt aufgefordert wurben, zur Beſprechung über 


die vom Magiftrat in Anregung gebrachte Feſtſtellung neuer Straßenlinien vor dem Bahnhofe zufam- 
menzutreten und zahfreich fih verfammelten, glaubten wir darin ein Wiedererwachen bes Jutereſſes 
der Bürgerfchaft an den öffentlichen Angelegenheiten überhaupt, insbefondere an denen unjerer 
Baterſtadt zu erfennen, und begrüßten biefes Zeichen febhafterer The ilnahme um fo freubiger, je 
häufiger ung die Erſchlaffung und faft gänzlie Apathie betrübt hatte, weldhe der großen Aufregung des 
Jahres 1848 und dem zu Grabe getragenen Hoffnungen jener Zeit gefolgt war. Iudeß fahen 
wir uns infoferm getäufcht, al® man hätte erwarten follen, man werbe bie Lehren eben jenes 
Jahres befolgen und nicht, Matt fiber den zur Verhandlung Rehenden Gegenftand ruhig zu 
debattiren und dadurch womöglich eine Einigung ber einander entgegenftehenden Anfihten her- 
beizuführen, in Verdächtigungen und Anjhulvigungen betrefis ber Verwaltung ber Gemeinbe- 
Angelegenheiten und gegen bie Vertreter der Stadt ſich ergehen, das gegenfeitige Bertrauen 
ſchwächen und durch Hervorrufung von Uneinigfeit und Streit bie beften Kräfte vergenben und 
aufreiben. Während die Erfahrung vielfach dargethan hat, wie fehr es Noth thut, in Einigkeit 
ſtark und fräftig den Gegnern einer freien felbfitpätigen Entwidelung und Förderung bed Ge 
meinde- ımb Staatslebens die Stirn zu bieten, ſcheint man, um im einer einzelnen Sache eine 
beftimmte Anficht zur Geltung zu bringen, aufs Neue Uneinigkeit zu fäen und Mißtrauen zu 
verbreiten, ohne zu bebenfen, daß man dadurch die Kraft zum gemeinfamen Widerflande, wo es 
um weit wichtigere Gegenflände ſich handelt, verliert, und ſchließzlich genöthigt wird, ba® Feld 
zu räumen und eimen leichten, aber in feinen Folgen verberbfihen Sieg denen zu verſchaffen, 
die dem unabhängig und fraftvoll fi) entwidelnden Bürgertum feindli gegenüber fiehen. 
Kaum lann man noch daran zweifeln, daß mit folhen, welchen bie feit einer Reihe vom Jahren 
herrſchende Einigkeit der Bürgerſcheft und der fie vertretenden ſtädliſchen Collegien, bie durch 
das gegenfeitige Vertrauen erzeugte Fähigkeit zur Bekämpfung äußerer Einflüffe auf das flaat- 
bürgerliche Verhalten der Stadt, ein Hinderniß ihrer freiheitfeindlichen Veftrebungen if, welche 
deshalb auch principiell darauf ausgehen, das Anfehen ber fläbtifhen Verwaltungen zu lühmen 
und zu ımtergraben, nicht bloß politiſch Unmündige, Kurzfichtige und Wantelinüthige, jonbern 
auch andere, um augenblidliher privater Intereffen und Wünfde, um erregter micht erfüllte 
Hoffnungen, vorgefpiegelten Gewinnes und vermeintlicher Bortheile willen fi) vereinigt haben, 
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um ben Bertreiern der Stabt Berlegenheiten und Schwierigfeiten zu bereiten, ihren Beſtrebun⸗ 

gen für das öffentliche Wohl Widerfland zu feiften und ihnen hindernd in aller Wege entgegen 

zu treten. — Es ſoll hier nicht erörtert werben, ob und wie weit ed notbwendig und wilnichens- 

werth if, Neubauten, wie -fie im Verlauf der leiten Jahre mehrfah in den Umgebungen ber 

Stadt vorgenommen find, zu fördern, für die Anlage gewerblicher Etablifiements in ber Nähe 
des Bahnhofes Pla zu jhaffen, wie es an den meiflen anderen Orten ſich als dringlihes Bas 
bilrfniß berausgeftelit hat; wir geben vielmehr zu, daß hierüber verſchiedene Auſichten herrſchen 
ldunen, und vindiciren für jeden Bürger das Recht, bie ſeinige auszuſprechen und durch Grindt 
zu belegen. Aber billigen lönnen wir es micht, wenn man über die Bläne, die in biefer Be. 
ziehung den ſtädtiſchen Eollegien zur Berathung vorliegen, ohne fie genau zu fennen und ohne 
fie geprüft, oder auch nur dem Verſuch gemacht zu haben, ſich ſolche und bie darauf bezäglichen 
Koften-Berehnungen zur Anfiht und Benrtheilung zu verſchaffen, abſprechende Urtheife fällt und 
zum Richter über biefelben fi) aufwirft. Gerechten Tadel verdient e8 aber, wenn man bei 
Beiprehung einer Angelegenheit, bei der e8 eher um einen Gewinn file die Stabtkaffe, als um 
Aufwendung aus berfelben fih handelt; flatt wirfliher der Sache felbft entnommener Gründe 
Anſchuldigungen gegen die Stadtverwaltung vorbringt, als ob fie die ſtädtiſchen Mittel vergeude, 

bie Kaämmereilaſſe mit hohen Schulden belafte und dadurch den Wohlſtand der Stabt und ihrer 

Bürger untergrabe. Das Gegentheil erweifen beutlich genug bie jährlich veröffentlichten Aus. 

züge aus den fläbtifchen Rechnungen und Ganshaltspkänen, umd es könnte genügen, benen, 

welche die Stimme erheben zu Vorwürfen biefer Art, jene Auszüge vorzuhalten und fie aufzı- 

fordern, die Richtigkeit ihrer Behanptumgen barans nachzuweiſen. In Betracht der Wahrheit 

bes Satzes „semper aliquid haeret“ aber, wollen wir, um auch denen, welchen biefe Veröffent- 

lichungen, fei es überall micht oder doch nicht in ihrer ganzen Reihenfolge zur Hand find, zu 

zeigen, wa® anf berartige allgemeine und minbeflens unüberlegte Anführungen zu geben fet, 

im Nachfolgenden einige Ueberfichten zufammenftellen aus jenen Auszügen, bie zur Beſtätigung 

beffen ‚dienen werbem, was ſchon fiber den Stand ber fläbtifchen Vermögens + Verwaltung mitge- 

tpeilt wurbe. Zunãchſt möge dazu dienen, eine tabellariihe Zufammenftellung über den Betrag 

ber Activ ⸗ und Paſſiv⸗Kapitalsausſtände ver Kämmereilaſſe und der Übrigen früher getrennten, 

jetzt mit berfelben vereinigten Kaffen über einzelne ftädtifche Berwaltungszmweige, wie die Marien. 

Friedhofs, bie Aderbau- und die Pflafterfaffe. Es betrugen nämlich, die verfchiebenen Münz- 

forten auf Conrant rebncirt, 














* | die Hetiva die Baffiva 
N ern 707 — RE a bee . 

1848 21 | — * 
1851 75,962 f 

1852 75,969 a — 
1853 74,184 7 = 
1854 81,286 — 
1855 75,566 is 8 
1856 83,836 18 8 
1857 73,250 12 = 
1858 15,837 2 8 
1859 57,937 | 100,260 19 8 


Diefe Ueberficht ergiebt für das Jahr 1848 einen Ueberihuß der Activa ber bie Pafſiva 
von 20,558 Thfr., für 1852 einem gleichen Weberfhuß ber Activa von 6386 Thlr. 11 Gr. 
2 Pf., für 1859 dagegen einen Ueberfhuß ber Palfiva Über die Activa von 42,323 Thlr. 
6 Gr. 6 Pf., fonach gegen 1848 einen Unterfchieb von 53,482 Thlr. Indeß kaum daraus eine 
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wirkliche Bermögens-Berminderung nicht gefolgert werben. Zieht man nämlich nur zugleich bie 
Bermehrungen und Berbefferungen bes ſtädtiſchen Immobiliar » Vermögens in Betracht, bie 
feitbem eingetreten, die Bauten, welche ausgeführt find, fo liegt es Mar zu Tage, daß ber 
Stand ber ſtädtiſchen Finanzen keine Beſorgniſſe einflößt, daß wir die Zuſtände von 1848 und 
bis dahin wicht zurüdzumwünfchen haben. Es weijen nämlich die Rehnungsauszüge, abgejehen 
von unerheblihen Auläufen von Grundſtücken, — neue Grunderwerbungen nach: 
die Großvogtei... A ———— ... 1220 Dim 
hie Dyes ſchen und Sederfpen Werder. ie ee: A 
das Spar--und Leihlaffen- Gebäude, incl. ber baran vorgenommenen Bauten mit 15,646 „ 
die Central · Mädchenſchule au Grunderwerbs- und Bauloftlen & » « - . . 12,20 „ 
bie höhere Töchterfhule incl. ver Baulofien . . - “er eane R 
ferner an erbeblihen Neubauten unb Reßourotionen, die micht zur Klaſſe der 

laufenden Unterhaltungstoften zu rechnen > ben Bau bes Biſchofa⸗ 


eined Kanals vom Ofler- zum Almsthor mit ca... x» »- » 
bie Abtragung des Rondels am Goſcheuthore mt » » Se. + a e 
bie Ueberwölbung des Hageubeel® mit - - 2 2: 0 0 ne ner ee. 736 

bie Anfhaffung neuer Spriten und Rettungsgeräthe - » = 2 0 “0 rn. 1880 

die Erweiterung der Alms- und Schmiebeflraße » » » 2 00.» i 825 „ 
die Berfüllung bes Zingelgrabens und Anlegung ber Bahrıhof-Gpauffee mit . . 1M. 
NReftaurationen bes Rathhauslellers und im — u te 
den Ban einer Imnerfie:Brüde mit . . . ee nen 155 
wie nicht minder bie Pflaflerung aller erbebticheren "Berlepröftzaßen mit Hartfleinen und "bie 
Erneuerung bed Kallfieinpflafters auf einer Menge anderer Straßen, beren Koften fi, abge- 
fehen von den Berwaltungs-Ausgaben, auf ca. 65,000 Thaler belaufen. Bon biefen letzteren 
Koften befindet fi umter ber oben angegebenen Paffiv-Schuld die Summe von 40,500 Thaler, 
während andere ca, 18,550 Thlr. von dem Bau ber Godeharbi-Miübhle und Freifluth und bem 
Ankauf des Didmannjhen Hanfes für die höhere Töchterſchule herrühren, und tie übrigen 
41,200 Zhlr. 19 Gr. 8 Pf. aus älterer Zeit durchgehend® vor 1848 herrühren, und meiftens 
aus unlündbaren oder buch Abldfung unkündbarer Forberungen und Renten entflanbenen 
Schuldpoſten beſtehen. Da nad den Beftimmungen des Schuldentilgungs-Plans für bie erften 
beiden Poften jährlih 6 pEt. ber uriprünglihen Schuldſumme zum Zins und Kapital-Wbtrage 
verwandt werben müſſen, jo läßt ſich tie Zeit ihrer vollfländigen Tilgung im voraus berechnen 
und man hat nicht zu beforgen, daß baburd bie Stadt dauernd befaftet werde, ja es ift ſelbſt 
zu boffen, daß weit früher ſchon der Abtrag erfolgen könne. Die höheren Einkünfte aus ben 
durch bie obberegten Ankäufe und Bauten vermehrten und verbefferten Grundbefigungen, bie 
Preisfleigerung fat aller Einnahmen ans benfelben, bie in ben Jahren 1848 und 1851 nur 
etwa 11,000 Thlr., im Jahre 1858 dagegen ca, 21,000 Thlr. betrugen, laſſen hoffen, daß man 
höhere, als jene im voraus feftgefeßten Abträge auf jene Schulden werde kiften können, ohne 
bie Abgaben zu erhöhen. Es betrugen biefe vielmehr im Jahre 1852, al® no die Octroi 
befland, ca. 26,725 Thlr., während im Jahre 1858 nur 26,161 Thlr. erhoben wurden. Sie 
werben auch ferner ausreichen zur Beftreitung ber Ausgaben, um fo mehr, ba Fünftig ans ber 
Gentrallaffe des Spar⸗, Leif und Grebitlaffen-Iufituts, die feit 1848 ein Deficit vom mehr 
als 20,000 Thlr. nicht allein befeitigt, fonderm auch jhon einen Grund zur Anfammfung eines 
Rejervefonds gelegt hat, nicht unerhebliche Ueberſchüſſe zur Veffreitung ber laufenden Ausgaben 
ber Kämmereilaſſe zu eıwarten fiehen. Ja es wilrbe ſelbſt auf Verminderung ber Abgaben 


5 Pe ee ana» 1AM 
der Gobeharbi-Mühle mit - © > 2 0 Hr 0 me 2416,022 
ber Gobeharbisfgreiflutb mit » » 2 2 2 2 00 0 0... .—eoen + WU 
eines Badhaufes auf dem Kathsbaubofe mit - » 2 2 2 20... . 
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Bebadht genommen werben fönnen, wenn nicht noch mancherlei erheblihe Ausgaben, wie 8 
fün eine Ceutral⸗Knabenſchule, für Herſtellung der Nebengebäude der Gobeharbi-Müple u, dal. 
m. bevorfländen, bie zur Zeit wenigftens eine Herunterfegung ber fläbtijchen Steuern nicht 
rathlich erſcheinen laſſen. 

Dir hoffen, daß vorſtehende Nachrichten genügen werben, um diejenigen zu berubi 
welche dur bie Aeußerungen iu der anfangd gedachten Äffentlihen Berfammiung zu ber Er 
niß verleitet find, als ſei bie Verwaltung des Kämmerei-Vermögeng eine fehlerhafte, als Er 
brauchten die fädtifchen Collegien das Vertrauen ihrer Mitbürger zu einer teichtfinnigen und 
verſchwenderiſchen Verwendung Öffentlichen Gutes, als fei bie Stadt in gefahrdrobender Meife 
verſchuldet. Indem wir babei hinweiſen auf bie manderlei Berbefferungen, bie in vieleu Zwei- 
gen ber Stadtverwaltung eingetreten find, auf bie Berbefferung ber Schulanflalten für bie 
Jugend wie für deu Gewerbeftand, auf bie vielfahen Zeichen, baß fie würbig ſich anreihe ben 
übrigen Städten des Baterlandes, die im Streben nach höherer Blüthe, nach größerem Wohl- 
flande mit einander wetteifern, glauben wir auch unfere Mitbürger auffordern zu dürfen, ihre 
geſetzlichen Vertreter nicht zu hindern, ſoudern zu unterftilgen, wo es um das allgemeine Beſte fi 
handelt, insbefondere aber nicht um rein perfönficher und einfeitiger Intereffen willen die Einig- 
feit zu flören, Mißtrauen und Streit hervorzurufen im cimer Zeit, im welcher e8 vielleicht, ehe 
wir uns beffen verfehen, des fehlen einheitlichen Zufammenhaltens aller Freunde bes Baterlandes 
bebürfen wirb, um dem Feinden erfolgreichen Widerſtand zu leiſten, die eben bie Einigteit und 
Einheit deſſelben zu hindern fuchen, um mit ihren freiheitsfeinblichen Beftrebungen durchzudriugen, 
um die Zerfplitterung der Kraft Deutfchlands auszubenten für ihre uns Berberben bringenben 


Zwecdke. 
Das Landarmenhaus zu Benninghauſen 
bat im Jahre 1869 folgende Rechnungdabſchlüſſe in feinen verſchiedenen Abtheilungen erzielt: 
A, RLaubarbeitshaus, 
Eushme .» >» 2 2. 00 ne er. 190815 Tl 


Ucbefhuß . . >02. 44,871 The. 


B. Landarmenweſen. 
In Einnahme und Ausgabe. « » 2 2 0. + 21,276 Zhlr. 
c. Für verwahrloſte Kinder. 
In Einnahme und Ausgabe.2214 The. 
D. Für die Brovingialpflegeanftalt zu Gefele 
Beim =: u: 55er na RA 
Obiger Ueberfhuß von 44,871 Thlru. geht als Beſtaub auf bie Rechnung bee laufenden 
Jahres Über. Der Ueberihuß aus dem Jahre 1858 hatte mur 32,271 Thlr. betragen. — 

Die Gefammteinnahme betrug 1859 . . . . = 200,710 Zhlr. 
Die Uutghe 2 2 2 0 nenn une 18539. 

44,871 Thlr. 





Unter den Einnahmen find aber enthalten: 
a) Für Landarme, welde im ber Auſtalt verpflegt werben, für Probucte, Fabrilate und 
Arbeitswerth, welche von ber Anflalt erzielt und in natura verwendet wurben 11,980 ZThlr., 
b) vorübergehend belegt geweſene Beflände . . » 200m n nn 91,000 , 
— 
Wird Beides mit - - - » ur a 5 ARE ER 


abgefeht, fo beträgt die eigentliche Einnahme ur . . 2 0 nenn NUO m 

eat eu u en nen ee 
Beftand wie oben . » -» 811 Thle. 

Zuſchuß hat das Landarmenhaus gebraucht nur » . « . » nn. 5,645 Thle 


. . 





Der Perfonenfiand betrug am 31. December 1858 . . . . . 169 65 

Es famen hinzu: * 
1) Lanbflreiher aus anderen Provinzee. 4 66 6 
2) heincatbslofe Eorrigenden aus Wefphalen vw na. 21 _ 
3) Domizilberechtigtttee.. er nr 18 50 
bare 0 dee 30 18 
444 139 
En u 


Davon find: 





1) geftorben u * [} — 3— * * “ “ ” ”“ * * . — * * [ ” [7 su — 
2) entlaufen .» « .» te ir ee 2 — 
3) in die Heimath entloffen ee en er en BA 80 

273 80 


zufammen . . » 
fo daß am 31. December ein Beſtaud ton 230, d. h. 4 weniger als das Jahr yorber blieben. 
Der Durchſchnittsbeſtand war 233 Köpfe, unter denen 26 Kranke, 61 Lanbarme und 
146 Urbeitsfühige. 


Deutfhe Eontinental: Gas: Gefellihaft in Deſſau. 
Betriebs » Refultate des Monats October 1860, 








Gaspro⸗ 
duetioan. ⏑ — 
Kubilf, engl. am 1. Oct. a. 81. Oet. Zunahme. 










Flammenzahl. 





| 
1 | Branfimta.d.Dd.. » » .....] 1489012 | 6,002 6,065 | 63 
2 dülheim a.d. R... 2.2. 
3 | Potsdam ar ne 
1 De et 
5 | 2udenwale . . 2 
6 Gladbach⸗Rheydt 
T Hagen ... 
8 | Warichau 
9 | Erfurt 
10 | rafau . . 
11 Nordhauſen 
12 Lemberg . . 
13 | Gotha .. 








Summa 
In ber gleichen Periode des Borjahre 


Zahl 
pPCt. 


15, 432, 525 



















| 
| 

16,822,067 | 51,717 | 52,756 
— 


Deſſau, ven 14, November 1860, 
Das Directorium der deutfchen Eontinental- Gas - Gefellfchaft. 
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LEE. 
Verwaltungs- Chronik. 


Provinz Schlefien. 

0. Bredlau. Der neue Communal-Einfommenftenertarif ift nunmehr erfchienen 
und durch eine anſcheinend offlziöfe Beleuchtung im ben hiefigen Bffentlihen Blättern bevor- 
wortet worben, bat auch bereit bie Kritil heramsgeforbert und namentlich ben Einwurf er- 
fahren, daß er Anlaß biete, das Einkommen in dem mittleren Lagen höher, als es ifl, anzu⸗ 
geben, um nad niebrigerem Gate beftenert zu werben, ba nämlich in Rüdficht auf die 
Staats-Einfommenftener von 1000 Thlr. aufwärts die Skala ſinkt. Die Klaſſen von 
850-1000 Thlr. find am höchſten beſteuert: 800 Thlr. Einkommen zahlen 20 Thlr., 900 Thlr. 
zoblen 23 Thlr. 10 Sgr., 1000 Thlr. zahlen 23 Thlr. 10 Sgr., 1100 Thlr. nur 16 Thlr. 
20 Sgr. Wir erwähnen bie® vor der Hand thatfächlich, um gelegentlich ausführlicher barauf 
zurüdzulommen, refp. bie ins Feld geführten Gründe und Gegengränbe zu erwähnen. 

Nah (im Folge der neueren Gefetsgebung) beenbigter Umwandlung ber von ben fläbti- 
ſchen Beamten früher baar beftelien Amtscautionen in 4’, pCt. Stabtobligationen und andere 
BWertbpapiere war ein Berzeichniß aller im Rathedepoſitorium miebergelegten Amtscantionen 
angefertigt worben, welches deren 103 im Gejammtbetrage von 63631 Thlr. ergab. Es fanden 
fi darımter Effecten, welche bem hierüber von den beiden fläbt. Behörden vereinbarten Be- 
ſchlüſſen nicht entſprachen. Die Stabtverorbnieten haben nah Antrag des Magifirats davon 
abgeflanden, hierin eine Aenderung zu erzwingen, nm bie betreffenden Beamten nicht im eine 
plögliche Berlegenheit zu bringen, fordern jevoh vor künftigen Abweichungen von ben ber» 
einbarten Grumbfähen Mitteilung davon zu erhalten, 

Bon einer Eingabe an die Kammer wegen Bermehrung ber hief. erecutiven 
Volizeibeamten (befamntlicd einem bei einem Theile ber hie. Stadtverorbneten flereotyp 
gewordenen Wunſche) hat das Stabtverortneten » Collegium nah Antrag des Magiflrates und 
Gutachten feine® Vorſitzenden abzufehen befchloffen ; jedoch micht etwa, um dies Beftreben 
Überhaupt fallen zu laſſen, ſondern, mm fi nicht für deſſen fernere Verfolgung den Weg zu 
verlegen, da man befürchtet, der Landtag könnte vie Petition dem Minifterium einfach zur Be» 
rildfihtigung überweifen. 

Gegenwärtig ventilirt man bie frage, ob bie Umiverfitäts-Kliniker, feit deren 
Aufnahme in das allg. ſtädt. Krantenhospital es noch keineswegs eine Ewigkeit her , 
wieder aus bemfelben, mittel ber vorbehaltenen Kilnbigung, entfernt werben ſolen; es janben 
fih im Stabtverorbneten-Eollegium Stimmen, welche in jener Verbindung Nachtheile erwachſen 
glauben. Die Sache iſt an den Magiſtrat zur Aeußerung gewieſen. Anlaß zu Urgirung 
diefes Punktes haben die Vorſchläge zur Reorganifation (zur wievielten?) im der Berwaltung 
des qu. HoBpitale® gegeben, welche von einer hierfür niedergeſetzten „gemmifchten Eommiffton“ 
gemacht worden. Darunter befindet ſich auch beſonders ber, die feit des G. Med.R. Ebers 
Tod erlebigte Stelle eines birigireuden Primärarztes zu kaſſiren und das jeßige Juterimiſticum: 
collegialiſche Bearbeitung der Geſchufte ſeitens ber drei Oberärzte, zum Definitivum zu erheben. 

Der Etat pro 1861 ©, 63 für dag Elementar-Unterrihtswefen hief. Commune 
eonftatirt gegenwärtig 88340 Schiller und fett die Ausgabe auf 49,685 Thlr., die Einnahme 
auf 18560 Thlr., dabei an Schulgeld anf 16000 Thlr. an. Fir Gehaltserhöhungen bis zur 
Höhe von 30 und 50 Thlr. zeigt er im Ganzen bie Summe vou 1940 Thlr. Das Höchfle 
Gehalt eines hieſ. Nädt. Elementarlehrers ſteht ſonach jetzt auf 550, das niebrigfte auf 230 Thlr. 
Seit dem legten Etat find 11 mene Maffen eingerichtet worben. 

Auch bei den beiden Realſchulen haben Erhöhungen flattgefunben. Bei ber älteren 
(„am Zwinger“) iR man bazu gendtbigt geweſen „zur Bewältigung der Schwierigleiten, für 
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einige Lehrfächer bie geeigneten Lehrkräfte in der geſuchten Qualität zu gewinnen.“ Die Anflalt 
ift jo überfüllt, daß faft alle Maffen Doppelllaſſen find und fie ſelbſt mithin eine Doppelanftalt 
zu mennen if. Dan hat mm zwei neue Oberlchrerftellen gefchaffen und die Gehalte der Ober- 
lehrer und orbentlihen Yehrer jo mormirt, daß immer zwei (uebeu einander an ben Barallef- 
klaſſen) auch gleiche Gehalte beziehen, damit beim Aufrücken nad der Anciennetät ber Auf- 
rilifende auch in das eutſprechende Gehalt eintrete. Dies ift für bie zwei erſten Oberlehrer je 
300 Thlr,, für die zwei andern Oberlehrer je 800 Thlr., für bie folgenden Paare je 750, 700, 
650, 600 Thlr., für einen 550 Thlxr. Die Geſammterhöhung beläuft fi auf 650. The. Man 
bat an bie Bewilligung die Erwartung gefnüpit, daß „leine weiteren Gehaltserhöhungen“ vor 
genommen werden. Auch anderweit, im Publikum, hat man bie Maßregel bemängeln wollen. 
Man ſcheint zu vergeffen, daß durch jene Zulagen noch lange feine Gefahr geboten ift, bie 
Lehrergehälter Fönuten mit denen anderer ſtädtiſchen Beamten eine gleiche Höhe erreichen, z. B. 
mit dem bed Oberbürgermeifters, 4000 Tplr.; des Bürgermeifters 3000 Thlr.; des Syubicus 
und des Kimmerers 2000 Thlr. u. ſ. w. Es ift recht gut, wenn, in folge ber bisherigen 
erbärmligen Stellungen der Efementar» und Communalleprer im Allgemeinen, eine Abnahme 
des Zufluffes zu diefem Berujsflande und eine „Schwierigkeit, Lehrkräfte in geſuchter Qualität 
zu gewinnen“, eingetreten if. Dies führt dahin, dem Werth des Lehrers mehr jhägen zu 
lernen; er hat unter allen Beamten nicht das fühefte Loos und feine Arbeit ift nicht bie un« 
fruchtbarfle. 

Noch wird gelegentlich dieſer Sache die Aufftelung eines „Normal-Bejoldung- 
etats“ für bie Höheren ſtädt. Unterrichtsanftalten, fermer die Anftellung eines befoldeten 
Schulrathes, und die Frage nad Abhülfe der Ueberfüllumg jemer Anftalten zur Sprache 
gebracht und Magiftrat um Vorberathung dieſer Punkte augezangen, Nun, in brittem Betreff 
ift bie Antwort einfach durch die eudliche Eutbedung eines Bauplatzes und darauf folgende 
Aufführung der beichloffenen Mädchen“ Mittelihule und buch Exrihtung einer britten 
Realſchule, welche freilich mehr koften wird, al® bie obigen 650 Thlr. Gehaltserhöhuug. Auch 
bie Errichtung einer polytechniſchen Lehranftalt ward im Schooße ber Stadtverord⸗ 
neten augeregt, jebod ohne weitere Beſchlußfolge. — Der Etat der qu. Anftalt (695 Schüler) 
beträgt 15,460 Zplr. in Einnahme (Schulgeld 12400 ZThir.), 17780 Thlr. in Ausgabe; ber 
Etat der Realſchule IL. („3. heil. Geiſt“) 11140 Thlt. Einnahme, 13535 Tplr. Ausgabe. 
Schüler 690, Schulgeld 10000 Thlr. Erhöhungen haben hier flattgefunben: für zwei Oberlehrer 
perfönlich je 50 Thlr., die Prorectorfielle von 950 auf 1000 Thlt. unter Entziehung der Amts- 
wohnung (aljo eigentlich eine Erniebrigung um etwa 150 Thlr.) 

Der Etat für dad Armenweſen beanfprudt 62060 Thlr., d. i. 2300 hir. weniger als 
ber vorige, wobei man anf den Wegfall außerorbentliher Calamitäten (Epidemien, Theuerung 2c.) 
rechnete, ben man freilich im voraus nicht verbrieft und verfiegelt bat. Der aus vier Abthei⸗ 
lungen beftehenbe Etat veranlagt auf die allgemeine Armenpflege 46990 Thlr., auf bie Legat- 
vertheilung 9940 Thlr., anf bie Holzunterſtützung 2570 Thlr., auf den Unterricht armer Kinder 
in dem Elementarſchulen 2560 Thlr., exel. des anf 9070 Thlr. berechneten Schulgeldes für 
Freiſchüler. Kämmereiquichuß 22- 23000 Thlt. — Bei ber Beratpung ftellte ſich heraus, 
a) daß, abweichend von dem früheren Verfahren, die Hundefleuer und bie Tanzſteuer mit ihren 
Beuttoerträgen auf den Etat gebracht, die Erhebungstoften aber auf bem fläbtifchen 
Steweretat belafien worden waren, Mit dieſem Berfahren erflärte fi die Berfammiung 
nicht einverflauden, beantragte vielmehr, beide Steuerquoten nur mit denjenigen Beträgen im 
Hanpt-Armenlaffenetat zur Einnahme zu bringen, welche nad Abzug der durch bie Erhebung 
erwachſenden ſächlichen Koften verbleiben; b) die früher etatirten Koflen auf Amtsbebürfniffe 
und für Utenfifien ſcheidet der vorliegende Etat aus, unter Berufung auf die fiir zwedmäßig 
befunbene Anorduung, wonach dieſe Koften künftig ans ben zuflänbigen Fouds ber allgemeinen 
Berwaltung der Kämmerei beftritten werben follen. Da biefe Veränderung jetzt erſt zur Kenut- 
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ni ber Berſammlung gelangte und für den Uugenbikt ſich wicht beurtheilen Tief, ob ohne 
Weiteres darauf einzugehen ſei, warb beſchloſſen, ven Magiſtrat um eine die Abãnderung priu⸗ 
eipiell erörternde und miotiwirenbe beſondere Borlage anzugehen. Für ben borliegenden Gtat 
wurde beautzagt, bie Koften auf Bilveaubebärfniffe bei ber Mecapitulation der Ausgabe vor der 
Linie vermerken zu laſſen. 

Der „Beleuhtungslalender“ normirt während bes ganzen Jahres 1944, Stde. 
für „halbe“ — die Hälfte der Laternen 609 Stück — und 925%, Stde. für „ganze“ Strafen, 
befeuchtung (6059 Laternen). Der Plan zur Errichtung einer Communalgasanfalt if 
bereits Gegenftand febhafter Erörterung. Dan bat die Wahl eines Playes ins Auge gefaßt; 
und durch einem beſondern Sahverfländigen, den Gasanftaltbirector Kornharbt von Gtettim, 
einen Entwurf bezüglich des finanziellen Punktes anfftelen laſſen. Wenn bie Gascompagnie 
(Hetiengejellichaft) wicht erheblich entgegeulommt, fowohl in Ermäßigung der Preisjäge wie in 
Berbeijerung des Cafes (deſſen trübfelige und übelriehende Qualität man geeigueten Orts erſt 
secht jpät emtbedt hat), jo will man ige beim Ablaufe ihres Contractes bereits wohlgerüftet 
zur Coucurrenz gegenüberfiehen. Die Anlagelofen find auf 240 bie 260,000 Thlr. veranſchlagt 
(Mit der Röhrenlegung ?) — Die öflentlihen Laternen auf 9 Ruthen Entfernung angenom- 
men, jährlicher Conſum von 13000 Eubiliuß, d. i. 21663, Stde. jährl. Brennzeit mit ſechs 
(Ratt jetzt fünf) Eubitfuß pro Flamme. In dem jetst ohue Gas befindlichen Vorſtädten hat 
man einen Privatconjum von 3245 Blammen mit über 8,200,000 Eubitjuß Gas angenommen, 
ben Berlaufpreis pro 1000 Gubiffuß auf 2 The. 15 Sgr., d. i. ca. 26 pCt. niebriger als 
Dellicht bei eimem Delpreife von 16 Thlr. pro Ctr. (was allerbings ein jeher hoher). Für bie 
Öffentliche Beleuchtnug fegt man dem Preis pro 1000 Eubiffuß auf 1 Thlr. — 12 Thlr. pro 
2000 Brennftunden & 6 Eubiljuß, ober 10 Zhlr. pro 2000 dgl. & 5 Gubilfuß, bie jet 
15 Thlr. often. Die Betriebsausgaben rechnet das Project incl, Berzinfung des Kapitals mit 
12 — 13,000 Zhlr., auf 44,600 Thlr., bie Einnahmen auf 52,100 Thlr.; der Ueberihuß von 
7440 The. würde eine Amortijation in ca. 34 Jahren ergeben. Auf Bildung eines Reſerve⸗ 
fonbe ift ſchon mit jährlich 3000 Thlr. unter den „Ausgaben“ Bedacht genommen. — Gegem- 
wärtig foftet bie Delbeleuchtung in den vom Gas mod micht berührten Stadttheilen jährlich 
8800 Thlr., bei der völlig ungenügenben Zahl von 247 Laternen. Die projectisten 980 Gas 
flammen würden 13000 Thlr. foften. Debut man bie Dellaterwen-Beleuchtung fo aus, daß 
auf je 15 Ruthen eine Laterne fommt, fo wilrbe dies eine Einrichtungsjumme von 15000 The, 
und der jährliche Delconfum bafür 21,800 Thlr. koften, 

Die hief. „Bürgerverforgungsanftalt“, eim im ber jüngern Zeit (vor 15 Jah⸗ 
ven) aus Privatftiftung hervorgegangenes Hospital für alte Bürger⸗Ehepaare, reip. Einzelne, 
zählt jeist 46 Anquilinen, wovon & in meugegründbeten Stellen durch Zuwendung namhafter 
Geſchenle und Bermächtniſſe 12,370 Thlr., mobei 7500 Thlr. aus ſtädt. Sparlaſſenüberſchüfſen. 
Sie hat 72,844 Thlr. Vermögen und ein eigenes Haus. Bei Eröffnung zählte bie Auftalt 6 
Stellen; bis jegt find im Gaumen 94 alte Bürger und Bürgerfrauen im fie aufgenommen 
worben umb 48 bereits davon verflorben, Ein Berein von jet 860 Perfonen rief das Inſtitut 
ins Leben und zahlte laufende Beiträge an baffelbe. 

Zum befoldeten Stabtrathe für das Land» und Yorftwirthichalts Departement 
wurde ber Gnisbefiger Dr. Fintelmann gewählt (nad breimaligem Wahlgange). Gehalt 
1000 Zhlr. 

Die Stadtverorbneten-Ergängungsmwahlen (34, und 2 zum Erſatz für Ber- 
Rlorbene) rufen einen Iebhaften Wahlkampf hervor in Komitee · Verſammlungen und Zeitung® 
Imferaten, Dam unterläßt in dem leteren nicht, die Politik eingumengen, jo daß mande aus⸗ 
ſahen, wie bie ſogenannten conſervativen Rettungeſchreie von 1848 ff. Andererſeits macht 
man geltend, daß biefe Wahl darum von großer Wichtigkeit, weil in die Dauer bed neucon⸗ 
Ritirten Stabtoerorpueten-Eollegiume bie Wahl eines neuen Oberdarg ermei ſtero fallen 
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wird. — Die Lifte der zur Stabtverorbnetenwahl ſtimmfähigen Wähler ergiebt beren 6992: 
I. Abtheilung 862 mit 2,250,700 Thlr. Einlommen. Il. Abtbeilung 1669 Wähler mit 
2,250,250 Thlr. Einlommen. III. Abtheilung 4961 Wähler mit 2,249,950 Thlr. Einlommen. 
Unter den Wählern der I. Abtheilung finden fich 9 mit 12000, mehrere mit 82,000, 40,000, 
52,500, 68,200, 70,000 und einer mit 198,200 Thlr. verftenerten Einlommen. 


Beuthen i. Ob.⸗Schl. Der Schleſiſchen Zeitung ſchreibt man, daß bort ber Kreis 
Landratd in ber Stabtverorbneten» Berfammfung erfhienen fei unb biefelbe mit ben Anträgen 
ber evangelifhen Schule, bie von dem Plenum der Königl. Regierung ale beredi- 
tigt bezeichnet worben waren, befannt gemacht habe. Diefe Schule hat nämlich dahin petitio- 
niet, die Commune möge ihr für Efementarfchiller eine gleihe Quote zur Unterhaltung ger 
währen al® ber katholischen Elementarſchule, fowie ferner ein Aequivalent dafür geben, daß fie 
anf eigene Koflen fih Schuflocale erworben hat und deu Lehrern Wohnungsentſchädigung zahlt. 
Bisher war diefe Schule infofern nicht Communalſchule, als fie nicht ihre volle Suftentation 
aus den Mitteln der Commune erhielt; de jure war fie aber Communalſchule laut Erklärung 
ber Königl, Regierung von Oppeln de dato 20. Oct. 1853. Es heißt in ber betreffenden Ber» 
fügung: „Wir finden uns bewogen, bie Beuthener evang. Schule für eine Communalſchule, 
und zwar für bie ſämmtlichen evang. Einwohner des Orts zu erflären.” Der Landrath er- 
öffnete der Stabtverorbnetenderfamminng, daß es fi um Entſcheidung einer Trage handle, in 
ber mehrere Präcetenzfälle den flrieten Willen bes Cultusminiſters befundeten, überall da, mo 
keine Simultanſchulen beftehen, eine Gfeichberechtigung jeder Glaubensgenoffenf&haft berzufiellen 
in der Art, daß die Unterhaltung der betreffenden Elementarfhulen in gleichem Verhältniß aus 
Communalmitteln zu beftreitem fei. Solche Präcedenzfälle find in Spandau und in Tarnowitz 
za Gunften der Pelenten entfchieben worben. Die biefige evang. Schule hat nad ber Anf- 
ſtellung des Landraths, um gleichberechtigt mit der fatholifchen Elementar ſchule zu werben, eine 
Summe von 1050 Th'r. jührfich zu fordern. Um fo weniger haben alſo die Stabtverorbneten 
Grund, bie bisher petitionirten 800 Thlr. zu verweigern, ba fonft bei einem Regreß ar das 
Minifterium die Sache höheren Orts ausgeglichen werden würde, wobei bie evang. Schule 
anfheinend mehr erhalten dürfte, als fie vorläufig geforbert hat, Wir behalten uns vor, ben 
Anstrag diefer Frage mitzutheiten, zumal die Entſcheidung am hiefigen Orte wiederum anderen 
Stadtcommunen als Präcedens dienen kann. Im Jahre 1859 zählte die katholifhe Elemen- 
tarſchule 952 Kinder, und erhielt aus ber Kämmereilaſſe einen Zufhuß von 8049 Thlr. 16 Ser. 
Die evang. Schule hatte in demfelben Jahre 277 Kinder und erhielt aus Gemeinbemitteln mur 
300 Thlr. 

Brieg. Die von den Lehrern unferer Elenientarfchulen beantragte, von ber König. Regierung 
zu Breslau befohlene und vom Euftusminifterium beftätigte Erhöhung ber Lehrergehälter und 
Bermehrung bes Lehrperſonals fteigert den Schulenetat bergeflalt, daß ber erforberlihe Zuſchuß 
vom Kämmereilaffenetat nicht mehr übernommen werben kann, der durch bie bon ber Stabt- 
gemeinbe freiwillig gewährten Gehaltsverbefferungen ohnehin fon ſchwer belaflet if. Die 
Stabtverorbneten. Verſammlung hat deßhalb den Vorſchlag ihrer Deputation, fürs Schulweſen, 
bie fehlenden Mittel durch Erhebung eines mäßigen Schulgeldes von 6 Pf., und vefp. 1 Ger. 
für Kind und Woche aufzubringen, zum Befchluffe erhoben, und zugleich genehmigt, baß bem 
unabweislihen Bebürfniffe nach Erweiterung des Lehrplans und Klaſſenziels, fo wie nad ein 
heitlicher Leitung des gefammten Schulweſens und ber Disciplin ein Rector mit 600 Thlr. 
Gehalt berufen werbe, wozu bie nöthigen Vorbereitungsſchritte buch ben Magiſtrat ergriffen 
werben follen, 

Gleiwig. Die Stabtverorbneten haben für Errichtung eines (latholiſchen) Waifenhaufes 
ben gefammten Bedarf an Bauholz aus bem Gtabiforft unentgeltlich bewilligt. 

Blogau. Es ift ein Stadtplan angefertigt, nicht auf Communalloflen, ſondern 
Privatarbeit des Lithographen Straube in ber Flemmingſchen chartographiſchen Anfalt. 
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Hirſchberg. Hier, wo gleich dem Project der Gebirgsbahu and der Eafernenbau ad acta 
gelegt ſcheint, aber die Einquartierungslaften mad gerade anfangen, brüdenb zu werben (jagt 
ein Eorreipondent ber Schleſ. Zig.), if ter Magiſttat auf Abhilfe dieſes Uebelſtandes durch 
Einrichtung von Logirhäufern bedacht (ähnlich wie in Breslau), und fol dazu ein Theil 
der ehemaligen Zuderfievereigebäube, welche die Stabt angelauft hat, verwendet werben, — 
Dir können dazu nur bemerken: tie Commune thut daran ganz gut. Uber was nachgerade 
auch anfängt, läſtig zu werden“, das iſt die ſchauderhafte Unbehülflichleit und Unmiündigteit der 
Schlefier, ſich ſelbſt Rath zu ſchaffen! Afjociatiom je einer Anzapı Einquartie 
rungspflihtiger ift das Einfacfte, Profitabelfte, was fi denken läßt; aber davon — 
nirgends eine Spur. Die Behörden mülſſens machen. Näcflens wird man von den 
Behörden aud verlangen, baß fie uns die Suppe kochen und die Kleider anmefjen laſſen. 

Konftadt. Die Commune hat das dortige Dominium für 48000 Thlr. acquirirt. Bon 
ber ehebem weit umfafjenberen Befigung wurden ſchou früher Pertinencien abgezweigt und ſoll 
der Reſt der Ländereien gänzlich dismembrirt werden, wobei unzweifelhaft der Stadt jehr be- 
dentende Bortheile zu gute fommen werden. Zunähft wird die Commune babei eine Menge 
Ihöner Gebäude gewinnen, die fie einestheils vortheilhaft verwenden Tann, andererſeits ihr 
dringendes Bedürfniß find; alodann aber wird muzweifelhaft eine anfehnliche Bermehrung des 
ſtädtiſchen Grundbeſitzes dem aderbautreibenden Orte zur großen Wohlthat gereichen; befonders 
dann, wenn der Verlauf der Aeder in einer Weiſe bewerkftelligt würde, welche auch ben minder 
bemittelten Eigentgümern den Anlauf ſolcher Grundftüde ermöglichte. 

Landeshut. Ein weißer Sperling! Die Nachricht von fihtbarer Regſamkeit und Be- 
theiligung für die Stabtverorbnetenwahlen. Al’ anderwärts her die entgegengejeßte Klage. 

In einer „Provinzialftadt“ liefen die Stadtverorbneten neulich jelbft davon, weil eime 
Einladung zum Souper an fie gelangte. Der Vorfigende ſah fih gemöthigt, die Sigung auf- 
zubeben, weil fi die überwiegende Majorität für bie Sifiirung ber Geſchäfte erlärte, 
(Sch. Ztg. Nr. 561 v. 23, Novbr. c.) 

Kiegnig. Kaufmann Baumgarbt hat aufs neue 1000 Thlr. zur Berſchönerung und 
Berbefjerung (Planirung eines Plages unweit bes neuen Stabtihulgebäudes) gejchentt. — 
Der verftorbene Syubicus Karl Guft. Reini hat neben mehreren Heineren Legaten 2000 Thlr. 

zur Unterflügung an Lehrerwitiwen und Lehrerwaifen der Stadt vermadt. Die Summe wird 
der bereits für ſolchen Zwed beftehenden Scharf ſchen Stiftung beigefügt. 

Militih muß eine Anleihe machen (freiwillige, gegen 4, pCt. Obligationen & 
25 Thle.), um 5000 The. zu deden, welche auf Anlauf von 2 Morgen Land (a IM Thle.) 
und Bauloften für einen neuen Garnifonftall auf 100 Pferde nöthig find. 

Neiffe. Zum Lobe des dortigen Stadtverorbneten-Borftehers jchreibt man vom > 
Joh. Joſ. Karler: „Er ift e8, welcher der Beforgniß gegenüber, daß bie Geldmittel Det en 
nicht ausreichen würden und der Bau der Gasanflalt noch ein Jahr ausgeieit werbeit u .. 

mit der größten Eniſchiedenheit dem Nachweis führte, daB tas rtv vorhanden ſei; er Ben 
welcher bei den Unglüdsfälen, die fih während bes Baues ereigueten, unermüdet erfolgreichen 
Kath ertbeilte; er ift ed, der als die Nothwendigteit eintrat, einen Pjaplzoft zu fhlagen, ber 
Commune eine Ausgabe von mehreren Taufenden erfparte, indem er barauf binwies, daß bas 
hierzu erforderliche Holz aus ten der Stadt gehörenden Forften befhafft werben Könnte; er iſt 
e8, der mit Selbftaufopferung Mühe und Arbeit auf fih nahm und ſiets eine ınufterhafte 
:hätigleit entwidelte. Und in gleicher Weife hat Neifje ven Ehrenmann ſchon feit beinahe 40 
Jahren fletd von dem Streben erfüllt geiehen, das Wohl der Kommune zu fördern, bas Eins 
fommen berfelben zu erhöhen, umnöthige Ausgaben zu vermeiden und ber Stabt burd feine 
langjährige Erfahrung und feltene Keuntniß aller Verhältuiſſe mit der größten Uneigennügigkeit 
zu dienen; dieſe feine Berbienfle endlich einmal Öffentlich anzuerkennen, ift der Zwed biefer Zeilen.“ 

Deld hat mit Ende d. 3. feine Schulden getilgt, muß aber aufs neue 14000 Thlr. 
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aufnehmen, und zwar: zum Gymnaſium ⸗Vergrößerungsbau 1000 Thlr., zum Neubau eines 
Militärlazareths 8000 Thlr., zu Einrihtung von Ginguartierungebäufern für 300 Mann 
5000 Thlr. Bezüglich deffen vide supra: „Hirſchberg“ „Es hatte den Anichein, al® würde 
die im meuerer Zeit vermehrte Eingquartierungsialt von vielen Wirthen auf die Dauer nicht 
zu ertragen fein.” Wie benn, wenn Krieg lüme? 

Natibor. Die fädtiichen Finanznachrichten befagen: Die mach dortigen Berhältniffen 
fehr günflige Finanzlage des Jahres 1859 hat es ermöglicht, ben Communalabgaben-Zujhlag 
von 25 p&t. pro 1860 anf 15 pEt. zu ermäßigen. Wenn aud im dem laufenden Jahre 
große, unvorbergejehene Ausgaben, 3. B. bie Hauptreparatur der Operbrüde — dieſelbe wirb 
ca, 3000 Thlr. betragen — bie ſtädtiſche Kaffe ftark in. Anfpruh nahmen, fo läßt fi doch 
erwarten, daß bie Balance zwiiden Einnahme und Ausgabe des Jahres 1860 nicht nur erhal- 
ten, fonbern der Abſchluß noch einen Heinen Beftand nachmeijen wird. Wichtige und auch auf 
bie Finanzlage der ftäbtiichen Kaffe influirende Veränderungen find in bem vergangenen Jahre 
eingetreten ; durch Cabinetsorbre wurde nicht allein ber an die Stadt dicht augrengende Neu 
garten als Borftadt vom 1. Januar db. J. ab der Stadt zugeſchlagen, fondern aud der früher 
zur Gtabt gehörige, durch bie Ober von ihr getrennte Theil von Plania von dem fläbtifchen 
Communalbezirle getrennt, jo daß die Stadt nunmehr nah allen Seiten him fefte, arrondirte 
Grenzen hat, und die Verwaltung baburd im jeder Beziehung confolibirt wird, und ber Gtabt- 
bezirt nad Abrechnung von 198 mit dem planiaer Autheil ausgeſchiedenen Seelen 11,488 Ein- 
wohner zählt. — Die Zahl der flimmfähigen Bürger, nad den biesjährigen Wahlliſten 758, 
bat fich gegen 1858 um 382 vermindert, was durch ben erhöhten Genjus in Folge ber über 
10,000 betrageuden Einwohnerzahl der Stadt feine Erklärung findet. — Anlangend die Orga⸗ 
nifation ber Berwaltung, fo befleht das Magiftrats-Collegium aus bem Bürgermeifter, dem 
Beigeorbneten und 10 Rathöherrn; die Stadtverorbneten-Berfammlung aus 36 Mitglicbern. — 
Die Kimmereirehnung pro 1859 ergiebt: Einnahme von 41,255 Thlr. 4 Sgr. 4 Pf., Aus, 
gaben 35,701 Thlr. 21 Sgr. 5 Pf., fo daß außer den Reſten nod ein baarer Beftanb von 
5553 Thle. 12 Sgr. 11 Pf. verblieb, — Bei der Nädrifchen Armenkaffe, deren Einnahme theils 
die Zinfen 348 Thlr. 15 Sgr. der zur Unterflügung ber Armen gemachten Legate bilben, 
theils durch die Zuſchüſſe der Eommune 2964 Thlr. und durch andere zu biefem Zwecke ver- 
wenbete- Gelber gefichert werben, beliefen fi) die Ausgaben auf 3857 Zplr., währeud 3875 Thlr. 
eingenommen wurben. — Die ftäbtiihen Schulden, welhe 21050 Thlr. betrugen, find im 
Jahre 1859 um 1220 Thlr. vermindert worden. 


Der fchlefifhe Provinziallandtag hat eime Petition des Vorſtandes und der Eom- 
munal-Repräjentanten des Martifledens Freyw aldau, Kreis Sagan, um Verleihung ber 
Städteorbmumg vom 30. Mai 1858 zurldgelegt, weil fie „zu fpät und nicht im ber vor- 
gefhriebenen Form“ angebradt war. 

Perſonalien. Bürgermeiſter Fiebig von Kant hat nad 46jähr. Wirken fein Amt 
wegen Kränflichkeit mievergelegt. Das volle Gehalt warb ihm in Anerkennung feiner Verdienſte 
um bie Commnne als Penfion bewilligt. Deffentlihe Ausſchreibung foll nicht flattfinden, 
weil man ein Magiftratsmitglied zu wählen beabfihtigt. — As Herr von Unwerth zu 
Slogan im vorigen Jahre als VBürgermeifter wiebergemählt ward, beautragten die Stadtverort- 
neten bie Verleihung des Titels „Oberbürgermeifter“ an denſelben. Die Liegniger Regierung 
lehnte ab, darauf einzugehen, weil „feine Veranlaſſung“ dazu vorliege. (Was if eine „Veran: 
laſſung ?“) Neuerdings wandten fi) die Stabtverorbneten eben damit an ben Heren Miniftler 
des Iunern, aber gleichfalls ohne Erfolg. Bei Mittheilung der Ablehnung ihres Geſuchs nn 
fie dem Biürgermeifter eine Gehaltszulage von 200 Thlr. jährlich ausgeſetzt. 

Zu Jauer warb Ger.Affeffor Weife von Berlin als Bilrgermeifter gewählt, 

In Görlig if der Kämmererpoften erledigt. ‚Gehalt 1200 Thlx. Meldung bie zum 
15, Deeb. an Stadtverordueten ⸗Vorſteher Gr. v. Reihenbah. In Tarnomwig warb Ober- 
Gerihts-Affeffor Hugo Jacobi aus Gr. Glogan zum Bürgermeifter gewählt. 
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Mrovinz Brandenburg. 


Wittflod if eine fehr alte Stadt, an der Doffe und Glieze gelegen, ein muthmaftic 
von Wenden angelegter Ort, wurde ſchon im Jahre 946 im Stifiungsbriefe des- Savelk 
Bisthums als Stadt genannt und Wizola auch Wizafa gejhrieben. Die Burg — * 
ſeit dem Ende des 13. Jahrhunderts bie gewöhnlicde Refivenz der Havelbergifchen Bifchöfe und 
daher war aud Wittſtock die lehte Stadt der Mark Brandenburg, welde die Reformation F 
führte (1550). — Die Schulen Wittſtocks find ſchon ſeit der Reformation immer in blühendem 
Zuftande geweien, ein Lob, das in meuefler Zeit burg Errigtung einer Höheren Bürgerſchule, 
mit beveutenbem Lehrergehalt und Lehrmitteln ausgeftattet, in Göhft anerlennenswerther Weife neu 
begründet worden. — Dietandarmen- und Invaliden-Anftalt bei Wittftod liegt ungefähr 
Y, Meile don der Städt und bildet einem eigenen Gemeindebezirk. Sie ifl an Lie Stelle von 3 Hospi- 
tälern oder Verforgungsanftalten für alte arbeitsunfähige Leute getreten, die zur bifchöffichen 
Zeit befanden, jedoch zur Zeit ber Neformation und im 30 jährigen Kriege aufgehoben wurden. 
— Das Stadtfiegel zeigt Über einem offenen, zu beiden Seiten mit einem Thurm eingefaßten 
Thore einen Bijtof, ber in der einen Hand den Biſchofeſtab, in der aubern die heilige Schrift 
hält, Umſchrift: Secretum civitatis Wittstock. — Die Stadt befißt eine Über 12000 Morgen 
große, mit allen Holsgattungen gut beſtandene Worft, die fle theils durch Schenkung, theils 
durch Kauf erwarb, darüber fie aber lauge mit dem Herzögen von Medienturg im Streite lag. 
— Handel und Gewerbe, insbefondere Tuchfabrilatien (Privilegien [dom won 1325 — 1333) 
bilden die Sauptnahrungsjweige der Bewohner, Der Aderbau beihränft fih auf ten Anban 
der gewöhnlichen Getreidearten, — Außer der im Jahre 1847 gegründeten Sparkuffe befteht 
feit länger als 30 Jahren eine Sterbelaffe, ſowie drei gewerblide Unterflügungstaffen für 
Fabrikarbeiter, Gefellen und Gehüljen und ein Hospital fir alte Bürgerfrauen. 

Aus dem Über den Stand und die Berwaltung der Gemeinde-Ange- 
legenheiten der Stadt Wittflod für das Jahr 1859 von Seiten des Magiſtrats in 
Öffentlicher Sitzung der GStabtverorpneten-Berfammlung erflatteten amtlihen Berichte heben wir 
im Nachfiehenden folgende Verwaltungs -Ergebniffe hervor. 

Wach der im December 1858 Behufs Auffellung der ſtatiſtiſchen Tabellen vorgenomme- 
men Zählung beläuft fih die Zahl der Einwohner auf 6932, und hat ſich gegen bie bei 
der Zählung im Jahre 1855 auf 6735 ermittelte um 197 vermehrt. Es hat fich zugleich 
herausgeſtellt, daß die vorhandenen Wohnungsräume ber Stadt den Bebürfniffen nicht mehr 
genügen. Bei dem Umguge zu Michaelis 1859 find wegen mangelnder Wohnungen acht Fa- 
milien obdachlos geblieben, deren Unterbringung theils mit anderen Familien zufammen, theils 
in zu Wohnungen eingeräumten GBefängnißlotalien des Rathhanfes Seitens bes Magiftrats 
bewirkt werben müßte. 

Im Jahre 1859 if 59 Perfonen die Niederlaffung geflattet, wofür 940 Thaler 
Einzugs- und Hausftand gelb eingegangen find. Im Jahre 1858 haben 41 Perfonen 
514 Thaler gezahlt. 

Nach ver Lifte dev ſtimmfähigen Bürger in Bezug auf bie Etabtverorbneten-Wahlen be- 
trägt die Zahl der Wähler pro 1869 529 mit einem Einfommen von 214,300 Thlen, 
wovon 300 zur britten Abtheilnng, 156 zur zweiten Abteilung und 73. zur erften Abtheilung 
gehören. — Nach ber Lifte der Wähler pro 1857 betrug die Zahl berfelben 533 mit einem 
Sefammt- Ciulommen von 188,250 Thlru. 

In Beziehung auf den Gejhäfts-Umfang im Jahre 1859 find am Borträgen zu 
bearbeiten geweſen: 

Beim Magifrt . . 2 0 onen. 492, 
bei ber Polizeiverwaltung » - » + +. . 1810, 
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überhaupt . . 6182, 
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Gegen Debenten der Communallaſſe find 11 Klagen augeſtrengt und dadurch 247 Thlr. 
10 Sgr. eingellagt worden. — Polizeilihe Strafverfügungen wurden 26 erlafjen. — Die Zahl 
ber im Polizei-Gefänguiß betinirt gewefenen Gefangenen beträgt 250. — Päffe wurben ertheift 
236; — Paß-Bifa find ansgefertigt 1920; — Gefindebüder 57; — Transporte find erpebirt 
112; — unter Polizeiauffiht ſtehen 26 Perfonen. 

Die Polizei - Anmwaltfhaft hatte am Vorträgen zu bearbeiten im Jahre 1859 408; — 
Auflagen find erhoben 300; — Forficontraventionsfäle waren zu bearbeiten 580, 

An Steuern und Abgaben find von ber Einwohnerſchaft im Jahre 1859 aufge— 
bracht incl. des Communalzufdlags: 

a) Mahlſteuer in den erſten drei Ouartalen . . „ 5479 Thlt. 18 Sgr. — Pf. 


b) Schladifteuer * — —6——— 
davon hat die Commune — 3080 Th, 1Sgr. 
4 Pf. 


ec) am Gewerbefteuer im Jahre 1859 von 311 Ge- 
werbetreibenden Überhaupt - » - + » : . + 47 „ 5 » u 
d) an Kommunal» Örundfteuer pro 1859 . . . .„. 156 „ 24 „ 10, 
e) an Kommunal» re EA 2 al. 
f) an Hundefleuer . . » .. oe EI 
wovon 72 Thlr. 18 Sgr. 2 SL. * Verſchönerung 
der Stadtumgebung verwendet worden ſind; 
8) Beuerfocietätsbeiträge . .. 00 0 MO. BO 
Der mit dem Berwaltungeberichte beraten Etat für das Jahr 1860 beträgt: 


A. In der Sefammt- Einnahme: 
1) aus ber Gommunalverwaltung excl, Forſt x. . . . . 13,467 The, — Sur. 2 Pf. 


Dt RER: is ee ca SRBRE, + Irie Mt 
BD): 0: nt BOREÄRBE 5 0 0 nn WI: 4. 
4) u m re: See: a — 
5) 0 0 Shanffeeverwaltung © » 2 2 2 00m 0. 80 » —-— u nn 
6) für die Berfhönerungs + Deputation . x = 2 2.» een 


zufommen 40,715 Thlr. 25 Ser. 6 Pf. 


B. Inder Gefommt-Ausgabe: 
1) bei ber Commmmalverwaltung excl. Forft ıc. . » .» . . 13,713 Zhlre. 22 Sgr. 1 Pf. 
DI u. UHR 0 m 00 0 ee 


BI. 0 WCRERBENBES 0 #0 0 a 0 > u OD mE „ 
4) u» m Schulverwaltung . 2... are. 
5) Chauſſeeverwaltung.... — —J A 
6) für die Verſchönerung ber Erbtimgtiung ya ur Ss uf 70 — u 


jufammen . . 40,715 * 26 * 6 Pf., 

welches balaneirt. — Nach dieſer Verauſchlagung wird bie Forſtverwaltung pro 1860 

allein einen reinen Ueberſchuß von hervorragender Höhe, nämlich von 17,227 Thaler 
gewähren. 

Nah der Jahres-Rehnung pro 1858 betragen bie etatsmäßigen Gejammt- 

Unsgaben » © 2 : 0 0 00 0a nen 0 cc BEE Eye. 26 Ser. 6 Bf. 

Der Stat pro 1868 [ht u . . » 2: 2 2 20 iM. Mn UM 


Ee find alfo mehr verausgabt . . 522 Thle. 10 Sgr. 7 Bf, 
welches in ben bei ben Schulen außer dem Gtat bewilligten Gehältern und Gehaltszulagen 
feinen Grund hat. 


Am Schluffe des Jahres 1858 verblieben an Kapitalien Im Bellanbe: 
a) bei der Commumalverwaltung . 18,131 Thle. 20 Sgr. 8 Bf. 
b) bei der Armenverwaltuug . 416 „ 15 „— „ 


—aa —— — —— 
zuſammen. 22,308 Thlr. 5 Sgr. 8 Bf. 
Nach dem Etat pro 1860 betragen bie belegten Kapitalien ſchon 47,494 Thlr. 


25 Gyr. 8 Pf.; — die verzinslihen Stadtſchulden dagegen 38,175 Thlr. 
Iu Bezug auf die einzelnen Verwaltungezweige wirb hier Folgendes mitgetheilt : 


L Kirchenverwaltung. Die Kirenlafien- Rechnung pro 1858 beträgt in Ein- 
nahme 1730 Thlr. 25 Sgr. 10 Pf., im Ausgabe 1460 Thlr. 4 Sgr. 8 Pf. und läßt ultimo 
December 1868 einen baaren Befland von 270 Thlr. 21 Sgr. 2 Pf. — Im Jahre 1859 ift 
eine ber St. Marienlirche gehörige Wiefe, welche bisher für 3 Thlr. 20 Sgr. berpachtet war, 
Behufs der Austorfung in einem Zeitraume von zehn Jahren, für 500 Thlr. verpachtet worden, 
— Die ber Heiligen Geiftliche im Jahre 1856 gejchenkten und eingeweihten Glocken find dem 
Herrn Geber auf feinen Wunſch im Jahre 1859 zurüchgegeben, weil fich diefelben als unbraudbar 
erwiejen hatten. 

I. Schulverwaltung. 1) Die Realſchule befteht zur Zeit aus zwei Vorbe⸗ 
reitungs» und fünf Real-Klafjen und zäpft zufammen 220 Schüler, worunter 38 auswärtige. 
— Un Schulgeld find monatlih durchſchnittlich 120 The. aufgelommen. — Die Zahl der 
Unterrichtsſtunden entfpriht bem neuen Reglement für Realſchulen. — Im Jahre 1859 find 
zur Eompletirung ber Lehrer» und Schüler. Bibliothel 250 Thlr und zur Compfetirung ber 
phyfitalifhen und mathematifhen Apparate 549 Thlr. 25 Sgr. 9 Pf. veransgabt worden. — 
Die Erhebung ber Realjhule zu einer Realfhule I. Ordnung ift höheren Orts bereits 
nachgeſucht und find zu biefem Vehufe in dem Etat pro 1860 bie Rehrergehälter 

1) für den Director . . . . auf 1200 Thlr. 





2) » „m erſten Oberlehr . » „900 „ 
8) „ m jmweiten „ er RO 
4) u „» beiten „ range ME 
5) „„erſten orbentlichen Lehrer „ 700 „ 
6) » „ jiweiten Ar e „ 0 „ 
Tan beitten " „ " 500 , 
8) „„vierten = PR "„ 0 „ 


normirt und bon der Stabtverorbneten +» Berfammlung genehmigt worben. 

2) Die Rnaben-Bürgerfhule befteht aus fünf Stufenkiaffen, Die fünfte hat 
wegen ihrer Meberfilllung eine Parallel» Klaffe erhalten. 

Diefelbe wird zur Zeit von 370 Schülern beſucht. — Es fungiren am herieiten che 
Lehrer, 
3) Die Töhterfchufe beſteht ans einer FhnjHaffigen Ober» und einer —— 
Mittelſchule. — Exftere zäpft zur Zeit 297, letztere 256 Schülerinnen. — Un derielben vaos 
fieben Lehrer und zwei Lehrerinnen. ; 

4) Die aus zwei Ober» und zwei Unterffaffen beflehende Pleinfhule hat drei Lehrer; 
zählt 141 Knaben, 146 Mädchen, zufammen 287 Schiller. 

Die Geſammtzahl der Schüler und Schlllerinnen bei benannten vier Schulen Mar 

im Jahre 1859 . .» . 1429, 
im Jahre 1868 . . . 18372, 


alfo 1859 mehr 67 Schäfer. 
5) Die Kleinlinderbewahranftalt zählte 60 Zöglinge. 
6) Die Turnanfalt wurbe von 160 Schülern benugt. 


IL Armenverwaltung Un Gefuden wegen baneruben und vorübergehenden 
Unterftiigungen find von der Armen-Deputation 63 bewilligt unb 36 abgelehnt worden. Wegen 
Bewilligung von Durhforftungsholz find 474 Geſuche — unb wegen Unterflügung zur Con⸗ 
firmation 63 Gefuche berüdfichtigt worden. — Bon ven anf Koflen der Stadt untergebradhten 
Kindern find "zu Oftern fünf confirmirt und eingelleidet. — Miethsunterflügung wurde zu 
Michaelis 1859 überhaupt bewilligt 253 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. — Laufende Unterftiigung erhal- 
ten 190 Perfonen, und zwar durchſchnittlich wöchentlich 46 Thlr. 20 Sgr. — Die Zahl ber 
auf Koſten der Stadt nntergebradhten Pflegelinder und arbeitsunfähigen Perfonen beträgt 112, 
wofür jährlich circa 2500 Thlr. Berpflegungsgelber gezahlt werden. — Die Koſten ber in ber 
Land-Armenanftalt untergebrachten fieben Perfonen belaufen fih auf 200 Thlr. — Au Belle 
dungstoften find 129 Thlr. 8 Sgr. 10 Pf, — am Unterflügungen im Wocdenbette 17 Thle, — 
an Kur- und Mebicintoften 302 Thlr. 3 Sgr. 8 Pf. — an Beerdigungsloften 63 Thlr. 10 Ser. 
— an auferorbentlihen Unterftügungen 100 Thlr. 14 Sgr. 6 Pf. — an Zehr- unb Ber 
pflegungstoften au burcreifende unbemittelte Gejellen 24 Sgr. 6 Pf. — und jür Bücher und 
Schreibmaterialien für arme Schulkinder 21 Thlr. 23 Gyr. verausgabt worden. — Zum Weih- 
nachtsfefte find unter die Ortsarmen 440 Stüd zweipfündige Brode und 26 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. 
baar vertheilt, auch von dem Unterfügungspereine 330 Kuaben und Mädchen mit Stollen, 
Büchern und Kleivungsflüden beſcheult worden. 

IV. Feuerjiderheits-Berwaltung,. Im Yahre 1859 haben zwei Brände flatt- 
gefunden. Der dadurch angerichtete Schaben ‚beträgt, foweit ev vom ber ſtändiſchen Städte⸗ 
Feuerfocietät zu vertreten geweſen, 920 Thlr, 16 Sgr. 7 Pf. — Bei ber Repifion haben am 
meiften „vorſchriftswidrige Räucherlammern“ moniet werben müſſen. 

Die Zahl der gegen Feuersgefahr verſicherten Gebäude beträgt 769, und ber Ber 
fiherungswerth berjelben 

a) bei der Städte» Feuerfocietät. - » «= » .  1,051,825 Thlr. 
b) bei Privat» Aflecuganzen .. » 2 +» 0%. „200,060 „ 
zufammen . 1,251,675 Thlr. 

V. Aderbauverw — Die- Rechnung pro 1858 beträgt in Einnahme 9480 Thlr. 
4 Sgr. 7 Pf. in Ausgabe 9064 Thlr. 20 Sgr. 5 Pf. und läßt ultimo December 1858 einen 
baaren Beſtaud von 415 Thlr. 14 Sge. 2 Pf. 

VI. Begebauverwaltung Bon bem Gtatsquantum für Megebefferungen ꝛc. 
von 200 Thlen, find bis December 1859 bereits 240 Thlr. 15 Sgr. 8 Pf. verausgabt worben; 
— alfo mehr 40 Thlr. 15 Ser. 8 Pf. 

1 VO. Serpisverwaltung. An Militairloften find im Jahre 1859 56 Thlr. 7 Egr, 
5 Bf. verausgabt. 

VIL Baupverwaltung. An Bau- und Reparaturkoften für bie verſchiedenen ſtädti⸗ 
hen Gebäude find im Jahre 1859 verausgabt worden 1962 Thlr. 13 Sgr. 

IX. Berfhönerungs-Deputation. Wür bie VBerichömerung der Stadtumgebung 
find im Jahre 1859 einfchließlih ber Remuneration bes Wallaufſehers 75 Thle. 18 Sur. 2 Pf. 
ausgegeben unb bagegen an Hundeſteuer, weiche zur Beftreitung biefer Ausgaben beflimmungs- 
mäßig zu verwenden, 79 Thlr. 15 Sgr. eingegangen. 

Z. Rrantenhausperwaltung. Die Koften ber Verwaltung bed —— 
belaufen ſich für das Jahr 1859 auf 538 Thlr, 25 Sgr. 2 Pf. 

XI Chauffeebauverwaltung. Eingelommen find an Sbauffergefbern im Jahre 
1859 bis ultimo November . . s en er BEE 1 Sr 5 

Berausgabt find bagegen für dieſelbe Zeit on ae a. 


Mithin Ueberfhuß . » . + 242 Thlr. 15 Sgr. I Pf. 


ZH. Forfiverwaitung. Su dem Wirthſchaftejahre 1858/59 find im den Stet 
forften überhaupt eingeſchlagen: 
a) Eichen _ ee Tr. Th de ee 28,141: C 
b) Buchen und Küftern .. EEE 124,598, ubitfuß, 


DE. ee ee a 2,268°/, z 
»d) Elm... een. 83,293 z 
e) gemifchtes Holz - ER — 
f) Aspen . a tr 2 Te . 0. 0. 0 0 2.2 0 358 Y; . 


8) Kiefern . * . . . * * — J . » [} ” — J ⸗ 61, 153 ” 


zufammen . . 275,570, Eubilfuß. 
Rad, dem Hanungaplarn pro 1859 follten eingefhlagen werben . 380,000 — 


Es find alſo weniger eingeſchlagen... 64,429. Enbilfuß, 

Im Yahre 1858 waren zm verwalten 990 Mlaftern Klobenholz und 1058", Klaftern 
Knüppelholz, wovon ult. 1858 2331, Klafter Kloben» und 878%, Klafter Knüppelholz im 
Beftande verblieben, — Die Holzpreife für das Jahr vom 1. October 1869/60 finb normirt: 

a) für eine Mafter Buchen» Klobenboly uf . » .» . 9 The. 10 Ser. 
b) für eime Mafter Buchen ⸗Knüppelholz nf. » ». dB u — un 
c) für eine Klafter Eihenho auf . . » 7 _— y 

Die Jagd in den Stabtforften ift vom 1. — 1859 ab 4 ſechs Jahre für bie 
jährliche Pacht von 180 Thlrn. verpachtet. 

XOL Klafſſifikatione- und Rellamation&-Eommiffion. Nach ben abge 
ſchloſſenen Mutterrollen pro 1860 beträgt die Zahl der Steuerpflichtigen 1396. — Davon haben 
zu fleuern; in ber erflen Klaſſe 7; — im ber zweiten 390; — in ber britten 272; — in ber 
‚dierten 1545 — im ber fünften 169; — im ber ſechſten 91; — im der fiebenten 76; — in 
der achten 67; — in ber neunten 36; — im ber zehnten 31; — in ber eilften 16; — in ber 
pwölften 20; — im ber breizehnten 14; — in ber vierzehnten 13; — im ber fuufzehnten 10; 
— in ber fechszehnten 75 — in ber fiebzehnten 5; — im ber achtzehnten 4; — und in ber 
nennzehnten Kaffe 3. 

Durch den einfachen Steuerfag kommen auf 2215 Thlr. 25 Ser. 

XIV. Berwaltung ber Wittftod-Zerniger Chauſſee. Die vier Ehauffee- 
" Hebeftellen find für den jährfihen Pachtzins von zufammen 2575 The. verpachtet. 

Nach der Ueberſicht des Finanzzuftandes pro 1858 haben betragen: 

3) die Einnahmen mit Einfhluß vom 1068 Thlr. 9 Sgr. 9 Pf. Beftanb aus bem 
Jahre 857 0.0 2 0 02 0 2 0 0 0 0. 4001 Tr 29 Sgr. 7 Pf. 
b) Die Until » © 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 U „ 5 „ 5, 


fo daß ult. December 1858 im Beftanbe verblieben find . . . 1065 Zhlr. 24 Sgr. 1 Pf. 
Die bei der Sparlaffe zur Anjammlung eines Mefervefonbe belegte Summe betrug zur 
Zeit 533 Thlr. 1 Sgr. 8 Pf. — Die Schulden ber Ehanffeebaugefellihaft beftanden noch im 
einem Rapitale von 200 Thalern, 
XV. GSalgeinihägungs-Commiffion. Für das Jahr 1860 find auf bie Stabt 
Wittſtoch: 
für 6948 Perſonen. 219 Tonnen 226. Pfund, 
für das in Reih und Glied ſtehende Militt . ». x — „132 re 
für das Geifenfiebergewerbe Pe Te ee Er BE Be 3 * 75%, o ” 


zufammen 223 Tonnen 58%, Pluub, 

repartirt. — Für das Jahr 1858 ergab ſich ein Deflcit von 53'/a Tonne; für da® Jahr 1869 

fieß ſich das Deficit voransfichtlid auf 70 Tonnen bemeſſen, deſen Nieverilagung bei ver 
66* 
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Königl. Regierung beantragt werben follte; da, nachdem bie eingeführte Salzverbraudhs-Eontrolle 
brei Jahre beftanden, ber Salzverbrauch trotzdem nicht zugenommen habe, 
Bei der Sparklaffe betrugen die Einlagen ult. December ‚1858 

T 32,499 Thlr. 8 Sgr. — Pf. 

Im Jahre 1859 find hinzugelommen: 

8) durch neue Einlagen ». » + » nr nn. 158 „ 4. 8 

b) durch zugefßhriebene Zinien . » «or 0.» 93 „ 2 „10, 


‘ —— - Summa 44,976 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf. 
Zurückgezahlt find im Jahre 1859 incl. Zinfen „ . . 10,946 „ 13 „ 6 „ 


Mithin find im Beftande verblieben 34,029 Thlr. 22 Sgr. — Pf. 

An Sparkaffenbüchern befanden fid im Umlanfe 596 Stüd, worunter für Kinder, 
Dienfiboten und Gefellen überhaupt 436 Stück. 

Die Sterbelaffe zählte im November 1859 1643 Mitgliever und befaß an Baar- 
Beſtand 331 Thlr. 28 Syr. 3 Pf. und in Activis 9900 Thlr. 

Bei dem Eihungsamte haben im Jahre 1859 78 Perfonen 101 Gegenflände 
eichen laſſen. 

Bon ben beſtehenden Handwerker- Brüfungs- »:Gommiffionen find im Jahre 1859 
unter dem Vorſitze des Magiftrats- Dirigenten 7 Meifler- und 49 Gefellenprüfungen abge- 
halten worben. 

Bon ben Unterffügungs-KRaffen. 

1) Die nn... 2.00) zählte 198 Mitglieber. 

Im Jahre 1859 find eingenommen worden . . -» 2. 280 Thlr. 29 Sgr. 9 Pf. 
Berausgabt wurden - 2 2 2 0 2. . GE er.) Een | ra A 


Mithin verblieb — ult. 1859 . 29 Thlr. 16 Sgr. — Pf. 
2) Die Maurer und Zimmergefellen-Unterfügungstaffe hat 102 Mit- 


glieder. — Eingenommen find im Jahre 18599... 2... 75 The. gi Sgr. 11 Pf. 
Uusgegeben wurben - - » 2 0 0 0 0 0 0 0. A u — we 


fo daß ult. 1859 nur im Beſtande verblieben . . 2. 2... 4 The 19 Sgr. TB. 

8) Die Unterftügungstaffe für Gefellen und Gehülfen zählt 214 Mitglieder. 
Die Einnahmen bei berjelben betrugen im Jahre 1859. . .„ „ 195 Thle, 10 Sgr. 1 Pf. 
Berausgabt wurdennn.. 208 „MU, —n 


Es find aljo mehr verausgabt als vereinnahmt, mithin — 8 Thlr. 3 Sgr. 11 Pf. 
Aus ber Dr. Schmidtſchen Stiftung wurden im Jahre 1859 am Handwerker 
zinsfreie Vorſchüfſe geleiftet 241 Thlr. 15 Sgre; davon find zurüdgezahlt worben 136 Thlr. 
15 Sgr. unb 105 Thlr. blieben ausftchen. 

Bon dem Shiebmanns-Inmfitute find im Jahre 1859 473 GStreitfachen durch 
Bergleich beenbigt. 

Die neuerbaute Gasanftalt if am 1. Februar 1859 eröffnet worben. Nach einer 
vorgelegten befonderen Rechnung beträgt das auf bie Anlage berjelben verwendete Gefammt- 
Rapital 42,000 Thlr. Die Koften des Betriebes bis zum 1. Zuli 1859 überfleigen bie 
Einnahmen aus bemfelben um 210 Thlr. 26 Sgr. 6. Pf., was theilweife in gemachten 
Betriebsverfuchen , größtentheil® aber in dem geringen Gasconfum in ber erften Betriebsperiode 
feinen Grund hat. — Die Zahl der Öffentlichen Flammen beläuft fih anf 80, — Privatflammen 
eriftirten ult. 1859 ca. 900; doch wirb erwartet, daß biejelben im Laufe des Jahres 1860 bie 
Höhe vom 1000 erreichen werben. — In der Zeit vom 1, Febrnat bis 24. December 1859 
find überhaupt 1,593,150 Cubilfuß Gas probucirt worden. 
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Provinz Sachfen. 

Wittenberg, ben 19. November. Se. Königliche Hoheit ber Prinz» Regent batten aus 
Beranlaffung Allerhöchſt Ihrer Anweſenheit in hieſiger Stadt bei Gelegenheit der Feier des 
breihundertjährigen Tobestages Melanchtons am 19. April d. I. durch Allerhöchſte Cabinets⸗ 
Ordre vom 8. Jumi dem biefigen Bilrgermeifter die Befugniß zu verleihen gerubt, bie goldene 
Amtsfette zu tragen, die fläbtifchen Behörden aber befdloffen an dem heutigen Tage, dem 
Namenstage Ihrer Majeſtät der Königin, ber allgeliebten Landesmutter, und dem Gedächtniß— 
tage ber Stäbte-Drbnung vom 19, November 1808, die für Nechnung der Stadt beſchaffte und 
im Orte gefertigte Kette dem Maaiftrats-Dirigenten gu überreichen. 

Nachdem dem Lehteren vom Stabtmufilus eine Morgenmufit gebracht, fand bie Ueber . 
gabe und Anlegung der Antskette im feierlicher Bffentlicher Sigung des Magiftrats und ber 
Stabtverorbneten- Berfammlung, zu welcher fih anf beſondere Ladung bie Bürgerſchaft zahlreich 
eingefunden hatte, durch den Stabtverorbneten-Vorfigenben in Affiftenz des Beigeordneten flatt. 

Diefer Feierlichkeit ſchloß fih ſodann ein Feſteſſen in den zu biefem Behuf befonbers 
geſchmückten Räumen an, bei welchem fih Militair und Bürgerfhaft eben fo zahfreich bethei- 
figten, und bie Liebe zum Herrſcherhauſe, fo wie bie Dankbarkeit gegen Se. Königlihe Hoheit 
ben Prinz» Regenten für das der Stabt Allerhuldreichſt verliehene Gnadengeſchenk überall 
ausſprach. 

Das wahrhaft ſchöne Feſt verlief in ungetrübter Freunde und wird gewiß bei allen Theil- 
nehmern in ſchöner Erinnererung verbleiben. 


Rheinprovinz und Weſtphalen. 

Eöln, den 12. October. Unſer Stadtrath hat im feiner geſtrigen Sitzung 15,000 Thlr. 
für Herftellumg der Dombaubebahung ans dem Depofitenfonds für Kirchenbebitrfniffe in ber 
Borausfegung bewilligt, daß das Dach aus Blei und nicht aus Zink bergeftellt werbe. Der 
zweite Beichluß des Stadtraths geht dahin, ber Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft das Gebäube 
an der Marzellenfiraße für die Summe von 40,000 Thlr. zu Überlaffen und auf das Rüdfall- 
recht unter der Bebingung zu verzichten, daß, falle ber ganze Gebäudecompler verkauft werbe, 
die Stabt von bem Ueberfhuffe über 20,880 Thlr. ala Werth des Schulverwaltungs - Gebäubes 
ein Viertel erhält. Ein fernerer Beſchluß adoptirte den Commiſſionsbeſchluß bezügfih des An« 
kaufe des Schulverwaltungs » Gebäudes für die Summe von 40,000 Thlr., jedoch ſoll dieſe 
Summe nur dann zur Niederlegung des Gebäudes verwendet werben, wenn bie übrigen Ge- 
bäube, welche die Freiftellung des Domes behindern, ebenfalls fortgeſchafft würden. Der En 
wurf zur Anlage des Giterbahnhofes der Rheinifhen Eifenbahn an der Trantgafie (el dem 
Stabtrathe in einer der nächſten Sitzungen vorgelegt werben. 

In der Stabtrathefigung vom 18, October war ein Antrag von Cläſen n. A. auf as 
willigung don 200 Thlr. zu dem Arndt’jhen Denkmal Gegenftand einer intereflanten Debat j 
Die Gegner des Antrags führten an, daß Arndt in Schrift und Wort gegen ba® —— 
Coins gehandelt und den Katholiciesmus mit Füßen getreten haͤbe, was ſich durch fein : * 
achten bezüglich der Errichtung einer Rheiniſchen Univerfität, die hauptſächlich den Arndtſchen 
Bemühungen zufolge nah Bonn und nicht nah Cöln verlegt worden ſei, unb burd feine 
„Srinnerungen an 1840“ beweife. Die Anſchuldigungen wurden indeß gründlich widerlegt und 
bem Antroge mit zehn gegen neun Stimmen entſprochen. 

In der Stabtratheftgung vom 8. November kam enbli einmal wieder unfere Thrater- 
frage zur Sprache und fieß die Verwaltung eine Andeutung fallen, worans zu fäliehen, baß 
das Terrain des alten Mufeums als Bauftelle in Ausfiht genommen fei. In der Sitzung 
bom 15. November beſchäftigte fi der Stabtrath mur während drei Stunden — don ſechs bis 
neun Uhr Abende — damit. Es lag demſelben eine Eingabe der begütertſten Einwohner vor, 

bie dahin ging, daß, nachdem alle Verſuche, zu einem Theater zur gelangen, mihgfüdt jeien, 
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nunmehr ein anderer Weg betreten unb zunächſt die Bauftelle beftimmt werben müffe. Walls 
die Stadt eine ſolche ergebe und bie Gewähr für Verzinfung des Baucapitald, das auf 
150,000 Thlr. anzunehmen, mit 3%, pCt., fowie für Amortifation mit pCt. übernähme, 
würden bie erforberlihen Fonds ſehr bald aufzubringen fein. Stabtrath beichloß hierauf mit 
26 gegen 4 Stimmen „daß die Stabt einen Bauplag unentgeltlich hergeben folle.“ Aber wo? 
Dies war bie [hwierige Frage! Die Commiffion brachte das Terrain des alten Mufeums 
in Borfhlag. Die Vertreter bes Südens kamen auf den Heumarkt zurüd, Alle Vorzüge 
und Mängel beiber Pläge wurden bis ins Detail erörtert. Die Sigung näherte fih dem Ende 
und allerſeits wurde bie Abflimmung verlangt, bie, wenn fie jet ftattgefunden hätte — wie 
es fhien — zu Gunften des Heumarkts ausgefallen wäre, Da brachte ein Mitglied bie fonft 
vergeſſeue Stelle des alten Theaters wieder hervor unb beantragte Bertagung, bamit 
die Berwaltung ermitile, ob die Eigenthiimer bes abgebrannten Theaters am ihrer ſfrühern — 
bereit® zweimal verworfenen — Offerte noch fefthielten. Diejer Vorſchlag wurde per majorem 
angenommen, ba bie Vertreter des mörblihen Stabttheil®, die Iubifferenten und biejenigen, 
bie mit einer Betheiligung ber Stabt an ber Theaterangelegenheit Überhaupt nicht einverſtanden 
find, dafür fümmten. Auf biefe Weife beginnt die Sache nunmehr wieder da, wo fie aud vor 
Zahresfrift angefangen hat, und fcheint faft wahr zu werben, was ein Mitglied bes Collegiums 
bemerkte, „daß Coln fi im feiner ThHeaterfrage vor ganz Deutſchland proftituire! * 

Zur Erleichterung ber überfülten vier hiefigen Märkte wurde die Errichtung eines fünften 
Marktes beihlojien; auch kam das Project, einen Üüberdachten Markt berjuftellen, zur 
Sprache. Bei biefer Gelegenheit wurbe.ber bereits fo oft geäufßerte Uebelſtand wieder geltend 
gemacht, daß in Folge der im den untern Räumen bes Gürgenicht befinblihen Niederlage von 
gefalgenen und getrodneten Fiſchen, Käfe u. ſ. w. im Gürzenichſaale eim fo abſcheulicher Geftant 
herrſche, daß es dem herrlichſten Klängen ber Muſil nicht gelingen fönne, das Gemüth ber 
platteften Wirklichkeit zu entrüden. Es foll demgemäß im Berathung genommen werben, wie ſich 
bie Berlegung jener Niederlage mit ber Grrichtung eines überdeckten Marktes vereinigen laffe. 

Mit der Anlage einer Wafferleitung im biefiger Stabt, über bie bereits feit 20 
Jahren verhandelt wird, ohne baß ein Nefultat erzielt worben ift, jcheint es nun endlich Ernft 
zu werben. Dem M. Moore in Berlin, ber bei der Anlage ver bortigen Wafferwerle thätig 
gewejen unb ber augenblidliih mit ber Herflellung der Wafferleitung in Stuttgart beauftragt 
iR, wurde ber Zufhlag auf Grund ber von unſerer ftäbtiihen Verwaltung ſehr eifrig ausge⸗ 
arbeiteten und feftgeftellten Bebingungen ertheilt und ift munmehr bie Genehmigung der Königf, 
Regierung bazu erfolgt. Letztere ſoll indeß hierbei bie Anficht ausgefproden haben, daß ee 
zwedmäßiger geweien, wenn die Stadt das Unternehmen ſelbſt in bie Haud genommen und 
auf ihre eigenen Koflen zur Ausführung gebracht hätte, Der Unternehmer Moore hat jet ver⸗ 
tragsmäßig [ofort eine Caution von 20,000 Thlr. zu erlegen; erſt wenn dieſes erfolgt, ift 
bie Sache als volllommen gefichert zu betrachten. 

Eine des weſentlichſten Einnahmequellen unferes Gemeindehaushalts bilden bie Hafen- 
und Werftgebühren; von allen Gütern nämlich, die auf dem hiefigen Werften zur Berlabung 
gelangen, ift eine Gebühr zu entrichten, deren Ertrag ſich, bevor die Eiſenbahnen dem Stroms 
verlehr Coneurrenz boten, jährlich auf 80 bis 90,000 Thlr. belaufen hat. Die Handelskammer 
hat ſich jet mit dem Antrage an die Stabtverwaltung gewendet, bie Werftgebühren auf bie 
Hälfte herabzuſetzen. Der Antrag hat Vieles für ſich, befonders au, daß bie Verminderung 
ber Geldwerthiäge wohl zur Wiederbelebung bes in folge der Concurrenz ber Eifenbahnen er- 
RKorbenen Stromverkehrs beitragen würbe, — allein, wie foll die Stabt dem dadurch entflehen- 
den Ausfall deden? Leider hat die hiefige Gemeinde» Einfommenftener bereits einen Höhepunft 
erreicht, ber es far nicht möglich macht, ihr noch Weiteres zuzumuthen. 

Tüffeldorf. Ju der Stabtrathefigung vom 23. October ce. wurbe bie Klaſſenſteuer ⸗ 
Umlage» Commiſſion pro 1861 unverändert beibehalten. Der Herr Oberbürgermeifter ernannte 
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die Beigeordueten Herren Wortmann und Schlienfamp; bie Stabtverorbneten wählten bie 
Herten Hilgers und Kiefer zu Mitgliedern und bie Herren Thieme und Poli zu Stellvertre- 
teen bes Wahlvorſtandes für die bevorfiehenben Stabtverorpnetenwaplen 
Die Reupflaferung der Shabomwflraße wurde im der Weife befchloffen, dafi bie Her 
gierung bie Mitte der Straße pflaftern, an beiden Seiten ein Neitweg von Kies von ber Stabt 
angelegt und bann vedhts und Iinfs ein 10 Fuß breites Trottoir von ben Hauseigenthümern 
auf die gewöhnliche Weife hergeftellt werden ſolle. Zur Ausfhmidung der Aula des 
neuen Real-Schulgebändes durch Frescogemälde hat ver Kunftverein für Rhein 
land und Weftphalen einen Beitrag von 4000 Thlr. unter ber Bedingung offerirt, daß bie 
Stadt die zu ben Koften von 6000 Thlr. fehlenden 2000 Thfe, hergebe. Der Herr Oberbürger- 
meifter befürmwortete die Bewilligung biefer 2000 Thlr. in drei Jahresraten von 666 Thlr. 
20 Sgr., da die Einnahmen ans dem Schulgelde durch die Vermehrung ber Schiller beträcht- 
lich gewachſen feien, die Stabt alfo wohl ein weiteres Opfer file die Realſchule bringen Fönne. 
Die Herren Trinfans, Baum, Weſthoff, Stein, Wolters und Profeffor Müde erflären fi 
ebenfalls für die Bewilligung, während die Herren Waldbröhl, Lützeler und Schnitler ſich 
gegen biefelbe ausſprachen. Letztere behaupteten, die finanzielle Lage der Stabt fei bei einer 
Schuld von faft 400,000 Thlr. wenig glänzend und noch viele Ausgaben von großen Beträgen 
für Neubauten, Erpropriationen ꝛe. jeien nothwendig; bie Aula der Realſchule könne keinen 
(hönern Schmud haben, als die Büſte des Königs; was darüber gebe, ſei überflüffig, Im 
dem Budget pro 1861 feien 10,000 Thfr. für Amortifation, 20,000 Thlr. für Berzinfung bei- 
genommen, jo hohe Beträge, dafj die Lage der Stabt micht geflatte, 2000 Thlr. für bie bloße 
Ausihmüdung eines Schulfaales herzugeben. Nach längerer Tebhafter Debatte wurbe ber An- 
trag bei namentlicher Abftimmung mit 16 gegen 11 Stimmen angenommen, indem bie Ma- 
jorität fih mit der Auſicht bes Herrn Profeffors Müde, nad welcher die Bewilligung zur 
Förderung ver Kunſt, welche ber Stadt auch fo viele materielle Bortheile bringe, erfolgen und 
durch derartige monumentale Kunſtwerle, wie es bei ven alten Böllern gefchehen, auf bie Ius 
gend bildend eingewirft und ihr Achtung vor der Kunſt eingeflößt werben müſſe. Iu Berfolg 
der von der Stadt beantragten Erpropriation des Terrain für die Königsftraße 
und die wen zu erbauenbe evangelifhe Kirche am Königsplatz hat bie Königl. Ne 
gierung daſſelbe durch einen vereideten Tarator abſchätzen laffen. Derfelbe hat in ver Könige- 
firafe die ORuthe zu 20 Thlr., am Königeplag zu 28 bis 30 Thlr, abgefhätt, fo daß bie 
Stadt für das Terrain an der Königsſtraße 1006 Thlr., am Königsplag 8220 Thlr. und 
7916 Thlr. zu zahlen haben würde. Das Terrain am Königsplag hat die evangeliſche Gemeinde 
zw 2/4, zu bezahlen. Es wilrbe durch bie Erpropriation der dritte Theil bes künftigen Königs⸗ 
platzes frei gelegt werben. Da ber Tarpreis für ganz erorbitant hoch gehalten wurde, beſchloß 
Stabtraty, durch bie Baucommiffion zunächſt eine Ermittelung ber Werthverhältniſſe bes ab- 
zutretenben Terrains anzuftellen. Seitens ber Juſtizbehörde wird angezeigt, daß der Staat am 
Königeplag eine Bauſtelle für ben neuen Juſtizpalaſt angelanft habe. Der Stabt wirb 
num offerirt, daß im dem neuen Juſtizgebäude bie Räumlichleiten fir das hiefige Gewerbe- 
gericht eingeräumt werben follen, falls fi die Stabt bereit erflärt: 1) zur Zahlung einer 
Pauſchalſumme als Beitrag zu den Baukoften; 2) zur Befreiung bes Infliggebändes von allen 
Kädtifchen Abgaben und Laften. Stadtrath hat jedoch ben Vorſchlag abgewiefen und erklärt, 
daß er in Bezug der Mäbtifhen Abgaben und Laften für das Juſtizgebäude es bei dem geſetz 
lichen Beftimmungen belaſſen wolle. Es wurde demnächſt bie öffentliche Verpafgtung ded Hübti- 
ſchen Eiokellers beſchloſſen, der Coln - Mindener Eifenbahngefellichaft die Anlage eines gewölbten 
Gntwäfferungscanal® bei der Thurmſtraße geftattet und fehfießfich der Ankauf einer Bauftelle für 
dem Preis vom 700 Thlr. an der Grünftrafie und Tunneiſtrahe beſchloſſen, ſodald der Plah am 
der Ede durch ben Anlauf des Lachnitz ſchen Hauſes durch die Unfepließenden freigelegt wird. 
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Die Erneuerungswahlen ber hiefigen Stabtverorbneten haben biefes Mal unter fehr 
großer Theilmahme der Wähler ſtattgefunden. Bielfahe Borverfammlungen fanden ftatt, und 
bie von ber liberalen Partei aufgeftellten Candidaten haben größtentheils den Sieg errungen. 
In der 3. Abtheilung haben 496 Perfonen ihre Stimmen abgegeben, doch gelang es nur für 
Heren Kaufmann Schwarz, welder 341 Stimmen erhielt, die abjolutive Majorität zu erhalten. 
In der 2, Abtheilung gaben 280 Wähler ihre Stimmen ab und erhielten mur die Herren 
Rehnungsrath Lehrhoff (207) und Banquier Prag (168) die abfolute Majorität, fo daß noch 
zwei Stabtverorbuete zu wählen bleiben. In der 1, Abtheilung, bei deren Wahl fih 66 Wäp- 
fer eingefunden, gelang es für alle vier Stabtverorbneten, die abjolute Majorität zu erreichen, 
welde bie Herren Fabrikbefiger Kramer mit 64, Commerzienratb Trinkaus mit 63, Oberft 
a. D. Schaumburg mit 63 und Fabrilbeſitzer Weſthoff mit 42 Stimmen erhielten. Einen 
großen Autheil an dieſem Wahlrefultat hat die hier erſcheinende Niederrheinifche Volkszeitung, 
in ber durch verſchiedene Artikel auf bie Wichtigkeit ber Stabtverorbnetenwahlen hingewieſen, 
und zur Theilnahme an berjelben aufgefordert wurbe, Da in biefen Artilein mitunter über 
bie Schnur gehauen und der Oberbürgermeifter ſowohl als bie jetzige Stabtverorbnetenver- 
fammlung angegriffen worben, wurbe in ber Sitzung des Stadtraths vom 13. Movbr. c. ber 
Beſchluß gefaßt, in Zukunft diefes Blatt nicht mehr als Organ für flädtifhe Bekanntmachungen 
zu benugen. Im berfelben Sigung trug ber Herr Oterbürgermeifter den Bericht über bie Ber- 
waltung und ten Stand der Gemeinbeangelegenheiten für das ablaufende Jahr vor, Als ber 
Herr Oberbürgermeifter geenbet, erhob fi der Stabtverorbnete Herr Juſtizrath Friedrichs und 
ſprach demfelben für bie umſichtige und gewiffenhafte Leitung feinen Dank im Namen bes 
Stabtrathe aus. Zum Zeichen der Zufimmung erhoben ſich alle Stabtverorbnete, worauf ber 
Herr Oberbürgermeifter äußerte, daß e8 ermunternd für ihm fei, von Männern unterflügt zu 
werben, benen das Wohl der Stabt eben fo fehr wie ihm am Herzen liege. 

Aus dem Berwaltungsberihte entnehmen wir, daß Düffeldorf vom 1. Januar bis 1, No- 
bember d. 3. einen Zuwachs von 595 Seelen erhalten, daß bie Jahrmärlte in biefem Jahre 
616 Thlr., die Wocenmärkte 5050 Xhlr. einbrachten. Die Activfapitalien der Stabt ver 
mebrten fi bis zum Schlufje des Jahres um pp. 9600 Thlr., die Paſſiva dagegen verminderten 
fih um 8515 Thlr., die Einnahme an Einzugsgeld beträgt für bie brei erfien Quartale 
4000 Thlr. und wird bis Ende biefes Jahres die Summe von 5000 The, erreichen, aljo 
pp- 2000 Thlr. mehr als 1859. Die Beihwerben der Stabt wegen ber übermäßig hoben 
Einguartierungstoften bed Jahres 1859 haben eine Verminderung biefer Koften fir 1860 zur 
Holge gehabt. Auf den Mann und Tag berechnet, werben jeitens der Stadt etwa 80,000 
Mann, aljo ungefähr 180,000 Mann weniger wie 1859 unterzubringen fein. Auf bie Aus» 
miethenben werben unter gleichzeitiger Derüdfihtigung der Reduction der Bergütung für bie 
Wirthe von 10 reſp. 5 Sgr. auf 8 Ser. reſp. 3 Sgr., etwa 5500 Thlr,, aljo Ys der vorjäh- 
rigen Koſten umzulegen fein, 

Elberfeld. Unſere Armenverwaltung fohreitet in ber Reduction ihrer wöchentlichen 
Unterflügungen rüftig vorwärts. In ber 41. und 42, Mode wurben bewilligt 734 Thlr. 
10 Sgr. 8 Pf. Im Jahre 1859 wurden in benfelben Wochen bewilligt 994 Thlr. 9 Sgr. 
I Pf. und im Jahre 1858 755 Thlr. 1 Sgr. 5 Pf. Es ftanden in biefen Wochen in Unter» 
Rügung 1322 Berfonen, von denen 244 Einzelſtehende, 287 Familienhäupter, 748 Familien» 
angehörige und 43 Pflegelinder. In der 43. und 44. Woche betrugen bie Unterflügungen 
736 Thlr. 23 Sr. 6 Pf. gegen 987 Thlr. 4 Sr. 8 Pf. in 1859 und 766 Thlr. 12 Sgr. 
8 Pf. im 1858; unterlügt wurben 1307 Perfonen, mitkin 15 weniger al® in ben vorherge⸗ 
gangenen Wochen. Diefe 307 Perfonen zerfallen in 254 Einzelſtehende, 274 Bamilienhäupter, 
785 Familienangehörige und 44 Pflegelinder. Nah ten Protocolblihern find 561 Unter- 
Rügungs- Pofitionen vorhanden. Es geſchieht indeß bier auch ſehr viel für unfere Wohlthä- 
tigkeiteanftalten durch Private; fo hat bie biefige Gasanftalt eine ziemlich große, zum Heizen 
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nech brauchbare Partie Coals an ber Gatanflalt am Brill lagernd für bie Armen zur Dispo. 
fitiom geftellt, jo daß jebem Bezirke für 15 Arme Scheine zum Abholen zugeftellt werben fonnten, 
Bedeutende Schentungen und Bermädtniffe für bürgerlihe und kirchüche Wohlthätigkeitsan⸗ 
Ralten kommen häufig vor, und erhielt noch im legten Quartal das ſtädtiſche Waifenpaus bier- 
ſelbſt eine Schentung von 190 Thl., die reformirte Gemeinde ein Vermächtniß von 1000 Zpir, 
und bie lutheriſche Gemeinde ein gleiches bon 1000 Thlr. Ein Refeript Königl. Regierung 
zu Düffeldorf, veranlaßt durch eine kürzlich ſeitens der Herren DOber-Regierungsrath Schmig 
und Medicinalrath Dr. Ebermeier erfolgte Inſpicirung unferer Woblthätigkeitsanſtalten, fpricht 
ſich äußerſt günftig Über den Zuſtand verfelben aus. Mirgends, weder an bem neuen Kran- 
tenbaus, ber im Bau begriffenen Irrenanftalt, dem jeßigen alten ſtädtiſchen 
Krankenhauſe, dem ſtädtiſchen Armenhauſe, der Auſtalt für verlaſſene 
Kinder, dem ſtädtiſchen Waifenhanfe, dem Bürger-Kranlenhaufe, nod an dem 
tatholifhen Krantenhaufe fand fi etwas zu erinnern. 

In der Sitzung der Stabtverorbneten vom 26, Dctbr. e. wurde bie Haupt-Gemeinbe- 
vehnung für das Jahr 1859 vorgelegt. Die M-Einnahme beträgt 266,177 Thlr. 29 Sgr. 
4 Pf.; Iſt · Ausgabe 265,757 Thlr. 8 Sgr. 7 Pf., mithin Reſt 420 Thlr. 20 Sgr. 9 Pf. 
hinzulommen bie Einnahmereſte 11,052 Thlr. 18 Sgr. 1 Pf., zuſ. alſo 11,473 Thlr. 8 Sgr. 
10 Pf.; die Ausgabereſte betragen 19,820 Thlr. 14 Sgr. 8 Pf., und ergiebt ſich demnach ein 
Rehnungsausfall von 8347 Thfr. 5 Sgr. 10 Pf., deſſen Dedung im Etat bereits vorgefehen if. 

Unfere ſtädtiſche Schulcommiffion befteht bis jet aus 11 Pfarrern, 9 Deputirten ber 
Kirhengemeinden, dem Oberbürgermeifter, 3 Stabtverorbneten und ben Directoren bes Gym⸗ 
nafiums und ber Realſchulen. Da ifeit der Einführung dieſer Schulcommiffion (Statut vom 
3. Februar 1829) die Summe, welde die Stadt für Schulbeditrfniffe verwendet, von 7000 Thlr. 
nahe an 20,000 Thlr. jährl. fi vermehrt hat, das hierdurch bedingte erhöhte Intereffe der Stadt 
bei der Berwendung biefer, der Schulcommilfion zur Berwaltung überlaffenen Summe, eine 
vergrößerte Teilnahme der Gtabtverorbneten bei biefer Verwaltung rechtfertigt, jo beichloß 
der Stabtrath, die Schuleommiſſion um 8 Mitglieder aus feiner Mitte zu vermehren, In 
derſelben Sigung wurde ein Geſuch des Theater-Directors Langenbah um Aufhebung der Ar- 
menabgabe vom Theater abgelehnt, das Gehalt eines Efementarlehrers auf 450 Thlir. firirt, 
zwei Nieberlaffungsgefudhe bewilligt und zwei abgelehnt. Sodann theilte der Herr Oberbür- 
germeifter mit, baß in ber Prozeßſache der Gemeinde Elberfeld gegen bie Königl. Eifenbahn- 
Direction, betreffend bie Erftattung ber von der Gemeinde auf die Reparatur der Döppers- 
berger Bahnhofsbrüde verwendeten Koften, wozu bie Königl. Eifenbahndirection bereit verur- 
theift worben, das König. Obertribunal zu Berlin durch Urtheil vom 23. Octbr. d. 9. ben 
Caſſationsrecurs der Königl. Eifenbahndirection verworfen hat. Mad ber ferneren Mitthei- 
lung bes Herrn Oberbürgermeifters fieht der Bau einer fleinernen Eifenbahnbrüde in balbiger 
Ausfiht, mach dem vorliegenden Plänen wird berjelbe ungefähr zwei Jahre bauern und an 
60,000 Thlr. Loften. 

Der zweite Beigeorbnete, Herr Daniel von der Heybt, hat feiner verwanbtfchaftlichen 
Stellung zu unferm Herm Oberbürgermeifler wegen, aus feinem Amte ausfheiden müſſen. Cs 
wurde bemjelben unterm 31, Octb, e. Namens ber Stadtverordneten eine Adreſſe überreicht, 
worin von ben Vertretern ber Stabt banfenb und anerkennend ausgeſprochen wird, mas Alles 
Herr v. d. Heybt, fo lange er ſich mit Hingebung und Aufopferung dem ſtädtiſchen Jutereſſen 
widmete, für feine Baterflabt gethan hat, und worin vor Allem die Freude ausgebriidt if, 
daß Herr v. d. Heybt auch ferner fortfahren will, ben Vorfig im ver fädtiichen Armenverwals 

tung zu führen, beren jegige Organifation mit Recht fein Werk genannt wird. Auch Iuterliä 
if bie Adreſſe wilrdig ausgefattet. Eine geſchmadvolle Randverzierung, aus Pflanzen, Drna- 
menten und Laubgewinben componirt, zeigt in den vier Eden die Anſichten ber Analt jür 
verlaſſene Kinder, des ſtädtiſchen Armenhaufes, des neuen Kranlenhauſes und bes Waiſenhauſes 
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und führt fo dem Beſchauer flets die monumentalen Zeichen vor, welche ben Namen Daniel von 
der Heybt ber Stabt Elberfeld unvergeßlich machen. 

In der Stabtratheflgung vom 2. Novbr. ſprach der Beigeorbnete, Herr von Calcar, im 
Namen des Herrn Daniel von ber Heydt ben Dank für bie bemfelben gemwibmete Adreſſe, 
welche von biefem mit außerordentliche Freude entgegengenommmen war, aus. Hierauf wurbe 
ber Wegebanetat fir 1861 zu 976 Ziffer. fefgeftellt, die Stelle des Unteraufjehers über bie 
ſtädtiſchen Bauten befeßt; der mit dem biefigen Metgerverein abgeſchloſſene Vertrag über bie 
Benutzung des fläbtifhen Schlachthauſes gegen eine jährliche Miethe von 300 Thaler anf brei 
Jahre ernenert nnd ein Niederlaffungsgefuh genehmigt. 

Barmen. Zum Bertreteter unferer Stabt im Herrenhanfe ift in ver Stabtrathefigung 
vom 80. DOctbr. Herr Auguft Engels einftimmig gewählt. 

Unfere Stadt befteht noch thatfächlih aus mehreren, mehr oder minder zufammenbängen- 
ben Theilen. Barmen, Unterbarmen, Wichlinghaufen, Wupperfeld und Rittershauſen. So 
wie ſich nun Barmen nad allen Seiten ausbreitet und mit Rittershauſen bereits innig ver- 
bunden ift, fo nähert fih auch Wichlinghaufen mit jedem Jahre mehr Wuppzrfeld, und bald 
wird e8 ſchwer werben, zwifchen beiden die Grenze aufzufinden. Mit der zunehmenden Größe 
hat fich ſelbſtredend anch ber Verkehr in Wichlinghaufen gefteigert, und fo wird auch Bald hier 
kein Unterfchieb mehr zwifchen den übrigen Theilen ımferer Stadt mehr zu finden fein. Unfere 
Stadt hat in letter Zeit wieder verſchiedene Schenkungen und Bermächtuiffe erhalten; das 
ſtädtiſche Krankenhaus erhielt 500 Thlr., vie Rheiniſche Miffionsgejellfhaft hierſelbſt 200 Thlr., 
die Lehrerwittwentaffe 200 Thlr., die evangeliſche Gemeinde zu Wupperfeld: a) zur Bertheilung 
der Zinfen an Gemeindearmen 1000 Thlr.; b) die Kirchenkafje 1500 Thlr.; c) biefelbe 
500 Thlr., d) die Predigerwittwenlaffe 300 The. 

Erefeid. Im der Sigung der Stabtverorbneten vom 11. Octbr. wurbe u, 9. bie 
Wahl eines ſtädtiſchen Polizeicommiffairs vorgenommen und von den aufgeftellten 3 Candi⸗ 
daten: Polizeicommiffair Schild aus Düffelvorf, Polizeiwachtmeiſſer Jacobs ans Grefelb und 
Polizeifecretaie Buffien aus Erefeld, leterer gewählt. Da biejer durch feine bisherige Stellung 
mit den hiefigen Berhäftniffen ſehr vertraut if, fo fann die Wahl nur mit Freube begrüßt 
werben. 

Auch bier hat ſich nah dem Verbilde vieler Städte vor einiger Zeit ein Handwerker 
Ver ein gebilbet, welcher bereits im recht gedeihlicher Entwidelung begriffen if. Die Dar- 
lehnstasfe veffelben wird eheſtens in Wirkſamkeit treten. Die Mitgliederzahl wächſt mehr 
und mehr und die Theilmahme an den Verſammlungen iſt eine große. 

Düren. Herr Wild. Shül, Fabrilant in Birkendorf, hat der biefigen evang. Schule 
5000 Thle. geichentt und feinem früheren Lehrer, Herrn Benrath, ans Achtung und Dankbarkeit 
gegen denſelben zeitlebens bie Befugniß ertheilt, die Zinfen dieſes Kapitals jährlich in ber Art 
zu verwenden, daß er fie zur Fortbildung und Gründung ber künftigen Eriftenz berjenigen 
unbemittelten Schüler feiner erſſen Klaffe, welche durch gutes Betragen, Fleiß und Talent ſich 
anszeichnen, nah Gutvünfen vertheilen kann. Solde Hantlungen find zur Nahahmung zu 
empfehlen. 

Aachen. Seitens des Stadtraths iſt unſer Bürgermeiſter, Here Contzen, zum Abge⸗ 
ordneten für den Rheiniſchen Provinziallandtag gewählt worden. 

Duisburg. Unſere Stadt iſt durch den Beſchluß der Stadtverordneten -· Ve rſammlung 
vom 22. Oetbr., nach welchem der Realſchule eine jährliche Einnahme von 4400 Thlr. auf 
10 Jahre, umd bie Beſchaffung ber nöthigen Locale und Unterrichtsmittel garantirt worben, ber 
Beſitz einer vollſtändig organifirten Realſchule I. Ordnung geſichert, was für die Bewohner 
Duisburgs von größtem Ruten fein wird, bejonbers wenn e8, wie in Dilffelborf bereits feit 
vem Jahre 1853 gefchehen, auch unter den biefigen Fabrilauten und Kaufleuten zu ber Ber 
abrebung käme Zöglingen der Realſchule, welhe aus ver I. Maffe mit dem Zeugniſſe ber 
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Reife abgehen, bie Übficde Lehrzeit um ein Jahr zu Hirzem Auf bie Zwedmäßigleit einer fol- 
hen Vereinbarung hat das Provinzial» Schulcollegium zu Coblenz mittelſt Circnlar-Berfügung 
vom 23. September e. bie Directionen der Realſchulen hingewiefen und biefelben aufgeforbert, 
dahin zu wirken, baf berartige Vereinbarungen in ben refp. Städten zu Stande kommen, in- 
dem bie® unzweifelhaft die vortheilhafte Wirkung haben werbe, daß mande Schüler deshalb 
ihren Schulbefuh verlängern. 

Bonn. Unſer Ober-Bürgermeifter, Herr Leopold Raufınanm, ift als Mitglied des Her- 
renhauſes auf Lebenszeit von ber Stabtverorbneten-Berfammlung gewählt, und hat derſelbe bie 
Wahl umter ber Bebingung angenommen, daß ihm Diäten und Reiſekoſten aus ſtädtiſchen 
Mitteln vergütet, und für Beftellung eines geeigneten Vertreters Sorge getragen werde. Wir 
halten dieſe Bedingung ba für felbfiredend, wo nicht der Bürgermeiſter das Glüd hat, bebeu- 
tendes Privatvermögen zu befigen, bo bürfte in folhen Fällen von den Stabtverorbneten 
veiflich zu erwägen fein, ob es nicht für die Stabt von größerem Vortheile, den Bürgermeifter 
am der Spike ber Verwaltung zu halten, und ein anderes Mitglied der Berwaltung mit ihrer 
Bertretung im Herrenhauſe zu beauftragen. 

Mülbeim a. d. Ruhr. Unfere Stadt hatte bisher eine Schulcommiffton, iu welcher 
die ſämmtlichen evangeliſchen und katholiſchen Pfarrer, der Bürgermeifter, der Director ber 
Realſchule und Andere ihren Sit hatten. Bei den bebeutenden Mebrloften, welche die Elemen- 
tarfchulen aus der Communalkaſſe in Anſpruch nahmen, wünſchten Magiftrat und GStabtver- 
orbneten eine andere Zufammenfegung der Schulcommiffion, namentlich auch ben Borfig bes 
Bürgermeifters. Unterdeſſen it durch Berfügung der Königl. Regierung zu Düſſeldorf die bie- 
berige Schulcommiffton anfgelöft und flatt berfelben ein Schulpfleger ernannt worben. Der 
Stabtrath hat hiergegen durch Beſchluß vom 2. Novbr. c. proteflirt und ven Magiſtrat beauf- 
tragt, durch alle Inſtanzen dahin zu wirken, baß eine nach ben Beftimmungen der Negierungs- 
verfügung vom 10, Auguft 1825, refp. der Inſtruetion vom 26. Juni 1811 zufammengejeßte 
Schuldeputation an die Stelle der gegen ben ausdrüdfichen Willen ber beiden ftäbtiihen Colle- 
gien aufgehobenen Schulcömmiſſion und des baflie ernannten Schulpflegers, eingejegt werde. 
Im Imterefje der Gemeinden, bie mit jedem Jahre zu größern Opfern für bie Schulen ver- 
pflichtet werben, wäre zu wilnjchen, daß dem Antrage der ſtädtiſchen Behörden willfahret werde. 

Mülbeim a. Nhein ift die erfle Stadt in ber Rheinprovinz, im ber ber Stabtrath 
beſchlofſen, künftig Leim Cinzugsgelb zu erheben. Ob zum Vortheil ober Nachtheil ver Ge— 
meinbe, muß bie Zukunft fehren. 

Solingen. Am 10. Novbr. fand hier bie feierlihe Einweihung des nenen fläbtijchen 
Krankenhaufes flatt. 

Bierien. Der Bürgermeifter Mathien ift anf feinen Wunſch burd bie König. Regie- 
mug zu Düffelvorf penfionirt worden, unb wird bald bie Wahl eines neuen Bürgermeiſters 
Rattfinden. Das Gehalt, welches von ber Stadverordneten - Berfanmlung noch feſtzuſetzen, 
wird vermuthlich auf 1000 Thlr. normirt, während ber frühere Bürgermeiſter ein Nettoein⸗ 
koınmen von 1200 Thlr. gehabt Haben fol. Zu ber erfebigten Stelle haben fid bereits Gan- 
bibaten aus bem verfchiebenartigflen Berufstreiien gemelbet, als wenn Jebermann, der etwas 
mehr als gewöhnlic; gelernt hat, ſich ſchon deshalb zum Bürgermeifter gualificite. Auch für 
Bierfen wäre ea angemeffem, das bisher hier noch beflehenbe Polizei - Commiffariat aufzuheben 
und dem Bürgermeifter bie Polizeigewalt wieder allein zu Übertragen, ber mit einem Polizei» 
Seeretait das Polizei» Departement fehr gut, und im Sntereffe der Gemeinde mit verwalten 
Tönnte. 

Moers wird feine Höhere Lehranftalt nüchſtens in ein Progymmaftum - umwandeln. 
Der Herr Minifter der geiichen Angelegenheiten hat nämlich mittelft Berfügung v. 29. Se 
tember d. I. bie bißher unter ber Auffiht der Mönigl. Regierung zu Diffeldorf ſiehende Anpalt 
dem Heffort bes Königl. Prowinzial-Schul-Collegiums zu Coblenz überwieſen. 
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Radevormwald, im Kreife Lennep, feierte am 28. Dctbr. das 2bjähe,) Amtsjubilänm 
feines Bürgermeiftere Bubbe, bei welchem ſich eine allfeitige Theilnahme von Seiten ber Bür- 
gerihaft fand gab. Die Stabtverorbneten überreihten dem Herrn Bürgermeifter im Namen 
ber Stabt ein werthvolles Geſchenk, und für den Abend war zu Ehren des Jubilare ein Feſt⸗ 
effew veranftaltet, am den ein großer Theil der Bürgerfchaft Theil nahm. Solche Feſte geben 
bem Beamten neuen Muth, um mit feiichen Kräften das zweite Bierteljahrhundert feiner Dienft- 
zeit anzutreten, und das Intereffe der ihm anvertranten Gemeinde zu fördern. 

Hilden hat beim Rheiniſchen Provinzial» Landtage um Erhebung in den Stand ber 
Städte petitionirt. Die große Zunahme der Bevölterung, fowie bie außerorbentfihe Entwide- 
fung ber Gemeinde in Bezug auf Handel und Gewerbe, laſſen vorausſetzen, baf der Antrag 
genehmigt werde. 

Werden. Am 2, November wurbe es auch bei uns Licht; bie Straßen umferer Stabt 
waren nämlich zum erfien Dale durch Gasflammen erleuchtet. Die Einrichtung gereicht ber 
ſtädtiſchen Behörde und der flabträtplihen Commiſſion, welche die Anlagen felbft geleitet, zur 
Ehre, da fih Jedermann durch Helligkeit und Leuchtkraft der Gasflammen auf das vollflän- 
bigfte befriebigt fühlt. 

Hüdedwagen. Auf Rechnung ber Stabt werben 40,000 Pfb. Kartoffeln zum Beften 
ber unbemittelten Gemeindeglieder angefhafft und benfelben zu einem vom Stabtrathe fehzu- 
fetgenden Preife Überlaffen. Die Schulen nehmen and hier die Mittel der Gemeinde bebeutenb 
in Anſpruch. Zwei Lehrer wurden penflonirt und brei neue dafür angeftellt, ein neues evangelis 
ſches Schulhans gebaut, aber nicht zwedmäßig ausgeführt; zwei neue katholiſche Schulen follen 
nod gebaut werben, obgleih der Stabtrath nur Bebürfniß für eine anerkennt und wegen ber 
zweiten Recurs an das Minifterinm ergriffen bat. 

Minden. Die Beftimmung ber biefigen Regierung, nad welcher in ben Kreifen Min- 
ben, Bielefeld, Hörter und Büren ber Betrieb der Schwarzbrobbäderei, fomweit er außerhalb 
ber Poligeibezirte der Städte ausgeübt wird, als ein Mebengewerbe ver Lanbwirthichaft zu be» 
trachten und ben Bebingungen des handwerlomäßigen Gewerbebetriebe nicht unterworfen ift, 
ift auch auf dem Kreis Lilbbede ansgebehnt worden. Befler als eine ſolche, den Gewerbebetrieb 
in den Städten nur erſchwerende Ansnahmemaßregel wäre bie gänzlihe Aufhebung der gewerbe: 
polizeilichen Beftimmungen hinſichtlich der Bäder und firenge Eontrollirung derſelben in Bezug 
auf die Güte ber gelieferten Backwaaren. 

Der Oberbürgermeifter Herr Poelmann ift vom Stabtrathe in ber Sitzung vom 29. Oe⸗ 
tober c. als Bertreter ber Stabt Minden zum Mitglied bes Herrenhaufes gewählt umb ihm 
Diäten bewilligt worden. 

In derfelden Sigung der Stabtverorbneten nahm bie VBerfammlung Kenntniß von den 
Berbanblungen über vie Reviſion ber Kämmereilaffe unb ber bamit verbunbenen fläbtifchen 
Kaſſen, fowie der Leihbant und Sparkaffe, wobei ſich nichts zu erinnern fand. Zur Erhaltung 
ber Realſchule als einer der Erfien Orduung wurbe bie Errichtung einer befondern Realguarta 
und bie Anftellung eines neuen Lehrers am berfelben beſchloſſen. Im Gemäßheit des Geſetzes 
vom 14, Mai d. 3. ift an Stelle bes jeither beftandenen Hansftandsgelbes ein Bürger- 
rechtogeld eingeführt, das von allen Neueinziehenben, fowie von den hier Gebornen und 
Domicilirten zu gleihem Betrage zu erheben. Im geheimer Situng kamen noch verjchiebene 
Perfonalien, Anftelungsjahen und Gehaltsangelegenheiten zur Erledigung. . 

Für die bevorftehenden Ernenerungswahlen ber Stabtverorbneten ſcheint ſich ein größeres 
Interefie zu zeigen, al® man dies bisher hier gewohnt war. Berfchiebene Artikel im Mindener 
Kreisblatte und mehrere bereits angeorbnete Borverfammlungen deuten barauf hin. Es ift aber 
auch an ber Zeit, daß Minden nicht zurückſtehe, denn aud Minden thut es Noth, daß es 
freie und unabhängige Männer, gleichviel welcher politifhen Richtung angehörig, zu ſtädtiſchen 
Bertretern wähle, Männer, welche Character genug befigen, ohne Rüdficht ihre Uebergengung 
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zu allen Zeiten auszufprehen unb das Wohl der Stabt, wo es nicht gegen bas bes ganzen 
Baterlandes zurüctreten muß, männlih zu vertreten. Männer, bie aus politifcer Feigheit 
bei unbequemen Debatten zu Haufe bleiben, oder aus Furt vor materiellem Nachtheil gegen 
ihre innere Ueberzeugung handeln, find nicht bie freien Männer, welche Stein durch feine 
Städteorbnung von 1808, dieſes Mufter aller Gemeinbefreiheit, bilden wollte. 

Samen, Magiftrat und Stadtverordneten haben befchloffen, meben Bermehrung ber 
Straßenlaternen duch Einführung von Mineraloel eine befjere, dem Gaslicht faft gleichlom⸗ 
menbe Straßenbeleudtung einzuführen. 

Warftein. Bor einiger Zeit bilvete fi) hier ein Verein zur Gründung eines Kranfen- 
baufes, weldes ven Namen „Maria Hilf’ tragen foll. Der Kofenaufwand ift auf 14,000 
Thlr. veranfhlagt. Nachdem der Berein 2000 Thlr. zufammengebradht hat, hat der Gemeinde» 
rath befchloffen, 10,000 Thlr. dazu herzugeben; die noch fehlenden 2000 Thlr. hofft man durch 
freiwillige Gaben noch zu beſchaffen. 

Soeft. Hier befteht feit dem 1. Juli 1854 ein Erebitverein, ber bereits 89 Mitglieder 
zählt. Jedes Mitglied zahlt 5 Thlr. zum Bürgſchaftskapital. Das hierdurh und durch bie 
Zinfen angefammelte Stammvermögen iR bei der Sparkaffe hinterlegt. Im den fünf Jahren 
feines Beftebens hat ber Verein 96 Darlehen im Gefammtbetrage von 2611 Thlr. bewilligt, 
von benen am 1. Juli d. J. noch 19 mit 639 Thlr. ausftanden; Verluſte hat der Berein bis 
heute nur in ganz unbebeutender Weife erlitten, 

Witten. Hier hat fih ein Bürgerperein zur Beiprehung politiiher Tagesfragen 
und ſtädtiſcher Angelegenheiten gebildet. Daß dies allenthalben gejchehe, wäre zur Ber 
lebung des Interefjes für ſtädtiſche Angelegenheiten jehr zu wünſchen, und erhält unſer freies 
preußiſches Bereinsgefeg nur dadurch Werth, daß es in politifch nicht anfgeregter Zeit ber 
nutzt wirb, > 

Die Ergänzungswahl des Stabtverorbneten» Collegium fleht in naher Ausfiht. Man 
hofft, baß der Bürgerverein dabei nicht mäßig fein, vielmehr durch angemefjenen Einfluß bem 
Beweis liefern werbe, daß er wirklich lebensfähig und micht blos auf bem Papiere eriflirt. 

Unfere Stabt, fowie die Stabt Horde, find mittelft Refcripts des Herrn Finanzmini- 
fler dom 26. October e. aus der vierten im bie britte Gemwerbefteuer- Abteilung verſetzt 
worben. 

Dortmund. Die Stadt Dortmund hatte im Jahre 1819 eine Bevöllerung von 4243 
Seelen, die nur ſehr langſam zunahm, fo daß fie 1839 nur 6861 Seelen betrug, Nach der 
Erdfinung der Cöln + Mindener Eijenbahn und ber Bergijch- Märlifhen Bahn, 1847 und 1849, 
flieg die Bevölkerung fo raſch, daß fie 1855 16,648 und 1858 22,099 betrug. Es fcheint dies 
aber auch der Höhepunkt gemwejen zu fein, denn im September 1859 wurden nur 21,472 Seelen 
gezählt. Es diirfte diejes bem ‚ungünfligen Verhältniſſen der Bergwerlsinduſtrie zuzuſchreiben 
fein, was auch daraus zu fließen, daß bereits die Wohnungsmiethen geſunken find. 

Neben Dortmund zeigt in Preußen nur Hörde eine gleiche verhältnißmäßig noch rafchere 
Zunahme ber Bevölkerung. Hörbe hatte 1819: 1132; — 1839: 1600; — 1855: 5325 unb 
1838: 6860 Einwohner, mithin in 40 Jahren jährlih um 14%, p&t. zugenommen. — Uufer 
Rathhaus, ein ehrwürbiges altes Gebäude, das im bem Zeiten bes ſchönſten Rundbogenſtyls 
gebaut warb und das jet in Deutichland wohl wenige feines Gleichen hat, reiht fich bem 
Ihönen alten Stabthäufern bes Niederlandes würdig an. Leider flanb biejes Gebäude Jahr- 
hunderte hindurch vernadläffigt, fo daß feine Pfeiler gewiden find und ein Wieverheriiellunge- 
bau unumgänglich nöthig wird. So wie ber Geift des Bürgertyums, der durch die Vollsver« 
tretung erftarkt, fich ollenthalben in Preußen in der Theilnahme der einzelnen Gemeindeglichen 
am Gemeindeangelegenpeiten zu zeigen beginnt, fo intereffirt fi denn auch unſere Bürgerihalt 
angelegentlih für die Reflauration bes alten Rathhaufes, wohl wiſſend, baß man aud ſein 
Auge folgen Dingen zuwenden muß, bie einer Stadt nach Aufen hin Glanz und Würde geben, 
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Die Meinungen über den Wiederherſtellungebau find indeß ſehr verfdieben. Einige wollen 
das alte Rathhaus mit feinen urfprilnglihen Kormen innen und außen wieber bergeftellt haben, 
Andere haften einen Neubau mit firenger Aufnahme ber Äußern Formen bes Gebäudes, melde 
mit der Gefchichte der Stadt eng verwachſen find, für mothwendig und zwedmäßiger. Wir 
möchten tung letzterer Anfiht anjhließen. 

Lippſtadt. Die Stabt Lippftabt zählt ungefähr 6000 Einwohner und zahlte 1858; 
Grundftener 4960 Thlr., Klaffen - und Einfommenftener 8239 Thlr., Gewerbefteuer 2300 Thlt., 
Gemeinbefteuern 6700 Thlr., zufammen aljo 22,199 Zhlr. directe Steuern, ein Betrag, ber 
für einen verhältnißmäßig hohen Wohlftand ber Steuervertheiler Zeugniß giebt. Im ber 
erfien Steuerllaſſe befinden fih 34 Wähler, von denen ber Höchſtbeſleuerte 643 Thlt. 18 Sgr. 
8 Pf. und der Niebrigfibefteuerte 80 Thlt. 17 Sgr. 2 Pf. bezahlt; im ber zweiten Kaffe 102, 
von denen der Niebrigfibeftenerte 34 Thlr. 24 Sgr. 11 Pf. zahlt, und im ber britten 602, 
im Ganzen aljo 638 Gemeindewähler. 


Königreih Baiern. 


Münden, Die Gewerbefrage befchäftigt moch immer Tebhaft bie Gemütber, und na- 
mentfich zeigen fi die Gewerbtreibenben ſelbſt äuferft rührig in ihrem eigenen Interefien, d. i. 
im Interefje ber befiehenden Zuftände. Da bie Realrechts- und Eonceffionbefiger einen großen 
und refpeftabeln Theil ber Einmwohnerfhaft ausmachen, fo behauptet ihre Anficht ein großes 
Uebergemwicht, obwohl bie Intelligentern unter den Richtgewerbetreibenden faſt ohne Ausnahme 
der Gewerbefreieit das Wort reden, gleichwie bie noch unſelbſtſtäudigen Handwerler, beren 
Zahl zwar groß if, aber beren Stimme natürlich nicht ins Gewicht fült. — Die früher ber 
fprochene Deulſchrift des hieſigen Gewerbevereins wurbe am 8. October buch eine Depntation, 
an deren Spite der Magiftratsrat) Edel fi befand, dem König überreicht. Was bei biefer 
Gelegenheit vom König geiprochen wurde, bewegte fich, wie ſich erwarten ließ, in allgemeinen 
Ausprüden. — Bon den auf Veranlaffung der Staatsregierung mit ber Erflattung don Gute 
achten im ber Gewerbefrage betrauten zehn Bertranensmännern ber Stabt ſprachen ſich fünf für 
und fünf gegen Gewerbefreipeit aus. - Einer derſelben, Rechtsanwalt Dr. Ruhwandt, legte zu- 
glei einen Plan zur Ablöfung ber Realrechte vor. — Der hiefige Fabrikrath beſchloß im einer 
in ber zweiten Häffte bes October abgehaltenen Sigung mit fünf gegen zwei Stimmen, ſich 
in dem vom ber Hegierung abverlangten Gutachten für eine bebingte Gewerbefreiheit antzu- 
ſprechen, wonach künftig bie Bewilligung zum Gewerbebetrieb lediglich durch den Nachweis eines 
guten Leumunds, ber Befähigung und des erreichten 28, Lebensjahres bedingt fein fol; nur 
die fog. Polizeigewerbe follen hiervon ausgenommen fein und biefe einem andern Verfahren 
unterſtellt bfeiben. Die Frage ber Anfäßigleit wäre davon getrennt zu behandeln und berem 
Erlangung von dem Nachweis eines beftimmten, mäßigen Bermögens abhängig zu machen, und 
zwar Letzteres nach drei Eathegorien, Städte erfter und zweiter Kaffe und Landgemeinden, ba- 
bet aber den gemeinblichen Behörben die Befugniß einzuräumen, in befonberen Fällen von dem 
Bermögensnahmweis Umgang zu nehmen. Bezüglich ber Realrechte warb eine juribiiche Ber» 
bindlichkeit für die Staatsregierung, Eutſchädigung zu leiften, geleugnet, eine Art moralifcher 
Berpflihtung aber zugeſtanden. — ine Anzahl biefiger, Realvechte befigenber Ranfleute über- 
reichte der Königl. Regierung von Oberbaiern eine Denffchrift, welche einen fehr praltiſchen 
Borſchlag liber Entſchädigung ober Ablöfung ber realen Rechte enthalten fol. Der Magiftrat, 
Bon der Regierung aufgefordert, fich hierüber zu äußern, mar der Anfiht, daß im Fall der 
Einführung der Gewerbefreiheit eine Entfhäpigung wegen ber Realrechte billig fei, und unter« 
ſtützte daher den gemachten Vorſchlag. Da es fich Hier jedoch um einen großen Theil der Ge⸗ 
meindeglieder banbelt, fo hielt fich der Magiftrat verpflichtet, auch bie Anficht der Gemeinde» 
Bevollmãchtigten zu Holen. Diefe ſprachen ſich gegen den Vorſchlag aus, weil eime Pflicht 
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des Staates zur Abldfung nicht eriftive. — Weiteres im Betreff der Gewerbefrage ergeben bie 
uachſteheuden Magiſtratsverhandlungen. 

Sitzung vom 5. October. Das Geſuch des Auguſt Rohſold aus Kathanenberg, Kreiſes 
Mühlhauſen in Preußen, um Anſäßigmachung als Buchhändler und Bürger auf Grumd ber 
am 10,000 Fl. erworbenen Fleiſchmannſchen realen Buchhandlungsgerechtſame wird genehmigt, 
Der Bierwirth Ziegler, im Juli wegen Austritts aus dem Faberbrauhauſe umter dem Sub» 
jahre zu 50 Fl. Strafe verurtheilt, wird, da feine Nullitätsbeſchwerde vom Minifterium vers 
worfen wurbe und ex trogbem in das genannte Brauhaus nicht wieder eintrat, im eine weitere, 
ihm früher angebrohte Strafe von 100 Fl. verfällt, welche dem Armenfonbs überwielen werben, 
Referat des Rechtsraths Badhauſer: Im ftädtifchen Freibabe bateten im Mai 973, Juni 4720, 
Yuli 3610, Auguft 2486 und September 351, im Ganzen 12,140 Perfonen, 21,000 weniger 
als im Borjahre, woran die unglinftige Witterung jhuld war. — Sitzung vom 9. Referat 
des Rechteraths Dobler: Das Total » Berlaufsquantum des Getreides auf hiefiger Schraume 
für 185%,, betrug 698,272 Scheffel, 102,330 mehr als im Borjahre. Die Einnahmafummme 
betrug 10,166,139 Fl. im verigen Jahre 6,834,346 Fl. Der Durchſchnittspreis berechuet fidh: 
1 Schffl. Weizen 19 FI. 85 Kr., vor. 3. 14 Fl. 45 Rr.; Korn 12 Fl. 31 Kr., vor. 3. 9 Fl. 
67 Rr.; Gerfie 13 Fl. 44 Kr., vor. 3. 10 Fl. 50 Kr.; Hafer 7 Fl. 48 Rr., vor. J. 7 Fl. 
41 Kr. Eprportirt wurden: Weizen 55,191, Korm 23,224, Gerfte 767, zu. 79,182 Schifl., 

im vor. 3. nur 5950 Schffl. Auf der Oſtbahn wurden zugeführt in 58 Schrannen- 
tagen 173,758 Schffl., im vor. 3. in 45 Schrannentagen 115,854 Schffl. — Sitzung vom 16, 
Bor Beginn der öffentlichen Sitzung wurden durch den erſten Bürgermeifter, v. Steinsborff, 
bei wollzähligem Collegium die neugewählten Magiftratsräthe, Würzburger, Rabfpieler und 
Wiedmanu, feierlich im ihre Amt eingeführt. Der Bürgermeifter hielt eine warıne Unipracdhe 
an biefelben, worin er auf die Berufspflichten ber ſtädtiſchen Bertreter aufmerlſam machte und 
das alte Spridiwort „Ridyts Bruder im Spiel“ gefchidt in Anwendung brachte, indem er «8 
umwandelte in „Nidhts Bruder im Amt.” Die neuen Magiftratsräthe. legten ſodann den 
Dienfteiv ab. Referat des Rechtsrathe Maurer: Beim magifteatiihen Bermittlungsamt wurben 
im abgelaufenen Etatsiahre 1382 Magen eingereiht, wovon jedoch nur 319 gefchlichtet wurden 
unb ben Gerichten 1018 übergeben werten mußten. Au brei Berjonen, welche Schuſterwittwen 
heiratheten, wurden Schuhmachercouceifionen verliehen, besgleihen an vier andere unter 42 
Bewerbern, im Betracht, daß bei der gegenwärtigen Zahl vom 226 Schuhmachergewerben vie 
Geſellenzahl auf 726 geftiegen it. Bon ben obigen Bewerbern ift einer bereits jeit 38%, Jahren, 
einer ſeit 29 und einer feit 28 Jahren Gefelle. — Sitzung vom 23. Der erſte Bürgermeifter 
erfinttet Vortrag über bie in den jümgft abgehaltenen geheimen Sitzungen in Betreff ber Ges 
werbefrage gefahten Beichlifie. Der Referent, Rechtsrath Klausner, hatte beantragt, auszu⸗ 
ſprechen: 1) daß vie Gewerbegeſetzgebung vom 11. September 1825 den Anforberungen ber 
Gegenwart nicht entiprehe und daher eine Reform berjelben als geboten erſcheine; 2) daß jedoch 
eine Reform dieſes Gewerbegeſetzes im Wege der Meviflon deffelben nicht gemüge, ba bie Fun—⸗ 
bamentalprimeipien dieſes Geſetzes als. Regel wicht mehr aufrecht erhalten werben können, daß 
baber zum Princip ber Gewerbefreiheit al® Baſis ber Gewerbeorbnung lbergegangen werben, 
dieſe Gewerbefreipeit jedoch eine bedingte, beichränkte jein jolle. Die Beichräufangen waren 
vom Referenten näher bezeichnet und mehrere Beftimmungen angeführt, auf welde beim Etlaſſe 
ber neuen Gewerbeordnung im Jutereſſe möglichſt freier Bewegung im Gewerbe unb im Ge- 
werbeleben überhanpt Rüdficht zu nehmen ſei. Dem erflen Antrag trat das Collegium ein⸗ 
ſtimmig (mit 26 Stimmen) bei, ber zweite dagegen wurbe mit 20 gegen 6 Stimmen abge⸗ 
lehnt. Für ben Antrag flimmten aud bie beiben Bürgermeifter, Dr. v. Steinsborfj und 
Widder, von ben bürgerfihen. Magifiratsräthen aber nur Einer. Auf Antrag des Magifirate- 
zathe. Sauer. wird beſchloſſen, baf von Seite der Mitglieder des Eollegiums fpecielle Unträge 
über bie Art und Weiſe der Durchführung der Reform des Gewerbegeſetzes eingereicht nud hier« 
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über in geheimer Sitzung Beſchluß gefaßt werben fol. — Die Erwerkung einer vableirten 
Miüllersgerehtfame fammt Anweſen um 87,000 Fl. wirb genehmigt, desgl. in ber folgenben 
Sitzung vom 26. die Erwerbung einer realen Gürtlersgerechtſame um 900 Fl. — Sitzung 
vom 0. Ein nicht genannt fein wollender Wohlthäter hat dem Magiftrat die Summe von 
2000 Fl. für das biefige Waifenhaus überſendet. Das Geſuch des Zimmermeifters Reifenſtuhl 
um eine Häuferfabrils-Eonceffion wird abgewieſen. Eine ſolche Fabrik befteht bereits in Stutt⸗ 
gart, doch wurde in jüngfter Zeit gellagt, daß einzelne Gewerbsmeifter fehr darunter litten. 
Hier haben ſich 316 Gewerbsmeifter gegen bie Verleihung einer folden Conceſſion erlärt, als 
einer zu großen Gewerbeconcentrirung, wodurch bie Intereſſen vieler Gewerbsleute verletzt 
würden; auch bat fi ber Fabrikralh dagegen ausgeſprochen. R. erflärt, daß er bie einfchlägi- 
gen Arbeiten von den hierzu comcejfioniten Gewerbsmeiftern würde anfertigen laffen. Der 
Magiftrat weiſ't jedoch nad Antrag bes Referenten aus den angeführten Grünben und wegen 
mangelnder Befähigung das Gefuh ab. — Das hier verftorbene Fräulein Eliſe von Peters 
bat für die Pfarrei Haidhauſen zu einer Waifenftiftung 12,000 FI. vermaht, — Im Monat 
September find hier 416 Geburten (215 Knaben, 201 Mädchen, 8 Paar Zwillinge), und zwar 
nicht weniger als 201 uneheliche, worunter 75 im ſtädtiſchen Gebärhaus; ferner 76 Trauungen 
und 291 Todesfälle (148 männliche, 143 weibliche Perſonen, 138 Kinder bis zu einem Jahr) 
vorgelommen. 

Nürnberg. Nachdem die hiefigen Magiſtratswahlen am 20, October bie landesherr⸗ 
liche Beftätigung erhalten hatten, wurben bie Gemeinbebevollmädhtigten am 80, in Eid und 
Pflicht genommen. Das Collegium erwählte zu feinem Borflande Hrn. Auernheimer, zum 
erſten Secretair den Drahtfabrilanten Haußer und zum zweiten Secretair den Apotheler Göſchel. 
— Der Magiſtrat macht unterm 18. October bie Ergebniffe der Sparlaffenverwaltung für das 
Etatsjahe 1869/60 belannt. Ginnahmen 387,518 Fl. 15 Kr. 3 Pf. (Beftanb aus voriger 
Rechnung 4941 FI. 25 Kr. 3 Pf, Zinfen von Activfapitalien 41,257 Fl. 47 Kr. 3 Pf., Ein⸗ 
lagen 181,468 Fl., heimbezahlte Wctivlapitafien 184,486 Fl. 25 Sr. 2 Pf., zurüderhaltene 
Aetivvorſchüſſe 24,000 Fl.), Ausgaben 378,506 Fl. 26 Kr. 8 Pf. (auf bie Verwaltung 
2051 Fl. 10 Kr. 2 Pf., auf ben Zwei 191,845 Fl. 49 Ker., ansgeliehene Activlapitalien 
184,000 Fl.), Beſtand zum UWebertrag auf. 1860/61 Mil FL. 49 Kr. — Um Mbenb bes 
6. October feierte bie hieſige Stenographengefellihaft (es giebt außerdem hier noch einen 
Gabelsberger Stenographenverein) im Saale bes goldnen Adlers ihr erfles Stiftungsfet, Sie 
hatte zur bemjelben bie Spigen ber hiefigen Behörben unb eine große Anzahl anderer Gäſte 
eingelaben. Auch ber erſte Bürgermeifter v. Wächter war anweſend, gleichwie die höheren Lehr- 
Anftalten, Gymnaſien unb polytehnilde Schule burd ihre Mectoren und Lehrer vertreten 
waren. Mufil» und Gejangvorträge, Reben, ein Wettjchreiben, Trinlſprüche belebten das Feſt. 
— Bon der hiefigen großartigen Dctoberfeier, bie an zahlreichen Orten Nadeiferung fanb, 
haben die Zeitungen ausführlich berichtet. Hier fei nur bemerkt, daß auch das Rathhaus mit 
Bahnen becorirt war und Abends illuminirte, 

Augsburg. Im unferer Stabt der Parität gaben beim Beginn der Wahl ber Gemeinde» 
Bevollmächtigten 30 Latholiiche Wahlmänner eine Erklärung dahin ab, daß fie nicht gefonnen 
feien, ſich bei der Wahl zu betheiligen, nachdem jeber Einfluß hierauf, fowie jede Berfländigung 
hierüber von Seite der proteftantifchen Mehrheit der Wahlmänner unbedingt verfagt unb abge» 
ſchnitten worden. Im Folge Aufforderung des Königl. Wahlcommifjärs haben fie jedoch, mit 
Ausnahme weniger, den Wahlact vollzogen. — Die Magiftratsfigung vom 9. October füllte 
das Referat über den Bau eines Mutterhaufes für die barmherzigen Schweftern aus, insbe⸗ 
fonbere die Bauftelle betreffend. Zwiſchen Magiftrat und Superiat wurbe bereits vor einigen 
Jahren ein Bertrag hierüber abgefchlofien. Nach diefem von vorgefeiter Stelle beftätigten Ver⸗ 
trage follte eine Verlegung in das ehemalige Franszislaner-Branhaus vorgenommen und biefe® 
mit dem Kranlenhaufe durch einen Gang verbunben werben, was der. Commune anf 82,000.51. 
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zu fliehen käme, abgeſehen von ben Unterhaltungskoften umd der Abnährung der bienflintaug- 
lichen Schweſtern. Wegen der Lüftigkeit biejes Vertrages ift der Magiftrat neuerdings mit 
dem Superiat im Berathung getreten, wobei ber Platz weflih Hinter bem allgemeinen 
Krantenhaufe, auch von den Schweftern felbft gewänfcht, am plaufibeiften erſchien. Hier müß- 
tem drei Hänfer abgebroden werben, unb der ganze Bau würde etwa 47,000 Fl. foften, welche 
der Orden felbft beftritte, wenn der Magiſtrat ein auf 10 Jahre unverzinsliches und binnen 
20 Jahren rüdzahlbares Kapital von 28,500 Fl, vorſchießen würde. Das Reſultat, ob und 
wie gebaut werben folle, bleibt ber Abflimmung vorbehalten. — Hier wurbe die Octoberfeier 
vom Magiftrat umd den Gemeinbebevollmädhtigten im bie Hand genommen, In ber Öffentlichen 
Situng der Teßteren vom 16, erinnerte ein Mitglied daran, daß an biefem Tage vor 47 Jahren 
die große breitägige Völferfchladht begann, und ftellte nach einigen weiteren einleitenden Worten 
ben Antrag: das Collegium wolle an den Stabtmagiftrat das Gefud richten, die Anorbnnungen 
zu einer würdigen allgemeinem Feier ber VBöllerſchlacht bei Leipzig in die Hand zu nehmen und 
bie Bevöllernng Augsburgs zur Theilnahme einzuladen, Das ganze Collegium erhob ſich wie 
ein Mann zum Zeichen ber Zuftimmung. Hierauf ernannte ber Borflanb eine Deputation, 
welche dem erften Bürgermeifter dv. Yornbran den gefaßten Beſchluß vorzutragen hatte und nad 
furzer Zeit zurüdkehrte mit dem Bericht, daß der Bürgermeifter bereit fei zu thun was an ihm 
liege, die Feier zur allgemeinen zu machen. Am 17. erſchien aud von ben Borfländen ber 
Gewerbehalle, der Liedertafel, ber Feuerwehr und bes Bereins für lörperliche Uebungen ein 
Aufruf zu einem Feſtzug mit Beleuchtung der Straße, durch welche er fi) bewegt. Unterm 18, 
erfieh der Magiſtrat einen öffentlichen Aufruf zur Begehung der Feier: „Bethätigen wir biefelbe 
durch freiwillige Beleuchtung unferer Häufer, unferer Wohnungen heute Abend zwilchen 7 und 
8 Uhr.“ Die Aufforderung fand den allgemeinften Anklang und das Fe wurde in ber wür- 
digſten Weile gefeiert. Auch das Rathhaus prangte mit dem deutſchen Farben. — Zur feier 
bes Namensfeftes des Könige am 12, October wurbe vom Magiftrat mehreren biefigen Frauen, 
welche im ledigen Stande durch bethätigtes fleißiges und fittfames Betragen ſich würdig gemacht 
haben, bie hiefür beflimmte Ansfteuer - Prämie von je 50 Fl. ans Nädtifchen Stiftungsmitteln 
zuerlannt. Demjenigen Bewerberinnen, welche wegen erſchöpfter Zahl micht mehr berüdfichtigt 
werden konnten, wurbe das Zeugnif gleicher Wiürbigkeit in Anerkennung ihres jungfräufichen 
Berhaltens im ledigen Stande gegeben. — Die Redinungsergebniffe ber Unterftügungsanftalt 
für die Witwen und Wailen der Schullehrer von Schwaben und Neuburg für 1858/59 
weifen eine Einnahme vom 42,609 FI. 24 Kr. 2 Pf., eine Ausgabe von 40,908 FI. 21 Ar. 
und einen Activreft von 1701 FI. 3 Kr. 2 Pf., ſodann ein Vermögen von 95,676 Fl. 16 Kr. 2 Pf, nach, 

Würzburg. Der als zweiter rechtslundiger Bürgermeifter hiefiger Stadt gewählte bis⸗ 
berige rechtstunbige Magifiratsrath Karl Fey wurde in proviſoriſcher Eigenſchaft allerhöchſt be- 
Füätigt. — Aufgeforbert von der Königl. Regierung, hielt am 14. October ber hieſige Hanbels- 
fand eine Plenarverfammlung im großen Rathhausſaale, um ſich über bie frage der Gewerbe- 
Reform anszufpreden, Die weit überwiegende Mehrheit ſprach ſich für Gewerbefreiheit aus, 
Aus gleicher Beranlaffung hielt der hiefige Gewerberath auf Grund bes $. 145 ber Juſtruetion 
zum Gewerbegefege vom 17. December 1853, durch zehn Männer, deren Wahl durch das Loos 
entfdhieben ward, aus bem Gewerbeftanbe verflärkt, am 15. eine Sitzung ab, worin ber fofortige 
Uebergang zur Gewerbefreipeit mit großer Stimmenmehrheit begutachtet wurbe. 

Ansbach. Nachdem am 18. October die Verpflichtung der nem gewählten bürgerlichen 
Mogiftratsräthe und die Einfegung der neuen Gemeindebevollmäctigten erfolgt war, wählte 
das Eolleginm der Gemeindbebevollmädtigten einflimmig zu feinem Vorſtaude ben Advolaten 
Dr, Berlin (moſaiſchen Glaubens) und zum Secretair ben Apotheler Koppen. 

Bayreuth. Es murben als zweiter rechtslundiger Magiftratsraih der geprüfte Rete- 
praltilant und magiſtratiſche Functionär Emil Mengert in prowiforiiger Eigenialt und bie ger 
wählten bürgerlichen Magiſtratsräthe allerhöchſt beflätigt. 1 
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Aſchaffenburg. Am 11. October feierte unfer Bürgermeifter, Fr. A. v. Herrlein, fein 
2Sjäpriges Amtsjubiläum. Dem Jubilar wınde zum Beweife der Würbigung feiner Verbienfte 
von Seiten ber Einwohnerfhaft eine goldene, mit dem Stattwappen verfehene Zabatiere, und 
von dem Lanbwehroffiziercorps ein filberner Polal mit Unterjag überreiht; das Gemeinde- 
Collegium beſchloß im Pinblid auf diejes freudige Ereigniß eine Gchaltserhöhung von 300 Fl. 

Hof. Als redhtskundiger Bürgermeifter unferer Stadt wurbe der für biefes Amt wiebers 
gewählte bisherige Bürgermeifter Hermann Mind, gleihwie die gewählten bürgerlichen Ma- 
giftratsräthe allerhöchſt beftätigt, desgleichen bie bürgerlichen Magiftratsräthe ber Stabt Bamberg. 

Zraunftein. Nachdem bie hiefige Bevöllerung die Zahl von 500 Familien überſchritten 
bat, iſt unfere Stadt in die Zahl derjenigen zweiter Klaffe aufgenommen, weshalb bei ber 
fetten Gemeinbewahl zwei Magiftratsrätge und ſechs Gemeindebevollmächtigte mehr als font 
gewählt wurden. 

Ingolftadt. Hier ift auf Anorbnung des Kriegsminifteriums eine Wafferleitung ange- 
legt worden, buch welche unjerer Stadt endlich frifches trinfbares Wafler zugeführt wird. Auch 
zur Anlage des Eifenbahnhofes find Einleitungen getroffen worben. 

Landau. Auch bier wirb nunmehr die Gasbeleuchtung eingerichtet werben. Zu ber auf 
Üctien zu gründenben erften Einrichtung bat der Stadtrath bereits die Summe von 20,000 Fl. 
zugeſichert. 

Paſſau. Nachdem unſere Gasfabril am Abend des 13. October bie Stadtbeleuchtung 
zur Probe auf eine Stunde lang hatte vornehmen lafjen und der Berfuh fih nah Wunſch 
bewährt hatte, wurde am folgenden Abend die Gasbeleuchtung eröffnet. Der Unternehmer 
heißt Riedinger. 

Speyer. Die biefige Gaseinrihtung iſt jo weit gebiehen, daß man hofft, bis zum 
23. November, dem Geburtsfefe des Königs, unfere Stadt zum erſten Mal mit Gas beleuchten 
zu fönnen. 

Kaiferölautern. Der piälzifhe Lehrer Sterbelaffenverein hielt am 10, October bier 
feine orbentliche Generalverfammlung. Der Berein, deffen Chargen in ter Berwaltung und im 
Rehnungsmweien ſämmtlich unentgeltlich bekleidet werben, zählt nunmehr 1194 Mitglieder. Bon 
1855 bis 1860 find 71 Mitglieder geftorben und bie Hinterbliebenen mit 4920 Fl. unterftütt 
worben, Die Gefammteinnahme für diefe Periode fellt fi auf 10,454 Fl, 11 Kr., die Aus- 
gabe auf 6915 Fl. 55 Kr, jo daß ber Ueberfhuß von 3538 Fl. 16 Kr. mit dem früheren zu 
3035 51. 50 Kr. einen Bermögensftand von 6574 FI. 6 Kr. entziffert. Bei biefem Stande 
tannn die höchſte Unterftügungsjumme von 1865 an 150 FL. betragen, umb wirb bei durch⸗ 
ſchnittlich 18 Sterbefällen à 6 Kr. etwa einen Jahresbeitrag von 1 Fl. 48 Ar. pro Mitglied 
erforbern. 

Dberammergau. Die Gemeinde konnte heuer aus dem Ertrage bes Paffionsipiels, 
nad Dedung aller Koflen, 12,000 FI. für Communalzwede zurüdiegen und 18,000 Fl. unter 
bie Darfteller vertheilen, Die Träger der Hauptrollen erhielten jeder 120 bis 160 Fl. Jeder 
Mitwirkende, bis herab zum lleinſten Kinde, warb nad) Verhältniß feiner Leiſtung honorirt. 


Königreih Hannover. 

Hildeöheim. Oeffentliche Siyung des Magifirats unb ber Bürger- 
Borficher am 25. September. Im ber Sitzung ber läbtifchen Eollegien am 4. d. M. 
hatte ber Mogiftrat den Inhalt eines Refcripts königlichen Miniflerii des Innern über die Bil- 
bung eines Rejervefond® für das Spar-, Leih- mub Creditkaſſen- Infitut mitgetheilt. Dieſem 
zufolge follte die allmälige Bildung eines Nefervefonds bis zu 10 pet. ber Paffiv » Eapitalien 
ber Art genehmigt werben, daß ber Stadt ferner aud ein Theil des Meberfhufjes aus der Spar- 
und Leihlaſſe zufließe. Die Beſtimmung über bie Höhe dieſer Summe, ſowie über ben jähr- 
lichen Einfhuß in den Refervefonbs follte den Rädtiihen Behörden anheimgeftellt werben, und 
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wurbe babei als ein angemeffener Minimalfag die Summe von etwa 15 — 20,000 Thlr. ange- 
nommen, bis zu beffen Erreichung jährlich minbeftens 500 Thlr. einzuſchießen feien. Die 
auf Grund biefes Refcripts entworfenen Befimmungen des Magiftrats erhielten im allgemeinen 
die Billigung der Collegien. Nur der Vorſchlag, nach welchem Magiſtrat und Bürgervorfieher 
jährlich bei Fefiflellung des Haushaltsplans die Summe beftimmen follen, die ans den Ueber⸗ 
ſchüſſen in bie Rämmereilafje fließe und nad welchem ſodaun ferner der Heft diefer Ueberſchüſſe 
zur Bildung des Reſervefonds dienen foll, fand Widerſpruch durch den Wortführer bes Bürger- 
vorflehercollege, welcher beantragte, daß im Anfang eines jeben Jahres nur ein Boranfhlag 
und erſt beim Abſchluß ber Iahresrechnung eine definitive Fenftellung darüber gemacht werde, 
welhe Summe ber Kämmerei und welde bem Refervefonbs zufließen folle. Bei der Abflimmung 
hatte ſich eine Meinungsderſchiedenheit der Collegien ergeben, zu deren Ausgleihung beute bie 
Sache abermals zur Verhandlung anfland, Nachdem indeß Herr Wortführer Götting erflärt 
hatte, baf er zur Vermeidung höherer Eutſcheidung feinen in voriger Sitzung geftellten Antrag 
zurüdziehe, aud Niemand benfelben wieder aufnahm, fo wurbe ber Entwurf in ber vom Ma- 
giſtrat urſprünglich vorgeſchlagenen Form von beiden Collegien genehmigt; Bürgervorfleher 
Hartmann enthielt fi der Abflimmung, weil er bei der erflen Berathung nicht zugegen geweſen, 
doch habe er auch im Ganzen gegen den Entwurf nichts einzuwenden. — Hiernach referirte 
Herr Stabtiyubicus Helmer aus ber Rechnung bes latholiſchen Waiſenhauſes für das Jahr 
1858; dem Necnungsführer wurde vorbehaltlich der Erledigung geringer Grinnerungen Ent- 
faftung ertheilt. Die Einnahme des Waifenhaufes beträgt 2710 Thlr. 26 ®r. 4 Pf. Capital- 
Zinfen (aus dem Gefellihaftsfonds), 158 Thlr. 27 Or. 5 Pf. Zeitpacht nebſt einigen Legaten 
und Funbationszufhüffen, aus ber löniglichen Generaltaffe 12 Thlt., aus ber Kaffe des Amts 
Hilderheim 12 Tülr. 10 Gr., aus ber jährlihen Sammlung etwa 125 The. ; die Ausgabe 
dagegen: am Zinfen 276 Thlr. 23 Sgr. 8 Pf., Gunbationd- und Adminiftrationsgelber 288 
Thlr., Landpacht 15 Thlr. und die Zahlungen für Aufſicht, Kleidung ꝛc. ber Kinder. Ein 
Bergleih der currenten Einnahme und Ausgabe ergiebt eine Mehreiunahme von 88 Thlr. 
28 Gr. 2 Pf, In dem genannten Rehnungsjahre wurden im Haufe erzogen 24 Knaben, ven 
benen einer abging, uub 22 Mädchen, ven denen ebenfalls eines ausſchied; als Waifenhaus- 
Lehrlinge wurden 16 unterflügt. — Auf Antrag bes Herrn Senator Schreyer wurbe bem Rech⸗ 
nungsführer der Oflerthor + Weidelaffe Ouittung und Dedarge erteilt. Die Einnahme belief 
fi auf 2580 Thlr. 14 Gr. 3 Pf., die Ausgabe auf 2543 Thlr, 24 Or. 5 Pf.; Kafjebeftand 
36 Thlr. 19 Gr. 8 Pf.; der Antheil der Kämmerei beträgt 574 Thlr., ber ber Weidelafſe 
861 Thlr. — Derſelbe Reſerent theilte den vom ber Königlichen Wegban-Infpeltion aufgeſtelllen 
Koſtenauſchlag über die Unterhaltung der Peiner Landſtraße für den Zeitraum vom 1. Juli 
18601861 mit. Diefer Auſchlag beträgt 200 Thlr. weniger, als ber flädtifhe, weil er brei 
Monate fpäter erfolgte und fomit jhen ein Theil bes früheren Koftenanfhlags zur Verwendung 
gelommen war. Die bafür ausgeworfene Sunme von 269 Thlr. 12 Gr. 5 Pf. — richtiger 
271 Thlr. 17 Gr. 8 Pf. — wurde genehmigt und auf Antrag des Senator Schreyer ferner 
beſchloſſen, den mit dem Deconomen ©. Temme von hier beſtehenden Contract über Haltung 
ber Zuchtſtiere für die Kühe der Altftabt unter ben bisherigen Befimmungen und bem Preife 
von 199 Thfr, jährlich auf drei Jahre zu erfireden. — Nah ben dienlichen Mittheilungen rüd- 
fihtlich der Verpachtung des f. g. Pracherfamps am Steinberge, 29 Morgen 105 DRuthen 
enthaltend, wurbe dem Dachdedermeiſter Contad Gerfe auf deſſen Höchſtgebot von 136 Zplr. 
15 Gr. der Zuſchlag ertheilt und auf den Vortrag deſſelben Referenten die Koften für die in 
diefem Jahre noch auszuſührende Anlage von zwei Fenſtern im ber neu eingeriähteten Polizei» 
dienerflube zu bem’Betrage von 48 Thir. 25 Gr. genehmigt. — Einem besfallfigen Geſuche 
des Müblenpäcters Fübers wurde dahin entfproden, baß von ben Reparaturtoften der Gode- 
harbimähfe, welche im Jahre 1858 aufgerwandt worden feien und zu welgen er conttaciä ein 
Scäflel Heizutragen habe, die Summe von 83 Thlr. 3 Gr. 4 Pi. abgelegt werte, ver Weher 
67* 
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mithin ben fehlen Theil der dann verbleibenden Koften zu zahlen habe, Unter jenen Koften 
befanden fi nämlich auch folde für mande Stüde, die namentlid bei ber proviſoriſchen 
Sicherung der Freifluth nach kurzer Zeit wieder entfernt und fpäter verfauft wurben; außerdem 
fortert bie Biligleit, auf den vielfahen Schaden des Pächters beim Bau Nüdfiht zu nehmen. 
— Dan fritt fodaun zu einigen erbeblihen Nahbemwilligungen für bie diesjährigen Straßen- 
pflafterloften und zwar fir bie Pflaflerung ber Scherlenftraße 410 Thlr. 29 Gr. 6 Pf., für den 
Bfaffenftieg 207 Thlr. 25 Gr. 4 Pf., für den Andreaslirchhof 437 Thlr. 13 Gr., ferner für 
die Plafterung der Gaffe und des Plaßes dor dem ehemaligen Alerienhofpital 60 Thlr. Da- 
gegen fällt die Pflafterung ber Carthausftraße (200 Thlr.) für diefes Jahr aus. Der urfprüng- 
liche Anfchlag über die Scheelenfiraße betrug 3098 Thlr.; bei ber geforderten Nachbewilligung 
iR indeß zu erwägen, daß über 100 Thlr. noh in den erüßrigten Bafaltfleinen fleden, daß 
während des Straßenbaues für 243 Thlr. Ueberbrüdungen mehr, al® veranlagt waren, von 
den Anwohnern beantragt wurden, baß hinter ben Ueberbrüdungen Bafalt zur Verwendung 
tam und baß bie ganze Breite ber Rathhausſtraße mehr, als im bem bereits vier Jahre alten 
Plane lag, biefes Jahr gepflaftert wurde, Für den Pfaffenflieg waren 267 Thlr. bewilligt und 
find 474 Thlr. verwandt. Die vorhandenen Kiefel, mit welden man techniſcher Seits bis zur 
Taubflummenanftalt ausreichen zu lönnen glaubte, ergaben faft bie doppelte Strede, wenigftens 
80 Schritt Über den Anſchlag; biefe wurben gerflaftert und babei die Koften ber Entfernung 
der behuf der Pflaſſerung von ven veridiebenen Aufbewahrungsorten erft herangefahrenen Kiefel 
geipart. Au ber öfllihen Seite des Andreaslirhhofs war das Trottoir 1 Buß zu erhöhen und 
Platten waren nach der Kromerftraße ıc. zu legen, wofür die Summe von 437 Thlr. 13 Gr. ausge- 
worfen war. Im Ganzen geht die jegige Ausführung etwa 600 Thir. Über ben Anfchlag Hin» 
aus, und zwar mußten allein an Erbtransport 306 Thlr. mehr verwandt werden, an fall. 
feinen waren noch file 62 Thlr. nöthig, während man früher das erforderliche Material aus 
ben aufgenommenen Straßen nutbar machen zu lönnen glaubte, was ſich aber bei der Schlech⸗ 
tigkeit ded Materials als trügeriih erwies. Nebenher wurde bemerkt, daß die Andreaskirche 
allein für Saumquader gegen 1000 Thlr. verwendet und bie eigentliche Planirung des Platzes 
bejorgt. Cine Erjparung tritt biefes Jahr in fo fern ein, als man die Pflaferung der Carthaus- 
ſtraße ausjegen wird; ber anfängliche Plan, ben nad) dem Dombof führenden Brink abzutragen, 
wirb Ianbbrofteifeitig dringend empfohlen. Den Weg nad dem Alerienhofpital zu ordnen, bean- 
tragten bie Anwohner ber Burgſtraße dringend; auch Tann man beim jeßigen Zuftande nur fehr 
ſchwer, namentlih in der ranhen Jahreszeit, zum dortigen Brunnen gelangen. Nachdem ſodanu 
no dem Pflafterungsauffeher Rodelohr auch für diefes Jahr eine Zulage von 8 Thlr. zugebilligt 
war, erinnerte Herr B.-B. Dr. Hartmann daran, daß ſchon früher der Wunſch ausgeſprochen 
und deſſen Erfüllung zugefagt worden fei, daß ein Anfchlag über die ungefähr aus der Pflafle- 
rung ber nod übrigen Straßen entftchenden Koflen vorgelegt werde. Herr Senator Roemer 
flellte die Aufflellung eines ſolchen Koſtenauſchlags in Ausſicht und wies aud darauf Hin, daß 
zur Dedung ber Nachbewilligungen bie vorhandenen Ueberſchüſſe ausreichen wilrben. 
Wir erwähnen ſchließlich noch zweier außerhalb der Tagesorbnung Tiegenden Ausfaffungen. 
Herr Bürgervorfteher Dr. Hartmann nahm nämlich während einer Pauſe Anlaf, auf Aeuße⸗ 
rungen hinzuweiſen, bie rüdfihtlih feiner Perſon in ber befannten, im goldenen Engel am 
14. d. M. abgehaltenen Verſammlung gefallen feien; er müffe erflären, daß er in ber fraglichen 
Magiftratsfigung weder gehudelt, noh mifahtend behandelt worben fe. Im inneren 
Zuſammenhange mit biefer Erllärung ftanden auch offenbar diejenigen Auslaſſungen von Bürger- 
vorftehern, welde wider das gegen dem Magiftrat in jüngfer Zeit mamentlid in Bezug auf bie 
projectirte Abtragung einiger Wälle verfuchte Auftreten einzelner Bürger, Verwahrung einlegen 
zu müfen glaubten. Man Habe bei diefer Gelegenheit fabelpafte Nachrichten über die Winanzlage 
der Stabt in Umlauf zu fegem verflanden und ber fheinbare Patriotiemus habe ſich fo weit 
verirrt, daß durch dieſen Feuereifer der Credit der Stabt nach außen hin leicht eine Schwädung 
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erleiven Könnte, Seit 1846 aber ſeien bie Rechnungen ber Stabt ohne Deficit, oft mit Ueber 
ſchüſſen geſchloſſen, bie Stadt befige ein Bermögen von nahezu einer halben Million; dagegen 
an Schulden für newere Anlagen uiht mehr als ungefähr 58,000 Tplr, nämlich 40,090 Thlrx. 
für die Pflaſterung, 8000 pie. für das Gebäude der höheren Töchterſchule und 10,000 Thlr. 
für das Goteharbi-Mülengebäude, und es jet ein Wert ver Bayer due wer Yntenmunit, 
durch entgegengejegte Behauptungen, die jeven Augenttid hurd Wr \öter nr vu hen anlinen 
jährlichen Rehnungsabihlüfie ihre Widerlegung fänden, Mißvergnilgen unter ber * 
erzeugen zu wollen; eine beſſere Finanzwirthſchaft wub eine gewiffenhaftere Benupum geriäpaft 
tiſchen Vermögens, fo wie eine frengere Vermeidung unnüger Ausgaben, alg fie kin det Mib- 
Sahren zu Tage getreten, fei im feiner Stabt Deutſchlauds wahrzunehmen. Diefe — — 
weit entfernt einen Widerſpruch hervorzurufen, ſchienen im Gegentheil allgemein in den eig 
gien getheilt zu werben. * 

Einbeck, 15. Oltober. Sie werben ſich wundern, ſchreibt man ber „Bf. N“ 
breiviertel Jahren unfer Magiftrat, flatt aus vier, nur aus zwei Perfonen beſteht, 
eine dauernd kränklich iſt. Der Stadiſyndilus Dr. Raben iſt nach längerer Krautkh 
verſtorben, unſer erſter Senator Krome, wegen hohen Alters (er befindet ſich in den Achtzig⸗ 
abgegangen. Zu dem Amte des Syndikus haben brei hieſige Advolaten, auch einige * 
tige, bereits ſich gemeldet; auch für bie Senatorxeuwürde fehlt es nicht an geeigneten Bewerbern 
Im ber Bürgerfhaft wünfht man ſehnlichſt die Ergänzung unferer Collegien und zwar Durch 
Männer, welche mit den Einwohnern theilnehmenb und freundlich zu verfehren verflehen. In. 
deſſen iſt vom Magiftzate, bem bie eiſten Schritte in biefer Angelegenheit zuflehen, bisher no 
keine Eröffnung an das Bürgervorſteherlellegium gelangt. Mögen biefe Zeilen dazu beitragen, 
bie Sache ber zeitweiligen Bergeffenheit zu entreißen! Leider wählen Magiftrat und Bürger- 
vorſteher nicht in gemeinfchaftliher Berfammlung, fonbern getrennt, und im Falle ber Meinungs- 
verſchiedenheit entſcheidet die Landdroſtei. Da nun auch im Magiftrat bei Stimmengleichheit 
die Anfiht des Bürgermeifters entfeibet, fo darf man ohne Bedenken es für wahrfcheinlich 
halten, baß bie Stimme bes Bürgermeifters Überhaupt diefes Mal für die Wahlen maßgebend 
fein werbe, 


daß feit 
wovon bie 


eit plöglic 


m nm mn men umge nen] 
Bermifchtes, 


„Reftauriren” ift nicht immer „Eonferviren.“ 

Es iſt gewiß traurig, Magen zu müffen; viel angenehmer it es, loben zu Können. Aber 
ber Klagende ſelbſt if ja nicht der Schöpfer der Plage, fondern nur die Stimme ber Hagenden 
Thatfache, bie burch ihm ſich Worte giebt. Diesmal iſl's wieder die Verwaltung unferer Alter« 
thümer, melde uns bie Weber führt, Die Regierung gerade Preußens hat es oft genug 
anerfaumt, welcher Werth auf die Erhaltung von Kunft- und literariſchen Alterthümern F 
legen und wie ſolche insbeſoudere in ben Wirkungstreis der Communalverwaltungen fa 2 
und Tein gebifdeter Menſch ignoriert heut die culturgeſchichtliche Wichtigkeit vom Dingen, bie — 
vor Kurzem noch ale blos geduldete Curioſa anſah. Aber welch hohe Bebentung ſie ns 
für die Städte haben, dafür find gar viele Augen, welche für das Städteweſen nn 
berufen find, noch blind, und bie Zeugniffe der Macht, des Reichthums, des Anfehens, wie 
Runftgefhmades, ber Brände und mannigſachen Lebensbezüge unferer bürgerlihen gen 
bie Schöpfungen ihres gerechten Stolzes, bie Gegenſtände eines eben jo gerechten Stolje F 
die Nacht ommen, fie verfallen dem Pinſel bes Tünders, der Pide des Handlangers und zu = 
ber erfinberifcheh Rohheit eines fiyflofen und in der Kumfihiftorie ungebildeten rg 
bie Willkür feines Geſchmackes an bie Stelle momımentaler Ueberlommniffe fett und viele 
wüßung dauu „Reflauration“ benennt. Und wenn dann irgend ein Freund ber Kunſt — 
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Kunf nicht als eitlen Nafch - und Flitterwerles, nicht als einer flüchtigen Decoration, bie man 
beute aufmalt und morgen wieder überpinfelt, ſondern als eines Gegenflandes des Stubiums, 
als einer plaſtiſchen Gefhichtserzählung von ben Dingen ber Vergangenheit, über melde ung 
Urkunden feine Auskunft geben — wenn einmal ein folher Kunftfreund Lärm ſchlägt umb 
nun ein Super-Arbitrinm eingeforbert wird, — wie geihicht dag? Man jhidt eben wieder 
ben leeren Tehniler bin; biefer fommt, fieht und ift befiegt, es fällt ihm Alles brillant iu 
bie Augen, ben Geſetzen der Mechanik ift genügt, und das Seufzen ter zerflörten Kunſtſchätze 
hört er nicht, er fieht fie nicht — fie "find ja nicht mehr da! So iſt denn ber Kunftfreund 
abgeirumpft und fogar biejenige Stelle, melde zuoberft fiber die Confervation unferer Kunft- 
Alterthümer in Preußen geſetzt if, iſt lahmgelegt. Daß man einen kunſthiſtoriſch, äſthetiſch Be⸗ 
fühigten zu ſolchen Commiffionen mitberiefe, daß man ihn vor dem fogenannten „Reflaurationen“ 
mit zu Rathe zöge, daran ift nicht zu benfen, ſelbſt dann nicht, wenn man weiß, daß Perfonen 
und Vereine vorhanden find, die um ber Sache willen ihre Kräfte im amegebehnteflem Maße 
zur Berfügung fielen würden. So wird an Kirchen und Hallen Manches verbrochen und zerbrochen, 
was unerjeßbar ift, Monumentales verſchwindet, Neues tritt mit liebenswürbiger Kedheitan die Stelle; 
ale ob Granit fo theuer wäre wie Lapislapuli, legt man von ihren Stätten geriffene Grabfleine 
der Vorberen den Marktlaufern umter bie Füße, damit Wappen und Infchrift hübſch ſchnell 
ausgetreten werben, unb während man für jeden Flid{dufter ein Examen rigorosum für das 
Betreiben feiner — Kunft verlangt, überliefert man bie „Renovation“ eines ber werthvollſten 
altertyümlichen Gebäude Deutfhlands in bie Hände eines als Bildhauer noch ungeprüften Phidias, 
etwa wie man eine Straßenpflafterung verbingt. „Faites votre jeu, Monsieurs!“ Und an 
einer tüchtigen „Berarbeitung” wird es bann nicht fehlen. Der Eigenfinn, der Dinkel und bie 
Bequemlichkeit ftehen zu Pathen und bie moberne Schnelfertigkeit giebt die Taufe. Bor dem 
Bere ber Zerfiörung wenigſtens Eopie zu nehmen, bamit man wiffe, Was bagewefen — 
auch bies ift nicht allwärts UÜblich ... 

Dir begnügen uns heut gern an biefem Allgemeinen, hoffend, bie Rüge möge vielleicht 
das Eingehen auf Ort und Eingelheit erfparen. Sollte aber, wie einft unfere Mittheilung über 
Arhiovergeubungen, auch biefer Nothſchrei ein anderes offenes Ohr finden, fo find wir gern 
bereit, Bacta und Gewährsmänner zu fielen. Freilich möchten, um dauernd zu wirken und 
bie harten Wände mancher Actenzellen zu durchdringen, Verfügungen wie die vom 17. Februar 
1859 (Juniheft v. 3.) alle Monate — oder lieber alle Tage republicirt und mit rothen Pettern 
an die Arhivfcränte, Raths- und mande fonftigen Thüren gefchrieben werben ! 

— r. 





IV. 
Ani ur. 


Ge fe 6, 3 
betreffend die Handhabung der Staatsaufſicht über verwahrlofte Gemeinden. 
(Regierungsblatt für das Königreich Wilrtemberg vom Jahre 1855, Nr. 4.) 


Weklhelm, von Gottes Gnaden König von Wirtemberg. 
Im der Abfiht, im Gemeinden, welche ſich im fittfihem und beonomiſchem Zerfalle be- 
finden, einen befferen Zuftand herbeizuführen, verordnen und verfügen Wir, nad Anhörung 
Unferes Geheimen Rathes und unter Zuftimmung Unferer getenen Stände, wie folgt: 


‚ns wilrbe für bie Leſer dieſer Monatsfchrift gewiß von Wichtigkeit fein, zu erfahren 

* dieſes Geſetz in ſeinem Urſprungslande —— Gt —* ia Erfol Ben * 

x‘ gelommen. Umfere Herren Mitarbeiter 9 Königreih Würtemberg —— Hear 
K. ©. in Stuttgart) werden hierüber um gefällige Mitteilungen gebeten. D. 9. 
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Art. 1. 
Gemeinden, welde der erforberfihen deonomiſchen Grundlagen ermangeln 
wicht im Stande find, den für bie Gemeinbezwedte nötigen Aufwand en 
Staatsmitteln zu befireiten, und zugleih im fittlihem Zerſalle fich befinden, Mönnen aus 
von Uns zu erlaffende Verordnung unter bejondere Stantsanifidgt grfteit wo uch eine 


Art. 2, 


In Gemeinden, welche unter befonderer Staatsanfficht ſtehen, 
erften Ortsvorfiehere und auf Anordnung ber ia u = ar — bes 
auf don Uns zu ermennenbe Beamte Über. Der bisherige erfle Ortsvorfleper, 5 * 
der Ratheſchreiber, — mit der Ernennnug dieſer Beamten abzutreten. ‚ bejiehungsweife 

Der durch die Anſtellung biefer Beamten entfichende Mehra . 

Staatslaffe beftritten. n braufwanb wird aus ber 

Mehrere benachbarte Gemeinden, welche unter Staatsaufficht fliehen, Tönnen Einem 
Beamten untergeorbnet werben. 

Art. 3, 


Dem anfzuftellenden Beamten kommt au in Straffällen, im welchen nach ben Geſetzen 
ber Gemeinderath zuſtändig iſt, die Unterſuchung und das Erkenntuiß zu; feine Strafgewalt 
erſtredt fi unabhängig von ber Klaſſe, welcher die Gemeinde angehört, bis auf viertägiges 
Gefängniß mit Schärfung dur ſchmale Koft je am zweiten Tage, ober zwölf Gulden Geldſtrafe. 

Ueberdies gehen bie Rechte bes Gemeinderathe bezüglich der Ausweiſung Ortsfrember 
auf den Beamten über. 

Art. 4. 

Der Beamte iſt berechtigt, die von dem Gemeinderathe in Polizei- und Berwaltungs- 
ſachen gefaßten Beſchlüſſe zu ſuspendiren und der Entſcheidung des Oberamts zu unterſtellen. 

Dem Oberamt ſteht es im ſolchem Falle zu, über ben Gegenſtand die geeiguete geje- 
mäßige Berfügung zu treffen. 

Geſuchen um Bürgeraufnahme und um Zulaffung ber Verehelihung kann nur mit Zus 
fimmung bes Beamten entfprohen werben. Ertheilt ber Beamte die Zuflimmung nicht, jo iſt 
das Geſuch als abgelehnt zu betrachten, und es tritt fofort anf Anrufen bes Betheiligten das 
Berfahren des Oberamts nah den fonft geltenden gefetlihen Beftimmungen ein, 


Art. 5. 
Die Ernennung, Berpflihtung und Entlaffung ber zur Unterſtützung ber Boligi m = 
fiellenden Gemeindediener erfolgt mad Mafigabe der beftehenden Geſetze, Matt vurd u 
meinberath, durch den aufgeflellten Beamten. 


Urt. 6. 
Die nach den beftehenben Verorduungen den weltlichen Mitglievern bes — 
zuſtehende Befugnißz, Geld» und freiheitsftrafen zu erlennen, geht, unbeſchadet der ſo 
Rechte und Verrichtungen bes Kirchen» Eonvents, auf den Beamten über. 


Art. 7, 

Gegen Bettler, Landſtreicher und folde Perfonen, welche ſich einer ber in ben Art. © 
unb 6 bes Gefees vom 2. Mai 1852 bezeichneten Uebertretungen ſchuldig gemacht haben, var 
wenn biefelben einer unter Staatsaufficht flehenben Gemeinde angehören, im bem zum — 
niſſe des Oberamts erwachſenen Straffällen, wofern die Uebertretung in beharrlicher — * 
oder Genußſucht ihren Grund hat, ober einen höheren Grad von Bosheit ober Berberbenhei 
fund giebt, durch das Oberamt als Surrogat für verwirfte Freiheitäftrafe, in beren 
Umfange ober auch nur in Beziehung auf einen Theil derſelben auf Förperliche Zuchtiguug 
zu fünfzehn Streichen. erlannt werben, 


noent® 


— ll 


Art, 8. 

Berfonen, zumal jlingere, welche fi dem Müßiggange hingeben, Fünnen, fo Lange fie 
in einer unter Staatsaufſicht lebenden Gemeinde fih aufhalten, durch Zwangsmittel nah Maß- 
gabe des Geſetzes vom 2. Mai 1852 zu einer ihren Kräften entfprechenden Arbeit angehalten 
werben. 

Art. 9. 

Die Regierung ift befugt, folhe Gemeinden, im welchen die Auswanderung ober Ueber» 
ſiedelung ihrer feitherigen Einwohner bewerfftelligt worben ift, aufzuheben unb den Grund unb 
Boden benachbarten Gemeinden zuzutheilen. 


Art. 10. 


Die Borfriften bes vorſtehenden Geſetzes finden anf Theilgemeinden gleihmäßige An- 
weubung. 


Unfer Minifter des Innern if} mit ber Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben Stuttgart den 24. Jannar 1855. 
(Gez.) Wilhelm. 


Der Minifter des Innern, Auf Befehl des Königs, 
Linden. der Chef des Geheimen Cabinets: 
Maucler. 





Kommunal: Eintommenfteuer -Regulativ für die Stadt Breslan. 


Zur Dedung ber Bebürfniffe des ſtädtiſchen Haushalts ift bisher eine Communal-Ein- 
fommenfleuer erhoben worden. Da das Bedürfniß derſelben noch fortbauert, fo find bie bei 
ber Erhebung dieſer Steuer bisher zur Anwendung gelommenen Grumdſäte ber Vorſchrift der 
Stäbteorbnung vom 30. Mai 1853 8. 58 vorletztes alinea entſprechend, einer Reviſion unter- 
worfen und hiernach in Webereinftiimmung mit ber Stadtverordneten-Verſammlung für bie 
fünftige Erhebung ber Communal-Eintommenfteuer folgendes Regulativ bejäloffen worden : 

$. 1. Der Einlommenfteuer unterliegen: 

a) alle Berfonen, welche ein felbfiflänbiges Einkommen beziehen und Einwohner bet 
Stadtbezirke find — $. 3 der Stäbteorbnung vom 30. Mai 1853; 

b) biejenigen, welche ohne Einwohner zu fein fih im Stadtbezirk aufhalten, um ihren 
Unterhalt zu erwerben, bei einem Aufenthalt von mehr als drei Monaten vom Ab» 
lauf bes britten Monats ab — $. 4 der gedachten Stäbteorbnung ; 

c) diejenigen, welde one in dem Gtabtbezirk zu wohnen bier Grunbbeftt ‘haben uber 
ein fieheubes Gewerbe betreiben, nach dem limfange des ans jenen Quellen fließen- 
ben Einlommens; 

d) juriſtiſche Perfonen, welche in bem Stadtbezirk Grundeigenthum befigen ober ein 
ſtehendes Gewerbe betreiben, nach dem Umfange bes aus jemen Duellen fließeniben 
Einlommens — eir. 8. 4 1. c.; 


e) Ausländer, melde fi im Stadtbezirk des Erwerbes wegen aufhalten, nad) einem 
Aufenthalt von drei Monaten. 


Für Ausländer, welde im Stadtbezirke einen Wohnfig begründet haben, gilt bie Be⸗ 
fimmung $. 1 ad a, des vorliegenden Regulativs. 


$. 2. Die Veranlagung und Beſteuerung erfolgt im Allgemeinen nad dem Geſamumt · 
einkommen, welches ber Steuerpflichtige aus Kapitalvermögen, ans Grundeigentum, ans bem 
Ertrage eine® Gewerbes oder einer gewinnbringenben Beihäftigung, aus Rechten auf periodiſche 
Hebungen ober aus Vortheilen irgenb welcher Art bezieht, Das Cinlommen von dem außer 


halb bes Stabtbezirts belegenen Grundeigentum beibt-anfer Berehuung — 6. 59 'ber&täbte- 
ordnung. 

5. 3. Das Einlommen des Steuerjahres (desjenigen Jahres, für welches bie Steuer⸗ 
veranlagung erfolgt) iſt maßgebend und find feſtſtehende Einnahmen mit ihrem vollen Betrage 
zur Berfleuerung zu ziehen. Aus Unternehmungen, - bie keine gleihmäßige oder fefftchenbe 
Rente bringen, fol biejenige Rente als maßgebendes Einkommen angenommen werben, bie für 
das Yorhergegangene Jahr amfgelommen if. Bei Orundftücken ift der jeweilige jährliche Mieth- 
zins unter Hinzurechnung etwaiger Natural» und fonfligen Leiſtungen bes Miethers als Ein- 
tommen zu berechmen, Benußt ber Steuerpflichtige fein Grunbflüüd gang oder zum Theil jelbft, 
fo finb vie vom ihm bemußten Realitäten nach dem ortsüblichen Miethapreife zu veranfchlagen. 
Beſtehht das Einfommen aber im dem Ertrage eines landwirthſchaftlichen, gewerblichen, ober 
Kabritunternehmens, oder einer auberin unbefiimmten gewiunbringenden Beſchäftigung, fo. ge- 
chieht die Veflenerumg nach dem Durchfchnitte-Eintommen ber letztverfloſſenen drei Jahre, ober 
der letzten zwei Jahre, wenn bie Einnahmequelle ex feit zwei Jahren beficht. Kamm wegen 
türzever Dauer der Einnahmequelle ein folcher Durchſchnittsſatz micht eintweten, jo iſt das volle 
Einfommen bes legten Jahres maßgebend. Läßt fih auch hiernach oder überhaupt nicht bas 
Eintommen feftellen, fo wirb auf bie. Erträge ähnlicher zur Befleuermg gezogener Geſchäfte, 
ſelbſttedend unter Berädfichtigung der befonderen, bie Befteuerumg bebingenden Momente, oder 
endlich auf den Betrag der Haushaltungs- und fonftigen Aufwendungen bes Steuerpflichtigen 
jurüdgegangen. 

8. 4. Bei Feſtſtellung bes Renerpflichtigen Einkommens kommen von ber Bruttoeinnahne 
in Abzug: 

1) Die Zinfen ſchuldiger Kapitalien und die auf Grund einer gefetlichen Berpflichtung zu 
zahlenben Penfions- und Wittwenlaffenbeiträge; außerdem bleiben Dienft-Emslumente, 
welche bloß als Erſatz baarer Auslagen zu betrachten find, ſteuerfrei; 

2) wenn bie Einnahme aus einem Gewerbe oder einer ähulihen gewinnbringenden Be- 
ſchäftigung herrührt, Diejenigen Ausgaben, melde behufs Fortführung des Gewerbes 
reſp. der gewinnbringenden Beichäftigung im bisherigen Umfange gemacht worben find, und 

3) wenn das Einkommen aus Grundbefig fließt, bie auf leterem ruhenden Laflen und Steuern. 
5. 5. Dagegen werben von ber Einnahme nicht in Abzug gebracht ſolche Ausgaben, 

welche ſich auf Veftreitung des Haushalts des Steuerpflichtigen nud des Unterhalts feiner Au- 
gehörigen beziehen, ober welche in einer Kapitalanlage zur Erweiterung des Geſchäfts oder zu 
Berbeflerungen aller Art beſtehen. 

$. 6. Das Einlommen von Ehefrauen und das nicht aus Erwerb herſtammende Ein 
kommen von minberjägrigen in ber väterlichen Gewalt befindlichen Kindern wird dem Gin 
fommen des Maunes, begiehuugsweiſe des Vaters hinzugerechnet, Findet fi, baß das Ber- 
mögen ber Ehefrau vorbehalten, ober das Vermögen ber Rinder freie® if, fo wird bad Ein 
tommen aus biefem Vermögen beſonders befleuert. Wittwen , geſchiedene. ober bon ihrem 
Ehemann getrennt lebende Frauen, Minderjährige, melde ſich nicht im väterlicher Gewalt be⸗ 
finden, ſerie Vinbencheige weiche ein fieuerpffichtiges Einkonmten aus ſelbſthändigem Erwerb 
bestehen, gleichdiel ob felbige im Hauoſtande ver Eltern Icben ober wicht, ſind als folche mal“ 


fehen, die feibffändig ein Einkommen Sesiehen, mb maih Maßgabe ihres intommens für ſich 
jur Steuer zu beranlagen. 


8.7. Diejenigen Eifenbahngefellfchaften, welche im Gemeindebezirk ihr Domieil ober 
eine Station haben, unterliegen ber Kommunal -"Einfommenfleuer nach Maßgabe der in ben 
Minifteriaiseferipten vom 29. Geptbr. und 5.Moubr. 1856 gegebenen Borfchriften Besigli® 
ber Verſicherungegeſellſchaften wird auf dad inifterial-Refeript vom 9. Juni 1865 Bezug 


genommen, 


990 
8, 8, Befreit won ber Eintommenftener find: 2 Mc 


a) ber Königl. Wiscus; b) bie Kämmerei —— e) ea — d) aa und 
e) milde Stiftungen —* sa na 
Außerdem find befreit: mw 


PN bie ſervisberechtigten Militärperfonen bes activen Dienſtſtandes. — —— 
netsorbre vom 29. Mai 1834. — Sind dieſelben im Stadtbezirle mit Grundeigenthum 

angeſeſſen, ober betreiben fie eim ſſehendes Gewerbe hierſelbſt, fo unterliegen fie von 
dem aus biefen Onellen fliefenden Eintommen der Einfommeufteuer; ebenfo die Mili- 
tärärpte rüchfichttich ihres Einkommens aus ber Givilprari® ($. 4 der Städteordnung 
vom 30. Mai 1853) fo wie auch bie zur Allerhöchſſen Dispofitton geftellten Offiziere, 

ſobald fie ſich hierorts miedergefaffen baten, von ihrem außerdienſtlichen Einlommen; 

2) die aus Staatskaffen und Allerhöchſt genehmigten orgungsanftalten fließenden Pen» 
fionen der MWittwen umb Erziehungsgelder für Waifen ehemaliger öffentlicher Beamten 

und Diener. — Allerhöchfte Cabinetsorbre vom 21. Januar 1829; 

3) die Befolbungen und Emolumeute, ſo wie Penſionen der Seiftlichen und Eflementar- 
Schullehrer; 

4) Penſionen und Wartegelder ter Staatédiener, fofern deren jährlicher Betrag die Summe 
von zweihunbertfunfzig Thaler micht ‘erreicht. — $. 10 bes Gefeßes vom 11. Juli 1822, 


89 Eine Beihräntung bei ber Beranfagung tritt ein: bei den Staatsbienern, fläb- 
tifchen und amberen als mittelbare Staatebiener zu betrachtenden Beamten, — Gefe vom 
11. Iuft 1822 und vom 14. Mai 1832. — Es wirb nämlich deren Gehalt und Dienftein- 
fonmıen von zufälligen Emolnmenten zur Hälfte Berechnung gebradt, Eine gleihe Be- 
ſſeuerung gift für deren Penflonen und — dieſelben den Betrag von 250 Thlr, 
jägrlich erreichen oder Überfleigen, Die Gehalts - äge be bie vorgeſetzte Behörde 
bes Beamten nad runder Summe Bon ihrem etwaigen befo ermögen unb anberem 
Eintommen werden bie Beamten fo wie auch die Geiftfichen und Schullehrer gleich den andern 
Einwohnern befteuert. — $. 7, bes Geſetzes vom 11. Juli 1822, — Kommt neben bem amt. 
fihen Einkommen eines Beamten anderweites Einkommen Mit zur Veranlagung, fo wird dieſes 

— felbf wenn es unter dem Betrage bes fonft nicht zur Veranlagung fommenden Einkom⸗ 
mens ($. 10) bleibt — ber Hälfte des Gehaltes ꝛc. zugerechnet und bildet ſich hierdurch die 
Beranlagungsfumme. 


10, Unbeſtenert bfeibt für jet das Einkommen aller derjenigen, beren gefammtes 
nhriche, an ſich der Steuer unterworfenes ECinlommen bie Summe von 100 Thlr. noch nicht 
erreicht. — Der anfiegende Tarif weift bie Stufen, nad; denen die Einkommens-Beranlagung 
erfolgt, fo wie bem einfachen Gtenerfag mach, weichen jeber Steuerpflichtige nach Berhältniß 
feines Einkommens jährlich entrichtet. — Die Zapı ber zu erhebenden rd Stenerfähe 
wird mach Maßgabe des aufzubringenben Bebarfs vom den fläbtifchen Behörden mit —2 
der Konigl. Regierung beftimmt. Wis anf Weiteres wird dieſe Anzahl auf 10 fengefept. 


8 11. Die Erhebung der Einlommenfteuer gefchieht in Monatsraten durch beſondere 
— und vereidigte Einſammler (Billeteurs) gegen gebrudte Quittungen, welche mit dem 
Stempel der Communalſteuerkaſſe verſehen, und von den hierzu beauftragten Beamten derſelben 
umterzeichmet find, Mach Ablauf jeden Monats erfolgt nah Maßgabe der geſetzlichen Bor- 
ſchriften bie erecutivifche Beitreibung ber nicht zur Zahlung gelangten Beträge, 


$. 12. Die Steuerpflicht beginnt: 
1) Bei Vnkengen, wege nf Ben Belmmngen Dr Bee im Eid dem Bote 
fig haben, 


ern"% 
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mit bem Hebungstermine besjenigen Monats, im welchem dieſelben zu einem feuer 
pflichtigen Einfommen gelangt find; 

2) bei benjenigen, welche bier einen Wohnfig neu begrünben, 
mit bem Hebungstermine besjenigen Monats, im weldem bie Wohnfigbegründung 
erfolgt if; 

3) bei demjenigen, welde, ohne bier ihren Wohnfl zu haben, fi bier aufhalten, 
mit dem Hebungstermine nad Ablauf besjenigen Zeitraumes, an welchem fie nad) 
$. 1 b. und e. fleuerpflidhtig werben ; 

4) a) bei bem juriftifhen Perjonen, 

b) bei den ſervisberechtigten Militairperfonen bes activen Dienfiftanbes, fo wie and 
bei den fonfligen Perfonen, welche bier nicht ihren Wohnfig haben, aber im Stabt- 
bezirk Grundeigentum erwerben ober ein fiehendes Gewerbe beginnen, 

mit dem Hebungstermine desjenigen Monats, in dem fle das Grunbftüd erworben 
oder das Gewerbe angemeldet haben. 


5. 13. Die Steuerpflicht erlifcht: 

1) durch ben Tod der zur Steuer Beranlagten zu bem auf ben Tob folgenden Hebunge- 
termine ; 

2) durd das Aufgeben des Wohnſitzes ober des Aufenthaltes im Stadtbezirke von Seiten 
berjenigen, welche hier nad ben Beftimmungen der Geſetze ihren Wohnfig haben ober 
fi hier aufhalten, um hier ihren Unterhalt zu erwerben, zu bem auf das Kortziehen 
von bier zunächſt folgenden Hebungstermine ; 

3) durch bie Veräußerung ber Grundbftüde und das Aufgeben bes ſtehenden Gewerbes bon 
Seiten ber Tediglih vom Grunmbbefig oder Gewerbebetrieb Befteuerten, zu bem nächſten 
Hebungstermine nad ber Beräußerung des betreffenden Grunpfüds ober nad bem 
Aufgeben bes Gewerbes. 


8. 14, Ein Jeder, welcher eim fieuerpflichtiges Einkommen bezieht ober erwirbt, ift 
verpflidhtet, binnen 6 Monaten nad ber amtlichen Veröffentlichung dieſes Regulativs, be- 
ziehungsweife nach feinem Anzuge in hiefiger Stadt ober nad Erlangung feines ftenerpflichtigen 
Einfommens, behufs feiner Beſteuerung bei dem Magiftrat ſich zu melden, infofern er nicht 
inzwifchen eine Steuerausfhreibung bereits erhalten hat. — Im Unterlaffungsfalle trifft ihm, 
unbefhabet feiner Verpflichtung, bie ihn treffende Steuer für bie Zeit, in welcher er zur Unge⸗ 
bühr fleuerfrei geblieben ift, nachzuzahlen, in Gemäßheit des 8. 53 ber GStäbteorbnung vom 
80. Mai 1853 eine Orbnungsfirafe bis auf Höhe von 10 Thalern, 


$. 15. Die Beranlagung der Steuer erfolgt durch eine nad ben Borſchriften des 9.59 
der Stäbteorbnung vom 30. Mai 1853 aus Mitgliebern bes Magiftrats, ber Stabiwerorbneten» 
Berfammlung, und aus flimmfähigen Bürgern gebilbete gemifchte Deputation, bie ſtädtiſche 
Abgaben » Deputation, — Die Anzahl der vom Dirigenten bes Magiftrats zu beputirenben 
Mitglieder des Magiſtrats wird auf fünf, bie Anzahl ber von der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung zu wählenden Stabtverorbneten und ftimmfähigen Bürger dagegen auf 54 feſtgeſetzt. 
Bei ber Wahl berfelben ift darauf zu ſehen, daß bie verfchiebenen in der Stabt vorhandenen 
Arten des Einkemmens (aus Grundeigentbum, SKapitalbefig und Gewerbebetrieb) möglichft 
gleihmäßig vertreten werben. 


$. 16. Die Wahl der Abgaben-Deputirten erfolgt auf brei Jahre. Alljährlich vor Be- 
ginn der Gteuer-Beranlagung refp. Aufftellung der Jahresrolle ſcheidet ein Drittgeil der Mit- 
glieber aus und wird durch neue Wahlen erfeit. Die das erfle und zweite Mal Ausſcheidenden 
werben Seitens ber Abgabenbeputation durch das Loo® beſtimmt. Die Uusigeidenden Fönnen 
wieber gewählt werben, 
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8%. 17. Die Wahl darf nur aus den im $. 74 der Stäbteorbuung vom 30. Mai 1853 
aufgeführten Entihulbigungegründen abgelehnt werben. 


8. 18. Der BVorfigende der Abgaben Deputation beruft bie Mitglieder derfeiben zu ben 
erforderlichen Sitzungen und verpflichtet fie mittelft Hanbfchfages an Eidesftatt zur Geheimhal⸗ 
tung ber einzelnen Bota und deſſen, was fie über die Verhältniſſe bes Steuerpflihtigen bei 
Gelegenheit der Abſchätzung erfahren. — Zur Giltigkeit der Beſchlüfſe der Deputationen iſt bie 
Anmwefenheit von mindeſtens 15 Mitgliebern erforderlich. Die Befchlüffe werben nach einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme des Borfigenden. — 
Die Einfhägung erfolgt geheim mittelſt Stimmzeichen, infofern eine Mojorität von mindeftens 
?/ der anmefenben Mitglieder ſich dafür ausfpricht. 


8. 19. Werben Deputations- Mitgliever oder beren nahe Angehörige eingeſchätzt, fo 
mäffen fi jene während ber Berathung über die Einfchägung aus ber Berfammlung entfernen. 

$. 20. Die Höhe des Einfommens ber Abgabenpflichtigen behufs deren Veranlagung 
in ber Steuerrolle wird in runder Summe von ber Deputation unter Zugrundelegung bes Ta- 
rifs nach dem Betrage des gefammten Einkommens abgefhägt. Der Abgabendeputation ift 
überlaffen, ihre Einfhägungen unter Benutzung aller ihr zu Gebote ſtehenden Hiffsmittel, indeß 
ohne ein läſtiges Eindringen in bie Bermögens- ober Einlommensverhältuiffe der einzelnen 
Steuerpfligtigen, lediglich nah pflitmäßigem Ermeffen zu bewirken. 


8. 21. Nah Aufftellung ber Steuerrollen wird jeber Steuerpflichtige, im beffen bishe- 
riger Beranlagung zur Einkommenſteuer eine Veränderung eingetreten ift, vor Beginn ber 
Steuererhebung von dem Betrage ber von ihm zu emtrichtenden Steuer buch ein verichloffenes 
Steuerausihreiben der Abgabendeputation mit dem Eröffnen in Kenntnif geſetzt, daß ihm ba» 
gegen die bei dem Magiftrate unter Beifügung des Gteuerausicreibens einzureihende Recla- 
mation binnen brei Monaten prächnfivifcher Frift offen ſtehe. Wo eine Beränberung in ber 
bisherigen Steuerveranlagung nicht erfolgt if, beginnt bie zuläffige breimonatlihe Reclama- - 
tionefrift vom 1. Januar jeden Jahres ab, 

$. 22. Reclamationen gegen bie Beranlagung müffen innerhalb ber vorgeſchriebenen 
Friſt unter genauer Angabe des Namens, Standes und ber Wohnung bes Reclamanten ſchriſtlich 
eingereicht ober zu Protocoll gegeben werben, widrigenfalls fie für das laufende Jahr nicht be- 
riidfihtiget werben. Die Reclamationen find von beu Steuerpflichtigen buch genaue Angaben 
und fpecielle Declaration ihrer verſchiedenen Ginnapmequellen zu begründen, beziehungsweife 
bie Richtigkeit der gemachten Angaben durd bie im ihrem Befige befindlichen Urkunden, Pacht 
eontracte, Schulbverfgreibungen, Handlungs» und Hausbüder u. ſ. w. zu ermweifen. Auch 
Tann die Reclamation durch Bermittelung von höchſtens zwei VBertrauensmännern, melde von 
dem Reclamanten aus ber Zahl der biefigen ſelbſtſtändigen Einwohner namıhaft zu machen find, 
begründet werben. 

$. 23. Dei Prüfung unb Begutachtung ber Reelamationen kann fih die Abgaben: 
Deputation, refp. der Magiftrat, bes Gutachtens ſachlundiger Einwohner bedienen. Wird zur 
Prüfung und Begutachtung ber Reclamation noch eine Auskunft beziehungsweife die Einficht 
don Beweiomitteln für erforberfich erachtet, und kommt der Reclamant diefer Aufforderung 
binmen der ihm hierzu zn beftimmenben Frift wicht mach, fo wird, wie ihm in ber besfallfigen 
Aufforderung zu eröffnen if, angenommen, baß er bie angebrachte Reclamation beffer als ge- 
ſchehen nicht begründen lönne. 

8. 24. Ein Recurs gegen bie auf die Reclamation getroffene Entſcheidung muß inner- 
halb einer Präciufvfeift von 6 Wochen nah der Zuftellung oder Bekauntmachung der Eutfchei- 
—. ber Rönigl, Regierung nach Maßgabe des $. 3 des Geſetzes vom 18. Juni 1840 

gelegt werben, 
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8. 25. Gegen Steuerpflichtige, melde bei der Erörterung einer erhobenen Reclamation 
auf bie bieferhalb am fie ergangene beſondere Aufforderung wmifjentlih einen Theil ihres Ein- 
fommens verſchwiegen oder zu gering angegeben haben, fönnen vom Magiftrat Orbnungsfixafen 
bis auf Höhe von 10 Thlru. angeorbnet werden. — $. 53 der Stäbteorbnung d. 30, Mai 1853, 


$. 26. Die Zahlung ber veranfagten Steuer darf durch angebrachte Reclamation ober 
Recurfe niemals verzögert, muß vielmehr mit Vorbehalt fpäterer Ausgleihung in den Fällig- 
feitsterminen unweigerlich geleiftet werben. 

8. 27. Ub- und Zugänge am Einlommen während des Jahres, für welches bie Ber- 
anfagung erfolgt if, ändern an der Steuer nichts. 


$. 28. Nur wenn nachgewieſen werben lann, daß durch dem Verluſt einzelner Cinmahme- 
quellen das veranſchlagte Geſammteinlommen eines Steuerpflichtigen um mehr als den vierten 
Theil vermindert worden, darf eine verhältnißmähige Ermäßigung der veranlagten Steuer ge⸗ 
forbert werben. Erliſcht ein Meuerpflichtiges Eiufommen gänzlich, fo iſt die ganze davon ver- 
anfagte Steuer in Abgang zu ftellen. — In allen Fällen müſſen jedoch bie bis dahin, alfo 
einihließlih des Monats, in welhem der Antrag auf Ermäßigung der Stener geftellt oder 
das fragliche Einkommen gänzlich erloſchen if, fällig geworbenen GSteuerraten entrichtet werben. 


$. 29. BVergrößert ſich ambererfeits das Einkommen eines Steuerpflidfigen im Laufe 


des Steuerjahtes, fo findet eine Erhöhung feiner Communaf- Cinfommenftener doch erfl im 
nächſten Jahre flatt. 


$. 30. Hat bei der Beſſeuerung ein formelles Verſehen ober ein Irrthum ſtattgefunden, 
fo muß, ſobald ſolches erwiefen, won Amts wegen eine Berichtigung vorgenommen werben. 
Diefelbe erftreckt fich jedoch nicht Aber das laufende Kalenderjahr zuxikd. 
$. 31. Die nah 8. 14 und 25 vom Magiftrat feſtgeſetzten Orbnungsfteafen fließen zur 
Haupt-Armenkaffe und ift deren Eingiehung im Steuer-Egecutionswege zuläffig.. — Ein Racure 
gegen die magiſtratualiſche Straffeſtſetzungs · Verfügung muß innerhalb einer Präclufivfrift: vow 4 
Wochen nad der Zuſtelung ober Belanntmahung ter Entſcheidung bei der Königl. Regierung 
eingelegt werben. — $. 76 ber Stäbteorunung vom 30, Mai 1869, | 
8. 32. Die Borfdriften des Gefeges Über die Berjährungefrifien bei Bfientfichen Ab⸗ 
gaben vom 18, Fund 1840 finden auch auf die Communal-Eintomannftiener Anwendung. 
$. 33. Abänberungen bes vorſtehenden Regulatids bedürfen unſerer und ber Stabtver- 
orbneten-Berfammlung Genehmigung und ber Beflätigung der König. Regierufig. 
Breslau, ben 5. September 1860. 


Der Magiftrat Hiefiger Haupt- und Reſidenzſtadt. 
TER Elwanger. Plaͤeſchke. 


Borflehendes Regulativ wird auf Grund des $. 58 ber Gtäbteorduung v. 30. Mai 1868 
von un® hierdurch genehmigt. 


Breslau, bem 14, October 1860. 
(L. 8.) 
Königl. Regierung; Abtheilung des Innern. 
von Big. 
Genehmigung I. IX. 1997. 
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Elaffifieationd · Tarif für die Veranlagung der Communal · @infommenfteuer 
in ber Stadt Breslau. 








P * 
a tocenten 
———— von demjenigen 
Einlommens⸗ 
betrage, mit 
welchem bie 
Stenerftufe 
beginnt. 





Im bie vorſtehenden Klaſſen werben 


eingeihägt bie 
Steuerpflichtigen mit einem Einfommen 
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1 [oon einſchließlich 100 M bis ausfhliegih 10m — | 3/—| 0, 
21 2 150 fZ " " 200 — 6 | — O. 22 
314 7) " [7 2 250 ** | 9 — 0,5 
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Breslau, ben 5. September 1860. 
Der Magiſtrat hiefiger Haupt- und Wefidenzfadt. 
Elwanger. Plaeſchke. 
V. g. 1984 b. 60. 
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Borftehenter, zu dem Communal » Einfommenfleuer + Regufative für die Stadt Breslau 
vom 5. September dieſes Jahres gehöriger Ciaffificationstarif wird auf Grund des 8. 53 der 
Städteorbnung vom 13. Mai 1853 von uns hierburd genehmigt. 

Breslau, den 13. October 1860. 
(L 8.) 


Königlie Wegierung; Abtheilung des Innern. 
bon Gy. 
Genehmigung. I. IX. 1927, 


Vorſtehendes Eommunal-Einfommenfteuer-Regulativ für die Stadt Bredlau, 
fowie vorftebender zu dem Regulative gehöriger Elaffificationd-Tarif werben hiermit zur 
Öffentlichen Keuntniß gebracht. 

Die Beranlagung zur Communal · Einfommenftener nach dieſem Tariſe erfolgt vom 
1. Januar 1861 ab. Die Zahl der zu erhebenden tarifmäßigen einfahen Steuerſätze 
if nach Mafgabe des Bedarfs auf 10 feſtgeſetzt. Cfr. 8. 10 des Regulativs. Die nachfolgende 
Nachweiſung zeigt, welchen Steuerbetrag ber Steuerpflichtige jeder Stenerlaffe in Folge biefer 
Feſtſetzung vom 1. Januar 1861 ab jährli ober monatlich zu entrichten hat. 


Nachweiſung. 


x 
zur Zeit zu entrichtenbe 
In tie vorftehenden Maffen zchnfade 
gehören die Steuerpflictigen mit Steuerfa beträgt 
einem Einkommen 







Klaſſe. 
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In die vorftehenden Klaffen 
gehören die Steuerpjlichtigen mit 
einem Ginlommen 
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Breslan, ben 20, October 1860. 


Der Magiftrat hieſtger Haupt» und Reſidenzſtadt. 
Elwanger, Placſchhe. 


Dust der Heſtuqbuderel von Krowigfg u. Coke in Brantfirt a. d. O. 
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